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I. 

Die  Stellung   der   Frauen   nach  Moliammedanisch- 
Hanafitischem  Rechte. 

Mit  einem  Anhang: 

Schaibanis  Eherecht'). 

Von 
Dr.  Iwan  Dimitroff,  Sofia. 

Einleitendes.  In  der  Regel  wird  die  mohammedanisclie 
Ehe  hauptsächlich  als  Verherrlichung  des  polygamischen  Prin- 
zips in  der  Form  der  Vierweiberei  betrachtet,  und  anscheinend 
entspricht  eine  derartige  Auffassung  des  Wesens  dieser  In- 
stitution äußerlich  auch  den  Tatsachen.  Denn  der  Prophet 
hat  einmal  in  Medina,  Allahs  Worte  wiedergebend,  folgende 
Offenbarung  verkündet^):  „.  .  .  so  nehmt  euch  zu  Weibern, 
die  euch  gut  dünken,  (nur)  zwei,  oder  drei  oder  vier;  und  so 
ihr  (auch  dann)  fürchtet,  nicht  billig  zu  sein,  heiratet  nur  eine 
oder  was  eure  Rechte  (an  Sklavinnen)  besitzt."  Aber  aus 
diesem  Koranverse  gewinnt  man  den  Eindruck,  daß  die  Zu- 
lassung von  vier  gesetzmäßigen  Frauen  zu  gleicher  Zeit  nicht 
nur  kein  Gebot  bildet,  sondern  sogar  anscheinend  sehr  ungern 
vom  Propheten  geduldet  ist.  Tatsächlich  ist  die  Einehe  bei 
den  Mohammedanern  bei  weitem  nicht  so  selten,  wie  man  an- 


^)  lieber  Scliaibäni  und  seine  Bedeutung  für  die  mohammedanische 
Rechtswissenschaft  vgl.  Dimitroff,  Asch-Schaibäni  und  sein  corpus 
juris  „al-gämi*as-sagir"  in  „Mitteilungen  des  Sem.  für  Orient.  Sprachen" 
(Westasiatische  Studien)  Jahrg.  XI,  1908,  S.  60—98. 

^)  Koran,  Sure  IV  (Die  Weiber),  V.  3,  übers.  Henning. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXIV.  Band.  1 
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nimmt,  und  der  Sinn  der  angeführten  Koranstelle  kein  Beweis 
für  das  Bestehen  der  Polygamie.  Mit  dieser  Bestimmung  hat 
Mohammed  ein  großes  Prinzip  in  seine  Gesetzgebung  aufge- 
nommen ,  das  ist  aus  der  zweiten  Hälfte  des  zitierten  Verses 
zu  entnehmen:  „und  so  ihr  fürchtet  nicht  billig  (Iw.  D.  zu 
allen  euren  Frauen)  zu  sein,  heiratet  nur  eine  etc."  Er  hat 
damit  den  Weg  einer  überaus  bedeutungsvollen  Entwicklungs- 
tendenz vorgezeichnet  und  das  Ziel  angegeben,  welches  für  die 
Weiterbildung  der  Eheformen  durch  die  Jahrhunderte  maß- 
gebend bleibt.  Sein  Verdienst  darf  jedoch  anderseits  nicht  zu 
hoch  eingeschätzt  werden;  denn  es  herrschte  einerseits  schon 
zu  seiner  Zeit  „die  freilich  sehr  leicht  lösbare  regelmäßige 
Ehe  durchaus  vor  und  zwar  seit  unvordenklicher  Zeit"  ^)  und 
anderseits  bleibt  der  Mangel  an  moralischer  Weihe  für  diese 
Neuerungen  ein  dunkler  Punkt  in  seiner  Reformtätigkeit,  da 
er  selbst  sich  ihnen  nicht  unterziehen  konnte  und  zur  Recht- 
fertigung seiner  zahlreichen  gesetzmäßigen  Ehen  zu  wenig 
empfehlenswerten  Offenbarungen  *)  greifen  mußte. 

Um  die  Bedeutung  der  mohammedanischen  Ehegesetze 
richtig  würdigen  zu  können,  müssen  wir  uns  stets  die  Formen 
vor  Augen  halten,  in  welche  das  Liebesleben  der  Araber  zur 
Zeit  des  Propheten  und  früher  gekleidet  war.  In  frühesten 
Zeiten  war  die  Frau  nicht  an  einen  bestimmten  Mann  gebun- 
den, sondern  gehörte  bald  dem  einen,  bald  dem  anderen  Manne 
desselben  Stammes  an.  Nach  einem  Zeugnis  aus  dem  klassi- 
schen Altertum^)  waren  bei  den  Arabern  „die  Güter  gemein- 
schaftliches Eigentum  von  allen  Mitgliedern  der  Familie ;  das 
älteste  unter  ihnen   ist  das  Oberhaupt.     Sie  haben   alle   eine 


3)  Th.  Noldeke:  W.  Robertson  Smith,  Kinship  and  Marriage 
in  early  Arabia.  Cambridge  1885.  Angezeigt  in  Z.D.M.G.  Bd.  XL,  1886,  S.  155. 

*)  Koran,  Sure  XXXIII,  V.  49,  51. 

^)  Strabo,  zit.  nach  G.  A.  Wilken,  Das  Matriarchat  (das  Mutter- 
recht) bei  den  alten  Arabern  .  .  .  Leipzig  1884  (MorgenUmdische  For- 
schungen 8),  S.  8.  [Vgl.  auch  Kohl  er  in  dieser  Zeitschr.  Bd.  VIII, 
S.  238  f.  —  Kohl  er.] 
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Frau  gemeinsam.  Wer  zuerst  kommt,  geht  zu  ihr  hinein  und 
läßt  zum  Zeichen  davon  seinen  Stock  vor  der  Türe  stehen. 
Des  Nachts  aber  gehört  sie  nur  dem  ältesten."  Eine  Erschei- 
nung, die  mit  dem  treffenden  Namen  Polyandrie  bezeichnet 
wird.  Aber  „sie  haben  auch  Verkehr  mit  ihren  Müttern. 
Ehebruch  wird  mit  dem  Tod  bestraft,  Ehebruch  wird  jedoch 
nur  beim  Verkehr  mit  einer  Frau  aus  einem  anderen  Stamm 
begangen"^).  Hieraus  ist  ersichtlich,  daß  es  sich  um  eine 
vollständige  Promiscuität  handelt,  die  nur  dadurch  eingeschränkt 
ist,  daß  sie  sich  innerhalb  desselben  Stammes  hält.  Daß  eine 
geregelte  Ehe  nach  unseren  Begriffen  früher  noch  unbekannt 
war,  wird  durch  das  Zeugnis  des  Ammianus  Marcellinus '^) 
bestätigt:  „.  .  .  Ihre  Frauen  mieten  sie  für  Geld  für  eine  be- 
stimmte Zeit  nach  Uebereinkunft."  Diese  eigenartige  Form 
der  Ehe,  die  zur  Zeit  des  Propheten  wahrscheinlich  noch  be- 
stand^), sich  im  wesentlichen  durch  nichts  von  der  gewöhn- 
lichen Prostitution  unterscheidet  ^)  und  in  den  jeweiligen 
sozialen  und  wirtschaftlichen  Verhältnissen  begründet  ist, 
existiert  auch  heute  noch  unter  der  Bezeichnung  nikah  al- 
mut'a  theoretisch^^)  ebenso  wie  in  der  Praxis  bei  den  Schi- 
iten ^^).  Wenn  es  dabei  keine  Uebertreibung  ist,  teilen  sich 
Hetären  und  die  Priester,  die  auch  solchen  vorübergehenden 
Verhältnissen  die  kirchliche  Segnung  erteilen,  den  Erwerb  ^^). 
Das  nikah  al-mut'a  ist,  wie  aus  dem  beigegebenen  Texte  des 


«)  G.  A.  Wilken  a.  a.  0.  S.S. 

^)  A.  a.  0.  S.  9. 

8)  Op.  Zit.  S.  10. 

•)  T  h.  N  ö  1  d  e  k  e ,  Z.D.M.G.  Bd.  LX,  1886,  S.  155 :  „In  der  angeblich 
regulären  Vielmännerei  in  Mittelasien  sehe  ich  immer  noch  einlach  eine 
Art  Prostitution.  Viel  anders  war  ja  die  erst  von  'Omar  beseitigte  Mut*a 
auch  nicht." 

^°)  Nikolaus  v,  Tornauw,  Das  Moslemische  Recht  aus  d.  Quellen 
dargestellt.     Leipzig  1855,  S.  80,  §  6. 

'0  H.  Vambery,  Meine  Wanderungen  u.  Erlebnisse  in  Persien. 
Pesth  1867,  S.  71. 

12)  A.  a.  0. 
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Scliaibani  erhellt,  von  der  hanafitischen  Schule  zwar  unter- 
sagt, jedoch  ist  dieses  Verbot,  wie  so  manches  im  Islam, 
durch  das  positive  Leben  auf  das  Entschiedenste  widerlegt  ^^). 
Diese  Erscheinung  ist  an  sich  höchst  bezeichnend,  da  sie  be- 
weist, daß  keine  Gesetzgebung  —  mag  sie  auch  durch  die 
kirchliche  Autorität  geweiht  sein  —  gegen  Sitten  und  Ge- 
bräuche, welche  tief  in  den  Lebensverhältnissen  eines  Volkes 
und  in  seinen  ethischen  Anschauungen  ^^)  begründet  sind,  er- 
folgreich kämpfen  kann. 

Die  alten  Araber  hatten  einen  schwachen  Begriff  von 
einem  dauernden  Ehebund  ^^).  Sie  hatten  außer  der  Heirat 
auf  Zeit,  der  soeben  erwähnten  Mut'a,  von  der  überhaupt  nicht 
feststeht,  ob  sie  von  dem  Propheten  selbst  verboten  oder  im 
Gegenteil  geduldet  wurde,  da  wir  in  dieser  Materie  keine 
authentische  Quelle  besitzen,  eine  Heirat  auf  Probe,  die  ohne 
irgend  welche  Formalitäten  geschlossen  und  auf  dieselbe  Weise 
aufgelöst  wurde.  Eine  Eigentümlichkeit  der  altarabischen  Ehe 
war  es  ferner,  daß  die  Auflösung  nicht  nur  vom  Manne,  son- 
dern auch  von  der  Frau  vorgenommen  wurde  und,  was  noch 
wichtiger  ist,  durch  einen  Heiratsantrag  von  seiten  der  Frau 
zu  stände  kommen  konnte  ^^).  Ebenso  beweisen  die  Nach- 
richten, welche  Buhari  über  die  Heiratsformen  der  vorislami- 
schen Zeit   überliefert   hat^'^),    daß  ausschließlich  die  bei  ihm 

^^)  Snouck  Hurgronje,  Mekka  II,  S.  156:  „Das  Nomadentum  be- 
günstigt vorübergehende  Verhältnisse,  welche  im  Islam  unter  der  Form 
der  mut^a  eine  Sanktion  erhalten  haben,  die  ihren  Fortbestand  bei  den 
Schfiten  offiziell,  bei  den  Sunniten  inoffiziell  bewirkte."  (Zit.  n.  G.  Jacob, 
Altarab.  Beduinenleben  S.  54.) 

^*)  Th.  ISöldeke  a.  a.  0.:  „Aber  mit  Recht  deutet  R.  Sm.  darauf 
hin,  daß  der  Umgang  mit  Prostituierten  für  den  alten  Araber  nichts 
war,  dessen  er  sich  glaubte  schämen  zu  müssen."  So  z.  B.  rühmt  sich 
nach  einem  daselbst  angeführten  Verse  der  Dichter  A*^sä  seiner  Liaisons. 

15)  G.  A.  Wilken  a.  a.  0.  S.  21. 

1^)  G.  Jacob,  Altarabisches  Beduinenleben.  Berlin  1897,  S.  58; 
G.  A.  Wilken  a.  a.  0.  S.  22—23-,  Layard,  Niniveh  und  Babylon  S.  316 
(zit.  nach  G.  Jacob  a.  a.  0.). 

1')   Obgleich    „die   Systematisierung   der   muslimischen  Theologen, 
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an  erster  Stelle  angeführte  Heirat,  „wobei  jemand  um  die 
nächste  Verwandte  oder  Tochter  jemands  freit,  ihr  den  Braut- 
schatz gibt  und  sie  dann  heiratet"  ^^),  den  Namen  einer  Ehe 
nach  unseren  Begriffen  verdient,  daß  aber  die  übrigen  drei 
Formen  der  Geschlechtsbeziehungen  weiter  nichts  als  gewöhn- 
liche Prostitution^^)  waren.  Vor  dem  Islam  genoß  die  Frau 
in  Arabien  in  der  Verfügung  über  ihre  Hand  ^^)  ebenso  wie 
in  ihrer  Stellung  überhaupt  eine  Freiheit,  die  für  die  heutigen 
Verhältnisse  im  mohammedanischen  Orient  geradezu  beispiel- 
los erscheint.  Es  wäre  jedoch  nicht  recht,  die  von  Mohammed 
gestiftete  Religion  als  Ursache  für  die  Umwandlung  wie  für 
den  Rückstand  im  allgemeinen  zu  betrachten.  Denn  wir  wissen 
einerseits,  daß  noch  im  12.  und  14.  Jahrhundert  in  der  Stadt 
Mirbat,  deren  Bewohner  Araber  sind,  ein  mit  den  Satzungen 
des  Islam  auch  bei  einer  noch  so  freien  Auslegung  der  dies- 
bezüglichen Bestimmungen  nicht  in  Einklang  zu  bringender 
Verkehr   gepflogen  wurde  2^),    anderseits   ist  bekannt,   daß  in 


welche  durchaus  kein  Geschick  hatten,  das  Leben  der  alten  Heiden 
richtig  aufzufassen,  mit  großem  Mißtrauen  zu  betrachten  ist"  (Th.  Nöl- 
deke,  Z.D.M.G.  Bd.  XL,  S.  155). 

^^)  G.  A.  Wilken  a.  a.  0.  S.  25—26. 

^^3  Die  zweite  Art  bestand  darin,  daß  der  Ehemann  seine  Frau 
—  wohl  zur  Herbeiführung  eines  edleren  Nachkommen  —  sich  einem 
fremden  Manne  prostituieren  ließ.  Die  dritte  Art  ist  die  Polyandrie, 
welche  darin  bestand,  daß  sich  einige  Männer,  doch  nicht  mehr  als  zehn, 
eine  Frau  nahmen  und  diese,  wenn  sie  ein  Kind  bekam,  einen  von  ihnen 
nach  Belieben  als  Vater  des  Kindes  benannte.  Der  so  bezeichnete  durfte 
sich  dann  nicht  weigern ,  das  Kind  als  das  seine  anzuerkennen.  Die 
vierte  Art  nennen  wir  einfach  Prostitution. 

20)  G.  A.  Wilken  a.  a.  0.  S.  63. 

2^)  Darüber  berichtet  Jaküt  folgendermaßen:  „Sie  (die  Bewohner 
der  Stadt  Mirbät)  haben  nur  wenig  Eifersucht,  was  eine  Folge  der 
Landessitten  ist.  Jede  Nacht  nämlich  gehen  ihre  Frauen  außerhalb  der 
Stadt  und  geben  sich  Rendezvous  mit  fremden  Männern,  unterhalten 
sich  mit  ihnen  und  bleiben  bei  ihnen  sitzen,  bis  der  größte  Teil  der 
Nacht  verstrichen  ist.  Wenn  der  Mann  seiner  Ehegattin,  Schwester, 
Mutter  oder  Tante  begegnet  und  diese  sich  mit  jemand  anderem  unter- 
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der  Verachtung  der  Frauen  „alle  Völker  Asiens,  sie  mögen 
auf  der  niedrigsten  oder  höchsten  Stufe  der  Kultur  stehen, 
sich  stets  gleich  geblieben  sind"  ^^),  und  dann  wissen  wir,  daß 
der  Islam  bei  den  Steppenbewohnern  Mittelasiens  immer  noch 
etwas  Fremdes  ^^)  ist  und  auf  seine  Bekenner  bei  weitem  nicht 
die  geschilderte  Wirkung  ausgeübt  haben  kann. 

lieber  den  kauf  artigen  Charakter  der  mohammedanischen 
Ehe  ist  so  viel  geschrieben,  daß  wir  uns  damit  gar  nicht  be- 
schäftigen würden,  wenn  nicht  eine  Verwirrung  der  Begriffe 
in  dieser  Frage  es  für  geboten  erscheinen  ließe.  Es  scheint 
nämlich,  daß  hier,  vor  allen  Dingen  bezüglich  des  Wesens  der 
vielumstrittenen,  mahr  genannten  Brautgabe,  vieles  zusammen- 
geschmolzen wird,  was  gar  nicht  zusammengehört.  Wenn 
Tornauw^^)  sagt:  „Ueberhaupt  wird,  wie  beim  Kaufe,  so 
bei  der  Ehe,  eine  Veräußerung  angenommen.  Beim  Kaufe 
ist  es  die  Ware,  bei  der  Ehe  das  genitale  arvum  mulieris,  le 
champ  genital  de  lä  femme",  so  hat  er  vielleicht  in  Bezug  auf 
die  Zeit  des  Islam  ebenso  recht,  wie  etwa  Wilken  in  Bezug 
auf  die   Zeit    vor  Mohammed,    wenn   er   behauptet  ^^):    „Wir 


hält,  wendet  er  sich  von  ihr  ab  und  geht  zu  einer  anderen  Frau  und 
läßt  sich  bei  dieser  in  derselben  Weise  nieder,  so  wie  man  es  bei  seiner 
eigenen  Frau  tut."     (Zit.  nach  Wilken  a.  a.  0.  S.  32.) 

^^)  H.  Vambery,  Das  Türkenvolk  S.  214;  vgl.  ebendaselbst:  „Das 
Weib  repräsentiert  die  Schwäche  und  die  Schamhaftigkeit." 

^^)  Türkenvolk  S.  228.  Bei  den  Baschkiren  wird  auch  heutiges- 
tags  „die  Sitte  des  Verschleierns  ebensowenig  als  unbedingtes  Erforder- 
nis gehalten,  wie  bei  den  Turkomaninen  und  Kirgizinen"  (ibid.  S.  507). 
„Die  kurdischen  Frauen  und  Mädchen  gehen  gewöhnlich  unverhüllt 
umher"  (Th.  Löbel,  Die  Hochzeitsbräuche  in  der  Türkei  8.  76).  Bei 
den  Tscherkessen  „haben  die  Frauen  eine  ziemlich  selbständige  Stellung 
und  die  Mädchen  viel  Freiheit"  (Löbel  a.a.O.  S.  59).  Der  Islam  tut 
hier  nichts  zur  Sache;  denn  bei  den  Montenegrinern,  die  keine  Moham- 
medaner sind,  ist  die  Frau  „nicht  nur  eine  Magd,  nein  —  geradezu  als 
Lasttier  erscheint  sie"  (Löbel,  S.  248),  und  bei  den  Albanesen  steht  sie 
nicht  besser. 

*^)  N.  V.  Tornauw,  Das  moslemische  Recht  S.  74. 

25)  A.  a.  0.  S.  63;  vgl.  hierzu  noch  S.  62,  65,  68. 
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wollen  nicht  leugnen,  daß  .  .  .  zur  Zeit  vor  Mohammed  auch 
Ehen  geschlossen  wurden,  die  ganz  den  Charakter  eines  Kaufes 
hatten,  wie  unter  der  Exogamie  und  dem  Patriarchat,  es  geht 
jedoch  nicht  an,  dies  als  allgemeine  Regel  zu  betrachten.  Die 
Stellung,  welche  die  Frau  in  der  altarabischen  Gesellschaft 
einnahm,  spricht  vollständig  gegen  eine  derartige  Annahme." 
Mit  gleicher  Entschiedenheit  wird  nun  aber  auch  das  Gegen- 
teiP^)  davon  behauptet,  und  zwar  von  Van  den  Berg,  und 
hätten  wir  die  arabischen  Juristen  nicht  zur  Verfügung,  so 
wäre  schwer,  Klarheit  in  dieser  Frage  zu  gewinnen.  Sachau 
bestätigt  Tor  n  au  WS  Behauptung,  wenn  er  sagt^'):  „Die  Ehe 
ist  Kauf,  der  Mann  verkauft  der  Frau  die  Ehegabe,  die  Frau 
bezahlt  sie  mit  Uebergabe  des  Nutzungsrechtes  ihres  arvum 
genitale.  Der  Wert  dieses  von  ihr  gezahlten  Preises  ist  die 
Durchschuittsehegabe. " 

Es  ist  schwer  zu  entscheiden,  welchen  Charakter  die  Ehe 
der  alten  Araber  zur  Zeit  der  Djahilija,  also  vor  der  moham- 
medanischen Gesetzgebung,  hatte.  Denn  gegen  Wilken  be- 
hauptet Nöldeke^^)  in  Uebereinstimmung  mit  Robertson 
Smith,  daß  die  „mahr  der  Kaufpreis  für  die  Frau  war,  wenn 
auch  nicht  feststeht,  daß  ^  , kaufen'  heißt. **  Nöldekes  Auf- 
fassung hat  bezüglich  der  vorislamischen  Zustände  viel  für  sich. 


^^)  Van  den  Berg,  De  contractu  „do  ut  des"  S.  66:  „Sed  jure 
Muhammedano  nuptiae  (^-UJ)  nihil  aliud  sunt  quam  emtio  puellae  a 
patre  vel  tutore  certo  pretio  (iJ^xo,  ^^ä)."  Diesen  Preis  (Mahr)  erklärt 
er  als  „propter  vel  ante  nuptias  donationes;  pessirae  tarnen  in  Lexico 
vertuntur  vocabulis :  dos  quae  a  marito  uxori  datur  quod  contradictio  (!) 
in  ternainis  est."  Gerade  das  Gegenteil  behauptet  Wilken  (a.  a.  0.  S.  63) 
und  hält  es  nicht  einmal  für  möglich,  daß  van  den  Bergs  Annahme 
wenigstens  für  noch  frühere  Zeiten  Geltung  hat.  Nöldeke  (Z.D.M.G. 
Bd.  XL,  S.  154,  Fußn.  2)  sieht  in  der  Bezeichnung  der  Frau  als  8%^4/s 
(Kämil  305,  9)  oder  H^J4♦-o  (ib.  1,  12)  keine  Entscheidung  darüber,  ob 
der  Vater  oder  die  Frau  selbst  das  Brautgeld  erhalten  hat. 

")  Ed.  Sachau,  Muhammed.  Recht.  Berlin  1897,  S.  509.  Vgl. 
hierzu  noch  S.  35,  §  15  und  S.  43. 

")  Z.D.M.G.  Bd.  XL,  S.  154. 
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So  sagt  auch  G.  Jacob  ^^):  „Für  die  Frau  wird  dem  Vater 
derselben  vom  Freier  ein  Kaufpreis  (mahr,  hebr.  möhar)  ent- 
richtet, der  gewöhnlich  in  100  Kamelen  besteht  (vgl.  z.  B. 
Ag.  V.  190),  H  (amasa  ed.  Freytag)  538  sind  es  50."  Es  ist 
jedoch  außerordentlich  wichtig,  was  derselbe  Verfasser  weiter 
nach  Burckhardts  Bemerkungen  über  Beduinen  und  Wahaby 
S.  88  von  den  Anezen  berichtet,  daß  sie  es  nämlich  „für 
schimpflich  halten,  einen  solchen  Kaufpreis  anzunehmen".  Das 
ist  ein  klarer  Beweis  dafür,  daß  man  leicht  den  Boden  der 
Tatsachen  unter  den  Füßen  verliert,  sobald  man  nach  ein- 
zelnen Berichten  aus  diesen  grauen  Vorzeiten  der  Neigung 
zum  Generalisieren  nachgibt.  Daß  der  Dichter  As-Simma 
seine  Ehe  nicht  verwirklicht  sah,  weil  sein  Vater  eines  der 
ausbedungenen  50  Kamele  dem  Schwiegervater  vorenthalten 
wollte,  ist  recht  traurig,  aber  es  ist  klar,  daß  das  Liebesleben 
der  alten  Araber  nicht  überall  in  dieselbe  Form  eingekleidet 
war,  und  es  darf  uns  nicht  wundernehmen,  daß  heute  noch 
zwischen  den  beiden  Geschlechtern  bei  den  Beduinen  ein  freier 
Verkehr  gestattet  wird^^). 

Auch  bei  den  anderen  ziemlich  äußerlich  dem  Islam  hul- 
digenden und  durch  ihre  nomadenhafte  Lebensweise  eher  als 
durch  die  gemeinsame  Religion  den  Beduinen  nahe  stehenden 
Bewohnern  Mittelasiens  finden  sich  heute  noch  fast  dieselben 
Formen  der  Ehe^^).  Ebenfalls  die  Tscherkessen,  bei  denen 
die  Frau,  wie  erwähnt,  eine  ziemlich  selbständige  Stellung 
und  die  Mädchen  viel  Freiheit  haben,  kennen  die  Ehe  als  ein 
wegen  ihrer  allzu  großen  „Keuschheit"  ^^)  in  die  Form  eines 
Mädchenraubs  eingekleidetes  Kaufgeschäft,  bei  dem  der  Bräu- 
tigam, falls  er  reich  genug  ist,  dem  Vater  seiner  zukünftigen 
Lebensgefährtin   einen  Kaufpreis   zahlt,    dessen  Betrag   selten 


^•)  G.  Jacob,  Altarabisches  Beduinenleben  nach  den  Quellen  ge- 
schildert.   In  „Studien  in  Arabischen  Dichtern",  H.  III,  Berlin  1897,  S.  57. 
^^)  Th.  Löbel,  Hochzeitsbräuche  in  der  Türkei  S.  39. 
^0  Vgl.  z.B.  H.  Vambery,  Das  Türkenvolk  S.  229. 
32)  Löbel  a.  a.  0.  S.  67. 


Die  Stellung  der  Frauen  nach  Mohammedaniscli-Hanafitischem  Rechte.     9 

höher  als  5000  Piaster,  ungefähr  900  Mark  ist;  andernfalls 
entrichtet  er  einen  Kaufpreis  in  Naturalien,  er  gibt  etwa 
Ochsen,  Kamele,  Waffen  u.  dgl.  m.,  es  bleibt  dem  Willen  des 
Schwiegervaters  vorbehalten,  Teilzahlungen  zuzulassen.  Ganz 
nach  den  islamischen  Vorschriften  in  Bezug  auf  die  rituelle 
Seite  wird  die  Ehe  auch  bei  den  Kurden  geschlossen^^),  aber 
höchst  eigentümlich  mit  der  Bestimmung,  daß  der  Bräutigam 
einen  Kaufpreis  an  die  Eltern  oder  Brüder  der  Braut  „nach 
der  Hochzeit,  d.  h.  nach  geliefertem  Beweise  der  Keuschheit"  ^^) 
zahlt,  dessen  Betrag  zwischen  5  und  50  türkischen  Liren 
variiert  und  größtenteils  in  Schafen,  Pferden  u.  dgl.  bezahlt 
wird.  Nach  dem  zu  urteilen,  was  Th.  Löbel  über  die  Be- 
deutung des  Wortes  saduka  (!)  sagt^^):  „Das  Geld  und  andere 
Gegenstände,  die  der  Mann  dem  Vater  des  Mädchens,  welches 
er  heiratet,  zahlt;  die  Mitgift  also,  die  der  Mann  der  Frau 
mitbringt",  könnte  man  auch  bei  den  Osmanen  an  eine  Kauf- 
ehe im  Sinne  Van  den  Bergs  denken,  wenn  der  letzte  Satz 
nicht  eine  Konfusion  brächte.  An  einer  anderen  Stelle  spricht 
er  wieder   von  der  Aussteuer  des  Mannes    und   unterscheidet: 

1.  ein  Aghyrlyk  oder  sonst  mehr-i-mu'adschel  „die  Aus- 
steuer des  persönlichen  Bedarfs"  ^^),  „die  ausgemachte  Summe, 
welche  der  Bräutigam  sich  verpflichtet  hat,  bar  zu  zahlen  und 
wofür    die  Einrichtung    und   die  Aussteuer    besorgt    wird**  ^'). 

2.  Eine  Art  Mitgiftschein  über  eine  Summe  (von  500  bis 
50  000  Piaster),  mehr-i-muedschel  genannt,  die  er  seiner 
Braut  schuldet  und  welche  auf  erstes  Verlangen  bezahlt  werden 
muß.  Diese  Bezahlung  erfolgt  gewöhnlich  bei  Scheidungs- 
oder Sterbefällen  ^^). 


33)  A.  a.  0.  S.  80. 

34)  A.  a.  0.  S.  78. 

3^)  Th.  Löbel,  Hochzeitsbräuche  etc.  S.  5,  Fußn.  1. 

36)  A.  a.  0.  S.  14. 

37)  A.  a.  0.  S.  16. 

38)  S.  15.     Vgl.  hierzu  noch  Destür,  Bd.  I,  S.  736:  „Ein  Teil  der 


Mehr  ist  mü'egyel  und  ein  Teil  mn*aggel  etc." 
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Die  Entrichtung  eines  Kaufpreises  an  die  Eltern  der 
Braut  wird  von  Vambery  für  alle  Türkenstärame  auf  das 
bestimmteste  behauptet.  So  z.  B.:  „Der  Kalym*^^),  so  heißt 
hier  die  arabische  Mahr,  „der  wörtlichen  Bedeutung  nach 
Menge,  Schatz,  Reichtum,  eigentlich  Vermögen,  Ent- 
geltung für  das  dem  Hause  entnommene  Mädchen  oder  Arbeits- 
kraft, hat  merkwürdigerweise  sowohl  dem  Wesen  als  auch 
dem  Namen  nach  bei  sämtlichen  Mitgliedern  des  Turko- 
tatarischen  Stammes,  selbst  bei  den  im  eisigen  Norden  woh- 
nenden Jakuten,  in  der  ursprünglichen  Form  sich  erhalten  .  .  . 
denn  im  Kalym  sehen  wir  einen  Kaufschilling  für  einen  er- 
standenen, aber  nicht  gewaltsam  erlangten  Gegenstand' '^^). 

Hieraus  ist  zu  ersehen,  wie  schwer  eine  Institution,  die 
zu  den  konservativsten  Kulturerscheinungen  gehört,  zu  refor- 
mieren war.  Auch  ein  besserer  Reformator,  als  es  Mohammed 
war,  hätte  das  Familienleben  seiner  Anhänger  schwerlich  in 
neue  Bahnen  gelenkt,  und  so  haben  sich  die  neuen  Satzungen, 
die  der  arabische  Prophet  einzuführen  bestrebt  war,  nur  inso- 
fern eingebürgert,  als  sie  nicht  zu  sehr  von  den  überlieferten 
Formen  abwichen  oder  Verhältnisse  regelten,  die  bis  dahin 
unbekannt  waren  und  zu  gleicher  Zeit  mit  den  allgemeinen 
Anschauungen  und  den  Lebensverhältnissen  der  Völker  nicht 
im  Widerspruch  standen.  So  ist  der  Kalym  als  Kaufgeld  der 
Braut,  welches  an  die  Eltern  entrichtet  wird,  ebenso  wie  die 
analoge  Erscheinung  bei  den  verschiedenen  Beduinenstämmen"*^) 
den  mohammedanischen  Satzungen  so  gut  wie  entgegengesetzt. 


39)  Türkenvolk  S.  230- 

^®)  Ueber  den  Kalj^m  vgl.  noch  Türkenvolk  S.  110  (Sibirien,  Betrag 
5  —  15  Rubel);  S.  161  (Jakuten,  Betrag:  10  Hengste,  10  Stuten  mit  ihren 
Füllen,  10  starke  Ochsen,  10  gute  Kühe,  das  Fleisch  von  20  fetten  Ochsen 
und  Kühen.  Außerdem  zahlt  der  Vater  des  Bräutigams  dem  Vater  der 
Braut  150  und  der  Mutter  100  Rubel);  S.  232,  242  (Mittelasien),  505 
(Baschkiren),  533  (Kunduren,  Betrag  50-100  Rubel),  540  (Krimtataren), 
549  (Nogaier). 

*i)  Th.  Löbel,  Op.  cit.  S.  40,  43. 
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Denn  ich  muß  hier  ausdrücklich  hervorheben,  daß  die  Mahr 
im  Islam  nicht  den  Kaufpreis  bezeichnet.  Die  Institution 
der  Ehe,  wie  sie  sich  der  Prophet  und  nach  ihm  die  moham- 
medanischen Juristen  und  Theologen  gedacht  haben,  hat  mit 
dem,  was  Van  den  Berg  darin  sieht,  nichts  zu  tun.  Für 
diese  Behauptung  spricht  zuerst  der  Wortlaut  des  Koran.  Es 
steht  nämlich  fest,  daß  die  Mahr  an  die  Frau  selbst  entrichtet 
wird^^).  Dasselbe  bestätigt  die  Tradition  und  in  ganz  ent- 
schiedener Weise  die  Jurisprudenz.  Wie  aus  der  beigefügten 
Uebersetzung  klar  hervorgeht,  erhält  die  Frau  die  Mahr, 
und  hier  ist  besonders  wichtig  eine  Bestimmung,  die  die  Frau 
berechtigt,  zur  Erlangung  ihrer  donatio  propter  nuptias  die 
Erfüllung  der  ehelichen  Pflichten  zu  verweigern '^^). 

Auf  dem  Gebiete  der  mohammedanischen  Gesetzgebung 
hat  für  uns  eine  weit  größere  Bedeutung  die  Frage  nach  dem 
Charakter  des  zwischen  den  beiden  Ehegatten  zur  Herbei- 
führung einer  Ehe  geschlossenen  Vertrages.  Tornauw  und 
andere  nach  ihm  beantworten  die  Frage  mit  einer  Entschieden- 
heit und  Sicherheit,  die  bei  den  mohammedanischen  Juristen 
vergeblich  zu  suchen  ist.  Für  sie  ist  die  Ehe  ein  Kaufvertrag 
zwischen  zwei  Personen  verschiedenen  Geschlechts,  dessen 
Zweck  in  dem  geschlechtlichen  Verkehr  besteht  und  dessen 
beide  Tauschelemente  sie  in  dem  Nutzungsrechte  auf  das  arvum 
genitale  der  Frau  und  die  donatio  propter  nuptias  erblicken. 
Gegen  eine  derart  derbe  Auffassung  des  nach  unseren  Begriffen 
so  heiligen  Bundes,  der  conjunctio  maris  et  feminae,  deren 
Grundlage  das  consortium  omnis  vitae  bildet,  und  die  die  er- 
habene divini  et  humani  juris  communicatio  zum  Zwecke  hat, 
bemüht  sich  Helmsdörfer '^^),  auch  für  die  alten  Araber  nicht 
gelten   zu   lassen,    indem    er   nachzuweisen    sucht,    daß  die  in 


*2)  Koran,  Sare  IV,  V.  26—30. 

*')  Anhang,  Kap.  V.  [Vgl,  auch  Kohl  er,  Rechtsvergl.  Studien 
S.  23.  —  Kohler.] 

^■*)  Helmsdörfer,  Des  Abul-Hassan  ...  Koduri,  Moslemitisclies 
Eherecht  etc.     Frankfurt  a.  M.  1832,  S.  40  ff.,  Anm.  32. 
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diesem  Falle  ausschlaggebende  donatio  propter  nuptias  (mahr) 
ursprünglich  nicht  als  Kaufgeld  der  Frau,  sondern  bloß  als 
Geschenk  betrachtet  wurde. 

In  der  Auffassung  der  Ehe  (nikali)  durch  die  arabischen 
Juristen  herrscht  ebenfalls  eine  sonderbare  Unklarheit,  die  sie 
weder  durch  den  Wortlaut  des  Koran  (Sure  60,  V.  10  ff.)  noch 
durch  Spitzfindigkeiten  aus  der  Welt  zu  schaffen  vermochten. 
In  erster  Linie  sind  die  Formalitäten,  die  den  Abschluß  des 
Ehevertrages  begleiten,  genau  dieselben,  wie  bei  dem  Kauf- 
vertrag^^). Die  Frau  kann  dem  Manne  sagen:  ich  verkaufe 
mich  dir  bi'tuka  nafsi ,  ebenfalls  ihr  Vater :  ich  verkaufe  dir 
meine  Tochter  für  soundsoviel  bi'tuka  'bnati  bi  kada  aw  kada, 
in  gleicher  Weise  der  zukünftige  Ehegatte :  ich  kaufe  dich  für 
soundsoviel  istarajtuki  bikada*^).  Und  nun  behauptet  Abu 
Bakr  aI-A*mas,  daß  die  Anwendung  des  Wortes  bai',  welches 
den  Kauf  bezeichnet,  beim  Abschluß  eines  Ehevertrages  zum 
Ausdruck  der  Einwilligung  der  vertragschließenden  Parteien 
nicht  zulässig  sei,  da  es  einen  speziellen  Terminus  zur  Be- 
zeichnung des  Ueberganges  eines  Rechtes  auf  eine  res  (mal) 
bilde  und  der  Besitzgegenstand  beim  Ehevertrag  sei  doch  keine 
res  sensu  juridico^'^).  Da  aber  die  mohammedanischen  Juristen 
in  der  Regel  den  Zweck  der  Ehe  in  der  Erlangung  eines 
Nutzungsrechtes'^^)  (äjcuJI  jJIq)  erblicken,  so  wäre  eher  zu 
prüfen,  ob  der  Ehevertrag  nicht  unter  die  Mietsverträge  fällt. 
Denn  tatsächlich  hält  Al-Karhi  auf  Grund  einer  Koranstelle *^) 
die  Anwendung  des  Wortes  igara  (Vermieten)  beim  Abschluß 
des  Ehe  Vertrages  für  zulässig"''^).     Die   hanafitische  Schule  in 


*^)  Dimitroff  a.  a.  0.  S.  132  u.  140  ff. 

^')  Ynayah  Bd.  II,  S.  3. 

^0  Op.    cit.    S.  3:    j-IXaJO   ^jJU^J)   JU   jJUL^   job.   [j^JI   ijrj   äJH 

^^)  Multakä,  ed.  Konstantinopel  1311,  S.  49:  ^Jb  j^  j^  ^Ä   [j-IXaJI] 
ij^J   &xX«.JI  jJJLa     Ebenfalls  Ynäyah  II,  S.  3;  Hidayali  S.  190. 
^3)  Sure  IV,  V.  29:  ^n>^y.]   ^Äyli 
50)  Ynäyah  1.  c. 
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der  Person  des  Verfassers  des  Ynayah  erklärt  sich  gegen  eine 
derartige  Ansicht,  da  der  Mietsvertrag  nur  auf  bestimmte  Zeii^ 
(muwakkatan)  geschlossen  wird  und  somit  im  Gegensatz  zu 
der  Ehe  steht,  die  auf  Lebenszeit  (mu'abbadan,  eigentlich  auf 
ewig)  berechnet  ist.  Da  jedoch  hier  stets  das  Nutzungsrecht 
hervorgehoben  wird,  so  würde  die  Auffassung  der  Ehe  als  eines 
Kaufvertrages  mit  einem  wichtigen  Prinzip  des  mohammedani- 
schen Obligationenrechtes  im  Widerspruch  stehen  ^^):  „Lediglich 
Rechte,  getrennt  von  den  Gegenständen,  an  denen  sie  begründet 
sind,  dürfen  unter  keinen  Umständen  verkauft,  bezw.  gekauft 
werden,"  und  schließlich  wäre,  im  Falle  einer  Auflösung  der  Ehe 
vor  dem  Coitus,  die  Verpflichtung  des  Bräutigams  nicht  zu  er- 
klären, die  Hälfte  der  stipulierten  Ehegabe  an  die  Frau  zu  ent- 
richten, da  es  doch  feststeht,  daß  der  Käufer  nicht  die  Gefahr 
trägt,  wenn  der  Kaufgegenstand  vor  der  Lieferung,  also  noch  im 
Besitze  des  Verkäufers  zu  Grunde  geht.  Aus  dem  Koran 
selbst  ist  zu  ersehen,  daß  der  Betrag  einer  Mahr,  welche  oft 
das  Minimum  von  10  Drachmen  nicht  übersteigt,  ob  stipuliert 
oder  nicht  ^^),  infolge  des  vollständigen  Abschlusses  eines  gül- 
tigen Ehevertrages  als  Schuld  auf  dem  Ehegatten  lastet  ^^). 
Obgleich  nun  auch  in  dem  Ynäyah  ^*)  sich  eine  Stelle  wie  die 
folgende  vorfindet:  „die  Mahr  ist  eine  res  (mal),  die  nach  einem 
Ehevertrage  wegen  des  genitale  arvum  mulieris  auf  dem  Ehe- 
gatten lastet",  so  glaube  ich  doch,  daß  Wilken  auch  in  Bezug 
auf  die  muslimische  Auffassung  der  Mahr  zu  weit  geht,  wenn 
er  zum  Schlüsse  seiner  oft  erwähnten  Arbeit  ^^)  sagt,  die  Mahr 
wäre  eine  donatio  a  viro  compensandi  usus  puellae  causa.  Erstens 
kann  man  eine  oft  so  geringe  Summe  schwerlich  Kompensation 
nennen   und    zweitens    sagt   ein   mohammedanisch-hanatitischer 


51)  Di  mi  troff,  Op.  cit.  S.  146. 

52)  Hidäyah  S.  205;  Multakä  S.  52. 

53)  Sure  II,  V.  238;  vgl.  Ynäyah  II,  52. 

54)  Ynäyah  Bd.  II,  S.  52:     ^AJl   IhXLo  Jf 

55)  G.  A.  Wilken,  Das  Matriarchat  etc.  S,  71. 
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Jurist^*')  ausdrücklich,  daß  die  Mahr  eine  notwendige  Ehren- 
erweisung ^^)  für  die  Frau  sei. 

So  wird  die  mohammedanische  Ehe,  im  Gegensatz  zu  den 
modernen  Auffassungen^^),  in  der  Regel  durch  die  Eltern  oder 
Verwandten  der  Braut  —  aber  auch  des  Bräutigams  —  ab- 
geschlossen, dabei  oft  zu  einer  Zeit,  wo  die  zukünftigen  Ehe- 
gatten noch  im  zarten  Kindesalter  stehen  ^^).  Bei  der  Auf- 
lösung der  Ehe,  die  ausschließlich  ein  Vorrecht  des  Mannes 
bildet,  zeigt  sich  die  große  Rückständigkeit  der  mohammeda- 
nischen Ehegesetze.  Die  Folgen  der  auf  die  Ehescheidung 
bezüglichen  Bestimmungen  und  Gebräuche ,  die  der  Willkür 
des  Mannes  keine  Schranken  setzen,  und  ihm  die  freie  Ver- 
fügung über  das  Schicksal  seiner  armen  unterdrückten  Frau^^) 
überlassen,  ersieht  man  aus  dem  folgenden  Bericht ^^):  „D'apres 
certaines  informations,  le  divorce  romprait  50  p.  100  ou  meme 
85  p.  100  des  mariages  musulmans  en  Egypte,  un  Musulman 
donne   le   chiffre   de    95   p.   100.     Un  Missionaire  qui  possede 


^0  Hidäyah   S.  205:  J»J|   J^ä)   l^l^tl   hy^^  ^yi)|   Ja.   [^l]   &))); 

^■'j  Sachau,  Muhammedanisches  Recht  S.  35,  §  15. 

^*)  Kohl  er,  Enzyklopädie  der  Rechtswissenschaft  in  systematischer 
Bearbeitung.  Begründet  von  Dr.  Franz  v.  Holtzendorff.  1904,  Bd.  1,  S.  711. 

59)  H.  Vambery,  Das  Türkenvolk  S.  109.  Derselbe:  Sittenbilder 
aus  dem  Morgenlande.  Berlin  1876,  S.  36.  In  der  Türkei  soll  dies  jetzt, 
wie  Th.  Löbel  berichtet  (a.  a.  0.  S.  17),  „äußerst  selten  vorkommen". 
Das  war  aber  Sitte  auch  im  alten  Arabien  (G.  Jacob,  Altarabisches 
Beduinenleben  S.  58),  ebenfalls  trifft  man  es  heute  noch  bei  den  Albanesen, 
sogar  in  der  Form  einer  Verlobung  vor  der  Geburt  (Löbel  a.  a.  0.  S.  157). 
Den  Kindern  wird  diese  freudige  Nachricht  mitgeteilt,  ,wenn  sie  das 
heiratsfähige  Alter  erreicht  haben,  nämlich  wenn  das  Mädchen  zwölf  Jahre 
und  der  Knabe  achtzehn  Jahre  alt  geworden  sind"  (a.  a.  0.  S.  157). 

«")  Revue  du  Monde  Musulman  publice  par  la  mission  scientifique 
du  Maroc;  Mai  1908,  Vol.  V,  S.  183:  „En  Egypte,  la  Situation  de  la 
femme  musulmane  est  particulierement  miserable;  sa  naissance  est  mal 
accueillie;  enfant,  on  ne  l'instruit  pas;  femme,  eile  n'est  point  airaee; 
mere,  eile  n'est  point  honoree;  vieille,  eile  est  delaissee;  apres  sa  mort, 
eile  n'est  pas  pleuree  par  ceux  qu'elle  a  servis  toute  sa  vie." 

^')  A.  a.  0. 
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une  longue  experience  de  la  vie  egyptienne  declare:  ,Le  divorce 
est  si  frequenfc  qu'une  femme  ayant  vecu  toute  son  existence 
avec  le  meme  mari  est  une  exception."  In  den  letzten  Jahren 
werden  Stimmen  gegen  die  Leichtigkeit  der  Ehescheidung  in 
Amerika  laut.  Das  klingt  wie  Ironie,  wenn  man  bedenkt,  daß 
in  islamischen  Ländern  die  Ehescheidungen  einen  viermal 
größeren  Prozentsatz  aufweisen  und  die  Initiative  dabei  aus- 
schließlich vom  Manne  ausgeht.  Denn  die  sogenannte  Jla\ 
d.  h.  Aufhebung  der  Ehe  durch  gegenseitiges  Einverständnis, 
setzt  wiederum  die  Bereitwilligkeit  des  Mannes  als  entschei- 
dende Bedingung  voraus.  Ist  der  Mann  volljährig  und  im 
Besitze  seiner  Geisteskräfte,  so  genügt  er  schon  dadurch  allen 
für  eine  gesetzmäßige  Ehescheidung  notwendigen  Voraus- 
setzungen. Und  wie  anders  war  es  bei  den  alten  Arabern  ^^)! 
Ich  will  nicht  behaupten,  daß  die  Leichtigkeit  der  Aufhebung 
eines  bestehenden  Eheverhältnisses  sowohl  von  seiten  des 
Mannes  als  auch  von  seiten  der  Frau  das  Ideal  wäre^^);  es 
ist  nur  keine  menschenwürdige  Behandlung  der  Frau,  wenn 
der  Mann  über  ihr  Schicksal  unbeschränkt  verfügen  darf. 

Faßt  man  nun  diese  Mißstände,  die  im  Hinblick  auf  die 
die  europäische  Ehe  bestimmenden  Grundsätze  doch  etwas 
barbarisch  sind,  ins  Auge,  so  ist  ersichtlich,  daß  eine  Reform 
der  mohammedanischen  Ehegesetze  betreffs  der  Bestimmungen 
der  Vierweiberei   nicht   die  dringendste  ist.     Denn  diese  sind, 


^2)  G.  A.  Wilken,  Das  Matriarchat  etc.  S.  64:  „In  der  djähilija 
hatten  die  Weiber  auch  das  Recht  der  Scheidung.  Wenn  sie  in  Zelten 
wohnten  und  die  Tür,  welche  nach  Osten  zugewendet  war,  nach  Westen 
wendeten  oder  umgekehrt,  so  sah  dieses  der  Mann  als  ein  Zeichen  an, 
daß  sie  ihn  durch  Scheidung  entlassen  habe  und  er  nicht  zu  ihr  gehen 
dürfe." 

•^)  Kohler,  Enzyklopädie  der  Rechtswissenschaft  etc.  Bd.I,  S.714: 
„In  der  Ehescheidungsielire  steht  das  Gesetz  noch  auf  dem  Stande,  daß 
die  Ehe  ein  nicht  durch  die  üebereinstimmung  beider  Teile  lösbares 
Institut  ist,  daß  also  die  Lösung  nur  von  besonderen,  nicht  in  das  Er- 
messen der  Ehegatten  gestellten  Umständen  abhängt.  Dies  ist  das  Er- 
gebnis einer  langen  Entwicklung." 
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wie  jedes  Gesetz,  welches  durch  die  fortschreitende  Entwick- 
lunsT  des  o-esellschaftlichen  Lebens,  sowie  durch  Ursachen  wirt- 
schaftlicher  und  geistiger  Natur  den  Bedürfnissen  der  Zeit 
nicht  mehr  entspricht  und  den  jeweiligen  Anschauungen  nicht 
angepaßt  erscheint,  inhaltslose  Bestimmungen,  die  auf  das 
Leben  keine  Rückwirkung  auszuüben  vermögen  ^*).  Und  außer- 
dem möchte  ich  noch  einmal  hervorheben,  daß  der  innerste 
Gedanke  des  Propheten,  trotz  der  Gutheißung  einer  bestehen- 
den-Tatsache,  die  er  auch  durch  Verbot  nicht  beseitigt  hätte, 
in  dem  schon  zitierten  Koranverse  deutlich  genug  zum  Aus- 
druck gelangt:  „und  so  ihr  (auch  dann)  fürchtet,  nicht  billig 
zu  sein,  heiratet  nur  eine  etc." 

§  1.    EhescMuß. 

Nach  der  Lehre  der  schafiitischen  Schule  ist  der  Ehe- 
vertrag von  dem  gewöhnlichen  Kauf  nur  dadurch  zu  unter- 
scheiden, daß  die  Frau  nicht  persönlich  als  Partei  an  dessen 
Abschluß  beteiligt  ist,  sondern  durch  einen  Brautanwalt,  wali, 

^^)  Vgl.  H.  Vamber)'-,  Sittenbilder  aus  dem  Morgenlande,  1876, 
S.  21 — 22:  „Die  Polygamie,  jedenfalls  eine  traurige  Satzung  der  mos- 
limischen  Gesellschaft  (Iw.  D.:  aus  dem  unten  zitierten  Berichte  über 
die  Jakuten  ist  klar,  daß  sie  nicht  spezifisch  moslimiscii  ist!),  ist  keines- 
falls so  allgemein  und  verbreitet,  als  in  Europa  angenommen  wird.  In 
■den  mir  bekannt  gewordenen  mohammedanischen  Ländern  —  ich  schrecke 
vor  der  Kühnheit  der  Behauptung  nicht  zurück  —  wird  unter  Tausenden 
von  Familien  höchstens  eine  einzige  gefunden  werden,  in  der  man  die 
legale  Erlaubnis  zur  Vielweiberei  in  Anspruch  nimmt.  Beim  türkischen, 
persischen,  afghanischen  und  tatarischen  Volke  ist  sie  unerhört,  ja  un- 
denkbar .  ,  ."  Vgl.  noch  Revue  du  Monde  musulman,  zit.  Stelle.  Als 
Seitenstück  dazu  vgl.  noch  einen  Bericht  von  Vamb6ry  bezüglich  der 
Jakuten,  die  sich  ja  zum  Christentum  bekennen,  und  „doch  trifft  man 
gelten  unter  ihnen  Leute,  die  nicht  zwei  Frauen  hätten"  (Türkenvolk 
S.  160)  und  einen  anderen  über  die  Jeziden,  welche  Kurdisch  sprechen, 
aber  Perser  sind,  und  deren  Religion  „ein  Gemisch  von  Manichäismus, 
Mohammedanismus  und  Zendavestareligion"  bildet  (Th.  Löbel,  S.  292): 
„Das  Gesetz  erlaubt  streng  nur  eine  Frau,  indessen  haben  die  Häupt- 
linge mehrere  Frauen"  (a.  a.  0.  S.  294—295). 
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vertreten  wird^^).  Die  hanafitische  Schule  hat  dagegen  ein 
ganz  modernes  Prinzip  in  ihre  Lehre  aufgenommen  und  hält 
den  Ehevertrag  für  rechtsgültig,  auch  wenn  ihn  die  Frau  ohne 
einen  Brautanwalt  schließt ^^),  insofern  sie  zurechnungsfähig 
(mukallafa)  ist,  d.  h.  sich  im  Besitze  ihrer  Geisteskräfte  be- 
findet (alfila)  und  das  Alter  der  Pubertät  erreicht  hat  (baliga). 
An  dieser  Bestimmung  wird  auch  dadurch  nichts  geändert, 
daß  eine  solche  Frau  einen  Ehe  vertrag  schließt,  bei  welchem 
die  Bestimmung  über  die  Gleichheit  (kafa'a)  der  zukünftigen 
Ehegatten  verletzt  wird.  Ohne  einen  wali  darf  den  Ehever- 
trag nicht  abschließen:  1.  der  Unmündige,  2.  der  Geisteskranke, 
3.   der  Sklave  bezw.  die  Sklavin. 

Der  Ehevertrag  kommt  wie  der  BajVertrag  durch  An- 
gebot (igab)  und  Annahme  (kabül)  zu  stände.  Beides  wird 
ausgedrückt  entweder  durch  Worte,  welche  eigentlich  Heiraten 
(zwg)  bedeuten ,  oder  aber  durch  solche ,  die  Kaufen  bezw. 
Verkaufen,  Schenken,  als  Almosen  spenden  heißen;  es  dürfen 
dazu  Worte  wie  igaza  oder  ibalia,  welche  Erlaubnis  be- 
deuten, nicht  gebraucht  werden.  Die  beiden  Verba  stehen  im 
Perfekt,  oder  das  eine  im  Perfekt,  das  andere  im  Imperfekt. 
Die  Ausdrücke  werden  arabisch  gesprochen;  gültig  ist  dabei 
der  Vertrag  auch  dann,  wenn  die  beiden  den  Vertrag  schlie- 
ßenden Parteien  die  Bedeutung  der  gesprochenen  Worte  nicht 
verstehen.  Das  Hauptgewicht  beruht  nur  darauf,  daß  jede 
Partei  die  Worte  der  anderen  genau  hören  kann  (es  darf  je- 
doch auch  die  persische  Sprache  benutzt  werden). 

lieber  die  ursprüngliche  Bedeutung  des  Stammes  nkh, 
welcher  die  Ehe  bezeichnet,  gehen  die  Ansichten  auseinander. 
Nach  Angabe  des  Al-muhit,  dem  auch  mehrere  Rechtsgelehrte 
folgen,  hat  er  dieselbe  Bedeutung  wie  die  Stämme  dmn  oder 
gm\  d.  h.  zusammenfügen,  versammelnd^);  hiernach   wird  also 

^^)  S  ach  au,     Das     muharaniedanische    Recht    S.    23.      [Kohl  er, 
Rechtsvergl.  Studien  S.  42.  —  Kohl  er.] 
^6)  Multakä  S.  50. 

^^)  Darar  al-hukkäm  fi  scharhi  gurar  al-ahkäm  Bd.  I,  S.  221. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.     XXIV.  Band.  2 
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die  Ehe  als  eine  conjunctio  aufgefaßt.  Daraus  läßt  sich  auch 
leicht  der  Umstand  erklären,  daß  unter  dem  Worte  nikah  am 
häufiffsten  nichts  anderes  als  bloß  der  Ehevertrag^  verstanden 
wird ,  z.  B.  wenn  die  Rede  vom  nikah  zwischen  unmündigen 
Kindern  oder  von  einem  nikah  auf  dem  heiligen  Gebiete  von 
Mekka  während  der  Pilgerfahrt  ist.  Aus  diesem  Grunde 
scheint  Helmsdörfers  Vermutung  wenig  annehmbar.  Von 
der  Bedeutung  einer  Hymenis  laesio^^)  könnte,  wie  es  scheint, 
in  dieser  Wurzel  auch  im  Arabischen  kaum  etwas  enthalten 
sein.  Denn  das  Hebräische  :i^:  hat  zwar  die  Bedeutung  schlacren, 
schädigen,  aber  es  entspricht  dem  Arabischen  u;  oder  ^^*, 
dem  Arabischen  ^j  dagegen  entspricht  das  Hebräische  riDj. 

Der  Ehevertrag  kann  nur  in  Gegenwart  von  zwei  Zeugen 
abgeschlossen  werden ;  diese  müssen  sein :  frei,  volljährig,  im 
vollen  Besitze  ihrer  Geisteskräfte,  Muslims,  Männer  oder 
ein  Mann  und  zwei  Frauen.  Zeugen  können  dabei  auch 
solche  Personen  sein,  welche  wegen  Verleumdung  vorbestraft 
üüJ)  ^  j^j.^^  oder  fasik^^)  sind'^^).  Nach  der  schafiitischen 
Schule  dagegen  können  nur  solche  Personen  Zeugen  sein, 
welche  unbescholten  sind. 

Nimmt  ein  Muslim  eine  steuerpflichtige  ungläubige  Frau 
(zimmija)  zur  Ehe,  so  können  nach  Abu  Hanifa  und  Abu 
Jasuf  auch  zwei  steuerpflichtige  Ungläubige  Brautzeugen  sein. 

Nach  der  Lehre  der  Hanafiten  kann,  im  Gegensatz  zu  der 
schafiitischen  Lehre,  eine  noch  nicht  deflorierte  volljährige 
Frau  von  ihrem  wali^^),  ähnlich  wie  wenn  sie  defloriert  wäre, 
nur  mit  ihrer  Zustimmung  verheiratet  werden.  Wird  sie  bei 
einem    Vorschlage    um    ihre    Meinung    gefragt,    so    gilt    ihr 


68)  Helmsdörfer  a.  a.  0.  S.  1. 

6*3  Sachau  a.a.O.  S.  27:  l'asik  gleich:  wer  mit  Absicht  gegen 
Sitte  und  Recht  verstößt. 

'")  Hidäyah  S.  190.  [Vgl.  Kohler,  Rechtsvergl.  Studien  S.  81  f.  — 
Kohler.] 

'0  D.  h.  tutor  oder  curator;  d.  i.  entweder  der  Vater,  wenn  er 
noch  lebt,  oder  der  nächste  männliche  Anverwandte  väterlicherseits. 


Die  Stellung  der  Frauen  nach  Mohammedanisch-Hanafitischem  Rechte.    JQ 

Schweigen  oder  Lachen  als  Einverständnis;  dies  jedoch  nur 
in  dem  Falle ,  daß  der  Vorschlag  von  seiten  ihres  recht- 
mäßigen wali  gemacht  wird.  Tut  dies  ein  Fremder  oder 
aber  ein  entfernterer  Verwandter,  z.  B.  der  Bruder,  während 
der  Vater  noch  am  Leben  ist,  so  gilt  der  Wille  der  Frau 
als  Zustimmung,  nur  wenn  sie  ihn  in  klaren  Worten  aus- 
drückt, was  ja  bei  der  deflorierten  (tajjib)  in  beiden  Fällen 
die  Regel  bildet.  Dabei  gilt  eine  Frau  auch  dann  als  Jungfer, 
wenn  sie  ihre  Virginität  infolge  eines  Sprunges ,  infolge  der 
hajda'^^)  oder  einer  Verwundung  verloren  hat;  nach  Abu 
Hanifa  sogar  auch  im  Falle,  daß  die  Ursache  davon  unehe- 
licher Geschlechtsverkehr  (zina)  war.  Abu  Hanifas  Ansicht 
ist  recht  charakteristisch :  daraus  ist  ersichtlich ,  wie  schwer 
der  Islam  auf  die  überlieferten  freien  Anschauungen  der  Araber 
einzuwirken  vermochte. 

Brautanwälte  sind  die  väterlichen  Verwandten  männ- 
lichen Geschlechts  (cognati  =  *asba  plur.  asabat)  in  derselben 
Reihenfolge  wie  bei  der  Beerbung.  Der  tutor  eines  Unmün- 
digen, der  zugleich  die  Eigenschaft  eines  Brautanwalts  hat, 
kann  denselben  nach  Belieben  verheiraten,  gleichviel  ob  Knabe 
oder  Mädchen;  hierbei  spielt  der  Umstand,  daß  das  Mädchen 
schon  defloriert  oder  noch  nicht  defloriert  ist,  keine  Rolle. 
Selbstverständlich  ist  der  Vater,  solange  er  am  Leben  ist, 
tutor  seiner  unmündigen  Kinder  und  zugleich  ihr  nächst- 
berufener Brautanwalt.  Schließt  der  tutor,  der  weder  Vater 
noch  Großvater  des  Unmündigen  ist,  einen  Ehevertrag  für  sein 
Mündel,  so  steht  diesem  die  Optio  zu,  wenn  er  die  Pubertät 
erreicht,  d.  h.  er  kann  den  Ehevertrag  nach  Belieben  aufheben 
oder  weiter  bestehen  lassen.  Jedoch  ist  er  dazu  nicht  be- 
rechtigt, wenn  der  Vater  oder  Großvater  den  Ehevertrag  ab- 
geschlossen haben.  Dieser  Ansicht  ist  Abu  Hanifa,  und  ihm 
folgt  auch  Schajbani,  indessen  läßt  Abu  Jas uf  die  letztere 

^^)  Dadurch  wird  sowohl  die  Menstruation  (nach  Helmsdörfer 
profluvium  sanguinis),  welche  Bedeutung  medizinisch  nicht  haltbar  ist, 
als  auch  der  Menstruationslappen  (Wahrmund)  bezeichnet. 
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Bestimmung  auch  für  den  ersten  Fall  gelten '^•^).  Die  Gewalt 
des  Vaters  oder  des  Großvaters  ist  in  dieser  Hinsicht  derart 
unbeschränkt,  daß  sie  beim  Abschluß  eines  Ehevertrages  nach 
eigenem  Ermessen,  soweit  es  von  der  einen  Vertrag  schlie- 
ßenden Partei  abhängig  ist,  den  Betrag  der  Ehegabe,  welche 
der  Unmündige  an  seine  zukünftige  Braut  entrichten  oder  die 
Unmündige  von  ihrem  Bräutigam  erhalten  muß,  festsetzen 
können.  Ja,  sie  sind  nicht  einmal  gehalten,  der  Bestimmung 
über  die  Gleichheit  der  zukünftigen  Ehegatten  Rechnung  zu 
tragen.  Abu  Jasuf  und  Schajbani  beschränken  den  ersten 
Teil  dieser  Regel,  indem  sie  behaupten,  der  Vater  oder  Groß- 
vater könne  die  Höhe  der  Ehegabe,  jedoch  nur  innerhalb 
bestimmter  Grenzen  '^'^),  fixieren.  Die  späteren  Juristen  hielten 
aber  Abu  Hanifa s  Ansicht  für  die  richtige  ^^). 

Wie  erwähnt,  sind  zum  gesetzmäßigen  Abschluß  eines 
Ehevertrages  zwei  Zeugen  unentbehrlich'^^),  es  können  jedoch 
auch  Umstände  eintreten,  bei  denen  die  Gegenwart  eines 
Zeugen  genügt.  Wenn  nämlich  der  Vater  eines  Unmündigen 
eine  dritte  Person  mit  Abschluß  des  Ehevertrages  beauftragt, 
so  genügt  das  Zeugnis  eines  einzigen  Zeugen,  falls  auch  der 
Vater  beim  Vertragsabschluß  zugegen  ist.  Denn  hier  wird  der 
Vater  als  derjenige  betrachtet,  der  die  Initiative  (mubaschara) 
gibt,  und  der  zwar  nicht  virtuell  (fi'lan  =  in  eigener  Person), 
jedoch  in  Wirklichkeit  (hukman)  den  Vertrag  abschließt.  Das 
Zeugnis  einer  Person  ist  eben  deswegen  hinreichend ,  da  der 
Bevollmächtigte  (wakil),  der  in  der  Tat  den  Ehevertrag  ab- 
schließt, die  Rolle  eines  zweiten  Zeugen  spielt'"^).  Dem  ähn- 
lich ist  der  Fall,  daß  der  Vater  den  Ehevertrag  seiner  voll- 
jährigen Tochter  in  Gegenwart  eines  Brautzeugen  abschließt, 
wobei  auch  die  Tochter  anwesend  ist;  denn  hier  ist  eigentlich 


'3)  Hidäyah  S.  199. 

^*)  4-J  j-UJ)   ^^liLoUi»,  s.  hierüber  Durar  Giirar  Bd.  II,  S.  645. 


")  Kudiiri  S.  75. 

'6)  Hidäyah  S.  190. 

'")  Muhtasar  al-wikäya  S.  61. 
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die  Tochter  diejenige,  welche  die  Initiative  gibt;  daher  gilt 
der  Vater  als  zweiter  Zeuge.  Wird  jedoch  der  Ehevertrag  in 
Abwesenheit  der  Tochter  im  zweiten  oder  des  Vaters  im  ersten 
Falle  abgeschlossen,  so  ist  er  rechtsungültig,  da  Brautanwalt 
und  Zeuge  nicht  in  derselben  Person  vereinigt  werden  dürfen. 

Brautanwalt  (wali)  darf  nicht  sein:  der  Sklave,  der  Un- 
mündige und  der  Geisteskranke.  Ein  Nichtmuslim  kann  nicht 
Brautanwalt  einer  sich  zum  Islam  Bekennenden  sein  ^^),  auch 
dann  nicht,  wenn  diese  seine  Tochter  ist;  denn  der  Prophet 
hat  einmal  gesagt'^):  ^ct-*  u^i*^*-^'  ^^  ijiy^^^^  *i^'  J^^^f^  {J^, 
d.  h.  Wahrlich,  es  wird  Gott  nie  den  Ungläubigen  ein  Mittel 
gegen  die  Gläubigen  in  die  Hand  geben! 

Diese  Anwaltschaft  ist,  wie  erwähnt,  ein  Vorrecht  der 
männlichen  Anverwandten  väterlicherseits  (cognati).  Auf  die 
übrigen  im  Erbrecht  allgemeine  Erben  genannten  Verwandten 
geht  dieses  Recht  nur  dann  über,  wenn  keine  cognati  (asabat) 
vorhanden  sind;  dabei  gilt  dieselbe  Reihenfolge  wie  im  Erb- 
recht. Die  asabat  sind  bei  Sachau  a.  a.  0.  6 — 7  §  8  auf- 
gezählt. Ynayah  1.  cit.  gibt  die  Rangordnung  der  agnati, 
welchen  nach  diesen  die  Brautanwaltschaft  zukommt.  Sind 
dabei  weder  cognati  noch  agnati  vorhanden,  so  übt  der  Patron 
oder  endlich  der  Richter  das  Recht  eines  wali  aus. 


§  2.    Die  Gleichlieit. 

Die  zukünftigen  Ehegatten  müssen  einander  in  folgenden 
fünf  Beziehungen  gleich  sein:  Abstammung  (nasab),  Stand 
(frei  oder  Sklave),  Frömmigkeit  (din  gleich  religionis  obser- 
vantia),  Wohlhabenheit  (mal)  und  Beschäftigung  bezw.  Gewerbe 
(sana'i)^ö)  des  Bräutigams  und  des  Vaters  der  Braut.    Es  hat 


'^)  Ynäyah  Bd.  II,  S.  41. 

^')  Durar  Gurar  Bd.  I,  S.  223.    Vgl.  noch  Hidäyah  S.  191 :  gjV«i,   V^ 

^®y  Multakä    l-abhur  S.  51 :    „Berücksichtigt   wird   nach  den  beiden 
Schülern    des   Abu  Manila    auch    das    Gewerbe;    von    Abu  9anifa    wird 
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nämlich  der  Prophet  gesagt »i):  ^^"^^^  n^  ^u^ui  Ji  .uaM  /jp.  i; 
.ur^ii  ^j;Ä  i5i,  d.  h.  es  dürfen  nur  die  cognati  die  Eheverträge  der 
Frauen  abschließen  und  dabei  nur  unter  Berücksichtigung  der 
Bestimmungen  über  die  Gleichheit;  die  erste  Hälfte  dieses  Aus- 
spruches ist  hier  nicht  wichtig,  sie  wird  von  unserer  Schule, 
im  Gegensatz  zu  der  schafiitischen ,  verworfen.  Auf  Grund 
eines  zweiten  Ausspruches  des  Propheten  verteidigte  Suf'jan  at- 
Tauri  die  Behauptung,  daß  die  Abstammung  der  durch  einen 
Ehevertrag  zu  verbindenden  Personen  nicht  berücksichtigt  zu 
werden  brauchte,  da  alle  Menschen  in  dieser  Hinsicht  gleich 
seien.  Gegen  diese  Ansicht  kämpft  unser  Verfasser,  indem  er 
am  Anfang  des  Kapitels  über  die  Gleichheit  einen  dritten  Aus- 
spruch des  Propheten  teilweise  anführt.  Auf  diesen  Ausspruch 
gründet  sich  die  Ansicht  unserer  Schule ;  der  vollständige  Wort- 
laut ist  folgender  ^^):  die  Kurajschiten  —  nämlich  die  einzelnen 
Familien  —  sind  einander  gleich,  und  die  Araber  —  die  ein- 
zelnen Stämme  —  sind  einander  gleich,  und  die  Nichtaraber 
(al-mawali  sonst  al-a'agim  genannt)  sind  untereinander  gleich. 
Die  dritte  Bedingung  (din),  welche  ich  mit  dem  Worte 
Frömmigkeit  wiedergebe,  ist  verschieden  aufgefaßt  worden. 
Helmsdörfer  übersetzt  es  mit  „sich  zum  Islam  bekennen"  ^^), 
indem  er  sich  wahrscheinlich  von  Mouradgea  d'Ohsson,  wie 
an  anderen  Stellen  von  Hammer,  hat  irreführen  lassen.  Es 
ist  allerdings  wahr,  daß  das  Wort  din  (Glaube)  gewöhnlich 
zur  Bezeichnung  des  wahren  Glaubens  des  Propheten,  also 
des  Islam  dient,  in  unserem  Falle  muß  man  jedoch  von  diesem 
Sprachgebrauche  absehen ;  denn  der  Bräutigam  einer  sich  zum 
Islam  bekennenden  Frau  —  diese  Bestimmung  gilt  für  die  Un- 
gläubigen  nicht  —  kann   nur   ein  Muslim   sein,    während   der 


zweierlei  überliefert.  Der  Weber,  der  Schröpf kopfsetzer,  der  Straßen- 
feger sind  einem  Parfümhändler,  Stoff händler  oder  einem  Geldwechsler 
nicht  gleich  etc." 

81)  Ueberliefert  von  Gabir.     S.  Ynäyah  Bd.  II,  S.  43. 

82)  Ynäyah  Bd.  II,  S.  44. 

8»)  Helmsdörfer  a.  a.  0.  S.  26,  §  2. 
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Muslim  auch  eine  nichtmohammedanische  Frau  zur  Ehe  nehmen 
darf.  Diese  Bedingung  wäre  daher,  wenn  ihr  nicht  noch  ein 
anderer  Sinn  zukäme,  zum  mindesten  überflüssig.  Das  ist  sie 
aber  nicht.  Nach  der  Ynayah^'^)  sind  unter  dem  Worte  din 
Gottesfurcht,  also  Pietät  und  hohe  Tugenden  —  at-takwa 
wa'1-hasab  wa's-salah  —  mit  einem  Worte  erhabene  Charakter- 
eigenschaften makarim  al-ahlak  des  Menschen  zu  verstehen. 
Der  Verfasser  der  Hidajah  sagt,  das  Wort  din  sei  in  diesem 
Falle  der  Bedeutung  nach  gleich  dijanet,  was  religionis  obser- 
vantia  bedeutet;  vergl.  hierzu  noch  Multaka  S.  51:  ^*^»i  ;t^*^3 
^Jic  c^xJ  ]ysif  j,*«\i  j«Aii  jw43W  villi. 

Nach  Schaibani^'^^)  spielt  das  dijanet  bei  Abschluß  eines 
Ehevertrages  keine  Rolle,  da  es  ^^^V]  ^yoi  ^^-o  ist,  d.  h.  zu  den 
Dingen  des  Jenseits  gehört. 

Das  Wort  mal  hat  den  Sinn,  daß  der  Bräutigam  über  die 
donatio  propter  nuptias  (mahr)  und  diejenigen  Mittel,  welche 
für  den  Unterhalt  der  Frau  erforderlich   sind,    verfügen   muß. 

Die  Bestimmung  über  die  Gleichheit  darf  in  keinem  Falle 
verletzt  werden.  Schließt  nämlich  eine  Frau  ohne  Wissen  des 
wali  einen  Ehevertrag,  wobei  sie  diese  Bestimmung  nicht  be- 
rücksichtigt, so  sind  die  cognati  berechtigt,  die  Aufhebung 
des  Vertrages  zu  bewirken ^^),  jedoch  wie  Ynayah  bemerkt ^^) 
^-  was  bei  Kudüri  und  in  dem  Multaka  zwar  ausgelassen, 
aber  dem  Sinne  des  Vertrages  gemäß  selbstverständlich  ist  — 
nur  so  lange  sie  noch  kein  Kind  hat.  Schließt  ferner  eine 
Frau  ihren  Ehevertrag  ohne  Wissen  des  wali  mit  einer  Ehe- 
gabe, welche  kleiner  ist  als  ihre  durchschnittliche^^),  so  ist 
der  wali  nach  Abu  Hanifa  berechtigt,  den  Rest  von  dem 
Bräutigam  zu  beanspruchen  und  im  Falle  einer  Weigerung 
die  Aufhebung  des  Ehevertrages   zu  veranlassen.     Nach  Aba 

^')  1.  c. 

84*)  Ynäyah  Bd.  II,  S.  46. 

8^)  Multaka '1-abhurS.  51:  W«;uj   ^3Jaj^  ^|  JjJUi  JaT  ^Jfj  ^^^)J  ^f^ 

S6)  Bd.  11,  S.  43. 

8^)  raahr  al-mitl.     S.  über  die  Ehegabe  §  5. 
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J  n  s  u  f  steht  ihm  .ein  solches  Recht  nicht  zu ;  wohl  aber  nach 
Muhammad,  jedoch  nur  in  dem  Falle,  daß  der  Ehevertrat? 
ohne  Wissen  des  zuständigen  Brautanwalts  geschlossen  ist  und 
nur  aus  diesem  Grunde  anfechtbar  wäre.  Diese  Beschränkung 
bezieht  sich  jedoch  wie  ersichtlich  nicht  auf  die  Ehegabe  selbst. 
Daher  kann  man  einfach  Muhammads  Ansicht  mit  derjenigen 
des  Abu  Jüsuf  vereinigen,  wie  das  in  dem  Multaka  (1.  cit.) 
geschehen  ist. 

Was  unter  dem  Worte  abawani  in  dem  Ausdruck  des 
Textes:  „derjenige  (sc.  Ehegatte),  dessen  beide  Vorfahren  etc." 
zu  verstehen  ist,  kann  mit  Bestimmtheit  nicht  gesagt  werden ; 
es  ist  nicht  unwahrscheinlich,  daß  es  die  übliche  Bedeutung 
Eltern,  d.  h.  Vater  und  Mutter,  auch  hier  hat;  nach  der  An- 
sicht späterer  arabischer  Juristen  ^^)  jedoch  bezeichnet  dieses 
Wort  nicht  Vater  und  Mutter,  sondern  Vater  und  Großvater. 
Was  das  Richtige  ist,  kann  nicht  entschieden  werden,  zumal 
auch  Durar-Gurar^^),  wo  diese  Frage  näher  erörtert  ist,  nicht 
einmal  eine  Andeutung  enthält,  die  uns  zum  Verständnis  ver- 
helfen könnte.  Wollte  man  nach  dem  darin  vorkommenden 
W^orte  aba'un  analogisieren,  so  könnte  man  eher  geneigt  sein, 
der  bei  Sadr  asch-schahid  angeführten  Ansicht  zuzustimmen^^). 
Aber  Allah  a'lam  —  Gott  weiß  es  am  besten. 

§  3.     Die  Voilmaclit. 

Wenn  sich  jemand  mit  einer  Frau  ohne  deren  Auftrag 
oder  ausdrückliche  Zustimmunsj  durch  einen  Ehevertracif  ver- 
bindet,    ist,    wie    an    anderer  Stelle   erwähnt   wird,    der  Ehe- 


®^)  Angeführt    bei    Sadr    asch-Schahid ,    Bl.  30  b    folgendermaßen: 
89)  Bd.I,  S.234:  ^J  ^JJ  'yAÜ-i  j*-jl   &-a^    fX-J  ÜIL-I    [I^jJ   y^:::^:]   , 

j^jiyi  ^^:;ju  V^    tijiy.y^    jAi  J^if^:^]  ^U   &-i   Sbl    6)  ^J    ^sS  j^i    ^U«2J| 

9<>)  Vgl.  auch  den  Koran,  Sure  4,  Vers  26:  ^ribl   ^XJ   U   ]ys^i3  U^ 
wo  das  Wort  aba'ukum  nur  Vater  bedeutet. 
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vertrag  nur  dann  rechtsgültig,  wenn  die  Frau  ihre  Zustim- 
mung nachträglich  gibt.  Der  Ehevertrag  kann  sowohl  von 
den  zukünftigen  Ehegatten  persönlich  als  auch,  analog  mit 
dem  gewöhnlichen  Kauf,  durch  ihre  dazu  bevollmächtigten 
Stellvertreter  abgeschlossen  werden.  Ihre  Stellung  und  Be- 
fugnisse sind  hier  jedoch  nicht  dieselben  wie  bei  Abschluß 
eines  BajVertrages,  Nach  der  Lehre  unserer  Schule  spielt  der 
zum  Abschluß  eines  Ehevertrages  Bevollmächtigte  die  Rolle 
eines  Boten  (Ynayah  Bd.  II,  S.  49  ^y^  j-^^Jl  ^3  j/^Ii  U^),  denn 
der  Vertrag  wird  nicht  in  seiner,  sondern  in  der  Person  des 
Vollmachtgebers  wirksam. 

Im  letzten  Paragraphen  des  betreffenden  Kapitels  bezeichnet 
das  Wort  amir  den  Vollmachtgeber.  Dieselbe  Regel  ist  jedoch 
nach  der  Lehre  unserer  Schule  auch  dann  anwendbar,  wenn 
der  Auftrag  von  anderen  Personen  ausgeht,  wie  das  der  Imam 
al-Mahbübi  behauptet.  Der  Schwerpunkt  dieser  Bestimmung 
liegt  im  folgenden:  der  Mandatar  muß  bei  Erfüllung  des  Auf- 
trages zugleich  die  Bestimmungen  über  die  Gleichheit  berück- 
sichtigen. Der  Text  hat  außerdem  den  Ausdruck  ij^iJ  la]^ 
eine  fremde  Sklavin ;  diese  nähere  Bestimmung  soll  betonen, 
daß  der  Bevollmächtigte  seine  eigene  Sklavin  mit  dem  Voll- 
machtgeber nicht  verheiraten  darf,  eine  Bestimmung,  welche 
wegen  des  Zusammentreffens  mehrerer  Eigenschaften  in  der- 
selben Person  auch  auf  die  Vollmacht  beim  Kauf  bezw.  Ver- 
kauf ihre  Anwendung  findet.  Vergl.  hierüber  Ynayah  Bd.  III, 
S.  488:    ij-i)---Ä  ^^  v^b  jiy  lii  j.a.ijJi  ^y  yj\A.  p^c  &-a;  ^^  ^-.-J^') 

§  4.    Der  inkorrekte  Ehevertrag. 

Nach  der  Ausdrucksweise  der  arabischen  Juristen  darf 
ein  Mann  einen  Ehevertrag  nicht  abschließen: 

1.  mit  seinem  Stamme    (asl   gleich   Aszendenz)  ^i),    d.  h. 

^^)  Muhtasar  al-wikäya  S.  61.  [Vgl.  Kohler,  Rechtsvergl.  Studien 
S.  3G  f.  —  Kohler.] 
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mit  denjenigen  Personen,  welche  von  demselben  Stammvater 
ohne  Beimischung  fremden  Blutes  abstammen.  Das  sind  z.  B. 
die  Schwester,  die  Tante  väterlicherseits  etc.; 

2.  mit  seiner  Deszendenz  (far*  gleich  Abzweigung),  das 
sind  die  von  ihm  abstammenden  Personen ,  wie  Tochter,  En- 
kelin etc.  und 

3.  mit  denjenigen ,  welche  mit  ihm  verschwägert  sind, 
d.  h.  die  Frau  des  Vaters,  des  Großvaters,  des  eigenen 
Sohnes  etc. 

Ein  Mann  darf  seine  Mutter  nicht  heiraten,  auch  nicht 
die  Großmutter  väterlicher-  bezw.  mütterlicherseits,  weil  Allah 
(im  Koran)  gesagt  hat ^2):  „Verwehrt  sind  euch  eure  Mütter." 
Ferner  die  Tanten  von  Seiten  des  Vaters,  wie  von  seiten  der 
Mutter  „eure  Vaterschwestern  und  Mutterschwestern";  als 
solche  gelten  nicht  nur  die  eigentlichen,  d.  h.  die  blutsver- 
wandten Tanten,  sondern  auch  solche,  die  denselben  Verwandt- 
schaftsrang einnehmen,  das  sind  die  Milchverwandten ^^^),  „eure 
Töchter,  eure  Schwestern,  eure  Brüderstöchter  und  Schwester- 
töchter (sind  euch  verwehrt)". 

Verwehrt  ist  dem  Mann  die  Mutter  seiner  Gattin,  ferner 
ihre  Tochter,  wenn  er  mit  der  Mutter  den  Coitus  vollzogen 
hat,  „und  die  Mütter  eurer  Weiber  und  eure  Stieftöchter,  die 
in  eurem  Schutze  sind  von  euren  Weibern ,  die  ihr  heim- 
suchtet". Die  letzte  Beschränkung  bezieht  sich  nur  auf  den 
zweiten  Teil  dieser  Bestimmung;  denn  „habt  ihr  sie  (eure 
Frauen)  noch  nicht  heimgesucht,  so  ist  es  keine  Sünde  (deren 
Stieftöchter  zur  Ehe  zu  nehmen)".  Erstere  Anordnung  findet 
dagegen  in  allen  Fällen  Anwendung,  gleichviel  ob  ein  Coitus 
mit  der  Ehegattin  vollzogen  ist  oder  nicht,  was  aus  dem  Wort- 
laut des  Koran  geschlossen  werden  kann,  wenn  es  auch  nicht 


^^)  Die  diesbezüglichen  Bestimmung-en  sind  enthalten  im  Koran 
selbst  Sure  4  „die  Weiber"  Vers  26,  27,  28:  „Und  verwehrt  sind  euch 
verheiratete  Frauen,  außer  denen,  die  eure  Rechte  besitzt." 

92«)  Ynäyah  Bd.  II,  S.  7  IT. 


Die  Stellung  der  Frauen  nach  Mohammedanisch-Hanalitischem  Rechte.    27 

deutlich  ausgedrückt  ist.  „Nicht  dürfet  ihr  heiraten  die  Frauen, 
welche  eure  Väter  geheiratet  haben  fJ'^^T  ^xJ  u  i^scvXa;  y^". 
Ein  Mann  darf  die  Frau  seines  Vaters  oder  seiner  Groß- 
väter nicht  zur  Ehe  nehmen,  er  kann  auch  die  Frau  seines 
Sohnes  oder  Enkels  nicht  heiraten  ^^^/i-o!  ^a  ^^S.]]  ^^a-^j]  J^^^j, 
die  Ehefrauen  eurer  Söhne  aus  euren  Lenden.  Danach 
sind  ausgenommen  die  Adoptivsöhne  und  ihre  Deszendenten, 
wohl  wegen  der  bekannten  Geschichte  des  Propheten  mit 
seinem  adoptierten  Sohne  Zajd  ihn  Harita.  Bis  dahin  hatte 
die  alte  Regel  des  Heidentums  gegolten,  wonach  der  Adoptiv- 
sohn den  Namen  des  Adoptivvaters  trug  und  ihn  beerben 
konnte  ^^).  Mohammed  aber  erhielt  die  folgende  Offen- 
barung: Nennet  sie  (d.  h.  die  Adoptivsöhne)  nach  ihren  eignen 
Vätern  ^^^i^  ^äIj^jI  (Koran,  Sure  33,  V.  5).  Hierdurch  wurde 
die  alte  Bestimmung  abrogiert,  und  der  Prophet  konnte  die 
schöne  Gattin  des  Zajd  nach  ihrer  Scheidung  als  seine  Ehe- 
frau heimführen  (vergl.  hierzu  noch  Sure  33,  V.  37).  Be- 
treffs der  Milchverwandten  gelten  dieselben  Regeln  wie  bei 
den  Blutsverwandten  (Ynayah,  1.  cit.):  ^"J^j  U  *lo^i  ^j-o  ^"Js^ 
w«*AJi  j^-o.  In  Uebereinstimmung  mit  diesem  seinem  Aus- 
spruch sagt  Mohammed  im  Koran:  „(verwehrt  sind  euch) 
eure  Nährmütter  und  Milchschwestern".  Der  Schluß  des- 
selben Verses  lautet  ^)  4JLJI  ^1  Jii^  J.5  U  V\  ^,J^V]  ^j^j  Ij*45^  ^1^ 
d.  h.  nach  der  Uebersetzung  von  Henning  (S.  104):  „und 
nicht  sollt  ihr  zwei  Schwestern  zusammen  haben,  es  sei  denn 
bereits  geschehen.  Siehe,  Allah  ist  verzeihend  und  barm- 
herzig*. Der  letzte  Satz  bedeutet  nicht  etwa,  wie  das  aus  dem 
nicht  vollkommen  klaren  Texte  des  Koran,  dem  sich  die  Ueber- 
setzung genau  anschließt,  gefolgert  werden  könnte,  daß  eine 
derartige  Ehe,  obgleich  verboten,  doch  rechtsgültig,  und  nicht 
aufgehoben  werden  kann,  sobald  sie  einmal  geschlossen  ist. 
Vielmehr  enthält  er  nur  die  Bestimmung,  daß  diejenigen  Ehe- 
verträge,  die  vor  Herabsendung   des   genannten  Verses  schon 


»0  Buhärl  Bd.  III,  S.  155. 


28  Dimitroir. 

endgültig  abgeschlossen  waren,  weiter  bestehen  dürfen.  Vergl. 
zu  dieser  Auslegung  Seh ajh  Zada,  Haschija  zuBaidawis 
Korankommentar  Bd.  I,  takmila  S.  21.  Speziell  über  den  Fall 
mit  zwei  Schwestern  s.  daselbst  S.  24,  wo  die  entgegengesetzten 
Ansichten  der  Halifen  Otman  (erlaubt)  und  *Ali  (nicht  er- 
laubt) angeführt  und  näher  erörtert  sind. 

Auf  Grund  dieser  Bestimmung  ist  ein  Ehevertrag,  den 
ein  Mann  mit  der  Schwester  seiner  Ehegattin  geschlossen  hat, 
ipso  facto  nichtig,  jedoch  nur  solange  die  Ehe  besteht,  selbst- 
verständlich auch  nach  einer  Ehescheidung  bis  zum  Ablauf  der 
Wartezeit.  Ein  diesbezüglicher  Paragraph  unseres  Textes 
rechtfertigt  diese  Annahme :  wenn  jemand  zwei  Eheverträge 
mit  zwei  Schwestern  schließt  —  vielleicht  etwa  durch  bevoll- 
mächtigte Stellvertreter  —  ohne  daß  sich  bestimmen  ließe, 
welcher  Vertrag  früher  geschlossen  wurde,  so  ist  die  Un- 
gültigkeit beider  Verträge  die  Folge.  Falls  die  Reihenfolge 
der  beiden  Verträge  sich  ermitteln  läßt,  so  ist  der  erstgeschlos- 
sene rechtsgültig;  der  zweite  bedarf  hier  keiner  Aufhebung, 
denn  er  gilt  überhaupt  als  nicht  erfolgt.  Im  §  IV  ist  dies 
nicht  der  Fall.  Da  aber  zwei  Schwestern  zugleich  desselben 
Mannes  gesetzmäßige  Frauen  nicht  sein  dürfen,  so  müssen  die 
beiden  Eheverträge  aufgehoben  werden.  Die  folgende  Be- 
stimmung gehört  schon  in  das  Kapitel  der  Ehegabe  hinein  :  wenn 
nämlich  eine  Ehescheidung  vor  dem  Coitus  vorgenommen  wird, 
so  erhält  die  Frau  die  Hälfte  der  stipulierten,  bezw.  der  durch- 
schnittlichen Ehegabe.  Wegen  seiner  Unkenntnis  muß  der 
Mann  in  unserem  Falle  jeder  Schwester  eine  Hälfte  der  Ehe- 
gabe entrichten,  denn  seine  Schuld  ist  es,  daß  die  Eheverträge 
aufgehoben  werden  müssen.  Nach  einem  Ausspruch  (Ynayah 
Bd.  II,  S.  11)  ist  dabei  nicht  nur  die  Schwester  der  Ehegattin, 
sondern  auch  ihre  Tante,  väterlicherseits  und  mütterlicherseits, 
ja  sogar  die  Tochter  ihres  Bruders  oder  ihrer  Schwester  dem 
Manne  verwehrt  (muharram). 

Auch  der  außereheliche  Umgang  mit  der  Mutter  macht 
den  Eheband  mit  der  Tochter  unmöglich.    Dasselbe  gilt  mutatis 
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mutandis  bei  außerehelichem  Verkehr  mit  der  Tochter.  „Wer 
mit  einer  Frau  außerehelichen  Umgang  (zinan  gleich  Hurerei) 
pflegt,  darf  weder  ihre  Mutter  noch  ihre  Tochter  heiraten", 
soll  der  Prophet  gesagt  haben.  Als  Hurerei  wird  dabei  nicht 
nur  der  Coitus  selbst  betrachtet,  sondern  alles,  was  beschaffen 
ist,  ihn  herbeizuführen ;  daher  ist  auch  jede  Berührung  aus 
Leidenschaft  der  zinan  gleichbedeutend  und  führt  dem  vor- 
liegenden Paragraphen  gemäß  dieselben  rechtlichen  Folgen 
herbei.  (Ynayah,  Bd.  H,  S.  12:  J^-f^  J'  ^'^  -^  J--^^»  Jl 
Es  ist  jedoch  zulässig,  die  Tochter  seiner  eigenen  Sklavin,  mit 
welcher  man  bis  jetzt  geschlechtlich  verkehrt  hat,  zu  heiraten, 
aber  nur  unter  der  Bedingung,  daß  mit  Abschluß  des  Ehe- 
vertrages der  Verkehr  mit  der  Mutter  sogleich  eingestellt  wird. 

Der  Muslim  darf  zur  Ehe  eine  auch  nicht  muslimische 
Frau  nehmen,  wenn  sie  einer  Religion  angehört,  deren  Be- 
stimmungen in  einem  heiligen  Buche  enthalten  sind.  Auf 
diese  Weise  werden  die  Juden  und  die  Christen  mit  dem 
Worte  kitabi  und  die  jüdischen  oder  •  christlichen  Frauen  als 
kitabijjat  bezeichnet,  weil  sie  ein  (heiliges)  Buch  (kitab)  haben. 
Es  steht  nämlich  im  Koran  der  folgende  Vers  (Sure  5,  Vers  7) : 

und   (erlaubt   sind    euch    zu   heiraten)  züchtige  Frauen, 

die  gläubig  sind  und  züchtige  Frauen  von  denen,  welchen  die 
Schrift  vor  euch  gegeben  ward  (das  sind  die  Juden  und  die 
Christen),  so  ihr  ihnen  ihre  Morgengabe  gegeben  habt  etc.* 
Aus  diesem  Grunde  ist  die  Ehe  zwischen  einem  Muslim  und 
einer  Feueranbeterin  (Magierin)  ausgeschlossen,  ähnlich  wie 
zwischen  einem  Muslim  und  einer  Sabäerin,  wenn  diese  nicht 
an  einen  Propheten  glaubt.  Unter  Sabäern  versteht  dabei  die 
Mohammedanische  Rechtswissenschaft  diejenigen  Angehörigen 
des  Mosaismus,  bezw.  des  Christentums,  welche  sich  von  ihrer 
Religion  abgewendet  haben  und  die  Sterne  anbeten.  So  nach 
der  Ynayah.  Das  Multaka  (S.  50)  bemerkt  aber:  rechtsgültig 
ist  der  Ehevertrag  zwischen  dem  Muslim  und  der  Kitabijja 
oder  der  Sabäerin,  welche 

1.  an  einen  Propheten  glaubt, 
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2.  sich  zu  einem  Buche  bekennt,  und 

3.  die  Sterne  nicht  anbetet. 

Eine  andere  Erklärung  siehe  bei  Kudnri  (S.  75).  Daß  hier- 
über so  viel  verschiedene  Ansichten  herrschen,  will  nur  be- 
weisen, daß  die  arabischen  Juristen  nicht  recht  wußten,  das 
Leben  mit  den  starren  Buchstaben  des  Gesetzes  in  Einklang 
zu  bringen.  Denn  ein  arabischer  Jurist  hatte  ja,  vom  theo- 
logischen Standpunkte  aus  wohl  ganz  konsequent,  gesagt  (Hi- 
dayah,  S.  499),  daß  „dem  Wesen  des  Mohammedaners  eine 
gewisse  Abneigung  gegen  Zusammensein  mit  Ungläubigen 
innewohnt"  (Dimitroff,  Schaibani  etc.,  S.  182).  Diese  Tat- 
sache gilt  aber  von  allen  Gesetzgebungen ,  welche  entweder 
wenig  Rechnung  auf  die  zu  regelnden  Lebensverhältnisse  tragen, 
oder  so  wenig  der  Veränderung  und  Weiterbildung  zugänglich 
sind,  daß  sie  vom  Leben  selbst  weit  überholt  werden. 

Rechtsgültig  ist  im  Gegensatz  zur  Lehre  der  Schafiiti- 
schen  Schule  ein  Ehevertrag,  welcher  auf  dem  heiligen  Ge- 
biete von  Mekka  während  der  Pilgerfahrt  geschlossen  wird, 
d.  h.  im  Zustande  des  Ihram  oder  solange  der  Pilger,  bezw. 
die  Pilgerin  das  Ihram  genannte  Gewand  an  sich  trägt.  Wäh- 
rend die  Schafiiten  das  Verbot  auf  einen  diesbezüglichen  Aus- 
spruch des  Propheten,  den  Otmän  ihn  *Affan,  der  spätere 
dritte  Hahfe,  überliefert  hat,  begründen,  führt  unsere  Schule 
zur  Bestätigung  ihrer  Ansicht  eine  andere  Tradition,  als  deren 
Ueberlieferer  der  bekannte  Vetter  des  Propheten,  Ibn  'Abbas, 
genannt  wird,  an;  hiernach  soll  nämlich  der  Prophet  die  Maj- 
müna   während    der  Pilgerfahrt   in  Mekka   geheiratet   haben. 

Ein  freier  Muslim  darf  eine  Sklavin,  gleichviel  ob  sie  sich 
zum  Islam  bekennt  oder  eine  kitabijja  ist,  heiraten,  auch  in 
dem  Falle,  daß  er  im  Gegensatz  zu  den  Schafiiten  ^^)  über  die 


•^)  S  ach  au  a.a.O.  S.  5,  §  3:  Die  Ehe  eines  freien  Mannes  mit 
einer  Sklavin  ist  nur  unter  zwei  Bedingungen  zulässig:  1.  daß  er  die 
für  ein  freies  Weib  erforderliche  Ehegabe  nicht  besitzt;  2.  daß  für  ihn 
(sofern  er  ledig  bleibt)  die  Gefahr,  der  Unzucht  anheimzufallen,  vor- 
handen ist. 
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donatio  propter  nuptias  und  die  zum  Unterhalte  der  Frau  er- 
forderlichen Mittel  verfügt;  denn  der  Prophet  hat  die  dies- 
bezüglichen   Gottesworte    folgendermaßen    im    Koran    (Sure  4, 

Vers  3)    angeführt:    und   so   ihr  etc ,    so  nehmt  euch 

zu  Weibern,  die  euch  gut  dünken. 

Auf  Grund  desselben  Spruches  darf  ein  Muslim  vier 
Frauen  gleichzeitig  haben,  gleichviel  ob  freien  Standes  oder 
Sklavinnen.  Diese  Ansicht  der  Hanafitischen  Schule  erscheint 
annehmbarer  als  die  Schafiitische,  da  Gott  gesagt  hat  (Koran, 

Sure  4,  Vers  3): so  nehmet   euch   zu  Weibern,    die 

euch  gut  dünken,  (nur)  zwei,  oder  drei  oder  vier;  und  so  ihr 
(auch  dann)  fürchtet,  nicht  billig  zu  sein,  heiratet  nur  eine 
oder,  was  eure  Rechte  (an  Sklavinnen)  besitzt. 

Ein  Sklave  kann  dagegen  nach  den  Hanafiten  nur  zwei 
gesetzmäßige  Frauen  zu  gleicher  Zeit  haben;  nach  Malik 
ihn  Anas  —  vier. 

Der  Herr  (mawla)  darf  seine  eigene  Sklavin  ähnlich  w^ie 
der  Sklave  seine  Herrin  nicht  heiraten.  Dem  Herrn  ist  aber 
erlaubt,  mit  den  eigenen  Sklavinnen  unehelichen  Umgang  zu 
pflegen,  wie  das  aus  den  folgenden  Koranversen  zu  ersehen 
ist  (Sure  23,  Vers  5):  „die  sich  der  Weiber  enthalten  (denen 
ergeht  es  wohl),  —  (Vers  6 :)  es  sei  denn  ihrer  Gattinnen  oder 
derer,  die  ihre  Rechte  besitzt;  denn  siehe  (Vers  8:)  hierin  sind 
sie  nicht  zu  tadeln".    Vergl.  noch  hierzu  Sure  70,  Vers  30. 

Nach  der  Lehre  des  Malik  kann  der  Mann  mit  einer 
Frau  einen  Nutzungsvertrag  abschließen,  indem  er  ein  ge- 
wisses Entgelt  und  eine  bestimmte  Zeit  für  die  Dauer  des 
Zusammenlebens  festsetzt.  Diese  nikah  al-mut'a  genannte  Ehe 
ist,  wie  erwähnt,  auch  bei  den  Schiiten  zulässig  (vergl.  Tornauw 
a.  a.  0.  S.  80).  Der  Vertrag  über  eine  zeitweilige  Ehe  wird 
ähnlich  wie  der  gewöhnliche  Ehevertrag  in  Gegenwart  von 
zwei  Zeugen  abgeschlossen,  nur  wird  für  diesen  eine  Zeitdauer, 
z.  B.  10  Tage  bestimmt,  in  der  Weise,  daß  die  Aufhebung 
zugleich  mit  dem  Abschluß  festgesetzt  wird.  Bei  jenem  wird 
dagegen    die    lebenslängliche    Dauer    (abadan)    angenommen. 
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Zufar,  der  älteste  Schüler  des  Abu  Hanifa,  hält  einen  solchen 
Ehevertraj^  für  zulässig;  nach  den  übrigen  Autoritäten  der 
Hanafitischen  Schule  dagegen  ist  sowohl  der  zeitweilige  als 
auch  der  Nutzungsehevertrag  —  nach  der  Ynaya  sind  es  näm- 
lich zwei  verschiedene  Arten  von  Verträgen  —  mit  den  Be- 
Stimmungen  des  Islam  nicht  zu  vereinbaren. 

§  5.     Die  Ehegabe. 

„Somme  designee  a  la  conclusion  du  mariage  et  que  le 
mari  est  oblige  de  payer  ä  sa  femme  en  cas  de  divorce,"  so 
erklärt  Schems-ed-din  Samy  Bey  das  Wort  malir  (Helms- 
dörfer mihr?)  in  seinem  sonst  ausgezeichneten  Kamüsi  fran- 
cewi  und  begeht  auf  diese  Weise  —  nur  drei  Fehler.  Denn: 
1.  als  Ehegabe  wird  nicht  ausschließlich  ein  Betrag,  sondern  im 
allgemeinen  diejenige  res  (mal)  bezeichnet,  die  der  Mann  in- 
folge eines  rechtmäßig  abgeschlossenen  Ehevertrages  an  seine 
Ehefrau  entrichten  muß.  Gegenstand  der  Mahr  kann  somit 
nicht  nur  eine  Geldsumme,  sondern  jede  res  sensu  juridico, 
sogar  eine  Dienstleistung  bilden,  z.  B.  die  Ausführung  einer 
Arbeit  zu  gunsten  der  Frau,  der  Unterricht  im  Koran ^^)  etc.; 
denn  das  Aequivalent  dieses  Dienstes  ist  auch  eine  res.  2.  die 
Festsetzung  der  mahr  —  die  wir  aus  Mangel  an  einem 
besseren  terminus  mit  den  unojenauen  Bezeichnunoren  donatio 
propter  nuptias,  Morgengabe  oder  am  besten  Ehegabe  wieder- 
geben müssen  —  ist  beim  Abschluß  des  Vertrages  für  seine 
Gültigkeit  nicht  erforderlich^^):  der  Ehevertrag  ist  nicht  nur 
dann  gültig,  wenn  die  Stipulierung  der  Ehegabe  ausbleibt, 
sondern  auch  im  Falle,  daß  zu  gunsten  des  Mannes  überhaupt 
die  Nichtentrichtung  einer  Ehegabe  vereinbart  wird^').    Letz- 


®°)  Letzteres  nach  Schafi'i.  Nach  hanafitischer  Lehre  hat  der  Mann, 
wenn  er  dem  freien  Stande  angehört,  in  den  beiden  letzten  Fällen  die 
Durchschnittsehegabe  (mahr  al-mitl)  zu  entrichten.   Vgl.  Hidäyah  S,  208. 

»6)  Hidäyah  S.  205. 

»0  Hidäyah,  1.  c.  [Vgl.  Kohler,  Rechtsvergl.  Studien  S.  25.  — 
Kohler.] 
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teres  läßt  Malik  nicht  zu,  weil  die  Ehe,  sowie  jeder  andere 
Kauf  in  dem  Austausch  von  Leistungen  —  Preis  und  Ware  — 
bestehe  und  ohne  Vorhandensein  dieser  beiden  nicht  denkbar 
sei.  Das  wäre  auch  nach  Tornauw  (S.  74)  richtig,  da  er 
bemerkt:  „die  Morgengabe  entspricht  völlig  dem  Kaufpreise 
und  unterliegt  denselben  obligatorischen  und  redhibitorischen 
Hauptbedingungen  wie  dieser".  3.  wie  aus  den  ferneren  Aus- 
führungen zu  ersehen  ist,  wird  die  Ehegabe  nicht  nur  en  cas 
de  divorce  entrichtet,  sondern  immer,  wenn  die  Frau  nach 
Abschluß  des  Vertrages  —  auch  vor  dem  Coitus  —  es  verlangt. 

Der  niedrigste  Betrag  einer  Ehegabe  ist  10  Drachmen. 
Hat  der  Mann  beim  Abschluß  des  Ehevertrages  eine  kleinere 
Summe  als  Ehegabe  stipuliert,  so  ist  die  Frau  berechtigt, 
trotzdem  10  Drachmen  zu  beanspruchen.  Nach  Zufar  kann 
sie  in  solchem  Falle  ihre  Durchschnittsehegabe  verlangen, 
denn  die  Fixierung  einer  Summe,  die  der  gesetzlichen  Vor- 
schrift zuwiderläuft,  hat  nach  seiner  Ansicht  dieselben  recht- 
lichen Folgen,  wie  die  Nichtstipulierung  oder  wie  die  Verein- 
barung, daß  der  Mann  von  der  Verpflichtung  eine  Ehegabe 
zu  entrichten  frei  sein  soll.  Eine  analoge  Bestimmung  ist  im 
Buche  der  Obligationen  angeführt:  wenn  jemand  eine  Sache 
kauft  und  als  Preis  ein  Schwein,  d.  h.  etwas,  was  kein  Wert- 
gegenstand ist,  anbietet,  so  muß  er  den  Wert  des  Kauf- 
objektes —  dem  hier  die  Durchschnittsehegabe  entspricht  — 
dem  Verkäufer  entrichten,  natürlich  auch  dann,  wenn  dieser 
beim  Abschluß    des  Vertrages    das  Angebot  angenommen  hat. 

Nimmt  ein  Ehemann  nach  erfolgter  Beiwohnung  die  Schei- 
dung von  seiner  Ehegattin  vor,  so  muß  er  ihr  den  ganzen 
Betrag  der  stipulierten  oder  der  durchschnittlichen  Ehegabe 
entrichten ;  erfolgt  die  Ehescheidung  vor  stattgehabtem  Coitus, 
so  schuldet  er  nur  die  Hälfte  der  Ehegabe.  Dies  nach  Abu 
Jüsuf  und  Muhammad.  Nach  Abu  Hanifa  dagegen  ist 
der  Mann  in  letzterem  Falle  verpflichtet,  seiner  geschiedenen 
Frau  das  mut'a  genannte  Geschenk  zu  übergeben.  Der  Coitus 
ist  mit  der  Empfangnahme  des  Kaufobjektes  bei  einem  Kauf- 

Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswisseuschaft.    XXIV.  Band.  3 
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vertrag  gleiclibetleutend.  Wollte  man  daher  die  Analogie  bis 
zu  Ende  durchführen ,  so  könnte  man  meinen ,  daß  bei  einer 
vor  dem  Coitus  vorgenommenen  Ehescheidung  der  Mann  keine 
Ehegabe  zu  entrichten  brauche,  denn  dem  analog  wäre  der 
Fall,  daß  das  Kaufobjekt  nach  Abschluß  des  Vertrages,  jedoch 
vor  der  Empfangnahme,  also  noch  im  Besitze  des  Verkäufers, 
zu  Grunde  gegangen  wäre.  Da  jedoch  der  Koran  eine  unzwei- 
deutige Bestimmung  darüber  enthält,  so  muß  die  Analogie  der 
größeren  ikutorität  weichen.  Gott  hat  nämlich  befohlen 
(Sure  II,  Vers  238):  „Scheidet  ihr  euch  jedoch  von  ihnen, 
bevor  ihr  sie  berührt  habt,  und  habt  ihnen  bereits  eine  Mit- 
gift festgesetzt,  so  sei  es  die  Hälfte  von  dem,  was  ihr  fest- 
setztet ,  es  sei  denn  etc. "  Hieraus  ist  zu  ersehen ,  wie  groß 
das  Recht  der  Mugtahidin  war,  den  Sinn  des  Koran  nach 
eigenem  Vermögen  auszulegen,  auch  in  Fällen,  wo  die  Klar- 
heit des  Ausdruckes  nichts  zu  wünschen  übrig  läßt.  Wird 
beim  Abschluß  des  Ehevertrages  die  Ehegabe  nicht  fixiert 
oder  deren  Nichtentrichtung  stipuliert,  so  erhält  die  Frau,  wie 
schon  erwähnt,  bei  einer  Ehescheidung  nach  der  Kohabitation 
oder  im  Sterbefalle  des  Mannes  ihre  Durchschnittsehegabe, 
mahr  al-mitl ,  d.  h. ,  wie  Helmsdörfer  übersetzt  (a.  a.  0. 
S.  44),  „den  ihresgleichen  gebührenden  Eheschatz".  Nach 
Schafii  gilt  diese  Regel  nur  für  den  Fall,  daß  eine  Ehe- 
scheidung vor  dem  Coitus  stattfindet.  Der  Betrag  der  Durch- 
schnittsehegabe richtet  sich  nach  den  Vermögensverhältnissen 
der  Schwestern  der  betreffenden  Frau,  ferner  der  väter- 
lichen Tanten  und  der  Töchter  der  väterlichen  Onkel  u.  s.  w. 
(Ynayah,  Bd.  II,  76):  r^*^'  ^^-:5  ^^*^a  ^«^'i>^^  r^.  J^'  >«-5 
In  der  Regel  sind  also  nur  diejenigen  Frauenspersonen  maß- 
gebend, welche  der  Gattin  von  seiten  des  Vaters  her  verwandt 
sind;  dagegen  spielt  der  Stand  der  Mutter  oder  ihrer  Ver- 
wandten bei  der  Festsetzung  der  Durchschnittsehegabe  keine 
Rolle,  es  sei  denn,  daß  der  Vater  der  Braut  irgend  eine  seiner 
Verwandten,  etwa  die  Tochter  seines  väterlichen  Onkels,  zur 
Ehe    genommen   hätte.     Im   Grunde    genommen   findet  jedoch 
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auch  hier  dieselbe  Regel  Anwendung;  denn  auch  die  Tanten 
mütterlicherseits,  sowie  die  väterlicherseits  gehören  demselben 
Stamme  an.  Bei  Bestimmung  der  Verwandtschaft  ist  nämlich 
der  Vater  maßgebend  (Ynayah,  1.  cit.),    v^'  u^  j**^^  ^jj^'l^I  J^ 

„Ihr  begeht  keine  Sünde,  wenn  ihr  euch  von  euren 
Weibern  scheidet,  bevor  ihr  sie  berührt  oder  ihnen  eine  Mit- 
gift festgesetzt  habt.  Und  sorget  für  sie  —  der  Bemittelte 
nach  Vermögen  und  der  Unbemittelte  nach  Vermögen  —  in 
Billigkeit;  dies  ist  Pflicht  für  die  Rechtschaffenen,"  sagt 
wiederum  Allah  (Sure  II,  Vers  2,  3,  7)  und  erteilt  neben  der 
angeführten  eine  zweite  Bestimmung,  welche  mit  dieser  schwer 
in  Einklang  zu  bringen  ist.  Das  hat  der  Lehrer  ebenso- 
wenig wie  die  beiden  Schüler  versucht:  die  Schüler  legen  die 
erst  angeführte  Regel  ihrer  Ansicht  zu  Grunde,  dem  Abu 
Hanifa  gefällt  mehr  die  zweite;  auf  diese  stützt  er  sich  näm- 
lich, wenn  er  lehrt,  daß  im  Falle  einer  Ehescheidung  vor  dem 
Coitus  der  Frau  die  mat'a  zu  entrichten  sei.  Dieses  Geschenk 
besteht  aus  drei  Kleidungsstücken,  wie  sie  die  mit  der  ge- 
schiedenen Frau  in  gleichen  Verhältnissen  Lebenden  zu  tragen 
pflegen;  es  sind:  Schleier,  Hemd  und  Oberkleid.  Zu  gleicher 
Zeit  wird  jedoch  auch  bei  Bestimmung  der  mut'a  auf  die 
Vermögensverhältnisse  des  Mannes  (vgl.  hierzu:  Koran,  Sure  II, 
Vers  237)  Rücksicht  genommen.  Der  Wert  dieses  Geschenkes 
darf  jedenfalls  nicht  geringer  als  5  Drachmen  sein ,  es  kann 
auch  die  Hälfte  der  Durchschnittsehegabe  nicht  übersteigen 
(Ynayah,  Bd.  II,  S.  57,  Helmsdörfer  a.  a.  0.  S.  44,  Anm.  37). 

Der  Ehevertrag  ist  im  Gegensatz  zu  dem  Kauf  auch  dann 
rechtsgültig,  wenn  bei  seinem  Abschlüsse  inkorrekte  (fasid) 
Vereinbarungen  getroffen  und  rechtsungültige  Klauseln  ein- 
geschaltet werden.  Ein  Beispiel  hierzu  liefert  die  Verein- 
barung der  Nichtentrichtung  einer  Ehegabe.  Aehnliches  gilt 
ferner  in  dem  Falle,  daß  als  Ehegabe  ein  Schwein  oder  Wein, 
d.h.  überhaupt  eine  res  extra  commercium  festgesetzt  wird; 
ferner  wenn  der  Mann  die  Höhe  der  Ehegabe  von  dem  Um- 
stände  abhängig   macht,    daß  er   mit  seiner  zukünftigen  Ehe- 
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gattin  in  ihrer  Stadt  weiter  leben  oder  sie  mit  in  eine  andere 
Stadt  nehmen  wird.  Die  naheliegende  Voraussetzung  ist  im 
letzteren  Falle  nämlich,  daß  beide  Ehegatten  auch  in  Zukunft 
in  derselben  Stadt  —  wenn  dies  nicht  durch  besondere  Um- 
stände anders  bedingt  oder  das  Gegenteil  ausdrücklich  fest- 
ofesetzt  ist  —  wohnen  werden.  Wenn  daher  in  unserem  Falle 
der  Mann  nach  der  Heirat  mit  der  Frau  in  derselben  Stadt 
bleibt,  so  muß  er  die  für  diesen  Fall  festgesetzte  Ehegabe 
entrichten.  Zieht  er  dagegen  mit  der  Frau  in  eine  andere 
Stadt,  so  gelten  die  betreffs  der  Ehegabe  getroffenen  Verein- 
barungen überhaupt  als  ungeschehen.  Auf  die  Gültigkeit  des 
Ehevertrages  übt  dieser  Umstand,  wie  schon  erwähnt,  keinen 
Einfluß  aus:  die  Folge  davon  ist  nur  die,  daß  die  Frau  die 
Berechtigung  erlangt,  ihre  Durchschnittsehegabe  zu  bean- 
spruchen. Unter  ähnlichen  Umständen  muß  der  Mann  nach 
Zufars  Ansicht  die  Durchschnittsehegabe  auch  im  ersten  Falle 
der  Frau  zukommen  lassen;  denn  aus  der  Zulassung  von  zwei 
Möglichkeiten  bei  Festsetzung  der  donatio  propter  nuptias  er- 
gibt sich  eine  Unbestimmtheit  (gahala),  welche  dieselben  recht- 
lichen Folgen  hat,  wie  überhaupt  die  Nichtstipulierung  der 
mahr.  Die  in  unserem  Texte  an  erster  Stelle  angeführte  An- 
sicht ist  diejenige  des  Abu  Hanifa. 

Die  Meinungsverschiedenheit  zwischen  dem  Lehrer  und 
seinen  beiden  Schülern  bei  der  Entscheidung  von  Streitfragen 
betreffs  der  Ehegabe  ist  meistenteils  von  der  verschiedenen 
Auffassung  des  Wesens  und  der  Bestimmung  der  Ehegabe 
bedingt.  Dasjenige,  was  der  Mann  in  der  Regel  an  die  Frau 
als  Ehegabe  zu  entrichten  verpflichtet  ist,  ist  die  Durchschnitts- 
ehegabe. Sie  ist  das  Ursprüngliche,  ähnlich  wie  der  Preis  bei 
einem  Kaufvertrage ,  der  dem  Werte  der  Sache  genau  ent- 
sprechen soll,  da  er  eigentlich  nichts  anderes  ist,  als  ein 
Aequivalent  für  das  Kaufobjekt.  Unter  gegenseitigem  Ein- 
verständnis der  vertragschließenden  Parteien  kann  zwar  diese 
Regel  —  in  bestimmten  Grenzen  —  abgeändert  werden,  je- 
doch  hat   ein   diesbezügliches  Abkommen   nur   dann   bindende 
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Kraft,  wenn  alle  Forderungen,  welche  seine  Gültigkeit  be- 
dingen, erfüllt  sind  und  dabei  weder  Zweideutigkeit  noch  Un- 
bestimmtheit zulassen.  So  meint  es  Abu  Hanifa.  Nach  der 
Ansicht  der  beiden  Schüler  ist  es  dagegen  das  Stipulierte,  was 
für  den  Mann  —  wenn  es  sich  um  die  Ehegabe  handelt  — 
verbindlich  ist.  Zu  der  Durchschnittsehegabe  dagegen  greift 
man  nur  in  dem  Falle,  daß  überhaupt  keine  Stipulatio  hier- 
über getroffen  worden  ist  oder  wenngleich  getroffen,  doch  aus 
irgend  einem  Grunde  ungültig  oder  inkorrekt  ist.  Vgl.  hier- 
über Ynayah,  Bd.  II,  S.  69:  Wlj  Ji^J)  ja  ^^^^  ^U^I  Uäj^) 

Wenn  beim  Abschluß  des  Ehevertrages  der  Betrag  der 
Ehegabe  festgesetzt  wird,  so  kann  diese  entweder  sofort  (uäxo) 
oder  zu  einem  späteren  Termin  (jLU)  entrichtet  werden, 
ebenso  ein  Teil  davon  sofort  und  der  Rest  zu  einem  späteren 
Termin.  Wird  in  solchem  Falle  die  sofortige  Auszahlung  der 
Ehegabe  stipuliert,  so  ist  die  Frau  berechtigt,  falls  nur  der 
Coitus  noch  nicht  stattgefunden  hat,  die  Erfüllung  ihrer 
Pflichten  als  Ehefrau  zu  verweigern,  bis  sie  in  den  Besitz  der 
Ehegabe  gelangt;  ähnliches  gilt,  wie  schon  ausgeführt,  für 
den  Kaufvertrag,  wo  der  Verkäufer  berechtigt  ist,  zur  Siche- 
rung der  Entrichtung  des  Kaufpreises  die  Lieferung  des  Kauf- 
objektes zu  verweigern.  Demgemäß  ist  der  Mann  nicht  be- 
fugt, solange  er  die  Ehegabe  nicht  ausgezahlt  hat,  seine  Frau 
etwa  gegen  ihren  Willen  auf  eine  Reise  mitzunehmen  oder 
ihr  das  Verlassen  seiner  Wohnung  zum  Zwecke  eines  Besuches 
bei  ihren  Eltern  zu  versagen. 

Wird  die  Entrichtung  der  Ehegabe  nach  gegenseitiger 
Vereinbarung  zu  einem  späteren  Termin  festgesetzt,  so  muß 
die  Frau  auch  vor  diesem  Termin  ihren  Pflichten  nachkommen, 
einerlei  ob  ein  Coitus  schon  stattgefunden  hat  oder  nicht.  Aus 
diesen  Ausführungen  ist  zu  ersehen ,  daß  in  unserem  Texte 
nur  der  Fall  angeführt  ist,  daß  die  sofortige  Entrichtung  der 
Ehegabe  stipuliert  worden  ist. 
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§  6.     Eheschluß  zwischen  Sklaven  ^'^*). 

Da  die  Sklaven  kein  Verfügungsrecht  über  sich  selbst 
(A-Oifci,  facultas  se  obligandi)  haben,  so  dürfen  sie  auch  Ehe- 
verträge unter  sich  nicht  anders  abschließen,  als  mit  Zustim- 
mung ihres  Herrn;  was  die  Sklavin  betrifft,  so  stimmen  die 
Ansichten  der  mohammedanischen  Juristen  überein;  Malik  ist 
jedoch  der  Ansicht,  daß  der  Sklave  auch  ohne  Erlaubnis  seines 
Herrn  eine  rechtsgültige  Ehe  eingehen  darf.  Dagegen  gründen 
die  Hanafiten  ihre  Meinung  auf  einen  von  Abö  Da'üd  über- 
lieferten Ausspruch  des  Propheten:  „Ein  jeder  Sklave,  der  eine 
Ehe  ohne  Erlaubnis  seines  mawla  eingeht,  betreibt  Hurerei." 
Die  Ehe  wird  nämlich  bei  den  Sklaven  als  ein  derartiger 
Mangel  Cajb)  betrachtet,  daß  dem  Käufer  eines  Sklaven  oder 
einer  Sklavin  das  Recht  eingeräumt  wird,  die  gekaufte  Person 
(richtiger  wäre  es,  zu  sagen:  den  Gegenstand)  propter  defectum 
zurückzuweisen  und  somit  die  Aufhebung  des  Kaufvertrages 
zu  bewirken,  wenn  er  nach  der  Empfangnahme  erfährt,  daß 
sie  verheiratet  ist.  Wenn  daher  ein  Sklave  —  von  der  Sklavin 
gilt  das  a  fortiori  —  die  Ehe  eingeht,  so  fügt  er  sich  einen 
Mangel  zu,  was  nur  geschehen  darf,  wenn  der  Herr  (mawla), 
dessen  Interessen  dadurch  beeinträchtigt  werden,  seine  Zu- 
stimmung gibt.  Aehnlich  kann  ohne  Erlaubnis  seines  Herrn 
auch  der  servus  contrahens  (mukatib),  ferner  ein  servus  orcinus 
(mudabbar)  oder  die  Concubina  (umm  al-walad)  eine  Ehe  nicht 
eingehen ;  d.  h.  wenn  sie  es  tun,  so  ist  der  Herr  berechtigt,  nach 
Belieben  die  Ehe  zu  bestätigen  oder  ihre  Aufhebung  zu  bewirken. 

Anderseits  ist  der  Herr  befugt,  seinen  Sklaven  bezw.  seine 
Sklavin  wider  ihren  Willen  zu  verheiraten. 

Die  dem  Sklaven  einmal  erteilte  Erlaubnis,  eine  Ehe  ein- 
zugehen, bleibt  bestehen,  auch  wenn  er  eine  inkorrekte  Ehe 
eingegangen  ist.  D.  h.  der  Sklave  ist  berechtigt,  nachdem  die 
erste  inkorrekte  Ehe  aufgelöst  worden  ist,  eine  zweite  einzu- 
gehen, ohne  einer  neuen  Erlaubnis  des  Herrn  zu  bedürfen. 


9^^)  [Vgl.  Kohler,  Rechtsvergl.  Studien  S.  13.  —  Kohler.] 


Die  Stellung  der  Frauen  nach  Mohammedanisch-Hanafitischem  Rechte.    39 

Der  Herr,  der  seine  Sklavin  an  jemanden  verheiratet,  ist 
nicht  verpflichtet,  ihr  eine  selbständige  Wohnung  anzuweisen; 
der  Ehegatte  kann  dann  mit  ihr  nur  zusammenkommen,  wenn 
er  Gelegenheit  findet,  denn  die  Sklavin  muß  in  solchem  Falle 
nach  wie  vor  ihrem  Herrn  dienen.  Hier  ist  jedoch  auch  der 
Ehegatte  der  Sklavin  nicht  verpflichtet,  für  die  Wohnung  und 
den  Unterhalt  seiner  Frau  zu  sorgen ,  dagegen  wohl  in  dem 
Falle,  daß  der  Herr  seine  Sklavin  mit  ihrem  Manne  in  einer 
selbständigen  Wohnung  wohnen  läßt  und  sie  von  jedem  Dienste 
befreit.     (Letzteres  nach  Multaka  '1-Abhur  S.  55.) 

Gibt  der  Herr  seine  Sklavin  jemandem  zar  Frau,  so  muß 
dieser  die  Hälfte  der  Ehegabe  an  den  mawla  entrichten,  wenn 
die  Sklavin  vor  dem  Coitus  stirbt  oder  von  einer  fremden 
Person  getötet  wird.  Wenn  der  Herr  sie  jedoch  selbst  vor 
dem  Beischlaf  tötet,  so  verfällt  die  Forderung  einer  Ehegabe. 
Dagegen  ist  der  Mann  verpflichtet,  wenn  er  einen  Ehevertrag 
mit  einer  Frau  freien  Standes  geschlossen  hat,  und  diese  sich 
das  Leben  vor  dem  Coitus  nimmt,  die  Hälfte  der  Ehegabe 
ihren  Erben  zu  entrichten. 

Geht  ein  Sklave  mit  Erlaubnis  seines  Herrn  eine  Ehe  ein, 
so  haftet  er  für  die  Ehegabe  mit  seiner  Person;  d.  h.  er  kann 
im  Falle  der  Zahlungsunfähigkeit  von  seiner  Frau  bezw. 
von  ihrem  Herrn  —  wenn  es  eine  Sklavin  ist  —  verkauft 
werden,  um  dergestalt  die  Entrichtung  der  Ehegabe  herbei- 
zuführen. 

Der  servus  orcinus,  sowie  der  servus  contrahens  dürfen 
in  ähnlichem  Falle  nicht  verkauft  werden:  sie  müssen  den 
Betrag  der  Ehegabe  mit  ihrer  Arbeit  begleichen. 

Der  Herr  kann  seinen  Sklaven,  dem  er  die  Erlaubnis 
gegeben  hat,  Handel  zu  treiben,  auch  dann  verheiraten,  wenn 
dieser  Schulden  hat:  hier  steht  die  Frau  des  Sklaven,  was 
ihre  Ehegabe  betrifft,  den  übrigen  Gläubigern  gleich. 

Geht  eine  Sklavin  mit  Erlaubnis  ihres  Herrn  eine  Ehe 
ein,  oder  wird  sie  von  ihm  in  die  Ehe  gegeben,  so  steht  ihr 
die  Optio  zu,  falls  sie  freigelassen  wird;   d.  h.  sie  ist  berech- 
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tigt,  nach  Belieben  die  Ehe  bestehen  zu  lassen  oder  ihre  Auf- 
hebung zu  bewirken.  Ob  ihr  Ehegatte  ebenfalls  ein  Sklave 
ist  oder  dem  freien  Stande  angehört,  spielt  dabei  keine  Rolle. 
Aehnliches  gilt  von  einer  Sklavin,  die  auf  Grund  eines  Ab- 
kommens mit  ihrem  Herrn  durch  Ratenzahlungen  eines  be- 
stimmten Betrages  ihre  Freiheit  erkaufen  will,  d.  h.  einer 
Mukatiba,  wenn  sie  eine  Ehe  mit  Erlaubnis  des  Herrn  ein- 
geht. Zufar  sagt  jedoch  (Ynajah,  Bd.  H,  S.  91):  die  Optio 
steht  ihr  nicht  zu.  Die  Berechtigung  d^r  Sklavin  zu  der  Optio 
findet  ihre  Begründung  in  dem  Umstände,  daß  zur  Gültigkeit 
der  Ehe  die  Zustimmung  der  Sklavin  ohne  Bedeutung  ist. 
Außerdem  kommt  die  Ehegabe  nicht  ihr,  sondern  ihrem  Herrn 
zu.  Bei  der  Mukatiba  ist  dies  nicht  der  Fall:  die  Ehegabe 
kommt  ihr  zu,  und  die  Gültigkeit  des  Ehevertrages  setzt  ihre 
Zustimmung  voraus.  Ist  dagegen  die  Sklavin  eine  Ehe  ohne 
Erlaubnis  des  Herrn  eingegangen,  so  bleibt  die  Ehe  bestehen 
und  ist  für  sie  auch  im  Falle  einer  Freilassung;  bindend. 


§  7.     Die  Ehescheidung. 

Das  Wort  talak  bezeichnet  im  gewöhnlichen  Sprachgebrauch 
das  Abnehmen  eines  Bandes,  z.  B.  der  Spannkette  des  Pferdes. 
Als  technischer  Ausdruck  der  Jurisprudenz  bedeutet  es:  die 
Aufhebung  eines  den  Bestimmungen  der  schari'a  gemäß  ein- 
wandfrei abgeschlossenen  Ehevertrages,  welche  mit  bestimmten 
Ausdrücken  erfolgen  muß.  Nur  derjenige  Mann  ist  dazu  be- 
rechtigt, der  volljährig  (baiig)  ist   und  sich  im  vollen  Besitze 

V 

seiner  Geisteskräfte  befindet  (akil).  In  der  Gahilijja  war  der 
Willkür  des  Mannes  sowie  der  Frau  bei  Ausübung  dieses 
Rechtes  ein  zu  weiter  Spielraum  gelassen.  Der  Islam  bedeutet 
in  der  Entwicklung  dieser  Institution  einen  Schritt  vorwärts, 
indem  er  viele  Bestimmungen  eingeführt  hat,  welche  be- 
schaffen waren ,  der  Willkür  der  Ehescheidung  Schranken  zu 
ziehen.  Und  doch  ist  es  nach  der  mohammedanischen  Lehre 
der   Mann ,    der   hauptsächlich   eine   Ehescheidung   vornehmen 
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kann.  Die  Zustimmung  der  Frau  ist  hierbei  belanglos,  außer 
bei  der  hul'a  genannten  Art  der  Ehescheidung.  Denn  Mo- 
hammed hat  gesagt^^):  „Und  so  sie  (d.h.  die  Männer)  zur 
Scheidung  entschlossen  sind,  siehe,  so  ist  Allah  hörend  und 
wissend."  Daß  der  Mann  im  übrigen  seiner  Ehegattin  in  jeder 
Hinsicht  weit  überlegen  ist,  ersieht  man  aus  dem  folgenden 
Verse  ^^):  „Eure  Weiber  sind  euch  ein  Acker.  Geht  zu  eurem 
Acker  von  wannen  ihr  wollt  etc."  Dieses  begründet  er  fol- 
gendermaßen^^^): „Die  Männer  sind  den  Weibern  überlegen 
wegen  dessen,  was  Allah  den  einen  vor  den  anderen  gegeben 
hat,  und  weil  sie  von  ihrem  Geld  (für  die  Weiber)  auslegen  etc." 
So  groß  ist  die  Gewalt  des  Mannes,  daß  er  seine  Frau  nicht 
nur  mit  Worten,  sondern  gelegentlich  auch  tätlich  zurecht- 
weisen darf^^^):  „Diejenigen  aber,  für  deren  Widerspenstig- 
keit ihr  fürchtet  —  warnet  sie,  verbannet  sie  in  die  Schlaf- 
geraächer  und  schlagt  sie." 

Entlassen  werden  kann  die  Frau  sowohl,  wenn  sie  sich  in 
der  Ehe  befindet,  als  auch  während  der  W^artezeit  nach  einer 
ein-  oder  zweimaligen  Ehescheidung.  Denn  die  Ehe  hört,  wie 
das  bei  der  rig'a  näher  erörtert  worden  ist,  vor  Ablauf  der 
Wartezeit  nicht  auf:  ein  Mann  kann  seine  geschiedene  Frau 
auch  nach  einer  zweiten  Ehescheidung  ohne  einen  neuen  Ehe- 
vertrag zu  sich  nehmen.  Hat  er  sie  aber  dreimal  entlassen, 
so  ist  er  nur  dann  berechtigt,  mit  ihr  das  eheliche  Leben 
wieder  zu  beginnen,  wenn  sie  inzwischen  einen  neuen  Ehe- 
vertrag mit  einem  anderen  geschlossen  hat  und  von  diesem 
wieder  geschieden  worden  ist.  Dieser  zweite  Ehevertrag,  den 
der  frühere  Ehegatte  mit  der  Frau  schließen  kann ,  steht  mit 
dem  ersten  in  keiner  Beziehung,  so  daß  er  wiederum  die 
Möglichkeit  einer  dreimaligen  Scheidung  gewährt  ^^^). 


'^^)  Koran,  Sure  2,  Vers  227.     [Vgl.  Kohl  er,  Rechtsvergl.  Studien 
S.49.  —  Kohler.] 

^9)  Koran,  Sure  2,  Vers  223. 
»00)  Sure  4,  Vers  38. 
^°»)  Vgl.  Koran,  Sure  2,  Vers  229:  zweimalige  Ehescheidung;  Vers  230 
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Die  Ehescheidung  hat  drei  Arten,  welchen  die  arabischen 
Rechtso-elehrten  die  Prädikate  sehr  gut,  gut  und  Neuerungs- 
ehescheidung (tahik  al-bid*a)  geben.  Die  beste  Art  der  Ehe- 
scheidung besteht  darin,  daß  der  Mann  seiner  Ehegattin  zur 
Zeit  ihrer  Reinheit  —  tu^^r  heißt  nämlich  die  Zeit  zwischen 
zwei  Menstruationen  — ,  während  welcher  noch  kein  Coitus 
stattgefunden  hat,  in  der  vom  Gesetze  vorgeschriebenen  Form 
erklärt ,  er  habe  sich  von  ihr  geschieden ,  ohne  hierauf  bis 
Ablauf  der  Wartezeit  durch  einen  Coitus  die  Ehe  wieder  auf- 
zunehmen. Mit  Ablauf  der  Wartezeit  gilt  dann  die  Ehe  ipso 
facto  als  aufgelöst.  Die  gute  Ehescheidung  ist  die  sogenannte 
talak  as-sunna,  oder  die  althergebrachte,  in  der  Sunna  be- 
gründete Ehescheidung.  Sie  besteht  darin,  daß  der  Mann  in 
drei  verschiedenen  aufeinander  folgenden  t^hr,  in  denen  er 
noch  keinen  Coitus  vollzogen  hat,  dreimal  die  Scheidung  er- 
klärt. Die  dritte  Art  ist  die  Ehescheidung  der  Neuerung, 
eine  zwei-  bezw.  dreimalige  Ehescheidung,  welche  in  einer 
Periodenreinheit  —  einerlei  ob  inzwischen  ein  Coitus  statt- 
gefunden hat  oder  nicht  —  sowie  auch  während  der  Men- 
struation durch  eine  einzige  Erklärung  herbeigeführt  wird. 
Will  jemand  seine  Frau^  welche  infolge  von  Jugendlichkeit  die 
Menstruation  noch  nicht  oder  infolge  hohen  Alters  nicht  mehr 
hat,  der  Sunna  gemäß  dreimal  entlassen,  so  muß  er  sofort 
eine  Scheidungserklärung  abgeben,  dann  nach  einem  Monat 
eine  zweite  und  wiederum  nach  einem  Monat  eine  dritte.  Hier 
spielen  nämlich  die  Monate  dieselbe  Rolle,  wie  sonst  die  Men- 
struationen auf  Grund  des  folgenden  Koranverses  (Sure  65, 
V.  4) :  ^M  j-a^j^'  i:)^  i:j*-^d  cs^^^'^-  Aehnliches  gilt  von  der  Frau, 
welche  schwanger  ist.  Die  Scheidung  kann  dabei  auch  un- 
mittelbar nach  einem  Coitus  erklärt  werden. 

Wie  erwähnt,  ist  die  Ehescheidung  nur  dann  rechtsgültig, 
wenn  sie  durch  einen  volljährigen,  im  Besitze  seiner  Geistes- 


—  Scheidung   zum   dritten   Male    und    ferner   darüber   noch   Verse  231, 
232  bis  236. 
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kräfte  befindlichen  Mann  vollzogen  wird.  Es  spielt  dabei  der 
Umstand,  daß  dieser  zu  der  Ehescheidung  gezwungen  worden 
ist,  im  Gegensatze  zur  schafiitischen  Lehre,  keine  Rolle.  Gültig 
ist  die  Ehescheidung  ferner  in  dem  Falle,  daß  der  Mann  sie 
im  Zustande  der  Trunkenheit  vorgenommen  hat.  Der  Stumme 
kann  eine  gültige  Ehescheidung  vornehmen,  wenn  er  dies  in 
verständlicher  Weise  mit  seinen  gewöhnlichen  Zeichen  tut. 
Nicht  darf  eine  Scheidung  bew^irken :  der  Minderjährige,  der 
Geisteskranke,  der  Schlafende.  Mohammed  hat  nämlich  ge- 
sagt: cJr^'5  us-J-"^'  0^  ^'  'f^  O^  cP',  d.  h.  ein  jeder  darf 
die  Ehescheidung  vornehmen ,  nur  der  Minderjährige  und  der 
Geisteskranke  nicht  (Hid.  S.  233).  Der  Herr  einer  verheirateten 
Sklavin  darf  diese  von  ihrem  Manne  nicht  scheiden. 

Die  endgültige  Scheidung  (talak  ba'in)  von  einer  Frau 
freien  Standes  erfolgt  auch  dann  nach  dreimaliger  Eheschei- 
dung, wenn  der  Mann  ein  Sklave  ist;  bei  einer  Sklavin  sind 
dagegen  zwei  Scheidungen  erforderlich,  auch  wenn  der  Mann 
freien  Standes  ist. 


§  8.    Die  Vollzieliiing  der  Eliescileidung. 

Die  Ausdrücke ,  mit  welchen  der  Mann  seiner  Frau  die 
Ehescheidung  ankündigen  kann,  sind  zweierlei  Art:  sarih  und 
kinaja.  Die  ersten  sind  unzweideutige  Ausdrücke,  die  einen 
bestimmten  Sinn  wiedergeben  und  daher  eine  nähere  Erklärung 
der  Absicht  des  Aussprechenden  überflüssig  machen.  Solche 
sind  z.  B.  J'^  ^^-'^  oder  &Aliia  cJi  oder  jjsJalb^  d.  h.  du  bist 
geschieden  oder:  ich  habe  mich  von  dir  geschieden.  Wendet 
der  Mann  bei  Erklärung  der  Ehescheidung  solche  Worte  an, 
so  erfolgt  eine  einfache  Scheidung,  welche  die  Wiederaufnahme 
(rig'a)  nicht  ausschließt,  auch  dann  nicht,  wenn  der  Mann 
sich  dabei  die  Vollziehung  der  Ehescheidung  anders  gedacht 
hätte.  Nähere  Ausführungen  vgl.  bei  Multaka  S.  58  £P., 
Hidayah  S.  234  ff.  und  Schajbani,  Al-G.  as-S.  S.  39.  Mit 
kinaja    werden    dagegen    solche    Worte    bezeichnet,    deren 
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eigentliche  Bedeutung  mit  dem  Begriffe  Ehescheidung  wenig 
zu  tun  hat,  die  jedoch  zur  Erklärung  der  Scheidung  ange- 
wendet werden  dürfen,  wenn  das  die  Absicht  des  Mannes  war. 
Den  Ehescheidungsformeln  hat  Schajbani  in  unserem  Werke 
ganze  vier  Kapitel  gewidmet,  was  seinen  Grund  wohl  in  der 
mohammedanischen  Rechtspraxis  hat.  Ich  hielt  es  jedoch  nicht 
für  ratsam ,  bei  dieser  Arbeit  eine  Uebersetzung  von  diesen 
Kapiteln  zu  geben,  da  sie  1.  den  Umfang  meiner  Arbeit  un- 
nötig vergrößern  würden  und  2.  wenig  Interesse  beanspruchen 
können ;  denn  sie  sind  rein  formeller  Natur  und  eher  als  ein 
Spiel  mit  grammatischen  Formeln  und  homonymen  Rede- 
wendungen aufzufassen.  Der  Vollständigkeit  halber  gedenke 
ich  jedoch  auch  diese  Uebersetzung  zu  bieten,  wenn  es  mir 
beschieden  ist,  gleichfalls  die  übrigen  Bücher  des  „Kleinen 
Sammlers"  in  deutscher  Uebertragung  zu  geben.  Da  in  der 
Bestimmung  dieser  äußeren  Formen  die  einzelnen  Schulen 
keinen  gewichtigen  Grund  zu  Kontroversen  haben,  so  möge 
man  hierüber  S ach  au  a.  a.  0.  S.  59  ff.  §  32  vergleichen. 

§  9.     Al-Hnr. 

xJd.]  ist  diejenige  Art  der  Ehescheidung,  welche  gegen 
Entrichtung  einer  res  (mal)  an  den  Mann ,  die  als  eine  Art 
Entschädigung  für  die  Ehegabe  dienen  soll,  vorgenommen  wird 
—  gleichviel  ob  diese  res  durch  die  Frau  selbst  oder  durch 
eine  dritte  Person  entrichtet  wird.  Nach  Schaf ii  ist  das  keine 
eigentliche  Ehescheidung,  auch  die  Hidayah  hält  die  hura- 
Scheidung  für  einen  Loskauf  (iftida').  Dem  Wortlaut  des  Koran 
nach  dürfte  diese  Auffassung  richtig  sein,  denn  Mohammed 
wendet  bei  Erklärung  der  Zulässigkeit  dieser  Institution  eben- 
falls das  Wort  iftida'  an,  nämlich  &j  z^jsj]  u^  U^^Iä  ^Uä.  II 
„.  .  .  und  so  ihr  fürchtet,  daß  beide  Allahs  Gebote  nicht 
halten  können,  so  begehen  beide  keine  Sünde,  wenn  sie  sich 
mit  etwas  loskauft"   (Sure  2,  Vers  229). 

Seinem  Wesen  nach  ist  dies  Geschäft  in  Anbetracht  der 
Frau    ein  Kauf.     Zu  stände   kommt    es    daher    durch  Angebot 
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und  Annahme,  und  die  Folge  ist  eine  definitive  Ehescheidung 
(Hidayah  S.  271,  Ynayah,  ßd.  II,  S.  229:  hJ\j  &AAhj  ^iii). 
Was  dagegen  den  Mann  betrifft,  so  unterliegt  die  huFa  den- 
selben Bestimmungen  wie  der  Schwur  (jamin).  Hat  der  Mann 
demzufolge  den  Antrag  gemacht,  so  kann  er  ihn  nicht  wider- 
rufen, auch  wenn  die  Frau  ihre  Zustimmung  noch  nicht  erklärt 
hat.  Sein  Angebot  verfällt  daher  aach  dann  nicht,  wenn  er 
den  Ort,  wo  die  Verhandlungen  geführt  werden,  verläßt,  bevor 
die  Annahme  von  selten  der  Frau  erfolgt  ist.  Ein  derartiger 
Vertrag  ist  im  Gegensatz  zu  dem  Kauf  rechtsgültig,  auch  wenn 
die  Frau  schon  in  Abwesenheit  des  Mannes  ihre  Zustimmung 
zu  dem  von  diesem  gemachten  Antrage  gibt.  Das  Angebot 
kann  von  selten  des  Mannes  in  Abwesenheit  seiner  Ehefrau 
erfolgen:  die  Gültigkeit  der  huFa  (=  hui*)  ist  nur  durch  die 
Kenntnis  und  Annahme  des  Angebotes  von  selten  der  Frau 
bedingt. 

Beim  Abschluß  eines  derartigen  Vertrages  können  auch 
nebensächliche  Bedingungen  sowie  nähere  Zeitbestimmungen 
vereinbart  werden;  nicht  zulässig  ist  jedoch  die  Stipulatio 
einer  Optio. 

Wie  wir  bereits  erwähnt  haben,  ist  dieser  Vertrag,  was 
die  Frau  anbetrifft,  ein  gewöhnlicher  Kaufvertrag,  und  für 
seine  Gültigkeit  ist  erforderlich,  daß  sie  alle  Bedingungen  er- 
füllt, von  denen  die  Zulässigkeit  eines  Baj'-Vertrages  abhängig 
ist.  Er  ist  ein  Tausch,  mu'awada:  als  Entgelt  für  den  Gegen- 
stand, bezw.  den  Betrag,  den  die  Frau  ihrem  Manne  einhändigt 
oder  zu  entrichten  sich  verpflichtet,  erlangt  sie  ihre  Freiheit 
oder,  wie  sich  die  arabischen  Rechtsgelehrten  ausdrücken,  ihre 
Person  (nafs).  Demgemäß  gelten  die  oben  angeführten  Ge- 
setzesbestimmungen für  die  Frau  in  umgekehrtem  Sinne,  näm- 
lich: geht  der  Antrag  von  ihr  aus,  so  ist  sie  so  lange  zum 
Widerrufen  berechtigt,  bis  der  Mann  seine  Zustimmung  erklärt 
hat^^^),   Jy*5  jJ  ^y^y  jVä.;  geht  der  Antrag  vom  Manne  aus. 


102)  Durar-Gurar  Bd.  I,  S.  286. 
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SO  wird  er  wirkungslos,  wenn  die  Frau  den  Ort  verläßt, 
wo  sie  davon  erfahren  hat,  ^«-J«  j**^»*  i:;^  ^«^v^äj  Jla-jj,  der 
Mann  darf  keine  Bedingungen  oder  Befristungen  stellen, 
Ja5j^  isyLj  iLvixJ  ^jsv  v^;  die  Vereinbarung  einer  Optio  conven- 
tionalis  ist  nur  zu  Gunsten  der  Frau  zulässig,  ^  y>)^)  ^l^i-  3U5. 
Beim  Abschluß  eines  derartigen  Vertrages  werden  sowohl 
Ausdrücke  gebraucht,  die  Kaufen  bezw.  Verkaufen  bedeuten, 
als  auch  solche,  die  zur  Bezeichnung  der  Ehescheidung  ^3Ub 
oder  der  Verzichtleistung  auf  eine  Forderung  af^l^  an- 
gewendet werden.  Z.  B.  ^'^^  (der  Mann);  ,^^*  c*e^l 
(die  Frau);  JXf\y\j  =  jX:^3^\j,  Angebot  und  Annahme  dürfen 
auch  in  persischer  Sprache  erklärt  werden ,  »50^^  ^ja  31  ^j;Xs^ja- 
(hast  du  dich  von  mir  losgekauft?);  f^^iy^  (die  Frau:  ich  habe 
mich  gekauft) ;  ^^^5;^   (der  Mann :  ich  habe  verkauft). 

Aus  den  bisherigen  Ausführungen  ist  wohl  schon  ersicht- 
lich,  daß  die  Uebersetzung  „Ehescheidung  auf  Antrag  der 
Frau",  welche  Tornauw  in  seinem  Moslemischen  Recht  gibt, 
sowie  die  Deutung  „Entlassung  der  Frau  gegen  deren  Ver- 
zicht auf  die  Morgengabe",  wie  sich  diese  bei  Wahrmund 
findet,  den  wahren  Tatbestand  nur  ungenügend  wiedergeben. 
Beides  kann  nämlich  wahr  sein,  ist  jedoch  weder  ganz  wesent- 
lich ,  noch  erschöpft  es  den  ganzen  Inhalt  des  Begriffes  hui'. 
Diese  Art  der  Aufhebung  eines  rechtsgültigen  Ehevertrages 
unterscheidet  sich  von  der  gewöhnlichen,  im  allgemeinen  t-altik 
genannten  Ehescheidung  nicht  dadurch,  daß  sie  auf  Antrag 
der  Frau  oder  etwa  auf  Grund  ihrer  Verzichtleistung  auf  die 
Ehegabe  erfolgt,  sondern:  erstens  dadurch,  daß  hier  die  Initia- 
tive, folglich  auch  der  Antrag  nicht  wie  bei  der  gewöhnlichen 
Ehescheidung  ausschließlich  von  dem  Manne,  sondern  auch 
von  der  Frau  ausgehen  kann;  und  zweitens,  daß  die  Zustim- 
mung der  Frau  eine  unentbehrliche  Voraussetzung  zur  gültigen 
Auflösung  der  bestehenden  Ehe  bildet. 

Die  von  der  Frau  an  den  Mann  als  Lösegeld  zu  ent- 
richtende res  (mal)  wird  allerdings  als  eine  Art  Entgelt  für 
die  Ehegabe  aufgefaßt,   es  ist  aber  nicht  wahr,  daß  das  etwa 
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mit  der  Verzichtleistung  auf  die  Ehegabe  identisch  wäre:  sie 
braucht  sich  in  ihrem  Betrag  keineswegs  nach  der  Ehegabe 
zu  richten.  Ihr  Betrag  darf  auch  unter  10  Drachmen  sein. 
Dazu  möge  man  die  folgende  Stelle  des  Durar-Grurar  ver- 
gleichen (Bd.  I,  S.  286):  i>>  aii^i  j^i  e^i  u  ^yij  ^)  .^.ofvi  V  ^s:) 

Das  mohammedanische  Recht  läßt  diesen  Vertrag  offenbar 
sehr  ungern  zu,  ja  sogar  nur  unter  der  Bedingung,  daß  seine 
Notwendigkeit  unzweifelhaft  ist,  Sa-Hi  jj^  &j  jAj  y.  (a.  a.  0.). 
Dies  hat  wohl  seinen  Grund  darin,  daß  er  mit  einer  vollkommen 
klar  und  unzweideutig  ausgedrückten  Koranbestimmung  im 
Widerspruch  zu  stehen  scheint,  denn  Allah  hat  befohlen: 
„Und  so  ihr  eine  Gattin  gegen  eine  andere  eintauschen  wollt, 
und  ihr  habt  der  einen  ein  Talent  gegeben ,  so  nehmt  nichts 
von  ihnen  fort.  Wolltet  ihr  es  etwa  fortnehmen  in  Ver- 
leumdung und  offenbarer  Sünde  ^^^)?"  Dasselbe  Verbot  spricht 
Mohammed  noch  einmal  (Sure  II,  Vers  229)  folgendermaßen 
aus:  „Und  es  ist  euch  nicht  erlaubt,  etwas  von  dem,  was  ihr 
ihnen  gabt,  zu  nehmen,  außer  es  fürchteten  beide,  nicht  Allahs 
Gebote  halten  zu  können."  Dies  ist  also  die  einzige  Ent- 
schuldigung für  derlei  Ehescheidungsverträge.  Aus  demselben 
Grunde  bestimmt  die  Schari'a,  daß  es  für  einen  guten  Muslim 
nicht  empfehlenswert  ist  (makruh),  von  seiner  Frau  irgend  ein 
Entgelt  zu  nehmen,  wenn  er  selbst  den  Anlaß  zur  Eheschei- 
dung gegeben  hat.  Hat  dagegen  die  Frau  den  Anlaß  gegeben, 
so  hält  es  unsere  Schule  für  makrüh,  daß  der  Mann  mehr 
erhält,  als  das,  was  er  selbst  als  Ehegabe  entrichtet  hatte. 
Diese  Bestimmungen  sind  jedoch  eine  lex  imperfecta,  und  der 
Vertrag  bewährt  seine  Gültigkeit  auch  dann,  wenn  eine  Ueber- 
tretung  des  Gesetzes  vorliegt. 

Von  dem  Kaufvertrage  unterscheidet  sich  diese  Art  der 
Ehescheidung  noch  dadurch,  daß  die  Abmachung  gültig  bleibt, 
auch  wenn  als  Entgelt  irgend  ein  Gegenstand  stipuliert  wird, 


103)  Koran,  Sure  4,  Vers  24. 
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der  kein  mal,  d.  h.  weder  ein  Wertj^egenstand,  noch  eine  res 
in  commercio  ist.  Unter  solchen  Umständen  treten  die  Ab- 
machungen des  Vertrages,  in  unserem  Falle  die  Ehescheidung, 
ein,  ohne  daß  die  Frau  eine  Gegenleistung  beanspruchen  kann. 
Die  dadurch  bewirkte  Scheidung  ist  wie  in  der  Regel  eine 
endgültige  (ba'in).  Ist  dagegen  dasjenige,  was  der  Mann  seiner 
Frau  bei  einer  gewöhnlichen  Ehescheidung  (talak)  als  Ehegabe 
anbietet,  bat-il,  d.  h.  hier:  keine  res,  so  tritt  zwar  eine  Ehe- 
scheidung —  jedoch  nur  eine  redintegrierbare  (rig'i)  —  ein. 
Als  Entgelt  bei  einer  hul'a  kann  alles  dienen,  was  als  Ehe- 
gabe dienen  kann. 

§  10.     Al-Ilä'. 

Sagt  ein  Ehemann  zu  seiner  Frau:  Bei  Gott,  ich  werde 
dir  vier  Monate  lang  nicht  beiwohnen,  oder:  Wenn  ich  dir  in 
den  folgenden  vier  Monaten  beiwohne ,  so  werde  ich  eine 
Pilgerfahrt  unternehmen,  eine  bestimmte  Zeit  lang  fasten  und 
ähnliches,  so  legt  er  den  sogenannten  Enthaltsamkeitseid  (ila') 
ab.  Seine  Folge  ist:  eine  endgültige  Ehescheidung,  wenn  der 
Mann  seinem  Vorsatze  die  bestimmte  Zeit  hindurch  treu  bleibt. 
Begeht  er  dagegen  den  Meineid  ^^'^),  so  verfällt  er  der  kafara 
(Sühne),  falls  er  bei  Abgabe  des  Eides  Gottes  Namen  an- 
gerufen (billahi),  oder  derjenigen  Strafe,  welche  er  dabei  an- 
gegeben hatte. 

Die  kürzeste  Frist  für  die  Gültigkeit  des  Enthaltsamkeits- 
eides ist  im  Koran  bei  einer  Frau  freien  Standes  auf  vier  Monate 
und  bei  einer  Sklavin  auf  zwei  Monate  angegeben  (Sure  II, 
Vers  226):  „Für  die,  welche  schwören,  sich  von  ihren  Weibern 
zu  trennen,  seien  vier  Monate  Wartezeit  festgesetzt.  Geben 
sie  dann  ihr  Vorhaben  auf,  siehe,  so  ist  Allah  verzeihend  und 
barmherzig."     Ein  Maximum  der  Frist  ist  nicht  festgesetzt. 

Bei  Ablegung  des  Eides  ist  die  Angabe  einer  bestimmten 


^^^)  Ynäyah   Bd.  II,  S.  211.     [Vgl.  Kohl  er,  Rechtsvergl.  Studien 
S.  57.  —  Kohler.] 
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Frist  nicht  erforderlich,  cla  eine  solche  vom  Koran  selbst  fest- 
gesetzt ist,  es  genügt  nur  zu  erwähnen,  daß  die  Enthaltsam- 
keit für  die  vom  Gesetze  bestimmte  Zeit  gedacht  ist;  geschieht 
das  nicht,  indem  z.  B.  der  Mann  nur  sagt:  „Bei  Gott,  ich 
werde  mich  dir  nicht  nähern,"  so  behält  die  ila'  ihre  Gültig- 
keit für  alle  Ewigkeit,  d.  h.  eine  zweite  oder  dritte  Ehe  kann 
nicht  mehr  zu  stände  kommen,  selbst  dann  nicht,  wenn  nach 
Abschluß  zweier  Ehe  vertrage,  welche  ipso  facto  auch  ungültig 
sind ,  die  Frau  sich  mit  einem  anderen  Manne  ehelich  ver- 
bunden und  dann  wieder  definitiv  getrennt  hat. 

§  11.     Das  Zihär. 

Dieser  Ausdruck  bezeichnet  nicht  etwa,  wie  Tornauw 
und  mancher  andere  mit  ihm  behauptet,  eine  Ehescheidung 
durch  Schimpfworte,  sondern  lediglich  eine  Beschimpfung  der 
Frau,  eine  Kundgebung  unfreundlicher  Gesinnung  des  Mannes 
seiner  Frau  gegenüber,  was  ja  aus  der  ursprünglichen  Be- 
deutung des  Wortes  —  gegenseitiges  Zukehren  des  Rückens 
als  Zeichen  der  Feindseligkeit  —  leicht  zu  begreifen  ist.  Es 
besteht  darin,  daß  der  Ehemann  seine  Frau,  oder  nur  einen 
Körperteil  von  ihr  mit  der  ganzen  Person  oder  einem  Körper- 
gliede,  welches  man  nicht  sehen  darf  —  am  häufigsten  mit 
dem  Rücken  oder  mit  den  Schamteilen  —  einer  Frau,  die  er 
wegen  Bluts-  oder  Milchverwandtschaft  nicht  heiraten  darf, 
vergleicht.  Diese  Deutung  wird  bestätigt  sowohl  von  dem 
Multaka  (S.  67):  W-U*.  ^^  &j  ^xj  i^xo  yac  ^i  a^^y  f^i^  y^  )^HJI 
(iÄ^-o?)  (iAj^l«^  ^a  iJl  ^üji  i^is  fy'^'i  y^^  ^^^  ^^^^  ')^5'  ^Is  auch 
von  derHidayah  (S.276):  yi  ^«^»jo  iü^ji  ^u^i.;  V]  ^  yX^m  J^ 

In  der  Zeit  vor  Mohammed  jedoch  war  diese  Be- 
schimpfung eine  gewöhnliche  Form  der  Ehescheidungserklärung 
bei  den  Arabern.  Die  Ynayah  sagt  i^^)  ^i^,  ^  J^  ^^  y\^m  y 

^<'^)  S.  235.  [Vgl.  Kohler,  Rechtsvergl.  Studien  S.  61.  — 
Kohler.] 

Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtawiasenschaft,    XXIV.  Band,  4 
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dasselbe  bestätigt  auch  Henning  in  seiner  Koranübersetzung 
(S.  409,  Anm.  2).  Der  Prophet  erkUirte  diese  Beschimpfung 
für  etwas  Religionswidriges,  und  Allah  sagte  (Sure  58,  Vers  2): 

„ ihre  Mütter  sind  sie  nicht.    Siehe,  ihre  Mütter  sind 

nur  diejenigen,    welche    sie  geboren    haben,    und  siehe,    wahr- 
lich,   sie    sprechen    ein    widerwärtiges   Wort  und   Unwahrheit 
(sc.  wenn    sie    zu   ihren   Frauen   sagen:    du   bist   mir   wie  der 
Rücken  meiner  Mutter)" ;  und  an  einer  anderen  Stelle  (Sure  33, 
Vers  3):   „Allah  hat  keinem  Menschen  zwei  Herzen  in  seinem 
Inneren  gegeben,  noch  hat  er  die  Frauen,  von  denen  ihr  euch 
scheidet,  zu  euren  Müttern  gemacht  etc."    Er  vermochte  aber 
die  völlige  Abschaffung  der  Sitte  nicht  zu  erreichen :  die  alte 
Ehescheidungsformel  bekam  im  Islam  nur  eine  tief  einschnei- 
dende Modifikation.    Wendet  ein  Ehemann  seiner  Frau  gegen- 
über irgend  eine  der  erwähnten  Redensarten  an,  so  kann  die 
Folge    entweder   lediglich   eine    Beschimpfung   oder  eine  Auf- 
lösung der  Ehe  sein,   je  nach  der  Absicht,   die  er  damit  ver- 
folgt hat.     Es    erfolgt  nun ,    mag    er  eine  Beschimpfung   oder 
eine  Ehescheidung  beabsichtigen,  eine  Unterbrechung  des  ge- 
schlechtlichen Umganges.    Hier  ist  sogar  die  Frau  berechtigt, 
auch  gegen  den   Wunsch  des  Mannes  diesem  Gebote  Folge  zu 
leisten   (Multaka  '1- ab  hur  S.  67).     Wenn    daher   auch    die 
Aufhebung   des   bestehenden    Ehevertrages    nicht   in   der   Ab- 
sicht  des  Mannes   lag,    so    darf  er    den  geschlechtlichen  Um- 
gang mit  seiner  Frau,    aber   auch    das  Küssen   sowie  jedwede 
Berührung,  erst  dann  wieder  aufnehmen,  wenn  er  die  festge- 
setzte   Sühne   (kafara)    geleistet   hat.     Vergl.   dazu  den  Koran 
(Sure  58,  Vers  4). 

Annähernd  dasselbe  führt  Tornauw  betreffs  der  kafara 
aus  (S.  173).  Er  entfernt  sich  jedoch  von  dem  wahren  Tat- 
bestande, wenn  er  von  den  anderen  Sekten  (?)  folgendes  sagt: 
„die  Schafiiten  und  Azemiten  (dies  sind  die  Hanefiten)  halten 
den  ehelichen  Umgang  nach  dem  Ausspruch  des  Zehor  und 
vor  Erlegung  des  Keforet  für  ein  krimineller  Strafe  unter- 
liegendes   Verbrechen,    was    durch    die   spätere    Leistung    des 
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Keforet  nicht  gesühnt  werden  könne."  Aus  welcher  Quelle 
er  diese  Angabe  geschöpft  hat,  kann  ich  nicht  ersehen,  ich 
kann  nur  feststellen,  daß  sie  wenig  Wahrheit  in  sich  birgt  — 
meine  Quellen  sprechen  völlig  unzweideutig  das  genaue  Gegen- 
teil aus:  gelingt  es  dem  Manne,  vor  der  Sühneleistung  den  Coitus 
mit  seiner  Frau,  der  gegenüber  er  das  Zibar  ausgesprochen 
hat,  zu  vollziehen,  so  muß  er  ebenfalls  Gott  um  Verzeihung 
bitten,  und  die  festgesetzte  Sühne,  deren  Betrag  unten  näher 
besprochen  wird,  leisten^^^).  Bevor  er  dies  getan,  darf  er  den 
Coitus  nicht  wiederholen.  Vergl.  hierzu :  M u  1 1 a k a  '1  - a b h u r 
(S.  67):  yi  ^^i  s^ux:)!^  yiA^a^V]  y^t  s.As.  ^y^\i  ^^XiJi  jJ  ^^  ^li, 
ähnlich  Hidayah  (S.  276).    Letztere  hat  sogar  den  Ausdruck: 

Das  Zihar  kann  nur  bei  der  gesetzmäßigen  Ehefrau  vor» 
genommen  werden^  nicht  bei  einer  Sklavin;  denn  erstens:  in 
dem  diesbezüglichen  Koranvers  steht  das  Wort  ^rsi^J  ^a^  was 
lediglich  zur  Bezeichnung  der  Ehefrau  angewendet  wird.  Auf 
die  Sklavin  eines  Mannes  kann  es  nicht  bezogen  werden,  da 
diese  mit  ihm  nie  eine  rechtsgültige  Ehe  eingehen  darf.  Zwei- 
tens: jeder  Mann  ist  selbstverständlich  berechtigt,  seiner  Sklavin 
unter  allen  Umständen  beizuwohnen. 

Will  jemand  die  Cohabitation  mit  seiner  Frau  nach  einer 
Beschimpfung  wieder  aufnehmen,  so  muß  er  als  Sühne  einen 
Sklaven  freilassen  (Koran,  Sure  58,  Vers  4).  Ist  er  dazu  nicht 
im  stände,  so  muß  er  zwei  Monate  hintereinander  fasten,  hier 
darf  jedoch,  wie  Muhtasar  al-wikajet  (S.  80)  ausdrück- 
lich bemerkt,  der  Monat  Ramadan,  wo  alle  Muhammedaner 
fasten  müssen,  nicht  mitgezählt  werden.  Kann  der  Mann  auch 
diese  Bedingung  nicht  erfüllen,  so  ist  er  verpflichtet,  60  Arme 
zu  speisen  (Sure  58,  Vers  5).  Der  freizulassende  Sklave  darf 
sowohl  ein  Muslim  als  auch  ein  Ungläubiger  sein,  gleichwohl 


lOGj  Yg\.  darüber  die  Geschichte  der  &-.Uj   c*Aj   li^L,  Ehefrau   des 
\'C^\   j^.>   j^^l    und    die    diesbezügliche    Entscheidung    des    Propheten, 
die  vom  Himmel  geoffenbart  wurde,  in  Ynäyah  Bd.  II,  S.  235  if. 
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Mann  oder  Weib,  volljährig  oder  unmündig.  Er  darf  jedoch 
nicht  blind  sein,  und  ebensowenig  dürfen  ihm  beide  Hände 
oder  beide  Füße  (Beine)  abgehauen  sein  etc.  Nach  Schfifii 
kann  der  Sklave  nur  ein  Rechtgläubiger  sein.  Weitere  Bestim- 
mungen über  die  Sühne  siehe  Durar-Gurar  Bd.  I,  S.  292  ff., 
Hidayah  S.  277—281,  Muhtasar  al-wikaj  et  S.  80/81, 
Multaka  S.  68. 

§  12.    Die  Ehescheidung  eines  Kranken. 

Wenn  ein  Todkranker  sich  von  seiner  Ehefrau  definitiv 
(ba'inan)  scheidet  und  vor  Ablauf  der  Wartezeit  verstirbt,  so 
ist  die  Frau  berechtigt,  ihren  x4nteil  an  der  Erbschaft  zu  be- 
anspruchen, es  sei  denn,  daß  die  Ehescheidung  auf  ihren  An- 
trag hin  oder  unter  ihrer  Zustimmung  stattgefunden  hat;  denn 
dann  wird  angenommen,  daß  die  Frau  durch  ihre  Willens- 
äußerung von  vornherein  auf  die  Erbschaft  verzichtet  hat. 
Findet  jedoch  auf  Antrag  der  Frau  eine  redintegrierbare  Ehe- 
scheidung (talak  rig'i)  statt,  so  geht  die  Frau  ihres  Erbrechtes 
nicht  verlustig,  weil  diese  Art  der  Ehescheidung  noch  keine 
Auflösung  der  Ehe  herbeiführt  und  folglich  die  Annahme  einer 
Verzichtleistung  der  Frau  auf  ihre  Rechte  nicht  zuläßt.  Ist 
dagegen  im  Momente  des  Hinscheidens  des  Mannes  die  Warte- 
zeit seiner  Ehefrau  verstrichen,  so  ist  sie  nicht  berechtigt, 
Anspruch  auf  einen  Erbteil  zu  erheben,  eine  Bestimmung,  die 
nach  Schafii  auch  im  ersten  Falle  Anwendung  findet.  Nach 
Ablauf  der  Wartezeit  wird  nämlich  die  geschiedene  Frau  als 
eine  dem  bisherigen  Ehemanne  gänzlich  fremde  Person  (agna- 
bijja)  betrachtet;  daher  kann  dieser  ihre  Tochter  heiraten 
oder  etwa  ein  Zeugnis  für  sie  ablegen.  Aus  diesem  Grunde 
ist  auch  ein  Geständnis  (ikrar)  oder  ein  Legat  (wasija)  zu 
gunsten  einer  derartigen  Frau  zulässig  und  rechtsgültig. 

Wenn  bei  einem  Manne  bei  der  Erklärung  der  Ehe- 
scheidung, die  er  während  senier  Krankheit  vornimmt,  die 
Absicht  festgestellt  werden  kann,  seine  Frau  ihres  Erbschafts- 
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anteiles  zu  berauben,  so  übt  die  Ehescheidung  auf  das  Erb- 
recht keinen  Einfluß  aus.  Der  Mann  wird  dann  farr  ge- 
nannt, d.  h.  jemand,  der  ausweicht.  Als  solcher  gilt  er,  wen» 
die  Umstände,  unter  welchen  die  Erklärung  der  Ehescheidung 
erfolgt,  überwiegend  für  den  Eintritt  des  Todes  sprechen, 
z.  B.  wenn  jemand  vorgeführt  wird,  um  gesteinigt  zu  werden. 
Dagegen  hat  der  in  einer  Festung  umzingelte  oder  auf  dem 
Schlachtfelde  aufgestellte  Mann  mehr  Aussicht  auf  Rettung; 
daher  gilt  er  nicht  als  farr,  falls  er  seine  Frau  dreimal,  d.  h. 
endgültig  entläßt.  Yergl.  darüber  näheres  Hidayah  S.  261, 
Durar-Gurar  S.  278,  Ynayah  S.  193  ff. 

Die  Ehescheidung  kann  durch  den  Mann  auch  von  ge- 
wissen Bedingungen  abhängig  gemacht  werden,  wie  z.  B.  vom 
Ablauf  eines  bestimmten  Zeitraumes,  von  irgend  einer  Hand- 
lung des  Mannes,  der  Frau,  oder  einer  fremden  Person.  In 
allen  diesen  Fällen  wird  bei  der  Entscheidung  des  Erbschafts- 
anspruches der  Frau  auf  die  Absicht  (kasd)  des  Mannes  das 
größte  Gewicht  gelegt:  die  Frau  beerbt  ihren  Mann,  falls  be- 
wiesen werden  kann,  daß  er  die  Scheidung  in  der  Absicht 
vorgenommen  hat,  der  Frau  ihren  Erbschaftsanteil  zu  entziehen. 

§  13.    Die  Riga. 

^^>"  wird  die  Fortsetzung  einer  Ehe  genannt,  bei  der  infolge 
einer  redintegrierbaren  Ehescheidung  ein  Stillstand  eingetreten 
war  (Durar-Gurar  S.  279):  ^^  u  ^is.  ^'Xxi]  cXajj  ^ä  &^^\ 
8j.xJI  ^3  c^a]j  lo  Diese  Fortsetzung  ist  jedoch  nur  so  lange 
zulässig,  als  die  Wartezeit  der  Frau  ('idda)  noch  nicht 
abgelaufen  ist;  denn  während  dieser  Frist  bleibt  die  Ehe, 
obgleich  äußerlich  unterbrochen,  weiter  bestehen,  was  aus  dem 
folgenden  Koranausdrucke  ü^^au^  ^j^yCM^^sti  (Sure  II,  V.  231) 
zu  ersehen  ist:  das  Verbura  ^^^  soll  nämlich  nach  den  arabi- 
schen Kommentatoren  nicht  etwa  die  Wiederaufnahme  dessen, 
was  aufgehört  hatte  zu  existieren,  sondern  eben  die  Fortsetzung 
von  etwas  Bestehendem  bedeuten. 
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Diese  Fortsetzung  der  Ehe  setzt  als  einzige  Bedingung 
den  Willen  des  Mannes  voraus;  die  Zustimmung  der  Frau 
dagegen  spielt  hier,  ähnlich  wie  bei  der  Ehescheidung,  nicht 
die  geringste  Rolle.  Muhtasar  al-wikäyet:  &xa.ji  Loj 
c*j|  ^ij  «.vjüi  ^1  d.  h.  die  Rig'a  ist  korrekt  auch  gegen  den 
Wunsch  der  Frau  (vor  Ablauf  der  Wartezeit). 

Die  Rig'a  wird  entweder  auf  die  Weise  vollzogen,  daß 
der  Mann  zu  seiner  geschiedenen  Frau  —  aber  wie  bereits 
erwähnt,  nur  nach  einer  ein-  oder  zweimaligen  Scheidung  — 
sagt:  ich  bin  zu  dir  zurückgekehrt  JLxsa-i^,  oder  Handlungen 
vornimmt,  welche  beim  Eheabschluß  die  Ehe  bestätigen,  d.  h. 
mit  der  Empfangnahme  des  Kaufobjektes  bei  einem  Kauf 
identisch  sind,  wie  z.  B.  Coitus,  Küssen,  Berührung,  Besichti- 
gung —  aus  Leidenschaft   fj«^.  —  der  partes  pudicae  etc. 

Nach  Schafii  muß  diese  Rückkehr  zur  Ehe  ausdrücklich 
mit  Worten  bezeugt  werden.  Das  ist  bei  ihm  auch  leicht  be- 
greiflich; denn  nach  seiner  Lehre  ist  eine  derartige  Wieder- 
aufnahme der  Ehe  einer  neuen  Ehe  gleichbedeutend. 

Empfehlenswert  ist  die  Bestätigung  der  Rig'a  durch  zwei 
Zeugen,  rechtsgültig  ist  sie  jedoch  auch  ohne  Zeugen. 

Nach  Ablauf  der  Wartezeit  darf  eine  solche  Fortsetzung 
der  Ehe  nicht  mehr  stattfinden;  wenn  aber  die  Frau  damit 
einverstanden  ist  —  die  Liitiative  muß  ja  immer  vom  Manne 
ausgehen  —  kann  die  durch  eine  redintegrierbare  Scheidung 
zum  Stillstande  gebrachte  Ehe  entgegen  der  gesetzlichen  Be- 
stimmung auch  ohne  einen  neuen  Ehevertrag  fortgesetzt 
werden,  indem  der  Mann  erklärt,  die  Riga  habe  vor  Ablauf 
der  Wartezeit  stattgefunden,  und  die  Frau  seine  Behauptung 
bestätigt.  Selbstverständlich  kann  eine  derartige  Umgehung 
des  Gesetzes  nicht  geschehen,  falls  die  Frau  ihre  Zustimmung 
nicht  geben  will. 

§  14.    Die  Wartezeit. 

Da  die  Möglichkeit  der  Schwangerschaft  bei  einer  Frau, 
die    von   ihrem   Manne    durch    Tod   oder   Scheidung   getrennt 
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wird,  nicht  ausgeschlossen  ist,  bestimmt  das  Gesetz  zur  Siche- 
rung der  SteHung  des  Kindes  eine  gewisse  'idda,  d.  h.  Zahl 
genannte  Wartefrist,  vor  deren  Ablauf  sich  die  Frau  des  ge- 
schlechtlichen Umganges  völlig  zu  enthalten  hat,  daher  auch 
keine  Ehe  eingehen  darf.  Derselben  Bestimmung  unterliegt 
auch  jede  Frau,  die  unversehens  h-^^-i  oder  in  einer  in- 
korrekten Ehe  ^^\}  u;  beschlafen  worden  ist.  Selbstverständ- 
lich erstreckt  sich  das  Gesetz  nicht  auf  solche  Fälle,  wo  eine 
Ehescheidung  vor  dem  Coitus   vorliegt. 

Vor  Ablauf  der  Wartezeit  besteht  die  Ehe,  obgleich 
äußerlich  zum  Stillstand  gebracht,  doch  in  Wirklichkeit 
(hukman)  weiter  fort,  und  der  Mann  darf  daher  auch  jetzt 
diejenigen  Frauenspersonen,  die  ihm  wegen  der  aufgelösten 
Ehe  verwehrt  waren,  wie  z.  B.  die  Mutter  oder  die  Schwester 
seiner  geschiedenen  Frau,  nicht  heiraten. 

Die  Frist  ist  bei  der  Geschiedenen  nicht  dieselbe  wie  bei 
der  Witwe.  Die  Witwe  darf  erst  4  Monate  und  10  Tage  —  bei 
einer  Freien,  bezw.  2  Monate  und  5  Tage  bei  einer  Sklavin  — 
nach  dem  Hinscheiden  des  Ehegatten  eine  neue  Ehe  eingehen. 
Die  'geschiedene  Frau  muß  dagegen,  wenn  sie  schon  oder  noch 
Menstruationen  hat,  drei  kuru'  dem  geschlechtlichen  Verkehr  fern- 
bleiben, gleichviel,  ob  die  Scheidung  eine  definitive  ba'in  war,  oder 
die  Möglichkeit  einer  Fortsetzung  des  Ehelebens  nach  dem  Be- 
lieben des  Mannes  talak  rig'i  bestand.  Diese  Bestimmung  gilt 
schließlich  auch  im  Falle,  daß  sich  die  beiden  Ehegatten  vonein- 
ander  trennen  (^>^),  ohne  eine  förmliche  Ehescheidung  vor- 
genommen zu  haben.  Wenn  die  geschiedene  Frau  ihres  Alters 
wegen  noch  nicht  oder  nicht  mehr  menstruiert,  so  muß  sie 
eine  dreimonatige  Wartezeit  innehalten,  ähnlich  wie  die  Frau, 
die  überhaupt  nicht  menstruiert,  obgleich  sie  das  Alter  der  Mann- 
barkeit erreicht  hat. 

lieber  die  Bedeutung  des  Wortes  kurü  (sing,  kar'  oder 
kur')  sind  die  mohammedanischen  Juristen  uneinig.  Nach  der 
Lehre  der  Hanafiten  bezeichnet  es  die  Zeit  der  Menstruation, 
also   gleich   ^-a^^.     Dagegen    sind    die   Schafiiten    der  Ansicht, 
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daß   es   mit   der  Bedeutung  des  Wortes   y^b  identisch   sei  und 
die   Zeit    der    Reinheit    zwischen    zwei    aufeinander    folgenden 
Menstruationen    bezeichne.      Es    ist    schwer    zu    entscheiden, 
welche  Deutung  die  richtige  ist,  denn  die  arabischen  Lexiko- 
graphen   und    Grammatiker    erklären    einstimmig,    daß    dieser 
Ausdruck    zu    den    addad    gehört   und    zwei   entgegengesetzte 
Bedeutungen   aufweist.     Die   beiden    Erklärungen   der  Plural- 
form kuru',  wie  es  im  Koran  vorkommt  und  akra',  die  Frey  tag 
anführt,  scheinen  in  einer  späteren  Zeit  entstanden   und  wohl 
nach  den  bestehenden  Kontroversen  zwischen  den  Rechtsschulen 
zurecht   gemacht    zu    sein.     „Aliis   autem    ..y}    in  pur i täte, 
*);5|  in  flu  XU  adhibetur,"    sagt  Frey  tag  und  ferner:    dieses 
Wort  bedeute   nach   dem  Kitab  al-addad  Iracae   incolis   Men- 
struation, dagegen  Hidjasi  incolis  Reinheit.     Die  von  mir  be- 
nutzten hanafitischen  Schriftsteller  halten  die  Bedeutung  Men- 
struation für  so  sicher,  daß  sie  mit  keinem  Worte  die  schafiiti- 
sche  Deutung  erwähnen.     Durar-Gurar  (S.  300)    genau  so 
wie  Muhtasar   al-wikajet   haben   einfach:    j-oi^r  jä^a.  oUt 
und  als  Belegstelle  folgt  dann  der  erwähnte  Koranvers  (Sure  5, 
Vers  228).     Multaka   l-abliur   erklärt  es  J^^  ^l  #^^5  üü. 
Betrachtet   man  die  Sache  genau ,   so  sollte  die  Wahrheit  auf 
Seiten  der  Schafiiten  sein,  wenn  bewiesen  werden  könnte,  daß 
der  Koranausdruck  (Sure  II,  V.  228)  ^^  6^j  ....  ^<^,y^„  olÄlbJij 
ganz   in    Ordnung   ist;    denn   nach    dem    Zahlwort    drei    muß 
ein    plur.    paucitatis    &Iaj|  ^♦ä.    stehen ,    also    nicht    die    Form 
kuru ,    sondern    akra',    wie    sie    auch    an    der    diesbezüglichen 
Stelle    der   Hidayah    (S.  286)   ohne    weiteres    angewendet    ist. 
Wendet   jedoch    der   Prophet   die    Pluralform    kuru   nach    der 
Zahl    drei    an,    was    der    arabischen    Grammatik    nach    kein 
korrekter  Ausdruck   ist,   so  muß   man   annehmen,   daß  er  den 
besonderen  Sinn  dieser  Form,    etwa  übereinstimmend  mit  der 
Angabe  von  Frey  tag  im  Auge  gehabt  habe.    Und  das  wiire 
ja  die  Ansicht  der  Schafiiten.     Sehr  wertvoll  ist  dabei  die  Er- 
klärung des  Kitab  al-addad,    da  sie  erstens  diese  Auffas- 
sung mit  Rücksicht  auf  die  Koranworte  bestätigt,  und  zweitens 
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die  Annahme   eines    e;^^^'  J^'^^-'    zur  Erklärung   der  addäd  in 
wirksamster  Weise  unterstützt. 

Bei  genauer  Prüfung  des  Inhalts  dieser  Bestimmung  muß 
man  jedoch  den  arabischen  Korankommentatoren  zugeben,  daß 
in  dieser  ganzen  Kombination  ein  Widerspruch  steckt,  dem- 
gegenüber alle  die  schönen  Annahmen  in  der  Luft  schweben. 
Alle  Beweise  kann  ich  hier  nicht  anführen,  zur  Vollständig- 
keit möge  man  z.  B.  das  Kaschschaf  des  Zamahschari  Bd.  I, 
S.  152/153  oder  Ynayah  S.  266  ff.  vergleichen.  Einige  der  haupt- 
sächlichsten Tatsachen,  die  für  die  hanafitische  Deutung  des 
Wortes  sprechen,  sind  folgende:  Mohammed  sagt  in  einem 
Ausspruch  unzweideutig  >^>\)h  ^i^i  s^i-aii  ^co:  Laß  ab  (du 
Frau)  vom  Gebet  zur  Zeit  deiner  Menstruationen;  ein  Koran- 
vers lautet:  die  Sklavin  kann  zweimal  geschieden  werden  und 
ihre  Wartezeit  umfaßt  zwei  Menstruationen  (Durar-Gurar  I,  800) 
^^u-fl^Ä.  i^j^.  Wie  bekannt,  sind  im  mohammedanischen  Rechte 
die  Zahlen,  wenn  sie  in  Bestimmungen  vorkommen,  die 
auf  Sklaven  oder  Sklavinnen  angewendet  werden  müssen, 
auf  die  Hälfte  reduziert:  der  Sklave  kann  z.  B.  nur  zwei 
Frauen  zugleich  haben,  die  Wartezeit  einer  Sklavenwitwe  be- 
trägt 2  Monate  und  5  Tage.  Der  Sklave  kann  aber  seine 
Frau  zweimal  entlassen,  obgleich  die  Hälfte  von  3  1^/2  ist; 
dies  nur  daher,  weil  eine  und  eine  halbe  Ehescheidung  prak- 
tich  nicht  durchzuführen  ist.  (In  einem  Ausspruch  des  zweiten 
Halifen  *Omar  heißt  es  «-ä^^;  4^-ä.  \^Tdx:L  .^Äki^i  J.)  Daß 
diese  Bestimmung  nur  aus  der  Unzulässigkeit  der  Einteilung 
einer  Menstruation  —  es  kann  ja  die  Frau  selbst  nicht  im 
voraus  wissen,  wie  lange  eine  solche  dauern  wird  —  ent- 
standen ist,  beweist  folgende  Bestimmung:  Wenn  die  Sklavin 
nicht  mehr  oder  noch  nicht  oder  überhaupt  nicht  menstruiert, 
so  beträgt  ihre  Wartezeit  1^/2  Monate.  Damit  analog  ist  auch 
unser  Fall.  Es  wäre  jedoch  unverzeihliche  Inkonsequenz,  an- 
nehmen zu  wollen,  daß  die  Wartezeit  der  Sklavin  nach  Men- 
struationen und  die  der  freien  Frau  nach  Reinheitsperioden 
bemessen    wird.     Diese  Rücksichten    werden  schließlich  über- 
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tlüssit^,  wenn  man  nur  bedenkt,  daß  die  Festsetzung  der 
Wartezeit,  wie  eingangs  erwähnt,  nur  den  Zweck  verfolgt, 
festzustellen,  ob  die  Frau  nicht  etwa  schwanger  ist  (Elidayah 
S.  28G:  ^^Ji  8jj^  Ü^:U.  Daher  findet  diese  Bestimmung  auch 
bei  dem  einfachen  Auseinandergehen  der  Ehegatten  An- 
wendung), was  ja  nicht  während  der  Reinheit,  sondern  ge- 
rade durch  die  Menstruation  erkannt  wird.  Die  Hidayah  be- 
merkt so^ar  noch  (1.  c):  wenn  ein  Mann  seine  Frau  zur 
Zeit  ihrer  Menstruation  entläßt,  so  beginnt  die  Berechnung 
der  Wartezeit  erst  mit  der  nächsten  Menstruation.  Nach  alle- 
dem muß  man  wohl  annehmen,  daß  die  späteren  Erklärungen 
einzig  und  allein  diesen  Koranausdruck  im  Auge  hatten.  Auch 
Zamahschari  weiß  sich  offenbar  nicht  zu  helfen,  da  er  zu 
wenig  wahrscheinlichen  Annahmen  greift,  indem  er  sagt 
(Kaschschaf  S.  153),  es  sei  möglich,  daß  zur  Zeit  des  Pro- 
pheten die  Pluralform  kurü'  gebräuchlicher  als  die  Form  akra' 
war  u.  a.  m. 

Ist  die  Frau  zur  Zeit  ihrer  Scheidung  oder  des  Hinschei- 
dens  ihres  Mannes  schwanger,  so  hört  die  Wartezeit  erst  mit 
der  Entbindung  auf  (Sure  65,  Vers  4). 

Die  Berechnung  der  Wartezeit  beginnt  sofort  nach  der 
Ehescheidung  oder  dem  Tode,  auch  in  dem  Falle,  daß  die 
Frau  nicht  gleich  Nachricht  davon  erhalten  hat. 


Eine  Frau  kann  die  Pilgerfahrt  nach  Mekka  nur  dann 
unternehmen,  wenn  sie  von  ihrem  Manne  oder  von  einem 
muharram  (Hidayah  S.  131,  Kitab  al-hagg,  Ausspr.  des  Pro- 
pheten: ^^-0  i^x-o  5  V]  L]yA]  ^JS^s^  V),  d.  h.  von  einem  Manne,  der 
ihr  verwandtschaftlich  so  nahe  steht,  daß  er  sie  nicht  heiraten 
darf,  begleitet  ist,  es  sei  denn,  daß  der  Weg  bis  Mekka 
weniger  als  drei  Tagereisen  beträgt.  In  diesem  Falle  kann 
sie  die  Pilgerfahrt  auch  allein  vollziehen.  Asch-Schafi'i 
denkt  in  dieser  Hinsicht  freier  als  unsere  Lehrer  und  gesteht 
der  Frau    das  Recht    zu,    allein    nach    Mekka   zu   wallfahrten, 
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allerdings  unter  der  Bedingung,  daß  sie  von  einer  Reisegesell- 
schaft, worunter  sich  vertrauenswerte  Frauen  befinden ,  be- 
gleitet werden  muß.  Unternimmt  eine  Frau  in  Begleitung 
ihres  Mannes  die  Pilgerfahrt  nach  Mekka  und  verliert  sie 
unterwegs  die  Begleitung  dadurch,  daß  der  Mann  stirbt  oder 
sie  entläßt,  so  muß  sie  je  nach  den  Entfernungen  entweder 
in  ihre  Stadt  zurückkehren  oder  in  der  Stadt,  wo  die  Tren- 
nung stattgefunden  hat,  bleiben,  wie  dies  näher  in  unserem 
Texte  untersucht  ist.  Der  Sinn  der  angeführten  Bestimmung 
besteht  darin,  daß  die  Frau  auf  diese  Weise  erstens  ihrer 
Trauer  <-2-^  äußeren  Ausdruck  geben  und  zweitens  sich  den 
fremden  Blicken  entziehen  soll,  um  zu  einer  Zeit,  wo  sie  un- 
nahbar ist  ^^^-^  nicht  vergebliches  Begehren  zu  erwecken. 

Auf  die  Sklaven  bezw.  Sklavinnen  finden  alle  Bestim- 
mungen der  Schari'a  —  jedoch  nur  in  der  oben  erwähnten 
Weise  mit  Zahlen,  die  auf  die  Hälfte  reduziert  sind  —  inso- 
fern Anwendung,  als  die  Rechte  des  mawla,  d.  h.  ihres  Herrn 
nicht  verletzt  werden.  Daher  gilt  das  Schmuck-  bezw.  Putz- 
verbot ebenfalls  betreffs  einer  Sklavin,  im  Gegensatz  zu  dem 
Verbot,  das  Haus  zu  verlassen  (Hidäyah,  301:  &Ia.  jih^i  n^h  ^V). 

§  15.    Ueber  die  Bestimmbarkeit  der  Abstammung. 

Die  längste  Dauer  der  Schwangerschaft  beträgt  nach 
einer  Aeußerung  der  Aischa,  der  Gattin  des  Propheten, 
2  Jahre  ^^"^j:  „das  Kind  verbleibt  im  Leibe  ^;^.  auf  keinen  Fall 
länger  als  2  Jahre";  die  kürzeste  dagegen  6  Monate;  denn 
Allah  hat  gesagt  (Koran,  Sure  46,  Vers  14) :  „Sein  (des  Kindes) 
Tragen  und  sein  Entwöhnen  sind  30  Monde",  und  ferner  (Sure  2, 
Vers  233  und  Sure  31,  Vers  13):  „und  die  geschiedenen  Mütter 
sollen  ihre  Kinder  zwei  volle  Jahre  säugen,  so  jemand  will, 
daß  die  Säugung  vollständig  sei".  Es  fallen  folglich  auf  die 
Schwangerschaft  volle  6  Monate. 
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Wenn  daher  zwischen  einem  Manne  und  seiner  geschie- 
denen Ehegattin  Uneinigkeit  über  die  Abstammung  eines  nach 
der  Scheidung  geborenen  Kindes  entsteht,  so  muß  zur  Ent- 
scheidung des  Streites  und  Feststellung  der  Verwandtschaft 
des  Kindes  mit  dem  geschiedenen  Ehemanne  vor  allem  die 
Zeit  seiner  Geburt  auf  Grund  genügenden  Zeugnisses  S<^  %^ 
festgestellt  werden.  Als  Zeugen  können  zwei  Männer  oder 
ein  Mann  und  eine  Frau  vernommen  werden.  Angesichts  der 
Sachlage  und  der  strengen  Abgeschlossenheit  der  beiden  Ge- 
schlechter nimmt  sich  diese  Bestimmung  ziemlich  bizarr  aus; 
von  Augenzeugen  kann  hierbei  auch  tatsächlich  keine  Rede 
sein.  Es  genügt  nämlich  z.  B.,  daß  beide  Zeugen  erklären 
können,  sie  hätten  die  betreffende  Frau  in  ein  Haus  hinein- 
gehen sehen,  es  sei  in  ihrer  Begleitung  oder  im  Hause  niemand 
gewesen,  ferner,  daß  sie  sich  am  Tore  des  Hauses  befunden 
und  dadurch,  daß  sie  das  Kind  gesehen  oder  seine  Stimme 
vernommen,  von  der  Geburt  Kenntnis  bekommen  haben.  Abu 
Hanifas  beide  Schüler  machen  in  dieser  Frage  eine  rühm- 
liche Ausnahme,  indem  sie  das  Zeugnis  einer  Frau  —  was  ja 
viel  richtiger  und  gerechter  ist  —  für  gültig  erklären. 

Nach  Abu  Hanifa  ist  hier  ein  Zeugnis  überhaupt  über- 
flüssig, wenn  die  Schwangerschaft  bei  der  Ehescheidung  evi- 
dent w^ar,  sowie  im  Falle,  daß  der  Mann  durch  ein  Ge- 
ständnis die  Schwanorerschaft  als  von  ihm  herrührend  an- 
erkannt  hat.  Abu  Jüsuf  und  Schajbani  sind  der  Ansicht, 
daß  die  Feststellung  der  Geburt  auch  in  solchem  Falle  durch 
eine  rechtschaffene  (iJ-^-c),  gläubige  Frau,  welche  dem  freien 
Stande  angehört,  genügend  ist. 

§  16.     Einzelne  Fragen. 

1.  Ist  ein  Ehemann  nach  der  Behauptung  seiner  Frau, 
die  einen  Prozeß  wegen  Aufhebung  des  bestehenden  Ehever- 
trages angestrengt  hat,  impotent  (*innin),  so  räumt  ihm  der 
Richter   im  Falle,    daß    er    diese  Behauptung    bestreitet,    eine 
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einjährige  Prüfungsfrist  ein :  vollzieht  der  Mann  vor  Ablauf 
dieser  Frist  einen  Coitus,  so  wird  die  Ehe  hierdurch  bestätigt 
und  kann  aus  demselben  Grunde  nie  mehr  angefochten  werden; 
tut  er  es  jedoch  nicht,  so  löst  der  Richter  auf  den  Antrag  der 
Frau  den  Ehevertrag  auf.  Diese  Auflösung  hat  die  Folgen 
einer  definitiven  Ehescheidung  taläk  ba'in.  Hat  inzwischen, 
wenn  auch  nur  ein  einziges  Mal,  ein  vollständiges  Alleinsein 
stattgefunden ,  so  ist  die  Frau  berechtigt,  Anspruch  auf  den 
ganzen  Betrag  der  Ehegabe  zu  erheben. 

Bei  einem  Kastraten  (^^^sr.^)  gestaltet  sich  die  Sache 
kürzer:  auf  Antrag  der  Frau  wird  der  Ehevertrag  sofort  und 
mit  denselben  Folgen  wie  im  vorhergehenden  Falle,  auch  be- 
treffs der  Ehegabe,  aufgehoben. 

2.  Ueber  das  Li*an. 

Wenn  ein  Mann  seine  Ehegattin ,  mit  der  er  in  rechts- 
gültiger Ehe  lebt,  des  Ehebruches  beschuldigt,  ohne  die  zum 
Beweise  dieser  Beschuldigung  erforderlichen  vier  Zeugen  ^^^) 
stellen  zu  können,  oder  aber  ein  Kind  seiner  Frau  nicht  als 
von  ihm  erzeugt  anerkennen  will,  so  ist  die  Frau,  und  nur 
sie,  berechtigt,  ihren  Mann  wegen  Verleumdung  zu  verklagen, 
falls  sie  tugendhaft  und  züchtig  war,  d.  h.  nicht  etwa  ein 
Kind  von  einem  unbekannten  Vater  hat.  Unterläßt  sie  das, 
so  droht  ihr  die  Steinigung,  ebenso  wie  in  dem  Falle,  daß  der 
verklagte  Mann  seine  Behauptung  beweist.  Der  verklagte 
Manu  ist  verpflichtet,  um  der  im  Koran  angedrohten  Strafe 
zu  entgehen,  den  Fluch  über  seine  Frau  auszusprechen.  Es 
ist  dabei  erforderlich ,  daß  beide  Ehegatten  insofern  unbe- 
scholten sind,  daß  sie  gültige  Zeugnisse  ablegen  können ;  denn 
der  auf  diese  Weise  auszusprechende  Fluch  des  Mannes  und 
der    mit   diesem    Fluch    verbundene  Gegenfluch    der  Frau  sind 


^°^)  Koran,  Sure  24,  Vers  4:  „Diejenigen,  welche  züchtige  Frauen 
verleumden  und  hiernach  nicht  vier  Zeugen  beibringen,  die  geißelt  mit 
achtzig  Hieben  und  nehmet  nie  mehr  ihr  Zeugnis  an^  denn  es  sind 
Frevler."  Nach  dem  Kitäb  al-atär  (S.  106)  kann  der  Mann  selbst  als 
vierter  Zeuge  auftreten. 
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im  Grunde  genommen  nichts  anderes  als  (Zeugen-)  Aussagen 
«ji^i-,  welche  durch  den  Schwur  der  beiden  Parteien  bekräf- 
tigt werden.  Die  Form  dieser  gegenseitigen  Verfluchung  ist 
im  Koran  (Sure  24,   „Das  Licht",  Vers  5 — 9)  genau  angegeben. 

Weigert  sich  der  Mann,  den  Fluch  auszusprechen,  so  wird 
er  gehalten,  den  Fluch  auszusprechen  oder  seine  Behauptung 
als  unwahr  zu  erklären ;  im  letzteren  Falle  verfällt  er  der 
Strafe  der  Geißelung  („.  .  .  außer  jenen,  welche  hernach  bereuen 
und  sich  bessern");  spricht  er  dagegen  den  Fluch  aus,  so  muß 
die  Frau,  um  der  Strafe  zu  entgehen,  ihrerseits  den  Gegen- 
fluch vornehmen. 

Da  die  Zulässigkeit  dieser  Verfluchung  die  Zeugnisfähig- 
keit der  beiden  Ehegatten  zur  Voraussetzung  hat,  so  ist  das 
Li'an  selbstverständlich  unter  keinen  Umständen  möglich, 
wenn  die  eine  Partei  kein  gültiges  Zeugnis  ablegen  darf. 
Derartige  Fälle,  wo  das  Li*an  ausgeschlossen  ist,  gibt  es  nach 
der  Aeußerung  des  Propheten  vier^*^^):  1.  wenn  eine  Jüdin  mit 
einem  Muslim  verehelicht  ist,  2.  wenn  eine  Christin  mit  einem 
Muslim  verehelicht  ist,  3.  wenn  eine  Sklavin  Frau  eines  Freien 
ist  und  4.  wenn  eine  Freie  mit  einem  Sklaven  die  Ehe  ein- 
gegangen ist.  Ist  der  Mann  wegen  Verleumdung  (kadf)  vor- 
bestraft ,  bekennt  er  sich  zum  Christentum  (das  ist  nur  dann 
möglich ,  wenn  beide  Ehegatten  ungläubig  waren  und  jetzt 
die  Frau  zum  Islam  übergeht,  vgl.  Durar-Gurar  I,  290)  oder 
gehört  er  dem  Sklavenstande  an,  so  wird  er  bei  Beschuldigung 
seiner  sich  zum  Islam  bekennenden  Frau  immer  wegen  Ver- 
leumdung bestraft,  da  er  seine  Behauptung  nicht  durch  den 
Fluch  bekräftigen  kann^^^).  Gehört  dagegen  der  Mann  zu 
den  «ji^i-  Jjfcl,  d.  h.  zu  denjenigen,  die  ein  Zeugnis  ablegen 
dürfen,  während  seine  Frau  eine  Ungläubige  oder  vorbestraft 
ist,    so    kann    der    Mann    wegen    Verleumdung    nicht   bestraft 


109- 


')  Hidayah    S.   282:    LJl^-aJÜI^  h>^y^^^   r^^b)'  c;-5   f*^  c)^  '' 
^)  Vgl.  Koran  ].  c:   c^l   oUcl2=^J)   ^y^yi  ui'^'^ 
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werden;  auch  entfällt  in  solchem  Falle  seine  Verpflichtung 
zum  Fluche. 

Derjenige  Ehegatte,  der  die  Ablegung  des  Fluches  ver- 
weigert, wird  als  schuldig  erkannt  und  bestraft.  Haben  da- 
gegen beide  den  Fluch  gegenseitig  ausgesprochen,  so  muß  der 
geschlechtliche  Umgang  zwischen  ihnen  für  immer  aufhören. 
Es  sei  jedoch  ausdrücklich  bemerkt,  daß  die  damit  verbundene 
Ehescheidung  —  hier  kann  nur  von  einer  definitiven  Ehe- 
scheidung die  Rede  sein  —  erst  von  dem  Augenblicke  an 
Folgen  hat,  wo  die  förmliche  Aufhebung  des  Ehevertrages 
durch  den  Richter  vollzogen  wird.  Diese  Bestimmung  hat 
folgende  Bedeutung;  mit  dem  li'an  hört  jegliches  Erbrecht 
zwischen  den  bisherigen  Ehegatten  auf;  wenn  aber  einer  von 
ihnen  nach  Ausspruch  der  Verfluchung,  jedoch  vor  Aufhebung 
des  Ehevertrages  durch  den  Richter  verstirbt,  so  ist  der  am 
Leben  Gebliebene  berechtigt,  den  entsprechenden  Anteil  an  der 
Erbschaft  zu  beanspruchen. 

Nach  der  Ehescheidung  ist  hier  ein  neuer  Ehevertrag 
zwischen  denselben  Personen  nicht  mehr  zulässig,  denn  der 
Prophet  hat  gesagt  (Durar-Gurar  I,  297):  ll^j  ^U^s^  ^  ^UäUxJI, 
d.  h.  ein  Mann  und  seine  Frau,  welche  gegenseitig  den  Fluch  (li'an) 
ausgesprochen  haben,  können  sich  nimmermehr  ehelich  verbinden. 
Abu  Hanifa  und  Schajbani  sind  in  diesem  Falle  unbefangener: 
sie  halten  eine  neue  Ehe  für  zulässig,  wenn  z.  B.  der  Mann 
seine  Behauptungen  für  lügenhaft  erklärt,  zurückzieht  und 
sich  der  festgesetzten  Strafe  unterzieht.  Diese  Ansicht  hat  auch 
etwas  für  sich.  Sie  könnte  leicht  in  dem  zitierten  Koranverse 
(Sure  24,  Vers  5:  „Außer  jenen,  welche  hernach  bereuen  und 
sich  bessern;  denn  siehe,  Allah  ist  wahrlich  verzeihend  und 
barmherzig")  ihre  Begründung  finden.  Außerdem  ist  der  Fluch, 
wie  erwähnt,  im  Grunde  eine  einfache  (Zeugen-)  Aussage;  das 
Zeugnis  hat  nach  der  Widerrufung  keine  Beweiskraft  mehr. 
Infolgedessen  sollten  auch  bei  dem  li'an  die  Folgen  ausbleiben, 
sobald  der  Mann  erklärt,  daß  seine  Behauptung  der  v/ahren 
Grundlage    entbehrt    und    er    seine    Tat   bereut.      Aus    diesem 
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Grunde  deuten  Abu  Hanifa  und  Schajbani  den  von  Abu 
Jusuf  benutzten  Ausspruch  dahin,  daß  die  Ehe  nur  so  lange 
unmöglich  sei,  als  der  Mann  —  selbstverständlich  auch  die 
Frau  —  auf  seiner  Behauptung  beharrt  und  daher  der  Fluch 
auf  den  früheren  Ehegatten  lastet. 

Erkennt  zugleich  der  Ehemann  ein  bei  der  Ehebruchs- 
beschuldigung vorhandenes  Kind  nicht  als  von  ihm  erzeugt 
an,  so  ist  die  Folge  der  Verfluchung  auch  die,  daß  die  elter- 
liche Gewalt  über  das  Kind  dem  Manne  durch  den  Richter 
entzogen  und  auf  die  Frau  übertragen  wird.  Dieses  Gesetz 
ist,  nebenbei  gesagt,  auch  in  der  Sunna  begründet:  eine  ana- 
loge Bestimmung  hat  der  Prophet  über  das  Kind  des  Hilal 
ibn  Omajja  getroffen. 

3.  Ueber  den  Lebensunterhalt  (nafaka). 

Der  Ehemann  ist  verpflichtet,  seine  Gattin  mit  den  zum 
Lebensunterhalt  notwendigen  Mitteln  zu  versehen,  gleichviel 
ob  sie  gläubig  ist  oder  nicht.  Bei  der  Bestimmung  der  Höhe 
dieser  Alimentation  sind  die  Lebensverhältnisse  der  beiden 
Ehegatten  maßgebend.  Die  Verpflichtung  besteht  für  den 
Mann  auch  dann,  wenn  die  Frau  die  Erfüllung  ihrer  Pflichten 
als  Ehefrau  verweigert  in  der  Absicht,  die  Auslieferung  der 
Ehegabe  zu  erreichen.  Ist  aber  die  Frau  widerspenstig,  so 
ist  der  Mann,  solange  sie  nicht  in  seine  Wohnung  zurück- 
gekehrt ist,  von  dieser  Verpflichtung  entbunden.  Das  gleiche 
gilt,  wenn  die  Frau  noch  minderjährig  und  der  Coitus  unmög- 
lich ist;  ist  der  Mann  jedoch  minderjährig  und  nicht  im  stände, 
den  Coitus  zu  vollziehen ,  während  die  Frau  das  Alter  der 
Mannbarkeit  erreicht  hat,  so  muß  er  die  nafaka  liefern. 

Der  Mann  ist  verpflichtet,  seiner  Ehegattin  eine  selb- 
ständige Wohnung  zu  geben,  die  keiner  seiner  Anverwandten 
mitbewohnt,  es  sei  denn,  daß  die  Frau  letzteres  vorzieht. 

Wenn  ein  Mann  sich  von  seiner  Frau  scheidet,  so  ent- 
steht für  ihn  die  Verpflichtung,  für  ihre  Wohnung  und  für 
ihren  Lebensunterhalt  solange  zu  sorgen,  bis  die  Wartezeit 
verstrichen  ist,   gleichviel  ob  die  Ehescheidung  eine  definitive 
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ist   oder   eine   solche,    die    die  Wiederaufnahme  des   ehelichen 
Lebens  zuläßt. 

Die  Witwe  erhält  weder  Wohnung  noch  Lebensunterhalt. 
Aehnlich  die  geschiedene  Frau,  wenn  die  Ehescheidung  durch 
eine  Sünde  (a^ä^o)  ihrerseits  veranlaßt  ist,  z.  B.  wenn  sie 
vom  Islam  abgefallen  ist,  den  Sohn  ihres  Ehegatten  geküßt 
hat  u.  a.  m. 

Für  den  Lebensunterhalt  der  Kinder  zu  sorgen  liegt 
einzig  und  allein  dem  Vater  ob ;  darin  darf  er  sich  nicht 
unterstützen  lassen ,  ähnlich  wie  beim  Unterhalte  der  Frau. 
Demgemäß  muß  der  Vater  auch  bezahlen,  wenn  sein  Kind 
von  einer  Amme  gesäugt  wird.  Für  seine  unmündigen  Kinder 
bezw.  Kindeskinder  muß  er  auch  dann  sorgen,  wenn  ein  Re- 
ligionsunterschied zwischen  ihm  und  ihnen  besteht.  Unter 
denselben  Umständen  ist  der  Mann  verpflichtet,  für  den  Lebens- 
unterhalt seiner  Eltern,  seiner  beiden  Großväter  —  väterlicher- 
und  mütterlicherseits  —  und  seiner  beiden  Großmütter,  wenn 
diese  mittellos  sind,  zu  sorgen.  Eine  derartige  Verpflichtung 
gegenüber  seinem  Bruder,  der  sich  zum  Islam  bekennt,  besteht 
für  den  Christen  nicht;  ebenso  vice  versa. 

Beim  Unterhalte  seiner  Eltern  darf  sich  das  Kind  nicht 
unterstützen  lassen. 

Jeder  Mensch  ist  verpflichtet,  für  den  Lebensunterhalt 
seiner  Blutsverwandten  (^^y  ^^  J^),  mit  denen  er  keine  Ehe 
eingehen  darf,  zu  sorgen,  wenn  diese  minderjährig  und  mittellos 
sind,  ferner  bei  einer  in  denselben  Verwandtschaftsverhält- 
nissen stehenden  Frau,  die  zwar  volljährig,  jedoch  mittellos 
ist,  oder  bei  einer  Person  männlichen  Geschlechtes,  die  zwar 
erwachsen ,  jedoch  arm  und  zugleich  chronisch  leidend  bezw. 
gelähmt  (^j^))  oder  blind  ist.  Der  Betrag  dieser  Hilfe  richtet 
sich  nach  den  Erbschaftsanteilen  solcher  Personen.  Dabei  kann 
der  zukünftige  Erblasser  auch  gezwungen  werden,  ihnen  die 
Erbanteile  zum  Lebensunterhalt  noch  bei  seinen  Lebzeiten 
auszuliefern.  Es  sind  z.  B.  die  volljährige  Tochter  oder  der 
gelähmte  Sohn  berechtigt,  sich  zwei  Drittel  von  dem  Vermögen 
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des  Vaters  oder  ein  Drittel  von  demjenigen  der  Mutter  aus- 
liefern zu  lassen.  Wird  dieses  Recht  gerichtlich  geltend  ge- 
macht, so  erlischt  es,  wenn  eine  Zeitlang  kein  Gebrauch  davon 
gemacht  wird;  auf  solche  Weise  erhellt  nämlich,  daß  der 
Kläger  nicht  völlig  mittellos  ist:  die  Mittellosigkeit  ist  aber, 
wie  schon  erwähnt,  die  hauptsächlichste  Voraussetzung  für 
eine  gerichtliche  Entscheidung.  Der  Mann  ist  jedoch  nicht 
gehalten,  für  den  Unterhalt  dieser  Personen  aufzukommen, 
wenn  zwischen  ihm  und  ihnen  Religionsgegensätze  bestehen. 
Jedes  Erbrecht  ist  nämlich  bei  solchen  Personen  ausgeschlossen 
(vgl.  hierzu  den  Text  des  AI  gami*  as-sagir). 

Der  Herr  ist  verpflichtet,  für  den  Unterhalt  seiner  Sklaven 
und  Sklavinnen  Sorge  zu  tragen. 


Anhang. 
Al-gämf  as-sagir  des  Schaibäni^^^). 

Buch  VI. 
lieber  den  Ehevertrag. 

Kapitel  I. 

Das  Verheiraten  einer  Jungfran  oder  zweier  Personen,  welche 
noch  nicht  volljährig  sind. 

Es  spricht  Muhammad  (Asch-Schajbäni)  von  Ja*küb  (Abu  Jüsuf) 
und  dieser  von  Abu  Hanifa  —  es  möge  sich  Gott  der  Allerhöchste 
über  sie  erbarmen!  —  über  eine  Jungfrau,  deren  Kurator  (wali)  zu 
ihr  sagt:  „Ein  gewisser  NN  hält  um  deine  Hand  an,"  die  jedoch 
auf  diese  Worte  mit  Schweigen  antwortet,  worauf  der  Kurator  den 
Ehevertrag  zwischen  ihr  und  dem  genannten  NN  schließt:  ein  solcher 


^'0  üeber  Al-gami*  as-sagir  vgl.  Dimitroff,  Asch-Schaibani  und 
sein  corpus  juris  al-gämi*  as-sagir,  in  Mitteilungen  d.  Sem.  f.  Orient.  Spr, 
Bd.  XI,  1908,  S.  85—86,  Inhaltsangabe  auf  S.  90  f.  Fußnote. 
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Ehevertrag  ist  rechtsgültig.  Falls  dies  eine  andere  Person  tut,  als 
der  rechtmäßige  wali  oder  aber  ein  Anverwandter,  obgleich  ein 
Verwandter,  der  dem  Mädchen  näher  als  er  steht,  vorhanden  ist, 
so  darf  man  auf  das  Einverständnis  des  Mädchens  nicht  schließen, 
so  lange  sie  es  mit  Worten  nicht  ausgedrückt  hat. 

Es  schließt  jemand  einen  Ehevertrag  zwischen  dem  unmündigen 
Sohne  seines  Bruders  und  der  noch  nicht  volljährigen  Tochter  seines 
(natürlich  eines  anderen)  Bruders;  dies  ist  zulässig:  wenn  dann  die 
beiden  ihre  Pubertät  erreicht  haben,  stehen  sie  im  Genüsse  der 
Optio  (d.  h.  ein  jeder  von  ihnen  kann  entweder  den  Ehevertrag  be- 
stätigen und  so  weiter  bestehen  lassen,  oder  aber  ihn  aufheben), 
im  Gegensatze  zu  der  Ansicht  des  Abu  Jusuf^^^);  wenn  also  das 
Mädchen  ihre  Pubertät  erreicht,  so  gilt,  im  Falle  daß  sie  schon 
früher  von  dem  Ehevertrage  wußte,  denselben  aber  mit  Schweigen 
übergeht,  dieses  Schweigen  als  Einverständnis  (ridän);  wenn  sie  (im 
Momente,  wo  sie  ihre  Pubertät  erreicht)  um  den  Ehevertrag  nicht 
wußte,  so  steht  ihr  die  Optio  so  lange  zu,  bis  sie  davon  Kenntnis 
bekommt;  dem  jungen  Manne  anderseits  steht  die  Optio  so  lange 
zu,  bis  er  nicht  ausdrücklich  gesagt  hat:  „Ich  bin  (mit  dem  Ehe- 
vertrage) einverstanden",  oder  so  lange  seinerseits  nichts  geschehen 
ist,  was  sein  Einverständnis  beweist.  Diese  (letztere)  Bestimmung 
gilt  auch  von  dem  Mädchen,  wenn  der  Mann  mit  ihm  vor  Eintritt 
der  Pubertät  den  Coitus  vollzogen  hat;  stirbt  in  diesem  Falle  einer 
von  ihnen  vor  dem  Eintritt  der  Pubertät,  so  beerbt  ihn  der  andere 
Ehegatte.  Wenn  aber  jemand  einen  Ehevertrag  zwischen  seiner 
Tochter  und  dem  Sohne  seines  Bruders  schließt  (die  beiden  sind 
noch  nicht  volljährig),  steht  der  letztere  im  Genuß  der  Optio,  wenn 
er  volljährig  wird,  das  Mädchen  jedoch  nicht.  Abu  Jüsuf  meint, 
auch  dem  Sohne  seines  Bruders  stehe  diese  Optio  nicht  zu;  wenn 
dieser  daher  den  Vertrag  für  aufgehoben  erkläre,  so  werde  er  nicht 
aufgehoben,  so  lange  ihn  der  Richter  nicht  aufgelöst  habe. 

Wenn  jemand  seine  unmündige  Tochter  zur  Ehe  gibt  ^^^)  mit 
einer  donatio  propter  nuptias,  deren  Betrag  nur  10  Drachmen  ist, 


1^2)  s.  Hidäyah  S.  199;  Durar  Gurar  Bd.  I,  S.  232  f.  Nach  Abu  Jüsuf 
steht  ihnen  auch  dann  die  Optio  nicht  zu,  wenn  der  Tutor  ein  anderer 
als  Vater  oder  Vatersvater  war. 

^^^)  In  ähnlichen  Fällen  bedeutet  jedoch  dieser  Ausdruck  (zwwg) 
gewöhnlich  bloß:  den  Ehevertrag  abschließen. 
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während  ihre  Durchschnittsehegabe  1000  Drachmen  betragen  sollte, 
oder  aber  seinen  unmündigen  Sohn  verheiratet  mit  einer  Ehegabe 
von  100000  Drachmen  für  seine  Frau,  deren  Durchschnittsehegabe 
10  Drachmen  beträgt,  so  ist  der  Ehevertrag  rechtsgültig^^''). 

Abu  Jüsuf  und  Muhammad  sagen  jedoch,  der  Vater  darf  die 
Ehegabe,  welche  seine  Tochter  bekommen  sollte,  nur  mit  einem 
solchen  Abzüge  stipulieren,  oder  die  Ehegabe,  die  sein  Sohn  ent- 
richten sollte,  nur  um  soviel  vermehren,  als  es  den  Kontrahenten 
bei  einem  Vertrage  gestattet  ist,  einander  zu  betrügen. 

Wenn  ein  Mann  jemanden  bevollmächtigt,  einen  Ehevertrag 
für  seine  unmündige  Tochter  zu  schließen,  so  ist  es  rechtsgültig, 
den  Bevollmächtigten  als  Ehezeugen  hinzuzuziehen,  wenn  beim  Ab- 
schlüsse des  Vertrages  der  Vater  selbst  zugegen  ist;  ist  der  Vater 
abwesend,  so  ist  es  ungültig. 

Ein  Christ,  welcher  eine  unmündige  sich  zum  Islam  be- 
kennende Tochter  hat,  kann  einen  rechtsgültigen  Ehevertrag  für 
sie  nicht  abschließen. 

Wenn  ein  Mann  seine  unmündige  Tochter  mit  einem  Sklaven 
verheiratet,  oder  aber  einen  Ehevertrag  zwischen  seinem  nicht  voll- 
jährigen (sc.  freien)  Sohne  und  einer  Sklavin  schließt,  so  ist  der 
Ehevertrag  rechtsgültig. 

Kapitel  II. 

Ueber  die  &leichlielt. 

Es  sagt  Muhammad  von  Ja*küb  und  dieser  von  Abu  Hanifa 
—  es  möge  sich  Gott  der  Allerhöchste  über  sie  erbarmen!  — : 
Die  Angehörigen  des  Stammes  Kurajsch  sind  einander  gleich  und 
die  Araber  sind  einander  gleich;  derjenige  (Ehegatte),  dessen 
beide  Vorfahren  Muslim   sind,   ist  gleich  demjenigen,   bei  welchem 


^^*)  Diese  Bestimmung  ist  in  anderen  Ausdrücken  bei  Kudüri 
(ed.  Kazan  S.  75)  folgendermaßen  erklärt:  Wenn  ein  Vater  seine  un- 
mündige Tochter  verheiratet  und  von  ihrer  Durchschnittsehegabe  etwas 
abzieht  (sc.  zu  Gunsten  des  Bräutigams),  oder  aber  seinen  unmündigen 
Sohn  verheiratet  und  zu  der  Ehegabe  etwas  hinzufügt  (zu  Gunsten  der 
Braut),  so  ist  das  zulässig.  Es  darf  jedoch  ein  anderer  als  der  Vater  oder 
Vatersvater  solches  nicht  tun.  Ueber  den  Ausdruck  ^  j-W  j^ri^*^  ^. 
s.  Anm.  74  und  Koran,  Sure  64,  V.  9. 
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mehrere  Anverwandte  sich  zum  Islam  bekennen  (bekannten);  doch 
in  keiner  Beziehung  ist  einer  (das  ist  der  Mann)  dem  anderen  gleich, 
wenn  er  nicht  über  die  zur  Ehegabe  und  zum  Unterhalt  der  Frau 
notwendigen  Mittel  verfügt.     Doch  weiß  es  Gott  am  besten. 

Kapitel  III. 

Ueber  einen  Mann,  der  einen  Elievertrag  mit  einer  Frau  oline 
deren  Auftrag  schließt;  über  einen  Mann,  der  jemanden  beauf- 
tragt,  einen  Ebevertrag   zwischen   ibm   und   einer   Frau   zu 

schließen. 

Es  spricht  Muhammad  von  Ja'kub  und  dieser  von  Abu  Hanifa 
—  es  möge  Gott  der  Allerhöchste  sich  über  sie  erbarmen!  —  über 
einen  Mann,  welcher  (zu  den  Anwesenden)  sagt:  „Seid  Zeugen,  daß 
ich  die  und  die  Frau  geheiratet  habe":  wenn  die  Nachricht  davon 
an  die  betreffende  Frau  gelangt,  und  diese  ihre  Zustimmung  zu  der 
Ehe  gibt,  so  bleibt  der  Ehevertrag  nichtig;  wenn  aber  ein  anderer 
(zu  den  Anwesenden)  sagt:  „Seid  Zeugen,  daß  ich  einen  Vertrag 
zwischen  diesem  Manne  und  der  und  der  Frau  geschlossen  habe,* 
so  ist  ein  solcher  Ehevertrag  rechtsgültig,  wenn  die  Nachricht  an 
die  betreffende  Frau  gelangt  und  sie  ihre  Zustimmung  dazu  gibt. 
Dieselben  Bestimmungen  gelten  auch  für  den  Fall,  daß  es  die  Frau 
war,  welche  alles  dieses  sprach.  Abu  Jusuf  sagt  jedoch:  „Wenn  die 
Frau  in  Abwesenheit  und  ohne  Wissen  eines  Mannes  (den  als  Zeugen 
dienenden  Anwesenden  mitteilt,  sie  habe)  sich  mit  ihm  vermählt, 
und  dieser  dann  im  Momente,  wo  er  davon  erfährt,  seine  Zustim^ 
mung  gibt,  so  ist  der  Ehevertrag,  der  auf  solche  Weise  geschlossen 
wird,  rechtsgültig;"  ähnlich  ist  der  Ehevertrag  rechtsgültig,  wenn 
ihn  der  wali  (Kurator)  der  Frau  ohne  deren  Auftrag  oder  Kenntnis 
abschließt,  und  diese  dann  im  Momente,  wo  sie  davon  benachrichtigt 
wird,  ihre  Zustimmung  gibt. 

Ein  Mann,  welcher  jemanden  beauftragt  hat,  ihm  eine  Ehe- 
gattin zu  verschaffen,  ist  nicht  verpflichtet,  wenn  der  Beauftragte 
ihn  durch  einen  einzigen  Vertrag  mit  zwei  Frauen  ehelich  verbunden 
hat,  auch  nur  eine  von  ihnen  zu  nehmen. 

Wenn  ein  Herrscher  (amir)  jemanden  beauftragt,  ihn  mit 
(irgend)  einer  Frau  zu  verheiraten  und  dieser  einen  Ehevertrag 
zwischen  ihm   und  einer  fremden  Sklavin   schließt,    so  ist  der  Ver- 
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trag  rechtsgültig.  Abu  Jüsuf  und  Muhammad  sagen  jedoch:  „Ein 
solcher  Ehe  vertrag  ist  nicht  rechtsgültig,  wenn  der  Bestimmung 
über  die  Gleichheit  (kafä'a)  nicht  Rechnung  getragen  ist." 

Kapitel  IV. 

üeber  den  inkorrekten  Ehevertrag. 

Es  spricht  Muhammad  von  Ja^kub  und  dieser  von  Abu  Hanifa 
—  es  möge  Gott  der  Allerhöchste  sich  über  sie  erbarmen !  —  über 
eine  Frau,  welche  eine  Ehe  eingeht,  indem  sie  infolge  unerlaubten 
geschlechtlichen  Umganges  (zinän)  schwanger  ist:  dieser  Ehevertrag 
ist  rechtsgültig;  der  Mann  darf  aber  den  Coitus  so  lange  nicht 
vollziehen,  bis  sie  das  Kind  geboren  hat.  Ist  jedoch  die  Abstam- 
mung des  Fötus  bekannt,  so  ist  der  Ehevertrag  nichtig.  Abu  Jüsuf 
dagegen  meint:  in  beiden  Fällen  ist  die  Ehe  inkorrekt  (fäsid). 

Wenn  jemand  eine  aus  dem  Lande  der  Ungläubigen  als  Beute 
mitgebrachte  Sklavin  zur  Zeit  ihrer  Schwangerschaft  heiratet,  ist 
die  Ehe  inkorrekt. 

Wenn  jemand  seine  von  ihm  geschwängerte  Concubina  (umm 
al-walad,  d.  h.  eine  Sklavin,  welche  von  ihrem  Herrn  ein  Kind  be- 
kommen hat)  an  einen  anderen  verheiratet,  so  ist  die  Ehe  nichtig. 

Ein  Mann ,  welcher  sich  mit  zwei  Schwestern  durch  zwei  ver- 
schiedene Verträge  ehelich  verbunden  hat^^^)  und  (ohne  noch  den 
Coitus  mit  irgend  einer  vollzogen  zu  haben)  nicht  weiß,  welcher 
von  den  beiden  Eheverträgen  früher  abgeschlossen  worden  ist,  muß 
sich  von  den  beiden  trennen;  dabei  bekommt  jede  die  Hälfte  der 
Ehegabe. 

Wenn  ein  Mann  während  der  Wai'tezeit  seiner  dem  freien 
Stande  angehörigen  Frau  nach  einer  endgültigen  Ehescheidung 
(taläk  ba'in)  mit  einer  Sklavin  eine  Ehe  eingeht,  so  ist  diese  rechts- 
ungültig; Abu  Jösuf  und  Muhammad  jedoch  meinen:  sie  ist  zu- 
lässig. 

Ein  Mann  schließt  im  Beisein  von  (den  zu  einem  Ehevertrage 
erforderlichen)  Zeugen  einen  Ehevertrag  auf  10  Tage;  der  Vertrag 
ist  nichtig. 

Ein  Mann  ist  die  Ehe  mit  einer  Unmündigen  und  einer  VoU- 


^^*)  Ist  wohl  anzunehmen:  „hat  verbinden  lassen". 


Anhang.     Schaibanis  Eherecht.  71 

jährigen  eingegangen;  säugt  dann  die  letztere,  mit  der  der  Mann 
einen  Coitus  noch  nicht  vollzogen  hat,  die  Unmündige,  obwohl  sie 
weiß,  daß  auch  diese  die  Frau  ihres  eigenen  Mannes  ist^^®),  so  muß 
er  der  Unmündigen  die  Hälfte  der  Ehegabe  entrichten.  Gegen  die 
Volljährige  hat  er  jedoch  dafür  das  Regreßrecht  nicht,  es  sei  denn, 
daß  diese  mit  böser  Absicht  die  Inkorrektheit  herbeigeführt  hätte; 
in  beiden  Fällen  bekommt  sie  aber  nichts  (von  einer  Ehegabe)  ^^'). 

Wenn  ein  Mann  Klage  gegen  eine  Frau  erhebt  mit  der  Be- 
hauptung, er  sei  mit  ihr  eine  gesetzliche  Ehe  eingegangen,  diese 
Behauptung  beweist  und  der  Richter  infolgedessen  die  genannte 
Frau  für  seine  Ehegattin  erklärt  —  was  sie  in  Wirklichkeit  nicht 
war  — ,  so  ist  auf  diese  Entscheidung  des  Richters  hin  zulässig, 
daß  sie  bei  ihm  wohnt  und  ihm  den  Coitus  gestattet. 

Wenn  ein  junger  Mann,  welcher  die  Pubertät  zwar  noch  nicht 
erreicht  hat,  jedoch  von  einer  Beschaffenheit  ist,  daß  seinesgleichen 
den  Coitus  schon  vollziehen  können,  seine  Frau  beschläft,  muß  diese 
darauf  die  wegen  des  Coitus  vorgeschriebenen  Waschungen  des 
ganzen  Körpers  (gusl)  vornehmen ;  ein  solcher  Coitus  setzt  sie  wieder 
in  den  Stand,  mit  einem  Manne,  der  sie  dreimal  von  sich  geschieden 
hatte,  die  Ehe  einzugehen.  Wenn  eine  Frau  einen  Mann  aus  Leiden- 
schaft berührt  hat,  darf  dieser  weder  ihre  Mutter  noch  ihre  Tochter 
heiraten. 

Ein  Mann,  welcher  die  Tochter  einer  ihm  gehörigen  Sklavin, 
mit  welcher  er  geschlechtlichen  Umgang  gepflogen  hat,  heiratet, 
.  darf  mit  seiner  Frau  den  Coitus  nicht  vollziehen,  so  lange  diejenige, 
mit  der  er  geschlechtlich  verkehrt  hat  (d.  h.  die  Mutter  seiner 
jetzigen  Ehefrau)  nicht  aus  seinem  Besitz  ausgeschieden  ist;  er  darf 
dabei  die  Sklavin  nicht  mehr  beschlafen,  auch  wenn  er  mit  seiner 
Ehegattin  den  Coitus  noch  nicht  vollzogen  hat. 

Ein  Mann,  welcher  sich  von  einer  Frau  scheiden  läßt,  nach- 
dem er  mit  ihr  den  Ehevertrag  eingegangen  ist,  sich  mit  ihr  ein- 
geschlossen und  ihren  Schleier  fallen  gelassen  hat  und  dabei  be- 
hauptet, er  habe  den  Coitus  mit  ihr  nicht  vollzogen  —  gleichviel, 


^^^)  Dadurch  treten  diese  beiden  Frauen  in  das  Verhältnis  einer 
Milchmutter  und  einer  Milchtochter  zu  einander  5  infolgedessen  muß  sich 
der  Mann  von  den  beiden  scheiden. 

^^')  Weil  durch  ihr  Verschulden  die  Ehe  aufgehoben  werden  muß. 
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ob  die  Frau  dies  bestätigt  oder  leugnet  — ,  darf  die  Schwester 
dieser  letzteren  nicht  eher  heiraten,  als  bis  ihre  Wartezeit  ab- 
gelaufen ist. 

Ein  Mann,  welcher  eine  Frau  heiratet,  welche  er  unerlaubten 
geschlechtlichen  Umgang  hat  pflegen  sehen,  darf  mit  ihr  den  Coitus 
sofort  vollziehen,  ohne  die  Frist  der  istibrä'  ^^^)  einhalten  zu  müssen. 
Dasselbe  gilt,  wenn  ein  Mann  seine  Sklavin,  nachdem  er  mit  ihr 
den  Coitus  vollzogen  hat,  jemand  zur  Ehe  gibt. 

Kapitel  V. 

Ueber  die  Arten  der  Ehegaben. 

Es  spricht  Muhammad  von  Ja^kub  und  dieser  von  Abu  Hanifa 
—  es  möge  sich  Gott  der  Allerhöchste  ihrer  erbarmen!  —  über  einen 
Mann,  welcher  mit  einer  Frau  die  Ehe  eingegangen,  worauf  zwischen 
den  beiden  Ehegatten  Uneinigkeit  über  den  Betrag  der  Ehegabe 
(mahr)  entstanden  ist:  bis  zu  dem  Betrage  der  Durchschnittsehe- 
gabe entscheidet  die  Behauptung  der  Frau;  darüber  hinaus  gilt  das 
Votum  des  Mannes.  Wenn  der  Mann  seine  Frau  vor  dem  Coitus 
von  sich  scheidet,  so  gilt  sein  Votum  über  die  Hälfte  der  Morgen- 
gabe. Dies  ist  Muhammads  Ansicht;  Abu  Jüsuf  dagegen  meint: 
Das  Votum  des  Mannes  entscheidet  sowohl  nach  der  Ehescheidung 
als  vor  derselben,  es  sei  denn,  daß  er  eine  viel  zu  geringe  Ehegabe 
anbietet. 

Wenn  jemand  einen  Ehevertrag  mit  einer  Frau  schließt  und 
als  Ehegabe  zwei  beim  Abschluß  des  Vertrages  anwesende  Sklaven 
bestimmt  —  während  in  Wirklichkeit  einer  von  den  angeblichen 
Sklaven  ein  freier  Mann  ist  — ,  erhält  die  Frau  als  Ehegabe  nur 
den  anderen,  wenn  er  (wenigstens?)  10  Drachmen  wert  ist;  nach 
Abu  Jüsuf  aber  erhält  sie  als  Ehegabe  den  Sklaven  und  den  Wert, 


118-)  Wenn  jemand  eine  Sklavin  kauft,  darf  er  den  Coitus  mit  ihr 
nicht  vollziehen,  bevor  sie  einmal  menstruiert  hat;  erst  in  der  auf  die 
erste  Menstruation  folgenden  Reinheitsperiode  darf  der  Coitus  stattfinden. 
Dasselbe  gilt  von  einer  ungläubigen  Frau,  die  ein  Muslim  als  Beute  mit 
sich  bringt.  Der  Zweck  dieser  Bestimmung  besteht  darin,  zu  prüfen,  ob  die 
betreffende  Frauensperson  nicht  etwa  schwanger  ist.  J^l  ^  5*1^  wÜ» 
Diese  Prüfung  heißt  eben  istibrä'. 
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welchen  der  Freie  haben  würde,  falls  er  Sklave  wäre;  Muhammad 
endlich  meint:  die  Frau  bekommt  den  Sklaven  und  die  vollständige 
Durcbschnittsehegabe,  falls  diese  den  Wert  des  Sklaven  übersteigt. 
Dieselben  Bestimmungen  gelten ,  wenn  der  Mann  beim  Abschluß 
des  Ehevertrages  als  Ehegabe  ein  Haus  und  einen  Diener  bestimmt 
und  der  Diener  in  Wirklichkeit  ein  freier  Mann  ist. 

Stipuliert  ein  Mann  beim  Abschluß  eines  Ehevertrages  als 
Ehegabe  1000  Drachmen,  wenn  er  bei  seiner  Frau  wohnen  bleibt, 
und  2000  Drachmen,  wenn  er  sie  aus  ihrer  Stadt  mit  sich  hinaus- 
führt, so  muß  er  1000  Drachmen  entrichten,  falls  er  die  erste  Be- 
dingung erfüllt;  nimmt  er  jedoch  seine  Frau  aus  ihrer  Stadt  mit 
sich  fort,  so  wird  sie  nur  berechtigt,  ihre  Durchschnittsehegabe  zu 
verlangen,  insofern  dieselbe  weder  2000  Drachmen  übersteigt,  noch 
unter  1000  Drachmen  ist^^^);  nach  Abu  Jüsuf  und  Muhammad 
sind  die  beiden  erwähnten  Bedingungen  zugleich  zulässig. 

Wenn  jemand  einen  Ehevertrag  schließt  und  als  Ehegabe  einen 
von  zwei  anwesenden  Sklaven  bestimmt,  indem  er  die  Auswahl  der 
Frau  überläßt,  so  muß  die  Frau  von  den  beiden  den  geringer- 
wertigen nehmen,  falls  ihre  Durchschnittsehegabe  niedriger  als 
dessen  Wert  ist;  übersteigt  dagegen  der  Betrag  ihrer  Durchschnitts- 
ehegabe den  Wert  des  Besseren ,  so  nimmt  sie  diesen  als  Ehegabe. 
Wenn  der  Betrag  der  Durchschnittsehegabe  zwischen  dem  Werte 
der  beiden  liegt,  bekommt  sie  ihre  Durchschnittsehegabe.  Abu 
Jüsuf  und  Muhammad  aber  meinen :  in  allen  diesen  Fällen  ist  die 
Frau  berechtigt,  den  minderwertigen  Sklaven  als  Ehegabe  zu  be- 
anspruchen, und  wenn  in  den  aufgezählten  Fällen  die  Ehescheidung 
vor  dem  Beischlaf  stattfindet  —  die  Hälfte  von  ihm. 

Wenn  eine  Frau  (ohne  ihren  wali)  eine  Ehe  eingeht  unter  Be- 
rücksichtigung der  Bestimmung  über  die  Gleichheit  (kafä'a),  jedoch 
sich  mit  einer  Ehegabe,  welche  niedriger  als  ihre  Durchschnitts- 
ehegabe ist,  einverstanden  erklärt,  so  sind  ihre  männlichen  Anver- 
wandten väterlicherseits  (awlijä')  berechtigt,  die  Erhöhung  der 
stipulierten  Ehegabe  bis  zu  dem  Betrage  der  Durchschnittsehegabe 
durch  den  Mann  zu  verlangfen. 


^^^)  D.  h.  wenn  die  Durchschnittsehegabe  2000  Drachmen  übersteigt, 
bekommt  die  Frau  nur  die  vereinbarten  2000;  ist  sie  jedoch  unter 
1000  Drachmen  wert,  so  erhält  die  Frau  1000  Drachmen. 
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Wenn   jemand    einen  Ehevertrag   ohne   Ehegabe   schließt   und 
später   einen    bekannten    Sklaven    als   Ehegabe    für   seine  Frau   be- 
stimmt,   so  ist  dies  zulässig   (sc.  vorausgesetzt,   daß  die  Frau  ihre  - 
Einwilligung    dazu   gibt);   wenn    der  Mann   in  solchem  Falle   seine                   t 
Frau    vor   dem  Beischlafe   von   sich  scheidet,    so   bekommt  sie  das  | 
mut*a  genannte  Geschenk.  | 

Eine  Ehegattin  kann  nach  stattgehabtem  Coitus  ihrem  Manne 
den  geschlechtlichen  Umgang  verwehren,  bis  sie  (und  damit  sie) 
ihre  Ehegabe  erhält;  sie  ist  auch  berechtigt,  dem  Manne  zu  ver- 
wehren, daß  er  sie  auf  eine  Reise  mitnimmt.  Abu  Jusuf  und 
Muhammad  sagen  jedoch  :  hat  der  Coitus  einmal  stattgefunden,  so 
darf  die  Frau  den  geschlechtlichen  Umgang  ihrem  Manne  nicht 
mehr  verweigern. 

Schließt  der  Mann  mit  der  Frau  einen  Ehevertrag  mit  einer 
Ehegabe  von  1000  Drachmen,  welche  die  Frau  nach  Empfangnahme 
(dem  Mann)  schenkungsweise  zurückgibt,  so  hat  er  einen  Anspruch 
auf  Zahlung  von  500  Drachmen  ^^*^),  falls  er  sich  von  der  Frau 
vor  dem  Beischlaf  scheidet.  Wenn  aber  die  Frau  nicht  die  (als 
Ehegabe  stipulierten)  1000,  sondern  500  Drachmen  in  Empfang  ge- 
nommen und  darauf  dem  Manne  1000  geschenkt  hat,  so  steht 
keinem  der  beiden  Ehegatten  das  Recht  zu,  wenn  jetzt  eine  Ehe- 
scheidung vor  dem  Beischlaf  stattfindet,  irgend  einen  Anspruch 
gegen  den  anderen  zu  erheben.  Abu  Jösuf  und  Muhammad  jedoch 
sagen:  der  Mann  ist  berechtigt,  die  Rückgabe  der  Hälfte  von  der 
Summe,  welche  die  Frau  von  ihm  empfangen  hat,  zu  verlangen. 
Wenn  jedoch  als  Ehegabe  eine  res  mobilis  (^arad)  dient,  welche  die 
Frau  dem  Manne  schenkt  —  gleichviel,  ob  eine  Empfangnahme 
stattgefunden  hat  oder  nicht  — ,  ist  dieser  Mann  der  Ansicht  aller 
unserer  Lehrer  nach  nicht  berechtigt,  irgend  einen  Anspruch  gegen 
die  Frau  zu  erheben,  falls  er  sich  vor  dem  Beischlaf  von  ihr 
scheidet. 

Ein  Mann,  welcher  beim  Abschlüsse  eines  Ehevertrages  als 
Ehegabe  ausbedingt,  seiner  Frau  ein  Jahr  zu  dienen,  muß  ihr,  wenn 
er  freien  Standes  ist,  ihre  Durchschnittsehegabe  entrichten  oder 
aber,  wenn  er  ein  Sklave  ist,  ein  Jahr  dienen.  Muhammad  jedoch 
sagt:  Die  Frau  erhält,  falls  der  Ehegatte  ein  freier  Mann  ist,  den 
Wert  seines  Dienstes  als  Ehegabe. 

*'"')  Vgl.  Durar-Gurar  Bd.  I,  S.  239. 
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War  die  Ehegabe  schon  früher  festgesetzt  und  sterben  die 
beiden  Ehegatten,  so  sind  die  Erben  der  Frau  berechtigt,  den  Be- 
trag der  Ehegabe  aus  dem  Nachlasse  des  Ehemannes  zu  verlangen. 
War  aber  eine  Ehegabe  nicht  festgesetzt,  können  die  Erben  der 
Frau  nichts  bekommen.  Aba  Jüsuf  und  Muhammad  meinen:  in 
beiden  Fällen  kommt  die  Ehegabe  den  Erben  zu. 

Ein  Mann  geht  die  Ehe  mit  einer  Sklavin  ein,  indem  er  zur 
Ehegabe  einen  anwesenden  Sklaven  bestimmt  —  dieser  erweist  sich 
jedoch  später  als  freier  Mann  —  oder  er  bestimmt  einen  mit  Essig 
gefüllten  Krug,  der  sich  als  voll  Wein  erweist;  nach  Abu  Hanifa 
muß  der  Mann  in  solchem  Falle  die  Durchschnittsehegabe  (mahr  al- 
mitl)  entrichten;  nach  Abu  Jüsuf:  beim  freien  Manne  dessen  Wert^^^) 
und  beim  Krug  das  gleiche  Quantum  Essig;  Muhammad  stimmt 
Abu  Hanifa  betreffs  des  freien  Mannes  und  Abu  Jüsuf  betreffs  des 
Weinkruges  bei. 

Wenn  ein  Ehemann  etwas  an  seine  Frau  sendet,  und  diese  er- 
klärt, es  sei  ein  Geschenk,  während  der  Mann  behauptet,  es  gehöre 
zu  der  Ehegabe,  so  entscheidet  die  Behauptung  des  Mannes,  aus- 
genommen es  handelt  sich  um  Nahrungsmittel,  welche  verzehrt 
werden;  dann  entscheidet  das  Votum  der  Frau. 

Wenn  ein  Christ  ^^^)  mit  einer  Christin  die  Ehe  eingeht  und 
dabei  als  Morgengabe  eine  Leiche  bestimmt  oder  überhaupt  die 
Nichtentrichtung  einer  Ehegabe  stipuliert  —  was  nach  ihren  Re- 
ligionsvorschriften zulässig  ist  — ,  hierauf  den  Coitus  vollzieht,  sich 
von  ihr  vor  dem  Beischlaf  scheidet  oder  als  ihr  gesetzmäßiger  Ehe- 
gatte stirbt,  so  erhält  die  Frau  keine  Ehegabe.  Dasselbe  gilt  auch 
von  einem  in  Feindesland  (dar  al-harb)^^^)  geschlossenen  Ehebunde, 
bei  welchem  der  Mann  und  die  Frau  harbi  sind  (d.  h.  solche  Un- 
gläubigen, welche  die  Oberhoheit  der  Muhamedaner  nicht  anerkennen 
und  keine  Kopfsteuer  [gizja]  zahlen.     Das  ist  die  Ansicht  des  Abu 


^^^)  Sc.  den  er  haben  würde,  falls  er  ein  Sklave  wäre. 

^^^)  Hier  steht  das  Wort  nasräni  an  Stelle  des  Wortes  zimrai,  wie 
dies  auch  im  Al-mabsüt  angeführt  ist.  Daß  jedoch  unser  Verfasser  das 
Wort  Christ  gebraucht,  kann  aus  der  Rücksicht  geschehen  sein,  auch 
solche  Christen  einzubegreifen,  die  musta'man  sind,  d.  h.  nur  den  Schutz 
eines  mohammedanischen  Staates  genießen ,  ohne  Steuern  zu  zahlen. 
Vgl.  hierüber  Ynäyah  Bd.  IL  S.  82. 

1")  S.  Dimi troff,  Asch-Schaibänl  etc.  S.  159,  Anm.  2. 
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Hanifa).  Abu  Jilsuf  und  Muhammad  sind  über  die  harbi  dersc4ben 
Ansicht,  was  jedoch  ein  Ehepaar  anbelangt,  wo  der  Mann  und  die 
Frau  steuerpflichtige  Ungläubige  (zimnii)  sind ,  so  erhält  die  Frau 
(in  den  oben  erwähnten  Fällen)  ihre  Durchschnittsehegabe,  oder, 
falls  die  Ehescheidung  vor  dem  Coitus  stattfindet,  das  mut'a  ge- 
nannte Geschenk. 

Ein  steuerpflichtiger  Ungläubiger  schließt  einen  Ehevertrag 
mit  einer  steuerpflichtigen  nicht  moslemischen  Frau,  wobei  als  Ehe- 
gabe Wein  oder  ein  Schwein  bestimmt  werden,  welche  entweder 
genau  individualisiert  (bi^ajnihim)  oder  unbestimmt  sein  können. 
Hierauf  gehen  beide  Ehegatten,  oder  auch  nur  einer  von  ihnen, 
zum  Islam  über;  in  solchem  Falle  erhält  die  Frau  den  Wein  oder 
das  Schwein,  wenn  sie  individuell  bestimmt  waren,  als  Ehegabe; 
waren  sie  jedoch  nicht  genau  bestimmt  (bigajri'^ajnihim) ,  so  be- 
kommt sie  anstatt  des  Weines  dessen  Wert  und  anstatt  des  Schweines 
ihre  Durchschnittsehegabe.  Nach  Abu  Jösufs  Ansicht  erhält  die 
Frau  in  beiden  Fällen  ihre  Durchschnittsehegabe,  während  sie  nach 
Muhammad  hier  stets  den  Wert  der  stipulierten  Gegenstände  als 
Ehegabe  bekommt.  Ein  Mann,  welcher  mit  seiner  Frau  den  Ehe- 
vertrag geschlossen  hat  und  dann  mit  ihr  zusammen  allein  ge- 
wesen ist,  zu  einer  Zeit,  wo  einer  der  beiden  auf  dem  heiligen  Ge- 
biete von  Mekka  zum  Zwecke  einer  Pilgerfahrt  weilte,  die  er  in- 
folge der  Vorschrift  der  Religion  (bi  fardin)  oder  aus  eigenem 
Antriebe  (^y^^)  unternommen  hat^^^),  muß  die  Hälfte  der  Ehegabe 


^^•*)  Das  Alleinsein  (halwa)  der  Eheleute  nach  Abschluß  des  Ehe- 
vertrages —  wenn  es  nicht  unter  Umständen  geschieht,  welche  einen 
Coitus  unmöglich  machen  — ,  hat  dieselben  rechtlichen  Folgen  betreffs 
der  Ehegabe,  wie  der  Coitus  selbst.  Wenn  nämlich  nach  einem  solchen 
rechtsgültigen  oder  vollkommenen  (sahih)  Alleinsein  eine  Ehescheidung 
stattfindet,  muß  der  Ehemann  den  ganzen  Betrag  der  Ehegabe  entrichten. 
Die  Umstände,  welche  den  Coitus  in  solchem  Falle  unmöglich  machen 
und  daher  voraussetzen  lassen,  daß  er  nicht  stattgefunden  habe,  sind 
entweder  solche,  die  in  der  Natur  des  Menschen  liegen,  wie  Krankheit, 
Menstruation  etc.  (Durar-Gurar  Bd.  I,  S.  238),  oder  religiöse  Vorschriften, 
welche  keine  irdische  Gewalt  abzuändern  vermag;  auch  wenn  man  z.  B. 
eine  zweite  Pilgerfahrt  aus  eigenem  Antriebe  unternimmt  (die  Religion 
schreibt  nur  eine  solche  vor),  so  darf  man  auf  dem  Gebiete  von  Mekka, 
solange  man  das  Ihräm  genannte  Pilgergewand  trägt,   den  Coitus  nicht 
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entrichten,  falls  er  sich  von  ihr  nach  diesem  Alleinsein  trennt  ^^^). 
Dasselbe  gilt  von  dem  Alleinsein  zu  einer  Zeit,  wo  einer  der  beiden 
Ehegatten  ^^^)  das  für  den  Monat  Ramadan  vorgeschriebene  Fasten 
abhält  ^^')  oder  derart  krank  ist,  daß  er  den  Coitus  nicht  vollziehen 
kann,  oder  v^enn  die  Frau  sich  in  der  Menstruation  befindet.  Fastet 
jedoch  einer  von  den  beiden  Ehegatten  (nicht  infolge  einer  Religions- 
vorschrift, sondern)  aus  eigenem  Antriebe  ^^^),  so  muß  er  (im  Falle 
einer  Ehescheidung)  der  Frau  die  ganze  Ehegabe  entrichten. 

Wenn  ein  Kastrat  (magbüb)  mit  einer  Frau,  mit  v^elcher  er 
einen  Ehevertrag  geschlossen  hat,  allein  war  und  sich  dann  von 
ihr  scheiden  läßt,  so  bekommt  die  Frau  die  ganze  Ehegabe.  Abu 
Jösuf  und  Muhammad  dagegen  meinen:  die  Frau  erhält  nur  die 
Hälfte  der  Ehegabe,  doch  muß  sie  in  allen  diesen  Fällen  die  Frist 
der  Wartezeit  einhalten.  —  Diese  letztere  Bestimmung  stellen  die 
Juristen  nach  ihrem  Gutdünken  (Istibsän)  auf,  nicht  infolge  einer 
allgemeinen  Regel,  die  in  dem  Buche  über  die  Ehescheidung  an- 
geführt worden  ist^^^),  sondern  aus  Vorsicht. 

vollziehen,  weil  dieses  ausdrücklich  vom  Propheten  verboten  ist;  bloß 
Eheverträge  dürfen  auch  zu  dieser  Zeit  abg^eschlossen  werden. 

^")  Sadrasch-SchaludB1.34b:  ^^J  ill;  ^|   ^}$  li/  ^^U   ^l^a-VI   ^V 

^^^)  In  allen  diesen  Fällen  wird  nämlich  vorausgesetzt,  daß  ein 
Coitus  zwischen  den  beiden  noch  nicht  stattgefunden  hat. 

'27)  Sadr  asch-Schaliid  I.e.:  ^-^  ^  Ja^M   aj-o  UI5  ü\b.j]  &)  Js^i  ))  äJU 

'2^)  Z.  B.  als  eine  nafl,  d.  h.  Guttat  über  die  Vorschrift  hinaus, 
Ynayah  Bd.  II,  S.  59 :  iJUa^I   Ü   ^U.   &))) 

^^^)  Diese  Regel  über  die  Wartezeit  lautet  im  allgemeinen  folgender- 
maßen: Wenn  eine  Frau  nach  dem  Coitus  von  ihrem  Manne  geschieden 
wird,  so  kann  sie  eine  neue  Ehe  nur  nach  Ablauf  ihrer  Wartezeit  (*idda) 
eingehen;  hier  jedoch  kann  diese  Regel  keine  Anwendung  finden,  denn 
von  einem  Coitus  kann  nicht  die  Rede  sein,  da  —  wie  Sadr  asch-öchahid 
bemerkt  —  bei  einem  Kastraten  die  Möglichkeit  des  Coitus  noch  geringer 
ist  als  bei  einem  Kranken;  nur  die  auch  dem  §  15  zu  Grunde  liegende 
Rücksicht  führt  Abu  lianiia  zu  dieser  Bestimmung.  Vgl.  Sadr  asch-Schahid 
Bl.  34b:  ^5^  j3j5  w>j-.swJl  )«ß  J)J  y^]  wiai  V«J  jwijpuoj  bi-*ji  y.l  JV5^ 
j*.U»4iI  IxÄXa  jÄ^  J^><^'  ^i^  5^  ^  «^4-'  cj'  iftA*^  jjfi^)  J^>^'  ui^d  be- 
treffs der  Wartezeit  sagt  er:  Ul«*3:vX*«|   UsUis-l    J^U^^Jl    8j^  ^^9   5j»x)|    l^-jlßj 
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Kapitel  VI. 

Das  Verheiraten  von  Sklave  und  Sklavin. 

Es  spricht  Muhammad  von  Ja*küb  und  dieser  von  Abu  Hanifa 
—  Gott  der  Allerhöchste  möge  sich  über  sie  erbarmen!  —  über 
einen  Mann,  dessen  Sklave  ohne  seine  Erlaubnis  eine  Ehe  ein- 
gegangen ist:  wenn  der  Herr  (mawlä)  zum  Sklaven  sagt:  „Scheide 
dich  von  der  Frau"  oder  „Trenne  dich  von  ihr,"  so  gilt  das  nicht 
als  Bestätigung  des  Ehevertrages.  Wenn  er  aber  sagt:  „Vollziehe 
eine  einmalige  Ehescheidung  von  ihr,  nach  welcher  du  die  Ehe 
wieder  erneuern  kannst  (^aläk  rig^i),"  so  gelten  diese  Worte  als  Be- 
stätigung (des  Ehevertrages)  ^^"). 

Wenn  ein  Mann  eine  Sklavin  zur  Ehe  nimmt,  steht  es  nur 
dem  Herrn  derselben  zu,  zu  erlauben,  daß  er  tempore  concubitus 
penem  extraheret,  ne  uxor  sua  conciperet  ^^^);  wenn  er  sich  aber 
von  seiner  Frau  geschieden  hat  und  dann  behauptet:  „Ich  habe  die 
Ehe  vor  Ablauf  deiner  Wartezeit  wieder  aufgenommen  (räga^tuki) 
und  die  Frau  leugnet  dies,  während  ihr  mawlä  die  Behauptung 
des  Mannes  bestätigt,  so  entscheidet  die  Behauptung  der  Frau.  Abu 
Jüsuf  und  Muhammad  jedoch  meinen:  das  Votum  des  mawlä  ist 
entscheidend.  Wenn  anderseits  die  Frau  sagt:  „Meine  Wartezeit 
ist  abgelaufen,**  während  ihr  Ehemann  und  ihr  Herr  behaupten, 
sie  sei  nicht  abgelaufen,  so  entscheidet  die  Behauptung  der  Sklavin. 


^^°)  Diese  Art  der  Ehescheidung  setzt  einen  rechtsgültigen  Ehe- 
vertrag voraus.  Wenn  der  Herr  dies  also  zum  Sklaven  sagt,  so  ist  doch 
anzunehmen,  daß  er  den  Ehevertrag  für  rechtsgültig  hält,  was  nur  dann 
möglich  ist,  wenn  seine  Zustimmung  vorauszusetzen  ist.  Für  den  ersten 
Fall  gilt  dies  nicht,  weil  unter  den  Worten  „scheide  dich  von  der  Frau" 
verstanden  werden  kann:  „mache  den  Vertrag  rückgängig",  was  keine 
Ehescheidung  wäre.     Vgl.  hierzu  noch  Ynäyah  Bd.  II,  S.  86. 

^^0  Daß  das  Wort  'azl  hier  gerade  diesen  sogenannten  Coitus 
interruptus  bezeichnet,  schließe  ich  aus  der  folgenden  Stelle  des  Durar- 
Gurar  (Bd.  I,  S.  247):  Dem  Herrn  und  nicht  der  Sklavin  steht  das  Recht 
zu,  das  *azl  zu  erlauben;  denn  dadurch  wird  die  Empfängnis  eines 
Kindes  verhindert,  was  ja  ein  Recht  ihres  Herrn  ist.  Noch  deutlicher 
ist  es  in  der  Ynä3^ah  (Bd.  II,  S.  89  ff.)  erklärt.  Bei  der  eigenen  Sklavin 
entscheidet  hierüber  der  Wunsch  des  Mannes;  bei  einer  Ehefrau  freien 
Standes  ausschließlich  derjenige  der  Frau;  hat  man  als  Ehefrau  die 
Sklavin  eines  anderen,  so  entscheidet  der  Wunsch  des  letzteren. 
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Ein  Mann  sagt  zu  seinem  Sklaven:  „Heirate  diese  Sklavin;" 
wenn  daraufhin  der  Aufgeforderte  mit  der  genannten  Sklavin  eine 
inkorrekte  Ehe  eingeht  und  den  Coitus  vollzieht,  so  wird  er  bei 
Nichtentrichtung  der  Ehegabe  verkauft  ^^^).  Abu  Jüsuf  und  Muham- 
mad sagen:  „Die  Ehegabe  wird  von  ihm  erst  dann  beigetrieben, 
wenn  er  freigelassen  ist." 

Wenn  ein  Mann  seine  Sklavin  an  jemanden  verheiratet  und 
dieselbe  ermordet,  bevor  der  Ehemann  den  Coitus  mit  ihr  vollzogen 
hat,  ist  der  letztere  nicht  verpflichtet,  eine  Ehegabe  zu  entrichten. 
Abu  Jüsuf  und  Muhammad  sagen  jedoch:  die  Ehegabe  kommt  dem 
Herrn  der  Sklavin  zu. 

V7enn  eine  freie  Frau  sich  in  solchem  Falle  das  Leben  nimmt, 
bevor  ihr  Ehemann  den  Coitus  vollzogen  hat,  so  kommt  ihr  ^^^)  die 
Ehegabe  zu  nach  der  Ansicht  aller  drei  Juristen. 

Wenn  eine  Sklavin,  deren  Durchschnittsehegabe  1000  Drachmen 
beträgt,  ohne  Erlaubnis  ihres  Herrn  eine  Ehe  eingeht,  bei  einer 
Ehegabe  von  gleichfalls  1000  Drachmen  und  nach  dem  stattgehabten 
Coitus  von  ihrem  Herrn  freigelassen  wird,  so  ist  die  Ehe  rechts- 
gültig: der  Sklavin  steht  dabei  keine  Optio  zu,  während  die  stipu- 
lierte  Ehegabe  dem  mawla  zukommt.  Wenn  aber  zur  Zeit  der 
Freilassung  ein  Coitus  noch  nicht  stattgefunden  hat,  steht  die  Sklavin 
zwar  auch  nicht  im  Genüsse  der  Optio,  doch  kommt  ihr  die  Ehe- 
gabe zu. 

Verheiratet  jemand  seinen  Sklaven,  dem  er  die  Erlaubnis  ge- 
geben hat,  Handel  zu  treiben,  so  wird  die  Frau  betreffs  ihrer  Rechte 
und  ihrer  Ehegabe,  wenn  der  Sklave  Schulden  hat,  den  Gläubigern 
des  Ehemannes  gleichgestellt. 

Einer  Sklavin,  welche  mit  ihrem  Herrn  einen  Vertrag  ge- 
schlossen hat,  ihre  Freiheit  durch  Ratenzahlungen  zu  erkaufen  und 
die  mit  Erlaubnis  ihres  Herrn  eine  Ehe  eingegangen  ist,  steht  die 
Optio  (den  Ehevertrag  weiter  besteben  zu  lassen  oder  ihn  auf- 
zuheben) zu,  falls  sie  von  ihrem  Herrn  freigelassen  wird. 


132-)  Wenn  ein  Sklave  mit  Erlaubnis  seines  Herrn  eine  Ehe  eingeht, 
80  bürgt  er  mit  seiner  Person  (i*«ÄAj)  für  die  Entrichtung  der  Ehe- 
gabe; kann  er  sie  nicht  entrichten,  so  darf  er  verkauft  werden;  hiernach 
gilt  diese  Bestimmung  auch  für  den  Fall,  daß  der  Sklave  einen  inkorrekten 
Ehevertrag  auf  diese  Erlaubnis  hin  schließt. 

^^')  Zu  verstehen  ist  natürlich:  ihren  Erben, 
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Ein  Mann  beiratet  eine  Sklavin.  Wenn  der  Herr  derselben 
ibm  und  seiner  Frau  eine  selbständige  Wobnung  anweist,  muß  der 
Mann  für  die  Wobnung  und  den  Lebensunterbalt  sorgen;  im  an- 
deren Falle  nicbt. 

Wenn  jemand  die  Sklavin  seines  Sobnes  bescbläft  und  diese 
von  ibm  ein  Kind  gebiert,  so  wird  sie  (wenn  der  Vater  dies  be- 
bauptet)  ''^)  als  seine  Konkubine  —  umm  al-walad  —  und  das  Kind 
als  sein  eigenes  anerkannt;  er  braucbt  in  diesem  Falle  nur  den 
Wert  der  Sklavin,  jedocb  keine  Ebegabe  zu  entricbten.  Hatte  der 
Sobn  vorber  seine  eigene  Sklavin  an  seinen  Vater  verbeiratet  ^^^) 
und  bekommt  diese  bierauf  ein  Kind  von  dem  Vater,  so  wird  die 
Sklavin  dadurcb  nicbt  zur  Konkubine.  Daber  muß  der  Vater  seinem 
Sobne  nicbt  den  Wert  der  Sklavin,  sondern  die  Ebegabe  bezablen; 
das  Kind  gebort  dabei  dem  freien  Stande  an. 

Wenn  eine  Frau  freien  Standes,  welcbe  mit  einem  Sklaven 
verbeiratet  ist,  zu  dem  Herrn  ibres  Ebemannes  sagt:  „Lasse  ibn  an 
meiner  Stelle  ,^Aä  ^aXäI  für  1000  Dracbmen  frei"  ^^^),  und  dieser  tut 
es,  so  (muß  die  Frau  die  1000  Dracbmen  an  den  Freilassenden  ent- 
ricbten —  s.  Multaka  '1-abbur  S.  55  —  und  dabei)  wird  die  Ebe 
annulliert;  somit  stebt  aucb  das  Patronatsrecbt  über  den  Frei- 
gelassenen der  Frau  zu^^^).    Hat  aber  die  Frau  gesagt:   „Lasse  ibn 


^^*)  Die  in  Klammern  gesetzten  Worte  fehlen  in  unserem  Texte. 
Ynäyah  Bd.  II,  S.  93  jedoch  bemerkt:  „Der  Sinn  dieser  Frage  ist,  daß 
der  Vater  (wohl  vor  dem  Richter)  behauptet,  das  Kind  sei  sein  eigenes, 
was  Muhammad  in  seinem  Al-gämi*  as-sagir  nicht  erwähnt." 

^'^)  Dies  ist  nach  der  hanafitischen  Lehre  gestattet,  während 
Schafi*i  es  für  unzulässig  hält,  indem  er  sagt,  daß  der  Vater  über  alles, 
was  der  Sobn  besitzt,  verfügen  kann,  und  anderseits,  daß  man  eine  Frau, 
über  welche  man  verfügen  kann,  wie  z.B.  seine  eigene  Sklavin  oder 
wie  in  unserem  Falle  die  Sklavin  seines  Sohnes,  nicht  heiraten  darf. 

136)  Vgl.  hierüber  Ynäyah  Bd.  II,  S.  95,  Multakä  S.  55,  Hidäyah  S.  221. 

1^0  In  diesem  einen  Geschäfte  sind  zwei  verschiedene  Verträge 
miteinander  verbunden:  1.  ein  Kaufvertrag,  2.  eine  Vollmacht  zu  der 
Freilassung.  Dies  ist  nämlich  so  zu  verstehen :  die  Frau  kauft  den 
Sklaven  und  bevollmächtigt  zugleich  den  Verkäufer,  denselben  an  ihrer 
Stelle  freizulassen.  Dann  gilt  als  Freilassender  natürlich  die  Frau. 
Dadurch  jedoch,  daß  der  Sklave  durch  den  Verkauf  Eigentum  seiner 
Frau  wird,  wird  auch  der  Ehevertrag  annulliert;  denn  eine  Ehe  zwischen 
dem  Herrn  und  seiner  Sklavin    oder  der  Herrin   und   ihrem  Sklaven  ist 
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an  meiner  Stelle  frei,"  ohne  etwas  von  einem  Entgelt  —  mal  — 
zu  erwähnen,  so  wird  der  Ehevertrag  nicht  annulliert  (und  das 
Patronatsrecht  steht  dann  im  Gegensatze  zu  der  Ansicht  des  Abu 
Jüsuf  dem  Freilassenden  zu). 

Bucli  VII. 
lieber  die  Ehescheidung. 

Kapitel  I. 

Ueber  die  traditionelle  Ehescheidung  (Taläk  as-Snnna). 

Es  spricht  Muhammad  von  Ja*küb  und  dieser  von  Abu  Hanifa 
—  es  möge  sich  Gott  der  Allerhöchste  über  sie  erbarmen!  —  über 
einen  Mann,  welcher  zu  seiner  Ehefrau,  bei  der  die  Menstruationen 
schon  aufgetreten  sind  oder  noch  andauern,  sagt:  Du  bist  von  mir 
geschieden  dreimal  gemäß  der  Tradition  ^^^):  hat  er  dabei  für  die 
Vollziehung  dieser  Ehescheidungen  keine  besondere  Absicht  (nijja) 
betreffs  der  Zeit,  so  wird  für  jede  der  darauf  folgenden  Reinheits- 
perioden (tjuhr)  je  eine  Ehescheidung  gerechnet.  Wenn  aber  seine 
Absicht  war,  daß  alle  drei  Scheidungen  sogleich  erfolgen,  oder  daß 
je  eine  am  Anfang  jedes  Monats  stattfinden  soll,  so  erfolgen  alle 
in  der  von  ihm  beabsichtigten  Form.  Bekommt  die  Frau  keine 
Menstruationen  mehr  oder  hat  sie  noch  keine  gehabt,  so  findet  in- 
folge der  obigen  Erklärung  sofort  eine  einmalige  Ehescheidung,  nach 
einem  Monat  eine  zweite  und  wiederum  nach  einem  Monat  eine 
dritte  statt.  Lag  die  sofortige  Vollziehung  aller  drei  Ehescheidungen 
in  seiner  Absicht,  so  erfolgen  sie  seinem  Wunsche  gemäß.  Nach 
der  traditionellen  Art  der  Ehescheidung  erfolgt  sogleich  nur  eine 
einmalige  Ehescheidung,  wenn  die  Frau  schwanger  ist,  dann  nach 


nicht  zulässig.  Im  zweiten  Falle  wird  die  Ehe  nicht  annulliert;  denn 
der  Sklave  wird  freigelassen  —  gleichgültig  auf  wessen  Vorschlag  hin  — , 
ohne  einen  Augenblick  in  die  Eigentumssphäre  seiner  Frau  überzugehen. 
^^^)  Al-gämi*  as-sagir  S.  38 ;  in  dem  Ausdrucke  äjuJI)  soll  das  läm 
eine  Zeitbestimmung  bezeichnen,  nämlich  &ä«J|  Ca5 J  ;  wie  dabei  in  der 
Hidäyah  bemerkt  ist  (S.  282),  ist  die  von  der  Sunna  für  die  Ehescheidung 
festgesetzte  Zeit  die  Reinheitsperiode  (tuhr) ,  während  welcher  kein 
Coitus  stattgefunden  hat. 
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Ablauf  eines  Monats  eine  zweite  und  wiederum  in  einem  Monat 
eine  dritte.  Dies  ist  jedoch  nur  Abu  Jüsufs  Ansicht,  während 
Muhammad  sagt:  es  erfolgt  (wenn  die  Frau  schwanger  ist)  nur 
eine  einzige  Scheidung.     Dies  ist  auch  Zufars  Ansicht. 

Wenn  ein  Mann  sagt:  „Jede  Frau  (S*!;*«!  ^)^  welche  ich  heiraten 
werde,  soll  von  mir  geschieden  sein,"  und  dann  eine  Frau  zur  Ehe 
nimmt,    so  wird  diese  (ipso  facto)    von   ihm  geschieden.     Wenn  er 
sie  aber  dann  zum  zweiten  Male  heiratet,  wird  sie  (auf  Grund  des 
genannten  Schwures)   nicht  mehr  geschieden.     Sagt  er  jedoch:    alle 
Frauen,    welche   ich    auch  jemals   heiraten   mag   («f^I  <:^yf  UiT), 
sollen   von   mir   geschieden    sein,    so   wird  jede  Frau  jedesmal   ge- 
schieden,  sobald  er  sie  heiratet.     Auch   wenn   eine  Frau  auf  diese 
Weise  dreimal  geschieden  worden  und  dann  die  Ehe  mit  einem  an- 
deren eingegangen  ist,  so  wird  sie  (eo  ipso)  geschieden,  sobald  sie 
wiederum    den  Ehebund   mit   dem    ersten  Manne   (sc.    nachdem   sie 
auch  vom  zweiten  geschieden  ist)   schließt.     Wenn  ein  Mann  sagt: 
„Falls  ich  die  und  die  Frau  heirate,  soll  sie  von  mir  geschieden  sein,* 
und  dieselbe  heiratet,  so  wird  das  Kind,  welches  sie  6  Monate  nach 
dem  Tage  der  Heirat  bekommt,  für  das  seine  angesehen.    Er  braucht 
dann  nur  eine  Ehegabe  zu  entrichten.   Es  sagt  aber  (Schajbani)  in 
seinem  Werke  „Al-amäli*  ^^^):  „Er  muß  eine  ganze  und  eine  halbe 
Ehegabe   entrichten:   Ehegabe   wegen  des  Coitus   und   (eine   halbe) 
Ehegabe  wegen  des  Eheschlusses"  ^^^^. 

Sagt  jemand  zu  seiner  Frau:  „Wenn  ich  neben  dir  eine  andere 
heirate,  so  soll  diese  geschieden  sein,"  und  heiratet  nach  einer  end- 
gültigen  Ehescheidung   (t;aläk   bä'in),   jedoch   noch    während    ihrer 


13»)  Siehe  Dimitroff  a.  a.  0.,  Mitteilmigen  d.  Sem.  f.  Or.  Spr. 
1908,  S.  90. 

140-j  Wenn  ein  Mann  unter  solchen  Umständen  eine  Ehe  eingeht, 
so  erfolgt  ipso  facto  die  Ehescheidung:  es  kann,  da  ein  Ehevertrag 
überhaupt  nicht  zu  stände  kommt,  hier  auch  keine  Rede  von  einem 
Coitus  sein,  und  der  Mann  muß,  wie  bekannt,  im  Falle  einer  Ehe- 
scheidung vor  dem  Coitus  die  Hälfte  der  Ehegabe  entrichten.  Dadurch, 
daß  die  Frau  ein  Kind  geboren  hat,  stellt  sich  jedoch  heraus,  daß  ein 
Coitus  stattgefunden  hat;  und  das  beweist,  daß  nach  der  ersten  Scheidung 
eine  Wiederaufnahme  der  Ehe  (rig*a)  und  somit  eine  zweite  Ehe,  was 
zulässig  ist,  stattgefunden  hat;  wegen  dieser  letzten  Ehe  muß  nun  der 
Mann  eine  Ehegabe  entrichten. 
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Wartezeit,  eine  andere,  so  wird  die,  die  er  jetzt  geheiratet,   nicht 
geschieden,     Gott  weiß  das  allerdings  am  besten. 

Kapitel  VP^O- 

Aufhiebuiig  der  Ehe  unter  Zustimmuiig  der  Frau  (Al-Hur). 

Es  spricht  Muhammad  von  Ja'küb  und  dieser  von  Abu  Hanifa 
—  es  möge  sich  Gott  der  Allerhöchste  über  sie  erbarmen !  — 
über  einen  Mann,  welcher  sich  von  seiner  Frau  unter  ihrer  Zu- 
stimmung für  genau  bestimmten  Wein  oder  ein  bekanntes  Schwein 
oder  eine  Leiche  scheidet:  eine  solche  Ehescheidung  ist  rechtsgültig, 
der  Mann  bekommt  jedoch  keine  Vergütung.  Wenn  anderseits 
jemand  mit  seinem  Sklaven  einen  Vertrag  schließt,  wonach  sich 
dieser  loskaufen  will  und  dabei  als  Preis  für  die  Freilassung  einer 
der  erwähnten  Gegenstände  stipuliert  wird,  so  ist  der  Vertrag  in- 
korrekt (fäsid).  Wenn  der  Sklave  aber  den  stipulierten  Gegenstand 
dem  Herrn  ausliefert,  so  wird  er  frei;  hier  muß  er  natürlich  auch 
den  Wert  (kima)  des  Gegenstandes  entrichten. 

Wenn  jemand  an  Stelle  seiner  unmündigen  Tochter  die  Auf- 
hebung ihres  Ehevertrages  gegen  Rückgabe  der  Ehegabe  oder  Ver- 
zichtleistung auf  dieselbe  stipuliert,  so  ist  die  Scheidung  rechts- 
ungültig. Wenn  aber  der  Vater  mit  dem  Ehemanne  seiner  un- 
mündigen Tochter  1000  Drachmen  als  Entgelt  für  die  Ehescheidung 
vereinbart  und  sich  für  die  Auszahlung  dieser  Summe  in  Person 
verbürgt,  so  ist  die  Ehescheidung  rechtsgültig;  die  Entrichtung  der 
stipulierten  1000  Drachmen  liegt  dann  ihm  ob. 

Wenn  ein  Mann  zu  seiner  Frau  sagt:  „Du  bist  von  mir  gegen 
1000  Drachmen  geschieden,"  so  erfolgt  diese  Ehescheidung,  falls  sie 
sich  damit  einverstanden  erklärt.  Dann  muß  sie  aber  die  1000  ent- 
richten. Aehnliches  gilt,  wenn  der  Mann  sagt:  „Du  bist  von  mir 
für  1000  geschieden."  Wenn  er  aber  seiner  Frau  gegenüber  er- 
klärt: „Du  bist  geschieden,  indem  du  mir  1000  schuldig  bist 
t^l  •iAAlc3  ^)\h  cJI "  und  diese  nimmt  es  an,  oder  zu  seinem  Sklaven 
sagt:  „Du  bist  frei,  indem  du  mir  1000  Drachmen  schuldig  bist 
1^1  jJIaJU;^  ys^  cJl"  und  dieser  erklärt  sich  damit  einverstanden,  so 
erfolgt   dort   eine   zwar   rechtsgültige,    aber   nicht   endgültige  Ehe- 
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)  Die  Kap.  2 — 5  sind  ausgelassen.     Siehe  S.  44. 


84  Diraitroff. 

scheidunt?  ^^^)  und  hier  eine  rechtsf^ültif^e  Freilassung,  wobei  der 
Mann  keine  Vergütung  beanspruchen  kann.  Abu  Jüsuf  und  Muham- 
mad sagen  jedoch:  „Sowohl  die  Frau  als  auch  der  Sklave  müssen  in 
solchem  Falle  1000  Drachmen  entrichten"  ^'*^). 

Haben  sie  dabei  (nach  gemachtem  Angebot)  ihre  Zustimmung 
nicht  gegeben,  so  würde  nach  Abo  Hanifa  trotzdem  die  Ehescheidung 
bezw.  Freilassung  erfolgen.  Abu  Jüsuf  und  Muhammad  dagegen 
meinen :  geben  sie  ihre  Zustimmung  nicht,  so  wird  die  Frau  nicht 
geschieden  und  der  Sklave  nicht  freigelassen. 

Erfolgt  eine  Ehescheidung  unter  Zustimmung  der  Frau  (huP) 
mit  einem  Entgelt  zu  Gunsten  des  Mannes,  welches  den  Betrag  der 
Ehegabe  übersteigt,  so  kommt  der  Ueberschuß  (fadl)  dem  Manne 
zu  gute,  falls  die  Scheidung  infolge  der  ünbotmäßigkeit  der  Frau 
stattfindet.  Wenn  aber  die  Unbotmäßigkeit  (nuschüz)  des  Mannes 
die  Ehescheidung  herbeigeführt  hat,  so  ist  es  für  einen  guten  Muslim 
nicht  empfehlenswert  (karuha  lahu),  mehr  als  den  Betrag  der  Ehe- 
gabe anzunehmen;  wird  jedoch  trotzdem  ein  Ueberschuß  gezahlt, 
so  ist  die  Auszahlung  gültig  (^UaSJ!  ^  3^^5)' 

Eine  Frau,  welche  zu  ihrem  Manne  sagt:  „Scheide  dich  von 
mir  für  die  Drachmen,    die  ich  in  der  Hand  habe,"  ^^'*)    muß  dem 


^^^)  D.  h.  welche  vor  Ablauf  der  Wartezeit  wieder  aufgenommen 
werden  kann  (rig*i). 

^*^)  Die  Meinungsverschiedenheit  darüber,  ob  der  Sklave  oder  die 
Frau  die  1000  Drachmen,  welche  der  Herr  bei  seinem  Angebot  erwähnt 
hat,  als  Entgelt  für  ihre  Freiheit  bezahlen  müssen  oder  nicht,  hängt 
davon  ab,  daß  die  Juristen  die  Bedeutung  des  Wörtchens  wa  verschieden- 
artig auffassen.  Nach  Abu  Hanifa  nämlich  ist  der  Satz  *alajki(a)  alfun 
ein  selbständiger  Satz,  der  durch  die  Kopula  „und"  wa  mit  dem  Vorher- 
gehenden nur  äußerlich  verbunden  ist,  während  Abu  Jüsuf  und  Muhammad 
behaupten,  daß  wa  hier  an  Stelle  der  Präposition  bi  stehe  und  daher 
das  alf  als  Preis  für  die  Freiheit  angeführt  worden  sein  sollte,  ähnlich 
wie  wenn  man  sagte  Jby^  jJU^  \j.lb  ^^\  d.h.  bi-dirhamin.  Außerdem 
kann  aber  das  wa  ein  waw  al-häl  sein,  und  danach  würde  das  Ganze 
heißen  (wie  ich  es  auch  auffasse) :  „Ich  lasse  dich  frei  unter  solchen 
Umständen,  daß  du  mir  1000  Drachmen  schuldig  wirst",  was  ja  gleich 
ist  mit :  ich  lasse  dich  für  1000  Drachmen  frei. 

^^^)  „In  der  Hand  haben"  heißt  gewöhnlich  besitzen;  hier  paßt 
jedoch  diese  Bedeutung  nicht;  ma  fi  jadi  muß  einfach  das  heißen,  was 
die  Worte  selbst  bedeuten. 
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Manne,  wenn  dieser  auf  ihren  Vorschlag  eingeht,  ohne  daß  sie 
irgend  etwas  in  ihrer  Hand  hat,  3  Drachmen  als  Entgelt  für  die 
Ehescheidung  entrichten  ^■^^). 

Wenn  ein  Mann  zu  seiner  Frau  sagt:  „Gestern  habe  ich  dir 
vorgeschlagen,  mich  von  dir  für  1000  Drachmen  zu  scheiden,  du 
hast  es  jedoch  nicht  angenommen,"  diese  aber  behauptet:  „Ich  habe 
es  angenommen,"  so  entscheidet  die  Behauptung  des  Mannes.  Wenn 
er  anderseits  zu  einem  Manne  sagt:  „Gestern  habe  ich  dir  diesen 
Sklaven  für  1000  angeboten,  ohne  daß  du  ihn  angenommen  hättest," 
der  Käufer  aber  sagt:  „Ich  habe  meine  Annahmebereitschaft  er- 
klärt," so  gilt  das  Votum  des  Käufers. 

Wenn  ein  Mann  zu  seiner  Frau  sagt:  „Ich  entlasse  dich  von 
mir  für  1000  Drachmen  mit  der  Bedingung,  daß  mir,  bezw.  dir 
die  dreitägige  Optio  zustehen  soll"  und  die  Frau  ihre  Zustimmung 
hierzu  erklärt,  so  ist  die  ausbedungene  Optio  nichtig,  falls  sie  zu 
Gunsten  des  Mannes  stipuliert  worden  ist;  gültig  ist  sie  dagegen, 
wenn  sie  der  Frau  zustehen  soll.  Falls  diese  innerhalb  der  drei 
Tage  auf  die  Optio  verzichtet,  so  verfällt  die  Optio  ^*^).  Abu  Jüsuf 
und  Muhammad  jedoch  meinen:  „Die  Scheidung  tritt  (trotz  der 
Stipulierung  einer  Optio,  da  diese  in  beiden  Fällen  nichtig  ist)  in 
Kraft  und  die  Frau  muß  die  1000  Drachmen  entrichten." 

Schließt  ein  Mann  einen  Ehevertrag,  bei  dem  zu  Gunsten  des 
einen  Ehegatten  die  Optio  ausbedungen  wird,  so  ist  nach  der  An- 
sicht aller  drei  Juristen  der  Ehevertrag  rechtsgültig,  aber  die  Optio 
nichtig  (bä^il). 


^^")  Die  Frau  sagt  nämlich  *ÄI^jJI  ^^a  ^jj  ^  U,  indem  sie  das 
Wort  darahim  in  den  Plural  setzt.  Die  kleinste  Zahl  aber,  welche  der 
Plural  ausdrücken  kann,  ist  drei;  wenn  daher  die  Frau  z.  B.  nur  2  Drachmen 
in  der  Hand  hat,  so  muß  sie  doch  drei  entrichten. 

^^^)DerAusdruck  unseres  Textes  »Uli.)  jLlj  ,**UJ|  ^  )^ä^I  »i'»^)  ^ 
scheint  nicht  ganz  korrekt  zu  sein;  denn  er  sagt  so  nichts  Neues:  wenn 
eine  Frau  auf  ein  ihr  zustehendes  Recht  verzichtet,  so  geht  sie  natür- 
lich desselben  verlustig;  das  braucht  nicht  besonders  betont  zu  werden. 
Spätere  Bearbeiter  haben  jedoch  das  zweite  hijär  in  t^^läk  umgeändert: 
j3511aJf  jh^^  ,*J^|  J  ^\^L\  OJ)  ^  (Ynäyah  II,  229)  oder  Hidayah  274: 
C^^  ^y*  ^  ^I^  jJb^  dJl^Jl  ^  CjJy  J^  •)  dann  erhält  der  Satz  einen 
anderen  Sinn,  der  in  diesen  Zusammenhang  vorzüglich  paßt:  wenn  sie 
dabei  auf  Grund  ihrer  Optio  (?)  innerhalb  der  3  Tage  eine  abschlägige 
Antwort  gibt,  so  wird  die  Ehescheidung  ungültig. 
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Saf]ft  eine  Frau  zu  ihrem  Manne:  „Entlasse  mich  durch  eine 
dreimalige  Scheidung  gegen  (*ala)  1000  Drachmen,"  und  erklärt 
der  Mann:  „Ich  scheide  dich  einmal  von  mir,"  so  gilt  das  als  eine 
einzige  Ehescheidung,  nach  welcher  der  Mann  (vor  Ablauf  der 
Wartezeit)  die  Ehe  wieder  aufnehmen  kann,  ohne  daß  er  dafür  von 
der  Frau  ein  Entgelt  verlangen  darf.  Abu  Jüsuf  und  Muhammad 
sagen  jedoch:  „Er  ist  berechtigt,  Anspruch  auf  ein  Drittel  der  1000 
zu  erheben."  Hat  die  Frau  aber  gesagt:  „Entlasse  mich  dreimal  für 
(bi)  1000,"  worauf  der  Mann  erklärt:  „Ich  scheide  mich  einmal  von 
dir,"  so  bekommt  er  nach  der  einstimmigen  Ansicht  aller  drei  ein 
Drittel  von  den  1000. 

Wenn  eine  Frau  ihrem  Manne  die  Ehescheidung  gegen  einen 
flüchtigen  Sklaven  vorschlägt,  jedoch  mit  der  Bedingung,  betreffs 
der  Herbeischaffung  des  Sklaven  keine  Garantie  übernehmen  zu 
wollen,  so  ist  diese  Bedingung  ungültig:  sie  muß  dem  Manne  die 
wegen  der  Ehescheidung  stipulierte  Entschädigung  entweder  dadurch 
entrichten,  daß  sie  den  Sklaven  selbst  liefert  oder  dessen  Wert  be- 
zahlen.    Jedoch  weiß  Gott  am  besten,  was  das  Richtige  ist. 

Buch  VIII. 
lieber  den  Enthaltsamkeitseid  (Al-Ilä'). 

Es  spricht  Muhammad  von  Ja^üb  und  dieser  von  Abu  Hanifa 
—  es  möge  sich  Gott  der  Allerhöchste  über  sie  erbarmen!  —  über 
einen  Mann,  der  zu  seiner  Frau  sagt:  „Bei  Gott,  ich  werde  zwei 
Monate  und  nach  diesen  noch  zwei  Monate  mit  dir  keinen  geschlecht- 
lichen Umgang  pflegen":  auf  diese  Weise  hat  er  den  Enthaltsam- 
keitseid abgelegt.  Läßt  er  aber  einen  Tag  verstreichen,  nachdem 
er  gesagt  hat:  „Wahrlich,  ich  werde  mich  dir  zwei  Monate  lang 
nicht  nähern,"  und  sagt  dann:  „Gott  sei  mein  Zeuge,  daß  ich  nach 
den  ersten  zwei  Monaten  noch  zwei  Monate  lang  keinen  geschlecht- 
lichen Verkehr  mit  dir  haben  werde,"  so  legt  er  dadurch  einen 
Enthaltsamkeitseid  (ilä')  nicht  ab.  Auch  seine  Erklärung:  „Bei  Gott, 
ich  werde  mich  dir  ein  Jahr  —  ausgenommen  einen  Tag  —  nicht 
nähern,"  gilt  nicht  als  ein  derartiger  Eid. 

Sagt  er  zu  einer  fremden  Frauensperson:  „Bei  Gott,  ich  werde 
mich  dir  nicht  nähern,"  oder:  „Du  bist  mir  wie  der  Rücken  meiner 
Mutter,"  und  heiratet  sie  später,  so  gilt  diese  Erklärung  weder  als 
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ein  Enthaltsamkeitseid,  noch  als  eine  Ehescheidung  durch  Schimpf- 
worte (zihär).  Wenn  er  jedoch  nach  dem  Eheschlusse  mit  ihr  den 
Coitus  vollzieht,  so  muß  er  wegen  des  Eidbruches  die  Kafära  (Sühne) 
vornehmen. 

Sagt  ein  Mann,  der  sich  im  Basra  befindet:  „Bei  Gott,  ich 
werde  Küfa  nicht  betreten,"  während  sich  seine  Frau  in  diesem 
Moment  in  Küfa  befindet,  so  gilt  sein  Schwur  nicht  als  ein  Ent- 
haltsamkeitseid ^^'). 

Buch  IX. 
Kapitel  I. 

Ueber  die  BescMmpfung  der  Frau  (Az-Zihär). 

Es  spricht  Muhammad  von  Ja*küb  und  dieser  von  Abu  Hanifa  — 
es  möge  sich  Gott  der  Allerhöchste  über  sie  erbarmen !  — :  Wenn  ein 
Mann  zu  seiner  Frau  sagt :  „  Du  bist  mir  wie  der  Rücken  meiner  Mutter, " 
so  kann  dies  nichts  anderes  sein  als  eine  Beschimpfung  (Zihär); 
auch  wenn  er  sagt:  „Du  bist  mir  wie  die  Schamteile  meiner  Mutter," 
ohne  dabei  eine  besondere  Absicht  zu  haben,  so  vollzieht  er  eine 
Beschimpfung  gleicher  Art.  Wenn  er  aber  sagt:  „Du  bist  mir  wie 
meine  Mutter,"  oder:  „Du  bist  mit  versagt  (haräm)  wie  meine 
Mutter,"  und  beabsichtigt  damit  die  Erklärung  einer  zihär  oder 
einer  Ehescheidung  (Jaläk),  so  haben  seine  Worte  die  von  ihm  be- 
absichtigte Folge.  Sagt  er:  „(Du  bist)  mir  verwehrt  wie  der  Rücken 
meiner  Mutter"  oder:  „mir  versagt,  ähnlich  wie  es  der  Rücken 
meiner  Mutter  ist"  und  beabsichtigt  hiermit  die  Erklärung  einer 
Ehescheidung  (taläk)  oder  die  Ablegung  eines  Enthaltsamkeitseides 
(ilä'),  so  haben  seine  Worte  nur  die  Wirkung  einer  Beschimpfung. 
Abu  jQsuf  und  Muhammad  aber  sagen:  „Er  erreicht  das,  was  er  be- 
absichtigt hat."  Die  Ehescheidung  durch  Beschimpfung,  die  jemand 
seiner  Sklavin  erklärt,  ist  ungültig.  Falls  jemand  einen  anderen 
beauftragt,  an  seiner  Statt  (wegen  einer  von  ihm  seiner  Frau 
gegenüber  ausgesprochenen  derartigen  Beschimpfung)  Nahrungs- 
mittel an  Arme  zu  verteilen,  und  dieser  tut  es,  so  wird  die  Sünde 


^*'')  Dies  wohl  daher,  weil  er  den  Coitus  vollziehen  kann,  auch 
ohne  Kufa  betreten  zu  müssen ;  denn  dieser  Eid  ist  nur  dann  gültig, 
wenn  durch  ihn  die  Möglichkeit  des  Coitus  aufgehoben  wird. 
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gesühnt.  Läßt  jemand  einen  Sklaven  frei  infolge  der  zihär  von 
zwei  Frauen,  so  gilt  die  Freilassung  als  Sühne,  wenn  er  sie  nur 
auf  die  eine  Frau  bezieht.  Wenn  er  aber  einen  Sklaven  anläßlich 
einer  zihar  und  einer  Ermordung  freiläßt,  so  sühnt  ^'*^)  er  durch 
die  Freilassung  keine  seiner  beiden  Sünden.  Läßt  jemand  die  Hälfte 
von  einem  Sklaven  anläßlich  einer  zihär  und  später  auch  die  an- 
dere Hälfte  von  ihm  derselben  zihär  wegen  frei,  so  vollzieht  er 
damit  seine  Entsühnung.  Wenn  ein  Wohlhabender  die  Hälfte  eines 
Sklaven,  welchen  er  mit  einem  anderen  gemeinschaftlich  besitzt, 
anläßlich  einer  zihär  freiläßt  und  sein  Kompagnon  infolgedessen 
sich  die  andere  Hälfte  durch  ihn  sicherstellen  läßt,  so  wird  die 
Sünde  nicht  gesühnt,  wenn  der  erste  wegen  derselben  zihär  auch 
die  sichergestellte  Hälfte  freiläßt.  Abu  Jüsuf  und  Muhammad 
sagen  jedoch :  „Er  sühnt  sie.**  Wenn  jemand  zweier  zihar  wegen  sechzig 
Arme  speist,  indem  er  jeden  Tag  einem  Armen  einen  Sa*  gibt,  so 
gilt  dies  als  Sühne  nur  für  die  eine  zihär.  Dies  ist  Abu  Jüsufs 
Ansicht.  Muhammad  aber  sagt:  „Er  sühnt  dadurch  beide."  Wenn 
ein  Mann  wegen  eines  Fastenbruchs  (iftär)  und  einer  zihär  die  er- 
wähnte Anzahl  von  Armen  speist,  so  gilt  das  nach  der  Ansicht 
aller  (drei)  als  Buße  für  beide.  Allerdings  weiß  das  Gott  am 
besten. 

Kapitel  H. 

Ueber  die  Ehesclieidniig  eines  Kranken. 

Es  spricht  Muhammad  von  Ja'küb  und  dieser  von  Abu  Hanifa 
—  es  möge  sich  Gott  der  Allerhöchste  über  sie  erbarmen!  — :  Stirbt 
ein  Kranker  während  der  Wartezeit  seiner  Frau,  die  er  auf  ihren 
Antrag  hin  dreimal  entlassen  hat,  oder  zu  der  er  gesagt  hat:  „Wähle 
aus,"  worauf  sie  sich  selbst  (nafsaha,  d.  h.  ihre  Freiheit)  ausgewählt 
hat,  oder  ferner  die  sich  gegen  eine  zu  seinen  Gunsten  erfolgte 
Entschädigung  von  ihm  getrennt  hat,  so  beerbt  ihn  die  geschiedene 
Frau  nicht  ^^^).    Wenn  aber  die  Frau  zu  ihrem  kranken  Manne  ge- 


^^^)  In  unserem  Texte  steht  der  Ausdruck:  )»i  fi ;  da  aber  hier 
das  Wort  1)^1  geläufig  ist,  ist  nicht  unwahrscheinlich,  daß  eine  Hamza 
am  Ende  des  zweiten  Wortes  ausgefallen  ist,  also  ist  zu  lesen  l)»i  ^\ 
wie  ich  es  übersetze. 

1^')  Die  Hidä3'^ah  bemerkt  hierzu  (S.  200):  Denn  die  Frau  hat  (durch 
die  oben  erwähnten  Arten  der  Ehescheidung)  auf  ihre  Rechte  verzichtet. 
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sagt  hat:  „Entlasse  mich  durch  eine  redintegrierbare  Ehescheidung," 
und  der  Mann  sich  daraufhin  dreimal  von  ihr  geschieden  hat,  so 
beerbt  sie  ihn  ^^°).  Wenn  ein  Mann  zu  seiner  Frau  sagt:  „Ich 
hatte  dich  zur  Zeit  meiner  Gesundheit  (d.  h.  vor  dieser  Krankheit) 
dreimal  entlassen  und  deine  Wartezeit  war  abgelaufen,*'  was  die 
Frau  bestätigt,  und  dann  ein  Geständnis  über  eine  Schuld  zu  Gunsten 
der  Frau  macht  oder  ein  Legat  für  sie  aussetzt,  so  erhält  die  Frau 
(nach  seinem  Tode)  den  kleineren  von  den  beiden  Beträgen  ^^^). 
Abu  Jüsuf  und  Muhammad  sagen,  das  Geständnis  und  das  Legat 
seien  rechtsgültig  ^^^),  Wenn  der  Mann  aber  während  seiner  (Todes-) 
Krankheit  seine  Frau  auf  ihren  Antrag  hin  entlassen,  dann  ein  Ge- 
ständnis gemacht  oder  ein  Legat  für  sie  ausgesetzt  hat,  erhält  sie 
nach  seinem  Tode  —  nach  Ansicht  aller  (drei  Juristen)  —  den 
kleineren  von  den  beiden  Beträgen  ^^^). 

Wenn  ein  Mann,  welcher  vom  Feinde  umzingelt  (wohl  in  einer 
Festung)  ist,  oder  sich  in  der  Schlachtstellung  befindet,  die  Formel 
einer  dreimaligen  Ehescheidung  von  seiner  Frau  ausspricht,  so  hat 
seine  geschiedene  Frau  keinen  Anteil  an  der  Erbschaft  (falls  er 
dort  stirbt).  Wenn  aber  jemand  diese  Ehescheidungsformel  aus- 
spricht, nachdem  er  bereits  einen  Zweikampf  begonnen  oder  zur 
Zeit,  wo  er  fortgeführt  wird,  um  mit  der  Strafe  der  Talio  (jp^) 
durch  Tötung  bestraft  oder  auch  um  gesteinigt  zu  werden,  so  be- 
erbt ihn  die  Frau,  falls  er  hierbei  um  sein  Leben  kommt. 

Sagt  ein  gesunder  Mann  zu  seiner  Frau:  „Wenn  der  Anfang 
des  Monats  kommt,  oder  wenn  (du)  ins  Haus  hineingehst,  so  sollst 
du  von  mir  geschieden  sein,"  oder:  „Wenn  der  und  der  sein  Mittags- 
gebet verrichtet,  oder  ins  Haus  tritt,  so  sollst  du  geschieden  sein," 
und  diese  Bedingungen  treten  alle  zu  einer  Zeit  ein,  wo  der  Mann 


^^®)  Ibid.  Durch  die  nicht  endgültige  Ehescheidung  taläk  rig'i  hört 
die  Ehe  noch  nicht  auf,  und  die  Frau  erklärt  nicht  durch  diesen  Antrag 
die  Verzichtleistung  auf  ihre  Rechte. 

^^^)  D.  h.  entweder  den  Betrag  des  Legats  bezw.  der  Schuld  oder 
den  Betrag  des  einer  Ehefrau  zukommenden  Erbscliaftsanteils. 

^^2)  Hidäyah  S.  260:  Weil  das  Geständnis  und  das  Legat  zulässig 
sind,  sobald  das  Anrecht  der  Frau  auf  die  Erbschaft  infolge  ihrer  Aus- 
sage verfallen  ist. 

^'"^)  D.  li.  den  Betrag  des  Erbschaftsanteils  (mirät),  oder  den  der 
Schuld  bezw.  des  Legats. 
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schon  krank  ist,  so  beerbt  ihn  die  Frau  nicht  (sc.  falls  er  an  dieser 
Krankheit  stirbt).  Hat  der  Mann  aber  diese  Worte  während  seiner 
Krankheit  gesprochen,  so  beerbt  ihn  die  Frau  außer  bei  den  Worten: 
wenn  (du)  ins  Haus  trittst.  Sagt  der  Mann  im  gesunden  Zustande  zu 
seiner  Frau:  „Wenn  du  dein  Mittagsgebet  verrichtest,"  oder:  „Wenn 
ich  auf  Mittag  bete,"  oder:  „Wenn  ich  ins  Haus  trete,  so  sollst  du 
von  mir  dreimal  geschieden  sein,"  und  diese  Bedingungen  erfüllen 
sich,  wenn  der  Mann  schon  (todes-)krank  ist,  so  beerbt  ihn  die  ge- 
schiedene Frau.  Muhammad  sagt:  „Ist  der  Mann  bereits  krank, 
wenn  die  Frau  ihr  Mittagsgebet  verrichtet,  während  der  Schwur 
-zur  Zeit  seiner  Gesundheit  abgelegt  worden  ist,  so  hat  sie  kein 
Erbrecht." 

Wenn  ein  kranker  Mann  seine  Frau  entläßt,  hierauf  seine  Ge- 
sundheit erlangt  und  erst  dann  stirbt,  so  beerbt  ihn  die  Frau  nicht. 
Dasselbe  gilt,  wenn  ein  Mann  während  seiner  Krankheit  seine  Frau 
dreimal  entläßt,  und  diese,  bevor  der  Mann  stirbt,  vom  Islam  ab- 
fällt, sich  jedoch  später  wieder  bekehrt  ^^'*).  W^enn  aber  die  Frau 
nicht  vom  Islam  abgefallen  ist,  sondern  dem  Sohn  ihres  Mannes 
nachgegeben  und  mit  ihm  den  Coitus  vollzogen  hat,  so  beerbt  sie 
ihren  Gatten  (wenn  er  an  derselben  Krankheit  stirbt)  ^^^). 

Wenn  ein  Mann  bei  voller  Gesundheit  seine  Frau  des  Ehe- 
bruches beschuldigt,  aber  den  Fluch  (li'än)  erst  während  seiner 
Todeskrankbeit  ausspricht,  wird  die  Frau  von  der  Erbschaft  nicht 
ausgeschlossen.  Muhammad  jedoch  erklärt:  „Sie  beerbt  den  Mann 
nicht."  Wenn  aber  auch  die  Beschuldigung  des  Ehebruchs  nach 
Eintritt  der  Krankheit  erfolgt  ist,  so  beerbt  sie  ihn  sowohl  nach 
Abu  Hanifa,  als  auch  nach  Abu  Jüsuf  und  Muhammad. 

Wenn  ein  gesunder  Mann  den  Enthaltsamkeitseid  ablegt  und 
durch  Ablauf  der  dabei  festgesetzten  Frist  die  endgültige  Ehe- 
scheidung eintritt,  zu  einer  Zeit,  wo  der  Mann  bereits  von  seiner 
Todeskrankheit  befallen  ist,  so  wird  die  Frau  von  der  Erbschaft 
ausgeschlossen.  Erfolgt  jedoch  auch  die  Ablegung  des  Eides  während 
seiner  Krankheit,  so  beerbt  sie  ihren  Mann. 

^^*)  Durch  den  Abfall  vom  Islam  werden  alle  verwandtschaftlichen 
Bande  zerrissen;  daher  hat  auch  die  Frau  hier  das  Erbschaftsrecht  ein- 
gebüßt. 

i55j  Wenn  dagegen  dieser  Coitus  in  der  Zeit  vor  der  Ehescheidung 
stattgefunden  hätte,  so  würde  die  Frau  ihres  Erbrechtes  verlustig  gehen. 
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Bei  einer  Ehescheidung,  die  nicht  definitiv  ist,  beerbt  die  Frau 
ihren  Mann  in  allen  vorerwähnten  Fällen.  Ferner  sind  diejenigen 
Fälle,  bei  denen  wir  gesagt  haben,  daß  die  Frau  von  der  Erbschaft 
nicht  ausgeschlossen  wird,  dahin  zu  verstehen,  daß  der  Mann  vor 
Ablauf  der  Wartezeit  seiner  geschiedenen  Frau  stirbt. 

Kapitel  III. 

Ueber  die  Fortsetzung  der  Elie  nacli  einer  Ehesclieidung  oline 
Abschluß  eines  neuen  Elie Vertrages  (Ar-Riga). 

Es  spricht  Muhammad  von  Ja'knb  und  dieser  von  Abu  Hanifa 
—  Gott  der  Allerhöchste  möge  sich  über  sie  erbarmen!  — :  Ein 
Mann,  welcher  sich  von  seiner  Frau  geschieden  hat,  darf  dieselbe 
nicht  eher  mit  sich  auf  eine  Reise  nehmen,  als  bis  er  die  Fort- 
setzung der  Ehe  (rig'a)  durch  Zeugen  hat  feststellen  lassen. 

Ein  Mann,  welcher  seine  Frau  entläßt,  die  von  ihm  schwanger 
ist  oder  ein  Kind  bekommen  hat,  darf  die  Ehe  wieder  fortsetzen, 
auch  wenn  er  behauptet,  die  Kohabitation  mit  ihr  nicht  vollzogen 
zu  haben.  Der  Mann  jedoch,  welcher  nach  Abschluß  eines  Ehe- 
vertrages mit  der  Frau  allein  geblieben  ist,  die  Tür  des  Zimmers 
verschlossen  hat  und  ihren  Schleier  hat  fallen  lassen  und  darauf 
behauptet,  den  Coitus  nicht  vollzogen  zu  haben,  darf  die  Ehe  ohne 
einen  neuen  Vertrag  nicht  wieder  aufnehmen.  Wenn  er  aber  trotz- 
dem die  Ehe  fortsetzt  und  die  Frau  in  weniger  als  zwei  Jahren 
ein  Kind  von  ihm  bekommt,  so  wird  die  rig'^a  rechtsgültig. 

Falls  ein  Mann  zu  seiner  Frau  sagt:  „Wenn  du  ein  Kind  ge- 
bierst, so  sollst  du  von  mir  geschieden  sein,"  die  Frau  gebiert  aber 
und  bekommt  in  weniger  als  zwei  Jahren  noch  ein  Kind,  ohne  daß 
sie  inzwischen  ein  Geständnis  betreffs  des  Ablaufs  ihrer  Wartezeit 
gemacht  hätte,  so  gilt  die  letztere  Geburt  als  (Beweis  für  die) 
Wiederaufnahme  der  Ehe^^^). 


156-)  Wenn  die  Frau  ein  Kind  bekommt,  so  erfolgt  eo  ipso  der  Er- 
klärung des  Mannes  gemäß  eine  Ehescheidung.  Wenn  sie  dann  in  weniger 
als  2  Jahren  und  mehr  als  6  Monaten  ein  zweites  bekommt,  so  ist  zu 
schließen,  daß  sie  es  nach  der  Ehescheidung,  aber  vor  Ablauf  der  Warte- 
zeit empfangen  hat;  dazu  kommt  noch  der  Umstand,  daß  die  Frau  in- 
zwischen nicht  erklärt  hat,  daß  ihre  Wartezeit  abgelaufen  ist.     Infolge- 
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Wenn  ein  Mann  zu  seiner  Frau  sagt:  ^ Jedes  Kind,  welches  du 
gebären  solltest,  soll  [ein  Beweis  für]  deine  Scheidung  von  mir 
sein,"  und  diese  darauf  infolge  dreier  verschiedener  Empfängnisse 
(liixs^  ^jlä^  jji)  drei  Kinder  gebiert,  so  gilt  die  Geburt  des  zweiten 
Kindes  als  Wiederaufnahme  der  Ehe  (rig'a),  ähnlich  auch  die  des 
dritten. 

Kapitel  IV. 

Ueber  die  Wartezeit  (Al-ldda). 

Es  spricht  Muhammad  von  Ja*kQb  und  dieser  von  Abu  Hanifa 
—  es  möge  sich  Gott  der  Allerhöchste  über  sie  erbarmen !  — :  Die 
Bestimmungen  über  Ehescheidungen  und  Wartezeit  finden  nach 
unserer  Lehre  (nur)  bei  Frauen  Anwendung,  mit  denen  ein  rechts- 
gültiger Ehevertrag  geschlossen  ist^^^). 

Wenn  eine  (geschiedene)  Frau  behauptet:  „Meine  Wartezeit 
ist  abgelaufen,"  während  der  Mann  sagt:  „Sie  ist  nicht  abgelaufen," 
so  hat  die  Frau  den  Eid  zu  leisten.  Für  eine  geschiedene  Frau, 
welche  das  Alter  von  30  Jahren  erreicht  hat,  ohne  bisher  men- 
struiert zu  haben,  wird  die  Wartezeit  in  Monaten  festgesetzt. 

Stirbt  ein  Minderjähriger,  welcher  verheiratet  war,  während 
der  Schwangerschaft  seiner  Frau,  so  dauert  deren  Wartezeit  bis  zu 
ihrer  Niederkunft  ^^^);  falls  sie  aber  erst  nach  seinem  Tode  emp- 
fängt, so  dauert  die  Wartezeit  4  Monate  und  10  Tage;  in  beiden 
Fällen  jedoch  existiert  kein  verwandtschaftliches  Verhältnis  zwischen 
dem  Kinde  und  dem  Verstorbenen  ^^^).  Ja*küb  und  Muhammad 
sagen  von  der  Ehefrau  eines  Volljährigen,  die  4  Monate  und 
10  Tage  nach  dem  Tode  ihres  Ehegatten  einen  anderen  heiratet  und 


dessen  muß  man  schließen ,  daß  die  Empfängnis  infolge  eines  während 
der  Wartezeit  vollzogenen  Coitus  stattgefunden  hat,  und  wie  gesagt, 
genügt  das,  um  die  Ehe  als  wiederaufgenommen  zu  betrachten.  Daß 
die  Ehe  wirklich  fortgesetzt  ist,  wird  durch  die  zweite  Geburt  bewiesen. 

^^')  \Jj-Xß  j:UJJlj  «JJÜI5  ^UbJj.  Ein  Pendant  davon  bildet  Hidäya 
S.  276:  iTjUJl  ^  ^lib  V^ 

^^^)  Nacli  Abu  Jüsuf  jedoch,  übereinstimmend  mit  Schafi*i,  dauert 
auch  in  diesem  Falle  die  Mdda  4  Monate  und  10  Tage. 

^•'^*)  Hidä3'ah  S.  288  erklärt  und  begründet  dies  folgendermaßen: 
(Embryo)  ^3jlxJ)  &Xa  )y'^^,  ^  &i  (Samen)  ,u  ))  ^-^M   J^ 
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später  als  2  Jahre  nach  dem  Tode  ihres  ersten  Mannes  ein  Kind 
bekommt:   „Die  (zweite)  Ehe  ist  korrekt  und  rechtsgültig." 

Wenn  eine  Ungläubige  aus  feindlichem  Lande  (d.  h.  eine 
harbija)  zu  uns  als  Bekennerin  des  Islam  kommt,  so  braucht  sie, 
wenn  sie  mit  einem  Manne  ehelich  verbunden  war  (da  die  be- 
stehende Ehe  durch  den  Uebertritt  zum  Islam  annulliert  wird)  keine 
Wartezeit  einzuhalten,  und  die  Ehe,  die  sie  (sogleich)  eingeht,  ist 
rechtsgültig,  es  sei  denn,  daß  die  Frau  schwanger  ist.  Abu  Jüsuf 
und  Muhammad  jedoch  meinen:   „Sie  muß  die  Wartezeit  einhalten," 

Eine  geschiedene  Frau^^^)  darf  (aus  ihrer  Wohnung,  die  sie 
zur  Zeit  der  Scheidung  benutzte  ^^^)  nicht  ausgehen,  weder  des 
Nachts  noch  am  Tage.  Eine  Frau,  deren  Ehemann  gestorben  ist, 
darf  zwar  ausgehen,  aber  die  Nacht  nicht  in  einer  fremden  Wohnung 
verbringen  ^^'^). 

Eine  Frau,  welche  sich  mit  ihrem  Manne  nach  Mekka  begibt 
und  unterwegs  von  ihm  dreimal  geschieden  wird,  oder  deren  Mann 
stirbt,  muß  nach  ihrer  Stadt  zurückkehren,  wenn  die  Entfernung 
zwischen  dieser  und  ihrem  jetzigen  Aufenthalt  geringer  als  drei 
Tagereisen  ist. 

Wenn  der  Abstand  gleich  drei  Tagereisen  ist,  kann  sie  nach 
Belieben  zurückkehren  oder  Weiterreisen  ^^^),  gleichviel,  ob  ein  wali 
(männlicher  Verwandter  väterlicherseits)  mit  ihr  mitreist  oder  nicht, 
es  sei  denn,  daß  die  Ehescheidung  oder  der  Tod  des  Mannes  in 
einer  größeren  Stadt  (misr)  stattfindet.  In  solchem  Falle  darf  sie 
die  betreffende  Stadt  so  lange  nicht  verlassen,  bis  ihre  Wartezeit 
abgelaufen  ist;  dann  kann  sie  —  nach  Ablauf  der  Wartezeit  — 
Weiterreisen,  wenn  mit  ihr  ein  Mann  reist,  welcher  sie  nicht  heiraten 
darf  (muharram).  Abu  Jüsuf  und  Muhammad  aber  sagen:  „Wenn 
sich  ein  solcher  Mann  bei  ihr  befindet,  darf  sie  die  Stadt  auch  vor 


^^°)  Sowohl  definitiv  geschieden,  als  auch  redintegrierbar. 

^^0  Hidäyah  S.  302:  &5^I^  ^^|  ^^^  jb.  äjX-J  ^j.I|  c^\  jÄ; 
vgl.  dazu  nächstfolgende  Bestimmung. 

^^-)  Die  Witwe  darf  aus  dem  Grunde  die  Wohnung  verlassen,  weil 
sie  einen  gesicherten  Unterhalt,  wie  das  bei  der  Geschiedenen  der  Fall 
ist,  nicht  hat,  sondern  allein  für  sich  sorgen  muß. 

^^'^)  Hidäyah  1.  c.  fügt  noch  hinzu :  Wenn  die  Entfernung  bis  zum 
Endziel  ihrer  Reis^  (d.  h.  Mekka)  ebenfalls  nicht  länger  als  drei  Tages- 
reisen ist. 
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Ablauf  ihrer  Wartezeit  verlassen/  Eine  definitiv  geschiedene  Frau, 
sowie  eine  solche,  deren  Mann  gestorben  ist  ^ ''''),  darf  weder  wohl- 
riechendes noch  gewöhnliches  Oel  gebrauchen,  sie  darf  auch  keine 
Salben  benutzen,  es  sei  denn  zu  Heilzwecken. 

Eine  zweimal  geschiedene  Sklavin  hat  sich  derselben  Ver- 
schönerungsmittel zu  enthalten  wie  die  Freie.  Auf  die  minderjährige 
Frau  oder  auf  diejenige,  deren  Ehe  inkorrekt  war,  bezieht  sich 
dieses  Enthaltsamkeitsgebot  nicht. 

Kapitel  V. 

Ueber  die  Bestimmbarkeit  der  Abstammung  und  die  Zeugen- 
aussagen bei  der  Geburt  (Tubüt  an-nasab  wa  sahäda  fi-1-waläda). 

Es  spricht  Muhammad  von  Ja^küb  und  dieser  von  Abu  Hanifa 
—  es  möge  sich  Gott  der  Allerhöchste  über  sie  erbarmen!  — :  Wenn 
eine  Frau  ein  Kind  bekommt  und  ihr  Ehegatte  sagt:  „Ich  habe 
dich  vor  vier  Monaten  geheiratet,"  während  die  Frau  behauptet: 
gDie  Ehe  zwischen  uns  besteht  seit  sechs  Monaten,"  so  entscheidet 
die  Aussage  der  Frau,  und  das  Kind  wird  als  das  des  Mannes  an- 
erkannt. 

Wenn  ein  Mann  eine  Sklavin  zur  Ehe  nimmt  und  sie  kauft, 
nachdem  er  sich  von  ihr  wieder  geschieden  hat,  so  wird  ein  Kind, 
das  sie  in  weniger  als  sechs  Monaten  nach  dem  Kauf  bekommt,  als 
sein  Kind  angesehen,  sonst  nicht. 

Wenn  eine  Frau  in  der  Zeit  von  zwei  Jahren  nach  dem  Tode 
ihres  Mannes  ein  Kind  bekommt,  so  gilt  dieses  nach  der  Ansicht 
aller  drei  als  Kind  des  Verstorbenen,  falls  die  Erben  die  in  diesem 
Sinne  gemachte  Behauptung  der  Frau  als  wahr  gelten  lassen,  selbst 
wenn  ihre  Angaben  betreffs  der  Geburt  nicht  durch  Zeugen  unter- 
stützt sind.  Falls  aber  die  Erben  diese  Behauptung  nicht  gelten 
lassen,  so  entscheiden  die  Angaben  der  Frau  nur  dann,  wenn  sie 
durch   das   Zeugnis   zweier   Männer   oder   eines   Mannes   und   einer 


^^'*)  Lediglich  in  diesen  beiden  Fällen  wird  also  eine  Ausnahme 
von  der  Bestimmung  angeordnet,  wonach  die  Frauen  verpilichtet  sind, 
ihre  Schönheit  (durch  künstliche  Mittel)  zu  erhalten  und  sich  zu  be- 
mühen, ihren  Männern  zu  gefallen.  S.  darüber  Näh^es  bei  Tom  au  w, 
Das  moslemische  Recht  S.  86. 
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Frau  unterstützt  werden,  es  sei  denn,  daß  die  Frau  (am  Sterbetage 
des  Mannes  schon)  offenbar  schwanger  war  oder  der  Mann  über 
das  keimende  Leben  eine  bindende  Aussage  gemacht  hätte;  in 
solchem  Falle  genügt  das  Zeugnis  einer  unbescholtenen  Frauens- 
person (imra'a  'adila).  Aehnliches  gilt  betreffs  der  definitiven  Ehe- 
scheidung. 

Wenn  ein  Mann  die  Schwangerschaft  seiner  Frau  (als  von 
ihm  herrührend)  anerkennt,  sich  aber  nach  der  Geburt  weigert,  das 
Kind  als  das  seinige  anzuerkennen  und  nur  eine  Frau  die  (Zeit  der) 
Geburt  bezeugen  kann,  so  muß  er  den  Fluch  (li'än)  über  seine 
Gattin  aussprechen.  Sagt  ein  Ehemann  zu  seiner  Frau:  „Wenn  du 
ein  Kind  gebierst,  so  sollst  du  von  mir  geschieden  sein,"  so  erfolgt 
keine  Ehescheidung,  falls  nur  eine  Frau  das  Stattfinden  der  Geburt 
bezeugt  ^°^).  Abu  Jüsuf  und  Muhammad  sagen:  „Die  Frau  wird 
in  solchem  Falle  geschieden."  Wenn  der  Mann  jedoch  schon  früher 
den  Embryo  als  von  ihm  erzeugt  anerkannt  hat  und  später  die 
Frau  sagt:  „Ich  habe  ihn  geboren,"  so  erfolgt  die  Ehescheidung. 
Nach  Abu  Jüsuf  und  Muhammad  wird  in  allen  diesen  Fällen  die 
Behauptung  der  Frau  betreffs  der  Tatsache  der  Geburt  nicht  eher 
für  gültig  anerkannt,  als  bis  sie  durch  das  Zeugnis  einer  un- 
bescholtenen (^adila)  Frau  bekräftigt    wird. 

Wenn  eine  Frau,  deren  Mann  gestorben  ist,  4  Monate  und 
10  Tage  nach  seinem  Tode  erklärt,  daß  ihre  Wartezeit  abgelaufen 
sei,  indessen  6  Monate  nach  dem  Sterbefalle  ein  Kind  bekommt,  so 
sind  die  Erben  nicht  verpflichtet,  dieses  als  Kind  des  Verstorbenen 
anzuerkennen. 

Wenn  eine  minderjährige  Frau,  welche  von  einer  Beschaffen- 
heit ist,  daß  ihresgleichen  den  Coitus  vollziehen  können,  definitiv 
entlassen  wird  und  nach  Ablauf  ihrer  Wartezeit  ein  Kind  bekommt, 
so  ist  der  Mann  nicht  verpflichtet,  es  als  das  seinige  anzuerkennen, 
es  sei  denn,  daß  sie  früher  niederkommt. 


^^^)  Der  Prophet  hat  gesagt:  Das  Zeugnis  der  Frauen  ist  bei  Dingen 
gültig,  wo  den  Männern  der  Einblick  nicht  erlaubt  ist.  Aus  diesem 
Grunde  sollte  im  vorliegenden  Falle  das  Zeugnis  der  Hebamme  genügen 
und  daher  die  Ehescheidung  eintreten ;  nach  Abu  Hanifa  aber  genügt 
das  Zeugnis  nicht,  wenn  es  mangelhaft  ist.  Als  ein  solches  ungenügendes 
Zeugnis  wird  hier  die  Aussage  der  Frau  betrachtet. 
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Wenn  ein  Mann  zu  seiner  Sklavin  sagt:  „Falls  du  in  deinem 
Schöße  ein  Kind  hast,  so  ist  es  von  mir,"  und  später  eine  Frau 
die  Geburt  bezeugt,  so  wird  die  Sklavin  seine  Concubina. 

Wenn  ein  Mann  erklärt:  „Dieses  Kind  ist  von  mir,"  und  nach 
seinem  Tode  die  Mutter  des  Kindes  kommt  und  sagt:  „Ich  bin  des 
Verstorbenen  Ehefrau,"  so  wird  sie  als  solche  anerkannt;  daher 
haben  sowohl  das  Kind  als  auch  die  Mutter  Anteil  an  der  Erb- 
schaft; in  seinem  Nawädir  betitelten  Werke  hat  (Schajbäni)  er- 
wähnt, daß  diese  Bestimmung  in  dem  Istihsän  (Gutdünken  der 
Juristen)  seine  Begründung  findet,  während  die  Regel  (eigentlich 
Analogie  =  kijäs)  ist,  daß  die  Mutter  des  Kindes  an  der  Erbschaft 
keinen  Anteil  hat;  denn  es  ist  möglich,  daß  der  Coitus  aus  Ver- 
sehen (H^y)  stattgefunden  hat.  Wenn  der  Mann  nicht  wußte, 
daß  die  betreffende  Frau  dem  freien  Stande  angehörte  und  daher 
die  Erben  ihr  gegenüber  behaupten:  „Du  bist  seine  Konkubine,"  so 
beerbt  sie  den  Verstorbenen  nicht. 

Kapitel  VI. 

Ueber  das  Kind;  wer  hat  das  größte  Anrecht  (für  die  Pflege 
nnd  Erziehung  desselben  zu  sorgen). 

Es  spricht  Muhammad  von  Ja^küb  und  dieser  von  Abu  Hanifa 
—  es  möge  sich  Gott  der  Allerhöchste  über  sie  erbarmen!  — :  Wenn 
eine  Frau,  welche  ein  Kind  hat,  nach  der  Scheidung  dem  Manne 
sagt:  „Ich  werde  es  ohne  Entgelt  säugen,"  oder:  „Ich  werde  es  für 
2  Drachmen  tun,"  und  dieser  den  Vorschlag  ablehnt,  da  er  w^ünscht, 
daß  es  eine  andere  Frau  für  2  Drachmen  säugen  soll,  so  wird  der 
Mutter  der  Vorzug  gegeben. 

Wenn  ein  Mann  eine  Frau  aus  Syrien  in  ihrer  Heimat  heiratet 
und  sie  darauf  mit  nach  Kufa  nimmt,  so  ist  die  Frau  berechtigt, 
falls  er  sie  entläßt,  nachdem  sie  ein  Kind  von  ihm  geboren  hat, 
mit  dem  Kinde  zusammen  nach  Syrien  zu  übersiedeln;  falls  aber 
der  Mann  den  Ehevertrag  außerhalb  Syriens  oder  in  Kufa  selbst 
geschlossen  hat,  während  die  Frau  aus  Syrien  stammt,  so  darf  sie 
Kufa  mit  dem  Kinde  zusammen  nicht  verlassen. 

Das  größte  Anrecht  (für  die  Pflege  und  Erziehung  eines  Kindes 
zu  sorgen)  hat  die  Mutter,  darauf  deren  Mutter,  dann  die  Groß- 
mutter väterlicherseits,  hierauf  erst  die  mütterliche,  dann  die  väter- 
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liehe  Tante.  Der  Mutter  und  den  beiden  Großmüttern  steht  dieses 
Recht  bei  einem  Knaben  solange  zu,  bis  er  im  stände  ist,  für  seine 
Nahrung  und  Kleidung  allein  zu  sorgen;  bei  einem  Mädchen  bis 
zum  Beginn  der  Menstruation.  *  Die  mütterliche  und  väterliche 
Tante  dagegen  besitzt  bei  einem  Knaben  sowie  bei  einem  Mädchen 
das  Recht  solange,  bis  diese  für  sich  sorgen  können  ^^^).  Eine  Frau, 
welche  eine  zweite  Ehe  eingeht,  hat  kein  Recht  mehr,  für  den 
Unterhalt  und  die  Erziehung  ihres  Kindes  aus  erster  Ehe  zu  sorgen. 

Eine  steuerpflichtige  ungläubige  Frau,  sowie  eine  Concubina, 
deren  mawlä  gestorben  ist,  nehmen  betreffs  der  Pflege  ihrer  Kinder 
dieselbe  rechtliche  Stellung  ein  wie  eine  moslemische,  dem  freien 
Stande  angehörige  Frau.  Dem  Knaben  und  dem  Mädchen  steht 
dabei  keine  Optio  zu  (sich  etwa  unter  den  Verwandten  einen  Er- 
zieher auszuwählen). 

Sind  mehrere  Tanten,  sowohl  von  der  mütterlichen  als  väter- 
lichen Seite  vorhanden,  so  haben  die  dem  Vater  und  der  Mutter 
am  nächsten  Stehenden  das  größte  Anrecht  auf  die  Erziehung  des 
Kindes. 

Kapitel  VIP^«^). 

Uneinigkeiten  betreffs  des  häuslichen  Inventars. 

Es  spricht  Muhammad  von  Ja'küb  und  dieser  von  Abu  Hanifa 
—  Gott  der  Allerhöchste  möge  sich  ihrer  erbarmen!  — :  Stirbt  einer 
der  beiden  Ehegatten,  worauf  zwischen  seinen  Erben  und  dem  Ueber- 
lebenden  wegen  des  Inventars  Uneinigkeit  entsteht,  so  werden  die 
dem  persönlichen  Gebrauche  des  Mannes  dienenden  Gegenstände 
(J^>^  ^^i  ^)  dem  Manne  und  die  zum  Gebrauche  der  Frau  be- 
stimmten (a-jj;  ^y^^  ui)  der  Frau  überlassen.  Die  Sachen,  welche 
sowohl  ein  Mann  als  eine  Frau  braucht,  kommen  dem  überlebenden 
Ehegatten  zu.  Zu  Lebzeiten  der  beiden  Ehegatten,  mag  sich  nun 
die  Frau  in  der  Ehe  befinden  oder  bereits  entlassen  sein,  gilt  die- 
selbe Bestimmung  mit  Ausnahme  derjenigen  Sachen,  die  von  beiden 
gemeinsam   gebraucht  werden;    diese  kommen  nämlich   dem  Manne 

^^^3  Unser  Text  hat  nur  UÜ«äm^  ^^  Hidayah  dagegen  sagt  betreffs 
des  Mädchens  ^^^xiJ  ^^^,  bis  es  begehrenswert  geworden  ist. 

^®«^)  Das  vorhergehende  Kapitel  über  die  Menstruation  und  die 
Niederkunft  ist  ausgelassen. 
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zu.  Muhammad  aber  sagt:  „Im  Leben,  wie  nach  dem  Tode,  gehört 
dem  Manne  alles,  was  beide  Ehegatten  gebrauchen,"  während  Abu 
Jnsuf  meint:  „Der  Frau  wird  gegeben,  was  Frauen  in  gleichen 
Verhältnissen  als  Aussteuer  mit  sieh  bringen,  und  was  übrig  bleibt, 
bekommt  der  Mann."  Ist  einer  der  beiden  Ehegatten  Sklave,  so 
gehört  die  Einrichtung  des  Hauses  sowohl  im  Leben  wie  nach  dem 
Tode  dem  anderen  Ehegatten.  Abu  Jüsuf  und  Muhammad  sagen: 
„Der  Sklave,  dem  sein  Herr  die  Erlaubnis  gegeben  hat,  Handel  zu 
treiben,  und  der  servus  contrahens  (mukätib)  haben  in  dieser  Be- 
ziehung die  rechtliche  Stellung  eines  freien  Mannes. 


Kapitel  VIII. 

Fragen  aus  dem  Bnohe  der  Ehesclieiduiig,  welche  in  keines 
(der  angeführten)  Kapitel  hineingehören. 

Es  spricht  Muhammad  von  Ja^küb  und  dieser  von  Abu  Hanifa 
—  es  möge  sich  Gott  der  Allerhöchste  über  sie  erbarmen!  — :  Wenn 
der  Richter  einem  Impotenten  die  Jahresfrist  einräumt  und  dieser 
nach  Verlauf  derselben  behauptet:  „Ich  habe  den  Coitus  vollzogen," 
während  die  Frau  seine  Behauptung  bestreitet,  so  müssen  Frauen 
die  Frau  besehen;  erklären  diese  dann,  daß  sie  Jungfrau  ist,  so 
steht  ihr  die  Optio  zu;  hat  sie  jedoch  ihre  Unschuld  verloren,  so 
entscheidet  die  Behauptung  des  Mannes  ^^')- 

Gesteht  der  impotente  Mann  nach  Ablauf  der  Jahresfrist,  daß 
er  den  Coitus  nicht  vollzogen  habe  und  die  Frau  wählt  sich  selbst 
(d.  h.  ihre  Freiheit,  die  Ehescheidung),  so  ist  die  Folge  davon  eine 
definitive  Ehescheidung.  Wenn  sie  aber  in  solchem  Falle  den  Mann 
auswählt,  so  steht  sie  in  Zukunft  nicht  mehr  im  Genüsse  einer 
Optio. 

Wenn  jemand  den  Fluch  (li*än)  über  seine  Frau  ausspricht 
(und  diese  den  Gegenfluch),  so  erfolgt  eine  Ehescheidung  nur,  wenn 
der  Richter  das  Ehebündnis  der  beiden  auflöst  ^^^);  eine  Trennung, 


^^')  Hidäyah  S.  285:  Verstärkt  durch  seinen  Schwur. 

168-^  Wenn  nämlich  der  Fluch  von  den  beiden  Ehegatten  ausgesprochen 
worden  ist,  und  einer  von  ihnen  stirbt,  bevor  nocli  der  Richter  die  Ehe- 
scheidung vorgenommen  hat,  so  beerbt  ihn  der  am  Leben  gebliebene 
Ehegatte. 
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welche  die  definitive  Ehescheidung  herbeiführt.  Der  Mann  kann 
jedoch  der  Frau  eine  neue  Ehe  vorschlagen,  falls  er  seine  (beim 
Fluch  ausgesprochene)  Behauptung  für  lügenhaft  erklärt.  Dies  ist 
auch  die  Ansicht  Muhammads.  Abu  Jüsuf  aber  sagt:  ,,Zwei  solche 
Personen  können  sich  nie  mehr  ehelich  miteinander  verbinden"  ^®^). 

Ein  Christ,  welcher  eine  sich  zum  Islam  bekennende  Tochter 
hat,  kann  nicht  gezwungen  werden,  für  ihren  Unterhalt  zu  sorgen^^"). 

Wenn  jemand  eine  Sklavin  kauft,  bei  der  eine  Menstruation 
vor  der  Empfangnahme  (sc.  nach  Abschluß  des  Vertrages)  statt- 
gefunden hat,  so  muß  er  wegen  der  istibrä'  die  nächste  Men- 
struation abwarten. 


^^^)  Auf  Grund  des  Ausspruchs  des  Propheten  (Ynäyah  Bd.  II,  S.  257 : 
IjjI  ^lx*iÄj»  V  ^UßUxJl)  darf  die  auf  diese  Weise  aufgehobene  Ehe 
nie  mehr  erneuert  werden,  auch  nicht  durch  einen  neuen  Vertrag.  Da 
aber  das  li*än  ein  Zeugnis  ist,  so  nimmt  der  Mann  es  zurück,  wenn  er 
erklärt,  daß  seine  erste  Aussage  nicht  der  Wahrheit  entspricht.  Infolge- 
dessen kann  auch  eine  neue  Ehe  zwischen  denselben  Personen  stattfinden. 

^''^^  Hier  muß  man  annehmen,  daß  es  sich  um  eine  Tochter  handelt, 
welche  ihre  Pubertät  erreicht  hat. 


n. 

Quellen  des  rumänischen  Eeclits^). 

Von 

George  Draganescu, 

Lizentiat  der  Rechte  aus  Bukarest. 
I.  Abschnitt. 

Unkodifiziertes  Recht. 
1.  Urzeit. 

Bevor  wir  an  die  Untersuchung  nach  dem  Ursprung  des 
rumänischen  Rechts  gehen,  wollen  wir  zunächst  die  Frage  zu 
beantworten  versuchen,  was  für  ein  Recht  bei  den  alten  Völkern 
Daciens,  wie  z.  B.  Skythen,  Geten,  Daker  (den  heutigen  rumäni- 
schen bewohnten  Nordgebieten)  ^),  in  Geltung  war. 

Da  Rechtsquellenurkunden  aus  jener  Zeit  bislang  fehlen, 
können  wir  diese  Frage  nur  beantworten,  wenn  wir  einen  Blick 


^)  Arbeit  aus  dem  Seminar  für  vergl.Rechtswissensch.  Prof.  Kohlers. 

2)  Mommsen  (8.  Buch,  Kap.  6,  S.  189,  Römische  Gesch.  Bd.  5, 
Berlin  1904)  sagt:  „.  .  .  Das  letzte  Stück  des  rechten  Donauufers  ... 
war  bewohnt  von  thrakischen  Völkerschaften  .  .  .  und  nicht  minder  .  .  . 
auf  dem  linken  Donauufer,  namentlich  in  dem  heutigen  Siebenbürgen 
.  .  ,  und  nicht  minder  die  Geten  oder  Daker  am  anderen  Donauufer  alle 
eine  und  dieselbe  Sprache  redeten."  Ferner  a.  a.  0.  II,  S.  271:  „Die 
verschiedenen  Stämme,  die  der  Wandertrieb  in  diese  Gegenden  geführt 
hatte,  fügten  sich  diesem  Gebot  der  Natur  und  führten  und  führen  zum 
Teil  noch  jetzt  ein  wanderndes  Hirtenleben,  indem  sie  mit  ihren  Rindern 
oder  häufiger  noch  mit  ihren  Roßherden  Wohn-  und  Weideplätze  wech- 
selten und  ihr  Gerät  auf  Wagenhäusern  sich  nachführten." 
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auf  die  geschichtliche  Entwicklung  der  früheren  Völker  Daciens^) 
werfen.  Wie  bei  anderen  nomadisierenden  Völkerschaften,  so 
sehen  wir  auch  hier  anfänglich  den  Kommunismus  in  Blüte 
stehen^)  und  bei  der  Machterteilung  Schwert  und  Gewalt 
überwiegen^),  so  daß  wir  schließen  können,  daß  das  Rechts- 
leben auch  jener  Völker  auf  Sitten  und  Gebräuchen,  natürlichen 
Gesetzen  und   Bestimmungen   der  Häuptlinge  begründet  war. 

2.  Die  Zeit  nach  der  römlsclieii  Kolonisation  Daciens. 

Als  dann  später  unter  der  Regierung  des  römischen  Kaisers 
Trajan  (98 — 116)  Dacien  eine  römische  Provinz  wurde 
(107  n.  Chr.)^)   und  mit  römischen  Kolonen  besiedelt  worden 


3)  Vgl.  Herodot  IV,  1  ff.,  45  ff.,  70  ff.,  90  ff.,  V,  3  ff.;  Strabon, 
Geograph.  VII,  Kap.  3  ff.;  Plinius,  Natur.  Hist.  IV,  12(24);  Dio  Cass 
50,  5  ff.,  51,  20  ff.,  54,  35  ff.,  78,  14;  Thucyd  II,  95  ff.;  Mommsen,  Rom. 
Gesch.  II,  271  ff.,  III,  303 — 304  über  das  in  den  dacischen  Städten 
später  staatlich  konsolidierte  Volk.  Ferner:  Thomascheck,  Die  alten 
Thraken;  Rößler,  Die  Geten  und  ihre  Nachbarn;  N.  Jorga,  Geschichte 
des  rum.  Volkes  Bd.  I,  S.  8  ff.,  1905;  Xenopol,  Hist.  de  rouraains  I, 
S.  9  ff.,  Paris  1896;  s.  auch  die  wertvollen  Studien  von  Prof.  P.  Negu- 
lescu  in  Stud.  de  hist.  dr.  rom.  S.  23  ff.,  Bukarest  1900;  auch  N.  Bla- 
ramberg,   Essais  comp,  sur  les  inst,  de  la  Roumanie,   Bukarest  1886. 

^)  Strabon  sagt;  „Sxu^a?  ...  hv.OLioxdxoo(;  elreev  ävO-pcoreouc  xobq 
YjxioTa  ^v  zoiq  cujAßoXatotg  xal  xü)  apYuptOfJiä)  C<Ji>vxa(;,  8cXXa  xal  xoiva  xe- 
xT7]jj.evou(;  irdvxa  tiXyjv  ii(foo(;  xai  uoxYjptoü,  Iv  8e  xol?  icpwxov  xa^  Yüvalxac 
nXaxü>vtx(I)(;  i^oy'zo.q  xotva;  xal  xexva  .  .  ."   (Geograph.  Lib.  VII,  Cap.  III,  7.) 

^)  0  vidi  US  Buch  V,  7  Tristium  sagt  über  die  zeitgenössischen 
Völker  Daciens : 

„Non  metuunt  leges,  sed  cedit  viribus  aequum, 
Victaque  pugnaci  iura  sub  ense  jacent" ; 
ferner  im  Buch  V,  10: 

„Adde,  quod  iniustum  rigido  ius  dicitur  ense, 

Dantur  et  in  medio  vulnera  saepe  foro." 
0  Vgl.  Mommsen,   Corp.   inscript.  Latin.,  inscr.  Europae  Grae- 
ciarum,  Illyrici,  Latinae  III,  1,  550;  derselbe,  Rom.  Gesch.  VIII.  B. 
Kap.  VI,  S.  203  ff. 
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war  '')^  wurden  mit  ihnen  in  Dacien  auch  die  römischen  Gesetze 
eingeführt;  diese  Kolonisation  verhalf  auch  dem  System  des 
Sondereigentums,  welches  bei  den  Römern  schon  früher  be- 
stand^), endgültig  in  Dacien  zum  Siege,  indem  Grund  und 
Boden  an  die  einzelnen  Kolonnen  verteilt  wurde. 

Für  diese  Zeit  bezeugt  Ulpian,  daß  sich  in  einigen 
Städten  Daciens  das  ius  Italicum  fand:  „In  Dacia  quoque  Zernen- 
sium  colonia  a  divo  Traiano  deducta  iuris  Italici  est.  Zarmi- 
zegetusa  quoque  eiusdem  iuris  est;  item  Napocensis  colonia  et 
Apulensis  et  Patavissensium  vicus,  qui  a  divo  Severo  ius 
coloniae  impetravit  (L.  I,  8  u.  9  de  censibus  D.  [L.  15]). 

Jedoch  lassen  sich  einheimische  Sitten  und  Gebräuche 
nicht  wie  ein  geschriebenes  Gesetz  aufheben  und  auch  hier 
erhielten  sie  sich  gegenüber  dem  römischen  Rechte  um  so  eher, 
als,  wie  Gaius  und  Ulpian^)  bezeugen,  es  ein  Prinzip  der 
Römer  war,  den  unterworfenen  Völkern  ihre  eigenen  Gebräuche 
zu  lassen. 

So  finden  wir  zu  dieser  Zeit  in  Dacien  römisches  Recht 
neben  alteinheimischen  Rechtsgepflogenheiten,  sowie  auch  all- 
mählich aus  der  Verschmelzung  beider  Rechte  und  mit  der 
Förderung  der  Kultur  sich  entwickelnde  Rechtsprinzipien, 
von  denen  freilich  das  römische  Recht,  getragen  von  der  Welt- 
macht Roms  und  der  zwingenden  Kraft  seiner  Begriffe,  auch 
von  der  nach  den  Daker  Kriegen  Trajans  60  Jahre  dauernden 
Zeit  des  Friedens  und  der  friedlichen  Entwicklung  begünstigt 


')  Eutropius  VIII,  6:  „Traianus,  victa  Dacia,  ex  toto  orbe 
romano  infinitas  eo  copias  hominum  transtulerat,  ad  agros  et  urbes 
colendas." 

8)  Vgl.  Mommsen,  Rom.  Staatsrecht  III,  S.  22  ff.,  Leipzig  1887; 
Kariowa,  Rom.  Rechtsgesch.  Bd.  II,  1,  S.  346  unt.  f.,  Leipzig  1901; 
Bruns-Lenel  in  Kohlers  Enzyklopädie  der  Rechtswissenschaft  Bd.  I, 
S.  84,  Berlin  1904;  Girard,  Droit  romain  S.  259,  auch  S.  252  ff., 
Paris  1901. 

9)  Gaius,  Inst.  III,  96;  ülpiani  regul.  XX,  14  s.  w. ;  1.  34, 
de  leg.  Dig.  I,  3. 
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(vgl.  Mommsen,    Rom.  Gesch.,    VIII.  Bd.,    Kap.  6,    S.  208. 
Berlin  1904),  mehr  und  mehr  den  Sieg  davontrug. 

3.  Zeit  nacli  der  Zurückziehung  der  römischen  Legionen  aus 
Dacien  durch  den  Kaiser  Aurelian. 

Es  entsteht  nunmehr  die  Frage,  was  für  ein  Recht  in 
diesen  Ländern  herrschte ,  nachdem  (im  Jahre  270j  Kaiser 
Aurelian,  als  er  die  Legionen  aus  dem  trajanischen  Dacien 
über  die  Donau  zurückzog,  sie  verlassen  hatte.  Darüber 
herrscht  ein  großer  Streit. 

Hier  sind  folgende  Fragen  in  Betracht  zu  ziehen: 

a)  Ob  diese  Völkerschaften  auch  zur  Zeit  der  nun  folgenden 
barbarischen  Epoche  und  danach  dasselbe  Recht  beibehalten 
haben,  ob  also  das  früher  herrschende  rumänische  Gevrohnheits- 
recht  (obiceiul  pamäntului)  als  eine  überlieferte  Fortsetzung 
des  früheren,  größtenteils  römische  ^^)  Rechtsgrundsätze  ent- 
haltenden (s.  oben  S.  102)  Rechts  anzusehen  ist. 

b)  Ob  alle  diese  Rechtsprinzipien  (größtenteils  römische 
Rechtsprinzipien)  spurlos  von  der  Bildfläche  verschwunden 
sind,  und  so  an  ihre  Stelle  fremdes  Recht,  nämlich  der  Völker, 
mit  denen  die  Rumänen  am  meisten  zusammen  lebten,  ins- 
besondere der  Slaven,  getreten  ist. 

c)  Oder  handelt  es  sich  um  eine  neue  Entwicklung  des 
Rechts,  in  welchem  einige  Prinzipien  des  früheren  alten  ein- 


^^)  Der  große  rumänische  Rechtsgelehrte  St.  Longin escu,  der 
in  der  letzten  Zeit  als  der  beste  Kenner  der  rumänischen  Rechtsgeschichte 
gilt,  vertritt  die  Ansicht,  daß  die  nach  Dacien  gebrachten  Kolonen  lange 
Zeit  von  den  Normen  des  römischen  Rechts  geleitet  wurden,  so  daß 
sich  eine  römisch-rechtliche  Grundlage  bilden  konnte,  welche  organisch 
wurde  und  von  Generation  auf  Generation  überging  in  der  Art,  daß 
auch  bezüglich  des  Rechts  das  römische  Element  in  dem  ganzen  Kampfe 
zum  Siege  gelangte  (vgl.  Istor.  dr.  romän,  Teil  I,  S.  10—11.  Buk.  1908). 
Das  wertvolle  Verdienst  einer  solchen  Theorie  beruht  allerdings  in  der 
Annahme  einer  Beibehaltung  römisch-rechtlicher  Rechtsgrundsätze  in  der 
Entwicklung  des  früheren  herrschenden  rumänischen  Gewohnheitsrechts. 
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heimischen  Rechts,  welches  zumeist  römische  Rechtsgrundsätze 
enthielt,  beibehalten  sind,  aber  die  Grundlage  des  rumänischen 
Gewohnheitsrechts  in  der  Neubildung  des  Rechts,  welche  unter 
dem  Verkehr,  in  dem  Zusammenleben  der  früheren,  aus  den 
Gebirgen  allmählich  hinabgestiegenen  Völkerschaften  Daciens 
mit  denjenigen  Völkern,  welche  diese  Gebiete  bereits  besaßen, 
stattgefunden  hat,  zu  suchen  ist. 

a)  Wir  wollen  nunmehr  zu  unserer  ersten  Frage  zurück- 
kehren und  untersuchen,  ob  das  rumänische  Gewohnheitsrecht 
als  eine  traditionelle  Fortsetzung,  d.  h.  eine  Kontinuität  des 
römischen  Rechts,  aufzufassen  ist. 

Als  Kaiser  Aurelian  im  Jahre  270  die  römischen  Legionen 
zurückgezogen  hatte  ^^)  (s.  auch  Mommsen,  Rom.  Gesch. 
Bd.  VIII,  Kap.  6,  S.  226.  Berlin  1904)  und  die  daselbst  zurück- 
gebliebenen einheimischen  Völkerschaften  sich  wegen  der  un- 
aufhörlichen Einfälle  der  Barbaren  nach  den  Karpatenbergen 
zurückgezogen  hatten,  um  dort  mehr  als  Hirten  zu  leben  und 
Viehzucht  zu  treiben,   also  größtenteils  wieder  ein  Nomaden- 


**)  Daß  mit  der  Zurückziehung  der  römischen  Legionen  und  des 
Beamtentums  und  einigen  Leuten,  welche  das  Land  freiwillig  verlassen 
haben,  eine  absolute  Entvölkerung  dieser  Länder  eingetreten  ist,  in- 
dem das  ganze  Volk  über  die  Donau  in  Mössien  übergegangen  ist,  von 
einer  solchen  Theorie  —  als  deren  Verteidiger  Rößler  erschien,  welcher 
sich  auf  die  Erwähnung  der  Annalen  des  Flavius  Vopiscus  (4.  Jahrh. 
n.  Chr.),  wiedergegeben  von  Eutropius  und  Rufus  („sub  lato  exercitu  et 
provincialibiis"),  stützt  —  kann  nicht  die  Rede  sein.  Vielmehr  zog  sich 
die  Masse  des  Volkes  nach  den  Karpatenbergen  zurück  und  blieb  weiter 
bestehen.  Ein  Volk  kann  man  nicht  mit  einer  Armee  identifizieren, 
welche  auf  Befehl  des  Kaisers  das  Land  zu  verlassen  hätte.  Ferner  geht 
aus  den  Chroniken  des  Königs  der  Ungarn  Bela,  und  aus  der  slavischen 
Chronik  Nestors  (11.  Jahrh.,  s.  Monuraenta  pol.  hist.  I,  S.  520  ff.)i  sowie 
auch  aus  der  Terminologie,  so  z.  B.  in  den  Karpatenbergen,  Flüssen  etc., 
hervor,  daß  die  Massen  des  Volkes  auch  nach  dem  Rückzug  der  römischen 
Legionen  weiter  wohnen  geblieben  sein  mußten.  Die  oben  erwähnte 
Theorie  wurde  von  Gelehrten  wie  Jung,  Pic,  Ha§deu,  Xenopol  (Ist. 
Rom.  din  dac.  Trajan.,  Jassi  1888,  I.Kap,  elem.  rom.),  Jorga  (Gesch. 
d.  rum.  Volkes,  I,  S.  51  ff.  Gotha  1905)  abgelehnt. 
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leben  zu  führen  ^^),  während  auch  von  einer  geordneten  Acker- 
wirtschaft kaum  die  Rede  sein  konnte,  da  mußte  man  von 
einer  geordneten  und  einheitlichen  Rechtsprechung  und  von 
einer  einheitlichen  Rechtsordnung  absehen. 

Daß  einzelne  Streitigkeiten  mehr  nach  irgend  einem  Recht 
und  Billigkeit  im  allgemeinen  geschlichtet  worden  sind,  unter- 
liegt keinem  Zweifel.  Aber  man  konnte  nicht  mehr  von  einer 
Rechtsordnung  sprechen,  wie  sie  unter  der  Herrschaft  des 
römischen  Rechts  bestand,  während  welcher  Zeit  Dacien  eine 
römische  Provinz  war.  Die  früheren  römischen  Rechtsgrundsätze 
verloren  mehr  und  mehr  ihre  Kraft,  und  wie  es  in  der  Natur 
der  Sache  lag,  nämlich  infolge  des  dauernden  völligen  Rück- 
ganges der  Kultur,  ging  auch  eine  Verkümmerung  des  Rechtes 
vor  sich,  so  daß  meistenteils  die  hier  genannten  Rechtsgrund- 
sätze abgeschafft  wurden. 

Aus  dem  Umstände,  daß  die  Rumänen  Abkömmlinge  der 
römischen  Kolonen  sind,  daß  sie  bis  auf  den  heutigen  Tag 
auch  die  romanische  Sprache  ^^)  beibehalten  haben,  geht  nicht 
hervor,  daß  das  frühere  rumänische  Recht  als  eine  überlieferte 
Fortsetzung  des  römischen  Rechts  aufzufassen  ist;  denn  die 
Sprache  und  der  Volkscharakter  ließen  sich  wohl  im  Gebirge 
aufrecht  erhalten,  nicht  so  aber  das  Recht,  das  infolge  des 
Zurückgehens  der  Kultur  zum  großen  Teil  abgeschafft  worden 
war^*). 


^^)  So  erklärt  sicli  der  fast  rein  lateinische  Ursprung  der  rumäni- 
schen Hirtensprache:  z.  B.  Bou  (bovus),  taur  (taurus),  berbece  (vervex), 
oae,  miel,  cal,  eapä,  porc  u.  s.  w.,  vgl.  dagegen  auf  S.  108,  Note  23; 
s.  a.  das  vortreffliche  wissenschaftliche  rumänisch-deutsche  Wörterbuch 
Tiktins. 

^^)  Was  die  rumänische  Sprache  anbetrifft,  so  ist  es  sicher,  daß 
alles,  was  der  Sprache  ilire  Eigenart  verleiht,  so  die  Konstruktion, 
Pronomina,  Artikel,  Präpositionen,  auch  Verben,  lateinischen  Ursprungs 
sind;  vgl.  weiter  Jorga,  Gesch.  d.  rum.  Volkes  I,  S.  110  ff.;  Tiktin, 
rum.-deutsch.  Wörterbuch. 

**)  Richtige  Ansicht  vgl.  beiConst.  G.  Dissescu,  Originele  drep- 
tului   romän  S.  18.     Bukarest  1899. 
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b)  Wir  gelangen  nunmehr  z.ur  Beantwortung  der  zweiten 
Frage.  Was  die  Behauptung  betrifft,  daß  die  früheren  römi- 
schen Rechtsprinzipien  spurlos  aus  Dacien  verschwunden  seien, 
als  ob  sie  gar  nicht  existiert  hätten,  so  sagt  Popovici  (Conv. 
lit.  S.  G70/71,  1886),  daß  die  Annahme  des  Fortbestehens 
des  römischen  Rechts  in  Dacien  unter  der  traditionellen  Form 
von  Gewohnheiten  abgewiesen  werden  müsse,  ferner,  daß  nicht 
auf  dem  römischen  Recht,  sondern  auf  derjenigen  „tabula  rasa", 
welche  die  Barbaren  hinterlassen  haben,  als  Grundlage  die 
Institutionen  der  Rumänen  sich  begründet  haben.  Hierzu  ist 
zu  bemerken,  daß  man  nicht  so  weit  gehen  dürfe,  denn 
wenn  die  Auffassung,  daß  das  alte  rumänische  Recht  als  eine 
traditionelle  Fortsetzung  des  früheren,  in  Dacien  zur  Zeit 
der  römischen  Regierung  herrschenden  Rechts  —  zumeist 
römischen  —  anzusehen  sei,  nicht  vertreten  werden  kann ,  so 
sind  dennoch  neben  der  Sprache,  dem  Charakter  einzelne 
römische  Rechtsprinzipien  gerade  in  Form  von  Gewohnheiten 
(„sub  forma  obiceiurilor")  erhalten  geblieben  ^^),  da  sich  die 
einmal  entwickelten  Gewohnheiten  und  einige  Rechtsgrundsätze 
nicht  wie  ein  Gesetz  beseitigen  lassen  ^^);  um  so  mehr,  w^enn  es 
sich  um  solche  handelt,  die  eng  verknüpft  sind  mit  dem  Leben 
eines  Volkes  ^'^).    Da  die  Völkerschaften,  mit  denen  die  Dako- 


^^)  Treffend    bemerkt    bei    Const.    G.   Dissescu   a.  a.  0.,    S.  18; 
P.  Neguleseii,  Studii  de  isloria  dreptului  romän  S.  2  ff.,  Bukarest  1900; 
r.eulich  allerdings  insbesonders  bei  Longinescu  a.  a.  0.,  siehe  Note  10. 
^^)  Wie  dies  der  große  deutsche  Dichter  Schiller  (Wilhelm  Teil) 
fühlt  und  in  den  herrlichen  Worten  zum  Ausdruck  bringt: 
„Denn  so  wie  ihre  Alpen  fort  und  fort 
Dieselben  Kräuter  nähren,  ihre  Brunnen 
Gleichförmig  fließen,  Wolken  selbst  und  Winde 
Den  gleichen  Strich  unwandelbar  befolgen. 
So  hat  die  alte  Sitte  hier  vom  Ahn 
Zum  Enkel  unverändert  fortbestanden!" 
^'')  Auch  Spuren  der  römischen  confarreatio  finden  sich  bis  auf  den 
heutigen    Tag   in    den   rumänischen   Hochzeitsgebräuchen   (vgl.  Draga- 
nescu, Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtswissensch.  Bd.  23,  S.  77  ff.). 
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römer  zusammenlebten  (am  meisten  insbesondere  mit  den  Slaven), 
nicht  auf  einer  viel  höheren  Stufe  der  Kultur  und  der 
Rechtsentwicklung  sich  befanden  und  ein  entwickeltes  Recht 
nicht  besaßen,  so  zeugt  dies  nicht  für  eine  Uebernahme  des 
fremden  (slavischen)  Rechts.  Vielmehr  handelt  es  sich  hier 
um  einen  im  Laufe  der  Jahrhunderte  allmählich  auf  die 
Entwicklung  des  rumänischen  Gewohnheitsrechts  ausgeübten 
Einfluß. 

Betrachtet  man  Ursprung,  Entwicklung  und  Charakter 
der  verschiedenen  früheren  rumänischen  Rechtsinstitute,  z.  B. 
Eigentum,  Familie  u.  s.  w.,  so  findet  man,  daß  der  slavische 
Einfluß  keineswegs  zu  einer  Uebertragung  des  slavischen 
Rechts  bei  den  Rumänen  geführt  hat.  Man  wird  vielmehr 
gewahr,  daß  die  Grundlage  des  früheren  geltenden  rumäni- 
schen Gewohnheitsrechts  auf  einer  Neuentwicklung  beruhte,  bei 
der  auch  einzelne  römische  Rechtsgrundsätze  fortbestanden 
haben. 

c)  Endlich  bleibt  uns  die  dritte  Frage  zu  beantworten, 
und  damit  versuchen  wir  unsere  Ansicht  bezüglich  der  Ent- 
stehung des  früher  herrschenden  rumänischen  Gewohnheits- 
rechts zu  begründen.  Wir  haben  gezeigt,  daß  einige  Rechts- 
prinzipien des  alteinheimischen  Rechts  (zumeist  römische 
Rechtsgrundsätze)  beibehalten  worden  sind,  ohne  dabei  anzu- 
nehmen, daß  das  alte  rumänische  Recht  als  eine  Fortsetzung 
des  früheren  Rechts  aufzufassen  sei.  Nunmehr  wollen  wir  be- 
weisen, daß,  wenn  auch  einzelne  Rechtsgrundsätze  fortbestanden, 
es  sich  doch  in  Anbetracht  des  früher  geltenden  rumänischen 
Gewohnheitsrechts  nicht  um  eine  Fortsetzung,  sondern  um 
eine  Neuentwicklung  handelt. 

Neben  einigen  beibehaltenen ,  alteinheiraischen  Rechts- 
grundsätze trat  mit  der  Entwicklung  und  der  Förderung  der 
Kultur  in  dem  Verkehr  der  aus  den  Bergen  herabgestiegenen 
Dakorömer  mit  den  angesessenen  Völkern ,  insbesondere  den 
Slaven,  eine  neue  Rechtsbildung  ein.  Es  kann  daher  weder 
die  Ansicht,    daß    es  sich  hier  um    einen    dacischen    Ursprung 
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unter  slavischem  Einfluß  ^^),  noch  die  Ansicht,  daß  es  hier  um 
eine  Auffassung  des  rumänischen  Rechts  als  einer  Fortsetzung 
des  römischen  Rechts  handle,  vertreten  werden  ^^).  Ebenso 
kann  weder  die  Meinung,  nach  welcher  eine  gänzliche  Be- 
seitigung, eine  „tabula  rasa"  der  römischen  Rechtsprinzipien 
erfolgt  ist,  noch  die  Theorie  eines  Eintrittes  des  fremden 
Rechts  —  einer  Entlehnung,  einer  Uebernahme  des  fremden 
(slavischen)  Rechts  ^°)  —  bei  den  Rumänen  angenommen  werden. 
Vielmehr  haben  wir  es  hier  mit  einem  neuentwickelten  ein- 
heimischen rumänischen  Recht,  mit  einer  neuen  Rechtsbildung 
infolge  der  Förderung  des  Kulturlebens^^)  zu  tun. 


^^3  Vgl.  J.  Nädejde,  Innoua  rev.  rom.  I,  3;  gegen  einen  dacischen 
Ursprung  Paul  Negulescii,  Rev.  de  dr.  §i  sociol.  II,  7^  s.  Derselbe, 
Stud.  de  istor.  dr.  romän.  S.  5,  Note. 

^*)  Dieser  Meinung  waren  auch  Ha^deu  (vgl.  z.  B.  Archiv  ist, 
Bd.  111,  S.  122  ir.)  u.  Blaramberg  (Essai  compare  sur  les  institutions, 
les  lois  etc.  de  la  Roumanie,  Paris  1886). 

^°)  Eine  Theorie  der  Entlehnung  des  slavischen  Rechts  vertritt  der 
große  rumänische  Rechtsgelehrte  Const.  G.  Dissescu  (Originele  drept. 
romän  S.  27/28,  Bukarest  1899).  Wenn  man  auch  so  weit  nicht  gehen 
darf,  so  muß  man  doch  anerkennen,  daß  dieser  Theorie,  welche  aller- 
dings auf  der  Annahme  eines  slavischen  Einflusses  über  die  Entwicklung 
des  rumänischen  Gewohnheitsrechts  und  auf  der  Beibehaltung  einiger 
wenigen  römischen  Prinzipien  beruht,  ein  bedeutsamer  Wert  inne- 
wohnt. 

^^)  Mit  viel  Recht  lehrt  schon  seit  Jahren  Kohl  er,  daß  „das 
Recht  zwar  relativ  sei,  aber  daß  es  seine  allgemeine  Bestim- 
mung im  Kulturleben  des  Volkes  habe  und  eine  Förderung 
des  Kulturlebens  sein  solle.  So  verschieden  es  im  einzelnen  ist,  so 
gleichartig  ist  die  Grundbestimmung,  nämlich  die  Kulturförderung  durch 
die  Zwangsordnung  der  Dinge,  und  wenn  es  kein  absolutes  Recht  gibt 
für  alle  Zeiten,  so  gibt  es  doch  eine  für  alle  Zeiten  gültige  Beziehungs- 
norm, nämlich  die  Beziehungsnorm  zwischen  dem  Recht  und  der  Kultur, 
die  nur  eben  bei  der  unendlichen  Verschiedenheit  der  menschlichen 
Bildungszustände  einen  verschiedenen  Inhalt  annehmen  muß,  ganz  ebenso 
wie  die  organischen  Wesen  von  einem  einheitlichen  Triebe  erfaßt  sind, 
der  aber  nach  Maßgabe  der  Daseinsbedingungen  zu  den  mannigfaltigsten 
Einzelgestaltungen  führen  wird  .  .  .   Die  Kultur  aber  ist  die  Entwicklung 
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Mit  dem  dauernden  vollständigen  Rückgang  der  Kultur 
während  des  Aufenthalts  der  Rumänen  in  den  Gebirgen  ging 
naturgemäß  auch  eine  Verkümmerung  des  Rechts  Hand  in 
Hand^^).  Erst  als  die  Rumänen  nach  und  nach  in  die  Ebene 
hinabgingen,  begann  eine  neue  Kultur  und  damit  ein  neues 
Recht  sich  zu  entwickeln.  Schon  im  Anfang  des  6.  Jahr- 
hunderts waren  diese  Gebiete  von  den  Slaven  besetzt,  und 
dieses  war  das  Volk,  mit  dem  die  Dakorömer  am  meisten 
zusammen  lebten  und  welches  fast  ganz  in  der  rumänischen 
Nation   aufgegangen   ist^^).     Da   die  Dakorömer   nicht   bis  in 


der  in  der  Menschheit  liegenden  Kräfte  zu  einer  der  Bestimmung  der 
Menschheit  entsprechenden  Gestaltung." 

„Ist  auf  solche  Weise  das  Recht  in  den  Strom  der  Kultur  hinein- 
gestellt, so  ist  es  zu  gleicher  Zeit  hineingestellt  in  die  Entwicklungs- 
geschichte der  ganzen  Menschheit.  Denn  Kulturgeschichte  ist  Entwick- 
lungsgeschichte; und  mithin  kann  das  Recht  nur  erkannt  werden  als 
geschichtliches  Ergebnis  des  menschlichen  Bildungsbestrebens  und  als 
ein  den  Erfordernissen  der  Weltentwicklung  entsprechendes  Mittel  der 
Weiterbildung  und  des  Weltfortschritts "  (vgl.  Kohler,  Moderne  Rechts- 
probleme, Das  Problem  der  Rechtsphilosophie  §  1,  S.  2.    Leipzig  1907). 

^2)  Richtig  hebt  der  berühmte  rumänische  Rechtsgelehrte  Prof. 
Const.  G.  Dissescu  hervor,  daß  wegen  der  Einfälle  der  Barbaren  und 
wegen  der  Flucht  der  Bewohner  in  die  Gebirge  das  politische  und  recht- 
liche Leben  auf  der  Grundlage  des  römischen  Rechts  erloschen  sei  (vgl. 
Originele  drept.  romän  S.  18.    Bukarest  1899). 

^^)  Auch  eine  Ackerwirtschaft  fingen  die  späteren  Rumänen  mit 
den  Slaven  zusammen  zu  treiben  an.  Noch  heute  ist  die  agrarische 
Terminologie  in  der  rumänischen  Sprache  sehr  reich  an  Worten  slavi- 
scher  Abstammung:  plug  (Pflug),  cobila,  grindei,  cormana,  plasa  (die 
letzteren  sind  Teile  des  Pflugs),  brazdä  (Furchen),  miri§te  (Stoppel- 
feld), ogor  (Acker),  coasä  (Sense),  sowie  auch  rezor  und  telinä  (s.  auch 
Tiktin,  rum. -deutsch.  Wörterbuch).  Die  Slaven  waren  überhaupt  vor 
allen  Dingen  Ackerbauer,  auch  die  sprachliche  Bezeichnung  der  Arbeit 
spricht  darauf  hin ,  daß  ihre  Hauptbeschäftigung  der  Ackerbau  war. 
Ackerbauer  waren  auch  die  Rumänen,  als  sie  aus  dem  Gebirge  kamen 
(lieber  das  erste  Auftreten  der  Slaven  in  der  Geschichte  und  über  ihre 
ältesten  Sitze  in  Europa  vgl.  Palacky,  Gesch.  v.  Böhmen  Bd.  I,  S.  55  ff.; 
vgl.  auch  Hermengild  Jirecek,  Das  Recht  in  Böhmen  und  Mähren 
S.  10  ff.;   über   das  Zusammenleben  von  Rumänen  und  Slaven  vgl.  auch 
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die  letzten  Zeiten  im  Gebirge  gehaust  haben,  d.  h.  nicht  bis  zum 
Augenblicke  ihres  ersten  geschichtlichen  Auftretens,  also  nicht 
so  lange,  bis  von  einer  Begründung  der  rumänischen  Prinzipate 
die  Rede  ist,  so  handelt  es  sich  bei  ihrem  Hinabziehen  nicht 
um  eine  plötzliche  Volkswanderung,  sondern  um  ein  langsames, 
allmähliches  Uebersiedeln  in  die  Ebene.  Es  ergibt  sich  hieraus, 
daß  diese  Neuentwicklung  im  jahrhundertelangen  Verkehr 
zwischen  ihnen  und  den  übrigen  die  Ebene  bewohnenden 
Völkern  vor  sich  ging.  Obgleich  also  die  Slaven  den  ethno- 
logischen Charakter  der  Rumänen  nicht  zu  verändern  ver- 
mochten —  da,  wie  oben  erwähnt,  hier  ein  romanisches 
Volk  mit  einer  romanischen  Sprache  erscheint  — ,  so  haben 
sie  dennoch  auf  die  Entwicklung  des  rumänischen  Rechts 
einen  allmählichen  Einfluß  ausgeübt,  indem  diese  Ent- 
wicklung gerade  in  dem  Verkehr  beider  Völker  stattgefunden 
hat  2^). 

Was  die  Einwendung  betrifi't,  daß  den  Slaven  infolge 
ihres  damaligen  Mangels  an  Kultur  die  Fähigkeit  fehlte,  eine 
einheitliche  Rechtsordnung  zu  schaffen,  weil  es  der  slavischen 
Rechtsentwicklung  an  einem  Kristallisationspunkte  mangelte  und 
daß  die  Slaven  infolgedessen  überhaupt  außerstande  waren,  einen 
solchen  Einfluß  auf  das  rumänische  Recht  auszuüben,  so  ist  dem 
gegenüber  zu  behaupten,  daß  es  sich  hier  nicht  um  eine  Ueber- 
tragung   eines   entwickelten  Rechts  handelt,    sondern  um  eine 


Pic,  Die  dacischen  Slaven  etc.,  Prag  1880;  s.  auch  derselbe  in 
Böhm.  Gesellschaft  der  Wissenschaften,  Sitzungsberichte  1886,  S.  109  ff.; 
Schaf farik,  Slavische  Altertümer  II,  S.  21  ff. 

2^)  Vgl.  auch  Xenopol,Hist.  des  Roum.  Bd.  I,  S.  129/30,  Paris  1896; 
Sla  vici,  Die  Rumänen  S.  53  ff.;  C  on  s  t.  Cogal  nicea  nu,  Istor.  rom. 
Bd.  I,  S.  10  ff.,  Jassy  1903;  Pic,  Böhm.  Gesellschaft  der  VViss.  a.  a.  0. 
S.  109  ff.  Auch  die  Terminologie,  welche  bei  den  früheren  rumänischen 
Rechtseinrichtungen  in  Anwendung  kam,  zeugt  für  den  slavischen  Ein- 
fluß auf  die  Entwicklung  des  früheren  geltenden  rumänischen  Gewohn- 
heitsrechts. (S.  hierher  auch  Tiktin  a.a.O.,  wo  er  auch  Dokumente 
zitiert.  Für  die  Bedeutung  der  Sprache  als  Hilfsmittel  für  den  Kechts- 
historiker  s.  auch  Kadlec,  Zeitschr.  f.  vgl.  Rechtswiss.  XVII,  S.  46.) 
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allmähliche,  im  Zusammenleben  der  beiden  Völker  sich  voll- 
ziehende Entwicklung  des  Rechts  ^^),  die  bedingt  war  durch 
die  Entwicklung  der  kulturellen  Erfordernisse  (s.  auch  oben 
unter  b)  S.  106  fg.). 

In  der  späteren  Zeit  w^urden  mit  den  byzantinischen  auch 
römische  Rechtsprinzipien  rezipiert.  Da  Byzanz  schon  lange 
Mittelpunkt  aller  Kultur  war,  und  da  von  ihm  die  Geistlichen 
kamen,  die  alle  Wissenschaft  beherrschten,  so  ist  es  erklärlich. 


^^)  Was  die  neue  Entwicklung  des  alten  ungeschriebenen  rumäni- 
schen Rechts  anbelangt,  so  ist  auch  der  Umstand  hervorzuheben,  daß 
eine  sog.  Gesamtbürgschaft  im  Falle  einer  strafbaren  Handlung  zu 
finden  ist.  So  wird  in  Dokumenten  erwähnt,  daß  wegen  eines  im  Dorfe 
begangenen  Verbrechens  alle  Dorfgenossen  für  diese  in  ihrem  Bezirk 
begangene  strafbare  Handlung  insgesamt  verantwortlich  waren  (vgl. 
z.  B.  Dokum.  v.  Jahre  1570,  abgedruckt  in  Uricarul.  Codrescus  [Dokum.- 
Sammlung]  Bd.  II,  252).  Die  Gesamtbürgschaft  stand  in  Blüte  bei  den 
slavischen  Völkern  und  ist  von  den  Gelehrten,  wie  Palacky  (Gesch. 
d.  böhm.  Volkes  Teil  I,  Beil.  A)  u.  a.,  als  ein  besonderes  Institut  der 
Slaven  verzeichnet  (s.  auch  Hermengild  Jirececk  a.  a.  0.  I,  Abt.  1, 
§11,  S.  52.  Prag  1886).  Dieses  Institut  ist  nicht  als  ein  national- 
slavisches  aufzufassen,  da  es  auch  bei  verschiedenen  anderen  Völkern 
in  einem  bestimmten  Stadium  der  Rechtsentwicklung  vorkommt,  als  eine 
Rechtsinstitution,  die  in  einem  bestimmten  Grade  der  Entwicklung  des 
Strafrechts  in  Verbindung  mit  der  sozialen  Evolution  eintritt.  Diese 
Ansicht  wurde  mit  Recht  von  Sobestyansky  (Die  Gemeinbürgschaft  im 
slavischen  Recht  S.  58)  vertreten  und  wird  noch  in  neuester  Zeit  von 
Djoritsch  verfochten  (s.  hierüber  der  letztere,  Die  strafrechtliche  Ge- 
samthaftung im  slav.  Recht,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtswissensch.  Bd.  23, 
S.  265).  Dieses  Institut  finden  wir  auch,  wie  oben  gesagt,  bei  den 
Rumänen.  Was  das  Vorhandensein  bei  diesen  betrifft,  so  kann  von  einer 
Ueberlieferung  aus  dem  römischen  Recht,  welches  zur  Zeit  der  römi- 
schen Herrschaft  in  Dacien  Einführung  gefunden  hatte,  nicht  gesprochen 
werden,  da  dieses  viel  weiter  entwickelt  war  und  der  Individualismus 
den  Kommunismus  schon  längst  verdrängt  hatte,  so  daß  in  jener  Zeit 
von  einer  Gesamthaftung  im  römischen  Recht  keine  Rede  sein  konnte. 
Es  folgt  hieraus,  daß  dieses  Institut  nicht  von  den  Römern  her  weiter- 
bestanden hat,  sondern  daß  es  als  ein  Produkt  der  neuen  Rechts- 
entwicklung aus  dem  Zusammenleben  der  Rumänen  mit  den  Slaven 
aufzufassen  ist,  ohne  daß  es  wiederum  ein  nationalslavisches  Produkt  ist. 
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daß  Rechtsgruudsätze  des  byzantinischen  Rechts  angenommen 
wurden.  Durch  verschiedene  Gesetzgebungen  wurden  römische 
Rechtsgrundsätze  aufgenommen,  wie  sie  in  den  justinianischen 
Rechtsbüchern  enthalten  sind,  so  z.B.  in  der  Gesetzgebung 
des  Fürsten  Mathei  Bassarab,  von  der  ein  Teil  aus  den  Be- 
arbeitungen des  Nomokanon  Photius'  mit  dem  Kommentar  des 
Balsamons  entnommen  ist.  Diese  Bearbeitungen  enthielten 
Vorschriften  aus  den  Basiliken ,  Digesten ,  Novellen  u.  s.  w. 
(s.  auch  unten  S.  140  fg.).  Und  so  wie  auch  die  byzantinischen 
Rechtsbücher  den  justinianischen  größtenteils  nachgeahmt  sind, 
können  wir  von  einer  Aufnahme  und  einer  Geltung  des  römi- 
schen Rechts  in  Rumänien  im  Wege  schriftlicher  Gesetze 
schon  früher  sprechen.  Das  aufgenommene  Fremdrecht  wurde 
teilweise  zur  Formulierung,  zur  Konstruktion  des  einheimischen 
Gewohnheitsrechts,  wie  z.  B.  in  der  Gesetzgebung  Ypsilantis, 
benutzt.  (Zutreffend  bemerkt  bezüglich  der  Rezeption  bei 
Longinescu  a.  a.  0.  S.  12,  bezüglich  der  Gesetzgebung  Ypsi- 
lantis bei  Negulescu  a.  a.  0.  S.  18.) 

Was  die  Frage  anbetrifft,  ob  die  Basiliken,  die  unter  der 
Regierung  des  Kaisers  Leo  VI.  bearbeitet  worden  sind,  bei  den 
Dakorumänen  früher  in  Geltung  waren,  so  ist  kaum  anzu- 
nehmen, daß  dieses  der  Fall  war,  da  zu  jener  Zeit  die  un- 
gelehrten Laienrichter  die  Streitigkeiten  meist  nach  dem  un- 
geschriebenen Gewohnheitsrecht  zu  entscheiden  pflegten  (siehe 
Dokum.  S.  113). 

II.  Abschnitt. 

Kodifiziertes  Recht. 

1.  Anfänge  desselben. 

Neben  einigen  Verordnungen,  Spezialvorschriften  und  Er- 
lassen der  Fürsten,  die  auch  gesetzliche  Bestimmungen  ent- 
hielten, wird  schon  im  15.  Jahrhundert  einer  Gesetzgebung 
Erwähnung   getan.     Es   wird   zum  erstenmal  eine  rumänische 


i 
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Kodifikation  des  Fürsten  Alexander  des  Guten  der  Moldau 
(1401 — 1433)  genannt,  welcher  Gesetzgebung  die  kaiser- 
lichen Gesetze  zugrunde  gelegt  sind^^).  Für  das  Dasein  dieser 
Kodifikation^^)  spricht  der  historisch  beglaubigte  Umstand, 
daß  dieser  Fürst  auch  eine  juristische  Schule  in  der  damaligen 
Hauptstadt  der  Moldau  (Sutscheava)  begründete,  in  der  aus 
Byzanz  berufene  Gelehrte  aus  den  Basiliken  ^^)  lehrten.  Zur 
Zeit  Alexanders  des  Guten  wurde  auch  in  der  Moldau  mit 
Zustimmung  des  Patriarchen  von  Konstantinopel  eine  eigene 
Metropolie  begründet.  Infolgedessen  kamen  auch  Geistliche 
aas  Byzanz  nach  der  Moldau,  und  aus  den  oben  erwähnten 
Gründen  geht  hervor,  daß  die  Notwendigkeit  einer  Rege- 
lung   der    kirchlichen  Angelegenheiten    sich  aufdrängte ;    hier- 


-^)  So  sagt  Dim.  Cantemir  in  „Beschreibung  der  Moldau"  S.  237, 
Aufl.  1771:  „So  fingen  auch  die  römischen  Rechte  an  unter  den  Daciern 
so  sehr  verschlechtert  und  verändert  zu  werden ,  daß ,  als  durch  die 
Untersuchung  des  Fürsten  Dragosch  die  Moldau  wiederhergestellt  wurde, 
die  Richter  kaum  mehr  wußten,  wie  sie  Recht  sprechen  sollten.  Ale- 
xander, der  erste  Despot  der  Moldau,  welcher  dieses  Unheil  abschaffen 
wollte,  hat  mit  seiner  Würde,  die  er  von  den  konstantinopolitanischen 
Kaisern  erhielt,  auch  die  griechischen  Gesetze,  welche  in  den  Büchern 
der  Basiliken  enthalten  waren,  angenommen  und  aus  den  weitläufigen 
Büchern  das  herausgezogen,  was  anjetzt  das  Gesetzbuch  der  Moldau 
ausmachte  .  .  ." 

^')  Für  die  Existenz  dieser  Gesetzgebung  sind:  Blaramberg, 
Essai  compare  sur  les  institutions,  les  lois  etc.  de  la  Roumanie  S.  753; 
P.  Negulescu,  Stud.  de  ist.  dr.  rom.  S.  16  ff.;  Dem.  Alexandrescu, 
Dr.  civ.  rom.  Bd.  I,  Einleitung  XIV  ff.;  Pic  in  d.  Sitzungsber.  d,  böhm. 
Gesellsch.  S.  110.  Eifriger  Verteidiger  dieser  Kodifikation  ist  der  begabte 
Forscher  St.  Longinescu  a.  a.  0.  S.  12  ff.  Weitere  Literatur  für  und 
gegen  siehe  daselbst.  An  der  Existenz  zweifeln  der  rumänische  Rechts- 
gelehrte Const.  G.  Dissescu  in  Orig.  dr.  rom.  S.  61;  Xenopol,  Histoire 
des  Roumains  II,  S,  32. 

^^)  Darunter  soll  hier  nicht  der  engere  Begriff  der  Basiliken  ver- 
standen werden  —  die  in  60  Büchern  zusammengefaßte  Bearbeitung  des 
Kaisers  Leo  —  sondern  verschiedene  Bearbeitungen  von  kaiserlichen 
Gesetzen,  die  Vorschriften  aus  dem  römischen  und  byzantinischen  Rechte 
enthielten. 
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bei  hat  nun  der  Fürst  eine  Kodifikation  des  Rechts  vornehmen 
lassen '^^). 

Erwähnt  wird  ferner  in  einer  anonymen  Chronik  ^^)  eine 
Kodifikation  des  Fürsten  Kadu  IV.  Sie  enthielt  Bestim- 
mungen über  die  Organisation ,  die  kirchlichen  mid  klöster- 
lichen Verordnungen,  über  die  Verhältnisse  der  Adligen,  sowie 
auch  über  verschiedene  andere  Sachen  ^^). 

Nun  entsteht  die  Frage ,  was  für  ein  Recht  nach  der 
Bildung  der  oben  erwähnten  Gesetzgebungen  zur  Anwendung 
kam,  ob  diese  Gesetzgebungen  also  erschöpfend  waren  oder 
ob  noch  im  allgemeinen  andere  ungeschriebene  Gesetze  in 
Geltung  waren. 

Diese  Kodifikationen  waren  durchaus  nicht  erschöpfend, 
da  sie  nur  auf  einzelne  Punkte  beschränkt  waren,  und  es  gab 
folglich  noch  keinerlei  einheitliche  Zusammenfassung  des  Rechts. 
Aus  diesem  Grunde  bestand  neben  dem  jus  scriptum  —  zu 
welchem  auch  die  Verordnungen,  die  Chrisobulen  der  Fürsten,  die 
auch  gesetzliche  Vorschriften  enthielten,  gehörten,  —  ein  jus 
non  scriptum.  Von  diesen  beiden  nahm  jedoch  stets  das  letztere 
die  herrschende  Stellung  ein.  Wir  sehen  nicht  nur  aus  dem, 
was  Fürst  Cantemir  in  seiner  Schrift ^^)  sagt,  sondern  auch 
aus  den  verschiedenen  Dokumenten ,    daß   nach  dem   „obiceiul 


^^)  Mit  zahlreichen  glänzenden  Argumenten  sucht  der  anerkannte 
rumänische  Rechtsgelehrte  St.  Longinescu  darzulegen,  daß  diese  Gesetz- 
gebung nichts  anderes  als  die  ersten  16  Kapitel  der  Gesetzgebung  des 
Fürsten  Vasile  Lupu  aus  dem  Jahre  1G46  sei  (vgl.  Ist.  dr.  rom.  S.  12  ff. 
Bukarest  1908). 

30)  Siehe  Magazin,  istoric.  pentru  Dacia  Bd.  IV,  S.  235  ff.,  1847. 

^')  Xenopol  (Histoire  des  Roumains)  glaubt  jedoch  nicht  an  die 
Existenz  dieser  Gesetzgebung  (vgl.  a.  a.  0.  Bd.  II,  S.  82.    Paris  1896). 

^^)  Descrierea  Moldovei  S.  234:  „Demohngeachtet  haben  die  ver- 
schiedenen Gewohnheiten,  welche  sie  infolge  ihres  Umherirrens  von  den 
benachbarten  Völkern  angenommen  hatten ,  nicht  abgeschafft  werden 
können,  wie  denn  in  Ansehung  der  Erbfolge,  Testamente,  Teilung  von 
Erbschaften,  der  Grenzen  und  Dienstpflichten  der  liegenden  Gründe  fast 
eine  jede  Nation   auf  dem  Erdboden   verschiedene  Gebräuche  hat  .  .  ." 
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pamintului"  (Landessitte  Rumäniens)  sämtliche  Streitigkeiten, 
sowohl  die  am  Fürstenhofe  als  auch  die  in  den  untersten 
Schichten  des  Volkes,  entschieden  wurden  (vgl.  Hurmuzaki, 
Dokumente  privitoare  la  istoria  rom.  Bd.  II,  S.  419/20,  453, 
248  Dok.  Nr.  510,  513;  vgl.  auch  N.  Jorga,  Gesch.  d.  rumän. 
Volkes  I,  S.  234/35;  Xenopol,  Hist.  des  Roum.  de  la  Dacie 
Trajane  224,  Paris  1896). 

Wie  damals  die  kirchlichen  Fragen  das  ganze  öffentliche 
Leben  beherrschten  und  wie  die  Geistlichen  die  Vertreter  der 
Wissenschaft  waren ,  so  ist  es  verständlich,  daß  die  früheren 
Gesetzesredaktionen  fast  ausschließlich  auf  Regelung  kirchlicher 
Angelegenheiten  sich  beschränken.  So  finden  wir  etwas  später 
drei  kirchliche  Sammlungen,  die  von  Geistlichen  in  slavischer 
Sprache  zusammengetragen  sind.  Zwei  in  der  Moldau,  deren 
eine  vom  Jahre  1578  datiert  und  deren  Verfasser  unbekannt 
ist;  die  andere  aus  dem  Jahre  1618,  die  vom  Metropoliten 
Theophan  zusammengefaßt  ist.  Die  dritte  ist  in  der  Wa- 
lachei vom  Mönche  Matheus  aus  dem  Jahre  1636  verfaßt. 
Alle  diese  Sammlungen  sind  weder  gleichartig  mit  derartigen 
früheren  slavischen,  noch  mit  solchen,  die  von  Rumänen 
später  kompiliert  wurden  (vgl.  Pic  in  Sitzungsber.  der  böhm. 
Ges.  a.  a.  0.  S.  8;  Xenopol,  Histoire  des  Roumains  Bd.  II, 
S.  30  ff.).  In  diese  Gruppe  von  Arbeiten  gehört  auch  das  sog. 
Pravila  cea  mica  (das  kleine  Pravila),  das  aus  dem  Slavischen 
übersetzt  wurde  und  unter  der  Regierung  des  Fürsten  Mathei 
Bassarab  im  Jahre  1640  im  Kloster  Govora  gedruckt  wurde 
unter  dem  Namen  „Pravila  bisericeasca  numita  cea  mica".  Es 
enthielt  kirchenrechtliche  sowie  auch  andere  Bestimmungen, 
wie  z.  B.,  „wenn  der  Mönch  eine  Frau  küßt,  so  muß  er  40  Tage 
fasten  und  jeden  Tag  80  Kniebeugen  machen  .  .  .";  „wenn 
ein  Mönch  mit  einer  Frau  von  irgend  jemand  gesehen  wurde, 
so  sollte  er  früh  und  abends  je  100  Kniebeugen  machen". 
Daneben  finden  sich  dem  §  175  D.  Str.G.B.  verwandte  Er- 
wähnungen (s.  Pravila  149;  s.  Sammlung  Bujoreanu  Bd.  III, 
S.  83  ff.,  Bukarest  1895). 
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2.  Gesetzgebung  Vasile  Lupus. 

Im  Jahr  1G4G  entstand  unter  dem  Fürsten  Vasile  Lupu 
(Moldau)  eine  Gesetzgebung,  die  den  Titel  führte:  „Moldavisches 
Lehrbuch  aus  den  kaiserlichen  Gesetzen  und  anderen  Verord- 
nungen auf  Befehl  und  Kosten  des  Fürsten  Vasile  des  molda- 
vischen  Landes  aus  vielen  Schriften  vom  Griechischen  ins  Rumä- 
nische  übersetzt".     Sie   ist  in  Jassy  im  Jahre  1646  gedruckt. 

Der  Großkanzler  Eustratie  versichert  in  der  Vorrede,  daß  der 
Fürst  Vasile  gelehrte  Männer  in  vielen  Ländern  habe  suchen 
lassen  und  daß  es  ihm  nur  mit  vieler  Mühe  gelungen  sei,  Lehrer 
und  Philosophen  zu  finden,  die  aus  griechischen  und  lateinischen 
Büchern  und  kaiserlichen  Gesetzen  alle  guten  Einrichtungen  und 
Entscheidungen  der  christlichen  Kaiser  herausgezogen  hatten. 
Eustratie  selbst  habe  auch  teilgenommen  (s.  Einl.  in  der  Samm- 
lung alter  Gesetze  des  J.  Bujoreanu  Bd.  III,  S.  5,  Buk.  1885). 

Das  Pravila  scheint  nach  dem  Inhaltsverzeichnis  in  zwei 
Teile  zu  zerfallen^^).  Wir  finden  den  Inhalt  selbst  am  Anfang 
in  16  Kapitel  geteilt,  die  wiederum  in  252  Unterkapitel  ein- 
geteilt und  zwar  dabei  fortlaufend  numeriert  eind  (vgl.  S.  5 
bis  19  bei  Bujoreanu).  Nach  dem  16.  Kapitel  beginnt  der 
Gesetzgeber  mit  Glava  1  und  fährt  fort  bis  Glava  78;  diese 
Glaven  (Kapitel)  zerfallen  wiederum  in  einzelne,  jedesmal  neu 
numerierte  Unterkapitel. 

Wir  finden  ferner  mehrere  (7)  große  Abschnitte  in  dem 
Pravila.  Der  erste  gebt  von  Kap.  1 — 11  inkl.  (S.  5  — 11  bei 
Buj.),  der  zweite  von  Kap.  11,  beginnend  mit  dem  Titel 
Kaiserliche  Gesetze  über  Diebstahl  bis  Kap.  16  (S.  11 — 19 
bei  Buj.),  der  dritte,  Kaiserliche  Gesetze  über  Beleidigung  der 
Magistraten  und  fürstlichen  Personen,  von  Glava  a  (1)  bis  1  (5) 
(S.  19 — 21  bei  Buj.).  Abschn.  4  umfaßt  „Kaiserliche  Gesetze 
über  den  Schatzfund**  und  läuft  von  Gla.  s  (6)  bis  Gla.  Id  (34) 
(S.  22 — 47  bei  Buj.),  der  fünfte  ist  betitelt  „Gesetz  über  die, 

^'")  Betreffend  die  neuere  Meinung  des  begabten  rumänischen  For- 
schers St.  Longinescu  s.  oben  S.  112,  Note  29. 
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welche  mit  Nonnen  Hurerei  betreiben''  und  enthält  Gla.  le 
(35)  und  mg  (43)  (S.  47—53  bei  Buj.).  Der  sechste  Ab- 
schnitt heißt  „Kaiserliches  Gesetz  über  Beleidigung  und  ihre 
Bestrafung"  und  geht  von  Gla.  mg  (43)  bis  Gla.  xn  (68)  (S.  53 
bis  69  bei  Buj.).  In  diesem  Abschnitt  sind  von  Gla.  na  (51) 
bis  Gla.  xs  (66)  nebenbei  16  Kapitel  enthalten,  welche  die 
Gründe  für  die  Minderung  der  Strafe  anführen  ^^).  Der  letzte, 
siebente  Abschnitt  führt  den  Titel  „Kaiserliche  Gesetze  über 
die  Teilnahme  an  einem  Verbrechen",  und  umfaßt  Gla.  xf 
(69)  bis  Gla.  on  (78)  (S.  69—77  bei  Buj.). 

Was  den  Inhalt  dieser  Gesetzgebung  betrifft,  so  finden 
wir  am  Anfang  des  Pravila,  wie  dort  selbst  gesagt  ist,  Gesetze 
für  alle  Landarbeiten,  wie  Pflüger,  Weinbergarbeiter,  „Nami|,i" 
(Diener)  und  Hirten,  sowie  die  Strafen,  die  jedem  gemäß 
seines  Vergehens  zu  teil  werden.  Hier  sind  die  Vorschriften, 
die  in  den  leges  agrariae  vo]xoi  ^Binp^iy.oi  sich  finden,  enthalten, 
diese  waren  von  den  Kaisern  Leo  und  Konstantin  publizierte^) 
und  bei  Harmenopolus  in  seinem  Buch  manuale  legum 
sive  Hexabibios  (vgl.  ed.  Heimbach,  Leipzig  1851)  zum  An- 
hang gemacht  worden  e^). 


^*)  In  diesem  Abschnitt  finden  sich  in  Gla.  x  s  (66)  und  Gla.  n,  S.  68 
Bemerkungen  über  einen  sog-.  Farinascu,  der  niemand  anders  ist,  wie  der 
berühmte  rumänische  Rechtsgelehrte  Longinescu  nachgewiesen  hat,  als 
Prosper  Farinaccius.  Aus  dessen  Werk  „Praxis  et  theoricae  crirai- 
nalis,  Lugduni  sumptibus  Jacobi  MDCXXXIV  wurden  viele  Bestimmungen 
in  unsere  obige  Gesetzgebung  übernommen  (vgl.  Longinescu,  Prav. 
lui  Vasile  Lupu  §i  Prosper  Farinaccius  S.  34  ff.     Bukarest  1909). 

^^)  Vgl.  Zacharia  v.  Lingenthal,  Gesch.  d.  griech.-röm.  Rechts 
S.  249/50.     Berlin   1892. 

^*)  Jedenfalls  können  wir  annehmen,  daß  vor  der  Bearbeitung  der 
Gesetzgebung  V.  Lupus  die  leges  agrariae  sich  bereits  als  Anhang  zu  dem 
Buch  des  Harmenopolus  fanden,  trotz  der  Behauptung  Heimbachs 
(s.  Einleitung  zu  Hexabibios  S.  14),  daß  sie  später  an  das  Buch  des  Har- 
manopolus  angefügt  worden  sind  (vgl.  Zachariae  a.a.O.  S.  249; 
vgl.  ferner  derselbe,  'AvexBoxa  S.  11  ff.;  s.  auch  Naumanns  Zeitschr. 
f.  Bibliothekwiss.  XV,  S.  235,  1846;  s.  auch  Zachariae,  Historiae  juris 
graeco-romani  delineatio  §  21,  S.  78  über  Hexabibios  des  Harmenopolus). 
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Im  ersten  Kapitel  heißt  es,  daß  jeder  Pflüger  rechtmäßig 
seinen  Acker  bestellen  und  den  Acker  seines  Nachbarn  nicht 
mutwillig  betreten  solle  (agricolam  suos  colentem  agros  oportet 
esse  iustum,  neque  sulcos  vicini  transgredi).  Wer  aber  die 
Grenze  überschreitet  und  so  den  Grund  seines  Nachbarn  ver- 
kleinert, soll,  wenn  er  das  beim  Pflügen  tut,  seine  Arbeit  ver- 
lieren, die  er  auf  den  Boden  verwandt  hat,  ebenso  auch  die 
Saat  und  die  Früchte;  es  soll  ferner  ein  Pflüger  nichts  erhalten, 
der  ohne  Wissen  seines  Grundherrn  (inscio  fundi  domino)  den 
fremden  Acker  betritt  oder  bearbeitet,  „neque  pro  labore  suo, 
neque  pro  novatione,  neque  fructum  pro  satione,  immo  nee 
semen  sparsum"  (vgl.  Kap.  I,  S.  5/6  beiBuj.;  vgl.  bei  Har- 
menopolus  S.  830  ed.  Heimbach,  Leipzig  1851).  Es  folgen 
andere,  ähnliche  Bestimmungen. 

Im  2.  Kapitel  über  den  Diebstahl  (de  furto)  sind  Erken- 
nungsmerkmale des  furtum  angeführt.  Bei  Anzeigen  des  Dieb- 
stahls, allgemeine  Bekanntmachung,  bei  Flucht  des  Sklaven 
kann  die  Klage  wegen  furtum  angenommen  werden  u.  s.  w.  (Vgl. 
S.  7  bei  Buj.,  S.  836/7  Harmenopolus  a.  a.  0.) 

Neben  der  Strafe  des  Diebes  wurde  auch  Entschädigung 
gewährt  (ähnlich  wie  im  römischen  Rechte  actio  furti  und 
condictio  furtiva  gegeben  sind),  z.  B.  sollte  der,  welcher  zur 
Erntezeit  eine  Sichel  gestohlen  hatte,  für  jeden  Tag,  an  dem 
er  dem  Eigentümer  den  Gebrauch  entzogen  hatte,  Entschädi- 
gung zahlen,  daneben  noch  mit  Schlägen  gestraft  werden. 
Aehnliche  Bestimm angen  folgen  für  den  Diebstahl  der  Herden- 
glocke, der  mit  Schlägen  bestraft  wurde,  wozu  Ersatz  des 
deshalb  verloren  gegangenen  Tieres  kam.  Bei  Viehdiebstahl 
ging  die  Entschädigung  auf  das  Doppelte  (neben  der  Strafe), 
ähnlich  wie  im  römischen  Recht  bei  furtum  manifestum. 

Eine  auffallend  schwere  Strafe,  nämlich  Blendung^'),  wurde 


^')  Solche  grausame  Strafe  im  Falle  eines  Diebstahls  findet  sich 
auch  im  alten  deutschen  Recht.  So  z.  B.  bei  gefährlichem  Diebstahl 
(Einsteigen,  Einbrechen,  mit  Waffen):  Tod  oder  verstümmelnde  Strafen 
(„vssstechung    der  Augen    od.    abhawung    einer   handt    od.    einer  dergl. 
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über  den  verhängt,  der,  um  ein  Tier  aus  der  Herde  zu  stehlen, 
den  Hirten  entfernt,  so  daß  die  Herde  ohne  Hirte  ist  (vgl.  Gla. 
Kg  Ki,  S.  7).  Dieselbe  Strafe  der  Blendung  stand  auf  Dieb- 
stahl im  Rückfall  (vgl.  Cn,  S.  8  bei  Buj.). 

Es  folgen  nunmehr  einige  Bestimmungen,  wie  sie  in  den 
leges  agrariae  enthalten  sind,  für  Hirten  über  den  Schaden, 
der  durch  Tiere  angerichtet  wurde,  über  den  Ersatz  getöteter 
Tiere,  über  den  Kampf  zweier  Tiere  und  die  darauffolgende 
Beschädigung  eines  derselben,  über  die  Bäume,  über  Feuers- 
brünste, über  die  Sklaven  und  Diener,  über  das  Bebauen 
eines  fremden  Feldes.  Bis  hierher  folgt  der  Gesetzgeber  der- 
selben Verteilung  wie  in  den  leges  agrariae,  dieses  letzte 
Kap.  10  entspricht  dem  Tit.  10  der  leges  agrariae  (vgl.  diese 
im  Hexabibios  des  Harmenopolus  ed.  Heimbach  S.  838—849, 
Leipzig  1851). 

Das  nächste  Kapitel  ist  vom  Gesetzgeber  besonders  nieder- 
gelegt, da  die  leges  agrariae  nur  in  10  Titel  zerfallen,  da- 
gegen bei  V.  Lupu  11  Kapitel  sind;  dieses  besondere  Kapitel 
ist  nichts  anderes  als  die  zweite  Hälfte  des  10.  Titels  der 
leges  agrariae. 

Wir  gelangen  nun  zu  den  Kaiserlichen  Gesetzen  über  den 
Diebstahl.  Es  sind  darin  enthalten  allgemeine  BegrifiPsbestim- 
muugen  der  Diebstähle,  Arten  derselben,  Beweismomente  imd 
Indizien  (vgl.  Kap.  12—13,  S.  11  — 14  bei  Buj.,  vgl.  auch 
Kap.  16 — 17  S.  15  —  19  bei  Buj.);  über  Zollhinterziehung  vgl. 
Kap.  14,  S.  14 — 15  bei  Buj.  Ohne  weiteres  erscheint  des 
Diebstahls  verdächtig  der  Zauberer;  dann  der,  welcher  sich 
mit  Sternguckerei  befaßt.  Erwähnung  findet  noch  die  Hehlerei. 
Beispielsweise  der  Wegelagerer  wurde  aus  der  Gemeinde  ver- 
wiesen, wenn  er  bewaffnet  war  und  mehrere  Sachen  gestohlen 
hatte,    dann    gleich  in   die  Salzgruben  gesperrt  und  nach  Er- 


schweren leipstraff  gestrafft  werden  solle").  Aehnliches  bei  Diebstahl 
im  Rückfalle,  vgl.  Constitutio  criminalis  Carolina  159 — 162,  herausg.  v. 
Kohl  er,  S.  86—88.     Halle  1900. 
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messen  des  Richters  bestraft;  dazu  noch  zur  Konfiskation  des 
dritten  Teiles  seines  Vermögens  verurteilt,  wenn  er  Bojar  war, 
oder  zur  Erhängung  am  Galgen,  falls  er  nicht  adlig  war.  Für 
Einbruchsdiebstahl  finden  wir  Verweisung  aus  der  Gemeinde, 
Züchtigung,  Verschickung  in  die  Salzgruben.  Wer  zum  ersten 
Male  nur  wenig  und  von  bösen  Menschen  stiehlt,  soll  gezüchtigt 
werden,  beim  zweiten  Male  soll  ihm  ein  Einschnitt  in  die 
Nase  gemacht  werden,  beim  dritten  Male  wurde  er  auf  einer 
Art  großen  Heugabel  aufgehängt.  Wer  aus  dem  Hause  seines 
Herrn  die  geringste  Sache  stiehlt,  dem  soll  beim  ersten  Male 
ein  Einschnitt  in  die  Nase  gemacht,  beim  zweiten  Male  soll 
er  am  Galgen  gehängt  werden.  Wer  einen  größeren  Diebstahl 
begeht,  der  soll  gleich  das  erste  Mal  aufgehängt  werden  (vgl. 
pricina  gi  (13)  Ziff.  r  v  ff.  S.  12  bei  Buj.). 

Es  folgen  jetzt  Kaiserliche  Gesetze  über  die  Beleidigung  der 
Magistrate  und  fürstlichen  Personen,  sowie  der  diplomatischen 
Vertreter  eines  Staates  und  Adliger  (vgl.  Gla.  a,  ß,  7  [1.,  2.,  3.] 
S.  19/20).  Ferner  Vorschriften  über  Münzverbrechen,  auf  die 
eine  schwere  Strafe  gesetzt  war  (milder,  wer  aus  minderwertigem 
Geld  wertvolles  macht),  vgl.  Gla.  d  (4)  s  i  S.  21  bei  Buj. 
„Vy^er  falsches  Geld  herstellt,  soll  geköpft,  sein  Leib  verbrannt 
und  sein  Vermögen  konfisziert  werden  ^^).  Die  Verbrennung 
sollte  aber  nur  stattfinden ,  wenn  das  Verbrechen  in  einer 
größeren  Stadt  begangen  war,  nicht  aber  in  einem  Dorfe." 
Gleiches  gilt  für  die  Einziehung  des  Vermögens.  Enthauptet 
wurde  auch,  wer  Kenntnis  von  einer  Falschmünzerbande  hatte 
und  hiervon  den  Staatsorganen  nicht  Mitteilung  machte.  Da- 
gegen sollte  der  Teilnehmer,  der  Anzeige  von  dem  Verbrechen 
machte,  straflos  bleiben  und  falls  er  unfrei  war,  freigelassen 
werden   (vgl.  Gla.  d  [4]  a  ff.,   auch  e  [5]  S.  20/21  bei  Buj.). 

Wir  kommen  zu  den  Kaiserlichen  Gesetzen  über  den  Schatz- 


^^)  Die  Strafe  des  Feuertodes,  sowie  auch  andere  arbiträre  Strafe, 
im  Falle  der  Münzfälschung,  findet  sich  auch  im  alten  deutschen  Rechte 
(vgl.  C.  C.  C.  111,  s.  bei  Kohl  er  S.  59/60). 
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fund;  der  Schatzfinder  konnte  den  Schatz  behalten,  wenn  er 
ihn  auf  seinem  Boden  gefunden  hatte;  wer  auf  fremdem  Boden 
zufällig  einen  Schatz  fand,  erhielt  die  eine  Hälfte,  der  Eigen- 
tümer des  Bodens  die  andere;  wer  auf  fremdem  Boden  un- 
befugt nach  Schätzen  grub,  konnte  nach  Ermessen  des  Rich- 
ters auch  mit  Strafe  belegt  werden.  Dem  Pfandbesitzer  eines 
Grundstückes  steht  das  Eigentum  am  Schatz  zu,  wenn  er  das- 
selbe 30  Jahre  lang  im  Besitze  gehabt  hatte.  Der  Schatz,  der 
durch  Zauberei  gefunden  wurde,  war  auf  jeden  Fall  zu  kon- 
fiszieren (vgl.  Gla.  s  [6]  Ziff.  a  u.  ff.,  S.  22  bei  Buj.). 

Es  folgen  hier  die  Tötungsdelikte. 

Zuerst  wird  der  Begriff  des  homicidium  erklärt:  „ucidere 
ce  se  dice  mörte  de  om".  Dabei  wurden  Unterschiede  ge- 
macht zwischen  „schneller  Tötung"  (grabnicä  ucidere)  und 
„langsamer"   (vajnica  ucidere);  z.  B.: 

a)  Der  Täter  wollte  schnell  den  B  töten,  tötet  aber  in 
der  Hast  den  A  (grabnicä). 

b)  Der  Täter  hat  sich  zwar  vorgenommen  den  B  zu  töten 
(zwar  vajnica),  hat  sich  aber  im  Opfer  geirrt  (oder  trifft 
schlecht)  und  tötet  den  A. 

Ferner  wird  unterschieden  die  überlegte  und  unüber- 
legte vorsätzliche  Tötung:  z.  B.  a)  Der  Täter  tötet  den  A 
meuchlerisch  (cu  iu  i^elaciune)  und  mit  Lust  (pofta,  Begier,  Durst). 

b)  Der  Täter  tötet  im  Streit,  in  der  Erregung  den  A 
vorsätzlich,  aber  ohne  Ueberlegung. 

c)  Unterschied  zwischen  vorsätzlicher  und  fahrlässiger 
Tötung :  den  gegebenen  Beispielen  wird  die  fahrlässige  Tötung 
gegenübergestellt:  (Ucidere  cu  gre^^eala)  z.  B.  der  Täter  will 
ein  Tier  mit  dem  Steine  treffen,  trifft  aber  versehentlich  (und 
tötet  dadurch)  den  A  (vgl.  Z  a  Gla.  Z  [7]  a  und  ff.  Buj. 
S.  22/23). 

Es  folgen  nun  noch  Erläuterungen  über  „schnelle  Tötung" 
mit  Berücksichtigung  mildernder  Umstände:  Der  Täter  wird 
im  Wortwechsel  schwer  gekränkt  („la  inimä",  herzlich)  (nicht 
etwa  Notwehr)  und  schlägt  den  Beleidiger  sofort  nieder. 
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Geht  er  aber  erst  abseits  und  überlegt  eine  Weile  und 
tötet  den  Beleidiger  dann,  so  ist  es  „morte  vajnica"  (langsame 
Tötung)  (vgl.  a.  a.  0.  g  und  d  S.  23). 

Im  folgenden  werden  verschiedene  Tötungsarten  ange- 
führt mit  mannigfachen  Beispielen  dazu  (vgl.  Gla.  z  [7] ,  d 
S.  23  bei  Buj.).  Die  auf  die  obengenannten  Tötungsdelikte 
gesetzten  Strafen  werden  jetzt  behandelt.  Grundsätzliche  Strafe 
der  Tötung  war  Todesstrafe,  und  zwar  ohne  Ansehung  der 
Person,  des  Standes  und  des  Geschlechts.  Der  Töter  eines 
kleinen  Kindes  wurde  mit  einer  grausameren  Todesstrafe  be- 
legt, als  der  eines  Erwachsenen. 

Wer  seine  Tochter  (oder  seine  Frau)  bei  außerehelichem 
Beischlaf  ertappte  und  tötete,  der  war  nicht  als  Mörder  zu 
bestrafen;  auch  die  fahrlässige  Tötung  stand  nicht  unter  Strafe 
des  Mordes.  Wer  in  der  Notwehr  handelte,  blieb  straffrei. 
Notwehr  galt  als  erwiesen,  wenn  der  feindliche  Angreifer 
Waffen  bei  sich  trug.  Die  Tötung  aus  Ueberschreitung  der 
Notwehr  wurde  als  Mord  bestraft.  War  die  Gefahr  des  An- 
griffs schon  vorüber  und  tötete  der  erstmals  Angegriffene 
dennoch  den  Täter,  so  war  er  als  Mörder  zu  bestrafen  (vgl. 
Gla.  n  [8],  a  ff.  S.  23  bei  Buj.).  Die  nicht  tödliche  Körper- 
verletzung war  nach  Ermessen  des  Richters  zu  bestrafen  (vgl. 
a.  a.  0.  i).  Nunmehr  folgen  Beispiele  für  aberratio  ictus^^) 
und  fahrlässige  Tötung  bei  Ausübung  der  Notwehr.  Wer  den 
Angreifer  treffen  wollte,  weil  dieser  auswich,  aber  einen  anderen 
versehentlich  tötete,  blieb  wegen  dieser  Tötung  selbst  straffrei; 
war  jedoch  zu  bestrafen,  wenn  sich  aus  dem  Umstände  der 
Anwesenheit  anderer  Leute  deren  Gefährdung  annehmen  ließ 
(fahrlässige  Tötung)  (vgl.  a.  a.   0.  z  f  S.  23). 

Trotz  des  Grundsatzes  der  Gleichheit  vor  dem  Gesetz 
folgt  nunmehr  eine  lex  specialis  für  Bojaren.  Der  dem  Vater- 
lande nützliche  Bojar,  welcher  größeres  Vermögen  hat,  sollte 
für  schnelle  Tötung   (grabnica  ucidere)   nicht   mit   dem  Tode, 


^®)  Bei  aberratio  ictus  im  Fall  der  Notwehr  s.  Carolina  Art.  165. 
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sondern  nur  mit  einer,  allerdings  bedeutenden  Geldstrafe  (nach 
Ermessen  des  Richters)  bestraft  werden  (weil  er  dem  Lande 
nützlich  war).  Blieb  er  mit  der  Zahlung  auch  nur  einige 
Tage  im  Verzug,  so  trat  Todesstrafe  ein.  War  die  Tötung 
dagegen  eine  langsame,  eine  überlegte  oder  ein  Meuchelmord, 
oder  war  die  getötete  Person  dem  Bojaren  verwandt,  so  trat 
auf  jeden  Fall  Todesstrafe  ein.  Ebenso  bei  Tötung  im  Rück- 
fall. Hier  erscheint  das  Talionsprinzip  in  den  Worten  „morte 
pentru  morte"  (mors  pro  morte)  (vgl.  a.  a.  0.  a  i  S.  23/24 
bei  Buj.). 

Der  Klerus  erhielt  gewisse  Bevorzugungen :  Der  Geistliche, 
der  sich  einer  grabnicä  (schnellen)  Tötung  schuldig  machte, 
sollte  ursprünglich  lebenslänglich  ins  Kloster,  bei  Fluchtverdacht 
in  eine  temnij^a  —  eine  Art  von  Gefängnis  —  geworfen  werden. 
Jetzt  dagegen  sollte  er  mit  caterga  (Einsperrung)  bestraft 
werden.  Bei  vajnica  (langsamer  Tötung)  sollte  er  die  Todes- 
strafe erleiden.  Der  obige  Talionsgrundsatz  wird  hier  wieder- 
holt: „morte  drept  morte"  —  Tod  für  Tod  —  (vgl.  a.  a.  0. 
vi  S.  24  bei  Buj.). 

Außerdem  folgt  jetzt  die  gesetzliche  Entschädigungspflicht 
des  Mörders,  insbesondere  Ersatz  für  Arznei  und  ärztliche 
Hilfe;  außerdem  hatte  er  der  Familie  Entschädigung  für  den 
durch  die  Tötung  ihr  entzogenen  Unterhalt  zu  gewähren,  und 
zwar  so  lange,  als  der  Getötete  mutmaßlich  noch  gelebt  hätte 
(nach  Ermessen  des  Richters)  (vgl.  a.  a.  0.  d  i).  Diese  zivil- 
rechtliche Verpflichtung  trat  nicht  ein  in  den  Fällen  der  fahr- 
lässigen Tötung  und  der  Notwehr,  außer  wenn  der  sich  Wehrende 
einen  anderen  tötete   (vgl.  a.  a.   0.  e  i). 

Wir  gelangen  jetzt  zum  Vatermord  (parricidium  im  jüngeren 
Sinne).  Erwähnt  werden  zunächst  die  früher  hierbei  eintreten- 
den Strafen:  Züchtigung  mit  Stiersehnen,  das  Säcken  (der 
Täter  wurde  mit  einem  bissigen  Hunde,  einem  Hahne,  einer 
Viper ,  moimä ,  in  einen  Sack  genäht  und  in  das  Meer  ge- 
w^orfen,  wenn  das  in  der  Nähe  war ,  oder  dorthin ,  wo  wilde 
Tiere   sich    befanden).      Von   unserer    Gesetzgebung   an   sollte 
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eine  nach  Ermessen  des  Richters  grausamere  Todesstrafe  ein- 
treten; zuerst  wurde  dem  Parricida  die  Hand  abgeschlagen, 
mit  der  er  die  Tat  vollbracht  hatte,  dann  fesselte  man  ihn  an 
Pferde  und  ließ  ihn  durch  die  Stadt  schleifen,  worauf  ihm  der 
Kopf  abgeschnitten  wurde,  und  man  seinen  Leichnam  ver- 
stümmelte'^^) (nach  Ermessen  des  Richters).  Auf  keinen  Fall 
durfte  der  Parricida  beerdigt  werden  (vgl.  Gla.  n  [8]  s  i  und  z  i 
S.  24  bei  Buj.). 

Wenn  jemand  einen  anderen  in  der  Absicht  tötet,  seine 
Güter  zu  erben,  so  sollen  weder  er  noch  seine  Söhne  diese  Güter 
erben  dürfen.  Ist  ein  anderer  Erbe  nicht  vorhanden,  so  fallen 
die  Güter  an  den  Fürsten.  In  ähnlicher  Weise  fallen  die 
Güter  eines  Ehegatten ,  der  von  dem  anderen  ermordet  wird, 
an  den  Fürsten,  falls  dessen  Eltern  nicht  mehr  leben.  Da- 
gegen erbt  der  Mann,  wenn  er  die  Frau  getötet  hat,  weil  sie 
Ehebruch  begangen  hatte.  Strenger  ist  dagegen  die  Ermor- 
dung des  Mannes  durch  die  Frau,  indem  ihre  eigenen  Güter 
konfisziert  werden  (vgl.  a.  a.   0.  n  i   und  ff.  S.  24    bei  Buj.). 

Ist  weiterhin  der  Eintritt  einer  Erbschaft  abhängig  von 
dem  Tode  einer  Person,  so  soll  diese  Erbschaft  nicht  eintreten, 
falls  der  Tod  dieser  Person  zum  Zweck  des  Eintritts  der  Erb- 
schaft vom  Erben  gewaltsam  herbeigeführt  wird,  sondern  viel- 
mehr an  das  Fürstentum  fallen.  Wir  haben  somit  die  ähn- 
liche Erscheinung  wie  im  römischen  Rechte ,  wo  der  Erbe 
zugunsten  des  Fiskus  die  Erbschaft  verlor,  wenn  er  den  Erb- 
lasser umgebracht  hatte  (vgl.  auch  a.  a.   0.  fi  und  k). 

Wenn  der  Erbe  den  Erblasser  während  dessen  Krankheit 
vernachlässigt  hat,  so  soll  ihm  die  Erbschaft  nicht  zufallen 
(vgl.  a.  a.  0.  k).  Hat  der  Mann  seine  Frau,  während  sie 
krank  tvar,  unversorgt  gelassen,  so  soll  er  alles  verlieren,  was 
die  Frau  in  die  Ehe  eingebracht  hat  oder  er  von  ihr  erworben 


^^)  Aehnliche  grausame  Strafen  finden  sich  in  der  Carolina  (Art.  192), 
so  Feuertod,  Rad,  Galgen,  Schwert,  Ertränken,  Lebendigbegraben,  Ver- 
schärfung durch  Schleifung  (s.  bei  Kohler  S.  99/100). 
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hat,  solange  die  Ehe  dauerte  (vgl.  a.  a.  0.  k  n).  Mit  der 
Frau  jedoch  geschieht  nichts  Derartiges,  wenn  sie  bei  der  Sorge 
um  den  Mann  nachlässig  war  (vgl.  a.  a.  0.  1  S.  25  bei  Buj.). 

Jemand,  der  einen  Aszendenten  ermordet,  soll  schwerer 
als  ein  anderer  Mörder  bestraft  werden;  ebenso  der  Mörder 
seines  Adoptivvaters.  Umgekehrt  sollen  auch  die  Aszendenten, 
die  einen  Deszendenten  ermorden ,  schwerer  gestraft  werden. 
Hier  hat  also  der  Vater  nicht  wie  im  alten  römischen  Rechte 
ein  jus  vitae  ac  necis  über  das  Kind.  Gleich  wird  angesehen 
die  Ermordung  einer  behördlichen  Person.  Wie  parricidium 
wird  auch  behandelt  der  Brüder-  oder  Schwesternmord.  Schwerer 
wiederum  der  Mord  an  einem  Ehegatten.  Wer  durch  Rat  oder 
Tat  einem  anderen  wissentlich  bei  der  Begehung  eines  Parri- 
cidiums  Hilfe  leistet  oder  dazu  bestimmt,  wird  als  Teilnehmer 
ebenso  schwer  bestraft,  wie  das  vollendete  Verbrechen.  Der 
Versuch  wird  nach  dem  Ermessen  des  Richters  bestraft,  wenn 
noch  ein  anderer  an  dem  Versuch  teilnimmt  (vgl.  Gla.  f  [9]  a 
und  ff.).  Wer  die  Begehung  eines  Parricidiums  trotz  seiner 
Kenntnis  von  dem  Vorhaben  nicht  verhindert,  soll  ähnlich  wie 
der  Täter  selbst  bestraft  werden. 

Ein  Vater,  der  seinen  Sohn  in  ein  Krankenhaus  sendet, 
verliert  über  ihn  die  väterliche  Gewalt,  und  falls  dieser  Sohn 
ihn  späterhin  tötet,  so  soll  er  nicht  mehr  als  Parricida,  sondern 
nur  als  Täter  einer  schnellen  Tötung  (udicere  grabnica)  be- 
straft werden.  Gleiches  findet  im  umgekehrten  Falle  statt 
(vgl.  a.  a.  0.  e  i  und  s  i  S.  25).  Wenn  der  Sohn  den  Vater 
bedroht  oder  tätlich  angegriffen,  oder  in  anderer  Weise  be- 
nachteiligt hat,  so  daß  kein  Vertrauen  zwischen  beiden  mehr 
besteht,  sondern  beide  einander  fremd  geworden  sind,  so  wird 
er  in  derselben  Weise  wie  oben  bestraft.  Ebenso  auch  dann, 
wenn  der  Vater  den  Sohn  im  sexuellen  Verkehr  mit  seiner 
Stiefmutter  betroffen  hat. 

Den  Einfluß  der  christlichen  Kirche  auf  die  obige  Ge- 
setzgebung ersieht  man  daraus,  daß  ein  Vater,  der  seinen 
Sohn  deshalb  tötet,  weil  er  dem   christlichen  Glauben  entsagt 
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hat,  nicht  wegen  Parricidiums  bestraft  wurde  (Gla.  f  i  S.  25). 
Ein  Geisteskranker  wird  überhaupt  nicht  wegen  Mordes  bestraft. 

Wenn  ein  Vater  seinen  Sohn,  der  als  Monstrum  geboren 
wurde,  tötete,  dann  wurde  er  nicht  wegen  Parricidiums  bestraft. 
(Gla.  k  s  S.  26.) 

Weiterhin  finden  sich  andere  Bestimmungen  über  Mord, 
ähnlich  wie  in  dem  Pravila  Matthei  Bassarab.  So,  wenn  ein 
Vater  seine  Tochter  in  intimem  Verkehr  ertappt  und  darauf 
beide  tötet,  soll  er  straflos  bleiben '^^).  (Gla.  k  f  S.  26.)  Jedoch 
durfte  er  von  diesem  Tötungsrecht  nur  Gebrauch  machen, 
wenn  er  nicht  als  anrüchiger  Mensch  oder  als  Kuppler  be- 
rüchtigt war. 

Etwas  anderes  ist  die  Sache  dann,  wenn  der  Ehemann 
seine  Frau  im  Ehebruch  mit  einem  aus  seinem  Stande  oder 
einem  Adoptivkinde  antrifft,  tötet  er  hier  die  beiden,  so  wird 
seine  Bestrafung  in  das  Ermessen  des  Richters  gestellt,  straf- 
frei bleibt  er  nur,  wenn  der  Ehebrecher  aus  niedrigem  Stande 
ist  (vgl.  a.  a.  0.  m  z  S.  27).  Auf  jeden  Fall  wird  der  Mann  dann 
bestraft,  und  zwar  auch  nach  Ermessen  des  Richters,  wenn  die 
getötete  Frau  in  einem  schwangeren  Zustande  war  (wahrschein- 
lich wegen  Mittötung  des  Fötus,  vgl.  auch  Gla.  fmf  a.  a.  0.). 

Wir  wenden  uns  jetzt  den  Bestimmungen  zu  über  die 
Bestrafung  wegen  Giftmordes  (Za.  Gla.  i  S.  28  bei  Buj.). 
Giftmord  wird  schwerer  bestraft  als  andere  Morde  ■^^),  und  die 
Wirkungen  der  Strafe  erstrecken  sich  auch  auf  die  Söhne  des 
Mörders,  indem  sie  ehrlos  werden.  Der  Versuch  des  Gift- 
mordes wird  nach  neuerem  Gesetz  nicht  mit  dem  Tode  be- 
straft, während  früher  darauf  Enthauptung  stand.  Der  Her- 
steller des  Giftes  wird  nach  dem  Ermessen  des  Richters  bestraft. 

Darauf  folgen  einige  Bestimmungen  über  die  Vermutung 
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0  Ein  Tötungsrecht  in  solchen  Fällen  findet  sich  auch  im  deutschen 
Rechte  (vgl.  Const.  crim.  Carol.  142,  150,  S.  72—74,  79—80  bei  Kohl  er, 
s.  hierher  auch  unten  sowie  auch  S.  121). 

^^)  Die  Vergiftung   wurde   nach  Carolina  (Art.  130)   mit  dem  Kad 
bestraft  (s.  bei  Kohler  S.  67). 
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des  Giftmordes  (vgl.  a.  a.  0.  fi  und  fiF.  S,  28);  ferner  über 
Notwehr  (vgl.  Za  Gla.  ai,  a  und  ff.  S.  28  ff.  bei  Biij.),  wo 
eine  Bestrafung  des  in  Notwehr  Handelnden  nicht  erfolgt, 
auch  dann  nicht,  wenn  der  Tod  des  Angreifers  beispielsweise 
in  einer  Kirche  geschah.  Hiervon  gibt  es  jedoch  Ausnahmen, 
so:  wenn  ein  schwächerer  Mensch  einen  erheblich  stärkeren  an- 
fällt, und  dieser  den  ersteren  tötet  (vgl.  a.  a.  0.  Kz  S.  31). 
Eine  Art  von  straflosem  Notstande  sehen  wir  dann,  wenn  der 
Bruder  den  Schänder  seiner  Schwester  erschlägt,  sowie  auch 
wenn  der  Ehemann  den  Beleidiger  seiner  Frau  tötet  (vgl. 
auch  Zi  S.  31  a.  a.  0.). 

Der  Sohn  muß  dem  Vater,  der  Matrose  dem  Kapitän,  der 
Sklave,  der  Diener  dem  Herrn,  die  Frau  dem  Mann,  die  Per- 
sonen aus  demselben  Bezirk  ihrem  Magistrat  beistehen,  falls 
eine  dieser  Personen  in  irgend  einer  Weise  angegriffen  wird, 
so  daß  Lebensgefahr  vorliegt.  In  ähnlicher  Art  ist  eine  Ver- 
pflichtung zum  Schutz  der  Untertanen  für  den  Staat  begründet 
(vgl.  a.  a.  0.  f  i  und  ff.  S.  31  bei  Buj.). 

Ueber  die  Tötung  eines  Diebes  bei  furtum  manifestum 
finden  wir  nachfolgende  Bestimmungen.  So  kann  der  Dieb,  der 
in  der  Nacht  ertappt  wird  und  sich  widersetzt,  ohne  weiteres 
getötet  werden,  ohne  daß  Bestrafung  stattfindet.  Auch  bei  der 
Tötung  eines  Wegelagerers  bleibt  der  Täter  straffrei.  Ebenso 
bleibt  straflos,  wer  den  Zerstörer  seiner  bestellten  Aecker  tötet 
(vgl.  a.  a.   0.  Gla.  v  i,  a  und  ff.  S.  30/31). 

Es  folgen  nunmehr  die  Vorschriften  über  die  tödliche  imd 
nicht  tödliche  Verwundung  (Za.  Gla.  gi,  z,  a  ff.  S.  31)  und 
die  dabei  aufzuerlegenden  Strafen  (vgl.  a.  a.  0.  Gla.  di,  za  ff. 
S.  31/32). 

Wir  wenden  uns  der  Bigamie  zu  (Za.  Gla.  e  i  S.  32). 
Nach  früheren  Gesetzen  wurde  Bigamie  mit  dem  Tode  bestraft, 
nach  heutigem  wurde  er  entweder  in  Salzgruben  gesteckt  oder 
nackt  auf  der  Straße  herumgeführt,  je  nach  dem  Ermessen 
des  Richters.  Seine  Güter  wurden  sämtlich  vom  Staate  kon- 
fisziert.   Er  wurde  auch  nackt  auf  einen  Esel  gesetzt  und  mit 
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zwei  Spindeln  gezüchtigt  ^^).  Für  die  Frauen  gilt  Gleiches, 
nur  daß  sie  mit  zwei  Männermützen  geschlagen  wurden  (vgl. 
a.  a.  0.  Z  a — g).  Unter  Umständen  konnte  auch  Todesstrafe 
eintreten. 

Wenn  eine  Ehefrau  im  Ehebruch  betroffen  wurde,  so. ver- 
lor sie  ihre  ganze  Mitgift  und  auch  die  Geschenke.  Auch  eine 
Frau,  die  nur  im  Konkubinat  mit  einem  Mann  lebte  und  noch 
mit  anderen  verkehrte,  ging  ihrer  in  das  Verhältnis  mitge- 
brachten Sachen  verlustig.  Ueberhaupt  hatte  das  Konkubinat 
rechtliche  Bedeutung,  wie  man  aus  dem  eben  angeführten 
Umstände  erkennen  kann.  Ebenso  war  es  auch  möglich,  daß 
der  Richter  auf  Verlangen  eine  Trennung  (separatio  a  toro  et 
mensa)  der  beiden  im  Konkubinat  lebenden  Personen  aus- 
sprechen konnte. 

Trieb  ein  Mann  Ehebruch,  so  konnte  die  Frau  Ehe- 
scheidung verlangen  und  behielt  dann  die  von  ihr  einge- 
brachten Sachen ,  sowie  alle  Geschenke ,  die  sie  vom  Manne 
erhalten  hatte.  Hatten  beide  Ehegatten  Ehebruch  getrieben, 
so  behielt  die  Frau  die  ihr  gehörigen  Gegenstände,  und  alle 
beide  wurden  als  Ehebrecher  bestraft.  Wenn  eine  Witwe 
irgendwelche  Geschlechtsverbindung  mit  einem  Mamie  hatte, 
so  sollte  sie  ihre  Aussteuer  'verlieren,  die  dann  an  die  Ver- 
walter des  Vermögens  ihres  verstorbenen  Mannes  (sog.  pristavi) 
fiel.  Diese  ganze  Bestimmung  hatte  aber  nur  Bedeutung 
während  der  Dauer  des  Trauerjahres;  geschah  ein  derartiger 
Verkehr  der  Witwe  nach  dem  Ablauf  des  Jahres,  so  verlor 
die  Frau  nur  die  Geschenke,  die  sie  während  der  Ehe  vom 
Mann  erworben  hatte,  und  diese  fielen  an  das  Fürstentum. 
Auch  der  Witwer,  der  in  geschlechtlichen  Verkehr  trat,  mußte 
seine  Geschenke,  die  er  von  der  Frau  erhalten  hatte,  aufgeben 
an  das  Fürstentum  (vgl.  Za.  Gla.  si,  Za  ff.  S.  33/34).     Vasile 


^^)  „Mit  Ruten  ausshawen*  (ausgehauen)  wurde  der  Bigamrae  nach 
Carolina  (Art.  198),  im  allgemeinen  war  die  Strafe  wie  bei  Ehebruch 
(s.  auch  a.  a.  0.  120  u.  121,  bei  Kohl  er  S.  G3  u.  102|103). 
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Lupu  gewährt  eine  Trennung  von  Tisch  und  Bett  (divortium 
a  toro  et  mensa)  bei  Ehebruch  eines  Ehegatten,  ferner  dann, 
wenn  der  Mann  die  Frau  aus  dem  Hause  hinausweist,  in 
welchem  Falle  sie  auch  Alimentation  fordern  darf,  bis  die 
Trennung  ausgesprochen  ist  (vgl.  Gla.  za  und  zi,  Za  ff.  S.  35). 

Im  Gegensatz  dazu  bestand  früher  im  code  civil  art.  229 
die  Bestimmung,  daß  nur  der  Mann  wegen  Ehebruchs  der 
Frau  die  Trennung  verlangen  konnte;  dagegen  gestatteten 
die  Rechtslehre  und  -sprechung  der  Frau  diese  Trennung, 
wenn  der  Mann  seine  Konkubine  im  ehelichen  Heim  unter- 
halten hat,  ja  selbst  dann,  wenn  im  Ehebruch  eine  „grave 
injure"  nach  dem  Ermessen  des  Gerichtes  liegt,  d.  h.  der 
Mann  des  öfteren  sittenlose  Weiber  in  sein  Heim  genommen 
hat  und  der  Frau  auf  diese  Weise  das  Weiterleben  in  dem- 
selben unmöglich  geworden  ist.. 

Es  wird  weiterhin  eine  separatio  a  toro  et  mensa  gestattet 
bei  Sodomie  und  Glaubensverschiedenheit  (vgl.  Gla.  ni,  d  S.  36, 
auch  Gla.  f  i).  Hatte  der  Mann  mit  seiner  Frau  Sodomie  ge- 
trieben, so  konnte  sie  von  der  Kirche  eine  temporalia,  eine 
Trennung  für  so  lange  verlangen,  bis  der  Mann  von  seinen 
perversen  Empfindungen  geheilt  war.  Unter  Umständen  wird 
hier  auch  Ehescheidung  gewährt.  Dem  Mann  steht  im  Falle 
des  sexuellen  Verkehrs  seiner  Frau  mit  einer  anderen  Frau 
ebenfalls  der  Anspruch  auf  Trennung  zu,  auch  dann,  wenn 
die  Frau  in  irgend  einer  künstlichen  Form  Selbstbefriedigung 
trieb.  Allerdings  konnte  im  Falle  der  einfachen  Selbstbefrie- 
digung eines  Ehegatten  der  andere  keine  Trennung  verlangen 
(vgl.  auch  Gla.  f  i,  Zif.  e  und  s). 

Bei  Glaubensverschiedenheit  ist  auch  ein  Anspruch  auf 
vollständige  Scheidung  der  Ehe  gegeben.  In  diesem  Falle 
behält  die  Frau  ihre  Aussteuer,  nachdem  die  Ehe  geschieden 
ist  (Gla.  K  [20]  Zif.  a  ff.  S.  36/37).  Weitere  Ehescheidungs- 
gründe sind  grobe  Mißhandlung  seitens  des  Mannes;  freilich 
muß  dieselbe  lebensgefährlich  gewesen  sein,  da  sonst  Ehe- 
scheidung   nicht   gewährt    wird.     Bei    Geisteskrankheit    eines 
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Ehegatten  tritt  nur  Trennung  der  Ehe  ein  (Gla.  Ka.  Zif.  s 
S.  37),  ebenso  im  Falle  von  Trunksucht  des  Mannes,  wenn 
der  Mann  dabei  die  Frau  gemißhandelt  hat.  Außer  den  an- 
geführten gibt  es  noch  einige  andere  Gründe  für  die  Trennung 
der  Ehe. 

Ueber  den  Begriff  der  groben  Mißhandlung  vgl.  Gla.  Kv 
Zif.  a  ff.  S.  38.  Die  Züchtigung  der  Frau  durch  den  Mann 
war  vom  Gesetz  geregelt,  durfte  aber  nicht  ins  Ueber- 
mäßige  gehen.  So  war,  wenn  die  Frau  einen  Fehler  ge- 
macht hatte  und  vom  Mann  deshalb  sehr  grob  gemißhandelt 
worden  war,  ein  Grund  zur  Ehescheidung  gegeben,  wozu  noch 
der  Verlust  des  dritten  Teiles  der  Geschenke  der  Frau  an  den 
Mann  kam,  oder  in  Ermanglung  solcher  Geschenke  die  Be- 
zahlung des  vierten  Teiles  des  Wertes  ihrer  Aussteuer;  außer- 
dem mußte  der  Mann  der  E'rau  noch  Lebensunterhalt  und 
Kleider  bezahlen. 

Unter  Ueberschreitung  des  Züchtigungsrechtes  verstand 
der  Gesetzgeber  das  Schlagen  mit  einem  Stabe,  wodurch 
dieser  in  Stücke  ging,  so  daß  auch  Blut  floß.  Auch  wenn 
der  Mann  der  Frau  gegenüber  vertragsmäßig  auf  sein  gesetz- 
liches Züchtigungsrecht  verzichtet  hat,  steht  ihm  dennoch  ein 
Züchtigungsrecht  in  gewissen  Schranken  zu.  Schläge  mit  der 
Faust  oder  Hand  können  in  beliebiger  Anzahl  erteilt  werden, 
ja,  die  Gewalt  des  Ehemannes  geht  sogar  so  weit,  daß  der 
Mann  seine  Frau  in  ein  Verlies  sperren  darf,  allerdings  aber 
nur  im  Falle  von  Ehebruch  der  Frau  oder  der  Bedrohung 
seines  Lebens  durch  sie  (vgl.  Gla.  k  g  Zif.  a  ff.  S.  38/39). 

In  einzelnen  Fällen  konnte  die  Frau  beim  Richter  gegen 
weiteres  übermäßiges  Züchtigen  eine  Sicherheit  seitens  des 
Mannes  verlangen  (vgl.  Gla.  K  d  Zif.  a  ff.  S.  39). 

Es  war  dem  Mann  möglich ,  in  bestimmten  Fällen  die 
Frau  aus  dem  Hause  zu  entfernen  (vgl.  Gla.  k  e  S.  39),  so  bei 
Ehebruch  der  Frau. 

War  der  Mann  ein  Wucherer,  dann  konnte  die  Frau  ihn 
verlassen,    und   zwar   bis  der  Mann  wieder  einen  anständigen 
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Erwerb  hatte.  Der  Mann  dagegen  konnte  sich  ohne  gericht- 
lichen Beschluß  von  der  Frau  trennen,  wenn  sie  Zauberei  be- 
trieb. Hatte  die  Frau  ihn  verlassen,  so  konnte  der  Mann  sie 
unter  Anwendung  von  Gewalt  zurückbringen  (vgl.  auch  Kla.  k  1, 
Zif.  a  fP.):  die  Frau  ist  verpflichtet,  dem  Mann  überall  zu 
folgen  (vgl.  Gla.  ks,  Zif.  a  ff.). 

Die  Bestrafung  des  Kupplers  (hotru),  sagt  der  Gesetz- 
geber, war  nach  einigen  Gesetzen  Enthauptung,  nach  anderen 
wiederum  Verweisung  aus  der  Gemeinde,  oder  Entsendung  in 
Salzbergwerke,  oder  auf  den  Straßen  durchgepeitscht  zu  werden. 
Dazu  kommen  noch  zwei  wichtige  Punkte:  einmal  verlor  der 
Kuppler  alle  Ehrenrechte  und  die  von  ihm  abgeschlossenen 
Verträge  sind  sämtlich  nichtig. 

Der  Kuppler  einer  verheirateten  Frau  sollte  zunächst  nackt 
auf  den  Straßen  gepeitscht  werden,  darauf  wurde  ihm  die 
Nase  abgeschnitten,  beim  zweiten  Male  wurde  er  enthauptet*^) 
(vgl.  Gl.  Kn,  di  S.  42).  Geschah  die  Kuppelei  mit  einem  un- 
schuldigen Mädchen,  so  fand  gleich  Enthauptung  statt  (vgl. 
Gl.  Kn,  äff.  S.  41/42).  Unter  Kuppler  (hotru)  versteht  der  Ge- 
setzgeber den  gewerbsmäßigen  oder  gewohnheitsmäßigen.  Ver- 
kuppelte ein  Herr  seine  eigene  Sklavin,  so  verlor  er  die  dominica 
potestas:  sie  wurde  frei  und  er  mußte  sie  obendrein  heiraten 
(vgl.  Gla.  Kz,  Zif.  äff.  S.  41  bei  Buj.).  Wenn  eine  Lehrerin 
ein  ihr  anvertrautes  Mädchen  gegen  den  Willen  der  Eltern 
von  einem  Mann  entführen  ließ,  so  wurde  ihr  geschmolzenes 
Blei  in  den  Mund  gegossen,  um  von  dort  zum  Herzen  zu  ge- 
langen,   das   all  die  Betrübnis  der  Eltern  hervorgebracht  hat. 

Personen,  die  einen  Kuppler  in  ihr  Haus  aufnahmen,  ver- 
loren dasselbe  zu  Gunsten  des  Fürstentums  und  wurden  noch 
mit  Geldstrafen  belegt.  Gehilfen  der  Kuppler  sollten  wie  diese 
selbst    bestraft    werden.     Wenn    Eltern    ihre    eigene    Tochter 


^0  »Mit  Verweisunge  des  Landts,  .  .  .  Abschneydung  der  oren  oder 
ausshawunge  mit  Ruten  Oder  anderm"  wurde  die  Kuppelei  nach  Carolina 
(123)  bestraft  (s.  auch  a.  a.  0.  122,  bei  Kohl  er  S.  64). 
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verkuppelten,  so  verloren  sie  die  elterliche  Gewalt  und  mußten 
der  Tochter  ihre  Aussteuer  herausgeben.  Das  Vermögen  der 
Eltern  wurde  eingezogen,  sie  selbst  in  die  Salzwerke  geschickt, 
erst  nach  ihrem  Tode  fiel  das  Vermögen  an  den  Erben. 
Nach  neueren  Gesetzen  wurden  sie  ohne  weiteres  enthauptet. 
—  Alte  römische  Gesetze,  sagt  der  Gesetzgeber,  bestimmten, 
daß  die  Eltern  das  ganze  Leben  eingesperrt  werden  sollten 
oder  auf  den  Straßen  nackt  auf  Eseln  gezüchtigt  werden.  Die 
angemessene  Strafe,  fügt  unser  Gesetzgeber  hinzu,  ist  nur  die 
Enthauptung. 

Wer  seine  Ehefrau  verkuppelte,  der  sollte  getötet  werden, 
gelegentlich  traten  andere  Strafen,  wie  öffentliche  Züchtigung 
(auf  einem  Esel  verkehrt  sitzend)  oder  lebenslängliche  Ein- 
sperrung ein.  Dem  Richter  war  hier  die  Bestimmung  der  Art 
der  Todesstrafe  überlassen  (vgl.  Gla.  la  [31]  Z.  äff.  S.  43). 

Auf  Mädchenraub  stand  Todesstrafe  und  Konfiskation  des 
Vermögens  (vgl.  Gla.  Iv  [32]  Zif.  äff.  S.  43).  Wenn  der  Sklave 
oder  Diener  (namit)  eine  Frau  raubte,  so  wurde  er  mit  dem 
Feuertode  bestraft.  —  W^ie  die  Räuber  selbst,  wurden  die  Ge- 
hilfen und  Anstifter  bestraft.  Die  Todesstrafe  sollte  besonders 
grausam  sein ,  wenn  das  Mädchen  noch  nicht  das  Alter  der 
Geschlechtsreife  hatte  (vgl.  Gla.  la,  Z.  äff'.  S.  43/44).  Genau 
wie  der  Räuber  eines  Weibes  wird  in  diesem  Falle  auch  der 
Notzüchter  bestraft  (vgl.  Gla.  1  v,  Z.  K  a.  S.  44). 

Einen  Mädchenräuber,  der  wegen  Mädchenraubs  in  Ru- 
mänien verhaftet  wurde ,  bestrafte  man  daselbst.  Eine  Aus- 
lieferung an  den  Heimatstaat  des  Ausländers  zwecks  seiner 
Bestrafung  fand  nicht  statt,  nur  in  Ausnahmefällen,  wenn  ein 
diesbezüglicher  Staatsvertrag  bestand  (vgl.  Gla.  1  v,  k  s,  S.  44). 

Alle  Straftaten,  ganz  gleich  welcher  Art  sie  seien,  ver- 
jährten nach  5  Jahren.  Der  Raub  dagegen  verjährte  erst 
nach  10  eventuell  nach  mehr  Jahren  (vgl.  Gla.  1  v,  k  z,  S.  44\ 
Wenn  der  Räuber  das  Mädchen  liebte  und  ihm  ein  anderes 
Mittel  zur  Herbeiführung  einer  Vereinigung  nicht  zu  Gebote 
stand,    außerdem    das    Mädchen   in   die    Entführung    gewilligt 
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hatte,  so  wurden  diese  Umstände  als  mildernde  angesehen 
(vgl.  Gla.  1 V,  Zif.  1  f,  S.  45).  Wer  eine  Prostituierte  raubte, 
wurde  nach  dem  Ermessen  des  Richters  bestraft;  hatte  er, 
nachdem  er  sie  10  Tage  mit  Gewalt  in  seinem  Hause  gehalten, 
nicht  200  taleri  als  Geldstrafe  an  das  Fürstentum  bezahlt,  so 
wurde  ihm  die  Hand  abgeschnitten  (vgl.  Gla.  lg,  Z.  äff.  S.  46 
bei  Buj.).  Der  Räuber  einer  Nonne  wurde  mit  dem  Tode 
und  Konfiskation  des  Vermögens  bestraft  (vgl.  Gla.  Id,  Z.  äff. 
S.  46). 

Wer  mit  einer  Nonne  geschlechtlich  verkehrte,  beging 
nach  Ansicht  des  Gesetzgebers  drei  Todsünden :  zunächst  Blut- 
schande, da  die  Nonne  als  seine  geistliche  Schwester  betrachtet 
wurde;  weiterhin  Ehebruch,  da  die  Nonne  als  mit  Gott  ver- 
heiratet gedacht  wurde;  endlich  Diebstahl,  indem  die  Nonne 
als  eine  Vase  der  Kirche  angesehen  wurde.  Ein  solches  Ver- 
brechen konnte  nur  mit  dem  Tode  bestraft  werden  und  zwar 
mit  einem  sehr  grausamen  (vgl.  Gla.  1  e,  Z.  a  ff.  S.  47). 

Wenn  ein  Mann  eine  Frau  notzüchtigte,  so  sollte  er,  falls 
er  reich  war ,  die  Hälfte  seines  Vermögens  verlieren ;  war  er 
arm,  so  wurde  er  ausgepeitscht  und  aus  der  Gemeinde  ver- 
wiesen. Vergewaltigte  ein  Diener  oder  Sklave  die  Tochter 
seines  Herrn,  so^ sollte  er  den  Feuertod  erleiden;  war  die  Jung- 
frau zu  Willen  gewesen,  dann  einfache  Todesstrafe^^)  (vgl. 
Gla.  Is,  Z.  ff.  S.  47/48). 

Heiratete  der  Notzüchter  das  betreffende  Mädchen,  so 
wurde  er  von  der  Strafe  befreit.  Heiratete  er  sie  nicht,  so 
konnte  zu  der  Bestrafung  die  Entrichtung  einer  Aussteuer 
hinzukommen,  angemessen  dem  Stande  der  Frau  und  seinem 
eigenen  (vgl.  Gla.  Iz,  Z.  äff.  S.  48/49  bei  Buj.). 

Dem  Eid  der  Frau  wurde  ohne  weiteres  Glauben  bei- 
gemessen, um  so  mehr,  wenn  sie  noch  Zeugen  für  ihre  Rein- 
heit beibringen  konnte  (vgl.  Gla.  Iz,  Z.  äff.  S.  48/49  bei  Buj.). 


^^)  Carolina  (119)  unterstellt  die  Notzucht  der  Todesstrafe  (Schwert- 
streich), s.  bei  K  0  h  1  e  r  S.  62/63. 
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Es  wurden  drei  Arten  von  strafbarer  Sodomie  unter- 
schieden, einmal  die  geschlechtliche  Verbindung  mit  nahen 
Verwandten,  wobei  das  Weib  milder  bestraft  wurde  als  der 
Mann  (verwandt  sind  auch  Täufling  und  Pate).  Dann  die 
mit  Tieren  und  endlich  die  mit  Personen  männlichen  Geschlechts 
(als  Grund  für  die  Trennung  von  Mann  und  Frau  galt  ja  be- 
kanntlich der  Verkehr  der  Frau  mit  einem  andern  Weibe  [vgl. 
Gla.  If,  Z.  äff.  S.  49/50]). 

Die  Personen,  die  Sodomie  betrieben,  wurden  mit  dem 
Tode  bestraft,  ihre  Leichen  ins  Feuer  geworfen  und  ihr  Ver- 
mögen eingezogen,  außer  bei  Blutschande,  wenn  diese  nicht 
in  einer  Ehe  geschah.  Wer  mit  einem  Kinde  Sodomie  betrieb, 
konnte  außerdem  von  jedermann  getötet  werden.  Im  Falle 
es  sich  bei  diesem  Verkehr  um  Tiere  handelte ,  wurde  die 
Person  zunächst  enthauptet  und  dann  ihre  Leiche  mit  der  des 
Tieres  zusammen  verbrannt*^)  (vgl.  auch  Gla.  ra,  Z.  a,  S.  51 
bei  Buj.).  Unter  Todesstrafe  gestellt  wurde  auch  der  wider- 
natürliche Verkehr  zwischen  dem  Mann  und  seiner  Frau. 
Nach  Ermessen  des  Richters  wurden  Personen,  die  Selbst- 
befriedigung betrieben,  mit  dem  Tode  bestraft,  oder  unter 
Umständen  nur  nach  Ermessen  des  Richters;  ebenso  Weiber, 
die  miteinander  sexuell  verkehrten. 

In  allen  Fällen  tritt  zu  dieser  Bestrafung  noch  eine  kirch- 
liche, aforismenos,  hinzu  (vgl.  Gla.  1  f ,  Z.  äff.,  auch  Gla.  ma, 
Ziff  äff.  S.  49—51). 

Inzestkinder  sind  außer  stände ,  das  Vermögen  ihrer 
Eltern  zu  erben,  wohl  aber  dann,  wenn  die  Blutschande  nie- 
manden bewußt  war  (vgl.  Gla.  mv  [42],  Z.  a,  S.  51 — 53). 

Wir  betrachten  nunmehr  kurz  die  unter  dem  Titel  der 
kaiserlichen  Pravila  folgenden  Beleidigungsstrafen.  Die  Be- 
leidigung  durch  Zeichen  oder  Schrift  (vgl.  auch  Gla.  n  [50], 


*^')  Nach  Carolina  (116)  wurde  bei  widernatürlicher  Unzucht 
(„.  .  .  mit  einem  Viehe,  Man  mit  Man,  Weib  mit  Weib  .  .  .*)  Feuertod 
verhängt  (s.  bei  Kohl  er  S.  62). 
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Z.  a£P.  S.  57/58  bei  Buj.)  stand  auf  derselben  Stufe  wie  die 
durch  Worte.  So  wurde  mit  Geld-  eventuell  auch  Körper- 
strafe derjenige  belegt,  der  häufig  singend  neben  dem  Hause 
einer  ehrlichen  Frauensperson  einherging.  Auch  Beleidigung 
durch  Witze,  sowie  sonstige  komische  Beleidigungen  wurden 
bestraft  (vgl.  Gla.  mg  [43],  afp,  S.  53/54  bei  Buj.).  Wenn 
jemand  in  Ausübung  eines  öffentlichen  Amtes,  z.  B.  als  Wache, 
oder  am  Hofe  des  Fürsten,  beleidigt  wurde,  so  wurde  diese 
Beleidigung  als  eine  schwere  angesehen.  Ebenso  war  die 
Beleidigung  eines  Geistlichen,  oder  Bojaren,  oder  fürstlichen 
Dieners  viel  schwerer  als  die  anderer  Personen ;  es  kam  auch 
auf  den  Ort,  wo  die  Beleidigung  ausgesprochen  wurde,  an 
(vgl.  Gla.  md,  Z.  äff.  S.  54|55).  Die  einmal  ausgesprochene 
Beleidigung  konnte  ausdrücklich  oder  stillschweigend  verziehen 
werden  (vgl.  Gla.  mn,  Z.  äff.  S.  56/57). 

Die  Beleidigung  des  Fürsten  in  Wort  und  Tat  wurde 
besonders  schwer  bestraft,  und  zwar  nach  Ermessen  des  Richters 
mit  Zustimmung  des  Fürsten  (vgl.  Gla.  m f ,  Z.  äff.  S.  57). 

Mildernde  Umstände,  welche  der  Richter  bei  der  Zu- 
messung  der  Strafen  zu  berücksichtigen  hatte,  sind  zunächst 
metus,  Drohung  (vgl.  Gla.  n  a,  Zif.  a,  S.  58/59).  Ferner  außer- 
ordentliche Aufregung,  die  ein  ruhiges  Besinnen  ausschloß, 
weiterhin  mangelhaftes  Alter  (vgl.  Gla.  ng,  a,  S.  60),  wobei 
eine  Infantia  bis  zum  7.  Jahre  mit  Straflosigkeit  und  eine 
Pubertät,  laufend  vom  10^2.  bis  14.  des  Mannes,  vom  9.  bis 
12.  Jahre  des  Weibes  mit  vollkommener  Straffähigkeit  unter- 
schieden wurden;  auch  bis  der  Mensch  das  25.  Lebens- 
jahr vollendet  hatte,  waren  noch  mildernde  Umstände  zu- 
lässig. Trunksucht,  Geisteskrankheit  (vgl.  Gla.  nd  und  ne,  a, 
S.  61/62),  Ortsgewohnheit,  d.  h.  wenn  ein  Verbrechen  an  einem 
Orte  milder  bestraft  wurde  (vgl.  Gla.  ns,  a,  S.  62),  Begehung 
einer  Tat  durch  eine  größere  Anzahl  von  Personen,  wobei 
der  Richter  einzelne  Personen  nach  freiem  Ermessen  milder 
bestrafen  konnte  (vgl.  Gla.  nz,  a,  S.  62/63),  galten  als  mildernde 
Umstände.     Tötete  jemand    auf  Anstiftung   des  Fürsten   oder 
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eines  Bojaren  einen  anderen ,  dann  sollte  der  Mörder  milder 
bestraft  werden  (vgl.  Gla.  n  n,  a,  S.  63/64).  Milderung  bewirkte 
bei  Zumessung  der  Strafe  auch  der  Zustand  der  geistigen 
Entwicklung  des  Täters  oder  der  Täterin  (vgl.  Gla.  nf,  a, 
S.  65),  ferner  traumhafte  Zustände  (vgl.  Gla.  x,  S.  65),  Liebe, 
die  als  noch  gefährlicher  dargestellt  wird  als  die  Trunksucht 
(vgl.  Gla.  X  [60],  S.  Qß)^  Zugehörigkeit  zu  einer  Adelsfamilie, 
indem  Adelige  nicht  gehängt,  oder  in  Salzbergwerke  geschickt, 
oder  auf  den  Straßen  herumgeführt  werden  durften  ;  ausnahms- 
weise wurde  auch  der  Fürst  an  den  Galgen  gehängt,  wenn  er 
Hochverrat  begangen  hatte.  (Hierbei  mußte  aber  der  Galgen 
für  den  Bojaren  höher  sein  als  der  für  andere  Leute  [vgl. 
Gla.  X,  Z.  äff.  S.  QQ]).  Tüchtigkeit  und  Bildung  des  Täters 
sollten  Milderungsgründe  sein.  Den  Einfluß  der  Kirche  sieht 
man  daraus,  daß  Umkehr  von  einem  schlechten  Lebenswandel, 
Bekehrung  zur  christlichen  Religion  Milderung  der  Strafe 
zeitigten  (vgl.  Gla.  x  d,  S.  67  bei  Buj.).  Taube  und  Stumme 
wurden  milder  behandelt  (vgl.  Gla.  x  a,  Z.  a,  S.  67).  Zeigte  ein 
Vater  sein  Kind,  oder  umgekehrt,  zwecks  Bestrafung  an,  so 
wurde  dies  als  mildernder  Grund  angesehen,  während  sonst 
volle  Bestrafung  eintrat  (vgl.  Gla.  x,  Z.  äff.  S.  67/68). 

Der  Urheber  unseres  Gesetzes  spricht  an  dieser  Stelle 
davon,  daß  alle  die  letzten  Vorschriften  unverändert  nach  den 
kaiserlichen  Gesetzen  kompiliert  sind  und  zwar  so,  wie  diese 
Gesetze  von  den  Lehrern  dargestellt  wurden,  bis  ein  berühmter 
italienischer  Jurist,  Farinascu,  die  ganzen  Kaisergesetze  zu- 
sammengefaßt hatte  (vgl.  a.  a.  0.,  s.  unten  S.  117)! 

In  dieser  Gesetzgebung  folgen  noch  Bestimmungen  über  die 
Bestrafung  desjenigen,  der  einen  Mönch  zur  Aufgabe  des  Glaubens 
überredet;  es  sollte  dem  Betreffenden  der  Kopf  abgeschlagen 
werden  (vgl.  Gla.  xz,  Z.  äff.  S.  68).  Unter  dem  Titel  Kaiserlicher 
Pravile  folgen  noch  Erklärungen  der  Begriffe  über  Anstiftung, 
Aufhetzung,  Gehilfenschaft  (vgl.  Gla.  x  f,  Z.  a,  S.  69).  Die  Be- 
strafung der  Mittäter,  Anstifter,  Ratgeber,  Gehilfen  u.  s.  w.  ist 
die  gleiche  wie  die  des  Täters  (vgl.  Gla.  0  s  [76],  S.  73  bei  Buj.). 
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Wir  haben  nunmehr  die  Gesetzgebung  Vasile  Lupus  zum 
Abschluß  gebracht  und  gesehen,  daß  der  erste  Teil  weiter 
nichts  ist  als  eine  einfache  Uebersetzung  der  leges  agrariae 
(vgl.  manuale  legum  sive  hexabiblos  etc.  Harmenopolus  ed. 
Heimbach,  Lipsiae  MDCCCL,  S.  831  ff.),  die  unter  den  Kaisern 
Leo  der  Isaurier  und  Constantin  bearbeitet  worden  sind  und 
als  Anhang    der  Hexabiblos   des  Harmenopulus  erscheinen^'). 

Ferner  finden  sich  sehr  viele  Anklänge  an  die  Ekloga 
desselben  Kaisers ;  ebenso  sonstige  römische  und  byzantinische 
Grundsätze,  deren  erstere  aber  meist  verschiedenen  Bearbei- 
tungen und  Kompilationen  der  ursprünglichen  Gesetze  ent- 
nommen sind.  Der  begabte  rumänische  Forscher  Universitäts- 
professor Longinescu  (Prav.  Vas.  Lupu  §i  Prosp.  Farin., 
S.  34  ff..  Buk.  1909)  hat  nachgewiesen,  daß  einige  Bruchstücke 
aus  dem  Werke  „Praxis  et  Theoricae  crimin.  Farinaccius"  her- 
rühren ,  was  auch  vom  Gesetzgeber  selber  gestreift  wird  in 
Gla.  X  s ,  Zif.  n ,  S.  68.  Dasselbe  gilt  auch  von  einer  Reihe 
von  Bestimmungen  aus  den  justinianischen  Rechtsbüchern,  die 
aber  nicht  im  Urtext  vorgelegen  haben,  sondern  nur  in  späteren 
Bearbeitungen,  so  auch  von  einer  direkten  Uebernahrae  aus 
den  Basiliken   im   engeren  Sinne  kaum  geredet  werden  kann. 

Wenn  wir  auf  die  Behauptung  Dim.  Cantemirs  a.  a.  0. 
S.  234  hin  die  Gesetzgebung  nach  ihrem  Inhalt  an  Gewohn- 
heitsrecht prüfen,  so  finden  wir,  daß  zwar  viele  Vorschriften 
dieser  Gesetzgebung,  so  z.  B.  die  leges  agrariae,  Aehnlichkeit 
mit  gewohnheitsrechtlichen  Bestimmungen  aufweisen,  daß  es 
aber  durchaus  unrichtig  ist,  hier  von  einer  Kristallisation  des 
Gewohnheitsrechts  zu  einem  Gesetze  zu  reden.  Vielmehr  finden 
sich  eigentlich  «^ehr  wenige  Anklänge  an  das  Gewohnheitsrecht 
(richtige  Erwähnungen  darüber  bei  P.  Negulescu,  Studii  de 
ist.  dreptului  roman,  S.  17  und  Xenopol,  Hist.  des  Roum. 
II,  S.  35). 

*^)  Vgl.  Zachariae,  Gesch.  d.  griech.-röm.  R.  S.  249;  vgl.  Helm- 
bach in  der  Einleitung  zur  Ausgabe  des  Hexabiblos  S.  XV;  vgl. 
'AvexSoxa  Zachariaes  S.  XI  ff.;  s.  auch  oben  S.  117. 
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Der  Charakter  der  Strafen  in  der  Gesetzgebung  Lupus  *^) 
ist  ein  sehr  grausamer  und  offenbar  ein  öffentlichrechtlicher; 
Beispiele  sind  Züchtigung,  wobei  der  Betreffende  häufig  nackt 
durch  die  Straßen  gepeitscht  oder  zugleich  auch  auf  einen 
Esel  gesetzt  wurde.  Ausweisung  aus  der  Gemeinde,  Kon- 
fiskation der  Güter,  Einsperrung,  die  lebenslänglich  sein  konnte, 
Verschickung  in  die  Salzgruben  auf  Zeit  oder  fürs  Leben, 
Verstümmelung  an  einzelnen  Gliedern,  z.  B.  der  Hand  oder 
der  Nase,  endlich  Todesstrafe,  z.  B.  Enthauptung,  auch  mit 
nachfolgender  Verbrennung,  Aufhängen  und  Aufspießen  auf 
einer  Art  Heugabel.  Zu  den  schwersten  Strafen  zählen  das 
in  den  Hals  gießen  von  flüssigem  Blei  und  bei  parricidium 
das  Festbinden  an  die  Schwänze  mehrerer  Pferde;  nachdem 
dann  der  Tod  erfolgt  ist,  soll  der  Leichnam  in  kleine  Stücke 
zerhackt  werden.    Eine  besondere  Strafe  ist  das  Brennen  mit 


^^)  Einen  Fall  der  Anwendung  der  Gesetzgebung  Lupus  sehen  wir 
in  der  Enthauptung  des  Kapitäns  Goia,  welcher  unter  der  Regierung 
des  Fürsten  Konstantin  Duca  im  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  mit  Ent- 
hauptung auf  Grund  des  Gesetzes  bestraft  wurde,  weil  er  ein  mit  einem 
anderen  verlebtes  Mädchen  entführt  hatte.  Sein  ganzes  Vermögen  wurde 
dem  Mädchen  zugesprochen  (vgl.  Xenopol,  Histoire  des  Roumaihs, 
Bd.  2,  S.  35).  Obwohl  die  Todesstrafe  eingeführt  war,  stand  sie  doch 
bei  der  rumänischen  Bevölkerung  in  sehr  geringem  Ansehen.  Unter  der 
Regierung  des  Fürsten  wurden  die  Bojaren  Bogdan  und  Kuza  zum  Tode 
verurteilt,  der  Henker  aber  weigerte  sich  sie  zu  töten,  so  daß  der  Fürst 
einem  Sträfling  den  Auftrag  geben  mußte,  die  Hinrichtung  zu  vollziehen. 
Auch  dieser  erklärte  sich  hierfür  nicht  bereit,  da  er  sagte: 

„Nu  sunt  gealat  de  boeri, 
Ci  sunt  geamba§  mueri". 

(Ich  bin  nicht  der  Henker  von  Bojaren,  sondern  nur  Mensch,  der  mit 
Frauen  zu  handeln  hat.)  Nur  nachdem  der  Henker  gezüchtigt  und  in 
einen  Zustand  alkoholischen  Rausches  versetzt  worden  war,  konnte  die 
Strafe  vollzogen  werden.  Im  Buch  „Viaggio  in  Wallachiae  Moldavia" 
(Raicevicis  [streitig])  sehen  wir  ebenfalls,  wie  sehr  ungünstig  die  Todes- 
strafe angesehen  wurde  (a.  a.  0.  S.  107  über  Todesstrafe,  Milano  1853). 
Selbst  die  Diebe  weigerten  sich,  eine  Todesstrafe  zu  vollziehen  (s.  auch 
V.  A.  Urechia,  Istor.  Romanilor  Bd.  I,  S.  175/176). 
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glühenden  Eisen.  Das  Strafwesen  geht  noch  über  das  Talions- 
prinzip hinaus,  wenn  auch  der  Gesetzgeber  ausspricht:  „mors 
pro  morte". 

Wir  sehen  genau  wie  hier  auch  in  den  alten  deutschen 
Strafrechtsbüchern  diese  schweren  und  grausamen  Strafen  (vgl. 
Const.  crim.  Carolina  [192  u.  198]  S.  99/100  und  S.  102  bei 
Kohler;  s.  auch  die  Bambergische  Halsgerichtsord.  [Art.  219  ff.], 
herausg.  v.  Kohler,  S.  93  ff.,  Halle  1902  u.  1904). 

In  der  Gesetzgebung  von  V.  Lupus  finden  sich  eine  Reihe 
von  kirchlichen  Vorschriften ,  die  der  Gesetzgeber  zusammen 
mit  einigen  anderen  Bestimmungen  aus  der  Gesetzgebung 
seines  Vorgängers,  des  Fürsten  Alexanders  des  Guten,  über- 
nommen hat. 

Im  übrigen  finden  wir,  daß  die  Gesetzgebung  vorwiegend 
strafrechtlichen  und  strafprozeßrechtlichen  Charakter  trägt,  daß 
sich  daneben  hier  wenige  privatrechtliche  Verfügungen  vor- 
finden. Die  privatrechtlichen  beziehen  sich  meist  auf  leges 
agrariae,  Ehescheidung,  Erbschaft  u.  s.  w. ,  jedenfalls  nicht 
erschöpfend.  Es  ist  einleuchtend,  daß  diese  ganze  Gesetz- 
gebung für  die  damaligen  Verkehrs-,  Wirtschafts-  und  Rechts- 
verhältnisse durchaus  ungenügend  w^ar,  so  daß  wir  mit  Sicher- 
heit annehmen  können,  daß  trotz  des  Erlasses  dieses  Gesetzes 
doch  fast  alle  Streitigkeiten  und  Rechtsfragen  meist  nach 
Landessitte  entschieden  wurden. 

3.  Das  sog.  große  Pravila  des  Fürsten  M.  Bassarab. 

Im  Jahre  1652  wurde  unter  dem  Fürsten  M.  Bassarab 
in  Tärgowi^te,  der  damaligen  Hauptstadt  der  Walachei,  die 
sog.  große  Pravila  aus  der  griechischen  Sprache  ins  Rumänische 
übersetzt.  Die  Gesetzgebung  wurde  betitelt:  Die  Richtschnur 
der  Gesetze  mit  Gott,  die  die  ganze  geistliche  und  kaiserliche 
Rechtsprechung  über  alle  priesterlichen  und  weltlichen  Ange- 
legenheiten enthält  ..." 

Wenn  wir  diese  Pravila  näher  prüfen,  so  bemerken  wir, 
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daß  sie  im  allgemeinen  in   derselben  Art   und  Weise  abgefaßt 
ist,  wie  die  Quellen,  die  sie  nachahmt. 

Wir  können  in  dieser  Pravila  drei  Teile  unterscheiden: 
a)  Im  ersten  Teil  (wie  es  sich  nach  deren  Inhaltsverzeich- 
nis „Tabela  de  materii"  der  Gesetzgebung  ergibt  [s.  edit. 
Bujoreanu  S.  455 — 463^^),  also  bis  zum  Beginn  der  Kanonen 
der  heiligen  Apostel  (S.  292  a.  a.  0.)  finden  wir  Inhalt  und 
Form  der  Bearbeitung  des  Nomocanon  Photius  [Patriarch  zu 
Konstantinopel ''^)]  cum  commentario  Balsamoni  ^^),  und  zwar, 
wie  Zachariae  dargetan  hat,  nach  der  Bearbeitung  des 
Manuel  Malaxus^^),  welcher  sein  Nomocanon  im  Jahre 
1562  in  Theben  -verfaßte  (wovon  größere  Bruchstücke 
in  der  Zeitschrift  Sgutas  [Leonida]  ^e\iiq  t^  ijut^swpYjoic. 
A^Y]v  1846  Tom.  VII  S.  165  ff.  abgedruckt  sind).  Dieses 
Nomocanon  enthält  neben  den  Beschlüssen  der  ökumenischen 
auch  einige  Spezialkonzilien  und  andere  Kirchengesetze,  die 
Canones  der  heiligen  Apostel,  die  Canones  des  Basilius,  auch 


^')  Im  Text  des  Gesetzes  selbst  hat  der  Fürst  zwischen  den  Glaven 
seines  Gesetzes  auch  die  seines  Vorgängers  Vasile  Lupu  (Fürst  der 
Moldau)  eingestellt. 

^°)  Photius  überarbeitete  sein  Nomocanon  gegen  883  unter  der 
Regierung  des  Kaisers  Basilius  Macedo  (867)  (vgl.  Zachariae ,  Gesch. 
des  griech.-röni.  Rechts  S.  22.  1892).  Dieses  Nomocanon  enthält  in 
14  Titeln  85  Canones  der  Apostel,  die  Beschlüsse  der  sieben  ökumeni- 
schen, einiger  Spezialkonzilien  und  Briefe  von  mehreren  Kirchenvätern 
(s.  Note  51;  s.  auch  Neigebauer,  Pölitz,  Jahrbüclier  II,  S.  499). 

^')  Balsamon  bearbeitete  den  Nomocanon  Photius'  auf  Befehl 
des  Kaisers  Emanuel  Comnenus  in  dem  Sinn,  daß  die  durch  die  Basiliken 
abgeänderten  früheren,  in  das  corpus  juris  Canonici  aufgenommenen 
Gesetze  des  justinaneischen  Rechts  damit  in  Uebereinstimmung  ge- 
bracht wurden ,  wobei  auch  die  späteren  Gesetze  seit  Basil  mit  aufge- 
nommen wurden  (s.  Biblioth.  jur.  canon.  veteris,  ed.  Gul.  Voelli  et  Henr. 
Justelli.  Paris  1661.  T.  II,  p.  785—1138;  vgl.  auch  Pölitz,  Jahrbücher  II, 
S.  500.  1847). 

^^)  Vgl-  hierüber  Zach.  v.  Lingenthal,  Gesch.  d.  griech.-röm. 
Rechts  S.  47;  s.  auch  derselbe  in  Mem.  de  TAcad.  des  sciences  St.  Peters- 
bourg.     VII.  Ser.,  Tom.  XXVIII,  Note  7. 
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Vorschriften  der  Kaiser  Leo  und  Konstantin,  sowie  auch  Vor- 
schriften aus  den  justinianischen  Rechtssammlungen.  Wollen 
wir  nun  den  ersten  Teil  des  Pravila  prüfen,  so  sehen  wir, 
daß  dieses  größtenteils  auf  römischem  Recht  begründet  ist. 
Es  unterliegt  aber  keinem  Zweifel,  daß  diese  römischen  Rechts- 
prinzipien im  Wege  der  Kompilation  dieses  Pravila  nach  dem 
hier  oben  erwähnten  Nomocanon  und  nicht  aus  den  justiniani- 
schen Rechtssammlungen  oder  aus  den  Basiliken  selbst  kom- 
piliert worden  sind.  So  sehen  wir,  daß  bei  den  Rumänen  schon 
früher  römisches  Recht  galt,  aber  im  Wege  einer  Rezeption 
durch  eine  schriftliche  Quelle. 

b)  Im  zweiten  Teile  ^^)  finden  wir  vor  jedem  Abschnitt 
einen  kurzen  Auszug  aus  dem  Inhalt  der  Glaven  mit  ihrer 
respektiven  Zahl ,  in  der  Art  eines  Inhaltsberichts ,  außer 
dem  am  Ende  des  Pravila  eingestellten  Inhaltsverzeich- 
nisses^*). In  der  dann  folgenden  Ausführung  des  Pravila 
findet  sich  hier  am  Kopfe  jeder  Glava  ein  kurzer  Bericht 
über  den  Inhalt  der  Glava,  der  mit  dem  Inhaltsbericht 
des  Aristinos  (im  Kommentar)  fast  wörtlich  übereinstimmt. 
In  der  folgenden  Erläuterung,  die  wiederum  fast  unverändert 
die  Erläuterung  des  Aristinos  wiedergibt,  fehlen  am  Kopfe 
die  regelmäßigen  Quellenzitate,  wie  wir  im  ersten  Teile 
gefunden  haben.  Wie  eng  sich  diese  Fassung  an  Aristinos 
anschließt,  erkennt  man  schon  aus  folgenden  Beispielen: 
In  Gla.  2  d.  Prav.  ed  Buj.  S.  311,  wo  Aristinos  keine 
Erläuterung  gibt,  fehlt  die  Erklärung  auch  hier;  ebenso  in 
Gla.  7^^),    während    die   in   Gla.  21 — 24    sich    findenden  Ab- 

^^)  Wie  es  aus  dem  Inhaltsverzeichnis  zu  erkennen  ist  und  zwar 
von  den  Canonen  der  heil.  Apostel  bis  zum  Beginn  des  Catastich  II, 
S.  463/64  ed.  Bujoreanu  Bd.  III,  in  dem  Inhalte  des  Pravila  S.  310—454 
bei  Buj. 

^*)  Vgl.  Synopsis  Canonum  ab  Aristino  conscripti  in  Bibl.  iur. 
can.  veteris  T.  II,  p.  673—709  (s.  in  dieser  Art  auch  a.  a.  0.  p.  711—748, 
Epitome  Canonum  Symionis  Magistri). 

^^)  Siehe  S.  312  ed.  Buj.;  vgl.  Canon  VII.  unter  Aristinos  in 
Synodieon  sive  Pandectae  canonum  bibl.  Bodleianae  Beveregius  T,  I,  S.  7. 
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weichungen  der  Fassung  des  Aristinos,  indem  die  Erläuterung 
zu  dem  Kanon  XXIV  zu  Gla.  21  eingestellt  wurde  ^^),  aus- 
drücklich motiviert  sind. 

Der  Inhalt  von  Aristinos  ^^)  Kommentar  ^^)  zu  dem  früheren 
Epitome  Canonum^^)  ist  im  wesentlichen  in  der  Gesetzgebung 
übernommen. 

c)  Im  dritten  Teil,  wie  man  ihn  aus  dem  Inhaltsverzeich- 
nis des  Pravila  erkennt  ^^),  finden  sich  zwischen  den  Gla.  des 
ersten  Teils,  und  zwar  zwischen  Gla.  43  und  347,  unregelmäßig 
das  Pravila  des  Fürsten  Vasile  Lupu  (1646)  eingeschoben. 
Er  wurde  dem  Pravila  des  Fürsten  Vasile  Lupu  (Moldau)  vom 
Jahre  1646  entnommen.  Was  seine  Form  betrifft,  so  findet 
sich  am  Anfang  jeder  Glava  wie  bei  Lupu  ein  kurzer  Titel 
über  ihren  Inhalt.  Es  fehlen  jedoch  die  am  Kopfe  jeder  Glava 
wie  in  anderen  Glaven  regelmäßig  wiederkehrende  Quellen- 
zitate. Der  Inhalt  der  Glava  ist  in  mehrere  sog.  „zac"  ein- 
geteilt, ohne  daß  hier  die  Rede  von  einer  Erläuterung  ist,  wie 
in  dem  Teil,  der  nach  dem  Kommentar  des  Aristinos  kompi- 
liert wurde. 

Wir  wenden  uns  nunmehr  dem  Inhalt  jener  Gesetzgebung  zu. 

a)  Im  ersten  Teil  sehen  wir  den  Inhalt  der  weiteren 
Bearbeitungen  des  Nomocanon  Photius'^^)  durch  Manuel 
Malaxus^^)  übernommen.    Zu  Anfang  der  Gesetzgebung  des 

^^)  Vgl.  Pravila  des  Fürsten  M.  Bassarab  Gla.  21—24  ed.  Buj. 
S.  313;  vgl.  Synodocon  sive  Pandectae  canonum  Biblioth.  Bodleianae 
ßeveregius  Tom.  I,  S.  16  unter  Aristinos. 

»0  ^gl.  überdies  Zach.  a.  a.  0.,  S.  34.  1892. 

^^)  Der  Kommentar  wurde  zur  Zeit  des  Kaisers  Joann  Comnenus 
bearbeitet  (Zach.  a.  a.  0.  S.  XIV.     Leipzig  1864). 

^^)  S.  Synodicon  sive  Pandectae  canonum  ss.  apostolorum  etc.  ßibl. 
Bodleian.  Gul.  Beveregius  Oxon.  MDCLXXII,  S.  1—680. 

^«)  Vgl.  Edit.  Bujoreanu  Bd.  III,  S.  464— 471. 

^0  Vgl.  Bibl.  jur.  canon  veteris,  ed.  Gul.  Voell  et  Henr.  Just. 
Paris  1661.     Tom.  11,  p.  785—1138. 

®-)  Siehe  Bruchstücke  in  Zeitschr.  Leonidas  Sguta  a.  a.  0.;  s.  auch 
Zach,  in  Mem.  de  l'Acad.  des  sciences  St.  Petersbourg,  VII.  Ser.,  Tom.  28, 
Note  7. 
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Fürsten  Bassarab  finden  wir  Vorschriften  über  die  Art  und 
Weise,  wie  der  judex  die  Gerechtigkeit  zu  erteilen  hat,  ferner 
Erwähnungen,  die  die  Worte  »jus  est  ars  aequi  et  boni,  justitia 
autem  est  quam  deus  .  .  ."  betrefi'en '^^). 

In  der  unten  erwähnten  dritten  und  vierten  Glave  finden 
wir  Erwähnungen  über  die  Quellen  des  Rechts  und  zwar  über 
das  jus  scriptum  et  non  scriptum.  Dem  letzteren  spricht  der 
Gesetzgeber  subsidiäre  Gesetzeskraft  zu  ^^). 

Ferner  folgen  Bestimmungen  über  das  Vermögensrecht 
und  zwar  über  bewegliche  und  unbewegliche  Sachen  (vgl. 
a.  a.  0.  Gla.  16).  Weiterhin  folgen  zivilprozessuale  Bestim- 
mungen über  den  Beweis  mit  Zeugen,  insbesondere  Vorschriften 
über  die  Fähigkeit  Zeuge  zu  sein,  sowie  auch  solche,  die  in 
den  Worten:  „quod  unus  solus  non  audiatur  etiamsi  honorem 
praefulgiat,  hereticus  contra  orthodoxum  non  dicit  testimonium" 
ausgedrückt  werden.  Nur  angesehene  Leute  durften  als  Zeugen 
fungieren,  Taube  und  der,  welcher  einmal  falsch  ausgesagt 
hatte,  waren  untauglich.  Ebenso  auch  „curvari",  Mörder,  Räuber, 
Diener,  Personen  unter  20  Jahren,  ausnahmsweise  sind  sie 
schon  von  14  Jahren  an  fähig  ^^). 

Dann  folgen  kirchenrechtliche  Bestimmungen  im  allge- 
meinen, z.  B.  über  die  Bischöfe,  Priester,  Mönche  (vgl.  Gla.  12  iF. 
S.  145  fi".  ed.  Buj.)  und  auch  einige,  welche  mit  kirchlichen 
Strafen  drohen,  unter  denen  auch  Anathema  ist  (Gla.  33  ff, 
S.  328  ff.  a.  a.  0.).    Ferner   „de  aetate  ordinandorum  praesby- 


63)  Vgl.  Gla.  1  der  Gesetzgeb.,  auch  1—4  ed.  Buj.  a.  a.  0.  S.  142/43; 
vgl.  Harmenopolus  ed.  Ileimbach  S.  3,  judicum  praeparatio  sive  de 
justitia.  Leipzig  1851  (eine  Uebersetzung  des  Harm.  Entwurfs  wurde  nach 
der  Ausgabe  Venedig  1766  hauptsächlich  von  Hofrat  v.  Baltsch  aus  der 
Moldau  zu  St.  Petersburg  angefertigt  und  daselbst  1831  gedruckt  und 
in  Bessarabien  mit  Gesetzeskraft  eingeführt);  Basiliken  2,  1  Ulp.;  2,  1, 
6,  lex  6  D.  1,  1;  Basiliken  I,  Tit.  1,  10;  lex  10  D.  eod.;  Basiliken  II, 
1,  42,  lex  33  D.  1,  3;  Basiliken  eod.  44,  lex  35  D.  eod.,  lex  3,  cod.  8,  53. 

^*)  Siehe  auch  Nom.  canon  Phot.  cum  comm,  Bals.  Tit.  I,  Kap.  3 
in  Bibl.  jur.  can.  veter.  Bd.  2,  S.  818.     Paris  1661. 

65)  Vgl.  a.  a.  0.  Gla.  22  ff. 
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terum"  sowie  auch  über  die  Impedimenta  bezüglich  der  Weihung 
derselben,  z.  B.  „ne  ordinetur  cuius  uxor  adulterium  comisit" 
(vgl.  Gla.  58,  Ph.  a.  a.  0.  Kap.  28  I,  32).  In  Gla.  86  finden 
wir  Bestimmungen  über  den  Wucher  „usurae"  und  in  Gl.  95 
über  das  Verbot  der  Erteilung  der  Trauung,  falls  die  zu 
Trauenden  den  gesetzmäßigen  Vorschriften  nicht  genügten. 
Bestimmungen  betr.  den  Diebstahl  finden  wir  in  Gla.  102 
(S.  172  bei  Buj.)  erwähnt.  Ferner  Erwähnungen  der  Kuppelei 
in  Gla.   126  (S.  183  bei  Buj.). 

Gla.  116  über  juristische  Personen:  die  Klöster  dürfen 
nicht  ohne  Einwilligung  des  zuständigen  „Archereus"  gestiftet 
werden;  sie  enthält  auch  Bestimmungen  betr.  die  Führung 
eines  Registers,  in  welchem  das  ganze  Vermögen  eingetragen 
werden  mußte  (Gla.  141,  S.  188  ff.  a.  a.  0.). 

Gla.  189  ff.  über  die  Ehehindernisse  wegen  Verwandt- 
schaft und  aus  anderen  Gründen.  So  konnte  ein  Mann  von 
50  Jahren  nicht  ein  Mädchen  von  12 — 15  Jahren,  ebenso  auqh 
nicht  eine  Frau  von  50  Jahren  einen  Mann  von  20  Jahren 
heiraten  (vgl.  Gla.  198,  S.  209  a.  a.  0.). 

Gla.  190  (S.  205  a.  a.  0.)  über  die  Einteilung  der  Ver- 
wandtschaft, und  zwar  in  fünf  Grade:  1.  Blutsverwandtschaft, 
2.  Schwägerschaft,  d.  h.  bis  zum  zweiten  Grade,  3.  der  dritte 
Grad  der  Verwandtschaft,  d.  h.  Schwägerschaft  bis  zum  dritten 
Grade,  4.  Verwandtschaft  zwischen  Paten  und  Täufling,  5.  Ver- 
wandtschaft im  Wege  der  Adoption.  Hier  kommt  der  religiöse 
Charakter  der  Adoption  zum  Ausdrucke,  indem  man  sie  mit 
Zeremonien  verbindet  (vgl.  Gla.  190,  S.  205  bei  Buj.).  Ferner 
wurde  Blutverwandtschaft  in  drei  Stufen  eingeteilt:  Aszendenten, 
Deszendenten,  Collaterale  (vgl.  auch  Gla.  191).  Betreffs  der 
Ehehindernisse  zwischen  Freigelassenen  und  der  Witwe  seines 
Herrn  siehe  Gla.  197. 

Die  Definition  der  Ehe,  welche  teils  die  Definition 
Mo  de  st  ins  (lex  1,  de  ritu  nupt.  D.  [23,  2]),  teils  die  justinia- 
nische Definition  (lex  1,  de  patria  potestas  Inst.  [1,  9])  ist,  ohne 
aber    aus    den   justinanäischen    Rechtssammlungen    entnommen 
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zu  sein,  folgt  in  Gla.  198  S.  209;   solche  Vorschriften  finden 
sich  vielmehr  in  den  Bearbeitungen  den  Nomocanon  Photius^^). 

Es  folgen  jetzt  Bestimmungen  über  Vormundschaft,  ins- 
besondere Hindernisse  für  Eingehung  der  Ehe  zwischen  Vor- 
mund und  Mündel  (s.  Gla.  200;  s.  auch  Gla.  287  über  Begriff 
der  Vormundschaft). 

Vorschriften  über  die  legitimen  und  illegitimen  Kinder  sind 
enthalten  in  Gla.  207  (S.  218  ed.  Buj.).  Die  außer  der  Ehe 
entsprungenen  Kinder  sind  legitim,  dagegen  die  von  der  Kon- 
kubine geborenen  illegitim. 

Bestimmungen  über  ein  Treubündnis  zweier  Personen 
männlichen  Geschlechts  (Annahme  an  Bruderstatt),  welche  analog 
der  Bestimmungen  über  Annahme  an  Kindesstatt  aufzufassen 
sind,  nur,  daß  diese  Personen  in  einem  koordinierten  Verhältnis 
zueinander  stehen  und  sich  zu  gegenseitiger  Treue  verpflichten, 
ohne  daß  dadurch  eine  rechtliche  Wirkung  entstanden  wäre 
(vgl.  Gla.  210,  S.  218). 

Gla.  213  (S.  221  bei  Buj.)  über  die  Ehescheidungsgründe 
(vgl.  auch  Gl.  412—417,  S.  308/9  a.  a.  0.).  Was  den  Ehe- 
scheidungsgrund wegen  verschiedenem  Glaubensbekenntnis  an- 
betrifft, so  erklärt  er  sich  durch  den  Einfluß  der  byzantinischen 
Kirche  (Phot.  nomocanon  a.  a.  0.  XII,  12).  Bestimmungen 
darüber,  daß  der  Ehemann  seine  ehebrecherische  Frau  und  den 
Ehebrecher  töten  darf,  falls  der  Ehebruch  in  seinem  Haus 
geschehen  ist  und  der  Ehemann  beide  auf  frischer  Tat  ertappt, 
enthält  Gla.  244.  So  kann  auch  der  Ehemann  die  Trennung 
von  Tisch  und  Bett,  wenn  die  Frau  das  tut,  verlangen. 

b)  Wir  gelangen  nun  zum  Inhalt  des  zweiten  Teiles  des 
Pravila;  hier  finden  wir  die  Kanonen  der  heiligen  Apostel, 
die  Kanonen  der  ökumenischen  Synoden  von  Nizäa,  Anchira, 


«6)  Siehe  Bibl.  iuris  canon  veter.  II,  S.  1071,  Tit.  12,  13.  Paris  1661, 
textus:  „civilis  lex  nuptias  definit  dicat.  über  XXIII,  Tit.  II,  die.  I. 
Nuptiae  sunt  conjunctio  maris  et  femine,  consortium  omnis  vitae,  divini 
et  hum."  u.  s.  w. 
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Neochesaria,  Gangra,  Antiochia,  Laodichia,  Konstantinopel 
(Jarigrad),  Efes,  Halkidona,  Carthago,  Trula,  weiter  die  Ka- 
nonen des  heiligen  Basil  und  Antworten  des  heiligen  Thimothei 
(s.  auch  responsa  canonica  Thimothei  im  Patrologiae  .  .  .  seu 
Bibl.  universalis  Tora.  33,  Paris  1857),  Nikolai,  des  Patriarchen 
Anastasius,  sowie  noch  einige  andere  Vorschriften. 

Wie  eng  sich  der  Gesetzgeber  hierbei  an  seine  Vorlagen 
angeschlossen  hat,  ersehen  wir  aus  dem  Vergleich  der  Glaven 
des  Pravila,  wo  die  Kanonen  der  heiligen  Apostel  beginnen 
(S.  310  ed.  Bujoreanu)  mit  den  Kanonen  im  Kommentar  des 
Aristinos  ^'^).  So  findet  man  z.  B.  bei  den  Glaven  2,  7,  deren 
entsprechenden  Kanonen  bei  Aristinos  keine  Erklärung  haben, 
hier  ebenfalls  keine;  und  bei  den  Gla.  21 — 24,  wo  er  die  Er- 
klärung von  Kanon  24  zu  Gla.  21  setzt,  motiviert  er  diese 
Aenderung  ausdrücklich  (s.  bei  Bujoreanu  S.  313,  bei  Ari- 
stinos a.  a.  0.,  S.  16).  Wir  bringen  hierfür  noch  einige  Bei- 
spiele, so  Gla.  1  des  Pravila  Bass.  S.  399  ed.  Buj.,  Can.  1 
bei  Aristinos  a.  a.  0.,  S.  47  ff.  Dann  Gla.  2  (S.  399),  die 
Vorschriften  über  die  Abtreibung  enthält,  mit  der  Erwähnung, 
daß  „quae  de  industria  foetum  corrupit,  homicidio  tenetur" 
und  in  der  Erläuterung  (vgl.  Can.  II  bei  Arist.  a.  a.  0.  S.  52): 
„gravida  quodcumque  venenum  acceperit,  ad  foetum  afferan- 
dum,  homicidii  rea  est"  (vgl.  a.  a.  0.).  Ferner  Gla.  7  stellt 
unter  eine  kirchliche  Strafe  die,  welche  Kinder  oder  Tiere  miß- 
brauchen, welche  in  der  Fassung  Aristinos  als  „Masculorum, 
animaliumque  corruptores"  bezeichnet  sind  (vgl.  bei  Arist. 
a.  a.  0.,  S.  59).  In  Gla.  8  (S.  63  bei  Arist.)  finden  wir  einen 
Unterschied  zwischen  Tötung  mit  und  ohne  Vorsatz  (voluntaria 
ac  involuntaria).  Als  vorsätzlicher  Töter  soll  angesehen  werden, 
wer  „contra  uxorem  secure  usus  est",  ebenso  der  Helfer  „qiii 
in  pugna  ligno  manu  ictum  in  praecipuas  partes  torquet  et 
interficit".    Als  nicht  vorsätzlicher  (involuntarius)  hingegen  der- 


^^)  S3modicon  sive  pandectae  canonum,  Bibl.  Bodleianae  Beveregins  I, 
S.  1  ff.     Oxoni  MDCLXXII,  S.  1  ff. 
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jenige,  „qui  lapide  in  canem  iacto  hominem  aflPectus  est  et  qui 
castigat  loro  et  virga"  (vgl.  Gla.  8  a.  a.  0.;  Arist.  S.  63). 

Gla.  22  enthält  Vorschriften  über  Entführung  (vgl.  auch 
Gla.  30),  gleichzeitig  eine  exogamische  Vorschrift:  „Niemand 
darf  die  Frau  seines  Bruders  heiraten";  Gla.  31  das  Verbot  der 
Bigamie,  die  dem  Ehebruch  gleich  behandelt  wird  (s.  S.  403 
ed.  Buj.);  Gla.  33  stellt  die  Handlung  der  Mütter  dem  homi- 
cidium  gleich,  die  sich  der  Ernährungspflicht  ihres  neugeborenen 
Kindes  entzieht  (vgl.  auch  §  221  des  St.G.B.;  vgl.  oben  Gla.  52, 
wenn  ihr  diese  Pflicht  unmöglich  gemacht  wird). 

Mathei  Bassarab  gestattete  der  Frau  die  Ehescheidung,  wenn 
der  Mann  ihr  in  widerrechtlicher  Weise  beigeschlafen  hatte. 
Sie  nahm  dann  ihre  Aussteuer,  die  donationes  ante  nuptias, 
sowie  auch  aus  dem  Vermögen  des  Mannes  ein  Drittel  vom 
Werte  der  donationes  ante  nuptias.  Vasile  Lupu  gestattete 
hier  eine  Trennung  von  Tisch  und  Bett  (s.  auch  bei  Buj. 
S.  36,  Gla.  f  i,  za,  a). 

Im  Falle  der  Notzucht  an  einer  Verlobten  wurde  der 
Täter  als  Ehebrecher  bestraft,  im  anderen  Falle  sollte  er  sie 
heiraten,  selbst  für  den  Fall,  daß  sie  arm  und  mit  ihm  sogar 
verwandt  war,  außer  wenn  die  Verwandtschaft  zu  nahe  war 
(vgl.  Gla.  251,  S.  239).  Wurde  die  Notzucht  an  einem  Mädchen 
bis  zu  12  Jahren  begangen,  so  sollte  dem  Notzüchter  die  Nase 
abgeschnitten  werden.  Weiterhin  sollte  er  ihr  die  Hälfte 
seiner  Kleider  und  seines  Vermögens  geben  (vgl.  Gla.  255, 
S.  241).  Weitere  Erwähnungen  über  Notzucht  an  einer  Nonne 
oder  einer  Arbeiterin  durch  den  Dienstherrn  findet  sich  in 
Gla.  256,  S.  241. 

Ueber  das  Trauerjahr  der  Witwe  finden  wir  ferner  Vor- 
schriften, und  zwar  wird  die  Witwe  wegen  Verletzung  des 
Trauerjahres  nicht  Erbin  des  Mannes,  sie  verliert  auch  die 
donationes  ante  nuptias  (vgl.  Gla.  261,  262,  S.  270). 

Bestimmungen  über  die  Erbschaft  der  Kinder  aus  erster 
Ehe  folgen,  und  zwar  erben  beim  Tode  eines  Kindes  aus 
erster  Ehe   die   übrigen   und    die    Witwe   zu    gleichen    Teilen 
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(vgl.  Gla.  272,  S.  246  bei  Buj.).  Wir  finden  Anklänge  an 
die  Praesumptio  Miiciana:  nämlich  das  Vermögen  der  Frau 
wird  als  dem  Ehemann  gehörend  betrachtet,  falls  ein  Gegen- 
beweis nicht  erbracht  wird  (vgl.  Gla.  263). 

Weiter  haben  wir  Vorschriften  über  die  Aussteuer,  die 
Beerbung  des  überlebenden  Ehegatten  mit  den  Kindern  zu 
gleichen  Teilen.  Aehnliche  Bestimmungen  sind  über  den 
Pflichtteil  enthalten,  welcher  dem  dritten  Teil  des  Vermögens 
des  überlebenden  Ehegatten  entspricht.  Ferner  folgen  Vor- 
schriften über  die  Schätzung  der  Aussteuer,  die  in  demselben 
Werte  zu  erstatten  war,  in  dem  sie  gegeben,  selbst  im  Falle 
einige  Sachen  abhanden  gekommen  sein  sollten;  dann  über 
die  Surrogate,  d.  h.  über  das  durch  die  Ausstattung  Erworbene. 
Die  Aussteuer  haftete  nicht  für  die  Schulden  des  Mannes,  auch 
konnte  die  Frau  nicht  über  ihr  dos  verfügen,  es  sei  denn,  daß 
etwas  zu  ihren  Gunsten  verwendet  werden  mußte ;  darunter  fiel 
nicht  das  Krankengeld,  was  daraus  zu  erklären  ist,  daß  die  De- 
finition dieser  Gesetzgebung  die  Ehegatten  für  „einen  einzigen 
Leib"  erklärt.  Geschenke  unter  den  Ehegatten  waren  ungültig 
(vgl.  Gla.  266—269,  S.  247—284  bei  Buj.).  Es  kommen  jetzt 
Bestimmungen  über  die  Schenkungen  im  allgemeinen ,  ihren 
Begrifi":  Schenkungen  durften  nicht  zurückgenommen  werden 
außer  wegen  groben  Undanks  (vgl.  Gla.  270/71,  S.  248  bei  Buj.). 

Nun  folgen  Vorschriften  über  die  Erbschaft.  Der  über- 
lebende Gatte  erbte,  falls  auch  die  Kinder  als  solche  verstorben 
waren,  nicht  alles,  vielmehr  wurde  die  Erbschaft  in  drei  Teile 
geteilt,  und  zwar  erhielt  ein  Drittel  der  überlebende  Ehegatte, 
ein  weiteres  Drittel  die  Eltern  des  Verstorbenen  und  ein  Drittel 
die  Armen.  Dasselbe  galt,  wenn  ein  Ehegatte  kinderlos  starb. 
Waren  keine  Verwandten  vorhanden,  so  erbte  der  Fiskus.  Ferner 
wird  von  der  Erbschaft  ab  intestato  gesprochen,  in  welchem 
Falle  nur  mangels  anderer  Verwandten  bis  zum  sechsten  Grade 
der  überlebende  Ehegatte  erben  konnte.  Jeder  Erbe  mußte  das 
an  die  Erbschaft  zurückbringen,  was  er  früher  bereits  genommen 
hatte.     Hatte  ein  Erblasser  bis  zu  vier  Kinder,    so  konnte  er 


Quellen  des  rumänischen  Rechts.  149 

nur  über  zwei  Drittel  seines  Vermögens  verfügen,  hatte  er  fünf 
oder  mehr  Kinder,  dann  nur  über  die  Hälfte.  Mit  diesen  Teilen 
konnte  er  machen  was  er  wollte,  er  konnte  sie  sogar  „ins  Meer 
werfen".  Ueber  die  sog.  Erbunwürdigkeit  ist  folgendes  be- 
stimmt: der  Sohn,  der  ohne  Einwilligung  des  Vaters  heiratete, 
oder  der  intimen  Verkehr  mit  seiner  Stiefmutter  gehabt  hat,  ist 
erbunwürdig  u.  a.  m.  (vgl.  Gla.  284).  Ueber  die  Testierfähigkeit 
(14  resp.  12  Jahr,  vgl.  Gla.  285);  das  frühere  Testament  w^urde 
durch  ein  neues  aufgehoben;  weiter  über  die  Form  des  Testa- 
ments (Gla.  285).  Auch  Ungeschriebenes  gilt,  aber  nur  unter 
bestimmten  Voraussetzungen ;  ferner  Vorschriften  über  Codicill 
und  Vermächtnisfolgen  in  Gla.  286. 

Es  folgen  jetzt  die  Vorschriften  über  das  Personenrecht 
(vgl.  Gla.  278,  S.  250  bei  Buj.).  Und  zwar  Bestimmungen  über 
die  väterliche  Gewalt,  sowie  ähnliche  Regeln  wie  im  römischen 
Recht  über  die  Einteilung  der  Kinder  in  sui  und  alieni  juris 
(vgl.  Gla.  278  a,  279).  Ferner  Vorschriften  über  die  Vormund- 
schaft, sowie  Personen,  die  unter  Vormundschaft  stehen  mußten, 
und  zwar  Kinder  unter  12  resp.  14  Jahren;  sie  heißen  necrescu^T. 
Die  crescu^i  (Erwachsene)  stehen  zwischen  12  resp.  14  Jahren 
und  25.  Wir  sehen  also  hier  Vorschriften  über  das  Alter  (vgl. 
Gla.  286,  287;  vgl.  auch  Gla.  321,  S.  262  bei  Buj.). 

Wir  gelangen  jetzt  zu  einigen  anspruchs-  und  prozeßrecht- 
lichen Vorschriften;  hiernach  war  die  regelmäßige  Verjährungs- 
frist 30  Jahre ;  auch  die  Erbschaftsklage  verjährte  erst  in  dieser 
Zeit.  Darlehen  verjährten  ebenfalls  in  30  Jahren,  im  Falle 
einer  Pfandbestellung  in  40  Jahren  (vgl.  Gla.  280,  S.  251 
bei  Buj.).  Im  Falle  der  Verweigerung  der  Zahlung  wurde 
der  Schuldner  auf  das  Doppelte  verurteilt.  Der  W^ucher  war 
fernerhin  verpönt  (vgl.  Gla.  281). 

Es  folgen  Bestimmungen  über  das  Pfand  (vgl.  Gla.  288) ; 
prozeßrechtliche  Erwähnung  der  Schiedsrichter  (vgl.  Gla.  289); 
weiter  Vorschriften  über  Verträge,  und  zwar  geschriebene  und 
ungeschriebene,  sowie  über  ihre  Gültigkeit  und  Nichtigkeit 
(vgl.  Gla.  290);  über  die  Sozietät  (vgl.  Gla.  291). 
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Bezüglich  des  Eides  wird  einiges  bestimmt.  Im  Anschluß 
daran  steht  eine  Strafe  für  Meineid  ausgeführt,  nämlich  Aus- 
schneiden der  Zunge.  Nach  anderen  Gesetzen  sollte,  erklärt 
der  Gesetzgeber,  ihm  die  Hand  abgeschnitten  werden ^^)  (vgl. 
Gla.  292/93  bei  Buj.). 

Ueber  Zuschiebung  und  Zurückschiebung  des  Parteieides 
s.  Gla.  299  (vgl.  Gla.  372,  S.  292  bei  Buj.). 

Eine  Unterhaltspflicht  der  Eltern  gegenüber  ihren  Kindern 
war  begründet  (vgl.  Gla.  293). 

Ueber  die  Miete  vgl.  Gla.  310,  S.  260  bei  Buj.  —  Es 
folgen  noch  einige  Zeitbestimmungen  in  Gla.  312.  Wie  eng  der 
Gesetzgeber  sich  an  die  griechischen  Nomokanon  hielt,  geht 
daraus  hervor,  daß  er  über  die  geographische  Lage  und  Größe 
verschiedener  Länder,  Gebirge  und  Inseln,  wie  Sizilien,  Sar- 
dinien, Chios  und  Rhodos  sich  ausläßt,  dagegen  nicht  ein 
einziges  Wort  über  Rumänien  sagt.  Weiter  bestimmt  er  einiges 
über  die  Kalender,  Nonen  und  sogar  das  griechische  Alphabet 
(vgl.  Gla.  313—316,  S.  261  bei  Buj.). 

Es  kommen  nun  einige  Vorschriften  unter  dem  Titel 
„Umgestaltung  des  Gesetzes"  sowie  auch  verschiedene  grau- 
same Strafen,  wo  auch  das  Talionsprinzip  erscheint.  Es  wird 
dem  Priester,  der  das  Beichtgeheimnis  verletzen  würde,  die 
Zunge  soweit  herausgezogen,  bis  er  stirbt  (vgl.  Gla.  317  f., 
S.  261  bei  Buj.). 

Die  Bestrafung  der  Mörder  war  Enthauptung  (vgl.  Gla.  326). 
Es  wurde  verschiedenes  über  die  sieben  Todsünden,  Abfall  vom 
Glauben,  Atheismus,  Hochmut,  homicidium  voluntarium,  Blut- 
schande, Homosexualität  (§  175  St.G.B.),  Kindesmißbrauch 
bemerkt.  Dem  Priester  stand  es  zu,  über  diese  Sünden  nach 
Gutdünken  zu  entscheiden  (vgl.  Gla.  327).  Für  Zauberei  werden 
kirchliche    Strafen   angedroht,    ebenso   für    das   Betreiben   der 


^^)  Talionsprinzip  bei  Meineid  findet  sich  auch  in  CaroUna  (107): 
„.  .  .  sollichenn  fallschschweren  Die  zvven  finger,  damit  sy  geschworen 
haben,  abzuhawen  .  .  .**  (Abhauen  der  Schwurfinger),  s.  bei  Kohl  er  S.  58. 
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Selbstbefriedigung  (der  Betreffende  maßte  40  Tage  fasten  und 
Kniebeugungen  machen,  vgl.  Gla.  328  ff.  a.  a.  0.).  Neben  den 
kirchlichen  Vorschriften  enthält  das  Gesetz  hygienische  An- 
ordnungen, wie  z.  B.  das  Verhalten  der  Frau  während  der 
Menstruation  etc.  (vgl.  Gla.  331,  S.  266;  auch  Gla.  376,  379 
und  Gla.  382,  S.  296  bei  Buj.). 

Kirchliche  Strafen  werden  angedroht  für  widernatürliche 
Unzucht,  die  als  große  Todsünde  angesehen  wird  (vgl.  Gla.  332). 
Es  folgen  Vorschriften  über  homicidium ,  Diebstahl ,  Gräber- 
schändung, Abtreibung  (eine  Frau,  die  ihre  Leibesfrucht  tötet, 
wird  als  Mörderin  angesehen);  ferner  noch  andere  kirchliche 
Bestimmungen. 

Wir  sehen  also,  daß  in  diesem  Teil  der  Gesetzgebung 
hauptsächlich  kirchliche  Vorschriften  enthalten  sind.  Der  erste 
und  zweite  Teil  der  Gesetzgebung  des  Fürsten  M.  Bassarab, 
die,  wie  oben  angeführt,  nach  Sammlungen  bearbeitet  ist,  in 
welchen  neben  Konzilienbeschlüssen  und  anderen  Kirchen- 
gesetzen auch  Vorschriften  aus  den  Rechtsbüchern  Justinians, 
ebenso  wie  auch  anderer  Kaiser  wie  Leo,  Constantin,  Basil 
standen,  galten  bis  in  die  späteren  Zeiten  als  eine  Rechts- 
ordnung, welche  die  Angelegenheiten  der  Geistlichen  unter- 
einander und  zu  den  Weltlichen  regelte  (sie  war  also  sozusagen 
das  rumänische  kanonische  Recht). 

Dieser  Abschnitt  des  Gesetzes  enthielt  aber  sehr  viele 
Bestimmungen,  welche  für  die  privatrechtlichen  Verhältnisse 
von  durchschlagender  Bedeutung  waren. 

c)  Der  dritte  Teil  der  Gesetzgebung  M.  Bassarabs,  welche 
in  dem  Inhaltsverzeichnis  mit  dem  Titel  „zweiter  Katastich 
der  kaiserlichen  Gesetze,  aus  der  Sammlung  des  Kaisers 
Justinian  gewählt  ..."  bezeichnet  ist  (S.  464  bei  Buj.),  ent- 
hält die  Gesetzgebung  des  Vorgängers  Fürst  Vasile  Lupu  der 
Moldau  vom  Jahre  1646.  In  der  Pravila  ist  nicht  mehr  der- 
selben Ordnung  gefolgt,  vielmehr  sind  die  Glaven  dieses  unseres 
dritten  Teiles  unregelmäßig  zwischen  den  Glaven  unseres  ersten 
Teiles    zerstreut,    wobei   auch   die  Ordnung,    wie  sie  sich  bei 
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V.  Lupu  findet,  geändert  ist,  Gla.  43  (S.  154  bei  ßuj.),  ^^ei 
welcher  unser  dritter  Teil  in  der  Gesetzgebung  Bassarabs  be- 
ginnt, entspricht  Gla.  x  f .  ([69]  vgl.  S.  696  bei  Buj.)  des 
Pravila  V.  Lupus.  Ferner  ist  Gla.  48  der  Gesetzgebung 
Bassarabs  (S.  157  bei  Buj.)  entsprechend  Gla.  1  der  Gesetz- 
gebung Lupus  (S.  19  bei  Buj.),  Gla.  87  des  Pravila  Bassarabs 
(S.  168  bei  Buj.)  der  Gla.  d  (4)  der  Gesetzgebung  Lupus 
(S.  20  bei  Buj.),  Gla.  106—113  bei  Bassarab  (S.  173—179 
bei  Buj.)  entspricht  Gla.  mg — n  (43 — 50)  bei  Lupu  (S.  53 — 57 
bei  Buj.)  u.  s.  w.  Die  leges  agrariae,  welche  in  dem  Pravila 
des  Fürsten  Bassarab  bei  Gla.  296  (S.  255  bei  Buj.)  beginnen, 
fiuden  sich  am  Anfang  der  Gesetzgebung  V.  Lupus  (S.  6 
bei  Buj.). 

Was  die  Meinung  des  rumänischen  Gelehrten  Xenopol 
(Istor.  rom.  Bd.  IV,  S.  168  ff.)  betrifft,  daß  die  Pravila  V.  Lupus 
aus  der  Gesetzgebung  des  Fürsten  M.  Bassarab  herausgezogen 
ist,  so  muß  dem  gegenüber  angenommen  werden,  daß  dieses 
nicht  der  Fall  ist,  denn  die  ungeordnete  Einschiebung  der 
Glaven  aus  jenem  Pravila  in  diejenige  Bassarabs  spricht  dafür, 
daß  der  letztere  dadurch  die  Tatsache  seiner  Kompilation  hat 
verbergen  wollen.  Außerdem  finden  wir  sehr  häufig  dieselben 
Bestimmungen  wiederholt,  indem  Mathei  Bassarab  neben  seinen 
eigenen  Vorschriften  noch  diejenigen  des  Pravila  des  Fürsten 
Lupu  hineinstecken  wollte.  Ferner,  wie  oben  schon  erwähnt,  hat 
Bassarab  in  diesem  Teile  nicht  dieselbe  Form  für  seine  Glaven 
wie  in  den  übrigen  Teilen,  was  auch  für  ein  bloßes  Abschreiben 
der  Vorschriften  des  Pravila  V.  Lupus  spricht *'^).  Daher  ist 
die  Gesetzgebung  Lupus  systematischer  und  praktischer  als 
die  Gesetzgebung  Bassarabs. 

Wir  ersehen  hieraus,  daß  es  sich  bei  der  ganzen  Gesetz- 


es) Vgl.  weiter  St.  Longinescu,  Istor.  dr.  roraän  S.  343.  Bukarest 
1908;  J.  Peretz,  Dreptul  b5'^zantin  in  revista  curs.  dela  doctoratul  in 
drept.  Nr.  14,  S.  644,  nach  Longinescu  zitiert;  vgl.  auch  I,  L.  Pic  in 
Sitzungsber.  d.  Böhm.  Gesellsch.  d.  Wissensch.  Prag  1886,  ö.  116. 
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gebung  Bassarabs  ^^)  durchaus  nicht  um  ein  originelles  Werk 
handelt,  sondern  lediglich  um  eine  Kompilation  verschiedener 
Werke. 

4.  Einige  Spezialvorscliriften. 

Von  der  Gesetzgebung  des  Fürsten  Ypsilante  ist  zunächst 
zu  erwähnen  ein  Dokument  aus  dem  Jahre  1725  des  Fürsten 
Michael  Rakowitza,  aus  dem  ein  Heimfallsrecht  für  Rumänien 
zu  erkennen  ist;  wenn  nämlich  ein  Ausländer,  ohne  Kinder  zu 
hinterlassen,  starb,  so  fiel  sein  Vermögen  an  das  Fürstentum. 
„Der  arma^,  Dratschea  (Ausländer)  hat  ein  Gut  neben  dem 
Fluß  Bic  und  daselbst  auch  eine  Mühle  gebaut.  Da  nach 
seinem  Tode  keine  Erben  in  gerader  Linie  vorhanden  waren 
und  gemäß  der  Landessitte  das  Vermögen  eines  ohne  Kinder 
Verstorbenen  (Ausländers) '^^)  an  den  Fürsten  fiel,  so  wollte 
unsere  Majestät  (sagt  der  Fürst)  trotz  der  Landessitte,  das 
Grundstück  nicht  nehmen,  sondern  es  dem  Kloster  Neamj^  zu 


^®)  Erwähnungen  dieser  Gesetzgebung  finden  wir  auch  bei  Biene r, 
De  coli.  can.  eccles.  gr.  P.  44  ff.;  vgl.  auch  Zachariae  in  Mitterm. 
Zeitschr.  f.  ausl.  Gesetzgeb.  Bd.  12,  S.  408 — 416;  ferner  Neigebauer 
in  Pölitz.  Jahrb.  1847,  S.  499  ff.;  Blaremberg,  Essai  comp,  sur  les 
institutions  etc.  de  la  Roumanie  S.  759  ff.;  Dem.  Alexandresco, 
Droit  ancien  et  moderne  de  la  Roum.,  etud.  de  legisl.  comp.  S.  471  ff'. 
Buk.  1889;  Const.  G.  Dissescu,  Originele  dr.  rom.  S.  29  ff.  Buk.  1899; 
Paul  Negulescu,  Stud.  de  ist.  dr.  rom.  S.  16  ff.  Buk.  1900;  C.  Nacu, 
Drept,  civ.  roman  Bd.  I,  S.  23.  Buk.  1901;  Xenopol,  Hist.  des  Roum. 
II,  S.  33  ff.;  N.  Jorga,  Gesch.  d.  rum.  Volk.  II,  S.  62;  neuerdings 
Longin  escu  a.a.O.  Istor.  dr.  rom.  S.  337  ff. 

'^)  Eine  überaus  seltsame  Maßregel  findet  sich  in  einem  Dokument 
des  Bogdan  (Fürst  Moldau),  wo  es  heißt,  daß  ein  Logofat  Isak,  der  von 
einem  gewissen  Antoniu  aus  Leopole  (Polen)  eine  Summe  zu  bekommen 
hatte,  da  er  diese  von  ihm  trotz  versuchter  Vollstreckung  nicht  bekam, 
vom  Fürsten  die  Erlaubnis  erhielt,  seine  Befriedigung  bei  einem  Lands- 
mann des  Antoniu  zu  suchen,  was  der  Logofat  tat,  indem  der  Fürst 
erwähnte,  daß  diesem  Landsmann  seinerseits  ein  Rückgriff  gegen  seinen 
Landsmann  unberührt  bleibt  (vgl.  Dokument  im  Archiv  histor.  a  Rom. 
Bd.  I,  Nr.  4  d.  Dok.  Bukarest  1865).    [Also  Repressalienrecht!  —  Kohl  er.] 
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schenken"  (abgedruckt  von  Xenopol  in  Hist.  des  Roum.  II, 
S.  42). 

Zu  erwähnen  ist  der  Chrisov  von  Const.  Mavrokordat 
vom  Jahre  1740,  wodurch  die  Knechtschaft  aufgehoben  wurde, 
dennoch  blieben  die  Knechte  weiterhin  adscripti  glebae,  servi 
terrae.  Als  Ersatz  für  diese  Aufhebung  der  Knechtschaft 
durften  die  Bojaren  von  gewissen  Dorfbewohnern,  die  deshalb 
von  der  staatlichen  Steuerzahlung  befreit  wurden,  unentgelt- 
liche Dienstleistung  verlangen  (vgl.  Magazin  istoric  pentru 
Dacia  II,  S.  292  ff.).  Die  Landarbeiter  brauchen  nur  an  den 
Staat  Steuern  zu  zahlen. 

Aus  Gründen  der  Sittlichkeit  wurde  den  Frauen  und 
Mädchen  der  Beruf  in  Destillationen  verboten  und  eben  des- 
halb auch  das  Arbeiten  bei  Juden  und  Türken  vor  Vollendung 
des  30.  Jahres. 

Im  Jahre  1765  wurde  vom  Fürsten  Steph.  Rakowitza 
einem  gewissen  Photiuo  der  Auftrag  gegeben,  eine  Kodifikation 
des  Gesetzrechts  zu  bewerkstelligen ,  vrelche  aber  ganz  un- 
bekannt geblieben  ist.  Sie  wurde  erst  viel  später  von  Prof. 
Lij^ica  aufgefunden  (siehe  hierüber  P.  Negulescu  a.  a.  0. 
S.  9,  Note  2). 

Am  12.  August  des  Jahres  1766  wurde  vom  Fürsten 
Gr.  Gika  ein  Chrisov  erlassen,  der  aber  in  der  Reihe  der  ein- 
zelnen Gesetze  keine  besondere  Rolle  spielt;  er  enthält  auch 
Vorschriften  darüber,  daß  den  einfachen  Leuten  der  Eintritt 
in  die  Klasse  der  Bojaren  versagt  war  (vgl.  auch  V.  üreche, 
Istor.  rom.  Bd.  2,  S.  275). 

5.  Gesetzgebung  Ypsilantes. 

Wie  wir  nun  gesehen  haben,  w^ar  auch  die  Gesetzgebung 
M.  Bassarabs  eigentlich  ohne  System,  recht  unbefriedigend  und 
unpraktisch,  so  daß  immer  noch,  auch  nach  dieser  Gesetz- 
gebung, fast  alle  Streitigkeiten  nach  Gewohnheitsrecht  geregelt 
und  geschlichtet  wurden;  weshalb  unbedingt  eine  ergänzende 
Gesetzgebung  eingreifen  mußte. 
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Fürst  Ypsilante  erließ  5  Jahre  bevor  er  seine  praktische 
Gesetzgebung  gab,  ein  Chrisov,  worin  auch  wesentlich  originelle 
gesetzliche  Momente  zu  finden  sind  (abgedruckt  v.  V.  A.  ür  echia 
in  Istor.  rouman.  Bd.  I,  S.  64  f^.,  Buk.  1891). 

Ein  zweiter  Chrisov  von  1776  ist  in  seiner  Gesetzgebung 
wieder  enthalten,  die  allerdings  erst  im  Jahre  1780  erschien, 
gleichzeitig  im  Griechischen  und  Rumänischen  (vgl.  Teulescu, 
Archiva  rom.,  Bukarest  1860,  nach  N.  Jorga,  Gesch.  des 
rumän.  Volkes  Bd.  II,  S.  193).  Ypsilante  regelte  die  Gerichts- 
barkeit, indem  er  verschiedene  Departements  schuf,  ständige 
Obergerichte  begründete  und  die  Sitzungen  des  fürstlichen 
Divans  fortsetzte,  den  Instanzenweg  durch  die  einzelnen  Ge- 
richte ordnete;  ferner  verordnete  er,  daß  das  Urteil  in  An- 
wesenheit der  Parteien  zu  verkünden  sei.  Wenn  üeberfüUung 
an  den  Gerichtstagen  stattfand,  so  sollten  auch  an  den  Tagen, 
die  nicht  Geschäftstage  waren,  Sitzungen  abgehalten  werden.  — 
So  tritt  denn  von  dieser  Zeit  an  eine  vollständige  Regelung 
der  Gerichtsangelegenheiten  ein''^^). 

In  der  Gesetzgebung  Ypsilantes  finden  wir  das  Gewohn- 
heitsrecht, die  Landessitte  aufgenommen,  wie  er  selbst  in  der 
Einleitung  bestätigt  (abgedruckt  v.  V.  A.  Ur echia  a.  a.  0. 
Bd.  I,  S.  72,  Buk.  1891);  auch  die  byzantinischen  Rechtsbücher, 
insbesondere  den  Hexabibios  hat  er  benutzt,  hauptsächlich  um 
dem  Gewohnheitsrecht  geeignete  Form  zu  verleihen.  Er  hat 
auch  Bestimmungen  über  den  Zivilprozeß  erlassen;  in  einer 
besonderen  Vorschrift  (Condica  II,  phila  72,  abgedruckt  in 
Urechia  a.  a,  0.  I,  S.  47  u.  64)  wurde  angeordnet,  daß  die 
Parteien    vor    dem   Richter    zu   erscheinen    hätten,    daß    eine 


'")  In  den  Viagio  in  Valachia  e  Moldavia  (Raicevici's,  nach  Urechia 
Sestinis)  finden  wir  über  die  Gesetzgebung-  Ypsilantes  ff.:  „.  .  .  11  principe 
Ypsilante  ha  fatto  un  codice  molto  succinto,  o  piü  tosta  una  instruzione 
ai  giudici  comedevono  regolarsi  nei  casi  piu  frequenti.  La  chiarezza,  la 
brevitä  e  simplicitä  .  .  ."  (üebrigens  soll  der  Verfasser  dieses  Buchs 
nicht  Raicevici,  sondern  Domenico  Sestini  sein;  vgl.  V.  A.  Urechia 
a.  a.  0.  Bd.  II,  S.  139.) 
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zwangsweise  Vorführung  statthaft  war.  Weigerte  sich  der 
Verurteilte  zu  zahlen,  da  er  unvermögend  wäre,  so  konnte 
ihm  nach  Untersuchung  der  Angelegenheit  eine  Stundungsfrist 
zugebilligt  werden ,  wenn  er  außerdem  Bürgschaft  leistete. 
(Hier  ist  von  einer  Einsperrung  die  Rede,  im  Falle  der 
Schuldner  nicht  zahlen  konnte.)  Weiter  erlaubte  er  als  Ersatz 
für  die  Zahlung  einer  Geldstrafe  die  Prügelstrafe  (vgl.  a.  a.  0.). 
Was  den  Inhalt  der  Gesetzgebung  betrifft,  so  ist  schon 
die  Regelung  der  Gerichtsbarkeit  erwähnt;  weiter  befiehlt  er 
den  Richtern,  in  Zukunft  nach  den  Gesetzen  und  dem  von  ihm 
kodifizierten  Gewohnheitsrecht  (obiceiurile  pamänte^ti)  zu  ur- 
teilen und  unparteiisch  und  aufmerksam  den  Prozeß  führen 
unter  Berücksichtigung  aller  von  den  Parteien  vorgebrachten 
Tatsachen  und  Urkunden.  Hatte  der  Richter  einen  Fehler 
gemacht,  so  konnte  er  das  Urteil  zurückziehen  und  ein  neues 
fällen.  Das  Urteil  mußte  schriftliche  Form  haben  (vgl.  Ges. 
Ypsilantes,  Tit.  „Pentru  judecatori"  §  1  ff. ,  S.  7  unter 
legiuiri  vechi,  in  der  neuen  Sammlung  der  alten  Gesetze  des 
Constantin  Hamangiu,  Codul  general  al  Rom.  Bd.  I,  Buk. 
1907).  Weiter  folgen  Bestimmungen  über  den  Bevollmächtigten, 
über  die  Parteien,  über  die  Urteilsfällung,  über  die  Berufung; 
im  Titel  „Pentru  zapcii"  behandelt  er  die  Personen,  die  gegen 
eine  Quote  der  zu  gewinnenden  Geldsumme  den  Beklagten 
vor  den  Richter  zu  bringen  hatten.  Die  Zapcii  hatten  zugleich 
eine  ähnliche  Bedeutung  wie  die  Gerichtsvollzieher;  ihre  Auf- 
gabe war  gewöhnlich  die,  die  Parteien  vor  den  Richter  zu 
schleppen;  sie  konnten  auch  die  Führung  einer  Klage  gegen 
ein  bestimmtes  Honorar  übernehmen  (vgl.  Gesetzgebung  Ypsi- 
lantes betr.  Titel  Hamangiu  S.  7 — 9).  Priester  durften  nicht 
vor  den  Richter  gerufen  werden,  aber  nur  dann  nicht,  wenn 
sie  gerade  beim  Gottesdienst  waren.  Des  ferneren  ist  dem 
„Zapcii"  verboten,  den  Hausfrieden  zu  stören  und  die  Parteien 
ohne  weiteres  aus  dem  Hause  gewaltsam  herauszuzerren  (vgl. 
S.  9  bei  Hamangiu,  §  1  u.  2  h.  t.).  W^ir  finden  ferner  einen 
Spezialrichter   (spatar) ,    der  in  einem  bestimmten  Bezirk  und 


Quellen  des  rumänischen  Rechts.  157 

'in  gewissen  Angelegenheiten  der  Innungen  '^^)  Recht  zu  sprechen 
hatte,  wie  bei  Diebstahl,  Ehebruch,  kleinen  Streitigkeiten  infolge 
von  Betrunkenheit,  z.  B.  Beleidigungen  u.  a.  m.  Erwähnung 
finden  dann  einige  weitere  Gerichte  (vgl.  S.  10  bei  Hamangiu). 
Ferner    regelt    Ypsilante    die    Angelegenheiten    zwischen    den 


'^)  Schon  im  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  spricht  man  von  Körper- 
schaften und  wir  finden  besondere  Privilegien  einiger  Körperschaften 
von  Gewerbetreibenden.  Es  findet  sich  zwischen  den  Papieren  des  Erz- 
bischoftums  von  Roman  die  Urkunde  der  Federation  einiger  Körper- 
schaften („bresle"  vom  Jahre  1725,  28.  Dez.).  Die  Körperschaft  stand 
nicht  unter  den  bürgerlichen  Autoritäten  des  Landes,  sie  wurden  in 
früheren  Jahrhunderten  schon  ganz  selbständig  und  die  Streitigkeiten 
zwischen  den  einzelnen  „bresla^i"  (Mitgliedern),  sowie  selbst  denen 
zwischen  einem  „bresla^"  und  seiner  Frau  z.  B.,  vor  dem  zuständigen 
Staroste  verhandelt  wurden.  Die  Urkunde  der  Federation  vom  Jahre 
1725  sagt:  sowohl  die  „pärcalabi",  als  auch  andere  bürgerliche  Richter, 
die  sich  in  die  Rechtsprechung  des  „staroste"  mischen,  um  die  Gewohn- 
heiten der  „bresla§i"  zu  brechen,  sollen  verflucht  sein  .  .  .  Weiterhin 
heißt  es,  daß  wenn  die  Brüder  sich  mit  einem  Menschen  zanken,  der 
nicht  zu  der  „bresla"  gehört,  sie  sich  nicht  an  einen  weltlichen  Richter 
wenden  sollen  ohne  Einwilligung  des  „staroste",  und  wenn  sie  es  doch 
tun,  so  kann  der  „staroste"  sie  nach  der  Gewohnheit  bestrafen  (vgl. 
Urechia  in  Convorb.  liter.  Bd.  22,  S.  784  ff.,  wo  alle  diese  Statuten 
abgedruckt  sind).  So  ersehen  wir  in  dem  Katastich  der  Innung  der 
Schneider  zu  Jassy  folgende  Bestimmungen  (Art.  11).  Die  Gewerbe- 
treibenden, die  einen  Streit  haben,  dürfen  sich  nicht  an  einen  anderen 
•judex  als  den  „starostele"  (den  zur  Innung  gehörigen)  wenden.  Wenn 
der  Streit  größere  Bedeutung  hat,  so  sollen  sich  die  Streitenden  an  die 
heilige  Metropolie  richten.  Die  einzige  Berufung,  die  die  condica  de 
bresle  (Innungsstatut)  den  Brüdern  resj».  Mitgliedern  (fra^ilor)  gab,  war 
an  das  Haupt  der  Kirche,  den  Bischof  oder  Metropoliten,  dies  aber  nur, 
wenn  eine  Verständigung  vor  dem  „staroste"  nicht  zu  erzielen  war.  In 
dem  Katastich  von  Roman  heißt  es,  daß  der  junge  Bruder,  der  nicht 
auf  die  Meinung  des  Starosten  gehört  hat,  sondern  ihn  vielmehr  be- 
leidigte, sollte  vom  Staroste  in  Gemeinschaft  mit  den  anderen  Brüdern 
mit  „5  lei"  bestraft  werden  („certarea  sa-i  fie  una  suta  toiage,  §i  gloaba 
cinci  lei")  resp.  mit  100  Stabschlägen  und  Geldstrafe  „5  lei".  Die  Kata- 
stichen  der  rai^eilor  (Taugenichtse)  aus  Roman  sagen:  „wer  den  staroste 
bedroht,  gloaba  trei  taleri  §i  una  suta  toiage"  (vgl.  V.  Urechia,  Conv. 
liter.  22,  S.  788). 
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Gutsherren  und  Landbewohnern,  wobei  diese  im  Jahre 
12  Tage  unentgeltlich  für  den  Herrn  arbeiten  mußten;  ver- 
tragsmäßig konnte  eine  geringere  Frist  bestimmt  werden.  Die 
Weinbergbauern  mußten  dem  Gutsherrn  von  jeden  20  „vedre** 
eine  abliefern.  Arbeitete  ein  Bauer  3  Jahre  lang  nicht  auf 
seinem  Weinberg,  so  verlor  er  nach  einem  weiteren  Jahre, 
das  der  Fürst  ihm  gewährte,  alle  Rechte  auf  denselben.  Starb 
ein  Bauer  ohne  Erben  zu  hinterlassen,  so  fielen  seine  Felder 
an  den  Gutsherrn.  Wein  und  Schnaps  durften  ohne  Ein- 
willigung des  Herrn  auf  dem  Gutsbezirk  nicht  angekauft  werden, 
ebensowenig  durfte  jemand  im  See  des  Gutsbesitzers  fischen; 
in  anderen  Seen  konnte  man  fischen,  mußte  aber  an  den  Guts- 
herrn eine  bestimmte  Abgabe  von  Fischen  leisten,  nämlich  l^/oo 
(vgl.  h.  t.  S.  11/12  bei  Hamangiu). 

Es  folgen  weiterhin  Bestimmungen  über  die  „ispravnici", 
die  unter  ihrer  Verwaltung  einen  bestimmten  Distrikt  hatten, 
über  „vornicei",  deren  Beruf  man  aus  dem  nachfolgenden  er- 
kennt. Sie  hatten  die  Aufgabe,  die  von  ihnen  aufgesammelten 
herrenlosen  Tiere  zu  behalten,  bis  der  Herr  sich  meldete. 
Tpsilante  warnt  sie  nun,  leichtsinnig  Arme  zu  benachteiligen, 
indem  sie  ohne  weiteres  die  auf  den  Feldern  zurückgelasseneu 
Tiere  an  sich  nehmen  (vgl.  Tit.  Pentru  ispr.  u.  vorn.  S.  12/13 
bei  Hamangiu).  Es  gibt  dann  Vorschriften  über  dos:  die 
unbeweglichen  Sachen,  sowie  die  Tiere  und  Zigeuner  brauchen 
nicht  geschätzt  zu  werden ,  sondern  nur  die  beweglichen ,  die 
auch  in  Register  eingetragen  werden  müssen.  Hat  eine 
Schätzung  nicht  stattgefunden,  so  besteht  keine  Verpflichtung 
des  Mannes  für  die  volle  Rückgabe  der  Sachen ,  sondern  die 
Frau  erhält  eben  alles,  was  vorhanden  ist.  Die  Brüder  sind 
verpflichtet,  nach  Kräften  ihren  Schwestern  eine  Aussteuer  zu 
beschaffen  (vgl.  Tit.  Pent.  zestre  §  1  ff.,  S.  13/14  bei  Ha- 
mangiu). 

Bei  der  Erbschaft  bestimmt  er  insbesondere ,  daß  eine 
Tochter,  die  schon  eine  Aussteuer  erhalten  hatte,  nicht  mehr 
die  Eltern    beerben    dürfe,    selbst   dann   nicht,    wenn  sie  ihre 
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dos  zurückgeben  wollte.  Bei  den  väterlichen  unbeweglichen 
Gütern  haben  die  Erben  männlichen  Geschlechts  ein  Vorrecht 
(vgl.  Tit.  Mo^tenire  Kap.  1—3  a.  a.  0.,  S.  14).  Starb  der 
Mann,  so  hatte  die  Frau  das  gleiche  Anteil  an  der  Erbschaft 
wie  die  Kinder,  erhielt  aber  nicht  das  volle  Eigentum  an  den 
Sachen.  Starben  die  Kinder  vor  ihrer  Volljährigkeit  (d.  h. 
Knaben  vor  dem  14.,  Mädchen  vor  dem  12.  Jahre),  so  erhielt 
die  Frau  den  dritten  Teil  von  der  Erbschaft,  aber  nur,  wenn 
sie  sich  nicht  vor  dem  Trauerjahr  verheiratete,  welche  Be- 
stimmung der  Gesetzgeber,  wie  er  selbst  sagt,  in  den  früheren 
Pravilen  gefunden  hatte  (vgl.  Tit.  Pent.  trimirie  Kap.  1  ff., 
S.  14/15  bei  Hamangiu).  Ueber  die  Testaterbschaft  folgen 
einige  Vorschriften.  Ferner  die  Personen,  die  ohne  Kinder 
und  Aszendenten  starben,  mußten  ein  Drittel  von  ihrem  Ver- 
mögen an  die  „cutia  milosteniei'*  (welche  Einrichtung  vom 
Fürsten  zugunsten  von  armen  Leuten  durch  einen  besonderen 
Erlaß  begründet  worden  war)  abgeben.  Auch  solche  Leute, 
die  Kinder  hinterließen ,  sollten  unbedingt  einen  Teil  ihres 
Vermögens  an  die  „cutia  milosteniei  (Almosenschachtel)  hinter- 
lassen. Er  droht  denen,  die  diese  „cutia  m."  nicht  berück- 
sichtigen, damit,  daß  ihr  Testament  für  ungültig  erklärt  werden 
wird,  um  dem  Anteil  für  die  Armen  zu  genügen  (vgl.  Tit. 
Pent.  diata  S.  15  a.  a.  0.).  Dann  kommen  Vorschriften  über 
die  Vormundschaft,  über  mutuum ,  über  Pfand  an  der  un- 
beweglichen Sache,  Bürgschaft.  Die  Frau  durfte  für  den  Mann 
keine  Bürgschaft  übernehmen  für  die  Schulden  des  Mannes, 
außer  wenn  diese  für  ihren  eigenen  Vorteil  gemacht  waren. 
Weiterhin  folgen  Bestimmungen  über  Zinsen,  und  zwar  betrugen 
die  gesetzlichen  lO^/o  (s.  bei  C.  Hamangiu  S.  16/17  a.  a.  0. 
„pentru  anarghirie").  Schuldverhältnisse  sollten  stets  in  Gegen- 
wart dreier  Zeugen  begründet  werden.  Dann  gibt  er  Be- 
stimmungen über  Zeugen  im  allgemeinen,  wobei  man  den 
kirchlichen  Einfluß  und  den  früheren  Pravila  erkennen  kann, 
indem  der  Andersgläubige  nicht  als  Zeuge  gegen  einen  Ortho- 
doxen  auftreten    durfte.     Weiterhin    spricht  er  über  den  Eid, 
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über  das  Verhältnis  von  Eltern  und  Kindern,  wobei  er  den 
Kindern ,  die  reich  sind ,  eine  Haftung  für  die  Eltern  vor- 
schreibt (vgl.  a.  a.  0.  S.  18/19  bei  Hamangiu),  ferner  über 
das  Näherrecht,  über  den  ungültigen  Verkauf  von  Gütern,  und 
zwar  Ungültigkeit  wegen  Minderjährigkeit  unter  25  Jahren, 
Geisteskrankheit  und  -schwäche,  Drohung,  dolus  (vgl.  bei 
Hamangiu  a.  a.  0.,  S.  19 — 21).  Er  läßt  bei  der  Begrenzung 
der  Güter  den  Chrisov,  den  Alexander  Mavrokordat  erlassen 
hatte,  in  Kraft.  Die  Gerichte,  die  über  Grenzstreitigkeiten  zu 
entscheiden  hatten,  setzten  sich  zum  erstenmal  aus  6  Bojaren, 
dann  aus  12  und  endlich  aus  24  Bojaren  zusammen. 

Besonderes  bestimmt  er  über  den  Ueberbau  auf  ein 
fremdes  Stück  Land,  über  die  Zigeuner,  wer  insbesondere 
seinen  Zigeuner  mit  einer  Fremden  verheiratet,  trotzdem  er 
weiß,  daß  dieser  oder  diese  einem  anderen  gehört,  der  soll 
seinen  Zigeuner,  bezw.  seine  Zigeunerin  verlieren,  und  zwar 
zu  Gunsten  des  anderen  Herrn.  Wenn  ein  Zigeuner  eine 
Freie  heiratete,  dann  blieben  die  Kinder  frei,  aber  die  Ehe 
sollte  sogleich  geschieden  werden,  und  der  Herr,  der  von  der 
Ehe  wußte,  verlor  seinen  Zigeuner,  der  an  das  Fürstentum 
fiel.  Der  Priester,  der  die  Eheschließung  vollzogen  hatte, 
wurde  mit  schAveren  kirchlichen  Strafen  belegt  (vgl.  Gesetz- 
gebung Ypsilanti,  Tit.   „Pentru  ^igani"   §  1  flP.). 

Wir  haben  nun  noch  einige  Vorschriften  über  Landgüter, 
insbesondere  mit  Mühlenbetrieb,  über  Binnengewässer  (vgl. 
a.  a.  0.  bei  Hamangiu  S.  23).  Nunmehr  folgen  noch  Bestim- 
mungen über  Verjährung  und  Fristen;  in  kirchlichen  Angelegen- 
heiten konnten  nach  40  Jahren  Ansprüche  geltend  gemacht 
w^erden,  die  Erben  sollen  binnen  eines  Jahres  die  Erbschaft 
annehmen  oder  ausschlagen,  Seitenverwandte  bereits  in  6  Mo- 
naten. Ein  Erbschaftsanspruch  kann  von  den  Erben  noch 
30  Jahre  nach  dem  Tode  des  Erblassers  erhoben  werden,  bei 
Unmündigen  ohne  Vormundschaft  läuft  die  Frist  erst  von  der 
Vollendung  des  14.  Jahres  an.  Für  die  Geltendmachung  eines 
Anspruchs  auf  eine  unbewegliche  Sache  besteht  eine  Frist  von 
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10  resp.  20  Jahren,  je  nachdem  der  Kläger  anwesend  ist 
oder  nicht;  jedoch  nur  im  Falle  der  bona  fides  (vgl.  h.  t.  a.  a.  0., 
S.  23,  §  1  ff.). 

Als  Schluß  der  Gesetzgebung  Ypsilantes  folgen  einige 
Bestimmungen  für  Landbewohner;  so  durfte  kein  solcher 
während  der  Pflug-  und  Erntezeit  (April  resp.  Juli)  vor  Ge- 
richt zitiert  werden,  ebensowenig  während  der  Weinlesezeit 
(15.  September  bis  15.  Oktober),  während  der  zwei  Weihnachts- 
tage durften  die  Richter  nicht  Recht  sprechen,  noch  durften 
während  der  Festzeiten  die  Steuern  erhoben  werden. 

Wir  haben  nunmehr  die  Gesetzgebung  Ypsilantes  zum 
Abschluß  gebracht.  Wir  finden  darin  zwar  eine  wenig  über- 
sichtliche Einteilung  der  Materie,  dennoch  verdient  die  Gesetz- 
gebung deshalb  eine  entschiedene  Würdigung,  weil  darin  zum 
erstenmal  einheimischen  Gebräuchen  und  Gewohnheiten  in 
origineller  Weise  Rechnung  getragen  wurde.  Sie  zeigt  eine 
sehr  praktische  Richtung,  da  sie  die  aus  dem  Volksleben  ent- 
springenden Verhältnisse  in  durchaus  vernünftiger  und  den 
Anforderungen  der  Praxis  angemessener  Weise  regelt,  und 
auf  diese  Weise  alle  anderen  kompilierten  Gesetzgebungen  der 
früheren  Jahrhunderte  an  Bedeutung  und  Wert  erheblich  über- 
trifft. Wohl  finden  wir  in  den  früheren  Kompilationen  auch 
noch  gewohnheitsrechtliche  Vorschriften,  allerdings  nur  ganz 
spärliche ,  die  aber  nur  zufällig  dem  Gewohnheitsrecht  ent- 
sprechen, und  bei  näherer  Untersuchung  zeigt  es  sich,  daß  die 
Vorschriften  im  allgemeinen  durchaus  nicht  Gewohnheitsrecht 
•sind,  es  handelt  sich  bei  ihnen  keineswegs  um  eine  Kristalli- 
sation des  Gewohnheitsrechts,  d.  h.  um  die  Fassung  von  rumä- 
nischen Gewohnheitsrechten  in  schriftlicher  Form,  sondern  viel- 
mehr um  die  Aufnahme  fremder,  größtenteils  römischer  Rechts- 
grundsätze, die  man  aber  den  leges  agrariae,  der  ekloga  oder 
dem  Kommentar  des  Aristinos  u.  s.  w.  entlehnt  hat. 

Ganz  anders  dagegen  ist  es  mit  der  Gesetzgebung  Ypsi- 
lantes; bei  ihr  handelt  es  sich  um  eine  Kodifikation  des  Ge- 
wohnheitsrechts,   und   den  Hexabibios   des  Hermanopolus  und 
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andere  benutzte  Gesetze  dienten  hier  meist  nur  zur  genaueren 
Formulierung  des  Rechts. 

Mit  vielem  Recht  erwähnte  der  berühmte  rumänische  Rechts- 
gelehrte Paul  Negulescu  (a.  a.  0.  S.  18)  und  der  scharfsinnige 
ruraän.  Gelehrte  N.  Jorga,  Universitätsprofessor  der  Geschichte, 
daß  die  Gesetzgebung  Ypsilantes  ^^)  sich  an  den  Landesgebrauch 
anschließe  (vgl.  N.  Jorga,  Geschichte  des  rum.  Volkes  Bd.  II, 
S.  193). 

6.  Andere  Gesetze. 

Bevor  wir  an  die  Gesetzgebung  Andronachi  Donicis  gehen, 
haben  wir  noch  den  synodalen  Hrisov  des  Fürsten  Alexander 
Mavrokordat  vom  Jahre  1785  zu  erwähnen,  später  bestätigt 
auch  vom  Fürsten  M.  Greg.  Sturza  (1835)  über  Schenkungen, 
Tausch  und  Verkauf  von  Landgütern,  Weinbergen,  Häusern 
und  Zigeunern.  Der  Fürst  regelte  bezüglich  dieser  einzelnen 
Materien  das  Gewohnheitsrecht  (der  Hrisov  ist  zum  Teil  ab- 
gedruckt bei  V.  A.  Urechia,  in  Ist.  rom.  Bd.  I,  S.  226  flP. ; 
a.  a.  0.  Bd.  II,  S.  265  ff.,  Buk.  1892). 

Unter  der  Regierung  des  Fürsten  Alexander  Moruzi  wurde 
auf  dessen  Befehl  der  Entwurf  des  Harmenopulus:  Manuale 
legum  sive  Hexabibios  von  Toma  Karra  übersetzt.  Da  der 
Fürst  aber  dem  Entwurf  nicht  genügend  vertraute,  so  beauf- 
tragte er  Karra  noch  weiter  damit,  ein  privatrechtliches  und 
strafrechtliches  Gesetzbuch  auf  Grund  der  Basiliken  zu  ent- 
werfen. Wegen  seines  bald  darauf  erfolgten  Todes  kam  jedoch 
dies  Gesetz  nicht  zur  Entstehung  (s.  auch  Xenopol,  Ist.  rom. 
Bd.  V,  S.  431;  auch  Dem.  Alexandresco,  Droit  ancien  et 
moderne  etc.  S.  475;  Dissescu,  Orig.  dr.  rom.,  Buk.  1899; 
P.  Negulescu,  Stud.  de  ist.  dr.  rom.  S.  19;  Longinescu, 
Istor.  dr.  rom.  S.  19  u.  322/323,  Buk.  1908).  ^ 

^^)  Der  große  rumänische  Rechtsgelehrte  Alexandresco  sagt 
in  seinem  Werk:  Droit  ancien  et  moderne  de  la  Roumanie,  etude  de 
legislation  compare,  S.  478,  Paris,  über  die  Gesetzgebung  Ypsilantes: 
„.  .  .  n'est  qu'un  abrege  tres  incomplet  en  grec  moderne  des  Basiliques» 
Ce  code  lut  traduit  en  roumain  pour  ]a  premiere  Ibis  par  Const.  Brailoi, . .  /. 
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7.  Gesetzgebung  A.  Donicis. 

Wir  wenden  uns  der  Gesetzgebung  Andronachi  Donicis 
aus  dem  Jahre  1814  zu,  die  für  die  Moldau  erlassen  war  und 
schon  von  Toma  Karra  begonnen  worden  war.  Sie  blieb 
in  Kraft  bis  1817.  Eingeteilt  ist  das  Gesetz  in  42  Kapitel, 
von  denen  jedes  wieder  in  Paragraphen  zerfällt. 

Am  Anfang  finden  wir  des  langen  und  breiten  allgemeine 
Erörterungen  über  die  Bedeutung  der  Gesetze  (despre  pravile), 
dann  über  Richter,  denen  es  erlaubt  war,  von  den  Parteien 
einzelne  Sachen,  insbesondere  Eßwaren,  anzunehmen  (vgl. 
Kap.  2).  Ueber  den  Kläger  galt  der  Grandsatz:  actori  incumbit 
probatio  (§  2).  Ferner  war  das  römische  Prinzip:  „ubi  rem 
meam  invenio,  ibi  vindico"  maßgebend.  Herrschten  irgendwo 
Zweifel,  so  mußten  beide  Parteien  Eid  leisten  (vgl.  Kap.  3). 
Erschien  der  Beklagte  nicht  zur  Verhandlung,  so  konnte  er 
dazu  von  der  Regierung  gezwungen  werden  (vgl.  Kap.  4,  §  1  &.). 
Dann  folgen  Bestimmungen  über  appellatio  und  arbitrium  (vgl. 
Kap.  5,  §  1  ff.,  Kap.  7,  §  1 — 3,  §  31  bei  Hamangiu),  über 
Bevollmächtigung,  über  Geldschulden;  Schuldhaft  blieb  bestehen. 
Abverdienen  der  Schuld  dagegen  wurde  aufgehoben.  Die  Re- 
gierung sollte  dem  Schuldner  eine  Stundung  der  fälligen 
Geldsumme  nur  gestatten ,  wenn  er  einen  Bürgen  stellte  und 
die  Gläubiger  damit  einverstanden  waren.  Bestritt  der  Schuldner 
seine  Verpflichtung  zu  zahlen  und  wurde  die  Unwahrheit  seiner 
Behauptung  erwiesen,  so  mußte  er  die  doppelte  Schuldsumme 
leisten  (vgl.  Kap.  8,  §  1,  S.  32/33  bei  Hamangiu  für  letzteres). 

Nunmehr  kommen  eine  Reihe  von  Bestimmungen  über 
das  Sachenrecht.  Für  die  Ersitzung  von  beweglichen  Sachen 
war  die  Frist  3  Jahre,  für  die  von  unbeweglichen  Sachen 
10  Jahre  inter  praesentes,  20  inter  absentes,  unter  Um- 
ständen sogar  30  Jahre.  Die  Frist  betrug  bei  kirchlichen 
Gütern  40  Jahre.  Nicht  vollstreckte  Schuldverhältnisse  und 
auch  solche ,  die  nur  teilweise  vollstreckt  worden  sind ,  ver- 
fielen  nach  30  Jahren,    war   ein  Pfand    dabei  gegeben,    dann 
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erst   in  40  Jahren   (vgl.  Kap.  9,  §   1  fF. ,    S.  33 — 35   bei  Ha- 
mangiu). 

Weiterhin  folgen  Vorschriften  über  Verträge  und  ihre 
Gültigkeit  resp.  Ungültigkeit  im  allgemeinen,  über  Kauf  und 
Verkauf,  wobei  auch  von  einem  Vorkaufsrecht  bei  Verkauf 
der  anbeweglichen  Sachen  die  Rede  ist;  hier  sollen  die  Be- 
stimmungen des  Hrisov  vom  28.  Dezember  1785  in  Kraft 
bleiben  (vgl.  Kap.  10—12,  S.  35—38  bei  Harn  angin).  Jetzt 
kommt  Pfandrecht,  das  entweder  Faustpfand  (pignus)  war  (bei 
beweglichen  und  unbeweglichen  Sachen),  oder  Hypotheka,  also 
ein  Pfand  ohne  Besitz  des  Gläubigers,  aber  nur  bei  unbeweg- 
lichen Sachen  (vgl.  Kap.  13,  §  Iff. ,  S.  38  bei  Hamangiu). 
Dann  das  Depositum,  wobei  kein  ausdrücklicher  Unterschied 
zwischen  reguläre  und  irreguläre  gemacht  wurde,  nur  mußte 
der  Vertrag  schriftlich  und  vor  Zeugen  aufgenommen  werden. 
Der  Depositar  war  zur  diligentia  quam  suis  rebus  verpflichtet 
(vgl.  Kap.  14,  §  1 — 4,  S.  39  bei  Hamangiu).  Ueber  die 
Miete  folgen  einige  Vorschriften,  ferner  über  Emphyteusis, 
über  Tausch,  über  Verträge  im  besonderen  (vgl.  Kap.  15 — 18, 
S.  39 — :41  bei  Hamangiu),  über  Zinsen,  die  nur  nach  Ver- 
einbarung bezahlt  wurden,  das  gesetzlich  erlaubte  Höchstmaß 
war  im  allgemeinen  12  ^/o.  Es  folgt  Bürgschaft;  der  Gläubiger 
sollte  sich  zuerst  an  den  Schuldner  halten,  und  erst  wenn  der 
versagte,  durfte  er  den  Bürgen  in  Anspruch  nehmen  (vgl. 
Kap.  19/20,  §  1  fiP.,  S.  41/42  bei  Hamangiu).  Dann  kommen 
schriftliche  Verträge,  die  zur  unbedingten  Glaubhaftigkeit  drei 
Zeugenunterschriften  haben  mußten,  ferner  Zeugen,  die  gegen 
ihren  Willen  nicht  vorgeladen  werden  durften;  sie  mußten 
besondere  Erfordernisse  haben,  insbesondere  wurden  Unmündige, 
Weiber,  übelbeleumundete  Personen,  Geisteskranke,  Arme, 
Leute,  die  in  demselben  Hause  wohnten,  Verwandte  etc.  als 
Zeugen  nicht  zugelassen.  Der  Häretiker  und  der  Jude  durften 
nicht  gegen  den  Christen  als  Zeugen  auftreten.  Wir  sehen 
in  diesen  Bestimmungen  den  Einfluß  der  Kirche,  wie  er  auch 
in    früheren  Gesetzgebungen   vorhanden  war.     Dann  kommen 
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Vorschriften  über  den  Eid,  über  Schenkungen  (vgl.  Kap.  21/22, 
§  1  ff.,  S.  142). 

Des  weiteren  wird  das  Näherrecht  beim  Verkauf  von 
Grundstücken  erörtert  (vgl.  Kap.  25,  §  1 — 6  a.  a.  0.),  dann 
die  Akzession,  von  der  die  einzelnen  Fälle  wie  implantatio, 
inaedificatio,  alluvio,  avulsio,  alveus  derelictus  angeführt  sind; 
hierauf  folgen  Bestimmungen  über  die  Societas,  über  Vor- 
mundschaft, und  zwar  gab  es  die  testamentarische,  gesetzliche 
und  obrigkeitliche  Berufung  zur  Führung  der  Vormundschaft 
(Knaben  bis  zum  14.,  Mädchen  bis  zum  12.  Jahre  bedurften 
eines  Vormunds,  vom  14.  bis  25.  Jahr  sollte  der  Minderjährige 
einen  Kurator  haben).  Einen  Kurator  hatten  die  Verschwender 
(prodigus)  und  der  Geisteskranke  (vgl.  Kap.  26—29,  S.  44 — 46 
bei  Hamangiu). 

Nunmehr  kommen  wir  zur  Verlobung  und  Trauung;  die 
Verlobung  wird  genau  geregelt  und  auf  die  gleiche  Stufe  ge- 
stellt wie  die  Trauung,  in  welchem  Falle  sie  aber  nach  den 
kirchlichen  Vorschriften  vorgenommen  sein,  und  die  kirchliche 
Einsegnung  empfangen  haben  mußte.  Ferner  zur  Verwandt- 
schaft, donationes  ante  nuptias,  dos,  welche  entweder  profectitia 
oder  adventitia  war  (vgl.  Kap.  30 — 33,  S.  47 — 51  bei  Ha- 
mangiu), zum  Testament  und  Kodizill;  behandelt  wird  hier 
eine  sog.  „falchidia" ,  die  sich  schon  im  Pravila  des  Fürsten 
Bassarab  findet.  Jetzt  folgen  Testaterbschaft,  Fideikommiß, 
Erbschaft  ab  intestato,  ferner  Legate,  die  aber  zusammen  die 
Quote  der  sog.  Falchidia  nicht  überschreiten  durften.  Weiter- 
hin Vorschriften  über  die  sinisphora:  darunter  versteht  man 
das  Einwerfen  der  Gegenstände  in  den  Nachlaß ,  welche  die 
Erben  schon  früher  erhalten  haben,  dann  die  Teilungsklagen: 
bei  der  Teilung  von  Zigeunern  blieb  der  Hrisov  vom  28.  De- 
zember 1785  in  Geltung  (vgl.  Kap.  40,  §  1 — 4). 

Es  folgen  Bestimmungen  über  die  Delikte  im  allgemeinen, 
wobei  der  Richter  den  Angeklagten  etwas  schonend  behandeln 
und  jede  Einschüchterung  verhindern  sollte.  Die  Teilnehmer 
an  den  Verbrechen  wurden   in   gleicher  Weise  wie   die  Täter 


IßQ  Draganescu. 

selbst  bestraft.  Der  Mörder  wurde  mit  dem  Tod  bestraft,  den 
Versuch  des  Mords  mit  tödlichen  Waffen  mußte  der  Täter  mit  dem 
Verlust  einer  Hand  büßen.  Der  parricidiuni  im  jüngeren  Sinne 
wurde  mit  Verbrennungstod  geahndet.  Die  Wegräuber,  die 
homicidium  zu  begehen  pflegten,  sollten  aufgespießt  werden. 
Das  Talionsprinzip  finden  wir  darin  ausgedrückt,  daß  der, 
welcher  einen  anderen  blendete,  sein  Auge  einbüßte  zur  Strafe 
für  den  Frevel.  Wir  finden  sodann  ähnliche  Grundsätze  über 
die  Ehebrecher  und  die  Tötung  der  ehebrechenden  Tochter 
durch  den  Vater,  wie  in  den  Gesetzgebungen  des  Mattaei  Bas- 
sarab  und  Vasile  Lupu.  Die  geschlechtliche  Verbindung  mit 
einer  Nonne,  oder  zwischen  einem  Paten  und  seinem  Täufling, 
hatte  als  Strafe  Abschneiden  der  Nase  zur  Folge.  Der  Ver- 
kehr mit  Tieren  wurde  durch  Abschneiden  des  Gliedes  bestraft. 
Ferner  stand  auf  Blutschande  Enthauptung,  ebenso  auf  Sodomie 
im  allgemeinen,  auf  Grabschändung  stand  als  Bestrafung  das 
Abschneiden  beider  Hände,  auf  Altarfrevel  das  Ausstechen  der 
Augen.  Für  Notzucht  an  Mädchen  wurde  dem  Täter  die  Nase 
abgeschnitten  und  der  dritte  Teil  seines  Vermögens  fort- 
genommen; hatte  das  Mädchen  dem  Mann  Geschlechtsverkehr 
erlaubt,  so  wurden  beide  gezüchtigt,  ihnen  das  Haar  abge- 
schnitten und  dem  Manne  noch  eine  Geldstrafe  auferlegt.  Auf 
Münzverbrechen  stand  Abschneiden  der  Hände.  Es  folgen 
noch  einige  andere  Strafen  ^^),  die  sich  auch  in  anderen  Ge- 
setzgebungen teilweise  finden  (vgl.  auch  Kap.  41,  §  1  ff., 
S.  59/60  bei  Harn  angin). 

Schließlich  folgen  noch  einige  Vorschriften  über  die  Urteils- 
fällung; z.  B.  was  einmal  abgeurteilt  ist,  kann  nicht  noch  einmal 
vorgebracht  werden,  außer  wenn  es  gegen  das  Gesetz  verstieß. 

Mit  diesen  letztgenannten  Bestimmungen  haben  wir  die 
Gesetzgebung  Andr.  Donicis  beendigt,  die,  wie  wir  sahen,  am 


^^)  Aehnliche  grausame  Strafen  fanden  sich  auch  in  Constitutio 
criminalis  Carolina  und  Barabergische  Halsgerichtsordnung  (s.  auch 
oben  S.  138). 
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meisten  Vorschriften  über  das  Privatrecht,  den  Zivilprozeß  und 
auch  das  Strafrecht  enthält.  Andr.  Donici,  ein  zu  seiner  Zeit 
sehr  berühmter  Jurist,  von  dem  man  spasseshalber  sagte: 

„Daca  ai  vre-o  judecata 
Mergi  la  Donici  de  te  arata 
Cäci  el  panä  si'n  pilaf 
Va  gasi  un  paragraf." 

Wenn  du  einen  Streit  hast, 
Gelie  gleich  zum  Donici, 
Der  dir  findet  einen  Paragraph 
Selbst  in  einer  Schüssel  Pilaf. 

hat  neben  den  früheren  Gesetzgebungen  auch  die  byzantini- 
schen und  römischen  Rechtsbücher  benutzt;  daneben  finden 
sich  auch  Anklänge  an  das  Gewohnheitsrecht. 


8.  Gesetzgebung  des  Fürsten  Calimach. 

Im  Jahre  1816  v^^urde  unter  der  Regierung  des  Fürsten 
Calimach '^^)  (der  Moldau)  in  griechischer  Sprache  ein  Zivil- 
gesetzbuch in  der  Stadt  Jassy  gedruckt  und  1817  promulgiert. 
Kutzanos  nahm  hauptsächlich  an  der  Bearbeitung  dieses  vor- 
trefflichen Gesetzbuches  teil,  vv^elches  erst  später  ins  Rumänische 
übersetzt  wurde;  infolgedessen  blieb  bis  gegen  1833  die 
G-esetzgebung  Andronachi  Donicis  in  Kraft. 

Das  Gesetz  ist  sehr  hervorragend  und  hat  neben  den 
römischen  und  byzantinischen  Gesetzen  auch  moderne  Gesetze, 
insbesondere  das  österreichische  Gesetzbuch  zur  Grundlage. 
Diese  wurden  aber  teilweise  zur  Formulierung  und  Konstruktion 
des  moldavischen  Gewohnheitsrechts  (obieceiul  pamäntului) 
benutzt. 

Die  Gesetzgebung  Calimachs  wurde  auch  von  Zachariae 


'^)  Unter  demselben  Fürsten  wurde  (1822)  ein  Strafgesetzbuch  er- 
lassen, das  auch  Vorschriften  aus  dem  Strafprozeß  enthielt  und  ebenfalls 
auf  dem  österreichischen  Gesetzbuch  beruhte. 
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von  Lingenthal  gewürdigt'^).  In  der  Publikationsverord- 
nung zu  seinem  Gesetz  verbreitet  sich  der  Fürst  auch  über 
die  Entwicklung  moldavischer  Rechtszustände;  auszugsweise 
ist  diese  Verordnung  im  Zachariae  (a.  a.  0.  S.  XVI  ff.)  ab- 
gedruckt. 

Die  Gesetzgebung  blieb  bis  zum  Jahre  1865  in  Kraft^ 
wurde  aber  durch  Nachtragsgesetze,  z.  B.  regulamentul  organic 
vom  Jahre  1832  modifiziert.  Sie  enthält  eine  Einleitung 
(§  1 — 24,  vgl.  Ost.  B.G.B.  §  1 — 14)  und  ist  in  drei  große  Teile 
eingeteilt:  a)  Personenrecht  (§  25 — 377),  b)  Sachenrecht 
(§  378 — 1770),  c)  gemeinschaftliche  Bestimmungen  der 
Personen-  und  Sachenrechte  (§  1771  — 1973)  mit  zwei 
Annexen,  der  ersten  über  Konkurs  (§  1974 — 2032,  letztes 
Kapitel  der  Gesetzgebung) ,  der  zweiten  über  licitatio  nach 
dem  Gewohnheitsrecht  (zerfällt  in  12  Paragraphen,  S.  236 
unter  „legiuri  vechi"  in  der  Sammlung  von  Const.  Hamangiu). 

a)  Der  erste  Hauptteil  zerfällt  in  4  Kapitel,  deren  erster 
Begriff  und  Arten  der  Person  enthält  (§  25 — 62,  vgl.  öst.  B.G.B. 
§§  15 — 43)  sowie  die  Verwandtschaft;  das  zweite  (§  63 — 179, 
öst.  B.G.B.  §  44—136)  betrifft  Verlobung  und  Ehe,  indem  die 
erstere,  wenn  bestimmte  Formen  dabei  gewährt  worden  sind, 
auf  eine  ähnliche  Stufe  wie  die  zweite  gestellt  wird.  Weiter 
haben  wir  die  Gründe  für  die  Scheidung  der  Verlobung  und 
der  Ehe.  Im  dritten  Kapitel  (§  180—254,  öst.  B.G.B.  §  137—186) 
finden  sich  die  Rechte  und  Pflichten  zwischen  Eltern  und 
Kindern.  Das  vierte  Kapitel  (§  255—377,  öst.  B.G.B.  §  187—284) 
enthält  tutela  und  curatela. 

b)  Der  zweite  Teil  über  das  Sachenrecht  hat  am  Anfang 
Bemerkungen  über  Begriff  und  Arten  der  Sachen  (§  378 — 405, 
öst.  B.G.B.  §  285 — 308).  Dann  folgen  a)  ein  Abschnitt  über 
dingliche  Rechte,  der  in  19  Kapitel  zerfällt.  Das  er-ste  Kapitel 
(§  406—460,  öst.  B.G.B.  §  309—352)  enthält  den  Besitz,  das 


'^)  Vgl.  Zachariae,   Geschichte  d.  griech.-röm.  Rechts  III.  AulL, 
S.  XVI,  XVII.     Berlin  1892. 
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zweite  das  Eigentum  (§  461—495,  Ost.  B.G.B.  §  353—379), 
das  dritte  bis  zum  fünften,  Erwerbsarten  des  Eigentums, 
occupatio  (§  496—536,  öst.  B.G.B.  §  380—403),  Akzession 
(§  537_567,  öst.  B.G.B.  §  404—422),  traditio  (§  568—581, 
Öst.  B.G.B.  §  423 — 446),  das  sechste  spricht  über  Pfand 
(§  582—615,  öst.  B.G.B.  §  447—471),  das  siebente  (§  616—686, 
öst.  B.G.B.  §  472—530)  über  Servituten,  das  achte  (§  687)  bis 
zum  achtzehnten  (§  1100)  über  Erbrecht  im  allgemeinen,  ins- 
besondere Hinterlassenschaft  (Kap.  8,  §  687 — 706,  öst.  B.G.B. 
§  531 — 551),  Erklärung  des  letzten  Willens  und  Testamente 
(Kap.  9,  §  707—769,  öst.  B.G.B.  §  552—603),  Fideikommiß, 
Nacherben,  Legaten  (Kap.  10/11,  §  770—861,  öst.  B.G.B. 
§  604 — 694),  Beschränkungen  bei  Aufhebung  der  letztwilligen 
Verfügungen  (Kap.  12,  §  862—911,  öst.  B.G.B.  §  695—726), 
Intestaterbfolge  (Kap.  13,  §  912—964,  öst.  B.G.B.  §  727—761), 
Pflichtteil  u.  a.  Vorschriften  (Kap.  14,  §  965—1005,  öst.  B.G.B. 
§  762 — 796),  und  zwar  auch  ein  Pflichtteil  für  die  Eltern  zu 
einem  Dritteil  aus  dem  reinen  Vermögen  der  Söhne,  sowie 
die  Enterbungsgründe.  Hier  blieb  noch  der  Einfluß  der  Kirche 
(§  978)  bestehen:  die  Eltern  durften  die  Kinder  enterben, 
wenn  diese  nicht  orthodoxen  Glaubens  (griechisch-katholisch) 
waren.  Weiter  Einwerfung  in  den  Nachlaß  ([sinisphora, 
coalitio]  Kap.  15,  §  1006—1019,  öst.  B.G.B.  §  762—796),  An- 
nahme und  Ablehnung  der  Erbschaft  (Kap.  16,  §  1020 — 1054, 
öst.  B.G.B.  §  797—824),  Zahlung  der  Schulden  der  Erb- 
schaft, Verteilung  derselben,  Haftung  der  Erben  (Kap.  17/18, 
§  1055—1100,  öst.  B.G.B.  §  797—824). 

Im  Kap.  19  ist  die  Gemeinschaft  des  Eigentums  an 
andere  dingliche  Rechte  enthalten  (§  1100 — 1149,  öst.  B.G.B. 
§  825—858). 

ß)  Jetzt  folgt  der  zweite  Abschnitt  über  persönliche  Ver- 
mögensrechte. Im  Kap.  20  wird  von  Verträgen  überhaupt 
geredet  (§  1150—1256,  öst.  B.G.B.  §  859—937),  im  Kap.  21 
über  Schenkungen  (§  1257—1290,  öst.  B.G.B.  §  938—956), 
im  Kap.  22  über  Depositum  (§  1291  —  1309,  öst.  B.G.B.  §  957 
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bis  970),  über  Leihvertrag  im  Kap.  23  (§  1310—1322,  öst. 
B.G.B.  g  971—982),  im  Kap.  24  über  Darleben  (§  1323—1346, 
öst.  B.G.B.  §  983—1001).  Kap.  25  enthält  die  Bevollmächti- 
gung und  andere  Arten  der  Geschäftsführung  (§  1347 — 1397, 
öst.  B.G.B.  §  1002—1044),  Kap.  26  den  Tauschvertrag  (§  1.398 
bis  1409,  öst.  B.G.B.  §  1045—1052).  Im  Kap.  27  folgt  Kauf- 
vertrag (§  1410—1465,  öst.  B.G.B.  §  1053—1089),  dann  im 
Kap.  28  Bestand-  und  Erbpacht  und  Erbzinsvertrag  (§  1466 
bis  1538,  öst.  B.G.B.  1090—1150),  im  Kap.  29  entgeltliche 
Verträge  über  Dienstleistungen  (§  1539 — 1562,  öst.  B.G.B. 
§  1151 — 1174),  im  Kap.  30  ein  Vertrag  über  Gemeinschaft 
der  Güter  (§  1563—1607,  öst.  B.G.B.  §  1175—1216),  im 
Kap.  31—35  über  Eheverträge  (§  1608—1698,  öst.  B.G.B. 
§  1217—1266),  über  Glücksverträge  handelt  Kap.  36  (§  1699 
bis  1722,  öst.  B.G.B.  §  1267—1292),  Kap.  37  über  das  Recht 
des  Schadenersatzes  und  der  Genugtuung  (§  1723 — 1770,  öst. 
B.G.B.  §  1293—1341). 

c)  Wir  gelangen  nunmehr  zum  dritten  Teil  der  Gesetz- 
gebung, der  in  4  Kapitel  zerfällt.  Das  erste  Kapitel  handelt 
von  der  Befestigung  der  Rechte  und  Verbindlichkeiten  (§  1771 
bis  1810,  öst.  B.G.B.'  §  1342—1374),  das  zweite  von  Um- 
änderung der  Rechte  und  Verbindlichkeiten  (§  1811 — 1859, 
öst.  B.G.B.  1375 — 1410),  das  dritte  von  Aufhebung  der  Rechte 
und  Verträge  (§  1860  —  1905,  öst.  B.G.B.  §  1411—1450),  das 
vierte  enthält  die  Ersitzung  nnd  Verjährung  (§  1906 — 1973, 
öst.  B.G.B.  §  1451—1502). 

Es  bleiben  nun  noch  die  beiden  Annexe  (siehe  oben). 

Wenn  man  einen  näheren  Vergleich  mit  dem  österreichi- 
schen Gesetzbuch  ^^)  anstellt,  so  findet  man,  daß,  trotzdem  der 
Gesetzgeber  sehr  häufig  von  diesem  abweicht,  indem  er  an 
das   Gewohnheitsrecht,    an    das    römische   Recht    oder    an 


'"^)  Richtig;  ist  die  Behauptung  Alexan drescos  (a.  a.  0.)  und 
Nacus  (a.a.O.  I,  S.  24),  daß  dem  Gesetzbuch  Calimachs  das  öster- 
reichische Gesetzbuch  von  1811  (siehe  den  Kommentar  des  Franz 
V.  Zeil  1er.    Wien  u.  Triest  1812)  meistenteils  zu  Grunde  liegt. 
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frühere   rumänische  Gesetzgebungen    sich   anschließt,    er  doch 
am  meisten  wohl  das  österreichische  Gesetz  benutzt  haf^^). 

9.  Gesetzgebung  Carageas. 

In  derselben  Zeit,  wie  die  Gesetzgebung  Calimachs  er- 
schien, wurde  vom  Fürsten  Caragea  für  die  Walachei  ein 
Gesetzbuch  erlassen;  dies  geschah  durch  Dekret  aus  dem  Jahre 
1817.  Im  Jahre  1818  wurde  sie  in  Wien  gedruckt  und  mit 
Gesetzeskraft  ausgestattet,  und  behielt  diese  bis  zum  Jahre 
1865,  wo  der  code  civil  eingeführt  wurde. 

Der  strafrechtliche  Teil  des  Gesetzes  wurde  vom  Fürsten 
Stirbey  im  Jahre  1850  aufgehoben,  durch  andere  Gesetze,  wie 
z.  B.  das  regulamentul  organic  im  Jahre  1832,  wurde  es  er- 
weitert und  modifiziert.  Durch  ein  Gesetz  vom  15.  März  1840 
wurde  das  ins  protimiseos  beseitigt,  durch  Gesetze  aus  den 
Jahren  1855  und  1856,  welche  die  Sklaverei  in  beiden  Prinzi- 
paten Rumäniens  abschafften,  wurde  auch  die  Gesetzgebung 
Carageas  (sowie  Calimachs)  in  diesem  Punkte  abgeändert. 

Die  Gesetzgebung  beruht  dagegen  inhaltlich  auf  kaiser- 
lichen Gesetzen,  das  byzantinische  Recht  aus  den  Basiliken  und 
dem  Harmenopolus  wurde  bei  der  Abfassung  benutzt,  ebenso 
wie  die  römischen  Rechtssammlungen  des  Orients. 

Fürst  Caragea  hat  diese  Rechtssammlungen  bei  der  Ab- 
fassung seines  Gesetzbuchs  jedoch  teilweise  zur  Formulierung 
und  Konstruktion  des  rumänischen  einheimischen  Gewohnheits- 
rechts benutzt. 

Was  den  Inhalt  der  Gesetzgebung  betrifft,  so  hat  Zacha- 
riae  von  Lingenthal  in  der  kritischen  Zeitschrift  Mitter- 
maiers   und   Zachariaes   Bd.   12,    S.  421 — 434   denselben   ein- 


'^3  Verglichene  Stellen  zwischen  dem  österr.  Gesetzbuch  und  Cali- 
mach  s.  bei  Alexandresco,  Droit  ancien  et  moderne  de  la  Roumanie, 
etude  de  legislation  compare.  Buk.  1896^  verglichene  Stellen  zwischen 
modernem  rum.  Recht  und  Ges.  Calimachs  s.  bei  Nacu,  Drept.  civ.  rom. 
Buk.  1901. 
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gehend  behandelt,  so  daß  es  uns  erübrigt  bleiben  dürfte,  noch 
eine  Auseinandersetzung  zu  geben  (s.  auch  derselbe  in  Vor- 
reden zur  Gesch.  d.  griech.-röm.  Rechts,  Berlin  1892). 


Außer  der  Gesetzgebung  Calimachs  für  die  Moldau  haben 
wir  noch  zu  erwähnen  eine  Strafgesetzgebung  des  Fürsten 
Sturza  aus  dem  Jahre  1825,  die  1826  publiziert  wurde. 

Im  Jahre  1832  wurde  „regulamentul  organic"  für  die 
Moldau  und  die  Walachei  erlassen,  welches  Vorschriften  über 
das  private,  sowie  das  öffentliche  Recht  enthielt  und  eine  Er- 
weiterung mid  Modifizierung  der  Gesetzgebungen  Calimachs 
und  Carageas  bezweckte.  Es  blieb  bis  1865,  dem  Einführungs- 
jahr des  cod.  civil  in  Kraft  (vgl.  neue  Sammlung  d.  al.  Ges. 
Const.  Hamangius  im  cod.  gener.  al  Rom.  unter  leg.  vechT, 
S.  243/44). 

Außer  den  erwähnten  Vorschriften  über  privates  und 
öffentliches  Recht  enthalten  die  „regulamentele  organice"  noch 
Bestimmungen  über  die  Verfassung  der  Gerichte.  In  ihnen 
finden  sich  überhaupt  die  erforderlichen  Grundsätze  einer 
modernen  Gesetzgebung. 

Eine  weitere  Gesetzgebung  war  das  Handelsgesetzbuch 
unter  der  Regierung  des  Fürsten  Alexander  Ghika  der  Wa- 
lachei aus  dem  Jahre  1840,  bearbeitet  nach  dem  französischen 
Code  de  commerce.  Dieses  Handelsgesetzbuch  bekam  für  die 
Moldau  erst  am  10.  Dezember  1883  Geltung  »o). 

Ferner  ein  Strafgesetzbuch,  enthaltend  auch  eine  Straf- 
gesetzordnung vom  Jahre  1841.  Ein  Militärstrafgesetzbuch 
und  Strafgesetzordnung  wurde  im  Jahre  1852  erlassen,  unter 
der  Regierung  des  Fürsten  Barbu  Stirbei. 


^")  Vgl.  hierüber  weiter  Toma  Stelian,  Curs  de  drept.  comercial 
S.  28/29,  gehalten  in  der  Jurist.  Fakultät  der  Universität  Bukarest,  1898/99; 
Dem.  Alexandresco,  Droit  ancien  et  moderne  de  la  Roumanie  etc. 
S.  490  ff.  Paris  1896;  derselbe,  Drept.  civ.  romdn  Bd.  I,  S.  20ß'.; 
St.  Longinescu,  Istor.  drept.  roman  S.  364/65.  Buk.  1908. 


Quellen  des  rumänischen  Rechts.  173 

10.  Moderne  rumänisclie  Gesetze, 
a)  Vor  der  Regierung  des  Königs  Karl. 

Nunmehr  gehen  wir  zu  einer  kurzen  Besprechung  der 
modernen  rumänischen  Gesetzgebungen  über.  So  haben  wir 
zunächst  zu  erwähnen  den  codul  civil  ^^),  welchem  der  code 
Napoleon  zu  Grunde  gelegt  worden  ist,  worin  aber  auch  einige 
wenige  Bestimmungen  alter  Gesetzgebungen  berücksichtigt 
wurden;  betreffend  der  Privilegien  und  Hypotheken  wurde 
das  belgische  Gesetzbuch  maßgebend ;  in  gewissen  Umfang 
war  auch  der  Entwurf  des  italienischen  codice  civile  bei  der 
Abfassung  von  Bedeutung,  ebenso  die  Ausführungen  von 
Marcade  zum  code  Napoleon. 

Der  code  civil  wurde  unter  der  Regierung  des  Fürsten 
Alex.  Cuza  promulgiert  und  publiziert  am  4.  Dezember  1864, 
Gesetzeskraft  erhielt  er  erst  vom  1.  Juli  1865  an  (s.  Art.  1913 
des  code).  Durch  ein  Dekret  vom  selben  Jahre  wurde  dieser 
Zeitpunkt  hinausgeschoben  bis  zum  1.  Dezember  desselben 
Jahres,  so  daß  an  diesem  Tage  das  Gesetz  in  Kraft  trat; 
zusammen  mit  dem  codul  civil  wurde  am  11.  Dezember  1865 
eine  Zivilprozeßordnung  erlassen,  die  vom  1.  Dezember  des- 
selben Jahres  Geltung  hatte,  ebenfalls  begründet  auf  dem 
code  de  procedure  civile  fran^aise  und  auf  dem  Gesetz  von 
1819  des  Kantons  Genf. 

Sie  wurde  nachträglich  abgeändert,  so  1879,  1894,  1896 
und  1900.  Seit  der  gründlichen  Modifizierung  vom  14.  März 
1900  führt  dieses  Gesetz  von  1865  den  Titel  „Neue  Zivil- 
prozeßordnung". Weitere  Abänderungen  wurden  vorgenommen 
durch  Gesetze  vom  6.  Mai  1900,  30.  Januar  1901,  11.  Februar 
1904,  I.Juni  1905. 

Unter  demselben  Fürst  Cuza  wurde  auch  das  rumänische 
Strafgesetzbuch  erlassen,  welchem  das  preußische  Strafgesetz- 
buch vom  Jahre  1851  zu  Grunde  gelegt  war. 

^^)  Vgl.  Dem.  Alexandresco  a.a.O.;  Const.  Nacu,  Dreptul 
civil  romän  Bd.  I,  S.  20  ff.  Buk.  1901;  St.  Longin  escu  a.  a.  0. 
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b)  Unter  der  Regierung  des  heutigen  Königs  Karl. 

Bis  nach  dem  russisch-türkischen  Krieg  (1877  bis  1878), 
an  welchem  das  rumänische  Heer  teilnahm  und  unter  der 
Führung  des  Fürsten  Karl  von  HohenzoUern  —  des  heutigen 
Königs  *^^)  —  bedeutsame  Siege  davontrug,  war  Rumänien  ein 
halbsouveräner  Staat  unter  der  Oberherrlichkeit  der  Türkei. 
Nach  diesem  Kriege  wurde  Rumänien  als  ein  unabhängiger 
Staat  durch  den  Berliner  Kongreß  (13.  Juni  bis  13.  Juli  1878) 
anerkannt.  (Vgl.  insb.  Art.  43  des  Berliner  Vertrags  [13.  Juli 
1878].)  S.  bei  Fr.  v.  Liszt  „Das  Völkerrecht  systematisch 
dargestellt",  Berlin  1907,  S.  422,  wo  der  Vertrag  selbst  ab- 
gedruckt ist  (s.  daselbst  auch  S.  27,  Note  6  u.  S.  28). 

Bekanntlich  wurde  Rumänien  im  Jahre  1881,  mit  Zustim- 
mung der  Mächte,  zum  Königreich  erhoben,  dessen  erster  König, 
Karll.^^),  der  damalige  Prinz  von  HohenzoUern  wurde. 

Unter  der  Regierung  des  heutigen  Königs  von  Rumänien 
gelangt  das  rumänische  Recht  zu  immer  größerer  Blüte,  vor 
allem  durch  eine  Reihe  von  neuen  Gesetzen. 

Die  bereits  erwähnte  gründliche  Abänderung  (vom  Jahre 
1900)  der  Zivilprozeßordnung  vom  Jahre  1865  fällt  ebenfalls 
unter  König  Karls  Regierung.  Der  codul  de  justitie  militara 
war  zunächst  datiert  1873,  und  wurde  gründlich  modifiziert 
durch  Gesetz  vom  24.  Mai  1881  und  27.  März  1894.  Eine 
weitere  Modifikation  datiert  vom  9.  März  1906. 

Am  1.  Juli  1866,  unter  Fürst  Karl,  dem  heutigen  König, 
wurde  dem  rumänischen  Volke  die  Verfassung  gegeben,  deren 
Vorbild  das  Verfassungsgesetz  vom  25.  Februar  1835  des 
Belgischen  Staats  war;  sie  wurde  modifiziert  am  13.  Oktober 
1879  und  am  8.  Juni  1884. 

Durch  diese  Konstitution  (Art.  17)  wurde  die  Konfiskation 
der  Güter  als  Strafe  aufgehoben,  durch  Art.  18  derselben  Ver- 


^^)  "Vgl.    weiter    darüber    St.    Longinescu,    Istor.    drept.    romiln 
S.  14  u.  364/367.     Buk.  1908. 

^')  Siehe  hierher  auch  Liszt  a.  a.  0.  S.  63. 
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fassung  wurde  die  Wiedereinführung  der  Todesstrafe  verboten ; 
diese  blieb  nur  noch  bestehen  für  einzelne  Militärverbrechen, 
jedoch  auch  hier  nur  in  Zeiten  des  Kriegs  (vgl.  Art.  267  cod. 
de  just,  milit.  1881,  modif.  1894).  Durch  Art.  7,  §  5  der  Ver- 
fassung wurde  der  Erwerb  von  Grundeigentum  in  den  länd- 
lichen Gemeinden  auch  den  rumänischen  Staatsangehörigen  be- 
schränkt^^). 

Im  Jahre  1887,  am  1.  September,  wurde  das  neue  ru- 
mänische Handelsgesetzbuch^^)  (codul  de  comer^)  auf  der 
Grundlage  des  italienischen,  dem  wiederum  das  deutsche  zu 
Grunde  gelegt  war ,  erlassen ;  es  hob  das  früher  erwähnte 
Handelsgesetz  des  Fürsten  A.  Ghika  auf.  Das  Gesetzbuch 
selbst  wurde  durch  das  Gesetz  vom  28./29.  April  1895  über 
das  Konkursrecht  modifiziert. 

Was  den  Konkurs  betrifft,  der  nach  rumänischem  Gesetz 
nur  für  Kaufleute  (cod.  com.  Art.  695;  s.  auch  französisch,  cod. 
com.  Art.  437)  geregelt  ist,  so  schließen  wir  uns  an  die  Meinung 
des  berühmten  rumänischen  Rechtsgelehrten  Justizminister 
Professor  Toma  Stelian  an.  Schon  im  Jahre  1885  wies  er  mit 
großem  Geschick  und  vielem  Recht  den  Mangel  des  französischen 
Gesetzes  bezüglich  des  Konkurses  nach,  indem  er  unbedingte 
Modifikationen  für  erforderlich  erklärte  (vgl.  Th.  Stelian, 
la  Faillite,  etude  de  legislation  comparee  et  de  dr.  inter- 
national S.  6  u.  S.  15/16.  Doktordiss.  Paris  1885).  In  seinen 
„Curs  de  drept.  comerc."  (gehalten  an  der  Univerität  Bukarest) 


^*)  Bemerkungen  über  letzteres  auch  bei  Liszt  „Völkerrecht", 
S.  204,  Berlin  1907. 

^^)  Vgl.  über  den  Entwurf  des  Handelsgesetzbuches  Toma  Stelian 
in  der  Einleitung  zu  den  „Curs  de  drept.  comercial  a.  a.  0.  S.  28  ff.; 
s.  auch  A  lexandresco,  Droit  ancien  et  moderne  de  la  Roumanie  S.  506  fF. ; 
Eftim.  Antonescn,  Cod.  comercial:  ein  vortreffliches,  mit  einer  reichen 
Literaturangabe  und  mit  einer  systematischen  Darstellung  verschiedener 
Theorien  versehener  Kommentar  des  rumänischen  Handelsgesetzbuchs 
Bd.  I,  S.  2  ff.  Buk.  1908;  über  das  rumänische  Konkursrecht  s.  auch 
Kohler,  Konkursrecht  S.  55. 
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führt  er  aus,  daß  die  moderne  Gesetzgebung  die  Tendenz  verfolgt, 
für  bürgerliche  und  kaufmännische  Schuldner  ein  gleiches  Recht 
zu  schaffen,  a.  a.  0.  Bd.  I,  S.  30.  So  sagt  er:  „Gegen  einen 
bürgerlichen  Schuldner,  der  seinen  Verpflichtungen  nicht  nach- 
kommt, richtet  sich  weder  das  Gesetz  noch  die  öffentliche 
Meinung  mit  irgendwelchem  Erfolg.  Dagegen  verliert  ein 
Kaufmann  seine  öffentlichen  und  bürgerlichen  Rechte,  auch 
wenn  er  durchaus  gutgläubig  war,  während  ein  Bürger,  wenn 
er  auch  im  bösen  Glauben  handelte,  dennoch  in  allen  seinen 
Rechten  verbleibt.  Es  sind  Beispiele  vorhanden  von  zahlungs- 
unfähigen Leuten ,  die  den  Ruin  verschiedener  Gläubiger 
nach  sich  gezogen  haben ,  und  trotzdem  w^urden  sie  an  die 
Spitze  von  großen  finanziellen  Einrichtungen  gestellt.  Es  ist 
klar,  daß  wir  eine  Unterscheidung  haben,  die  dem  Gesetzgeber 
keine  Ehre  zu  machen  vermag  .  .  .  Dagegen  wenden  die 
englische,  deutsche  und  österreichische  Gesetzgebung  das  Kon- 
kursrecht auch  auf  bürgerliche  Schuldner  an.  Der  Konkurs 
ist  ein  Institut  des  jus  comune  .  ,  .^  (also  nicht  bloß  des 
Handelsrechts  wie  bei  uns)  (vgl.  a.  a.  0.  Bd.  IV,  S.  12  ff.)^«). 
Das  neue  rumänische  Handelsgesetzbuch  hatte  das  italie- 
nische Gesetzbuch,  dem  wiederum  das  deutsche  Handelsgesetz- 
buch zu  Grunde  lag,  als  Grundlage,  trotzdem  die  Kommission 
des  Jahres  1869,  die  die  Aufgabe  hatte,  das  Gesetz  zu  ent- 
werfen, nach  dem  deutschen  Handelsrecht  arbeiten  sollte.  Das 
alte  rumänische  Handelsgesetzbuch  war  auf  dem  französischen 
code  de  commerce  aufgebaut;  hier  sagt  TomaStelian:  „Bis 
zur  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  dienten  die  Franzosen  den 
anderen  Ländern  als  Vorbild  bei  der  Revision  ihrer  Gesetze. 
Von  der  zweiten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  beginnt  der  Ein- 
fluß Deutschlands  auf  die  Gesetzgebung,  insbesondere  handels- 
rechtliche zu  wirken."  Ferner  führt  er  aus:  „Wenn  auch  in 
Frankreich  der  Fortschritt  auf  anderen  Gebieten  ein  bedeutender 


^^)  Was  die  neuen  Gesetzgebungen  betritYt,  so  vgl.  die  neue  Samm- 
lung Constantin  Hamangius,  Codul  general  al  Romäniei  Vol.  I. 
Buk.  1907. 
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ist,  so  ist  er  in  Bezug  auf  die  Gesetzgebung  sehr  langsam, 
um  nicht  zu  sagen  gleich  Null.  Auf  dem  Gebiete  des  Konkurs- 
rechts haben  alle  Länder  Fortschritte  gemacht  mit  Ausnahme 
Frankreichs  (obwohl  das  französiche  Gesetz  vom  28.  Mai  1838 
vielen  Bestrebungen  als  Grundlage  diente)  ^^);  der  Einfluß 
kommt  jetzt  von  den  Deutschen...,  denen  es  gelang,  ein 
Handelsgesetzbuch  zu  entwerfen,  das  geeignet  ist,  allen 
modernen  Gesetzgebungen  als  Grundlage  zu  dienen"  (a.  a.  0. 
Bd.  I,  S.  34). 


^^)  Vgl.  auch  Kohl  er,  Lehrb.  des  Konkursrechts  S.  22  (s.  auch 
S.  1  ff.  u.  S.  40f.),  Stuttgart  1891;  s.  auch  Th.  Stelian,  La  Faillite, 
etude  de  legisl.  comparee  etc.  S.  6,  15/16. 
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ni. 

Schwedisches  Erbrecht. 

Von 

Prof.  Dr.  F.  K.  Neubecker,  Berlin. 

Die  schwedische  Literatur  über  Zivih'echt  ist  nicht  über- 
mäßig reich.     Vom  Erbrecht  gilt  das  ganz  besonders. 

Unter  diesen  Umständen  ist  es  an  sich  schon  mit  Freuden 
zu  begrüßen,  daß  Winroth,  über  dessen  literarische  Tätigkeit 
ich  in  dieser  Zeitschrift  schon  früher  berichtet  habe,  nunmehr 
seinem  großen  Werk  über  das  Familienrecht,  Svensk  Civilrätt 
Bd.  I — IV,  einen  fünften  Band  über  Erbrecht  hat  folgen  lassen, 
der  zugleich  auf  S.  292 — 345  Ergänzungen  (Bihang)  zu  den 
ersten  vier  Bänden  über  die  Gesetzgebung  und  Rechtsprechung 
in  den  Jahren  1903(4) — 1909  bringt.  Ein  ausführliches  Re- 
gister (S.  347 — 359)  erleichtert  die  praktische  Verwendung 
und  schließt  den  Band  als  selbständiges  Werk  ab:  Svensk 
Civilrätt  V.  Arf  och  Danaarf  af  Professor  Winroth.  Stock- 
holm 1909. 

Das  Werk  behandelt  schwedisches  Recht.  Daneben  aber 
hat  Winroth  in  sehr  erheblichem  Maße  die  fremden  Rechte 
zur  Vergleichung  herangezogen  und  einen  sehr  großen  StoflP 
verarbeitet.  Daß  solches  Verfahren  geeignet  ist,  die  Grund- 
sätze klarer  hervortreten  zu  lassen  und  insbesondere  auch  dem 
Juristen  fremder  Rechtssjsteme  das  schwedische  Recht  uälier 
zu   bringen,   liegt   auf  der  Hand.     So  ist  die  von  Winroth 
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befolgte  Methode  in  vollem  Maße  anzuerkennen.  Dabei  be- 
dauere ich,  daß  die  umfangreiche  Heranziehung  der  fremden 
Rechte  in  die  Anmerkungen  verwiesen  ist.  Das  ist  gewiß  zu 
verstehen  und  zu  billigen,  wenn  man  im  Auge  behält,  daß 
Winroth  eben  über  schwedisches  Recht  schreibt.  Aber  damit 
haben  diese  Anmerkungen  zum  Teil  eine  ungebührlich  große 
Ausdehnung  genommen  (über  2,  3,  ja  über  6,  8  und  10  Seiten) 
und  sind  fast  zu  selbständigen  Exkursen  geworden,  welche  in 
kleinem  und  ungegliedertem  Druck  den  reichen  Stoff  fast  mehr 
verstecken  als  darbieten. 

Was  nun  die  Darstellung  des  schwedischen  Rechts  betrifft, 
so  bietet  diese  wiederum  die  Vorzüge  der  Methode  Winroths, 
der  mit  theoretischer  Darstellung  des  Stoffes  die  Heranziehung 
der  Praxis  verbindet  und  auf  diese  Weise  die  gerade  in 
Schweden  so  lange  vernachlässigte  und  bei  dem  altertümlichen 
Zustande  der  Gesetzgebung  so  außerordentlich  notwendige 
Verbindung  zwischen  Theorie  und  Praxis  pflegt. 

lieber  den  Inhalt  dieses  Werkes  will  ich  in  folgendem 
kurz  berichten.  Es  handelt  von  Arf  und  Danaarf,  schließt 
also  das  Testament  aus. 

Nach  einer  Einleitung  (Inledning,  S.  1 — 42)  wird  der 
Stoff  in  drei  Titel  gegliedert.  Der  erste  Titel  handelt  vom 
Erbe  im  allgemeinen  (Arf  i  allmänhet),  S.  43 — 248;  der  zweite 
Titel  vom  Erbrecht  der  unehelichen  Kinder  (Oäkta  barns  arf- 
rätt) ,  S.  249 — 255 ;  der  dritte  Titel  von  erbloser  Verlassen- 
schaft (Danaarf),  S.  256—291. 

Den  Hauptteil  bildet  der  erste  Titel:  Arf  i  allmänhet. 

Das  erste  Kapitel  bringt  die  Erbordnung  und  Erbteilung 
(arfsordning  och  arfsdelning)  S.  43 — 75 ;  das  zweite  Kapitel 
die  Bedingungen  für  den  Genuß  des  Erbrechts  (villkor  för 
arfsrätts  ätnjutande)  S.  76 — 182;  das  dritte  Kapitel  die  Suk- 
zession im  Erbrecht  (Succession  i  arfsrätt)  S.  183 — 187;  das 
vierte  Kapitel  den  Erbanspruch  (arfstalan)  S.  188 — 248. 

Weitere  Unterabteilungen  enthält  nur  noch  das  zweite 
Kapitel. 


180  Neubecker. 

Soweit  die  allgemeine  Uebersicht.  Aus  der  Darstellunsf 
des  Stoffes  ist  folgendes  hervorzuheben. 

Einleitung.  Seit  alter  Zeit  werden  im  schwedischen  Recht 
die  Wirkungen  des  Todesfalls  im  Zusammenhang  mit  Ehe  und 
Geburt  behandelt.  Das  natürliche  ist,  daß  der  Nachlaß  eines 
Toten  an  seine  Verwandten  fällt.  Nur  in  diesem  Fall  spricht 
man  von  Erbe  (Erbschaft),  Erbrecht  und  Erben  (arf,  arfsrätt, 
arfvingar).  So  fehlt  eine  zusammenfassende  Bezeichnung  für 
die,  welche  den  Nachlaß  in  seiner  Gesamtheit  oder  bestimmte 
ideelle  Anteile  desselben  erwerben ,  und  eine  terminologische 
Trennung  dieser  Personen  von  den  Singularsukzessoren.  Dem 
schwedischen  Recht  ist  es  fremd,  wie  es  meist  in  ausländischen 
Rechten  geschieht,  nach  römischem  Vorbild  sämtliche  Sukzes- 
soren der  ersten  Art  „Erben"  (arfvingar)  zu  nennen,  und  auf 
diese  Weise  sowohl  von  Intestaterben  wie  von  Testamentserben 
zu  sprechen  und  Anordnungen  des  letzteren  Inhalts  als  Legate 
zu  bezeichnen. 

Dabei  darf  aber  nicht  übersehen  werden,  daß  allerdings 
die  Sukzession  in  den  Nachlaß  auch  nach  schwedischem  Recht 
sich  nicht  nur  auf  „Erbe"  (arf),  sondern  auch  auf  Testament, 
d.  h.  auf  einseitige  Willenserklärung  des  Erblassers  zu  Gunsten 
eines  anderen  oder  mehrerer  anderer  (Testamentstagare,  wört- 
lich =  „Testamentsnehmer")  sich  gründen  kann. 

Diese  „Testamentstagare"  sind  in  vieler  Beziehung  — 
mangels  besonderer  Bestimmungen  —  analog  den  „Erben" 
(arfvingar)  zu  behandeln. 

Die  „Testamentstagare"  können  universelle  oder  spezielle 
(„legatarier")  sein.  Das  „Erbe"  (arf)  dagegen  hat  es  stets 
mit  der  Gesamtheit  oder  einem  ideellen  Anteil  des  Nachlasses 
zu  tun. 

Von  derselben  Art  ist  auch  die  dritte  Sukzession:  danaarf 
(„dödtarf")  oder  der  Heimfall  der  Erbschaft  an  den  Staat 
(oder  andere). 

Neben  dem  Testament  gibt  es  im  schwedischen  Recht 
keine  Erbverträge    (arfsaftal)   und   auch   keine    donatio  mortis 
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causa  (S.  8).  In  der  schwedischen  Rechtspraxis  hat  sich  jedoch 
ehedem  eine  Einwirkung  bei  den  gemeinschaftlichen  Testa- 
menten (inbördes  testamente)  bemerkbar  gemacht  (S.  9). 

Was  nun  das  „Erbe"  (arf),  das  gesetzliche  Erbrecht  be- 
trifft, so  fordert  das  schwedische  Recht  grundsätzlich  nicht 
nur  Verwandtschaft  (skyldskap),  sondern  eheliche  Verwandt- 
schaft (äkta  skyldskap  [S.  10]).  Legitimierte  stehen  gleich 
(S.  19).  Anerkennung  und  Adoption  dagegen  sind  dem  schwedi- 
schen Recht  unbekannte  Rechtsakte  (S.  19). 

Das  Erbrecht  unehelicher  Kinder  stellt  eine  Besonderheit 
dar  (S.  10).  Ein  Erbrecht  des  Ehegatten  kennt  das  schwedische 
Recht  nicht.  „Vorteil"  und  „Morgengabe"  (fördel  och  mor- 
gongäfva)  unterliegen  nicht  den  für  „Erbe"  geltenden  Vor- 
schriften (S.  19). 

Was  die  Stellung  des  Erben  betrifft,  so  gibt  es  keine 
Verbindlichkeit,  für  die  Schulden  des  Erblassers  einzutreten. 
Der  römische  Begriff  der  Universalsukzession  ist  dem  schwedi- 
schen Recht  fremd  geblieben.  Das  gilt  auch  für  „universelle 
Testamentstagare".  Gewiß  können  alle  diese  Personen  und 
ebenso  der  überlebende  Gatte  in  persönliche  Verantwortlichkeit 
für  die  Schulden  des  Toten  geraten;  aber  dies  folgt  nicht  aus 
dem  Sukzessionserwerb,  sondern  aus  bestimmten  Handlungen 
der  Betreffenden,  welche  das  Recht  der  Gläubiger  gefährden. 
Eine  solche  persönliche  Verantwortung  trifft  die  Erben  und  den 
überlebenden  Gatten  dann,  wenn  sie  es  unterlassen,  binnen 
bestimmter  Zeit  für  die  Errichtung  eines  Inventars  (bouppteck- 
ningens  upprättande)  und  für  die  Abtretung  des  Nachlasses 
zum  Konkurs  (att  afträda  boet  tili  konkurs  [urarfvagörelse]) 
zu  sorgen  (S.  20  ff.). 

Der  Erwerb  der  Erbschaft  erfolgt  unmittelbar  mit  dem 
Todesfalle,  mit  dem  Recht  der  Ausschlagung  (S.  24).  Eine 
hereditas  jacens  gibt  es  nicht  (S.  24).  Bei  Ungewißheit  über 
die  Sukzessionsberechtigten  wird  ein  Pfleger  (godman,  värdare) 
eingesetzt.  Ein  Recht,  die  Sukzessionsberechtigten  zu  ver- 
treten  und   zu  verpflichten ,    kommt  ihm  nicht  zu.     Das  folgt 
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nicht  etwa  daraus,  daß  er  Vertreter  des  Verstorbenen  oder 
des  „Erbes"  (der  Erbschaft)  wäre,  sondern  aus  den  Einschrän- 
kungen, denen  er  in  seiner  Vertretung  der  Sukzessoren  auf 
Grund  von  Art  und  Zweck  seines  Auftrags  unterworfen  ist 
(S.  24). 

Mit  dem  Erwerb  der  Erbschaft  geht  auch  der  Besitz  der 
Erbschaftsgegenstände  über.  Die  Sukzessionsberechtigten  be- 
sitzen auf  dieselbe  Weise,  wie  der  Erblasser,  und  sie  genießen 
Besitzesschutz  in  den  Zugehörigkeiten  des  Nachlasses,  ohne  die 
Bedingung   einer  vorhergehenden  Besitzergreifung  (S.   26  ff.). 

Mit  dem  Erwerb  der  Erbschaft  gehen  alle  vererblichen 
Rechte  über.  Und  zwar  sind  grundsätzlich  alle  Rechte  ver- 
erblich mit  einigen  Ausnahmen  (S.  40  f.). 

Dem  Tod  des  Vermögensinhabers  steht  die  Todeserklärung 
gleich  (S.  41  f.). 

1.  Titel.  Arf  i  allmänhet.  1.  Kapitel.  Arfsordning  och 
arfsdelning.  Das  Erbrecht  kommt  nicht  Verschwägerten, 
sondern  nur  Verwandten  zu,  d.h.  den  Personen,  welche  mit 
dem  Erblasser  desselben  Blutes  sind  und  zwar  so,  daß  sie  von 
ihm  herstammen  (bröstarfvingar ,  Brusterben);  oder  er  von 
ihnen  (bakarfvingar ,  Rückerben);  oder  er  und  sie  gemeinsam 
von  einem  Dritten  (sidoarfvingar,  Seitenerben).  Daß  im  letzteren 
Falle  die  gemeinsame  Abstammung  nur  von  einer  Person 
(halfskylda)  und  nicht  von  einem  Paar  (helskylda)  statt  hat, 
hat  nicht  an  und  für  sich  Ausschlüsse  vom  Erbrecht  oder  eine 
Zurücksetzung  darin  zur  Folge. 

Das  Erbrecht  reicht,  so  weit  die  Verwandtschaft  reicht. 
Seine  Grenze  findet  es  lediglich  in  Beweisschwierigkeiten  (S.  48). 

Das  Erbe  geht  in  erster  Hand  in  der  absteigenden  Linie 
(S.  50)  mit  Repräsentations-  oder  Eintrittsrecht  (representations- 
eller  istadarätt  [S.  57]),  sodann  in  der  aufsteigenden  Linie  zu 
den  Rückerben  (bakarfvingar)  im  ersten  Glied,  d.  h.  den  Eltern, 
und  zu  den  Seitenerben  in  der  ersten  Seitenlinie ,  d.  h.  den 
Geschwistern  und  deren  Abkömmlingen.  Leben  die  beiden 
Eltern,  so  nehmen  sie  das  ganze  Erbe,  jedes  zur  Hälfte;  lebt 
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ein  Teil  nicht  mehr,  so  treten  die  betreffenden  Abkömmlinge 
an  die  Stelle  des  verstorbenen  Elternteils.  Sind  keine  Ab- 
kömmlinge der  Eltern  vorhanden,  so  nimmt  der  eine  über- 
lebende Elternteil  alles.  In  letzter  Hand  (S.  57)  fällt  das  Erbe 
an  den  Erben,  der  von  dem  Erblasser  durch  die  geringste 
Anzahl  Glieder  getrennt  ist,  wobei  jedoch  zu  beachten  ist,  daß 
bei  gleicher  Nähe  im  Glied  der  Seitenerbe  vor  dem  Rückerben 
und  der  Seitenerbe  in  der  näheren  Seitenlinie  vor  dem  in  der 
ferneren  geht.  Finden  sich  in  dieser  dritten  oder  letzten 
Erbenklasse  mehrere  gemeinschaftliche  Rückerben,  so  wird 
das  Erbe  geteilt  in  Linien  (S.  64). 

Halbverwandte  (halfskylda)  nehmen  nur  teil  an  der  Erb- 
schaft, so  weit  ihre  Verwandtschaft  reicht  (S.  68). 

Die  so  geschilderte  Erbordnung  wird  von  zwei  einander 
entgegengesetzten  Grundsätzen  beherrscht;  nämlich  von  den 
Parentel-  und  Gradualprinzipien  (S.  69  f.). 

2.  Kapitel:  Bedingungen  für  den  Genuß  des  Erbrechts 
(S.  76  ff.). 

Zum  Erbnehmen  genügt  es  nicht,  sich  in  der  Erbord- 
nung zu  befinden  und  nach  derselben  der  nächste  Verwandte 
zu  sein. 

Gewisse  Umstände  sind  darüber  hinaus  allgemeine  Voraus- 
setzungen für  die  Erbfähigkeit,  und  andere  führen  wieder  zum 
Verlust  einer  solchen  Fähigkeit  oder  auch  des  Erbrechts  gegen- 
über einer  bestimmten  Person.  Darbt  jemand  so  des  Erbrechts, 
oder  hat  er  es  verloren,  so  kann  auch  das  Erbe  nicht  durch 
ihn  auf  seine  Rechtsnachfolger  und  deshalb  nicht  auf  seine 
Erben  übergeleitet  werden.  Dies  freilich  mit  Ausnahmen.  In 
einigen  Fällen  kann  auch  jemand ,  der  seine  Erbfähigkeit 
verwirkt  hat,  sie  wiedergewinnen,  dies  nicht  nur  für  die  Zu- 
kunft, sondern  auch  für  die  Vergangenheit  (S.  77). 

I.  Allgemeine  Voraussetzungen  für  die  Erbfähigkeit. 

1.  Der  Tod  des  Erblassers  vor  dem  Erben. 

Damit  jemand  erben  kann,  muß  er  den  Erblasser  überlebt 
haben  (S.  78).     Im  Streitfalle    müssen   seine  Rechtsnachfolger 
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dies  beweisen.  Die  Todeserklärung  sclmfiPt  lediglich  Todes- 
vermutung. Es  korrespondiert  keine  Lebensvermutung  (S.  81). 
Von  dem  Grundsatz,  daß  das  Erbenehmen  das  Ueberleben  des 
Erben  fordert,  gibt  es  zwei  Ausnahmen:  nämlich  bei  Tötung 
einer  Witwe  und  der  Leibesfrucht  durch  die  Erben  des  ver- 
storbenen Mannes  und  bei  gegenseitiger  Tötung  von  Erben 
(S.  82). 

2.  Lebendige  Geburt  (S.  83  ff.).  Das  Erbrecht  steht  nur 
dem  zu,  der  lebendig  geboren  ist.  Lebensfähigkeit  ist  nicht 
erforderlich.  Für  den  Beweis  des  Lebens  gelten  besondere 
altertümliche  Regeln. 

3.  Erzeugung  des  Erben  vor  dem  Tod  des  Erblassers 
(S.  88  f.).  Die  Leibesfrucht  ist  im  allgemeinen  nicht  rechts- 
fähig. Aber  während  der  Schwangerschaft  hat  die  Witwe 
das  Recht,  im  ungeteilten  Nachlaß  zu  sitzen  und  Unterhalt 
daraus  zu  empfangen. 

4.  Inländische  Staatsangehörigkeit  (S.  89  ff.). 

Vom  Erbrecht  sind  auch  ausgeschlossen  Ausländer,  die 
einem  solchen  Land  angehören ,  in  dem  schwedische  Staats- 
bürger nicht  erbberechtigt  sind.  Das  gilt  jedoch  nicht  für 
Brusterben,  sofern  sie  binnen  Jahr  und  Tag  nach  dem  Todes- 
falle Bürgschaft  für  die  Ansiedlung  im  Reich  stellen. 

Der  Grundsatz  der  Reziprozität  gilt  auch  für  das  jus 
detractus  (egendomsafdrag),  S.  97.  Welche  Staaten  in  Betracht 
kommen,  darüber  siehe  S.  100,  N.  1. 

Praktisch  hat  das  alles  wenig  Bedeutung.  Soweit  jeden- 
falls Länder  der  europäisch-amerikanischen  Kultur  in  Frage 
kommen ,  wird  ohne  weiteres  die  Reziprozität  angenommen 
(S.  103  f.).  Im  Zweifelsfalle  wenden  sich  die  Gerichte  an  das 
Auswärtige  Amt  (utrikesdepartementet),  S.  105. 

II.  Verlust  der  Erbfähigkeit  (S.  110  ff.). 

1.  Auswanderung  aus  dem  Reiche.  Die  Bestimmungen 
sind  im  wesentlichen  ohne  praktische  Bedeutung  und  reif  zur 
Abschaffung  (S.  121). 

2.  Flucht  aus  dem  Land  bei  schweren  Verbrechen  (S.  121  ff.). 
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III.  Verlust  des  Erbrechts  gegenüber  einer  bestimmten 
Person  (S.  125  ff.). 

1.  Tötung  (S.  125  ff.).  In  verschiedenen  Gesetzesstellen 
wird  von  der  Verwirkung  des  Erbrechts  durch  Vergreifung 
an  der  Person  mit  tödlichem  Ausgang  gehandelt.  Als  Objekt 
vrird  angegeben  der  eigene  Erblasser,  ein  näherer  Erbe,  ein 
Erblasser  des  Erblassers.  Nur  für  den  ersten  Fall  findet  sich 
eine  Bestimmung  von  allgemeinerer  Natur.  Gemeinsam  für 
alle  Fälle  ist  der  Grundgedanke,  daß  der  Verlust  des  Erb- 
rechts sich  nicht  knüpft  an  eine  Handlung  des  Zufalls  oder 
unqualifizierten  Verschuldens  (handling  af  väda  eller  okvali- 
ficeradt  vällande),  S.  126. 

Wer  ferner  das  Erbrecht  verwirkt,  verwirkt  es  nicht  nur 
für  sich,  sondern  auch  für  alle  die,  welche  durch  ihn  die  den 
Erbanspruch  begründende  Verwandtschaft  herleiten.  Bei  mehr- 
facher Verwandtschaft  kann  also  das  Erbrecht  zum  Teil  weiter 
bestehen  (S.  127).  Wer  in  rechter  Lebensnot  („i  rätta  lifsnöd") 
tötet,  verwirkt  das  Erbrecht  nicht  (S.  128).  Wer  nicht  straf- 
bar ist,  kann  doch  verwirken,  so  wenn  der  Täter  unter  15  Jahren 
alt  ist.  Wer  in  Geisteskrankheit  tötet,  verwirkt  jedoch  nicht 
(S.  129). 

Verzeihung  von  Seiten  des  Getöteten  führt  nicht  zur  Be- 
freiung von  dem  Verlust  des  Erbrechts  (S.  130).  Ebenso  nicht 
die  Verjährung  und  nicht  die  Begnadigung  (S.  130). 

A.  Tötung  des  eigenen  Erblassers  (S.  131  ff.).  B.  Tötung 
eines  näheren  Erben  (S.  135  ff'.).  C.  Tötung  des  Erblassers 
des  Erblassers  (S.  140). 

2.  Betrug  (S.  141  ff.).  In  zwei  besonderen  Bestimmungen 
verbindet  das  Gesetz  den  Verlust  des  Erbrechts  mit  dem  Ver- 
such eines  Verwandten,  das  zu  unterschlagen,  was  ihm  nicht 
rechtmäßig  vom  Nachlaß  zukommt. 

A.  Der  eine  Fall  betrifft  die  betrügerische  Aneignung  des 
Erbes  (svikligt  tillägnande  af  arf ).  Es  genügt  das  Verschweigen 
eines  bekannten  näheren  Erben  (S.  144).  B.  Der  andere  Fall 
betrifft  das   Unterschlagen  bei  der  Inventarerrichtung  (S.  147). 
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3.  Bestimmung  des  Erblassers  (S.  148  ff.).  Durch  Testa- 
ment kann  der  Erblasser  den  Erben  aus  dem  Erbrecht  setzen. 
Eine  Einschränkung  ergibt  sich  aus  dem  Unterhaltsrecht  der 
ehelichen  Kinder  und  aus  dem  Pflichtteilsrecht  (laglott)  der 
Brusterben. 

4.  Der  Verzicht  des  Erben  (S.  150  f.).  Nichts  steht  im 
Wege,  in  bindender  Weise  von  einem  angefallenen  Erbe  ab- 
zustehen. Die  Mittel  sind  verschieden:  so  Anerkennung  des 
Testaments  oder  Versitzen  der  Zeit  für  die  Anfechtung,  Ver- 
gleich u.  s.  w. 

5.  Erbrechts  Verjährung  (arfrättspräskription),  S.  151  ff. 
Damit    ein  Erbe    in    dieser    seiner  Eigenschaft   zu  seinem 

Recht  komme,  hat  er  binnen  bestimmter  Zeit  —  je  nach  Um- 
ständen verschieden  in  Länge  und  Anfangspunkt  —  das  Recht 
geltend  zu  machen,  unter  der  Gefahr,  daß  ein  anderer,  der 
sich  in  den  Besitz  des  Erbes  oder  eines  besonderen  dazu- 
gehörenden Gegenstands  gesetzt  hat,  sich  ihm  gegenüber  auf 
Verjährung  (präskription)  berufen  und  so  eine  rechtliche 
Prüfung  seiner  Klage  und  seines  Anspruchs  verhindern 
kann  (S.  151).  Nach  alter  Gewohnheit  spricht  man  in  allen 
diesen  Fällen  von  „Verjährung"  (präskription),  obwohl  es 
sich  in  zwei  Fällen  um  Präklusionsfristen  handelt.  Der 
Präskriptionsfristen  sind  nicht  weniger  als  fünf  (S.  162),  je 
nachdem,  ob  es  sich  um  bekannte  inländische  nächste  Erben 
mit  bekanntem  oder  unbekanntem  Aufenthaltsort  etc.  handelt. 
Im  allgemeinen  kann  die  Gefahr  der  Anspruchsversitzung 
durch  den  Nachweis  abgewendet  werden,  daß  die  Ver- 
zögerung auf  rechtmäßiger  Hinderung  („laga  förfall")  beruhe 
(S.  179  ff.). 

3.  Kapitel.     Die  Sukzession  im  Erbrecht  (S.  183  ff.). 

Darbt  ein  nächster  Erbe  des  Erbrechts,  so  wird  regel- 
mäßig so  geerbt,  als  wenn  er  vor  dem  Erblasser  gestorben 
wäre.  Es  tritt  dann  das  Eintrittsrecht  (istadarätt)  ein,  wobei 
aber  die  Erbunwürdigkeit  der  blutigen  Hand  auf  den  Stamm 
geht   (S.  185).     Die   Erbunwürdigkeit   wegen    Landflucht    bei 
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schweren  Verbrechen  nimmt  dabei  zum  Teil  eine  besondere 
Stellung  ein  (S.  186). 

4.  Kapitel.     Der  Erbanspruch  (arfstalan),  S.  188  ff. 

Der  bessere  Erbe  kann  gegen  den  Besitzer  den  Erb- 
anspruch erheben  (S.  191).  Die  Voraussetzungen  seines  Erb- 
rechts muß  er  beweisen.  Die  Einwendungen  sind  verschieden, 
je  nach  der  Sachlage  (S.  195).  Aber  Forderungsverjährung, 
allgemeine  Verjährung,  gutgläubiger  Erwerb  kommen  nicht 
in  Betracht  (S.  196).  Der  gute  Glaube  gibt  jedoch  einige 
Vorteile  bezüglich  der  Früchte  und  Verwendungen  (S.  198  ff.). 
Für  den  Verwendungsanspruch  steht  Retentionsrecht  zu  (S.  213). 
Bei  Delikt  wird  für  Schaden  gehaftet  (S.  225). 

Der  noch  lebende  für  tot  Erklärte  hat  hereditatis  petitio 
utilis  (S.  226  f.).  Gutgläubige  Singularerwerber  werden  nach 
den  allgemeinen  Regeln  geschützt  (S.  230  ff.).  Der  Gerichts- 
stand bestimmt  sich  nach  dem  letzten  Heimatsort  des  Erb- 
lassers (mantalsskrifningsort),  S.  245. 

Feststellungsklage  erscheint  unzulässig  nach  der  Praxis 
der  Gerichte  (S.  247  f.). 

2.  Titel.    Das  Erbrecht  des  unehelichen  Kindes  (S.  249  ff.). 

Der  Grundsatz,  daß  Erbe  im  unehelichen  Glied  nicht  ge- 
nommen wird,  ist  durch  Gesetz  vom  17.  März  1905  insofern 
geändert,  als  uneheliche  Kinder  die  Mutter  und  die  mütter- 
lichen Verwandten  beerben.  Insoweit  stehen  sie  den  ehelichen 
gleich.  Im  übrigen  bestehen  die  Vorschriften  des  Gesetzes 
von  1734  weiter  (S.  250  ff.). 

3.  Titel.     Erbloses  Gut  (danaarf)i),  S.  256  ff. 

1.  Kapitel.  Voraussetzungen.  Das  Danaerbrecht  tritt  ein, 
wenn  sonst  kein  Erbe  oder  Testamentsnehmer  vorhanden  ist. 
Es  unterliegt  im  ganzen  den  Regeln  des  Erbrechs  (S.  259). 

2.  Kapitel.  Der  „König",  d.  h.  die  Staatskasse,  nimmt 
das    danaarf  (erblose  Gut).     Das  Recht   kann    einem    anderen 


0  Ueber  Etymologie  des  gesamtskandinavischen  Wortes  vgl.  Tamm, 
Etymologisk  svensk  ordbok,  üpsala  1890—1905,  I,  S.  87. 
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verliehen  sein.  Das  ist  mehrfach  Städten  gegenüber  der  Fall 
gewesen,  so  Göteborg,  Stockholm  u.  a.  (S.  2(35,  N.  1).  An- 
träge auf  generelle  Uebertragung  an  die  Kommunen  sind  er- 
folglos geblieben  (S.  272  f.). 

3.  Kapitel.  Das  Recht  der  Krone  hat  der  Advokatfiskal 
im  Kammerkolleg  zu  überwachen  (S.  282  f.). 

4.  Kapitel.  Wie  bei  anderer  Sukzession  in  den  Nachlaß 
gibt  das  Danaerbrecht  nur  ein  Recht  auf  das,  was  nach  Be- 
friedigung aller  Nachlaßgläubiger  übrig  bleibt  (S.  288  f.)^). 


^}  Inzwischen  ist  noch  ein  sehr  umfang-  und  inhaltsreiches  „Förord" 
(Vorwort)  zu  „Arf  och  Danaarf  erschienen,  auf  das  ich  leider  nach  der 
Beendigung  der  Drucklegung  nicht  mehr  eingehen  kann. 


IV. 

Ein  Versuch  der  Kodifikation  westrussischen  Eechts. 

Von 
Prof.  Dr.  F,  K.  Neubecker,  Berlin. 

Soeben,  im  März  1910,  haben  im  Auftrag  der  Juristischen 
Fakultät  der  kaiserlichen  Universität  St.  Petersburg  Michail 
Jakowle witsch  Pergament,  Professor  an  der  Petersburger 
Universität  und  Baron  A.  E.  Nolde,  Privatdozent  daselbst, 
ein  hochinteressantes  Werk  herausgegeben,  das  die  Aufmerk- 
samkeit aller  derer  fordert,  die  sich  mit  dem  Recht  des  russi- 
schen Reiches  und  seiner  Geschichte  beschäftigen.  Den  Heraus- 
gebern und  ihrer  Auftraggeberin,  der  Juristischen  Fakultät 
der  kaiserlichen  Universität  St.  Petersburg,  gebührt  für  die 
prächtig  ausgestattete  und  gedruckte  Ausgabe  des  Werkes  ^) 
der  lebhafteste  Dank.  Sie  haben  sich  mit  dieser  wissenschaft- 
lichen Veranstaltung  ein  großes  und  bleibendes  Verdienst  er- 
worben. Es  wäre  dringend  zu  wünschen,  daß  dieses  Beispiel 
Nachahmung  finden  und  der  ganze  reiche  Schatz  russischer 
Rechtsquellen  der  verschiedensten  Art  in  ähnlichen  Ausgaben 
allgemein  zugänglich  gemacht  werden  möge.  Darunter  auch 
das  litauische  Statut  selbst. 

Das  Werk,  das  Pergament  und  Nolde  herausgegeben 
haben,    trägt    den    Titel:    Cboä'b  m'^cthbix'b   saKOHOBi.   sanaÄHLix'B 


*)  Vgl.  auch  KpaB^oB^^  in  seiner  Besprechung  des  Swod  Zapadnyj 
und  des  Obosrenije  im  llpaBo,  1910,  Nr.  14,  S.  879:  06i  KHHra  mj^mu  hg  tojilko 
iipeKpacHO,  HO  Ä^ace  CTHatHo.  Bh;i,ho  jiioöoBHoe  BHUMaHie  ki>  KaHc^ofi  MejiO'iH.  HaygHHa  khhfh 
He  KaatftHH  ^ghb  TaKt  H3;^aiOTCa. 
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ryöepuifi.  IIpoeKTL.  Il3;i;ajiii  iio  iiopyieiiiio  lOpiiÄn^iecKaro  <I>aKyjii>TeTa 
liMiiepaiopcKaro  C.-IIexepöyprcKaro  yiiiiBepcirreTa:  M.  il.  Ilepra- 
MeuT'h,  upo«i«eccop'L  C.-lIeTep^yprcKaro  YHiiBepcHTeTa  ii  6apoii'L  A.  3. 
HojbÄe,  iipiiBax'B-ÄOii.eHT'B  C.-lIeTep6yprcKaro  yiiiiBepcHTexa.  „Zu- 
sammenstellung der  örtlichen  Gesetze  der  westlichen  Gouverne- 
ments. Entwurf.  Herausgegeben  im  Auftrage  der  Juristi- 
schen Fakultät  der  kaiserlichen  Universität  Petersburg  von 
M.  J.  Pergament,  .  .  .,  und  Baron  A.  E.  Nolde,  .  .  . 

Begleitet  ist  dieser  Entwurf  von  einer  hervorragend  inter- 
essanten und  wichtigen  „Uebersicht  historischer  Mitteilungen 
über  die  Abfassung  der  Zusammenstellung  der  örtlichen  Gesetze 
der  westlichen  Gouvernements" .  06o3pt,Hie  ncTopii^ecKHX'L  cBi^'^Hifi 
0  cocTaBJieHin  CBOji;a  "M-fecTHiaxTE)  3aK0H0B'L  sanaÄnLixT)  ryöepHin.  H3ji,a.TiH 
no  nopyiemio  K)pnji,n^ecKaro  $aKy.iii>TeTa  IlMnepaTopcKaro  C.  nexep- 
öyprcKaro  yHnBepenTeTa :  M.  Ä.  llepraMeHxt ,  npo*eccop'L  C.  ILexep- 
öyprcKaro  yHiiBepciixexa  ii  öapoHt  A.  9.  HojiLji,e,  npHBax'B-ÄOli.eHX'B 
C.  nexepöyprcKaro  yHiiBepcnxeia. 

Dem  „Entwurf*  des  „Westlichen  Swod"  (SanaÄiitifi  Cbo,t,-l) 
haben  die  Herausgeber  ein  orientierendes  Vorwort  voraus- 
geschickt. Darnach  ist  der  zum  Abdruck  gebrachte  Entwurf 
„des  westlichen  Swod"  eine  Wiedergabe  des  Textes  dieses 
Kodifikationsdenkmals  aus  der  Epoche  des  Grafen  Speranski, 
nach  dem  äußerst  seltenen,  wenn  nicht  einzigen  Exemplar,  das 
sich  in  der  Bibliothek  der  Petersburger  Universität  befindet. 
Der  „Westliche  Swod"  sollte  nach  der  Absicht  des  Grafen 
Speranski  die  Kodifikation  des  örtlichen  (partikulären)  Rechts 
darstellen,  welches  damals  im  westlichen  Gebiet  des  Reiches 
galt,  in  den  Territorien,  die  nach  den  drei  Teilungen  Polens 
mit  Rußland  vereinigt  worden  waren. 

Eine  solche  Kodifikationsarbeit  war  in  der  Tat  unaus- 
weichlich. Bei  ihrer  Vereinigung  mit  dem  russischen  Reich 
wurde  diesen  Gebieten  durch  Manifeste  Katharinas  H.  die 
Erhaltung  ihrer  früheren  Rechte  im  vollen  Umfang  gewähr- 
leistet. Diese  Gebiete  gingen  also  in  den  Bestand  des  Reiches 
mit    der   ganzen    Erbschaft    ihrer   historischen   Vergangenheit 
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über.  Mit  dieser  Garantie  jedoch  sanktionierte  die  russische 
Staatsgewalt  einen  Zustand,  von  dem  sie  keine  klare  Vor- 
stellung hatte.  Die  in  diesen  Gebieten  geltende  Gesetzgebung 
setzte  sich  aus  verschiedenen  Elementen  zusammen:  Die 
Hauptrechtsquelle,  aber  nicht  die  einzige,  bildete  das  Litauische 
Statut  (nach  der  Redaktion  von  1588). 

In  den  Städten  galt  lange  Zeit  das  sog.  „Magdeburger 
Recht",  ein  Komplex  von  Normen  des  deutschen  (sächsischen) 
Stadtrechts,  etwas  abgeändert  und  den  Bedürfnissen  des  ört- 
lichen Lebens  angepaßt.  Ferner  waren  nicht  alle  Rechts- 
gebiete im  Litauischen  Statut  enthalten,  so  z.  B.  nicht  kanoni- 
sches Recht.  Außerdem  hatten  nicht  wenige  Bestimmungen 
des  Statuts  Ergänzungen  durch  Normen  nichtlitauischen  Ur- 
sprungs erfahren  —  nämlich  durch  Bestimmungen  der  Land- 
tage (CefiML)  der  Republik. 

Diese  umfassenden  Konstitutionen  berührten  zudem  zahl- 
reiche und  wesentliche  Fragen  des  Rechts.  Alle  diese  ver- 
schiedenartigen und  verschiedenzeitlichen  Normen  waren  im 
Moment  der  Eroberung  zu  irgend  einer,  wenn  auch  nur  äußer- 
lichen, Einheit  nicht  zusammengefaßt,  da  die  Kodifikations- 
versuche der  polnischen  Regierung  zu  positiven  Resultaten 
nicht  geführt  hatten.  Und  nach  der  Eroberung  wurde  die 
Lage  dadurch  noch  komplizierter^  daß  zu  den  früheren  Quellen 
noch  neue  Gesetze  hinzukamen,  welche  von  der  russischen 
Staatsgewalt  ausgingen. 

Aber  auch  unter  der  russischen  Herrschaft  gelang  es 
nicht  mit  einem  Male,  die  Kodifikation  des  örtlichen  Rechts 
durchzuführen.  Die  ersten  Versuche  in  dieser  Richtung  blieben 
erfolglos.  Die  Gesetzgebungskommission  von  1767  gelangte 
überhaupt  nicht  dahin,  sich  mit  der  Kodifikation  der  örtlichen 
Rechte  zu  befassen;  die  beim  Senat  unter  der  Regierung 
Pauls  L  bestehende  Kommission  zur  Zusammenstellung  der 
Gesetze  kam  nicht  über  die  elementare  Sammlung  der  Mate- 
rialien hinaus,  auch  die  sie  ablösende  Kommission  von  1804 
löste    trotz    ihres    langen    Bestehens    nicht    ihre   Aufgabe   — 
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nilmlicli  die  Abfassung*  eines  Gesetzbuchs  für  das  Reich  und 
die  Grenzgebiete.  Im  Gebiet  der  Kodifikation  des  litauisch- 
pohlischen  Rechts  bestand  ihr  einziges  Verdienst  in  der  Samm- 
lung der  Materialien  über  die  Geschichte  des  litauischen  Statuts, 
wenn  man  nicht  einige  vorbereitende  Maßnahmen  zur  Ausgabe 
desselben  in  russischer  Uebersetzung  hierher  rechnen  will. 

Die  Arbeiten  zur  Herbeiführung  einer  Ordnung  des  ört- 
lichen Rechts  der  westlichen  Gouvernements  nahmen  erst  dann 
eine  erfolgreiche  Wendung,  als  die  Kodifikationsangelegenheit 
der  „Zweiten  Abteilung  der  Eigenen  Kanzlei  Seiner  Majestät" 
übertragen  wurde,  die  sich  unter  der  Leitung  von  M.  M.  Spe- 
ranski  befand.  Speranski  verstand  es,  einen  regelrechten 
Plan  für  die  Arbeiten  aufzustellen  und  die  geeigneten  Personen 
zur  Ausführung  zu  finden.  Die  Abfassung  des  ersten  Ent- 
wurfs wurde  im  April  1880  dem  hervorragenden  Kenner  des 
litauisch-polnischen  Rechts,  dem  Professor  an  der  Charkower 
Universität,  Ignatius  Nikolajewitsch  Danilowitsch  (geb. 
1797,  gest.  1843)  übertragen.  Die  gelehrte  Tätigkeit  von 
Danilowitsch  begann  an  der  Universität  Wilna  (1814), 
1825  wurde  er  au  die  Charkower  Universität  berufen,  von  wo 
ihn  Speranski  in  die  „Zweite  Abteilung  der  Eigenen  Kanzlei 
Seiner  Majestät"  berief.  Nach  Vollendung  seiner  Arbeiten  erhielt 
er  die  Ernennung  an  die  Kiewer  Universität  (1835),  1839 
wurde  er  an  die  Universität  Moskau  berufen,  wo  er  übrigens 
nicht  lange  verblieb,  da  er  1842  seinen  Abschied  nahm. 

Die  Wahl  Speranskis  war  eine  ungewöhnlich  glückliche. 
Danilowitsch  entsprach  allen  Voraussetzungen,  die  für  die 
glückliche  Erfüllung  der  ihm  aufgetragenen  Arbeit  erforderlich 
waren.  Seine  gelehrten  Arbeiten  berührten  namentlich  die 
Gebiete  des  litauisch-polnischen  Rechts  und  Litauens  über- 
haupt; in  einer  Reihe  glänzender  Untersuchungen,  die  auch 
heute  noch  nicht  ihre  Bedeutung  verloren  haben,  war  es 
ihm  geglückt,  in  vollem  Maße  die  Geschichte  des  Statuts 
und  anderer  Quellen  des  örtlichen  Rechts  aufzuklären.  In 
Verbindung  damit  gestattete  ihm  eine  genügende  theoretische 
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Vorbereitung,  seine  historischen  Kenntnisse  produktiv  zu  ver- 
werten. 

In  der  Mitte  des  Jahres  1830  gingen  Danilowitsch  und 
der  ihm  zur  Hilfe  beigegebene  Beamte  der  Zweiten  Abteilung, 
Franz  Semjonowitsch  Malewski,  an  die  Arbeit  der  Ab- 
fassung des  „Westlichen  Swod".  Parallel  mit  dieser  Hauptarbeit 
wurden  Danilowitsch  auch  andere  das  litauisch-polnische 
Recht  berührende  Aufgaben  aufgetragen.  So  gelang  es  ihm,  im 
selben  Jahre  1830,  die  Geschichte  des  magdeburgischen  Rechts 
in  Kleinrußland  aufzuhellen,  mit  anderen  Worten,  ein  für 
die  damalige  Zeit  völlig  unbekanntes  Gebiet  zu  erforschen. 
Diese  Arbeit  Danilowitschs  bereitete  den  Ukas  vom  30.  Ok- 
tober 1831  (Vollständige  Gesetzsammlung  Nr.  4319)  vor,  durch 
welchen  die  Wirksamkeit  des  magdeburgischen  Rechts  in  den 
kleinen  Städten  Kleinrußlands  abgeändert  wurde.  Im  Jahre 
1834  vollendete  Danilowitsch  eine  ähnliche,  nur  noch  umfang- 
reichere Arbeit  bezüglich  der  Privilegien  der  Stadt  Kiew,  als 
es  sich  um  deren  Abänderung,  d.  h.  wieder  um  Abänderung 
des  magdeburgischen  Rechts  handelte.  Diese  Arbeit  lag  dem 
Ukas  vom  23.  November  1835  (Vollst.  Gesetzsammlung  Bd.  X, 
Abt.  2,  Anhang,  S.  47,  Nr.  7694  a)  zu   Grunde. 

1833  wurde  der  erste  Entwurf  des  Westlichen  Swod  in 
polnischer  Sprache  vollendet.  Dieser  Entwurf  wurde  in  die 
russische  Sprache  übersetzt  und  unterlag  einer  Umarbeitung 
nach  technischer  und  redaktioneller  Seite.  Gleichzeitig  mit  den 
Arbeiten  am  Swod  selbst  bereitete  Danilowitsch  eine  historische 
Einleitung  zu  demselben  vor,  aus  der  in  der  Folge  die  „Ueber- 
sicht  historischer  Nachrichten  über  die  Zusammenstellung  des 
Swod  der  örtlichen  Gesetze  der  westlichen  Gouvernements" 
zusammengestellt  wurde.  Diese  Untersuchung  umfaßt  eine 
kurze  Geschichte  der  Quellen  des  litauisch-polnischen  Rechts: 
ohne  sie  wäre  der  Swod  selbst  unverständlich.  Danilowitsch 
arbeitete  daran  auch  nach  Vollendung  der  Arbeiten  am  Swod, 
aber  das  ganze  von  ihm  gebotene  Material  wurde  in  der 
Zweiten  Abteilung  nicht  benutzt. 
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Der  Entwurf  Dan ilo witsch s  wurde  nach  der  Verfügung 
Speranskis  einem  besonderen  Komitee  zur  Beurteilung  vor- 
gelegt. In  dieses  unter  dem  nominellen  Vorsitz  Speranskis 
tagende  Komitee  sollten  örtliche  praktische  Juristen  berufen 
werden,  um  in  den  Entwurf  die  entsprechenden  Ergänzungen 
und  Verbesserungen  zu  bringen.  Zu  diesem  Zweck  wurden 
nach  den  Vorschlägen  der  Generalgouverneure  beordert:  aus 
den  südwestlichen  Gouvernements  Pszesmycki  und  Graf 
Dunin-Sulgostowski,  aus  den  nordwestlichen  der  ehe- 
malige Professor  der  Wilnaer  Universität  Koro  wie  ki  und 
der  praktische  Jurist  Kukewicz.  Zu  ihrer  Hilfe  wurden 
die  oberen  Beamten  der  Zweiten  Abteilung  beigegeben,  Illi- 
czewski  und  Zamjatnin.  Das  Komitee  ging  Ende  des 
Jahres  1835  an  die  Arbeit  und  beendigte  sie  im  August  des. 
Jahres  1836. 

Unter  Beiseitelassung  der  rein  redaktionellen  Verbesse- 
rungen, welche  das  Komitee  vornahm,  können  alle  übrigen 
Aenderungen  ungefähr  in*  folgende  Gruppen  zusammengefaßt 
werden.  Dank  dem  Komitee  wurde  der  Unterschied  zwischen 
den  in  den  nordwestlichen  Gouvernements  (d.  i.  in  den  litaui- 
schen Gegenden)  und  in  den  südwestlichen  (den  früheren 
Kronprovinzen)  geltenden  Bestimmungen  schärfer  hervor- 
gehoben; ferner  richtete  das  Komitee  seine  Aufmerksamkeit 
auf  die  Uebereinstimmung  des  örtlichen  Swod  mit  der  all- 
gemeinen Gesetzgebung  des  Reichs;  endlich  berührten  seine 
Bemerkungen  einzelne  örtliche  Bestimmungen  in  ihrem  Wesen. 
Der  auf  diese  Weise  verbesserte  und  ergänzte  Entwurf  wurde 
im  Jahre  1837  in  einer  sehr  kleinen  Anzahl  von  Exemplaren 
(im  ganzen  50)  gedruckt.  Dieser  Text  wird  auch  in  der 
gegenwärtigen  Ausgabe  wieder  gedruckt. 

Die  Arbeiten  bezüglich  des  endgültigen  Textes  konnten 
jedoch  dabei  nicht  stehen  bleiben.  Bei  der  Abfassung  des 
Entwurfs  zeigte  sich,  daß  einige  in  der  Praxis  unklare  Fragen 
in  der  Kodifikationsordnung  endgültig  nicht  entschieden  werden 
konnten;    in    anderen    Punkten    konnten    die    Mitglieder    des 
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Komitees  nicht  zu  einer  Einigung  gelangen,  und  endlich 
drittens  zeigte  sich  die  Notwendigkeit,  die  geltende  Gesetz- 
gebung in  materieller  Hinsicht  zu  ändern ,  wo  die  Unzuläng- 
lichkeit offensichtlich  war.  Alle  diese  Fragen  konnte  die 
Zweite  Abteilung  nicht  aus  eigener  Macht  entscheiden,  und 
deshalb  wurden  sie  dem  Keichsrat  zur  Begutachtung  vorgelegt. 
Zu  diesem  Zwecke  wurden  besondere  Relationen,  im  ganzen  10, 
verfaßt,  welche  auch  am  2.  Mai  1838  an  den  Reichsrat  ge- 
langten. Sie  wurden  hier  bald  beraten  und  am  8.  u.  11.  Juni 
1838  fanden  die  Meinungsäußerungen  des  Reichsrats  die  Aller- 
höchste Bestätigung.  In  Anbetracht  dessen,  daß  sie  die  Re- 
daktion des  Entwurfs  des  Westlichen  Swod  berührten,  mußten 
sie  unmittelbar  in  denselben  aufgenommen  werden  und  wurden 
sie  nicht  selbständig  publiziert.  Auch  in  der  Folge,  nach 
Aenderung  des  ganzen  örtlichen  Rechts ,  wurden  sie  nicht  in 
die  Vollständige  Sammlung  der  Gesetze  aufgenommen. 

Von  den  genannten  Vorlagen  der  Zweiten  Abteilung  ent- 
hielten einige  nur  die  Sanktion  von  Artikeln ,  welche  schon 
in  den  Entwurf  des  Westlichen  Swod  aufgenommen  waren 
und  infolgedessen  keine  Aenderungen  in  seiner  Redaktion 
hervorriefen.  Dahin  gehören  §  11  u.  168  des  Westlichen 
Swod;  §§  690,  693—699,  1143.    §§  1164  fP.  ' 

In  den  übrigen  Vorlagen  schlug  die  Zweite  Abteilung 
die  Aenderung  der  von  dem  Komitee  angenommenen  Re- 
daktion des  westlichen  Swod  vor.  Sie  betrafen  1.  die  §§  271, 
275,  276,  566,  572,  965  (betr.  das  Verfügungsrecht  der  Ehe- 
frauen bezüglich  ihres  Vermögens). 

2.  §§  322,  323,  327,  349  (nämlich  den  einheitlichen  Voll-- 
jährigkeitstermin    von    21    Jahren    auch    für    die    westlichen 
Gouvernements)  und  ferner  die  §§  5,  305,  314  (entsprechend 
den  Art.  168—170    des    Swod.  Zak.    Bd.  X,    in    der  Zählung 
von  1832). 

3.  §§  1047,  1147  (betr.  Lösung  des  Pachtkontraktes 
wegen  Mißbrauchs). 

4.  §§  998,  1158  (sie  sollten  ergänzt  werden). 
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5.  §  1243  (über  die  russische  Sprache  als  Gerichts- 
sprache). 

Alle  diese  Meinungen  des  Reichsrats  fanden  die  Aller- 
höchste Bestätigung. 

6.  Nur  in  einem  Punkte,  nämlich  bezüglich  der  Vorbil- 
dung der  Advokaten,  wich  der  Kaiser  erheblich  ab.  Der 
Reichsrat  wollte  den  Uebergang  in  die  neue  Ordnung  erleichtern. 
Der  Kaiser  war  für  Erschwerung  des  Advokatenberufs,  indem 
er  die  Advokaten  „mehr  für  Verderben  als  für  Nutzen"  hielt 
und  verlangte  das  Doktordiplom  russischer  Universitäten. 

So  wurden  im  Jahr  1838  die  Arbeiten  für  die  Abfassung 
des  Westlichen  Swod  fast  zu  Ende  geführt  —  es  blieb  nur 
übrig,  in  den  Entwurf  die  Aenderungen  einzufügen,  welche 
durch  die  obengenannten  Meinungsäußerungen  des  Reichsrats 
hervorgerufen  waren  und  ihn  durch  die  neuen  Gesetze,  welche 
in  der  Zwischenzeit  ergangen  waren,  zu  ergänzen,  wonach  der 
Swod  hätte  in  Wirksamkeit  treten  können.  Aber  die  Sache 
nahm  eine  ganz  andere  Wendung.  Auf  die  hartnäckigen  Vor- 
stellungen der  örtlichen  Generalgouverneure ,  besonders  des 
Kiewer,  des  Generals  Bibikoff  hin  wurde  die  Frage  über 
die  allgemeine  Aufhebung  der  in  Geltung  gebliebenen  Reste 
des  litauisch-polnischen  Rechtes  angeregt:  in  diesen  Resten 
erblickte  man  die  Sicherstellung  der  Absonderung  der  be- 
treffenden Gouvernements  von  dem  übrigen  Reich  und  eine 
beständige  Quelle  des  Aufruhrs.  Diese  Frage,  wie  auch  alle 
übrigen,  welche  die  westlichen  Gouvernements  betrafen,  wurde 
in  dem  sog.  „Westlichen  Komitee"  beraten.  Als  Resultat  der 
Arbeiten  in  der  besagten  Richtung  erschien  der  ükas  vom 
25.  Juni  1840  (Vollst.  Gesetzsammlung  Nr.  13  591),  durch 
den  die  Wirksamkeit  des  allgemeinen  Swod  Zakonoff  Imperii 
auf  die  westlichen  Gouvernements  erstreckt  wurde,  unter  Auf- 
hebung der  dort  in  Geltung  verblieben  gewesenen  besonderen 
gesetzlichen  Bestimmungen.  Infolge  dieses  Ukases  entfiel  die 
Notwendigkeit  der  Ausgabe  des  Westlichen  Swod,  und  die 
Erinnerung  an  ihn  verschwand  allmählich. 
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Uebrigens  war  nicht  alle  Arbeit  des  Verfassers  desselben 
vergebens.  Man  erinnerte  sich  ihrer,  als  es  galt,  in  den  All- 
gemeinen Swod  Zakonoff  die  Reste  des  kleinrussischen  Rechts, 
das  in  den  Gouvernements  Tschernigoff  und  Poltawa  in  Kraft 
geblieben  war,  einzufügen.  Schon  zur  Zeit  der  Arbeiten  am 
Westlichen  Swod  war  bestimmt  worden,  diese  Reste  des 
Rechts,  das  auf  annähernd  denselben  Quellen  wie  das  litauisch- 
polnische  beruhte,  zu  sammeln,  aber  diese  Arbeit  war  bis  zur 
Beendigung  des  Swod  aufgeschoben  und  nicht  vollendet  worden. 
Nun,  da  in  den  Jahren  1839/40  die  Rede  davon  ging,  besondere 
Artikel  in  den  10.  Band  des  Swod  Zakonoff  für  die  Gouverne- 
ments Tschernigoff  und  Poltawa  einzufügen,  wandte  man  sich 
auch  wieder  dem  Westlichen  Swod  als  Quelle  der  Ent- 
lehnung zu. 

Einige,  nicht  ganz  klare,  Fragen  wurden  auch  damals 
dem  Reichsrat  in  besonderen  Relationen  vorgelegt  (sie  sind 
abgedruckt  in  der  Vollst.  Gesetzsammlung  unter  Nr.  15520  ff.). 
Am  15.  April  fanden  die  Meinungsäußerungen  des  Reichsrats 
die  Allerhöchste  Bestätigung.  Die  Artikel  für  die  Gouverne- 
ments Tschernigoff  und  Poltawa  wurden  in  die  zweite  Ausgabe 
des  Swod  Zakonoff  von  1842,  Bd.  X,  Teil  I  aufgenommen. 
Dabei  ist  zu  bemerken,  daß  einige  dieser  Artikel  örtlicher 
(partikulärer)  Herkunft,  infolge  ihrer  vollständigen  Ueberein- 
stimmung  mit  dem  Geist  der  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetze, 
als  „allgemeine"  Artikel,  ohne  Beschränkung  auf  das  Gebiet 
der  kleinrussischen  Gouvernements,  ausgelegt  wurden. 

Dies  in  Kürze  die  Geschichte  des  Westlichen  Swod. 
Nähere  Einzelheiten  finden  sich  in  dem  Werke  Noldes: 
O^iepKH  no  HCTopiH  Koji,H^HKaii,iH  M-fecTHaxt  rpaätÄancKHX'B  3aKOflOBi> 
npn  rpa^i  CnepancKOM^.  BLinycK'B  I.  UcnHiKa  KGÄH^HKanin  jhtobcko- 
nojiLCKaro  npasa,  Cn6.  1906. 

Wenn  es  dem  Westlichen  Swod  auch  nicht  beschieden 
war,  ein  Kodex  geltenden  Rechts  zu  werden ,  so  folgt  daraus 
nicht,  daß  dieses  Denkmal  verdiene,  der  Vergessenheit  anheim- 
zufallen.    Seine  Bedeutung    bewahrt   es   auch  für  die  heutige 
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Praxis  und  mehr  noch  für  die  Wissenschaft.  In  der  Tat 
stellt  der  Westliche  Swod  die  Summe  der  Entwicklunfj  des 
litauisch-polnischen  Rechts  bis  zum  Anfang  des  19.  Jahrhunderts 
dar.  Der  Westliche  Swod  ist  das  Resultat  einer  langen  und 
mühsamen  Arbeit  hervorragender  Kenner  dieses  Rechtssystems, 
welche  alle  zu  ihrer  Zeit  zugänglichen  Hilfsmittel  beherrschten. 
Ihnen  war  eine  eminent  wichtige  und  schwierige  Aufgabe 
gestellt.  Die  Verfasser  des  Swod  sollten  das  geltende  Recht 
zur  Darstellung  bringen,  in  der  historischen  Veränderung  der 
Normen  feststellen,  was  nicht  seine  Kraft  verloren  hatte.  Zu- 
gleich verlangte  man  von  ihnen  begründete  Antwort,  der  Text 
eines  jeden  Paragraphen  sollte  sich  auf  bereits  geltendes  Recht 
stützen.  Auf  diese  Weise  erscheint  für  die  gelehrte  Er- 
forschung des  litauisch-polnischen  Rechts  der  Westliche  Swod 
als  wertvollstes  Material,  als  unersetzlicher  Leitfaden.  Aber 
damit  nicht  genug.  Als  autoritativer  Ausdruck  des  geltenden 
Rechts  der  westlichen  Grenzmark  in  der  ersten  Hälfte  des 
19.  Jahrhunderts  bewahrt  der  Westliche  Swod  auch  heute 
noch  seine  praktische  Bedeutung  in  allen  den  Fällen,  in  denen 
es  sich  um  Rechtsbeziehungen  handelt,  die  vor  dem  Ukas  des 
Jahres  1840  entstanden  sind  und  folglich  auf  Grundlage  der 
damaligen  örtlichen  Gesetze  der  Beurteilung  unterliegen.  Die 
Notwendigkeit,  sich  auf  früheres  Recht  zu  berufen,  zeigt  sich 
nicht  selten  auch  heute  noch  in  den  Streitigkeiten  (besonders 
im  Gebiet  des  Sachen-  und  Erbrechts) ,  in  denen  es  für  die 
Erklärung  einer  bestimmten  juristischen  Beziehung  erforderlich 
ist,  auf  die  Vergangenheit  zurückzugehen.  Es  ist  offensichtlich, 
daß  in  solchen  Fällen  der  Westliche  Swod  außerordentlich 
geeignet  ist,  diese  Aufgabe  zu  erleichtern. 

Endlich  dient  der  Westliche  Swod  auch  als  unschätzbares 
Hilfsmittel  bei  der  Interpretation  des  geltenden  bürgerlichen 
Rechts  der  Gouvernements  Tschernigoff  und  Poltawa.  Er 
deckt  das  Band  auf,  das  diese  Artikel  mit  dem  übrigen 
im  Swod  Zakonoff  Bd.  X,  Teil  I  nicht  aufgenommenen 
System    des   Rechts    verbindet,    in   welchem    sie    wurzeln,    er 
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erklärt  Einzelheiten  und  verbreitet  Licht  über  das  Wesen 
eines  Instituts. 

Soweit  im  wesentlichen  die  orientierende  Einleitung  der 
beiden  Herausofeber.  Sie  enthüllt  ein  interessantes  Stück  aus 
der  Geschichte  der  Kodifikation  des  russischen  Rechts. 

Der  „Swod*  selbst  zerfällt  in  drei  Teile.  Der  erste  Teil 
umfaßt  das  Recht  der  Stände  (saKOHLi  o  cocTOJiHiiix'L),  der  zweite 
Teil  die  bürgerlichen  Gesetze  (saKOHBi  rpaffiji;aHCKie) ;  der  dritte 
Teil  das  Gerichtsverfahren  (saKOHLi  o  cyÄeÖHLix'B  oöpa^axt,  o 
cyÄonponsBOÄCTBi  h  o  M^paK-L  rpaa:ji;aHCKHX'B  BSLicKamii).  Sehr 
wertvolle  Ergänzungen  und  Verweisungen  bieten  die  von  den 
Herausgebern  beigefügten  Beilagen. 

Neben  dem  „Swod"  selbst  beansprucht  die  oben  erwähnte, 
mit  dem  Swod  von  denselben  Mitgliedern  der  Juristischen 
Fakultät  der  Petersburger  Universität  herausgegebene  „Ueber- 
sicht  der  historischen  Mitteilungen  über  die  Zusammenstellung 
der  Sammlung  (Swod)  der  örtlichen  Gesetze  der  westlichen 
Gouvernements"  ein  außerordentliches  Interesse.  Sie  stellt 
sich  als  eine  ganz  vortreffliche  Einführung  in  die  Geschichte 
des  litauisch-polnischen  und  des  westrussischen  Rechts  dar. 

Für  die  ganze  Publikation  gebührt  der  Juristischen  Fakultät 
der  Petersburger  Universität  und  den  beiden  verdienten  Heraus- 
gebern M.  Ja.  Pergament  und  Baron  A.  E.  Nolde  der  leb- 
hafteste Dank  aller  derer,  die  an  dem  großen  russischen  Reich, 
seinem  Recht  und  seiner  Geschichte  ein  wissenschaftliches 
Interesse  nehmen,  das  über  flüchtige  Neugier  hinausgeht  und 
unabhängig  von  den  Schwankungen  des  Tages  auf  vergangene 
Jahrhunderte  zurückblickt  und  Perspektiven  für  die  Zukunft 
geöffnet  sieht. 


V. 

Der  Entwurf  eines  russischen  Zivilgesetzbuchs. 

Eine  literarische  Anzeige 

von 

Prof.  Dr.  F.  K.  Neubecker,  Berlin. 

Es  war  ein  Riesenwerk,  als  Graf  Speranski  den  Swod 
Zakonoff  schuf,  der  eine  Wohltat  für  Rußland  bedeutete.  Von 
Zeit  zu  Zeit  müßte  in  jedem  Rechtsgebiet  ein  Mann  er- 
stehen, der  wie  Ju  stinian,  Magnus  L  agabaetir,  Suarez, 
Graf  Speranski  das  gesamte  Recht  zu  kodifizieren  trachtete, 
das  Veraltete  wegschnitte.  Neuem  die  Bahn  ebnete  und  eine 
concordantia  discordantium  legum  anstrebte.  Solch  ein  Ge- 
danke ist  vortrefflich  —  seine  Ausführung  eine  ungeheure 
Leistung,  die  jedenfalls  immer  schwieriger  wird. 

Im  russischen  Swod  Zakonoff  nehmen  die  bürgerlichen 
Gesetze  (3aK0HH  rpaatÄaHCKie)  den  ersten  (und  Haupt-)  Teil 
des  10.  Bandes  ein.  Sie  weisen  bedeutende  formelle  und 
materielle  Mängel  auf.  Die  Literatur  aber  hat  sich  sehr 
wenig  um  das  geltende  russische  Recht  gekümmert  ^)  und 
nicht  alles  getan,  was  möglich  gewesen  wäre,  um  die  Lücken 
und  Widersprüche  einigermaßen  zu  beseitigen.  Gerade  dieser 
Mangel  der  sonstigen  Literatur  läßt  dem  System  von  Annen- 
koff  eine   Bedeutung    zukommen,    die    ihm    wissenschaftlich 


^)  Vgl.  die  richtigen  Bemerkungen  bei  Schlesinger,  Rußland 
im  XX.  Jahrhundert.  1908,  8.  442.  (Unrichtig  und  bei  dem  sonst  gut 
orientierten  Verfasser  verwunderlich  ist  freilich  die  Behauptung,  daß 
die  russischen  Juristen  bei  Windscheid  in  Berlin  studiert  hätten.) 


Der  Entwurf  eines  russischen  Zivilgesetzbuchs.  201 

sicherlich  nicht  gebührt^).  Man  findet  aber  bei  ihm  russi- 
sches Recht  und  russische  monographische  Literatur. 

Die  Mängel  der  „bürgerlichen  Gesetze"  gaben  Ver- 
anlassung zu  Allerhöchsten  Befehlen  im  Jahre  1882,  welche 
die  Revision  der  geltenden  bürgerlichen  Gesetze  und  die  Ab- 
fassung des  Entwurfs  eines  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  (Fpaa:- 
lancKoe  Yioateme)  anordneten. 

Dieses  Ziel  forderte  eine  ganze  Reihe  vorbereitender 
Arbeiten.  Man  systematisierte  die  gesetzgeberischen  Materialien 
und  die  juristische  Literatur,  sichtete  das  Material  über  das 
Gewohnheitsrecht,  übersetzte  eine  ganze  Reihe  ausländischer 
Gesetzbücher  und  einzelne  Gesetze  zivilrechtlichen  Inhalts  ins 
Russische.  Sodann  wurden  Teilentwürfe  mit  Materialien  ver- 
faßt, die  später  zu  einem  Gesamtentwurf  zusammengefaßt 
wurden. 

Dieser  Entwurf  umfaßt  das  Handelsrecht,  was  m.  E.  voll 
zu  billigen  ist  —  und  nicht  nur  für  Rußland;  er  soll  auch 
für  die  Bauern  Geltung  haben,  die  bisher  —  leider  —  unter 
bäuerlichem  Gewohnheitsrecht  standen,  was  praktisch  so  ziemlich 
mit  Unsicherheit  und  Gerichtswillkür  identisch  war.  Eine 
Ausnahme  soll  nur  bei  den  Teilländereien  der  Bauern  und 
zum  Teil  bei  der  Vormundschaft  stattfinden.  Das  künftige 
Bürgerliche  Gesetzbuch  soll  ferner  nur  Geltung  haben  im  Um- 
fang des  bisherigen  russischen  Reichsrechts,  also  mit  Ausschluß 
der  baltischen  Provinzen  und  der  Gouvernements  des  Zartums 
Polen.  Einige  Institute  freilich  sollen  auch  hier  vom  russi- 
schen Reichsrecht  geregelt  werden,  z.  B.  die  Aktiengesell- 
schaften, die  Versicherung,  die  Inhaberpapiere,  die  Handels- 
geschäfte. 

Ob  das  gerechtfertigt  ist,  will  ich  nicht  näher  unter- 
suchen. Warum  in  diesen  Reichsteilen  das  auf  moderner 
Grundlage  aufgebaute  russische  Gesetzbuch  grundsätzlich  nicht 


^)  Ueber  den  persönlich  sehr  sympathischen  Mann  vgl.  den  Nekrolog 
von  Krawzoff  im  HpaBo  1910,  Nr.  12,  S.  746/47. 
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gelten  soll,  erscheint  unerfindlich.  Dann  kann  man  auch  den 
Provinzen    Poltawa    und  Tschernigow   ihr  Sonderrecht   lassen. 

Daß  der  Entwurf  eines  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  für  ein 
Weltreich  von  der  Bedeutung  Rußlands  allgemeinster  Auf- 
merksamkeit wert  ist,  versteht  sich  von  selbst.  Aber  nicht 
nur  deshalb.  Der  Entwurf  ist  auch  inhaltlich  hochinteressant, 
und  die  Materialien  bieten  außerordentlich  viel  Bedeutsames. 
Mit  am  wichtigsten  ist  an  ihnen  die  Fülle  des  rechtsver- 
gleichenden Stofi'es,  der  bei  jedem  Artikel  in  übersichtlicher 
und  empfehlenswerter  Weise  angedeutet  ist. 

Nun  sind  nicht  alle  Materialien  gedruckt,  und  die  ge- 
druckten nicht  allgemein  zugänglich.  Ab  und  zu  kommt  ein 
vollständiges  Exemplar  vor,  das  außerordentlich  teuer  ist. 

Unter  diesen  Umständen  kann  es  nur  mit  lebhaftester 
Freude  begrüßt  werden,  daß  Saatschian  in  einer  soeben,  im 
März  1910,  erschienenen  Ausgabe  es  unternommen  hat,  den 
Entwurf  mit  den  Materialien  allgemein  zugänglich  zu  machen: 
TpaatÄancKoe  yjioateHie.  üpoeKTT,  BHco^iaHine  yTBepjK;i,eHHOH  Pe- 
ÄaK^ioHHOH  KoMMHciii  no  cocTaBieHiK)  rpaaiji,aHCKaro  y.ioHeeHlÄ  (ct. 
oö^acHeHiflMn ,  nsBieneHnBiMU  hs'b  Tpyji,OB'B  Pe^aKuicHHOH  KommhcIh). 
noÄ'L  PeÄaKi],iH  H.  M.  TioxpioMOBa,  Oöep'B-IIpGKypopa  2-ro  J^enapTaMeHia 
npaBnTe.iBCTByK)ii],aro  Cenaia.    CocTaBHJi'L  A.  JI.  CaaiHiaHt.  Cn6.  1910. 

In  zwei  sehr  starken  Bänden  (XV  mit  1215  und  X  mit 
1362  Seiten)  sind  der  Entwurf  und  die  Materialien  zum  Ab- 
druck gebracht  worden.  Die  Materialien  sind  dabei  gekürzt, 
aber  das  Wesentliche  ist  wörtlich  wiedergegeben,  auch  die 
rechtsvergleichenden  Verweise  sind  wiederholt.  Manchmal 
freilich  auch  diese  unter  Kürzungen,  wie  ich  durch  Ver- 
gleichung  festgestellt  habe.  Dabei  sind  auch  die  an  ver- 
schiedenen Stellen  der  Materialien  zerstreuten  zusammen- 
gehörigen Aeußerungen  zusammengefaßt  worden. 

Der  zweite  Band  enthält  eine  Beilage,  nämlich  den  von 
der  Reichsduma  bereits  angenommenen  Entwurf  eines  Urheber- 
rechtsgesetzes (OjtoöpeHHLifi  rocy^apcTBeHHOio  JI,yMoio  npoeKT-b  saKona 
oö-B  aBTopcKOM'B  npaB't),  S.  1321 — 1336. 
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Ein  ausführliches  Sachregister  (S.  1337 — 1362)  erleichtert 
den  Gebrauch. 

Der  außerordentlich  niedrige  Preis  von  10  R.  für  beide 
Bände  läßt  darauf  schließen,  daß  mit  einem  großen  Absatz 
gerechnet  wird. 

In  der  Tat  dürfte  diese  Hoffnung  gerechtfertigt  sein. 
Auch  wer  im  Besitze  der  amtlichen  Materialien  sich  befindet, 
wird  erfreut  sein,  in  handlicher  Form  und  in  gutem  Druck 
den  gesamten  Entwurf  und  die  Materialien  zusammen  zu  haben. 
Und  wer  diese  nicht  besitzt,  für  den  ist  endlich  die  Möglichkeit 
gegeben,  in  das  große  Werk  Einsicht  zu  nehmen,  über  dessen 
Inhalt  hier  nicht  zu  berichten  ist. 

Daß  die  Ausgabe  Saatschians  einen  offiziösen  Charakter 
trägt,  sei  noch  nebenbei  erwähnt.  Das  Titelblatt  vermerkt: 
IleHaTaHG  cb  pasp'feineniii  MiiHiicxpa  DcthuIh. 

Dem  Herausgeber  Saatschian  und  dem  Redaktionsleiter 
Oberprokurator  Tjutrjumoff  aber,  sowie  ihren  Mitarbeitern 
Martynoff  und  K  aufm  an  gebührt  der  aufrichtigste  Dank 
aller,  welche  am  russischen  Recht  und  seiner  zukünftigen  Ge- 
staltung interessiert  sind.  , 


VI. 

Der  Kindsmord  und  die  Gesellschaft  der  Errioi 
auf  den  Gesellschaftsinseln. 

Von 
Bode,  Rechtsanwalt  beim  Kammergericht. 
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In  zum  mindesten  ebenso  großer,  wenn  nicht  noch  be- 
deutenderer Ausdehnung  wie  auf  Hawai,  wurde  auf  dem  Ge- 
sellschaftsarchipel der  Kindesraord  geübt.  Was  aber  diese 
Inseln  von  allen  anderen  Gruppen  Polynesiens  scharf  unter- 
scheidet, ist  der  Umstand,  daß  der  Kindesmord  von  ge- 
wissen Bevölkerungsklassen  systematisch  betrieben  wurde,  ja, 
daß  er  für  sie  sogar  unbedingte  Pflicht  war,  von  der  loszu- 
kommen nur  gelang,  wenn  man  aus  der  Gesellschaftsklasse 
austrat,  der  man  angehörte. 

Der  Kindesmord  auf  den  Sozietätsinseln  ist  mit  einer  auf 
denselben  bestehenden  Institution  derart  eng  verknüpft,  daß 
eine  nähere  Darlegung  derselben  angebracht  erscheint.  Die 
Einrichtung  ist  der  Bund  der  Errioi.  Nun  muß  aber  von 
vornherein  hervorgehoben  werden,  daß  der  Kindesmord  keines- 
wegs auf  diesen  Bund  beschränkt  war;  allein  es  war  bei  den 
Errioi  Gesetz,  jedes  Kind  zu  töten,  bei  den  übrigen  Bewoh- 
nern des  Archipels  war  es  nur  Sitte  (Weg euer.  Christliche 
Kirche,  S.  71  ff.). 

Der  Geselischaftsarchipel  verdankt  seinen  Namen  einer 
Vereinigung  von  Personen,  welche  sich  zusammengeschlossen 
hatten,  um  nach  bestimmten  Gesetzen  zu  leben.  Diese  Ver- 
einigung bildeten  eben  die  Errioi  \),  eine  Art  Orden,  dem 
jeder  beitreten  konnte,  der  sich  verpflichtete,  seine  Satzungen 
gewissenhaft  zu  erfüllen.  Der  Bund,  dessen  Hauptzweck  nach 
und  nach  die  grenzenlose  Befriedigung  aller  fleischlichen  Ge- 
lüste geworden  war,  während  er  ursprünglich  ein  wesentlich 
anderes  Ziel  verfolgte,  forderte  als  Hauptbedingung  von  jedem 
Eintretenden,  daß  er  vor  seinem  Eintritt  alle  seine  Kinder 
tötete. 

Man  kann  die  Institution  nur  verstehen,  wenn  man  auf 
ihre  Entstehung  näher  eingeht. 


0  Der  Name  Errioi  dürfte  sicherlich  von  Erih,  Eriki,  Oberhaupt, 
Fürst,  König  herzuleiten  sein.  Ganz  allgemein  heißt  Errioi:  Herr,  Die 
Englander  gebrauchen  den  Ausdruck  „Arreoi". 
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Die  Gesellschaft  der  Errioi  war  ein  aus  altersgrauer  Zeit 
stamuiender  Bund  auf  zweifellos  religiöser  Grundlage,  eine 
Art  Freimaurerorden,  wie  wir  ihn  ähnlich  bei  den  afrikani- 
schen Egbos  finden.  Nach  tahitischer  Götterlehre  ist  der 
Stifter  der  Gott  Oro,  der  Sohn  Taaroas.  Oro  hatte  den  Ent- 
schluß gefaßt,  ein  irdisches  Weib  zu  nehmen.  Darum  schickte 
er  zwei  seiner  Brüder,  den  Tufarapairai  und  den  Tufarapainuu, 
zu  den  Menschen  hinab  ^).  Sie  sollten  ihm  ein  schönes  Weib 
auswählen,  das  würdig  sei,  seine  Gemahlin  und  damit  Göttin 
zu  werden.  Nach  langem  Suchen  fanden  sie  endlich  auf  der 
kleinen,  bei  Huahine  gelegenen  Insel  Borabora  die  schöne 
Vairaumati.  Als  dem  Oro  dies  bekannt  wurde,  schlug  er  den 
Regenbogen  zur  Erde  hernieder,  um  Vairaumati  so  jederzeit 
erreichen  zu  können.  Bald  darauf  wurde  sie  sein  Weib.  Fast 
beständig  weilte  Oro  nun  auf  der  Erde.  Doch  bald  vermißten 
ihn  seine  anderen  Brüder  Urutetefa  und  Orotetefa.  Sie 
suchten  und  fanden  ihn  nach  geraumer  Zeit  in  der  Hütte  der 
Vairaumati.  Da  sie  sich  der  Gattin  des  Bruders  jedoch  nicht 
ohne  Geschenke  zu  nähern  wagten,  verwandelte  sich  der  eine 
in  ein  Schwein,  der  andere  in  einen  Kranz  von  roten  Federn 
(uru)  ^),  die  bei  den  Tahitiern  großen  Wert  hatten.  In  dieser 
Gestalt  machten  sie  sich  dem  Bruder  und  seinem  Weibe  zum 
Geschenk.  Indessen  nahmen  sie  selbst  ihre  ursprüngliche  Ge- 
stalt wieder  an,  aber  das  Schwein  und  die  Federn  verblieben 
dem  Oro.  Dieser  war  über  seine  Brüder  so  erfreut,  daß  er 
sie  nicht  nur  zu  Göttern,  sondern  auch  zu  Errioi  machte,  da- 
mit sie,  wenn  sie  auf  der  Erde  weilten,  groß  an  Ansehen  und 
Macht  wären.  Nachdem  Vairaumati  einem  Sohn  das  Leben 
gegeben  hatte,  der  den  Namen  Hoa-tuba-i-terai  erhielt,  folgte 
sie  ihrem  in  Gestalt  einer  flammenden  Säule    in    den  Himmel 


2)  SoEllis.  Mörenhout  läßt  ihn  mit  seinen  beiden  Schwestern 
Vaaoa  und  Tauri  gemeinsam  auf  dem  Regenbogen  zur  Erde  hinabsteigen. 

^)  Hieraus  erklärt  sich  die  Sitte  der  Errioi,  bei  allen  Festen  und 
Feierlichkeiten  ein  Schwein  und  einen  Kranz  roter  Federn  auf  den  Altar 
im  Tempel  niederzulegen. 
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zurückgekehrten  Gatten.  Auch  Hoa-tuba-i-terai  wurde,  nach- 
dem er  ein  berühmter  Held  geworden  war,  von  Oro  in  den 
Himmel  berufen.  — 

Auf  diese  Weise  ist  der  Bund  geschaffen ,  und  zwar  als 
etwas  Besonderes,  die  gewöhnliche  Menschheit  Ueberragendes. 

Schon  die  Art  der  Entstehung,  noch  mehr  aber  die  Per- 
son seiner  ersten  Mitglieder  und  seines  Schöpfers  beweist  den 
vorwiegend  göttlichen,  religiösen  Charakter  des  Bundes,  in 
den  ursprünglich  nur  ganz  besonders  Auserwählte  aufge- 
nommen wurden.    Das  änderte  sich  im  Wandel  der  Zeiten.  — 

In  den  Orden  der  Errioi,  der  allerdings  ursprünglich  in 
erster  Linie  wohl  dem  Adel  reserviert  gewesen  sein  mag, 
konnte  schließlich  jeder  aufgenommen  werden,  der  die  Auf- 
nahmebedingung erfüllte :  Tötung  der  neugeborenen  Kinder. 
Wer  ni-cht  verheiratet  war,  mußte  eine  Ehe  eingehen^  und  erst, 
nachdem  er  durch  Zeugen  bewiesen  hatte,  daß  er  sein  dieser 
Verbindung  entsprossenes  Kind  getötet  hatte ,  wurde  er 
rezipiert. 

Daneben  lief  die  Pflicht,  alle  bereits  vorhandenen  Kinder 
zu  töten. 

Nicht  identisch  ist  dieses  Erfordernis  der  Kindestötung 
mit  dem  Gebot  unbedingter  Kinderlosigkeit.  Ein  solches  hat 
in  der  Tat  nie  existiert,  und  tatsächlich  war  die  —  aller- 
dings selten  vorgekommene  —  Adoption  fremder  Kinder  ge- 
stattet. 

In  der  Tat  konnten  ja  auch  bei  dem  unsteten  und  zügel- 
losen Leben,  dem  sich  die  Mitglieder  dieser  Gesellschaft  hin- 
gaben, Kinder  nur  äußerst  hinderlich  sein.  Doch  war  dies 
nicht  etwa  der  Grund  für  das  Gebot  der  Tötung  der  Kinder. 

Von  der  unbedingten  Verpflichtung,  alle  neugeborenen 
Kinder  dem  Tode  zu  weihen,  waren  einmal  die  vornehmsten 
Errioi  insoweit  eximiert,  als  sie  nur  ihren  ersten  Sohn  und 
alle  Töchter  zu  töten  brauchten,  dahingegen  alle  weiteren 
Söhne  leben  lassen  durften.  Ein  weiteres  Vorzugsrecht  be- 
saßen   die    zu    der    Gesellschaft   gehörigen   Arii   oder   Haupt- 
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linge,  welche  den  ersten  Sohn  verschonen  durften.  Den  übri- 
gen Errioi  gegenüber  wurde  jedoch  das  Gebot  absoluter 
Kindestötung  ausnahmslos  aufrecht  erhalten.  Ein  gewöhnlicher 
Errioi,  welcher  nach  seinem  Eintritt  in  den  Orden  eines  seiner 
Kinder  am  Leben  ließ,  galt  ohne  weiteres  als  ausgeschlossen. 
Und  es  war  nicht  selten,  daß  Errioi  im  Laufe  der  dreißiger 
Jahre  ihres  Lebens  ihrer  Hauptverpflichtung  nicht  nachkamen, 
um  auf  diese  Art  ihren  Austritt  zu  erreichen,  da  anders  eine 
Lösung  von  dem  Bunde  nicht  möglich  war. 

Tatsächlich  war  es  das  heiße  Begehren  eines  jeden 
Tahitiers,  in  die  Gesellschaft  einzutreten,  zumal  er  auf  diese 
Weise  zu  den  höchsten  Ehren  gelangen  konnte,  Genossen 
doch  die  obersten  Errioi  göttliche,  nicht  nur  gott ähn- 
liche Verehrung  und  standen  sie  doch  völlig  außerhalb  der 
Gesetze.  Und  allzu  willig  erfüllten  sie  das  harte  Gebot  des 
Kindesmordes. 

In  der  Tat  war  das  Leben  eines  Errioi  lebenswert,  denn 
es  war  eine  ununterbrochene  Kette  von  Vergnügungen.  In 
blumengeschmückten  Flottillen  fuhren  sie,  nach  Virgin  S.  41  f. 
nichts  als  eine  herumstreifende  Gauklerbande,  die  den  Häupt- 
lingen zur  Belustigung  diente,  von  Insel  zu  Insel,  überall 
freudig  empfangen  und  mit  Geschenken  sowohl  von  Ordens- 
brüdern wie  von  der  Gesellschaft  Fernstehenden  überhäuft, 
von  diesen  allerdings  widerwillig.  Nicht  nur  den  bekannten 
Erriois,  sondern  auch  den  unbekannten  wurde,  ähnlich  wie  in 
miserer  Freimaurerloge,  unbedingte  Gastfreundschaft  gewährt. 

Ein  anschauliches  Bild  von  dem  Schalten  und  Walten 
einer  solchen  Truppe  gibt  uns  Lutteroth:  Es  bedurfte  großer 
Vorbereitungen,  bevor  der  mareva  oder  die  Truppe  sich  in 
Marsch  setzte.  Man  schlachtete  und  opferte  Oro  eine  Menge 
Schweine  und  legte  eine  große  Anzahl  Früchte  auf  seinen 
Altar.  Mehrere  Wochen  gingen  mit  diesen  Zeremonien  hin. 
Dann  erhob  man  auf  den  Böten  zwei  marais  oder  wandelnde 
Tempel  für  die  Verehrung  Orotetefas  und  seines  Bruders. 
Cook    berichtet,    daß    er    der   Abfahrt  von   700   Booten    mit 
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Arreois  von  Huahine,  einer  der  französischen,  zu  den  Lee- 
wardsinseln  gehörigen  Gesellschaftsinseln,  beiwohnte.  Daraus 
mag  man  auf  ihre  große  Anzahl  schließen.  Nach  ihrer  An- 
kunft auf  der  Insel,  die  sie  heimsuchen  wollten,  brachten  sie 
dem  König  oder  Häuptling  ein  marotai  oder  Geschenk,  und 
«in  anderes  dem  Tempel  der  Götter.  .  .  .  Sie  wurden  nunmehr 
von  den  Häuptlingen  auf  Kosten  des  armen  Volkes  prächtig 
bewirtet.  Um  sie  besser  zu  empfangen,  ließ  man  die  Felder  in 
der  Nachbarschaft  plündern,  so  daß  diese  oft  nach  einem  Besuch 
der  unbequemen  Gäste  das  Bild  der  Verwüstung  darboten. 
Außerdem  brachte  man  ihnen  50  bis  60  Schweine  und  Stoffe. 
Für  sich  behielten  sie  nichts  als  das,  was  sie  während  ihres 
Aufenthaltes  auf  der  Insel  nötig  zu  haben  glaubten,  den  Rest 
der  Vorräte  schickten  sie  an  ihre  Gefährten.  .  .  . 

Von  dem  Schrecken,  den  sie  einflößten,  zogen  sie  Vorteil 
und  verübten  die  unwürdigsten  Erpressungen. 

Allerdings  hielten  die  Pflanzer  nicht  viel  von  ihnen  und 
unterstützten  sie  auch  nicht.  Allein  die  Häuptlinge  und  alle 
diejenigen,  die  dem  Vergnügen  zugetan  waren,  hielten  die 
Arreois  in  hohem  Ansehen;  sie  lieferten  ihnen  unentgeltlich 
Unterhalt  und  verschonten  auch  fremdes  Eigentum  nicht, 
wenn  es  galt,  die  Arreois  zu  unterstützen.  Und  diese  selbst 
überboten  noch  ihre  Gastgeber  in  der  Plünderei,  indem  sie 
nahmen,  was  sie  brauchen  konnten  (EUis). 

Ueberall  wurden  rauschende  Feste  gefeiert,  welche  in  den 
schönsten,  aufs  beste  geschmückten  Häusern  abgehalten  und 
bei  denen  oft  die  wildesten  Orgien  gefeiert  wurden. 

Die  Weiber  tanzten  mit  den  Männern  gemeinsam  den 
Timoroditanz,  der  die  Gemüter  auf  das  heftigste  erregte  und 
geradezu  eine  Befriedigung  der  Leidenschaft  gewährte;  die 
Männer  untereinander  führten  Ring-  und  Wettkämpfe  auf. 
Während  ursprünglich  nur  Darstellungen  aus  dem  Leben  der 
Götter  gegeben  wurden,  veranstaltete  man  später  höchst  obszöne 
Theateraufführungen,  so  daß  Lutteroth  die  Arreoi  direkt  her- 
umziehende Schauspielerbanden  nennt.     Allerdings  nahmen  an 
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diesen  Aufführungen  nur  die  untersten  Errioi  aktiven  Anteil^ 
während  die  höheren  Mitglieder  der  Gesellschaft  und  die 
Fremden  die  Zuschauer  abgaben. 

Ob  die  zu  Ausschweifungen  aller  Art  neigenden  Errioi 
tatsächlich  Weibergemeinschaft  hatten,  ist  bestritten.  Klemm 
1.  c.  IV,  307  nimmt  dies  an.  Nach  ihm  hat  eine  beträcht- 
liche Anzahl  Leute  beiderlei  Geschlechts  jedes  Frauenzimmer 
gemeinschaftlich.  Sie  haben,  meint  er,  dadurch  stete  Abwechs- 
lung, und  selten  bleibt  ein  Paar  länger  als  zwei  oder  drei  Tage 
beisammen.  Demgegenüber  schreibt  Burckhardt  l.  c.  IV,  III, 
43  1:  „Jeder  Arreoi  hat  seine  Genossin,  die  Mitglied  der  Ge- 
sellschaft war,  und  trotz  der  zügellosen  Sitte  unter  sich 
herrschte  eine  solche  Eifersucht,  daß  ein  unziemliches  Be- 
tragen gegen  eine  Arreoifrau  nicht  selten  mit  Blut  bezahlt 
wurde.''  In  der  Tat  laufen  die  Verhältnisse  bei  ihnen,  wenn 
man  die  Frage  verneint,  praktisch  auf  dasselbe  hinaus,  denn 
die  unbeschränkte  Prostitution  der  Weiber  ließ  ein  dauerndes 
Bündnis  zwischen  den  Geschlechtern  nicht  aufkommen.  Schon 
Cook  bezeichnet  die  Errioi  als  „Personen  vornehmen  Standes^ 
die  teils  zu  leichtsinnig  und  unbeständig  sind,  um  ein  dauer- 
haftes Bündnis  einzugehen,  teils  auch  wegen  ihres  großen 
Wohlstandes  herumschwärmen  und  der  Abwechslung  nach- 
jagen". 

Zweifellos  haben  die  obersten  Stände  sich  niemals  mit 
ihren  Frauen  Zügellosigkeiten  erlaubt.  Man  geht  überhaupt 
fehl  in  der  Annahme,  daß  etwa  die  ausschweifende  Lebens- 
weise auf  den  Charakter  aller  Mitglieder  einen  verderblichen 
Einfluß  ausgeübt  habe.  Vielmehr  wird  einstimmig  die  äußerst 
zurückhaltende  und  ernste  Art  der  obersten  Errioi  gerühmt. 
Auch  Lutteroth,  der  die  Errioi  wegen  ihrer  „Schändlich- 
keiten" und  „ekelerregenden  Ausschweifungen"  schwer  tadelt, 
meint,  daß  die  Errioi  verheiratet  und  daß  ihre  Frauen  Mit- 
glieder der  Gesellschaft  waren.  Er  sagt,  daß  sie  auf  ihre 
Weiber  sehr  eifersüchtig  gewesen  wären  und  daß  es  öfter 
vorgekommen  sei,  denjenigen  mit  dem  Tode  zu  bestrafen,  der 
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die  Frau  eines  Genossen  nicht  genügend  geachtet  hätte.  An- 
derer Meinung  ist  Bligh,  der  da  meint,  daß  der  Umgang  der 
Geschlechter  ein  sehr  freier  gewesen  sei,  daß  aber  in  Zeiten 
der  Gefahr,  wo  es  ihnen,  der  kriegerischen  Gemein- 
schaft, verboten  war,  sich  zu  entnerven,  das  Gegenteil  der 
Fall  war  (1.  c.  S.  847). 

Die  Gesellschaft  zerfiel  in  sieben  Grade*),  voneinander 
dem  Range  nach  getrennten  Klassen,  die  sich  durch  den 
Namen  und  die  Tätowierung  auch  äußerlich  voneinander 
schieden.  Die  oberste  war  die  Avablei  arihma  tatuai,  dann 
die  Aritmablei,  Alauhoa,  Barraria,  i  oti  oti,  po  und  mo.  Den 
Schluß  machten  die  Novizen,  die  aber  keine  besondere  Klasse 
bildeten.  Nach  Bastian,  Der  Mensch,  Bd.  III  S.  207,  hießen 
die  7  Klassen: 

1.  Bemaltes  Bein  (avae  parai  des  Ellis),  da  sie  das 
Bein  vom  Fuß  bis  zum  Knie  völlig  schwärzten; 

2.  Otioro:  sie  hatten  die  Arme  von  den  Fingern  bis  zu 
den  Schultern  gezeichnet; 

3.  Harotea:  bei  ihnen  waren  beide  Seiten  tätowiert; 

4.  Hua:  mit  drei  Fingerzeichen  auf  den  Schultern; 

5.  Atoro:  sie  trugen  einen  schmalen  Streifen  auf  der 
linken  Seite; 

6.  Ohemara:  kenntlich  durch  einen  Halbzirkel  um  jeden 
Knöchel ; 

7.  Poo  (Novizen). 
So  auch  Ellis. 

Daneben  und  unabhängig  von  dieser  Rangeinteilung  zerfiel 
die  Gesellschaft  in  über  die  verschiedenen  Inseln  verstreute  Ab- 
teilungen mit  einem  Vorsteher  an  der  Spitze.  Die  Zahl  dieser 
Abteilungen  wird  verschieden  angegeben. 

Den  Errioi  folgte  noch  außer  den  Novizen  eine  große 
Schar  Bediensteter  (Fanaanau),    die   aber    weder  Rechte   noch 


^)  Die  Zahl  7  erklärt  sich  dadurch,  daß  das  Schwein,  das  Urutetefa 
und  Orotetefa  dem  Oro  dargebracht  hatten,  7  Junge  geworfen  haben  soll. 
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Pflichten  eines  Errioi  hatten,  mithin  auch  von  der  Pflicht  des 
Kindesmordes  frei  waren. 

Der  Aufnahme  in  die  Klasse  mo  ging  ein  langes  Noviziat 
voraus,  und  eine  große  Feier  bildete  die  Rezeption.  Der  No- 
vize bekam  zunächst  einen  neuen  Namen,  den  er  für  die  Zu- 
kunft behielt.  Hierauf  wurde  ihm  die  Verpflichtung  abge- 
nommen, seine  Kinder  zu  töten.  Er  hatte  alsdann  nach 
Ellis  seinen  linken  Ellbogen  zu  beugen,  den  er  gleichzeitig 
gegen  seine  Seite  schlug,  während  er  den  Gesang  oder  den 
Anruf,  der  für  diese  Gelegenheit  vorgeschrieben  war,  wieder- 
holte. Von  dem  Momente  der  definitiven  Aufnahme  an  genoß  der 
receptus  eine  gott ähnliche  Verehrung  und  war  tabu  (heilig). 

Nach  Bastian  geschah  die  Aufnahme  durch  Schlag  mit 
der  rechten  Hand  auf  den  linken  Arm,  in  der  Ellbogen- 
beuge, sodaß  dieser  sich  hob. 

Nur  allmählich  rückte  man  von  Klasse  zu  Klasse  auf, 
und  nur  die  wenigsten  erreichten  die  oberste  Stufe. 

Das  vornehmste  Gebot  der  Errioi  war  —  wie  mehrfach 
erwähnt  —  die  unbedingte  Pflicht  zur  Kindestötung.  Durch 
eine  jahrhundertelange  Uebung  war  jedes  Muttergefühl  bei 
den  Weibern  der  Errioi  erstorben.  Es  wurde  als  ein  Ver- 
dienst betrachtet,  wenn  eine  Mutter  ihr  Kind  umbrachte. 
Weigerte  sie  sich,  so  war  sie  verachtet,  verstoßen,  verbannt. 
Die  Ansichten  über  den  Ursprung  des  Gebots  gehen  aus- 
einander. Es  läßt  sich  aber  mit  großer  Sicherheit  darauf 
schließen,  daß  es  sich  bei  den  Errioi  in  erster  Linie  um 
religiöse  Gründe  handelte,  wenn  auch  im  Laufe  der  Zeit 
außerhalb  der  Religion  liegende  Motive  einen  starken  Einfluß 
auf  die  Weiterentwicklung  und  auf  die  größere  Verbreitung 
der  Sitte  geübt  haben  mögen.  Zweifellos  wußten  die  Errioi 
zu  der  Zeit,  da  die  ersten  Seefahrer  die  Inseln  besuchten^), 
selbst    nicht    mehr    den   wahren   Grund   anzugeben.     Daß    die 

*)  Die  Inseln  wurden  im  Jahre  1767  entdeckt,  nachdem  bereits 
1606  der  Spanier  Quiros  auf  der  östlich  von  Tahiti  gelegenen  niedrigen 
Insel  gelandet  war. 
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Tahitier  mit  den  Worten:  „worrau-worrau  no  te  Maididdi, 
worrau-worrau  no  te  Taate"  (wir  haben  zu  viel  Kinder,  wir 
haben  zu  viel  Männer)  selbst  behaupteten,  die  drohende  Ueber- 
völkerung  und  die  damit  verbundenen  oder  vielmehr  daraus 
resultierenden  Schrecknisse  hätten  ihre  Vorfahren  schon  zu 
dem  Hilfsmittel  der  Kindestötung  veranlaßt,  hat  lediglich  in 
dem  Verlangen  seinen  Grund,  die  Sitte  in  den  Augen  der 
Weißen  als  harmlos  hinzustellen,  ein  Streben,  dem  wir  auch 
bei  anderen  Australnegern  begegnen.  Damit  ist  jedoch  keines- 
wegs gesagt,  daß  die  Eingeborenen,  insbesondere  die  Tahitier, 
in  dem  Kindesmord  etwas  Verabscheuenswertes  gesehen  hätten. 
Sie  wollten  nur,  da  sie  den  üblen  Eindruck  sehr  wohl  be- 
merkt hatten,  den  die  Sitte  auf  die  Europäer  machte,  diesen 
mildern,  indem  sie  einen  ihrer  Meinung  nach  auch  den  Weißen 
einleuchtenden  Grund  für  die  Sitte  angaben. 

Ich  werde  im  folgenden  auf  die  einzelnen  Ansichten  näher 
eingehen. 

Nach  einigen  Schriftstellern  ist  ein  Grund  das  Prinzip, 
daß  der  Vater  bei  der  Geburt  eines  Sohnes  diesem  Rang, 
Würde  und  Herrschaft  (Besitz)  rechtlich  abtreten  mußte. 
Hieraus  wollen  einige  eine  Erklärung  für  die  Sitte  folgern. 
Auf  den  ersten  Blick  scheint  dies  auch  durchaus  zutreffend, 
denn  es  ist  begreiflich,  daß  ein  in  der  Blüte  der  Jahre  und 
seiner  Kraft  stehender  Mann  eine  Nachkommenschaft  so  lange 
als  möglich  vermeiden  wollte.  Dies  würde  aber  immerhin 
nicht  erklären,  warum  er  denn  überhaupt  —  also  auch  im 
späteren  Alter  —  jeder  Nachkommenschaft  ledig  sein  wollte 
und  mußte,  wenn  er  der  Gesellschaft  nicht  den  Rücken  wen- 
den wollte.  Allerdings  traten  —  wie  oben  bereits  erwähnt  — 
in  der  Mitte  der  dreißiger  Jahre  ihres  Lebens  viele  aus.  Nun 
durften  aber  gerade  die  Häuptlinge  ihren  ersten  Sohn  am 
Leben  lassen.  Und  sie  hatten  bei  ihrer  Macht  doch  am  meisten 
Grund,  den  Sohn  zu  fürchten,  der  ihnen  eo  ipso  ihre  ganze 
Stellung  aus  den  Händen  wand.  Es  müssen  also  doch  wohl 
andere  Gründe  mitgespielt  haben. 
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Andere  meinen,  die  Furcht  vor  einer  Zerstückelung  der 
Macht  und  des  Besitzes  habe  die  Sitte  erzeugt.  Diese  Auf- 
fassung hat  in  der  Tat  viel  für  sich,  umsomehr,  als  sie  den 
Grundsatz  erklären  würde,  daß  die^Häuptlinge  nur  den  ersten 
Sohn  am  Leben  lassen  durften,  während  sie  alle  übrigen,  so- 
wie die  Tochter  töten  mußten.  Wie  erklärt  sich  dann  aber 
die  Tatsache,  daß  gerade  die  ersten  Errioi,  also  die  Mäch- 
tigsten überhaupt,  nur  ihren  ersten  Sohn  zu  opfern  gezwungen 
waren,  die  anderen  aber  verschonen  konnten?  Demnach 
scheinen  andere  Gründe  vorgeherrscht  zu  haben.  Ob  diese  in 
dem  Hang  nach  Sorglosigkeit,  nach  ungemessener  Befriedigung 
der  Leidenschaften ,  in  der  Sucht  nach  Vergnügungen  aller 
Art  und  Unabhängigkeit  zu  suchen  sind,  scheint  mir  mit  dem 
eigentlichen  Grundgedanken  der  Errioigesellschaft  nicht  ver- 
einbar ^).  Ich  glaube  vielmehr,  daß  die  Errioi  die  genannten  sinn- 
lichen Freuden  erst  nach  und  nach  in  ihr  Programm,  in  ihr  Statut 
aufgenommen  haben,  daß  der  ursprüngliche  Zweck  vielmehr  in 
ernsten  religiösen,  teilweise  auch  in  politischen  Bestrebungen 
lag.  Dafür  spricht  einmal  der  Umstand,  daß  die  Errioi  der 
höheren  Klassen  ernste,  gravitätisch  aussehende  und  sich  würde- 
voll bewegende  Männer  waren,  die  den  aktiven,  ja  teilweise 
auch  den  passiven  Anteil  an  den  indezenten  Belustigungen  der 
letzten  Klasse  überließen.  Weit  eher  noch  würde  ich  denjenigen 
zustimmen,  welche  den  Grund  darin  sehen,  daß  die  Errioi  als 
ausgesprochener  Kriegerstand  ehelos  bleiben  mußten,  um  ganz 
dem  Kriegsdienste  sich  widmen  zu  können,  ähnlich,  wie  wir 
es  in  Afrika  unter  dem  Kaiser  der  Kaffern,  Chaka,  finden,  der 
als  unbeugsamer  Despot  sein  Volk  zu  einem  ungeheuren,  sieg- 
gewohnten Eroberungsheere  vereinigte,  seinen  Soldaten  kate- 
gorisch jeden  Verkehr  mit  Weibern  verbot  und  zur  Ergänzung 
des  durch  die  Kriege  bedingten  Abganges  an  Menschenmaterial 
Söhne  fremder  besiegter  Stämme,  und  zwar  alle  zwölfjährigen 
eines  bestimmten  Jahrganges,  in  sein  Land  wegführte. 

^)  Anders  regelt  sich  die  Frage,  ob  solche  Gründe  später  hinzu- 
getreten sind. 
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Aber  auch  diese  Ansicht  scheint  mir  nicht  ganz  zuzu- 
treffen. Eine  unbedingte  Ehelosigkeit  ist  auf  die  Dauer  un- 
möglich, und  auch  Chaka  ging  an  seiner  grausamen  Härte  zu 
Grunde.  Zudem  ist  die  Ehelosigkeit  keineswegs  Vorbe- 
-dingung  für  die  Zugehörigkeit  zu  dem  Orden  der  Errioi. 

Eine  andere,  nicht  zu  unterschätzende  Ansicht  vertritt 
Lippert  (1.  c).  Er  schreibt:  „Schon  Cook  vermutete,  daß 
hinter  allem  ein  verborgener  ,  Aberglaube'  stecken  möchte.  So 
weit  uns  seine  Berichte  mit  einzelnen  Errioi  selbst  bekannt 
machen,  können  wir  all  jene  Erklärungen  wirklich  nicht  für 
erschöpfend  halten. 

Maheine,  der  so  stolz  darauf  war,  in  den  vornehmen 
Bund  eingeführt  zu  werden,  war  der  gutartigste  Mensch,  und 
•der  Priester  Tupaia,  der  sich  in  seinem  Errioistolze  über 
den  König  von  England  erhob,  weil  dieser  kein  Errioi  sei, 
sondern  Kinder  am  Leben  habe,  wird  für  die  Befriedigung 
seiner  Wißbegier  kaum  mit  den  Entbehrungen  einer  gefahr- 
vollen Reise  gezahlt  haben,  wenn  ihm  das  zügellose  Leben  in 
seinem  Orden  die  Hauptsache  gewesen  wäre. 

Nun  führt  aber  schon  die  Tätowierung,  die  besonders  auf 
Borabora  blühte,  wo  die  angesehensten  Krieger  wohnten,  auf 
•einen  Kultbund  hin,  und  wenn  auch  bei  der  Tötung  der  Kinder 
dermalen  nur  noch  die  Beseitigung  das  wesentlichste  war,  so 
kann  sie  doch  immerhin  einmal  den  Sinn  des  Kindes-,  viel- 
leicht ursprünglich  nur  den  des  Erstlingsopfers  gehabt  haben, 
umsomehr  als  den  Erriois  gar  nicht  versagt  war,  fremde 
Kinder  aufzuziehen.  .  .  . 

Möglich  ist  es  aber,  daß  im  Laufe  der  Zeit  die  Satzung 
des  Erstlingsopfers  aus  den  angeführten,  dem  Kulte  fern- 
liegenden Rücksichten  zur  Sitte  der  Kinderbeseitigung  führte. 
Ohne  den  Glauben  an  irgend  einen  Kultersatz  würde  aber 
diese  Sitte  keinen  Eingang  gefunden  haben,  da  ja  unter  ge- 
wöhnlichen Verhältnissen  die  überlebenden  Nachkommen  die 
einzige  Bürgschaft  für  die  Leistung  des  Kultus  sind.  Es  muß 
also  der  Bund  selbst  dafür  eine  unaufhörliche  Kultleistung  für 
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alle  seine  Mitglieder  übernommen  und  garantiert  haben,    was 
allerdings  mit  seinem  ganzen  Charakter  übereinstimmt. 

Man  wird  kaum  irre  gehen,  wenn  man  den  Ursprung  des 
Bundes  in  einer  todesmutigen  Vikingerunternehmung  sucht '), 
wie  solche  wohl  hier  vorausgesetzt  werden  muß.  Eine  ver- 
wegene Bande  schließt  sich,  in  der  Absicht  zu  erobern,  gleich- 
zeitig, wie  es  im  Sinne  der  Zeit  liegt,  zu  einem  Kultbunde 
zusammen,  der  von  jedem  Opfer  verlangt,  das  der  rohen 
Energie  dieser  Gesellen  nicht  minder  entspricht,  wie  den 
Wagnissen  des  Unternehmens  —  ein  keineswegs  beispielloser 
Kultbund  mit  dem  Bundesopfer  der  menschlichen  Erstlinge. 
Ist  die  Eroberung  unter  solcher  Voraussetzung  gelungen,  dann 
bleibt  für  uns  ein  Kultbund  der  herrschenden  kriegerischen 
Familien,  gleichviel  ob  sich  jene  Gesellschaft  aus  Männern 
derselben  Inseln  zusammentat  oder  erobernd  von  fremden 
herüberkam.  In  beiden  Fällen  wird  der  Fortbestand  des 
Bundes  ein  starker  Rückhalt  gegenüber  dem  numerischen 
Uebergewichte  der  Beherrschten  gewesen  sein.  Kriegsgötter 
verlangen  zu  allen  Zeiten  auserlesene  Opfer,  und  Opfer  der 
eigenen  Kinder  konnte  dem  Waghalsigsten  Vertrauen  gewähren. 
Nach  außen  stellte  dann  der  Bund  folgerichtig  die  stets  be- 
reite Kriegsmacht  des  Staates  vor,  und  während  er  durch 
blutige  Opfer  und  blutigen  Dienst  den  Staat  schützte,  ließ  er 
sich  dafür  von  den  außer  dem  Bunde  Stehenden  ein  Aequi- 
valent  von  Gaben  reichen.  Die  Festversammlungen  der  Errioi 
tragen  unbedingt  einen  Kultcharakter.  W^ohin  immer  sie  die- 
selben aber  verlegen,  dort  erfahren  sie  von  der  Bevölkerung 
die  reichlichste  Verpflegung;  sie  trägt  gewissermaßen  ihre 
Kultsteuer  herbei." 

Waitz  bringt  den  Kindesmord  bei  den  Arreoi  mit  den 
sogenannten  Tabugesetzen  in  Zusammenhang.  „Allerdings 
durften,"  so  schreibt  er  Bd.  VI  S.  299  ff.,  „die  Weiber  von 
allem  essen,    wovon    die  Männer   aßen,   und   standen  insofern 


0  Als   einen  Kriegerbund   stellt  sie   auch  Burckhardt  I.e.  dar. 
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über  dem  Tabu,  wie  ja  auch  die  allerniedrigsten  Männer  sich 
mit  ihnen  einlassen  und  Arreoi  werden  durften.  Aber  die 
Männer  standen  doch  höher,  sie  waren  eben  heiliger  (mehr  ,tabu'). 
Gesellte  sich  nun  ein  Arreoi  zu  einer  Frau,  so  mochte  das  hin- 
gehen; allein  eine  dauernde  Frucht  dieser  Verbindung  durfte 
nicht  bestehen,  da  eine  solche  durch  das  höhere  ,tabu'  des 
Vaters  selber  tabu  und  das  Eigentum  der  Götter  war  und  da- 
her nicht  von  einem  irdischen,  tieferstehenden  Weibe  geboren 
"werden  durfte."  Auf  diesen  Funkt  näher  einzugehen,  ver- 
bietet hier  der  Raum,  da  eine  Auseinandersetzung  über  das 
„tabu"  eine  gründliche  Darstellung  der  Götterlehre  der  Tahitier 
bedingen  würde. 

Aber  abgesehen  von  der  Gesellschaft  der  Arreoi  und  ihrer 
Beziehung  zu  der  Sitte  des  Kindesmordes  soll  im  folgenden 
beleuchtet  werden,  welches  die  Gründe  für  den  Kindesmord 
und  wie  groß  die  Ausdehnung  desselben  bei  den  den  Erriois 
nicht  angehörenden  Tahitiern  gewesen  sind.  Denn  in  der 
Tat  war  der  Kindesmord  keinesfalls  auf  den  Bund  der  Arreois 
beschränkt;  dieser  war  vielmehr  „vorbildlich"  für  die  übrigen 
Eingeborenen  geworden.  Bei  ihnen  sprachen  aber  ganz  andere 
Motive  mit. 

Nun  ist  es  jedoch  in  der  Tat  nicht  leicht,  einen  einheit- 
lichen Grund  für  den  Kindesmord  anzugeben:  denn  nicht  ein 
einzelnes  Moment  kommt  in  Betracht,  sondern  eine  ganze 
Reihe  von  Ursachen  hat  zusammengewirkt,  um  die  Sitte  ent- 
stehen zu  lassen. 

Neben  rein  äußerlichen  Motiven  spielen  viel  innere  eine 
bedeutsame  Rolle. 

Nicht  schlechthin  von  der  Hand  zu  weisen  ist  die  Mei- 
nung von  Achelis,  S.  65  ff.,  und  Lutteroth,  daß  die  Kinder- 
losigkeit der  ersten  Gründer  des  Bundes  der  Errioi  dem 
Kindesmord  zu  seiner  Verbreitung  verhelfen  haben.  Nach 
dieser  Ansicht  waren  Orotetefa  und  LFrutetefa  unvermählt  und 
kinderlos  geblieben.  Darum  machten  sie  ihren  Anhängern  zwar 
nicht  die  Ehelosigkeit,  wohl  aber  den  Kindesmord  zur  Pflicht. 
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Mörenhout,  Voy.  Bd.  I  S.  485  f.,  führt  als  einen  der 
Gründe  das  Streben  der  Weiber  an,  sich  vor  frühem  Verfall 
zu  bewahren  und  ihre  Schönheit  möglichst  lange  zu  erhalten. 
Das  ist  in  einem  Lande  verständlich,  wo  die  Ehe  nichts  an- 
deres ist  als  eine  rein  äußerliche  Liierung  zweier  Personen 
verschiedenen  Geschlechts,  die  jederzeit  mühelos  aufgelöst 
werden  kann.  Hier  wird  die  Frau  stets  ängstlich  darauf  be- 
dacht sein  müssen,  begehrenswert  zu  sein,  da  sie  anders  ihren 
Mann  nicht  fesseln  oder  vielleicht  auch  —  keinen  andern  Lieb- 
haber finden  kann.  Nicht  ganz  zutrefi'end  folgert  Mören- 
hout  dieses  Streben  der  Tahitierinnen  aus  ihrer  absoluten, 
zügellosen  Genußsucht.  Das  ist  nicht  der  wahre  Grund;  denn 
diese  Genußsucht  würde  iaimerhin  auch  neben  einer  Anzahl 
Kinder,  wenn  auch  etwas  beschränkt,  bestehen  bleiben  können. 

Richtiger  wird  das  Streben  mit  der  inferioren  Stellung 
der  tahitianischen  Frau  in  Verbindung  gebracht,  die  mit  ihrem 
blühenden  Aussehen  das  einzige  verlor,  was  sie  überhaupt 
besaß. 

Gewiß  trug  auch  die  oft  geradezu  grenzenlose  Trägheit 
des  weiblichen  Geschlechts  ihren  Teil  bei  (Lutteroth,  We- 
gen er,  Christi.  Kirche  S.  72  f.).  Anderseits  aber  fürchteten 
die  Weiber  nicht  allzuselten,  daß  durch  das  Vorhandensein  von 
Kindern  das  eheliche  Band  mehr  gefestigt  werden  würde. 
Und  das  mag  oft  nicht  immer  in  ihrem  Sinne  gelegen  haben. 
Bei  der  prinzipiell  leichten  Lösbarkeit  der  tahitianischen  Ehe 
konnte  ein  reichlicher  Kindersegen  in  der  Tat  für  die  Frau 
verhängnisvoll  werden.  Denn,  wo  die  Kauf  ehe  gilt,  wo  die 
Frau  nichts  als  die  absolute  Sklavin  des  Mannes,  nichts  als 
Ware  ist,  wird  die  Frau  das  Streben  haben,  die  ehelichen 
Fesseln  möglichst  leicht  abzustreifen.  Dies  gilt  jedoch  nicht 
für  die  Ehen  der  Häuptlinge,  die  schlechthin  unlösbar  waren. 

Die  Kaufehe  war  im  übrigen  sicherlich  von  erheblichem 
Einfluß  auf  die  Verbreitung  des  Kindesmordes.  Mit  Recht 
wurde  bei  einer  allzu  reichlichen  Anzahl  von  Kindern  eine 
Zersplitterung  des  Familiengutes  gefürchtet.     Und  daraus  er- 
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klärt  sich  auch  besonders  der  umstand,  daß  mehr  Mädchen 
als  Knaben  getötet  wurden;  denn  die  Söhne  kosteten  nichts, 
im  Gegenteil,  sie  halfen  den  Wohlstand  der  Familie  vermehren. 
Dahingegen  mußte  für  die  Töchter  das  Heiratsgut  beschafft 
werden.     Das  aber  war  naturgemäß  nicht  immer  ganz  leicht. 

Ein  weiterer  Grund  war  die  Schwierigkeit,  die  Kinder  zu 
erziehen  (Meinicke,  Inseln,  187).  Das  wird  um  so  ver- 
ständlicher erscheinen,  wenn  man  bedenkt,  daß  auf  Tahiti  die 
Kinder  lediglich  auf  die  mütterliche  Nahrung  angewiesen 
waren.  Ein  reichlicher  Kindersegen  mußte  die  Mutter  infolge- 
dessen schwächen.  Das  aber  machte  sie  für  den  Mann  wert- 
los, dem  sie  im  wesentlichen  nur  als  Lasttier  diente  (Ellis, 
Polyn.  res.,  IV,  327  ff.;  Meinicke,  Inseln,  187). 

Dies  führt  hinüber  zu  einem  anderen  Motive.  Bei  dem 
Nomadenleben,  das  auch  hier,  wenn  auch  naturgemäß  nicht  in 
dem  Umfange  wie  auf  dem  australischen  Festlande  ^  nicht 
gerade  selten  das  Los  der  ärmeren  Klassen  war,  erscheint  es  nur 
allzu  natürlich,  daß  die  Frau  sich  der  ihre  Bewegungsfreiheit 
hemmenden  kleinen  Kinder  entledigte,  wollte  sie  ihrem  Manne 
überhaupt  bei  seinem  rastlosen  Umherstreifen  folgen  (Ellis, 
Polyn.  res.,  IV,  327  ff.).  Alles,  was  die  Familie  an  Fahrnis 
besaß,  wurde  ihr  aufgebürdet,  während  der  Mann  leicht  und 
unbehindert  dahinschritt.  Brach  die  Frau  unter  der  Last  zu- 
sammen, so  blieb  sie  liegen,  wo  sie  war.  Mußte  sie  da  nicht 
ernstlich  versucht  werden,  sich  derjenigen  zu  entledigen,  die 
materiell  den  geringsten  Wert  für  sie  hatten? 

Eine  weitere  Ursache  teilt  Mörenhout,  Voy.  I,  495, 
in  Anlehnung  an  Cook  mit.  Dieser  will  auf  den  Inseln  eine 
geradezu  erschreckende  Uebervölkerung  vorgefunden  haben. 
Das  nötigt  Mörenhout  die  Frage  ab:  Wie  würde  es  erst 
mit  anderen  Sitten  und  bei  weniger  Barbarei  gewesen  sein? 
Wie  hätte  es  dort  erst  ausgesehen,  wenn  alle  Kinder  am 
Leben  geblieben  wären?  In  der  Tat  hat  die  Ansicht  viel  für 
sich,  daß  man  durch  das  Umbringen  der  Kinder  einem  über- 
mäßigen   Anwachsen    der    Bevölkerungszahl     hat     vorbeugen 
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wollen.  Denn  ein  erheblicher  Ueberschuß  an  Menschen  hat 
erfahrungsgemäß,  besonders  auf  den  Inseln,  wo  eine  Aus- 
dehnung der  Bevölkerung  unmöglich  ist,  Hungersnot,  Kriege 
und  auf  den  Südseeinseln  die  Menschenfresserei  mit  hervor- 
gerufen. Möglich  ist,  daß  angesichts  der  Uebervölkerungs- 
gefahr  die  Stimme  des  Blutes  und  der  Menschlichkeit  dem 
Selbsterhaltungstrieb  hat  weichen  müssen.  Diese  Ansicht  wird 
auch  durch  die  Tatsache  unterstützt,  daß  weit  mehr  Mädchen 
als  Knaben  getötet  wurden.  Denn  nur  durch  eine  möglichst 
intensive  Vernichtung  des  weiblichen  Geschlechts  kann  einer 
Uebervölkerung  wirksam  vorgebeugt  werden. 

Die  reichlich  hochgeschraubten  Forderungen  des  Adels, 
der  von  seiner  Präeminenz  und  seiner  Ueberlegenheit  völlig 
durchdrungen  war,  mehr  als  in  einem  anderen  Lande  der  Welt, 
und  der  unter  keinen  Umständen  eine  Nachkommenschaft 
wünschte,  die  von  gewöhnlichen  Leuten  herstammte  (Mören- 
hout  I,  495),  haben  ebenfalls  nicht  wenig  den  Kindesmord 
gefördert.  So  wurden  alle  Kinder,  welche  einem  Häuptlinge, 
einem  Eri,  von  einer  Frau  aus  dem  Volke  geboren  wurden, 
ausnahmslos  getötet.  Das  erforderte  die  Reinheit  des  Blutes. 
Anderseits  wurden  aber  auch  die  Kinder  einer  vornehmen 
Mutter  in  der  Regel  getötet,  wenn  sie  von  einem  gesellschaft- 
lich tiefer  stehenden  Manne  gezeugt  waren.  Das  hat  seinen 
Grund  darin,  daß  auf  den  Gesellschaftsinseln  Rang  und  Stand 
durch  die  Weiber  sich  fortpflanzte  (Waitz- Gerland  I, 
137  ff.)  ^). 

Nach  tahitianischem  Rechte  behielten  die  Eltern  bei  sozial 
ungleicher  Ehe  ihren  Rang,  wenn  das  dieser  „Mesalliance"  ent- 
sprossene Kind  getötet  wurde.  Ließ  man  es  am  Leben,  so 
sank  der  Vornehmere  in  den  Rang  des  Tieferstehenden  hinab. 
Stand  jedoch  der  Mann  tiefer,    so  konnte    er   sich  u.  a.    durch 


^)  Unglaubhaft  erscheint  der  Bericht  Williams',  Narr.  560,  daß 
es  der  Tötung  von  2—6  Kindern  bedurft  habe,  um  einen  Mann  in  den 
Rang  der  Frau  zu  erheben. 
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Tötung  der  mit  der  vornehmeren  Frau  gezeugten  Kinder  zu 
deren  Rang  erheben.  Doch  war  dies  nicht  gern  gesehen. 
Allerdings  sollte  wohl  auch  verhindert  werden,  daß  die  vor- 
nehmen Familien  ins  Ungemessene  wuchsen  und  eine  Zer- 
splitterung des  Reichtums  eintrat.     (Arbousset,  17.) 

Nicht  selten  kam  es  vor,  daß  eine  Frau  von  höchstem 
Rang  sich  einen  schönen  wohlgewachsenen  Jüngling  nahm  in 
dem  Streben,  die  Rasse  äußerlich  zu  erhalten.  Aber  nie- 
mals würde  eine  Tahitierin,  wenn  nicht  die  Rücksicht  auf  die 
Rasse  es  gebot,  sich  mit  einem  ihrem  Range  nicht  ent- 
sprechenden Manne  vereinigt  haben,  denn  es  gibt  kein  Volk, 
das  einen  größeren  Ahnenstolz  besaß,  als  die  Tahitier,  und 
die  Häuptlinge  wachten  scharf  darüber,  daß  die  Reinheit  des 
Blutes  gewahrt  blieb.  (Cooks  Reise  1772/75  I,  169  ff.)  Und 
darum  forderte  ein  unerbittliches  Gesetz  den  Tod  des  einer  solchen 
Verbindung  entsprossenen  Kindes,  das,  ebenso  wie  sein  Vater, 
niemals  den  Rang  der  Mutter  erhielt. 

Der  „gute  Ton"  hat  nun  die  untersten  Stände  veranlaßt, 
es  den  „Großen"   nachzutun. 

So  hat  in  der  Tat  eine  ganze  Reihe  innerer  und  äußerer 
Natur  zum  Entstehen  und  zur  Weiterentwicklung  des  Kindes - 
mordes  beigetragen ,  dessen  Umfang  ein  überaus  großer  ge- 
wesen sein  muß. 

Gewiß  wird  man  den  Angaben  der  Missionare  aus  be- 
greiflichen Gründen,  und  auch  den  Worten  einiger  Reisenden 
nur  mit  großer  Vorsicht  begegnen  dürfen.  Es  wird  z.  B.  von 
manchen  behauptet,  sie  hätten  auf  den  Gesellschaftsinseln  nie- 
mals eine  Frau  gesprochen,  welche,  bevor  sie  Christin  wurde, 
Kinder  geboren  hatte,  ohne  einige  derselben  zu  töten.  Ellis 
will  Frauen  gefunden  haben,  die  zehn  und  mehr  Kinder  ge- 
tötet hatten,  und  Williams  macht  noch  schlimmere  An- 
gaben. Der  Missionar  Nott  versichert,  nicht  eine  einzige 
Tahitierin  gesehen  zu  haben,  die  unter  der  Herrschaft  des 
Götzendienstes  nicht  eines  oder  mehrere  ihrer  Kinder  getötet 
hatte.     Ellis    erzählt    z.   B.,    eines    Tages    hätten    in    einem 
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Zimmer  drei  Frauen  gesessen,  die  mit  der  Herstellung  euro- 
päischer Kleidung  beschäftigt  waren.  Sie  hätten  alle  drei 
bestätigt,  neun ,  sieben  und  fünf  Kinder  getötet  zu  haben ! 
Und  von  einer  Häuptlingsfrau  behauptet  er,  daß  sie  auf  ihrem 
Totenbette  gestanden  habe,  sechzehn  Kinder  getötet  zu  haben. 
Allein,  es  ist  auch  von  ernsthaften  Forschern  verbürgt,  daß 
zwei  Drittel  der  Neugeborenen  sicher,  nach  einigen  anderen 
Forschern  und  Missionaren,  wie  z.  B.  Virgin,  S.  41  f. ,  die 
Hälfte  aller  Kinder  getötet  wurde. 

Doch  fehlt  es  wiederum  nicht  an  solchen,  die  alle  diese 
Angaben  für  weitaus  übertrieben  bezeichnen  (M  ei  nicke, 
Inseln,  S.  187).  Und  in  der  Tat  ist  die  größte  Vorsicht  ge- 
boten. Das  beweist  folgender  Fall,  den  der  Missionar  Wil- 
liams S.  560  in  Narr,  erzählt:  „Als  die  Kinder  einst  ein 
christliches  Fest  feierten,  riefen  sie:  ,Was  für  ein  Segen  ist 
das  Christentum!  Die  Christen  Englands  schicken  uns  das 
Christentum !  Ohne  dieses  würden  wir  bei  unserer  Geburt  ge- 
tötet worden  sein!'  Während  der  Feier  jammerte  ein  ehr- 
würdiger, grauhaariger  Häuptling:  ,Laßt  mich  sprechen,  ich 
muß  sprechen!  0,  daß  ich  gewußt  hätte,  daß  das  Christentum 
kommt,  daß  diese  Segnungen  uns  beschieden  wären,  dann 
würde  ich  meine  Kinder  geschont  haben,  und  sie  würden  unter 
dieser  glücklichen  Schar  sein  und  diese  köstlichen  Wahrheiten 
wiederholen.  Aber  ich  vernichtete  sie  alle  und  habe  auch 
nicht  eines  übrig  gelassen!'  Dann  wandte  er  sich  an  den  Vor- 
steher, der  ein  Verwandter  von  ihm  war,  streckte  seinen  Arm 
aus  und  rief:  ,Du,  Bruder,  sahst,  wie  ich  Kind  auf  Kind  tötete, 
aber  nie  ergrifiPst  du  meine  mörderische  Hand  und  sagtest: 
,Halt!'  Gott  will  uns  segnen;  das  Christentum  mit  seinem 
Heil  kommt  zu  uns!'  Dann  verfluchte  er  die  Götter,  die  er 
früher  angebetet  hatte,  und  fügte  hinzu:  ,Ihr  wäret  es,  die 
diese  wilde  Leidenschaft  in  uns  legten,  und  jetzt  soll  ich 
kinderlos  sterben,  obgleich  ich  neunzehn  Kinder  hatte!'" 

Solche  Berichte  können  allerdings  nicht  Anspruch  auf 
Glaubwürdigkeit   erheben.      Aber    wenn   sie   auch    in    der  Tat 
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übertrieben  sind,  so  muß  doch  als  zweifelsfrei  zugegeben 
werden,  daß  der  Kindesmord  in  hoher  Blüte  stand. 

Sicher  wurden  die  ersten  drei  Kinder  beseitigt^  denn  mehr 
als  zwei  oder  drei  zog  man  nicht  auf.  (Waitz-Gerland  VI» 
137  ff.;  Ellis,  Polyn.  res.  IV,  327  ff.;  Haberland,  Burck- 
hardt  IV,  46;  Turnbull,  Magazine,  27,  159;  Lutte- 
roth u.  a.  m.) 

Wie  sehr  die  Sitte  herrschte  und  welche  verderblichen 
Folgen  sie  zeitigte,  beweist  schlagend  die  folgende  Statistik. 
Allerdings  muß  hierbei  berücksichtigt  werden,  daß  auch  andere 
Elemente  an  der  Dezimierung  der  Bevölkerung  schuld  gewesen 
sind,  wie  z.  B.  der  Alkohol  und  die  vielen  Kriege.  Aber  ge- 
rade der  systematische  Kindesmord  hat  in  hervorragendem  Maße 
die  Reihen  der  Bevölkerung  gelichtet. 

Mefenier  schätzte  nach  Cooks  Bericht  aus  dem  Jahre 
1774  die  Eingeborenen  auf  240000,  Clavel  auf  200000  und 
Forst  er  nur  auf  120000.  Cook  selbst  vermutete  auf  den 
Gesellschaftsinseln  nur  ca.  68000  Eingeborene.  Alle  diese 
Angaben  sind  stark  übertrieben.  In  Wahrheit  ergab  ein  ge- 
wissenhafter Zensus  im  Jahre  1797  ca.  16  000  Menschen  (Ar- 
bousset  179),  der  allerdings  von  Blum  für  zu  niedrig  er- 
klärt wird.  Nach  den  Angaben  der  Missionare  soll  bis  zum 
Jahre  1817  die  Bevölkerungsziffer  von  20  000  auf  5000  ge- 
fallen sein.  Das  ist  unstreitig  stark  übertrieben.  In  Wahr- 
heit betrug  die  Bevölkerung  im  Jahre  1863  noch  10347,  im 
Jahre  1899  aber  nur  noch  8519  Menscheri. 

Mit  der  Christianisierung  stieg  dann  die  Zahl  der  Ein- 
geborenen, um  nach  und  nach  wieder  die  Zahl  20  000  zu  er- 
reichen. Die  Geburten  und  Sterbefälle  hielten  sich  wieder  die 
Wage  (Vincendon  288;  Ellis,  Hist.  I,  250  f.). 

Die  Tötungsart  war  keineswegs  eine  einheitliche.  Die 
gewöhnlichsten  Formen  waren:  Ersticken,  Durchbohren  und 
Lebendigbegraben. 

Bei  dem  ersteren  wurde  dem  Neugeborenen  ein  nasses 
Tuch  auf  den  Mund   gelegt  (Williams,  Narr.,    560).     Das 
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Durchbohren  wurde  mit  einem  Bambussplitter  ausgeführt 
(ßurckhardt  IV,  2,  46).  Beim  Lebendigbegraben  warf 
man  das  Kind  in  eine  Höhle,  die  man  mit  einem  Brett  be- 
deckte, damit  die  Erde  es  nicht  erdrücke  (Williams,  Narr.; 
Wegen  er.  Christliche  Kirche,  71  ff.). 

Eine  besondere  —  nach  unseren  Begriffen  grausame  — 
Todesart  ist  die  gewesen,  daß  man  den  Kindern  die  Gelenke 
von  dem  äußersten  Gelenkfinger  bis  auf  die  Glieder  einzeln 
brach.  War  das  Kind  nicht  sofort  tot,  so  wurde  es  erwürgt 
(Waitz-G  erland  I,  137  f.;  Haberland;  Lutteroth). 
Oft  auch  zertrat  der  Vater  das  Kind  in  einem  Anfall  von 
Wut. 

Nicht  immer  waren  die  Täter  die  eigenen  Eltern;  oft 
waren  es  auch  die  nächsten  Verwandten  (Meinicke,  Inseln, 
187;  Wegener,  Christliche  Kirche,  71  ff.). 

Ueberhaupt  scheint  die  Tat  fast  nur  von  den  Weibern 
und  durch  sie  verübt  worden  zu  sein.  So  berichtet  Williams 
(Narr.  560),  der  Vater  eines  von  der  Mutter  lebendig  be- 
grabenen Kindes  sei  gerade  in  dem  Moment  zurückgekehrt, 
als  die  Einscharrung  beendet  war.  Sofort  öffnete  er  das  Grab, 
fand  das  Kind  noch  lebend  und  gab  es  einem  seiner  Ver- 
wandten, damit  dieser  es  erziehe. 

Unter  den  Getöteten  waren  —  wie  oben  erwähnt  ist  — 
mehr  Mädchen  als  Knaben  vertreten,  denn  Krieg,  Fischfang 
und  Tempeldienst,  die  Hauptbeschäftigung  der  Tahitier,  er- 
forderten Männer  und  machten  die  Weiber  überflüssig  (W^e- 
gener,  Christliche  Kirche,  71  ff. ;  Meinicke,  Inseln,  187; 
Lutteroth).  Auf  weitere  Gründe  für  das  Ueber wiegen  der 
Tötung  weiblicher  Kinder  habe  ich  bereits  oben  hingewiesen. 
Niemals  aber  blieben  Zwillinge  am  Leben  (ßurckhardt 
IV,  2,  4). 

Es  soll  nun  nicht  verkannt  werden,  daß  die  Missionare 
neben  der  Gesetzgebung  ein  gut  Teil  zu  der  Aenderung  bei- 
getragen haben.  Die  Offenherzigkeit  der  Tahitier  kam  ihnen 
dabei  zu  statten.     Denn  diese  waren  —  und  das   ist   psycho- 
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logisch  interessant  —  keineswegs  geneigt,  die  Tat  zu  ver- 
heimlichen, im  Gegenteil,  sie  wunderten  sich  über  die  Weißen, 
wenn  sie  wegen  ihrer  Tat  getadelt  wurden  (Waitz- Ger- 
land I,  137  ff. ;  Haberland).  Es  wurde  schlechterdings 
der  Kindesmord  nicht  als  ein  Verbrechen  betrachtet,  vielmehr 
herrschte  ganz  allgemein  die  —  autokratisch-patriarchalische  — 
Ansicht,  daß  jeder  mit  seinen  Kindern  tun  könne,  was  er  wolle. 

Stets  wurden  die  Kinder  von  den  nicht  zu  den  Arreois 
gehörigen  Eingeborenen  sofort  nach  der  Geburt  getötet.  Hatte 
das  Kind  wegen  der  Nachlässigkeit  der  Eltern  oder  aus 
sonstigen  Gründen  auch  nur  ^/4  Stunde  gelebt,  so  blieb  es 
leben  (Waitz- Gerland  I,  137  ff.;  Meinicke,  Inseln,  187), 
und  wurde  von  den  Eltern  zärtlich  geliebt  und  gepflegt. 
Diese  von  mehreren  Reisenden,  wie  Lutteroth,  Wegener, 
bestätigte  Erscheinung  gibt  meines  Erachtens  lebhaft  zu  denken 
Anlaß. 

Ich  spreche  nicht  von  den  durch  ihr  Gelübde  gebundenen 
Erriois,  sondern  von  dem  übrigen  Volk.  Warum  werden  nur 
soeben  geborene  Kinder  getötet?  Ein  Mangel  an  Elternliebe 
war  es  jedenfalls  nicht,  was  sie  zum  Mörder  ihrer  Kinder 
werden  ließ,  denn  sobald  die  Liebe  zu  dem  Kinde,  der  Ge- 
danke, es  zu  besitzen,  einmal  feste  Wurzel  geschlagen  hatte, 
war  das  Kind  gerettet.  Und  es  gab  in  der  Tat  keine  zärt- 
licheren Eltern  als  die  Tahitier. 

Aber  nicht  allein  den  Missionaren  ist  die  Beschränkung 
des  Kindesmordes  gelungen;  nicht  zum  wenigsten  haben  die 
neuen  Gesetze  dazu  beigetragen. 

Zunächst  wurde  einigen  Eltern  von  dem  Regenten  der 
Inseln,  Karaimoku,  wiederholt  ausdrücklich  der  Kindesmord 
unter  Androhung  der  Verbannung,  später  sogar  der  Todes- 
strafe verboten. 

Dann  erfolgte  ein  allgemeines  Verbot  seitens  des  Gou- 
verneurs von  Kairua,  Kuakini,  an  alle  seiner  Gerichtsbarkeit 
unterstehenden  Bewohner.  Und  schließlich  wurden  noch  be- 
sondere  Normen    aufgestellt    (Ellis,    Polyn    res.  IV,  327  ff.). 
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Diese  Gesetze  und  Anordnungen,  welche  die  Sanktion  von 
Territera  auf  Tahiti  erlangt  hatten,  wurden  von  den  Häupt- 
lingen von  Huahine  bei  Gelegenheit  einer  nationalen  öffent- 
lichen Versammlung  im  Monat  Mai  1822  gebilligt.  Es  wurde 
hier  dem  Mamae,  einem  leitenden  Raatira,  welcher  schrift- 
liche Fixierung  der  Gesetze  verlangte,  beigepflichtet.  Und 
mit  einigen  unbedeutenden  Modifikationen  wurden  sie  in 
Huahine  verkündet,  ebenso  auf  Sir  Charles  Sanders  Island, 
unter  der  Autorität  der  Königin,  der  Gouverneure  und  der 
Häuptlinge.     Sie  zirkulierten  in  jedem  Teil  der  Inseln. 

Der  neue  Kodex  bestimmt  unter  I  (Ellis,  Polyn.  res. 
III,  175  fl*.): 

lieber  Mord. 

Wenn  Eltern  ihr  Kind  oder  ihre  neugeborenen  Kinder 
töten,  wenn  nicht  die  Eltern,  sondern  die  Verwandten,  wenn 
nicht  sie,  sondern  ein  Fremder  oder  irgend  jemand,  der  über- 
mütigerweise einen  Mord  begehen  sollte,  soll  bestraft  werden 
mit  Deportation  in  ein  unbewohntes  Land,  wie  z.  B.  Palmer- 
stons  Island. 


VII. 

Kechtsvergleichende  Skizzen. 

Von 

Josef  Kohler. 

I. 

Von  den  Monumbo-Papuas  erzählt  P.  Franz  Vor- 
mann im  Anthropos  V,  p.  411  ff.  folgendes: 

Die  Ehe  ist  in  gewissen  Verwandtschaftsgraden  ausge- 
schlossen, namentlich  dürfen  diejenigen,  welche  zur  gleichen 
Gruppe  (raungima)  gehören,  einander  nicht  heiraten,  sondern 
die  Ehe  geschieht  wechselweise  von  einer  mungima  zur  anderen. 

Adoption  ist  häufig.  Das  Grundeigentum  fällt  an  die 
Kinder  schon  in  der  ersten  Jugend,  was  ein  Rest  des  Systems 
der  Teknonomie  zu  sein  scheint. 

Die  Familie  entwickelt  sich  nach  Vaterrecht.  Dem  ent- 
spricht auch  der  Cuvade-Gedanke:  dem  Ehemann  sind  nach 
der  Niederkunft  der  Frau  verschiedene  Gegenstände  tabu, 
oder  wie  es  hier  heißt,  boloboline ;  er  muß  noch  in  der  Zeit, 
in  der  das  Kind  klein  ist,  sehr  enthaltsam  leben  und  darf 
nicht  mit  Frauen  verkehren,    weil   sonst   das  Kind  Not   leide. 

Neuerdings  wurde  auch  nachgewiesen,  daß  auf  einigen 
ozeanischen  Inseln,  so  auf  Tonga,  den  Neuhebriden  und 
den  Banksinselu;  die  Schwester  des  Vaters  gegenüber  dem 
Neffen  eine  große  Rolle  spielt.  Sie  heißt  auf  Tonga  mehiki- 
tanga.  Besonders  bei  der  Heirat  ihres  Neffen,  des  fakafotu, 
hat  sie  eine  bedeutsame  Stimme.  In  Motlav  ist  sie  bei  der 
Jünglingsweihe  beteiligt.  Auf  den  Banksinseln  gibt  man  ihr 
die  abgeschnittene  Nabelschnur  und  Nägelabfälle  des  Kindes, 
Dinge,  von  denen  man  annimmt,  daß  sie  mit  seiner  Seele  in 


228  Kohler. 

Verbindung    stehen  und  dem  Inhaber  einen  bedeutenden  Ein- 
flu(5  auf  die  Persönlichkeit  gewähren  ^). 

Der  Grund  der  Bevorzugung  ist  offenbar.  Es  ist  eine 
Hukiigung  an  das  Vaterrecht.  Ist  der  Vater  ein  A,  so  wird 
das  Kind  ebenfalls  ein  A,  und  die  Schwester  des  Vaters  ist 
eine  a:  sie  behält  diese  Stellung,  obgleich  sie  mit  einem  B 
verheiratet  ist.  Damit  dürfte  auch  zusammenhängen,  daß  auf 
den  Banksinseln  die  Neffen  diesem  B  gegenüber  das  Recht 
des  poroporo  haben,  d.  h.  mit  ihm  Scherz  treiben  dürfen.  Der 
poroporo  ist  eine  Herabwürdigung  des  Avunculus,  der  ehemals 
die  Rechte  eines  zweiten  Vaters  hatte  und  nun  gehänselt  wird, 
wenn  er  sich  etwas  von  seinen  früheren  Rechten  herausnimmt. 

IL 

D ahmen  im  Anthropos  V,  p.  325  f.,  berichtet  über  die 
Kunnuvans  in  Südindien: 

Die  Cousinehe  in  der  Art,  daß  der  Sohn  des  Bruders  die 
Tochter  der  Schwester  heiratet,  wird  auch  von  ihnen  erzählt. 
Sie  ist  jener  üeberrest  der  Gruppenehe,  von  dem  bereits 
mehrfach  gehandelt  worden  ist.  Im  übrigen  bezahlt  der 
Bräutigam  für  die  Ehe  eine  bestimmte  Summe,  die  ohne  Rück- 
sicht auf  das  Vermögen  ein  für  allemal  10  ^/i  Rupis  beträgt.  Bei 
der  Eheschließung  ist  die  Wasserspende  gebräuchlich ,  indem 
die  Braut  in  des  Bräutigams  Hand  und  der  Bräutigam  in  die 
Hand  der  Braut  Wasser  gießt.  Außerdem  findet,  wie  in  ganz 
Südindien,  die  Anlegung  des  Nackenbandes  (Tali)  statt. 

Die  obige  Bedeutung  der  Cousinehe,  die  von  dem  Ge- 
danken ausgeht,  daß  Cousin  und  Cousine  einander  ohne  weiteres 
zur  Ehe  bestimmt  sind,  zeigt  sich  auch  in  folgendem:  Wenn 
jemand  eine  Tochter  und  keinen  Sohn  hat,  dann  findet  die 
Cousinehe  nicht  statt,  weil  hier  die  Frau  in  das  Haus  des  Cousins 
käme.     Die  Ehe  muß  vielmehr  so  abgeschlossen  werden,  daß 


»)  Vgl.    über   alles   dies   W.  IL  R.   Rivers,   Folk-Lore    Vol.  XXI, 
Nr.  1,  p.  42  ff. 
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der  Mann  in  das  Haus  der  Frau  hineinheiratet.  Deshalb  muß 
der  Cousin  feierlich  auf  die  Cousine  verzichten,  was  dadurch 
geschieht,  daß  er  eine  silberne  Spange  um  ihr  linkes  Hand- 
gelenk legt;  dies  ist  nichts  anderes  als  ein  Abkaufen  des 
gesetzlichen  Brauches. 

HI. 

W.  Müller  berichtet  in  der  Zeitschr,  f.  Ethnologie  42, 
S.  236  f.  über  die  Ur bewohne r  von  Form osa,  die  infolge 
des  Einwanderns  der  Chinesen  immer  mehr  in  das  Innere 
gedrängt  worden  sind,  folgendes: 

Bei  der  Ehe  findet  sich  noch  die  Frauenraubzeremonie, 
indem  der  Bräutigam  mit  einem  fingierten  Gegner  kämpfen 
muß.  Gebräuchlicher  ist  der  Austausch  von  Geschenken.  Von 
den  Zwillingen  wird  immer  das  zweite  Kind  getötet. 

Der  Jüngling  wird  erst  dann  für  voll  gerechnet,  wenn  er 
einen  Kopf  erbeutet  hat.  Auch  findet  sich  der  Brauch,  daß 
die  Jünglinge  eine  Zeitlang  in  einer  besonderen  Hütte  unter 
strenger  Aufsicht  gehalten  werden ,  bis  die  Großjährigkeits- 
erklärung  erfolgt,  wobei  der  Häuptling  dem  jungen  Mann  einen 
leichten  Schlag  gibt. 

Der  Leiche  werden  Gebrauchsgegenstände  mit  ins  Grab 
gegeben. 

Die  Verträge  werden  unter  Weiheformen  abgeschlossen. 
Beide  Teile  vergraben  einen  Stein,  was  wohl  so  zu  verstehen 
ist,  daß  sie  damit  ein  Stück  ihres  Selbst  verpfänden;  oder  es 
wird  ein  Ast  abgebrochen,  Gras  abgehauen,  was  die  gebräuch- 
liche Form  ist,  um  das  Verderben  des  Vertragsbrüchigen  sinn- 
bildlich zum  Ausdruck  zu  bringen. 

Die  Häuptlinge  üben  mit  oder  ohne  Mitwirkung  der 
Stammesältesten  ein  Strafrecht  aus.  Strafen  sind :  Todesstrafe, 
Prügel  und  Geldbuße.  Als  Beweis  gilt  ein  Gottesurteil  eigen- 
tümlicher Art:  Der  Verdächtige  muß  auf  die  Kopfjagd  gehen 
und  einen  Kopf  erbeuten;  gelingt  ihm  dies,  dann  gilt  er  als 
gerechtfertigt;  sonst  ist  er  überführt. 
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IV. 

Von  den  Siena  oder  Senufo  an  der  Elfenbein- 
küste erfahren  wir  durch  Delafosse  in  der  Revue  des  Etudes 
Ethnographiques  et  Sociologiques  1909,  p.  5  ff.  folgendes: 

Der  Totemismus  ist  noch  vollkommen  erhalten.  Die 
Familie  benennt  sich  nach  einem  Tier  und  darf  das  Tier 
nicht  töten  oder  verzehren.  Solche  Verbote  können  sich  auch 
auf  ganze  Stämme  beziehen.  Wird  ein  Tier  im  Widerspruch 
damit  angetastet,  so  bedarf  es  eines  Sühneopfers. 

Das  Eigentum  gilt  im  Grunde  genommen  als  Häuptlings- 
eigentum, von  dem  wieder  Teile  an  die  Familienhäupter  ab- 
getreten werden.  Es  scheint,  daß  diese  das  freie  Veräuße- 
rungsrecht haben.  Die  Ergebnisse  der  Familienarbeit  auf  dem 
Felde  gehören  der  ganzen  Familie,  dagegen  die  Ergebnisse 
der  Einzelarbeit  dem  Einzelnen.  Die  Sklavenarbeit  kommt 
dem  Sklaven  zu,  nur  daß  der  Herr  einen  Teil  für  sich  nimmt. 

Die  Familie  folgt  dem  Mutterrecht.  Das  Kind  gehört 
der  Familie  der  Mutter;  daher  beerbt  niemals  der  Sohn  den 
Vater,  außer  wenn  die  Mutter  eine  Sklavin  ist:  denn  in  diesem 
Falle  gehört  das  Kind  der  Familie  des  Vaters,  aber  des- 
halb, weil  der  Sklave  dem  Vater  als  Eigentum  gehört;  doch 
erben  die  Sklavenkinder  nicht  von  selber,  sondern  nur,  wenn 
es  der  Herr  besonders  bestimmt.  Im  übrigen  erbt  der  älteste 
Bruder,  und  in  Ermanglung  eines  Bruders  der  älteste  Neffe. 
Man  sollte  erwarten :  nur  der  uterine  Bruder  und  der  Neffe  von 
der  uterinen  Schwester;  es  hat  sich  hier  aber  der  Brauch  ent- 
wickelt, daß  auch  der  agnatische  Bruder  und  der  Neffe  von 
ihm  in  Betracht  kommen,  aber  in  der  Art,  daß  der  uterine 
Bruder  und  der  uterine  Neffe  im  Falle  des  gleichen  Alters 
vorgeht.  Die  Häuptlingserbfolge  stimmt  mit  der  Erbfolge 
nicht  immer  überein,  und  insbesondere  kann  der  Häuptling 
seinen  Sohn  als  Nachfolger  in  der  Häuptlingswürde  bestimmen. 

Die  Rechtspflege  zeigt  dieselben  Züge  wie  bei  den  Völkern 
in  Kamerun.  Wenn  jemand  nicht  durch  Zeugen  überführt 
wird,   so   hat   er   einen  Unschuldseid   zu   leisten,    den   er   mit 
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Gottesurteil  bestätigen  muß.  Als  Gottesurteil  wird  das  Feuer- 
urteil erwähnt,  indem  der  Angeklagte  mit  der  Zunge  heißes 
Metall  zu  lecken  hat,  sodann  der  geweihte  Bissen,  indem  ein 
Nahrungsstück  an  heiliger  Stelle  aufbewahrt  und  nachher 
genossen  wird.  Aber  auch  das  Gifturteil  wird  erwähnt;  ebenso 
auch  das  objektive  Gottesurteil  des  Zauberers,  der  gewisse 
Gegenstände  ins  Wasser  wirft  und  sie  herausnimmt,  indem  er 
die  Namen  verdächtiger  Personen  ausspricht:  je  nachdem  es 
eine  Person  trifft,  ist  diese  der  schuldige  Teil. 

Ehebruch  wird  mit  Vermögensbuße  von  selten  des  Ehe- 
brechers bestraft.  Wird  die  Summe  entrichtet,  dann  bleibt  die 
Ehe  bestehen,  andernfalls  wird  die  Ehe  geschieden;  die  Familie 
der  Frau  gibt  dann  den  Preis  zurück,  macht  aber  den  Ehe- 
brecher zu  ihrem  Sklaven.  Wird  der  Ehebrecher  auf  frischer 
Tat  ertappt,  so  kann  er  getötet  werden,  doch  ist  sein  Tod 
durch  ein  Tieropfer  zu  sühnen.  Den  auf  frischer  Tat  ertappten 
Dieb  pflegt  man  zu  mißhandeln,  sonst  kommt  der  Dieb  mit 
einer  Geldbuße  davon.  Bei  der  Tötung  wird  in  Betracht  ge- 
zogen, ob  eine  Provokation  vorherging  oder  nicht.  Im  Falle 
der  Provokation  ist  bloß  eine  Buße  zu  bezahlen  oder  ein 
Tieropfer  zu  vollziehen ;  erfolgt  aber  die  Tötung  ohne  Provo- 
kation, dann  tritt  auf  frischer  Tat  Blutrache  ein,  andernfalls 
Versklavung. 

V. 

lieber  die  Nandis  in  Ostafrika  sind  offizielle  Nachrichten, 
welche  von  A.  C.  Hollis  herrühren,  im  Journal  of  the  Society 
of  Comparative  Legislation,  Neue  Serie  10,  Teil  2,  S.  462  ff. 
wiedergegeben. 

Es  besteht  hier  Vaterrecht :  die  Söhne  beerben  den  Vater, 
aber  nach  dem  auch  bei  anderen  Völkern  bekannten  Maonbat- 
system,  wonach  die  Söhne  einer  jeden  Frau  eine  Einheit  bilden 
und  jeder  Einheit  eine  besondere  Beerbung  zukommt.  Das 
Hauptweib  und  die  Söhne  des  Hauptweibes  gehen  vor;  der 
älteste  dieser  Söhne  hat  für  die  Frauen  überhaupt  zu  sorgen, 
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so  weit  sie  nicht  einem  Bruder  des  Verstorbenen  zugewiesen 
werden;  was  aber  dann,  wenn  sie  Kinder  haben,  nicht  der  Fall 
zu  sein  pflegt.  Im  Kreise  des  jeweiligen  Frauenhaushaltes  hat 
der  älteste  Sohn  jeder  Frau  wieder  bestimmte  Vorrechte  und 
er  hat  insbesondere  Ansprüche  auf  den  Frauenpreis,  welcher 
für  seine  Schwester  bezalilt  wird.  Die  Schmucksachen  und 
Frauengeräte  fallen  an  die  Töchter. 

Ein  Uebergang  des  Frauen kaufs  in  ein  entwickelteres 
System  liegt  darin,  daß  der  für  die  Tochter  bezahlte  Frauen- 
preis einen  besonderen  Erbgang  findet,  nämlich:  er  kommt 
nicht  an  die  sonstigen  Erben  des  Vaters,  sondern  an  die 
Brüder  der  Frau. 

Ein  unfruchtbares  Weib  hat  seine  Funktionen  nicht  er- 
füllt, und  deswegen  kann  der  Mann  den  Frauenpreis  zurück- 
verlangen. Auch  kann  ein  kinderloses  Weib,  wenn  es  noch 
dazu  ein  schlechtes  Temperament  hat,  vom  Mann  verstoßen 
werden ;  doch  erhält  er  den  Frauenpreis  nur  zurück,  wenn  er 
ihr  für  einen  neuen  Mann  sorgt.  Ein  Weib,  das  Kinder  hat, 
darf  nicht  verstoßen  werden. 

Für  Tötung  gilt  der  Blutpreis ;  außerdem  ist  der  Mörder 
4  Tage  unrein.  Findet  aber  der  Mord  im  eigenen  Klan  statt, 
dann  ist  der  Mörder  während  seines  ganzen  Lebens  unrein,  er 
müßte  dann  in  einem  anderen  Klan  zwei  Menschen  getötet 
haben.  Der  Grundgedanke  ist  der:  wenn  er  auf  diese  Weise 
den  eigenen  Klan  gemindert  hat,  so  kann  er  sich  nur  dadurch 
wieder  aufrichten,  daß  er  einen  dem  eigenen  Klan  feindlichen 
Klan  mindert,  und  zwar  um  mehr  als  er  seinen  eigenen  Klan 
geschädigt  hat. 

Für  den  Diebstahl  ist  das  Vierfache  zu  bezahlen;  außer- 
dem  wird  der  Dieb  geprügelt.  Auf  einen  zweiten  Diebstahl 
steht  Konfiskation  der  Hälfte  des  Vermögens  des  Diebes  und 
Verwüstung  seiner  Felder,  außerdem  Brandmarkung.  Der 
dritte  Diebstahl  wird  mit  Erdrosselung  und  mit  Vernichtung 
des  Viehstandes  bestraft. 
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Otto  Eger,  Zum  Aegyptiscben  Grundbuchwesen  in  römischer  Zeit. 
Druck  und  Verlag  von  B.  G.  Teubner,  Leipzig  und  Berlin.  1909. 

Die  Forscbungen  über  das  griechisch-ägyptische  Grundbuchrecht 
sind  noch  nicht  abgeschlossen,  aber  doch  so  weit  fortgeschritten, 
daß  wir  im  großen  ganzen  bereits  ein  Bild  des  Standes  der  Sache 
vor  uns  haben.  Die  Darlegungen  des  Verfassers  gehen  sehr  ins 
einzelne  ein.  Hier  will  ich  nur  bemerken,  daß  namentlich  auch 
die  Forschungen  über  die  Hypothek  sehr  fruchtbringend  weiter- 
geführt sind.  Die  Hypothek  ist  Verfallpfand,  der  Verfall  geschieht 
nicht  von  selbst ,  sondern  durch  eine  obrigkeitliche  Verfügung. 
Eine  zweite  Hypothek  war  entweder  ganz  untersagt  oder  doch 
wenigstens  mit  Schwierigkeiten  verbunden.  Im  übrigen  ist  von  der 
generellen  Hypothek  die  Exekutionsklausel  wohl  zu  unterscheiden, 
welche  dem  Gläubiger  die  Möglichkeit  gibt,  alle  Vermögensstücke 
des  Schuldners  zu  pfänden,  aber  allerdings  nicht  ohne  weiteres, 
sondern  erst  auf  obrigkeitliche  Anordnung  hin.  Bei  Veräußerung 
von  Grundstücken  mußte  der  Veräußerer  zunächst  ein  Epistalma 
erlangen  durch  eine  an  den  Hypothekenverwahrer  gerichtete  Pro- 
sangelie.  Auf  Grund  eines  erlangten  Epistalma  konnten  dann  die 
Urkunden  über  den  Verkauf  ausgefertigt  werden.  Bemerkenswert 
ist  die  vielfache  Analogie  der  germanischen  Rechte ,  so  was  das 
Verbot  der  weiteren  Verpfändung,  so  was  den  Unterschied  zwischen 
der  Exekutivklausel  und  der  generellen  Hypothek  betrifft. 

Viktor  Cathrein  S.  J. ,    Recht,  Naturrecht  und  positives  Recht. 
Herdersche  Verlagshandlung,  Freiburg  i.  Br.,  2.  Aufl.,  1909. 

Der  bekannte  Naturrechtstheoretiker  bringt  in  der  Art,  die 
man  von  dieser  Seite  gewöhnt  ist,  eine  Fülle  von  Zitaten  der  ver- 
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scbiedeneii  modernen  Schriftsteller  und  sucht  darzulegen,  daß  es 
mit  unserer  get^enwärtigen  Rechtsphilosophie  sehr  schlimm  bestellt 
sei.  Dem  modernen  Evolutionismus  gegenüber  besteht  er  auf  der 
Annahme  eines  Naturrechts,  das  mit  den  Geboten  des  Christentums 
genau  zusammenhänge,  im  übrigen  aber  in  dem  Aristotelismus  seine 
Grundlage  habe.  Wenn  dieses  alte  Naturrecht  allgemeine  Sätze 
hervorzieht,  vv^ie  den,  daß  die  Gerechtigkeit  einem  jeden  das  Seinige 
zuwenden  müsse,  so  ist  damit  eigentlich  nichts  gesagt ;  denn  gerade 
dasjenige ,  was  einem  jeden  das  Seinige  ist,  ist  das  durch  die  Ge- 
rechtigkeit Gebotene.  Mithin  sagt  der  Satz  nichts  anderes  als :  die 
Gerechtigkeit  soll  jedem  dasjenige  zuwenden,  was  die  Gerechtigkeit 
ihm  zuspricht.  Es  verhält  sich  hier  wie  mit  dem  Moralsatz,  der, 
wie  man  glaubte,  die  Sittlichkeit  zusammenfassen  soll,  daß  man 
niemanden  tun  soll,  was  man  selbst  nicht  von  ihm  erfahren  möchte; 
ein  Sittlichkeitssatz,  der,  ohne  Reserve  durchgeführt,  zu  unhaltbaren 
Folgerungen  führte ;  danach  würde  niemand  sittlich  handeln,  wenn 
er  den  anderen  bestraft,  denn  bestraft  werden  will  doch  der  normale 
Mensch  nicht,  und  danach  würde  niemand  sittlich  handeln,  wenn 
er  dem  anderen  im  Wettbewerb  den  Vorsprung  abgewinnt.  Und 
doch  ist  das  eine  so  sittlich  wie  das  andere.  Der  Satz,  daß  einem 
jeden  das  Seine  zugewendet  werden  müsse,  ist  schon  darum  schief, 
weil  er  das  ganze  Recht  zu  einem  individualistischen  macht.  Die 
Rechtsordnung  hat  aber  nicht  nar  die  Bedeutung,  daß  jeder  einzelne 
in  seiner  Person ,  seinem  Eigentum  und  Vermögen  geschützt  wird, 
sondern  sie  hat  noch  ganz  andei'e  Ziele.  Wenn  die  Rechtsordnung 
verbietet,  daß  beispielsweise  eine  Gegend  verunziert  oder  daß  Alter- 
tümer weggeschafft  w^erden,  so  ist  das  auch  ein  Recht,  obgleich  es 
mit  dem,  daß  jedem  das  Seine  zu  teil  werden  soll,  nichts  zu  tun  hat. 

Sofern  der  Verfasser  dem  Positivismus  zu  Leibe  geht,  ist  ihm 
vollkommen  zuzustimmen.  Es  ist  selbstverständlich  unrichtig,  an- 
zunehmen, daß  ein  Gesetz  nicht  ungerecht  sein  könne,  und  daß, 
wenn  ein  König  ein  Gesetz  geben  wollte,  wonach  das  dritte  Kind 
einfach  getötet  würde,  ein  solches  Gesetz  ebenso  gut  wäre,  wie  ein 
Gesetz,  welches  die  Vertragstreue  beschützt. 

Das  positive  Recht  ist  eben  nicht  das  letzte,  was  die  Rechtswissen- 
schaft in  Betracht  zieht;  sie  sagt  vielmehr:  dasjenige  Recht  ist  das 
entsprechende,  welches  den  jeweiligen  Kulturbestrebungen  am  besten 
entspricht.    Der  Zusammenhang  des  Rechts  mit  der  Kultur  ist  das 
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Maßgebende,  er  ist  die  einzige  Grundlage  für  das  Naturrecht,  und  wie 
die  Kultur  eine  wechselnde  ist,  so  kann  das  Naturrecht  nicht  ein 
ein  für  allemal  bestimmtes  sein.  Der  Verfasser  wird  selber  nicht  an- 
nehmen, daß  das  mosaische  Recht  mit  seiner  Blutrache  und  mit  der 
Haftung  auch  des  zufälligen  Töters  dem  Naturrecht  entspricht,  und 
doch  war  es  ein  Recht,  welches  einstens  zur  Zeit  des  Dekalogs  gegolten 
hat,  selbst  bei  dem  auserwählten  Volk,  Ebenso  ist  aber  auch  unser 
jetziges  christliches  Recht  relativ  und  auf  die  speziellen  Kultur- 
aufgaben unserer  Zeit  gebaut.  Wenn  der  Verfasser  z.  B.  annimmt, 
daß  die  Lehre  von  der  Ehe  und  das  Verbot  der  Ehescheidung  natur- 
rechtlich seien  und  nicht  angetastet  werden  dürfen,  so  ist  das  eben 
unrichtig.  Wer  weiß  es,  was  eine  spätere  Kultur  über  das  Zu- 
sammenleben der  Menschen  bestimmen  wird?  Und  jedenfalls  eine 
Ehe  ohne  Ehescheidung  wird  in  der  Zukunft  nicht  aufrechtzuerhalten 
sein.  Ist  doch  alles  erst  geworden :  der  Grundsatz,  daß,  wer  einen 
Gegenstand  erarbeitet,  daran  Eigentum  erwirbt,  ist  ein  heutiger 
Grundsatz,  der  durchaus  nicht  zu  allen  Zeiten  bestand  und  durch- 
aus nicht  zu  allen  Zeiten  seine  Existenzberechtigung  hatte,  nament- 
lich nicht  in  den  Zeiten  des  Familienkommunismus  früherer  Tage; 
und  wenn  heutzutage  die  Rechtsordnung  ganz  neue  Rechte  schafft, 
wie  z.  B.  Autorrechte  und  Patentrechte ,  sollen  diese  nicht  Natur- 
rechte sein ,  wie  das  Eigentum ,  weil  sie  erst  zu  einer  bestimmten 
Zeit  entstanden  sind  und  entstehen  konnten? 

Schließlich  muß  die  Naturrechtslehre  anerkennen ,  daß  neben 
dem  Naturrecht  noch  ein  positives  Recht  der  einzelnen  Staaten  und 
Zeiten  besteht.  Das  Naturrecht  beschränkt  sich  also  auf  eine  be- 
stimmte Reihe  von  Kategorien;  diese  Reihe  kann  man  nach  Belieben 
weiter  oder  enger  fassen;  schließlich  läuft  alles  darauf  hinaus:  ent- 
weder bindet  man  sich  an  das  Dogma  und  entnimmt  dem  christ- 
lichen Dogmatismus  die  Vorschriften  des  Rechts,  dann  kommt  man 
zu  demjenigen  Stande,  zu  dem  der  Islam  gekommen  ist,  daß  der 
Fortschritt  erlahmt;  man  denke  nur  an  das  Zinsverbot,  das  jahr- 
hundertelang als  Ausfluß  des  Naturrechts  betrachtet  wurde!  Man 
denke  an  das  Verbot  der  Ehescheidung  oder  der  Eheschließung 
unter  bestimmten  nahen  Verwandten!  Oder  aber  man  beschränkt 
das  Naturrecht  darauf:  es  gäbe  gewisse  Dinge,  die  absolut  in  keiner 
Kulturordnung  geduldet  werden  könnten,  mag  man  die  Kultur- 
ordnung sich  denken  wie  man  wolle:  solche  Dinge  verböte  eben  das 
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Naturrecht,  z.  B.  sei  eine  Rechtsordnung  unmöglich,  die  jedem  ge- 
stattete, einen  anderen  beliebig  zu  töten  oder  einem  anderen  will- 
kürlich das  Seine  wegzunehmen.  Allein  auch  hier  beruht  die  Auf- 
fassung auf  einer  vollkommen  unzulässigen  Beschränkung ;  denn 
wenn  man  alle  Kulturordnungen  in  Betracht  zieht,  so  darf  man  die 
Kulturordnung  von  sogenannten  Naturvölkern  nicht  vergessen,  und 
man  muß  es  gelten  lassen,  daß  es  Rechtsordnungen  gegeben  hat, 
in  welchen  das  Amoklaufen  als  erlaubt  und  die  Tötung  eines  Sklaven 
als  Opfer  nicht  nur  als  erlaubt,  sondern  als  Pflicht  betrachtet 
wurde.  Daß  derartige  Kulturordnungen  nicht  unsere  sind,  kommt 
nicht  in  Betracht,  denn  es  sind  immerhin  Kulturordnungen  gewesen, 
welche  sehr  bedeutsame  Kulturergebnisse  gezeitigt  haben ,  und  so 
ist  heutzutage  noch  die  Kulturordnung  mancher  Völker.  Und 
schließlich  wenn  das  Naturrecht  auf  die  paar  Bestimmungen  be- 
schränkt sein  sollte,  welche  in  jeder  irgendwie  denkbaren  Kultur 
unentbehrlich  wären,  dann  kann  man  es  als  herzlich  bedeutungsleer 
beiseite  lassen. 

Von  einem  Naturrecht,  losgelöst  von  der  speziellen  Kultur- 
ordnung, kann  keine  Rede  sein,  und  wenn  etwa  in  Oesterreich  auf 
Grund  des  Naturrechts  der  Ehescheidung  der  allergrößte  Wider- 
stand entgegengesetzt  wird ,  so  ist  das  umsomehr  ein  Zeichen,  wie 
sehr  eine  unrichtige  naturrechtliche  Anschauung  die  Entwicklung 
des  Rechts  der  Völker  und  das  Wohl  der  Einzelnen  zu  hemmen 
vermag. 

L.  Levy- Brühl,    Les  Fonctions    Mentales    dans   les    Societes    In- 
ferienres.     Felix  Alcan,  Editeur,  Paris  1910. 

Die  Erscheinung,  daß  das  geistige  Leben  der  Naturvölker  ur- 
sprünglich von  dem  unserigen  weitaus  verschieden  ist,  wird  von 
dem  Verfasser  aufgefangen  und  in  eingehender  Forschung  durch- 
geführt. Wir  kommen  zur  Ueberzeugung ,  daß  die  Völker  lange 
Zeit  hindurch  die  Natur  um  sich  und  ihre  eigene  Individualität 
durchaus  nicht  so  streng  geschieden  haben,  wie  wir,  und  daß 
namentlich  zwischen  Tier  und  Mensch  kein  strikter  Unterschied 
gemacht  wurde.  Der  Mensch  erblickte  in  den  Naturgeistern  sich 
selbst  und  sein  eigenes  Ich,  und  die  Tatsache  der  Verbesonde- 
rungen  trat  in  ihren  Gefühlen  vollkommen  zurück.  Erst  später- 
hin kam  die  Entgegensetzung  von  Subjekt  und  Objekt  zur  Geltung, 
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namentlich  mit  Rücksicht  darauf,  daß  die  Persönlichkeiten  in  ihrer 
mysteriösen  Ekstase  verschieden  veranlagt  sind,  und  es  bildete  sich 
die  Ueberzeugung,  daß  der  menschliche  Geist  den  Geistern  in  der 
Natur  gegenübersteht  und  ein  Besonderes  bildet,  allerdings  so,  daß 
immer  noch  eine  Verbindung  bestehenbleibt:  seine  Seele  kann  sich 
zeitweise  in  die  Natur  versenken  und  der  Geist  der  Natur  haust 
sich  zeitweise  in  ihn  ein.  Mit  diesem  Glauben  beginnt  ein  neues 
Leben ;  es  beginnt  die  Zeit  der  mythischen  Sage  und  die  Zeit  der 
Legende  und  des  religiösen  Kultus.  Daß  diese  Entwicklung  auch 
für  das  Rechtsleben  von  Bedeutung  war ,  habe  ich  anderwärts 
hervorgehoben. 

H.  Hubert    et    M.    Mauss,    Melanges    d'Histoire    des    Religions. 
Felix  Alcan,  Editeur,  Paris  1909. 

Das  Opfer  ist  ein  Mittel,  die  Verbindung  zwischen  dem  Men- 
schen und  Gott  herzustellen,  welche  Verbindung  nur  dadurch  mög- 
lich ist ,  daß  das  Göttliche  in  ein  bestimmtes  Wesen  einzieht ,  daß 
aber  nach  dieser  Infiltration  das  vergöttlichte  Wesen  nicht  mehr 
fortleben  kann,  sondern  dem  Untergang  geweiht  ist. 

Eine  besondere  Art  des  Opfers  ist  die  Opferung  eines  Gottes 
selbst,  welche  bald  einen  totemistischen  Hintergrund  hat,  meistens 
aber  als  ein  Opfer  von  Naturgeistern  und  Naturgewalten  vorkommt 
und  mit  dem  Mythus  der  ständig  sich  erneuernden  Natur  zu- 
sammenhängt. 

Die  Magie  aber  beruht  auf  der  Anschauung,  daß  Persönlich- 
keiten für  die  Verbindung  mit  dem  Jenseits  ganz  besonders  ge- 
eignet seien.  Ob  solche  Persönlichkeiten  durch  Geburt,  durch  Lehre, 
oder  durch  irgendwelche  Lebensereignisse  diese  Vorzugsstellung 
erwerben,  ist  eine  Frage,  die  verschieden  beantwortet  wird. 

C.  Bougle,    Essais   sur  le  regime  des  Gastes.     Felix  Alcan,    Edi- 
teur, Paris  1908. 

Das  Kastenwesen  hat  auf  die  indische  Rechtsentwicklung  einen 
außerordentlichen  Einfluß  ausgeübt.  Die  Blutrache  ist  frühzeitig 
verdrängt  worden  und  an  deren  Stelle  trat  die  staatliche  Strafe, 
aber  so ,  daß  hierbei  das  Priestertum  einen  wesentlichen  Einfluß 
hatte;  so  galt  neben  dem  staatlichen  noch  ein  geistliches  Straf- 
recht mit  besonderen  Bestimmunoren  und  besonderen  Normen.    Der 
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Buddhismus  konnte  das  Kastenwesen  nicht  verdrängen ;  er  selber 
ist  an  seinem  Kampf  gegen  das  Kastenwesen  in  Indien  zunichte 
gegangen,  und  selbst  in  buddhistischen  Gebieten,  wie  auf  Ceylon, 
konnte  das  Kastenwesen  nicht  verdrängt  werden. 

Augustin  Krämer,    Hawaii,  Ostmikronesien  und  Samoa.     Ver- 
lag von  Strecker  &  Schröder,  Stuttgart  1906, 

Der  Verfasser  bietet  über  die  Gilbertinseln ,  vor  allem  aber 
über  Nauru  einige  Mitteilungen,  welche  für  die  Rechtskenntnisse 
von  Bedeutung  sind,  und  dasjenige,  was  uns  schon  anderwärts  be- 
kannt ist  (vgl.  Z.  XIV,  S.  409  ff.),  in  manchem  bestätigen.  Ich  be- 
merke hierzu,  daß  uns  über  Nauru  und  andere  ozeanische  Inseln 
bereits  neue  Nachrichten  zugegangen  sind ,  die  ich  wiedergeben 
werde,  sobald  mir  dazu  von  selten  des  Kolonialamts  Erlaubnis  er- 
teilt ist. 

Aus  den  Mitteilungen  des  Verfassers  geht  hervor,  daß  auf 
Nauru  12  Stämme  mit  Exogamie  bestehen ;  es  sind,  wie  wir  ander- 
wärts wissen,  12  Totemstämme.  Das  Familienrecht  ist  Mutter- 
recht, d.  h.  der  Totem  erbt  nach  der  Mutter.  Dagegen  ist  bereits 
Uebung,  daß  das  Vermögen  des  Vaters  auf  den  Sohn  fällt,  oder, 
mit  Umgehung  des  Sohnes,  auf  den  Enkel.  Das  erstere  hängt 
damit  zusammen,  daß  gewöhnlich  die  Frau  in  das  Haus  des  Mannes 
zieht,  was  ja  von  selber  eine  Neigung  zum  Vaterrecht  herbeiführen 
wird.  Der  Uebergang  zum  Vaterrecht  wird  auch  markiert  durch  den 
Gedanken,  daß  der  Mann  während  der  Schwangerschaft  seiner  Frau 
sich  gewisser  Dinge  enthalten  muß  aus  Angst  vor  einer  Mißgeburt. 

Daß  man  von  Zwillingskindern,  namentlich  wenn  sie  ver- 
schiedenen Geschlechtes  sind,  das  eine  tötet,  wird  auch  von  dem 
Verfasser  bestätigt. 

Ebenso  wissen  wir,  daß  es  drei  Stände  gibt,  den  Häuptlings- 
stand, den  Mittelstand  und  den  Stand  der  Arbeiter.  Letztere  waren 
eine  Art  von  Hörigen. 

Daß  die  Ahnenverehrung  herrscht,  ist  uns  bereits  bekannt,  sie 
wird  aber  von  dem  Verfasser  mit  dem  Anfügen  bestätigt,  daß  man 
den  Schädel  des  Vaters  ausgräbt  und  ihn  zum  Gegenstand  des  Kultus 
macht. 

Auch  die  Adoption  wird  vom  Verfasser  berichtet.  Vgl.  über 
alles   dies  XIV,   S.  449.     Ebenso   erfahren   wir   einiges   über  Blut- 
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räche,  welche  nicht  nur  gegen  den  Täter,  sondern  auch  gegen  dessen 
Familie  geht,  aber  durch  Vermögensgaben  z.B.  durch  Landüber- 
lassung gesühnt  werden  kann.  Dabei  soll  ein  Versöhnungsmahl 
stattfinden  und  die  Versöhnung  auch  durch  eheliche  Verbindung 
bekräftigt  werden,  vgl.  XIV,  S.  450  u,  ff. 

Aus  Ralik  erfahren  wir  die  bekannte  Einteilung  in  vier 
Stämme,  den  Königsstamm,  irodj,  den  Stamm  der  Edlen,  budak, 
der  Halbfreien,  leataketak,  und  der  Gemeinen,  kadjur.  Vgl.  XIV, 
S.  430. 

Ebenso  soll  es  auf  den  Gilbertinseln  (S.  333)  einen  Adel, 
aomata,  einen  Mittelstand,  te  vau,  und  einen  Stamm  der  Hörigen, 
te  kanua,  geben. 

Die  Abtreibung  soll  hier  viel  in  Gebrauch  sein,  dagegen  wenig 
der  Kindesmord. 

Eduard  Sachau,  Syrische  Rechtsbücher  (II.  Teil).     Verlag  von 
Georg  Reimer,  Berlin  1908. 

Diese  neuen  Ueberreste  des  syrischen  Rechts  enthalten  vor 
allem  Entscheidungen  des  Patriarchen  Chenanischo  686 — 693  und 
694 — 701.  Sodann  die  Rechtsbücher  des  Patriarchen  Timotheos 
780—823  und  des  Patriarchen  Jesubarnun  820—824. 

Diese  sehr  bedeutenden  Rechtsdenkmäler  bedürfen  noch  einer 
gründlichen  Durchforschung.  Bemerkenswert  sind  insbesondere  die 
Entscheidungen  Chenanischos  Nr.  XI  und  XIII,  welche  außerordent- 
lich an  das  Recht  Hammurapis  erinnern.  Beide  behandeln  die  Ehe- 
schenkungen (die  bei  Hammurapi  Nudunnu  heißen)  und  bestimmen, 
daß  die  Ehefrau  Eigentümerin  wird ,  aber  in  der  Art ,  daß  das 
Geschenkte  ihren  Kindern  verfangen  ist,  so  daß  sie  nicht  berechtigt 
ist,  das  Eigentum  an  Dritte  zu  übertragen.  Sind  keine  Kinder 
vorhanden,  so  vererbt  sich  das  Vermögen  auf  die  nächsten  Erben, 
so  insbesondere  auf  den  Bruder.  Dieses  Recht  hat  sich  von  Hum- 
marapis  Zeiten  her  am  Euphrat  erhalten. 

Franz  Poland,  Geschichte  des  griechischen  Vereinswesens.    Ver- 
lag von  B.  G.  Teubner,  Leipzig  1909. 

Nachdem  durch  die  Ziebarthschen  Forschungen  die  Geschichte 
des  griechischen  Vereinswesens  geklärt  worden  ist,  bietet  der  Ver- 
fasser eine  ganz  ausführliche  Darstellung,   welche  das  Material  in 
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großer  Vollständigkeit  verwendet.  Das  Werk  bringt  sehr  viel 
archäologisch  und  religionsgeschichtlich  Interessantes,  aber  auch  für 
die  Entwicklung  des  griechischen  Rechts  ergibt  sich  manches  Bedeut- 
same. So  zunächst,  was  die  Organisation  der  griechischen  Vereine 
betriö't:  sie  hatten  meist  Mitgliederversammlungen  d^^opal  xupiai,  worin 
mit  Stimmtäfelchen  abgestimmt  wurde,  sie  hatten  teils  einen  geist- 
lichen teils  einen  weltlichen  Vorstand,  TrpooTäxY]«; ,  iTrtatdiYj? ,  einen 
Kassenverwalter,  xa^j-iac,  einen  Sekretär,  ^(paix.\ka-zs{)<;,  und  außerdem 
Sondervertreter,  welche  für  vorübergehende  Zwecke,  z.  B.  als  Ge- 
sandte, ausgewählt  wurden.  Die  Vereine  heben  sich  ursprünglich  von 
religiösem  Hintergrunde  ab  und  sind  auch  bis  in  die  spätere  Zeit 
mehr  oder  weniger  von  religiösen  Elementen  erfüllt  gewesen. 

Eine  Hauptbedeutung  hatten  die  kaufmännischen  Vereine, 
so  auf  Delos,  vor  allem  aber  auf  Rhodos,  wo  das  auswärtige 
Element  sehr  bedeutsam  war,  und  das  Vereinswesen,  ganz  dem 
rhodischen  Wesen  entsprechend ,  aufs  Aeußerliche  und  Prunkhafte 
hinauslief.  Die  Vereine  hatten  ihren  Grundbesitz  und  ihre  Gesell- 
schaftskasse, 10  v.oiy6v,  an  die  mehr  oder  weniger  regelmäßige 
Vereinsbeiträge  flössen. 

Eigenartig,  durch  das  heimische  Recht  beeinflußt,  sind  die  Ver- 
eine in  Aegypten.  lieber  die  ägyptischen  Kultgenossenschaften  ist 
bereits  XXIH,  S.  283  gehandelt  worden. 

Egon  Weiß,    Pfandrechtliche  Untersuchungen.     Verlag  Hermann 
Böhlaus  Nachfolger,  Weimar  1909. 

Das  griechische  Pfandrecht  tritt  uns  immer  verständlicher 
hervor.  Wir  finden  die  Hypothek  und  die  Kpäac?  lv:\  X63='. ,  das 
hk^opoM ,  das  antichretische  Pfand  und  die  tov-rj  ev  rdoxsi.  Daß  das 
römische  Dotalpfand  und  Vormundschaftspfand  durch  das  griechische 
Recht  bedeutend  beeinflußt  wurde,  ist  ebenfalls  klar  und  wird  von 
dem  Verfasser  ausführlich  dargelegt. 


VIII. 

Das  Russische  Recht. 

Von 

Professor  Dr.  Leopold  Karl  Goetz. 


Einleitung. 


Gegenstand  und  Methode  der  Untersuchung. 

Die  folgende  Untersuchung  beschäftigt  sich  mit  der  ersten 
Redaktion  der  ältesten  rein  russischen  Rechtsquelle,  des  Russi- 
schen Rechtes  (Russkaja  Pravda).  Es  ist  das  in  den  früheren 
Ausgaben  des  Russischen  Rechtes  die  erste  Hälfte  der  sog. 
Akademie-Handschrift,  wie  sie,  um  eine  der  verbreitetsten  Aus- 
gaben anzuführen,  M.  Vladimirskij-Budanov  ^)  abdruckt.  Schon 
Schlözer  in  seiner  1767  in  den  Schriften  der  Petersburger 
Akademie  veröffentlichten  Ausgabe  und  ihm  folgend  Ewers  ^) 
hatte  diese  älteste  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  als  selb- 
ständiges Werk,  als  „Jarovslavs  Pravda  in  ursprünglicher 
Form"  betrachtet,  und  die  zweite  Hälfte  der  Akademie-Hand- 


^)  BaaAHMipcKiß-ByÄaHOB'B,  M. :  XpaciOMaxia  no  uciopiu  pyccKaro  npaea.   Hsflanie  naioe, 

C.  neTepöyprx-KieBx  1899,  I,  23—30,  §§  1 — 17.   Ich  zitiere  im  folgenden  dieses 
Werk  immer  Vladimirskij-Budanov ,   Chrestomathie,  dagegen  das  zweite 

Werk  desselben  Autors :   063op:b  hctopIh  pyccKaro  npasa.   IISÄanie  mecToe,  Kies'B   1909, 

als  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht. 

^)  Ewers,   J.  Ph.  G. :   Das   älteste   Recht   der  Russen   in  seiner  ge- 
schichtlichen Entwicklung  dargestellt,  Dorpat  1826,  S.  259  ff.  u.  805. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXIV.  Band.  16 
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Schrift^),  das  „Recht  angeordnet  für  das  Russische  Land  als 
sich  vereinten  Izjaslav,  Wsevolod,  Swjatoslav,  Kosnjatschko, 
Perenjeg,  Miküfor  der  Kiewer,  Tschudin,  Mikula",  als  selb- 
ständiges „zweites  Werk"  angesehen  und  behandelt.  Auf  ihn 
zurückgreifend  hat  Sergeevic^)  die  beiden  Redaktionen,  die  in 
der  Akademie-Handschrift  enthalten  sind,  als  zwei  voneinander 
unabhängige,  als  „die  älteste**  und  als  „die  zweite"  Redaktion 
des  Russischen  Rechtes  ediert.  Sergeevic  hat  dieses  sein  Ver- 
fahren in  der  Einleitung  zu  seiner  Ausgabe  begründet  und 
erklärt,  Schlözer  habe  mit  vollem  Recht  zwei  Redaktionen, 
zwei  „Russisches  Recht"  und  nicht  eines  abgedruckt,  wie  das 
die  neueren  Herausgeber  taten.  Der  Text  der  Ausgabe  von 
Sergeevic  liegt  meiner  folgenden  Arbeit  zu  Grunde.  Damit 
stelle  ich  mich  von  vornherein  auf  den  Standpunkt,  den  der 
Verlauf  meiner  Untersuchung  hoffentlich  als  den  richtigen  er- 
weisen wird,  daß  die  Trennung  der  früher  als  zwei  Hälften 
eines  Werkes  publizierten  beiden  Redaktionen  berechtigt  ist. 
Wir  haben  es  mit  zwei  selbständigen  Werken  zu  tun,  die  zeit- 
lich und  inhaltlich  scharf  voneinander  zu  trennen  sind.  Diese 
älteste  Redaktion  gilt  in  der  russischen  Literatur  allgemein 
als  „Recht  Jaroslavs".  Auch  der  neueste  Herausgeber,  Ser- 
geevic ^),  sagt,  sie  sei,  obschon  sie  nicht  von  Jaroslav  spreche, 

^)  Abgedruckt  bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  30 — 35, 
§§  18-43. 

^)  CeprfeeBH^t ,    B. :    PyccKaa    IIpaB;i;a   bx    ^exHpexx   pe;;aRi\iax'B ,  no  cnuCKani'B  Apxeo- 
i^pa(}>H^ecKOMy ,   TpoDi;KOMy  ii  KHasa  06o.ieHCKaro    et   ;i,onoaHeHiaMu   u  BapiaHiasiu  uat  ;^)yriixii 

cnHCKOBi,  c.  neiepßypr-B  1904.  Ich  zitiere  dieses  Werk  als  Sergeevic,  Aus- 
gabe.      CeprieBiiit,    B. :    PyccEia    K)pH;i,HqeCKia     ApeBHOciH,    C.    HeiepöyprL ;     I.    Band, 

2.  Aufl.  1902,  II.  Band,  2.  Aufl.  1900,  III.  Band,  1.  Aufl.  mit  Titel 
ÄpeBHocTu  PyccKaro  npasa  1903  führe  ich  als:  Sergeevic,  Altertümer,  an,  ferner 
CeprieBHHi,  B. :  JIeK^i^  u  IIscii^^oBaHia  no  AP^BHeS  HCiopia  pyccKaro  npaBa,  ipeiBe  ua^aHie 
ÄonojmeHo,  c.  üeTepöypn  1903  zitiere  ich  als:  Sergeevic,  Vorlesungen. 

2)  Siehe   z.   B.   Vladimirskij-Budanov,    Uebersicht    S.  95:    »HpaBAa 

flpocjaBa  cocTaBJeHa  He  no3ffie  BpeiieHU  flpociaBa".  EjnoHeBCKifi ,  B.:  Kypci  PycCKofi  Ucropiii, 
MocKBa  1904,  I,  277:  „KpaiKy»  peAaKU,iH)  MoasHO  npHSHaiB  nepBHMi.  onuTOM-b  KOAnij)UKai\ioHHaro 
BOcnpoH3BeAeHia   »pHÄH^ecKaro   nopa^Ka,    yCTaHOBHBiuaroca    npn    Apociasi   u   ero   ciiIhobmxt>. 

Sergeevic,  Ausgabe  S.  XIII. 
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doch  zu  seiner  Zeit  (1019 — 1054)  verfaßt,  d.  h.  in  der  ersten 
Hälfte  des  elften  Jahrhunderts.  Ob  das  richtig  sei,  wird  im 
Grunde  das  Hauptthema  folgender  Untersuchung  bilden;  ich 
darf  mich  darum  jetzt  schon  dahin  aussprechen,  daß  ich  die 
Bezeichnung  „Recht  Jaroslavs"  für  die  älteste  Redaktion  des 
Russischen  Rechtes  nicht  als  richtig  erachte.  Wie  sie  zu  dieser 
Bezeichnung  kam,  wird  sich  dabei  auch  zeigen. 

Nachdem  ich  so  den  Gegenstand  der  Untersuchung  be- 
grenzt, folge  noch  ein  Wort  über  die  Methode  der  Arbeit. 
Je  länger  ich  die  Literatur  über  das  Russische  Recht  studiere 
und  dabei  die  vielfach  so  weit  auseinandergehenden  Urteile  der 
Forscher  über  dieselben  einzelnen  Bestimmungen  des  Russischen 
Rechtes,  wie  über  allgemeine  Fragen  hinsichtlich  dieses  Rechts- 
denkmales nebeneinanderstelle,  desto  mehr  scheint  es  mir  ein 
Hauptfehler  vieler  Erklärungsversuche,  durch  den  eben  diese 
divergierenden  Urteile  kommen ,  zu  sein ,  daß  man  zu  unter- 
schiedslos mit  den  Bestimmungen  der  verschiedenen  Redaktionen 
des  Russischen  Rechtes  operiert,  daß  man  zu  oft  z.  B.  die 
Stütze  für  eine  Behauptung  über  einen  Satz  der  ältesten  Re- 
daktion aus  der  zweiten  oder  dritten  Redaktion  holt  oder  um- 
gekehrt. Mit  anderen  Worten,  es  dünkt  mich  verkehrt,  daß 
man  die  drei  Redaktionen  des  Russischen  Rechtes  —  die  vierte 
kommt  als  Auszug  aus  der  dritten  für  gewöhnlich  nicht  in 
Betracht  —  zu  sehr  als  eine  Rechtsurkunde  auffaßt  und  be- 
nutzt, daß  man  die  Entwicklung,  die  in  den  verschiedenen 
Redaktionen  vor  sich  geht,  nicht  genug  ins  Auge  faßt,  daß 
man  infolgedessen  grundlegende  Unterschiede  in  der  Rechts- 
auffassung der  verschiedenen  Redaktionen  übersieht  oder  nicht 
genügend  betont. 

Ich  erachte  es,  um  die  RechtsbegrifiPe  innerhalb  der  ein- 
zelnen Redaktionen  recht  klar  zu  stellen,  als  das  sicherste  Ver- 
fahren, jede  Redaktion  für  sich  allein  zu  betrachten.  Darum 
will  ich  versuchen ,  im  folgenden  die  älteste  Redaktion  mög- 
lichst aus  ihren  eigenen  Bestimmungen  allein  zu  erklären  und 
nur   in   besonderen   Fällen   verwandte    Satzungen    der   zweiten 
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und  dritten  Redaktion  zur  besseren  Klarstellung  beizuzielien^). 
Eine  eindringende  Interpretation  der  Sätze  der  ältesten  Re- 
daktion kann,  so  scheint  mir,  noch  manches  über  die  älteste 
Redaktion  aus  der  ältesten  Redaktion  an  den  Tag  bringen. 


Text  und  Uebersetzong  des  Russischen  Rechtes. 

Zum  besseren  Verständnis  der  folgenden  Untersuchung 
lasse  ich  hier  den  Text  des  Russischen  Rechtes  nach  dem 
Wortlaut  der  Ausgabe  von  Sergeevic  mit  deutscher  üeber- 
setzung  folgen.  Die  deutsche  Uebersetzung  habe  ich  als  Bonner 
Universitätsprogramm  im  Jahre  1909  bereits  publiziert  und  habe 
damals  schon  Anmerkungen  beigefügt,  die  der  Erklärung  und 
Rechtfertigung  meiner  Uebersetzung  dienen  und  für  eine  erste 
genauere  Beschäftigung  mit  dem  Rus'sischen  Recht  das  nötige 
Literaturmaterial  angeben  sollten.  Auf  diese  Anmerkungen 
verweise  ich  im  folgenden  gelegentlich  mit  der  Bezeichnung: 
Programm ,  S.  .  .  . ,  manchmal  habe  ich  sie  auch  ganz  oder 
teilweise  in  diese  Arbeit  wieder  aufgenommen.  Der  Wieder- 
abdruck der  Uebersetzung  ist  schon  deshalb  geboten,  weil  er- 
fahrungsgemäß akademische  Programme  nur  ein  eng  beschränktes 
Verbreitungsgebiet  haben.  An  einzelnen  Stellen  habe  ich,  wie 
es  mir  bei  dem  fortschreitenden  Studium  richtiger  schien,  die 
Uebersetzung  geändert.  Bei  Veröffentlichung  meines  Pro- 
grammes  ist  von  interessierter  Seite  bemängelt  worden,  daß  es 
nicht  auch  den  in  Deutschland  schwer  zuo'äuo-iopen  Oriojinaltext 
des  Russischen  Rechtes  enthalte;  darum  schicke  ich  auch  diesen 
meiner  Untersuchung  voran.    Da  diese  seit  einem  Jahrhundert 


^)  Ich  zitiere  das  Russische  Recht  also  immer  nach  der  Ausgabe  von 
Sergeevic,  also  z.  B.  I,  15  =  älteste  Redaktion  §  15;  II,  16,  III,  17  u.  dgl. 
Aus  meinen  Ausführungen  wird  sich  dabei  von  selbst  ergeben,  wie  weit 
ich  die  neue  Einteilung  der  einzelnen  Redaktionen  in  Paragraphen,  wie 
sie  Sergeevic  abweichend  von  früheren  Herausgebern  der  Pravda  vorge- 
nommen und  in  seiner  Ausgabe  S.  XIII  ff.  begründet  hat,  für  richtig  halte, 
bzw.  es  wird  sich   zeigen,   daß  ich  in  den  meisten  Fällen  ihr  zustimme. 
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die  erste  deutsche  Arbeit  über  das  Russische  Recht  ist,  die  der 
deutschen  Gelehrtenwelt  eine  nähere  Bekanntschaft  mit  dieser 
Rechtsurkunde  vermitteln  soll,  ist  die  Beigabe  des  Original- 
textes mit  einer  Uebersetzung  gewiß  berechtigt.  Bei  der 
deutschen  Uebersetzung  biete  ich  in  ()  Klammern  Zusätze  zu 
flüssigerer  Uebersetzung,  in  []  Klammern  solche  zu  besserem 
Verständnis  des  Textes.  Am  Schlüsse  der  einzelnen  Para- 
graphen der  deutschen  Uebersetzung  gebe  ich  jeweils  die  Para- 
graphen der  verschiedenen  Redaktionen  an,  die  ganz  oder  teil- 
weise mit  dem  vorliegenden  Paragraphen  übereinstimmen. 
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I. 

APEBHBHinAil  PE;i:AKI],IiI  nPAB^H 

110    CUIICKy    IIOBOrOpOJtCKOri    .rliTOlIIICII    nO.TOBHHU   XV    B^Ka, 

iipiiHaii,.iejKaiii,eMy  Apxeorpa(j)imecKoä  KOMMncciii, 

CL    BapiilHTaMIl    113^    ÄPyrWXT.    CnilCKOBX. 

A  cc  ecTL  npaB^a  pycKaa: 

1.  yöiieib  MyaiB  MyiKa,  to  MtCTixL  öpaxy  öpaia,  jiio6o  cbihobh 
OTua,  a  jiioöo  omio  CHna,  .iio6o  ßpaiy  Haji;a,  Jiioöo  cecTpnnio  cwhobii. 

2.  Ame  He  6yji;eTB  kto  mbcth,  to  40  rpnBemj  3a  roiOBy. 

3.  Ame  .111  öyÄeTB  pycnni),  iiJin  rpia^HB,  .ik>6o  Kynit-fe,  nin 
flöcTHnK'B,  lun  Me^BHiiK'B,  ame  .in  n3T,rofi  öyieiB,  .11060  cjoBeniiHT),  to 
40  rpiiBeH'B  no.io^KHTH  sanB. 

4.  II.iii  6yji;eTB  KpoBaB'B  um  ciihb  HaÄpajKeHB,  to  ee  ncKaTn  eny 
BiiÄOKa  ^e-ioB^Ky  TOMy. 


5.  a)  Ame  ne  6yj;eTB  na  neMT) 
SHaMenia  HnKoero  ate,  ame  Jin 
^p^Be;^eTB  bii.iok'b,  a  ohT)  ne 
MoaieTB,  üHO  Ty  TOMy  KOHenB. 


5.  6)  Ame  ne  6yji;eTB  na  hcmt. 
snaMema  mi  KOToparo  JKe,  to  .in 
npinji;eTB  Bnji,OK^;  ame  .m  ne 
MOJKeTB,  Ty  TOMy  KOHeii,b  (AKaji;.). 


6.  Arne  Jin   ceöe   ne  »loaieTB  mbcthth,   to   bsäth   eny  3a  o6nj.y 
3  rpHEHi,  a  .in^BitK)  (.iiTii,io)  ML3ji;a. 

7.  Ame  Jiu  kto  Koro  y^apnTB  öaToroMi»,  n.in  jKepjiBio,  nun  häctbio, 
H.in  HameK),  n.in  poroM'B,  n.m  TBLiecnnio,  to  12  rpnBnt. 

Ame  cero  ne  nocTnrnyTB,   to  njiaTnrn  eaiy,  to  Ty  TOMy  KoneuB. 
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I. 

Die  älteste  Bedahtion  des  „Russischen  Rechtes"  nach  der  Hand- 
schrift der  Novgoroder  Chronik,  Mitte  des  XV.  Jahrhunderts, 
der  Ärchäographischen  Kommission  gehörig,  mit  Varianten  aus 

anderen  Handschriften. 

Und  das  ist  das  Russische  Recht: 

1.  Wenn  ein  Mann  einen  Mann  erschlägt,  so  rächt  der 
Bruder  den  Bruder,  oder  der  Sohn  den  Vater,  oder  der  Vater 
den  Sohn,  oder  der  Brudersohn,  oder  der  Schwestersohn. 
III,  1;  II,   Iff. 

2.  Wenn  niemand  da  ist,  der  rächt,  dann  40  Grivna  für 
den  Kopf.     III,  2. 

3.  Wenn  es  ein  Russe  ist:  sei  es  ein  Gridin,  oder  Kauf- 
mann oder  Jabetnik  oder  Schwertträger,  wenn  es  ein  Isgoj  ist 
oder  ein  Slave,  so  zahlt  man  40  Grivna  für  ihn.     III,   3. 

4.  Ist  er  blutig,  oder  blau  geschlagen,  so  braucht  dieser 
Mann  keinen  Zeugen  zu  suchen.     II,  11;  III,  31,  33. 

5.  a)  Wenn  an  ihm  kein  Zeichen  [der  Mißhandlung  zu 
sehen]  ist,  und  er  will  einen  Zeugen  beibringen,  kann  aber 
nicht,  so  hat  diese  Sache  ein  Ende. 

b)  Wenn  an  ihm  kein  Zeichen  [der  Mißhandlung  zu  sehen] 
ist,  so  soll  ein  Zeuge  beikommen,  kann  er  aber  nicht,  so  hat 
diese  Sache  ein  Ende.     III,  32. 

6.  Wenn  er  sich  (selbst)  nicht  rächen  kann,  so  erhält  er 
für  das  Unrecht  3  Grivna  und  den  Lohn  für  den  Arzt.    III,  34. 

7.  Wenn  jemand  einen  schlägt  mit  einer  Peitsche  oder 
Stange  oder  mit  der  Faust  oder  mit  einer  Schale  oder  mit 
einem  [Trink-]  Hörn  oder  mit  der  flachen  Klinge,  dann 
12  Grivna. 

Wenn  man  aber  diesen  [Schuldigen]  nicht  ergreift,  so 
muß  er  zahlen,   dann  hat  diese  Sache  ein  Ende.     III,  27,  28. 
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8.  Au^e  yTHCTb  MeMCMT.,  a  iie  BUHesij  (BLineMi.)  ero,  äv)6o 
pyKOflTL(io),  To  12  rpiiBirli  aa  o6iiji,y. 

9.  Ame  .111  yTnexb  pyity  ii  OTnaÄexL  pyna  .iio6o  yc^xueTL,  to 
40  rpiiBHti. 

10.  Aine  Jiii  6yji,eTL  Hora  u'kia,  a  Ha^mexL  xpaMaiii,'  Tor^a  ^aji;i> 
(^lajia)  CMiip/iTb. 

11.  Ame  .111  npT.CTt  (nepcxi.)  yraeiL  Kofi-.iK)6o,  3  rpnBHLi  3a 
o6iiji,y;  a  bI)  ycli  —  12  ipuBHi;  a  bl  öopoA'I^  —  12  rpiiBirli. 

12.  Ame  KTO  BLineMi)  Me^ib,  a  ne  Tnexb,  to  rpiiBiiy  iio.io^kutl, 

13.  Ame  .III  puHeTb  MyjKb  MyjKa  .11060  ott»  ceöe,  jIioöo  K-b  coö-fe, 
3  rpnBH'fe.     A  BiiÄOKa  ^Ba  BLiBejieTb. 

14.  Ame  öy^eTb  Bapflr^  .11060  K0.i6Hrt,  to  na  poTy. 

15.  II.1U  (Arne  .in)  'j.eJH.jijiR'h  cxKpbieTbCii  jik6o  y  Bapjira,  .11060 
y  Ko.i6ara,  a  ero  sa  3  ähh  ne  BLiBeji,yTb,  a  nosnaeTb  h  b^  3-fi  ächb, 
TO  iiSHMaTn  CMy  cboiI  le.iflÄim'b,  a  3  rpiiBH-fe  3a  oönjty. 


16.  Arne  KTO  noiiÄexb  (noi§;i,eTb)  iia  ^iiosteMb  Koni,  ne  npoiiiaBb 
ero,  TO  no.ioa:nTii  3  rpiiBHbi. 

17.  Ame  noioieTb  kto  ^loaib  KOHb,  .11060  opy:Kbe,  ii.iii  nopTi.,  a 
no3HaeTb  b^  CBoeni.  Mnpy,  to  bbätii  eny  CBoe,  (a)  3  rpnBHH  aa  o6iiÄy. 


18.  Arne  nosHaeTb  kto,  ne  eM.ieTb  ero,  to  ne  puii  eMy:  *Moe«; 
HO  puii  ejiy  TaKo:  »nofiji;u  na  CBO^t,  kä^  ecn  B3ä.iT)«.  Hjii  ne  noiiÄCTb, 
TO  nopyiHHKa  aa  5  ÄHin. 
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8.  Wenn  er  mit  dem  Schwert  schlägt,  ohne  es  [aus  der 
Scheide]  herausgezogen  zu  haben,  oder  mit  dem  Griff,  dann 
12  Grivna  für  das  Unrecht.     III,  25. 

9.  Wenn  er  aber  die  Hand  schlägt  und  die  Hand  fällt 
ab  oder  vertrocknet,  dann  40  Grivna.     III,  29. 

10.  Wenn  [aber]  der  Fuß  ganz  ist,  aber  lahm  wird,  dann 
züchtigen  die  Söhne  [den  Schuldigen],     III,  29. 

11.  Wenn  er  aber  irgend  einen  Finger  schlägt,  3  Grivna 
für  das  Unrecht;  aber  beim  [Schnurr-  oder  Knebel-]  Bart 
12  Grivna,  aber  beim  Vollbart  12  Grivna.   III,  30;  III,  91. 

12.  Wenn  jemand  das  Schwert  herauszieht,  aber  nicht 
(damit)  schlägt,  so  zahlt  er  eine  Grivna.     III,  26. 

13.  Wenn  aber  ein  Mann  einen  Mann  stößt,  entweder 
von  sich  weg  oder  zu  sich  hin,  3  Grivna.  Aber  er  muß  zwei 
Zeugen  beibringen.     III,  36. 

14.  Wenn  es  ein  Varjager  ist  oder  Kolbjag,  dann  zum 
Eid.     III,  37,  19. 

15.  Wenn  aber  ein  Knecht  sich  verbirgt  entweder  bei 
einem  Varjager  oder  Kolbjag,  und  man  [der  Varjager  oder 
Kolbjag]  bringt  ihn  während  drei  Tagen  nicht  bei,  aber  es 
erkennt  ihn  (sein  Herr)  am  dritten  Tag,  so  ergreift  er  seinen 
Knecht,  aber  3  Grivna  für  das  Unrecht.     III,  38,  47. 

16.  Wenn  jemand  auf  einem  fremden  Pferde  reitet,  ohne 
es  erbeten  zu  haben,  so  zahlt  er  3  Grivna.     III,  39. 

17.  Wenn  jemand  ein  fremdes  Pferd  nimmt  oder  Waffe 
oder  Kleid,  aber  [der  Eigentümer]  erkennt  es  in  seiner  Ge- 
meinde, so  nimmt  er  das  seine,  aber  3  Grivna  für  das  Unrecht. 
III,  40. 

18.  Wenn  jemand  [bei  einem  anderen  sein  Eigentum]  er- 
kennt, ergreift  es  aber  nicht,  dann  sage  ihm  [dem  gegenwärtigen 
Besitzer]  nicht:  „Es  ist  mein" ;  sondern  sage  zu  ihm  so:  „Gehe 
mit  zur  Ermittelung,  wo  du  es  genommen  hast."  Wenn  er  aber 
nicht  mitgeht,  dann  (stelle  er)  zwei  Bürgen  für  5  Tage.    III,  41. 
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19.  Ame   r^i  BSumeTL  Ha  Apy^n    npone,    a   oivb   ca  aauiipaTii 
Ha^LHCTb,  TO  iiTii  CMy  iia  iisBOAT»  npe/vr»  12  uynin. 

20.  J^SL  aifl,e  6yji;H  (öyÄeTL),  oöiiäh,  iie  B^ajit  äoctoRiio  CMy  cboS 
CKOT'B,  a  3a  o6nji.y  3  rpHBid;. 


21.  Ame  KTO  ne.iHÄiiH'L  noHHin  (no«Tn)  xomexB,  no3HaBT>  cboS, 
TO  KO  OHOMy  BecTn  n,  y  Koro  to  6yji;eTB  KyniiJi'B,  a  toS  cä  BeÄeiL  kt> 
ipyroMy,  ji,a;Ke  ii  ÄofiÄeiL  äo  TpeiLaro.  To  pitii  TpexLeMy:  »Biaail  th 
MH'fe  CBon  ^le.iflÄiiH'B,  a  th  CBoero  CKOTa  irmn  npii  Bnjioitn«. 


22.  a)  II.1II  xo.ioni)  yiapiixB 
CBoöoÄHa  Mya:a,  a  yö'fejKiiTt  bt> 
xopoM-B ,  a  rocnoÄiiHB  ^)  na^iieTt 
He  ÄaTH  ero,  to  xo.iona  noHTn,  ji,a 
n.iaTHTB  3a  nero  rocno;i;im'B  ero 
12  rpfiBH-fe. 


^)  Bt  pyKonncu  onucKa:  a  o  rocno^iiHi). 

23.  A  3a  Tirai),  Tjifh  ero  Ha.ii- 
3yTB    yÄapeHBifi   Tofi    MyaiB, 


22.  6)  ILiii  xo.ion'B  y^apiiT-B 
CBOöo^a  MyjKa,  a  yö-fea^iiiB  bI) 
xopoMTi,  a  rocnoji;nHi>  naineTB  ne 
ÄaTii  ero,  to  xojiona  ne  axn,  jiia 
niaTHTB  3a  nero  rocnoÄHH'B  ero 
12  rpiiBHi. 


Äa 


23.  A  3a  TLiMT),  r;i,e  ero  na- 

jiijsyTB    yji;apeHBiu  Tofi   MyjKB,    T^a 

önioTB  ero.  öbiotb    ero    (Poctob.  ji^t.   y   Ta- 

TnmeBa). 

24.  A   ime   u3.iOMnTB   Koniie,   u.iir  miiT'B,  .in  nopTi.,  a  na^meTB 
xoT-fexn  ero  ÄepaiaTn  y  ce6e,  to  npiiaTii  CKOTa  y  nero. 


25.  A  ii^Ke  ecTB  ii3.iomimT),  ame  .in  na^neTB  npioiiTaTir,  to  cko- 
TOMT)  eMy  3anjiaTnT'fe,  kojiko  ä^.i'b  öy^eTB  na  neMB. 
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19.  Wenn  jemand  wo  bei  einem  anderen  eine  Schuld  ein- 
fordert, dieser  aber  leugnet,  so  soll  er  [der  Schuldner]  zum 
Nachweis  gehen  vor  12  Männern.     III,  58. 

20.  Aber  wenn  er  [der  Schuldner]  unrecht  tut,  indem  er 
nicht,  wie  es  sich  gebührt,  ihm  (dem  Gläubiger)  sein  Geld 
(zurück)gab ,  dann  (zahlt  der  Schuldner)  für  das  Unrecht 
3  Grivna.     III,  59. 

21.  Wenn  jemand  einen  Knecht  ergreifen  will,  den  er 
als  den  seinen  erkannt  hat,  so  führe  man  ihn  zu  demjenigen, 
bei  welchem  er  [der  derzeitige  Besitzer]  ihn  gekauft  hat,  aber 
dieser  wird  zum  zweiten  geführt,  und  man  geht  weiter  noch 
bis  zum  dritten  [Verkäufer].  Dann  sage  [der  derzeitige  Be- 
sitzer] dem  dritten:  „Gib  du  mir  deinen  Knecht  heraus,  aber 
du  suche  dein  Geld  mit  dem  Zeugen."     III,  47;  II,  10. 

22.  Oder  ein  Sklave  schlägt  einen  freien  Mann  und  flieht 
in  das  Haus  [seines  Herrn] ,  aber  der  Herr  gibt  ihn  nicht 
heraus,  dann  nehme  man  den  Sklaven  nicht  ^),  aber  sein  Herr 
zahlt  für  ihn  12  Grivna.     III,  87. 

*)  Lesart  von  22a):  „dann  nehme  man  den  Sklaven,  aber"  etc. 


23.    Aber  darnach,   wo  jener  geschlagene  Mann  ihn  [den 
Sklaven]  trifft,  schlägt  er  ihn  (tot).     III,  88. 


24.  Aber  wenn  jemand  einen  [fremden]  Speer  verdirbt 
oder  einen  Schild  oder  ein  Kleid  und  will  das  bei  sich  be- 
halten,   so   nimmt   man   das  Geld   [dafür]  von  ihm.     III,  156. 

25.  Aber  wenn  es  jemand  verdorben  hat,  und  wenn  er 
es  (dann)  zurückgeben  will,  so  muß  er  mit  Geld  so  viel  be- 
zahlen, als  er  für  es  gegeben  haben  würde  [in  neuem  Zu- 
stand].    III,  157. 
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II. 

BTOPAil  PE;I,AKIJ,I)1  nPAB/l,U 
HO  TOMy  aie  cuiicKy 

et  BapiaHxaMii  u  ;i,o6aBjeHiHMU  üztj  j^pyrux'B  cnucKOBt. 

IIpaBAa   ycTasaeua   PycKofi   3eM.iii,    er,T,a    cn    coBOKyuujL'B    HaacjiaBT., 
BceBOJOjl'L,   CBaToc.iaBi>,  Kochüiilko,  IlepeiiirL,  Miiiiii(|)op'L  KLmmmi., 

^Ik);i,iiiit>  MiiKyja. 

1.  Ame   yöiiioTL   orHim^aniiHB   bi^   o6iiji,y,    to   miaTniii   aa   nero 
80  rpnBeH'L  yßofmn,  a  .lIIo;^eMT.  He  Haji,o6i§. 

A   BT)    e3JI.0B0Mt    (nOÄ'L'feSIHOMTj)    KHflJK'fe    80    rpiIBeH'L. 

2.  Ame  a:e  yöiiioTL  oniiimaHnHa  b'l  pasßoii,  a  y6ini;a  ne  u3Hii],yTb, 
TO  BiipHoe  njaxiiT'i  b'l  nefi  ate  B-fepuiil  (Biipii)  roiOBa  Ha^nexL  .uejEaiir. 


3.  A  u'Äie  yÖDioTL  orHiimamma  y  KJrnxi  (luiTn),  luii  y  kohh, 
lon  y  roBa;i;a,  iijiii  y  KopoBwi  Taxö-fe,  xo  yönxii  sa  nca  Micxo.  —  A  xofi 
me  noKOHx.  ii  xiiBynimio. 

4.  A  Bo  KHflJKii  xiiByfl-fc  80  rpuBent. 

5.  A  KOHioxX)  y  cxa^a  cxapLifi  80  rpHBeni),  ^ko  ycxaBnjn>  HaacjiaBt 
BL  CBoeM^b  KOHDcfe,  exo  sio  yöiijii  ji;oporo6yji,Lij.ii. 

6.  A  BX)  cejiLCKOMt  cxapocxi  kha^kii  ii  bl  paxafiH'feMX)  12  rpißH'fe. 


7.  a)  A  B'L  pii,T,0Bnu'fe  KHaiKii 
5  xpiiBeuL,  a  bi.  CMep;i.Lii  bl  xo- 
jon'fe  5  ipiiBeHL. 


7.  6)  A  BL  p}i;i,0BHiinii  KHflai'fe 
5  rpiiBeHL,  a  bi>  cMep.i.'i  ii  bx> 
xoirl)  5  rpiiBeHL  (AKaji..). 


8.  Ame  po6a  KopMii.iima  11.111  KopMn.iiniiuL  12  rpiiBH^. 


Das  Russische  Recht.  253 


IL 

Die  zweite  BedaMion  des  „Bussischen  Bechtes"  nach  derselben 
Handschrift  mit  Varianten  und  Zusätzen  aus  anderen  Hand- 
schriften. 

Recht,  verordnet  für  das  Russische  Land,   als  sich  vereinigten 

Izjaslav,  Vsevolod,  Svjatoslav,  Kosnjac'ko,  Pereneg,  Mikifor  der 

Kiever,  Cjudin  Mikula.     III,  4. 

1.  Wenn  man  einen  Ogniscanin  zum  Unrecht  erschlägt, 
so  zahlt  der  Mörder  für  ihn  80  Grivna,  aber  die  Leute  haben 
es  nicht  nötig  [mit  zu  bezahlen].  Aber  für  einen  fürstlichen 
Boten  80  Grivna.     III,  2,  5,  10. 

2.  Wenn  man  einen  Ogniscanin  im  Ueberfall  erschlägt, 
aber  [die  Gemeinde]  den  Mörder  nicht  ausfindig  macht,  so 
zahlt  die  Gemeinde  das  Wergeid,  in  der  der  Kopf  [des  Er- 
schlagenen] liegt.     III,  5,  10. 

3.  Aber  wenn  man  einen  Ogniscanin  erschlägt  im  [fremden] 
Gemach  oder  bei  einem  Pferd  oder  Rind  oder  beim  Kuhdieb- 
stahl, so  erschlägt  man  ihn  wie  einen  Hund.  Aber  derselbe 
Gebrauch  ist  bei  einem  Tiun.     II,  17;  III,  49;  III,  13. 

4.  Aber   bei   einem   fürstlichen  Tiun   80  Grivna.     III,  2. 

5.  Aber  ein  Oberstallmeister  bei  der  Herde  80  Grivna, 
wie  Izjaslav  verordnet  hat  bei  seinem  Stallmeister,  den  die 
Dorogobuzer  erschlugen.     III,  13. 

6.  Aber  bei  einem  fürstlichen  Dorf-Starosta  und  bei  einem 
Bauern-Starosta  12  Grivna.     III,  13. 

7.  Aber  bei  einem  fürstlichen  Diener  5  Grivna  und  bei 
einem  Bauernsklaven  ^)  5  Grivna.     III,   13,   16. 

^)  Lesart  von  7b):  „und  bei  einem  Bauern  und  bei  einem  Sklaven 
5  Grivna." 

8.  Wenn  es  eine  leibeigene  Amme  oder  Pfleger  ist, 
12  Grivna.     III,    17. 
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9.  A  3a  KiiHJKb  KOiib,  ii^e  ci)  iuitiiomt>,  3  rpiiBUH;  a  aa  cMepAiß 
2  rpiiBHt,  3a  Ko6i>i.iy  60  pisaiiL,  a  3a  Bo.i'h  ipiiBuy,  a  3a  KopoBy 
40  pisan'L,  a  xpeTbaKi.  15  Kyni),  a  3a  .loiibuuiiiy  uo.i'LrpiiBirl),  a  sa 
Tejia.  5  p'li3airi>,  3a  ;ip/i  Horaxa,  3a  6apairi>  iioraia. 


10.  Ame  yBe^eiL  TiioatL  xo.ionL  ilhi  po6y,  MaxHi-fe  CMy  aa  o6iiÄy 
12  rpiiBH-fe. 

11.  Ame  .111  npiii,T.eTL  KpoBaBL  MyHiL  luii  cimi,,  to  ne  iiCKaxii 
GMy  noc.iyxTj. 

12.  Ame  JH  Kpaji,exB  kohl,  iliii  bojih,  hjih  oiii),  ah  ame  6yji,exi) 
eji;HHx.  Kpaj'L,  xo  rpuBHy  u  30  pfeanx»  ii.iaxnxii  eny;  ii.xii  iixt  6yji.exL  18, 
xo  no  3  rpiiB'LH'fe  ii  no  30  pfeaH'B  n-iaxuxi  MyjKeBn. 


13.  A  B'B  KHflJKn  öopx'i  3  rpiiBHBi,  iLin  noacBryxL  njiu  iiSÄepyxL. 

14.  Hjii  CMepji,^  yny^axL,  a  6e3X)  Knaata  cioBa,  3a  oön^y  3  rpiiBHH. 
A  BX)  oiHnmaHimi,  ii  B'B  xiiyflii;'^,  ii  bX)  Me^mnii.'fe  12  rpiiBH'fe. 

15.  Arne  Kxo  MeiKK)  nepeopexL,  jiioöo  conpexecb  (nepexecx),  xo 
3a  oÖHÄy  12  rpnBH'i^,  ame  .in  .ioäbk)  yKpaji;exB,  xo  3a  .ioäbio  n.iaxux'fe 
30  p'fe3aH'B,  —  a  npo;i,aaiii  60  p'fe3aHX», 

16.  A  BX.  ro.iy6n  u  Bt  Kypaxii  9  KyHX>,  a  b-l  yxKii,  u  bx.  rycii, 
n  B'B  ätepaBi,  ii  bx.  Jie6eji,'fe  30  piaanx.,  a  npo;i,a3:n  60  p'fe3aHx>,  ame 
yKpaji.yxB  hio^b  necx»,  iLin  acxpeö'B,  n.in  coko.ii,  xo  sa  oöiwy  3  rpnBHi, 


17.  Ame  JiH  yönioxB  xaxü  iia  CBoeMx.  ÄBop-fe,  11.111  y  KJ'fci'fc,  lun 
y  x.iiBa,  xo  xofi  yönx'B  n  ecxB. 
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9.  Aber  für  ein  fürstliches  Pferd,  welches  mit  dem  [Be- 
sitz-] Stempel  (versehen  ist),  3  Grivna,  aber  für  ein  Bauern- 
pferd 2  Grivna,  für  eine  Stute  60  Rezana  und  für  einen  Stier 
1  Grivna  und  für  eine  Kuh  40  Rezana  und  (für)  ein  drei- 
jähriges 15  Kuna  und  für  ein  vorjähriges  eine  halbe  Grivna 
und  für  ein  Kalb  5  Rezana,  für  ein  Lamm  1  Nogata,  für  einen 
Hammel  1  Nogata.     III,  55,  56. 

10.  Wenn  einer  einen  fremden  Sklaven  oder  Magd  weg- 
nimmt, zahlt  er  für  das  Unrecht  12  Grivna.    III,  47;  I,   15,  21. 

11.  Wenn  aber  ein  blutiger  oder  blau  (geschlagener) 
Mann  kommt,  so  braucht  er  keinen  Zeugen  zu  suchen.  I,  4; 
III,  31. 

12.  Wenn  einer  ein  Pferd  stiehlt  oder  einen  Stier  oder 
(aus  dem)  Gemach,  wofern  es  (nur)  einer  gestohlen  hat,  so 
zahlt  er  1  [3]  Grivna  und  30  Rezana;  sind  es  ihrer  dagegen 
achtzehn,  so  zahlt  jeder  Mann  je  3  Grivna  und  30  Rezana. 
II,  22;  III,  52,  53,  54. 

13.  Aber  bei  einem  fürstlichen  Waldbienenstock  3  Grivna, 
sei  es,   daß  man  (ihn)  verbrennt  oder  ausreißt.     III,  96,  100. 

14.  Oder  man  peinigt  einen  Bauern,  aber  ohne  des  Fürsten 
Geheiß,  für  das  Unrecht  3  Grivna.  Aber  bei  einem  Ogniscanin 
und  einem  Tiun  und  einem  Schwertträger  12  Grivna.   III,  103. 

15.  Wenn  jemand  eine  Grenze  umackert  oder  umhaut, 
dann  (zahlt  er)  für  das  Unrecht  12  Grivna,  wenn  er  aber  ein 
Boot  stiehlt,  so  zahlt  er  für  das  Boot  30  Rezana  und  Strafe 
60  Rezana.     III,  97,  98,  104. 

16.  Aber  bei  einer  Taube  und  bei  einem  Huhn  9  Kuna, 
aber  bei  einer  Ente  und  Gans  und  einem  Kranich  und  Schwan 
30  Rezana,  aber  Strafe  60  Rezana,  wenn  man  einen  fremden 
Hund  stiehlt  oder  einen  Habicht  oder  Falken,  dann  für  das 
Unrecht  3  Grivna.     III,  106. 

17.  Wenn  man  einen  Dieb  auf  seinem  [des  Bestohlenen] 
Hof  erschlägt,  sei  es  im  Gemach,  sei  es  im  Stall,  so  ist  jener 
[zu  Recht]  erschlagen.     II,  3;  III,  49. 
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18.  Ame  naKbi  Aep2:aTi>  ero  ao  CBka,   to  bgcth  ero  ua  muüKh 

ÄBOp'L. 

19.  Cime  Jiii  yÖLiOTL   ero,  a  jiioau  BiiAtjiii  CBiiaaiia,  to  njiaTHTH 

B'L    lieM'L. 

20 20.  OjKe  yöneii-L  TaiL,  a  no- 

ÄblMyi-B  HOni  BO  ÄBOpt,  HHO  yÖHTt; 

OJiir    iiOÄbiMyTT)    noni   3a  BopoTu, 
TO  Jin  iiiaTiiTH  BT)  hgmtj  (Poctob. 

.TiiT.)  0. 

^)  Ciaiwi  coxpaHHjacb  to.isko  bt>  nept^J^aii  TaTiiiii,eBa,  y  Koxoparo  HanncaHO  „bo  ffBept". 
ToÖhhx  coBepnieHHO  ocHOBaTe-ibHO  npe;^nojiaraeTi  SA'fccb  „bo  äboP'^'*  "3'^  npoiHBono^oacHOCTH  ki 
„3a  bopoth".     3to  ^lenie  si  u  npuHnMaw. 

21.  A  XTO  cfeHO  Kpa;^eTI),  to  9  KyHT>.     A  bt,  ÄpoBexi.  9  Kys-B. 

22.  Ame  jiH  yKpaÄyTB  obi^io,  jrioöo  K03y,  11.111  CB-^ntio,  a  nxB 
6yji;eTb  10  ojiiray  OBUiio  yKpa.iiii,  ;i;a  no.iOJKaTL  no  60  p'feaaHT.  npojtaJKn; 
a  KTo  iisiiMa.n'B,  TOMy  10  pfeani, 

23.  A  OTT)  rpHBH'fe  Me^LHUKy  Kyna,  a  B'L  ÄeBHTiiey  (b-b  ÄecHTimy) 

15    KyHT).       A    KHÜBIO    3    rpiIBH-fe.       A    OTT)     12    rpiIBHy     eML^IO    (eMT)Il,K>) 
70   KyHT).      A   B'L   AeCüTHEY    2    rp-feBHi.      A    KHiI3K)    10    rpiIBeHT). 

24.  A    Ce   nOKOHT)    (eOKJIOHT))   BIipHLIll. 

BiipHnKy  B3aTn:  7  B-fe^opT)  cojiOÄy  na  HeÄiLiio.  Toate  OBewh  11.111 
nojiOTL  iiJiH  ÄB'i  HoraT'fe;  a  bT)  cpe^y  pfeany;  a  B'L  nOTHimio  TaKO  aie. 
A  xiiöa  no  KOJiKy  MoryTL  iis'lactii  ii  nmena.   A  Kvp'L  no  ^Boe  na  jieRh. 

KoHH  4  nocTaBHTn  n  CLinaTn  hm-l  na  kohl  ko.tko  MoryTL  3o6aTn. 

A  BnpHHKy  60  rpnBen'L  n  10  p-fesaHT)  n  12  B-iBepnun.  A  nepe;^u 
rpHBHa.  H-in  cn  npHroÄ-fe  B'L  roB-fesie  pHÖasin,  to  B3JiTn  3a  pHOH 
7  p-fcaaHT).  To  BcfexT)  Kynt  15  KyHT)  na  Heji,'tjno.  A  oopoiUHa  kojko 
MoryTt  HÄCTH  (H3T>acTn),  ;i;0HÄejin}Ke  Bnpy  cöepyTL  BupHnii,n.  To  th 
ypoK-L  ^pocjiaBjrL. 
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18.  Wenn  man  ihn  dagegen  festhält  bis  zum  Tages- 
anbruch, so  führt  man  ihn  zum  Fürstenhof.     III,  50. 

19.  Wenn  man  ihn  aber  so  [gefesselt]  erschlägt  und 
Leute  haben  ihn  gefesselt  gesehen,  so  zahlt  man  für  ihn.   III,  51. 

20.  Wenn  ein  Dieb  erschlagen  ist  und  man  hebt  seine 
Füße  im  Hof  (liegend)  auf,  so  ist  er  [zu  Recht]  erschlagen, 
hebt  man  aber  die  Füße  jenseits  des  Tores  auf,  so  zahlt  man 
für  ihn. 


21.  Aber  wer  Heu  stiehlt,  dann  9  Kuna.  Aber  für  Holz 
9  Kuna.     III,  107. 

22.  Wenn  man  aber  ein  Schaf  stiehlt  oder  eine  Ziege  oder 
ein  Schwein,  und  es  waren  ihrer  zehn,  die  das  eine  Schaf  stahlen, 
so  zahlen  sie  je  60  Rezana  Strafe,  aber  wer  [das  Gestohlene] 
ergriff,    dem   (gebühren)  10  Rezana.     II,  12;    III,   52,  53,  54. 

23.  Aber  von  der  Grivna  dem  Schwertträger  1  Kuna  und 
als  Zehnten  15  Kuna.  Und  dem  Fürsten  3  Grivna.  Aber  von 
12  Grivna  dem  Aufgreifer  70  Kuna.  Und  als  Zehnten  2  Grivna. 
Und  dem  Fürsten  10  Grivna. 

24.  Und  das  ist  die  Abgabe  für  den  Virnik.  Der  Yirnik 
erhält:  7  Vedro  Malz  für  die  Woche,  ferner  einen  Hammel 
oder  ein  Schwein  oder  2  Nogata;  aber  am  Mittwoch  1  Rezana 
und  am  Freitag  ebenso.  Und  Brot,  soviel  man  essen  kann, 
und  Hirsenkorn.  Und  je  2  Hühner  für  den  Tag;  Pferde  stellt 
man  4  und  streut  ihnen  für  das  Pferd  auf,  soviel  es  fressen  kann. 

Und  dem  Virnik  60  Grivna  und  10  Rezana  und  12  Veve- 
rica.     Aber  im  voraus  1  Grivna. 

Oder  man  braucht  zur  Fastenzeit  Fische,  dann  erhält  er 
für  die  Fische  7  Rezana.  Aller  Kuna  sind  das  15  Kuna  für 
die  Woche.  Und  Lebensmittel,  soviel  sie  essen  können,  solange 
die  Virnik  das  Wergeid  sammeln.  Das  ist  die  Abgabe  Jaroslavs. 
III,  12,  99,  139;  III,  126,  127. 
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25.  A  cefi  ypoKT.  moct'liiiikom'l: 

a)  ame  uoMOCTiiBuie  moctl,  BaaTii  ott.  Ä^Ja  uoraxa,  a  ot-l  ro- 
poii.uimii  Horaxa; 

6)  ame  .in  öy^eTL  Bexxaro  Mocxa  iioxBepÄHTH  H-feKOJinKO  AOCKt 
HJiH  3  HJin  4  Hjn  5,  to  xoe  ;Ke, 


III. 

TPETLa  pe;i,aki];m  iipab;i,li 

no  xponi;KOMy  cniicKy  Mipioa  npaBe^Haro  KOHua  xv  B^Ka 

ex  BapiaHTEMU  H  J^o6aB.1eHiaMU  üzt»  ÄPyraxt  cdhckobi. 

CyÄt  üpociaBjiL  BojOÄnM'fepHiL 
IIpaBÄa  pycBCKaa 

(ßx  pasHUX'B  cnucKaxi  3aro.iOBKU  o^enL  pas-iü^DU.     CaMufi  KpaxKiM  bx  cn.  MycHHa-üymKHHa : 

„IIpaB;;a  pycKaa  ,  caaiHfi  npoCTpaHHHH  bx  Kapaais. :   „yciaBt  BejiHKaro  KHsaa  Hpocjasa  B.iaj^H- 

Mepaqa  o  cysixt,     Cy^'B  o  syraeryötCTBi.     npaB^a  pyCKaa.") 

1.  Arne  yöneiL  MysKB  Myata,  xo  mbcxhxh  öpaxy  ßpaia,  jh)6o 
omio,  .iH  CHHy,  jiK)6o  6paxy  na^o,  jih  6paxHK)  chhobh. 

2.  Ame  Jin  He  6yji;exB  kxo  ero  mbcxh,  xo  ho-iojeexh  sa  rojioBy 
80  rpHBCHi,  a^e  6yji,exB  KH^a^L  MyacL  11.111  xnyna  KHaaia. 

3.  Ame  ÄU  öyÄexB  pycHHt  (bm^cxo  pycim'L  —  ropoaiaHiiHX)),  iLin 
rpHÄB,   Ä¥)6o  Kynei;B,  jik>6o  xHByHB  öoapecKB,   .11060  Me^HiiKB,  .11060 

isrOH,  JH   CJOB-feHEHB,   XO   40  rpiIBOHB  no.ioJKiixn  saHL. 

4.  Ho  HpociaBi  2:e  naKn  coBKyniiBineca  chhobc  ero,  H3flCJiaBT>, 
CBÄXOc.iaB'B,  BceBOüOÄ'B,  II  Myaifl  hxX),  Kochhhbko,  IlepeH'fer'B,  HuKU(j)opx, 
i  oijoatnma  yöiienne  3a  rojiOBy,  ho  KynaMH  ca.  BUKyuaxii. 

A  iHO  Bce,  flKoace  üpociaBt  cyji.u.iB,  xaKoace  i  cuHOBe  ero 
yciaBHffla. 
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25.    Und  das  ist  die  Abgabe  für  die  Brückenbauer: 

a)  wenn  sie  eine  Brücke  (neu)  bauen,  erhalten  sie  für  die 
Arbeit  1  Nogata  und  vom  Pfeiler  [jej  1  Nogata; 

b)  wenn  es  sich  aber  darum  handelt,  an  einer  alten  Brücke 
einige  Planken  auszubessern,  sei  es  3,  oder  4  oder  5,  dann 
dasselbe.     III,  127. 


III. 


Die  dritte  BedaMion  des ,, Bussischen  Bechtes^^  nach  der  Troichy- 

Handschrift    der   „Bichtschnur"  Ende   des  XV.  Jahrhunderts 

mit  Varianten  und  Zusätzen  aus  anderen  Handschriften. 

Gericht  des  Jaroslav  Volodimeric. 
Das  Russische  Recht. 

1.  Wenn  ein  Mann  einen  Mann  erschlägt,  so  rächt  der 
Bruder  den  Bruder,  oder  der  Vater  [den  Sohn  usw.]  oder  der 
Sohn  oder  der  Brudersohn  oder  der  Schwestersohn.     I,   1. 

2.  Wenn  aber  niemand  da  ist,  der  ihn  rächt,  dann  zahlt 
man  für  den  Kopf  80  Grivna,  Avenn  es  ein  Mann  des  Fürsten 
oder  fürstlicher  Tiun  ist.     I,  2;  II,   1,  4;  III,  5. 

3.  Wenn  es  aber  ein  Russe  ist,  entweder  ein  Gridin  oder 
ein  Kaufmann  oder  Tiun  eines  Bojaren  oder  Schwertträger 
oder  Isgoj  oder  Slave,  so  zahlt  man  40  Grivna  für  ihn.  I,  3; 
III,  5. 

4.  Nach  Jaroslav  vereinigten  sich  aber  seine  Söhne  Izjaslav, 
Svjatoslav,  Vsevolod  und  ihre  Mannen,  Kosnjac'ko,  Pereneg, 
Nikifor  und  schafften  das  Erschlagen  für  den  Mord  ab,  aber 
(bestimmten)  daß  man  sich  mit  Geld  loskaufe. 

Aber  alles  andere  verordneten  auch  seine  Söhne  so,  wie 
Jaroslav  gerichtet  hatte. 
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5.  0  yÖiiHCTB'fe.  Arne  kto  y^uexL  KUKHia  MyiKa  B'l  pa36on,  a 
ro.iOBHiiKa  iie  iiin,ioTL,  to  BiipeBuyio  u.iaTirni  bl  'ibeii  jkc  BepBii  rojioBa 
jiejKiiTL,  TO  80  rpHBent. 

llaKUJib  JiK)ÄHHi>,  TO  40  rpuBest. 


6.  KoTopaii  Jiii  BepBB  na^HeTb  n.iaTiiTii  /i,nKyio  B'tpy  (Biipy),  ko- 
jinKO  .rfeTT)  san.iaTHTL  Ty  Biipy,  sane^Ke  öest  roiOBHiiKa  hmt»  n.iaTiiTU. 

7.  ByÄeTB  jiii  ro-iOEnnKi)  iix-l  bi»  BepBii,  to  saiiB  Kt  hum^ 
npuKJiaÄBiBaeTb ,  Toro  jKQ  ä'^.m  iimi  noMoraTn  roJiOBHnKy,  Jiio6o  ch 
ÄHKyio  B'fepy. 

8.  Ho  cmnaTH  (cn.iaTnTn)  Im-b  booöih  40  rpiiBGH'B,  a  rojOBHiiHBCTBO 
caMOMy  roJiOBHHKy.     A  bT)  40   rpiiBGH'B  eny  saniaTHTii   E3i>  ÄpyjKnHM 

CBOK)    ^aCTB. 

9.  Ho  oJKe  öyjiieTB  yönji'B  hjh  bT)  CBaA'fe  hje  b-l  nnpy  ^Bjeno,  to 
TaKo  esiy  njiaTnTn  no  BepBiiH&iH'fe,  me  ca  npHK.iaji.BiBaK)TB  Biipoio. 

10.  O'AiQ  CTaneTB  öes-B  biihm  na  pasöoii,  By^eTB  .in  CTa.ii  na 
pasöon  öesT)  bcäkoh  CBa^H,  to  3a  pasöoiHiiKa  .ik>;i;h  hg  niaTaTB;  ho 
BLiji,aji;)iTB  n  Bcero  cb  ätenoio  i  cb  ä'^tmii  na  hotokt.  n  na  paarpaÖJieHne. 


1 1 .  A:Ke  kto  hg  biojeutbch  bT)  iHKyio  Bipy  (Bnpy) ,  TOMy  .iioji.Be 
He  noMaraioTB,  ho  caMt  miaTiiTB. 

12.  A  ce  hokohh  BupHiiu  öblih  npn  ilpoc.iaB'fe, 

BiipmiKy  BSiiTH  7  Bi;i,epT)  co.io;i,y  na  Heji;ii.iio ,  ^e  (oate)  OBeni 
Ä¥)6o  nojioTB,  JiH)6o  2  Horaii;  a  bb  cepeji,y  Kyna  JKe  (oa:e)  CBip-B;  a  bt> 
naTHHUH)  TaKOiKe.  A  Kyp'B  no  äboio  eMy  na  ÄeHB.  A  x.Tfe6oBh  7  ua 
HeÄ'fe.iK),   a  nmeHa  7  y6opKOBT>,  a  ropoxy  7  yöopKOBi,  a  coan  7  roa- 

BaJKCHB.       To    TO    BnpHHKy    CO    OTpOKOMB. 
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5.  Vom  Mord. 

Wenn  jemand  einen  Mann  des  Fürsten  im  Ueberfall  er- 
schlägt, und  man  [die  Gemeinde]  sucht  den  Mörder  nicht,  so 
zahlt  die  Gemeinde  das  Wergeid,  in  welcher  der  Kopf  [des 
Erschlagenen]  liegt,  und  zwar  80  Grivna. 

(Ist  der  Erschlagene)  dagegen  ein  gemeiner  Mann,  dann 
40  Grivna.     II,  2;  III,   10. 

6.  Wenn  eine  Gemeinde  aber  das  wilde  Wergeid  bezahlt, 
so  zahlt  sie  es  im  Verlauf  einiger  Jahre ,  weil  sie  ohne  den 
Mörder  es  zahlen  muß. 

7.  Ist  aber  der  Mörder  in  ihrer  Gemeinde,  so  helfen  sie 
deswegen  dem  Mörder,  weil  er  zu  ihnen  seinen  Teil  beiträgt; 
oder  (sie  zahlen  allein)  das  wilde  Wergeid. 

8.  Aber  sie  zahlen  insgesamt  40  Grivna,  das  Kopfgeld 
dagegen  (zahlt)  der  Mörder  selbst.  Aber  zu  den  40  Grivna 
zahlt  er  [der  Mörder]  aus  der  Gemeinde  seinen  Teil. 

9.  Hat  aber  (der  Mörder  den  andern)  im  Streit  oder  beim 
Gelage  öffentlich  erschlagen,  so  zahlt  er  mit  der  Gemeinde 
gemeinsam,  weil  sie  zu  dem  Wergeid  ihren  Teil  beitragen. 

10.  Wenn  er  ohne  Ursache  den  Mord  begeht. 

Hat  er  aber  den  Mord  ohne  jeden  Streit  begangen,  dann 
zahlen  die  Leute  für  den  Mörder  nicht,  sondern  sie  liefern  ihn 
ganz  aus  mit  Weib  und  Kindern  zur  Verbannung  und  Güter- 
konfiskation.    II,  1;  III,  42,  108. 

11.  Wenn  jemand  nicht  beiträgt  zum  wilden  Wergeid, 
dem  helfen  die  Leute  nicht  [in  der  Aufbringung  des  Wergeids], 
sondern  er  zahlt  (es)  selbst. 

12.  Und  das  waren  die  Abgaben  für  den  Virnik  unter 
Jaroslav : 

Der  Virnik  erhält  7  Vedro  Malz  für  die  Woche,  ferner 
1  Hammel  oder  1  Schwein  oder  2  Nogata;  aber  am  Mittwoch 
1  Kuna  oder  Käse  und  am  Freitag  ebenso.  Und  je  2  Hühner 
für  den  Tag  (gebühren)   ihm.     Aber   7  Brote   für   die  Woche 
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A  KOHH  —  4.     KoiieML  iia  poiL  cyni  obgcl. 

BiipiiiiKy  8  rpiiBeHi),  a  10  Kyin>  nepeKjiaAiia/i  (iipiiiaajianaÄ),  a 
MeTe.iHiiKy  12  BfeKiuii  ii,  a  cLcaAnaa  rpiiBua. 

Aaie  6yji.eTL  Bnpa  bl  80  rpiiBeiiJ.,  to  BnpHHKy  16  rpuBeH-L  n 
10  Kyni.  II  12  B'tKmir,  a  nepeÄii  CLcaAuaii  rpiiBHa,  a  3a  ro.ioBy  3  rpiiBHu. 


13.  0  KHflHiu  Myat-jb.  Arne  bi>  khajkii  oipouii,  üii  bi.  KOHioct, 
i.iii  BT,  uoBap'li,  TO  40  rpHBeH'L.  A  3a  TiiByHL  3a  orHiimHHM  i  sa 
KOHiomim  TO  80  rpnBeHL.  A  ß-h  ceibCKOMT.  inByn-fe  KHaai'fe  üii  bt» 
paTaHHiMb  TO  12  rpiiBeHL,  a  3a  pfl;i,0BiHa  5  rpiiBeHL. 


14.  TaKoate  n  3a  öonpecKi.. 

15.  0  peMecTBeHimli  (o  peMecTBeHUK-fe)  ii  o  peMecTBenniti.   A  3a 
peMecTBemma  ii  3a  peMecTBennitio  to  12  rpiiBeHi.. 


16.  a)  A  3a  caiepÄnn  xo-ion^ 
5  rpiiBeHT);  a  sa  po6y  6  rpHBeHi). 


16.  6)  A  3a  CMepÄTj  n  KOjiGn-B 
5  rpiiBeni);  a  3a  po6y  6  rpnBeHi> 
(Kap.). 

17.  A  3a  KopMu.ma  12,  TaKoise  ii  sa  KopMiiJiimio,  xoth  cii  öyah 
xo.ion'L,  xoTfl  cn  po6a. 

18.  0  noK-ienniil  Bnpi.  Ame  6y;i,eTB  na  Koro  noK;ienHaH  Birpa, 
TO  ;Ee  (oa:e)  6yji;eTB  nocjyxoB'B  7,  to  tu  BHBej;yTL  Bnpy  (tojeg  BHBe:teTi. 
BHpy,  TO  Tn  iiMyTi)  B'fepy.     Kap.). 


19.  llaKii  .111  BaparL  iliii  kto  iH'b  Tor^a  (lo  2.). 
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und  Hirsenkorn  7  Uborok  und  Erbsen  7  Uborok  und  Salz 
7  Golvaznja.  Das  (gebührt)  dem  Virnik  mit  dem  Gehilfen. 
Aber  Pferde  4,  den  Pferden  streut  man  vor  das  Maul  Hafer. 
Dem  Virnik  8  Grivna  und  10  Kuna  [ReiseJZuschuß,  aber  dem 
Metelnik  12  Veksa  und  1  Grivna  im  voraus.  Wenn  das  Wer- 
geid 80  Grivna  beträgt,  dann  dem  Virnik  16  Grivna  und 
10  Kuna  und  12  Veksa,  aber  im  voraus  1  Grivna  und  für  den 
Kopf  3  Grivna.     II,  24;  III,  99,  139;  III,  126,  127. 

13.  Vom  Mann  des  Fürsten. 

Wenn  bei  einem  fürstlichen  Diener:  entweder  bei  einem 
Stallknecht  oder  bei  einem  Koch,  dann  40  Grivna.  Aber  für 
einen  Ogniscanin  -  Tiun  und  für  einen  Stallmeister  80  Grivna. 
Aber  bei  einem  fürstlichen  Dorf- Tiun  oder  bei  einem  Bauern- 
Tiun,  dann  12  Grivna,  aber  für  einen  Diener  5  Grivna.  II,  4, 
5,  6,  7. 

14.  Ebensoviel  auch  für  den  eines  Bojaren. 

15.  Vom  Handwerksmann  und  der  Handwerkerfrau.  Aber 
für  einen  Handwerksmann  und  eine  Handwerkerfrau  12  Grivna. 

16.  a)  Aber  für  einen  Bauernsklaven  5  Grivna  und  für  eine 
Magd  6  Grivna.     II,  7,  8;  HI,  145,  116. 

17.  Aber  für  einen  Pfleger  12  Grivna,  ebenso  auch  für 
eine  Amme,  wenn  es  ein  Sklave  und  eine  leibeigene  Magd 
ist.     II,  8. 

18.  Von  Verhängung  des  Wergeids  ohne  Beweis  auf 
bloßen  Verdacht  hin. 

Wenn  gegen  jemand  Wergeid  [wegen  Mord]  verhängt 
werden  soll  bez.  Klage  ohne  Beweis  nur  auf  Verdacht  hin  er- 
hoben wird,  und  wenn  7  Eideshelfer  [für  den  Angeklagten] 
da   sind,   so   beseitigen   die    (die   Verhängung)    des   Wergeids. 

m,  92.     • 

19.  Ist  es  dagegen  ein  Varjager  oder  ein  anderer,  dann 
2  (Eideshelfer). 
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20.  A  HO  KOCiexT,  ii  iio  MepTBemi  iie  n.iaTniL  BepBn,  ame  iiMCHe 
iie  BliAaioTL,  Hii  3iicaK)Tb  ero. 

21.  AiKe   CBepjKGTL  mipy.     A  ii;Ke   CBep/KeiL   Biipy,   to   rpiiBiia 
Kynt  CMeiiiaji  oxpoKy. 

A  KTO  II  Kjeiia.Tb,  a  TOMy  ^am  Jipyryio  rpnBHy. 
A  0TT>  Biipu  iioMG^iiiaro  (noMoiienaro)  9  (KynT.). 

22.  IIcKaBiiie  .iii  noc.iyxa  He  Ha-i-fesyii),  a  icxLii;;!  na^HeTB  toiobob) 
KienaTii,  Torjta  Äaxn  ImI)  npaBjty  jKeaiiso. 


23.  TaKoaie  n  bo  Bcfet  TaHtaxi),  bT)  laiöi  ii  bi,  noKien-fe,  ojkc 
He  öy^eiB  .ihuh,  to  Torji,a  ji,aTn  eny  aie-iiso  hs-l  HeBo.in  lo  nojiyrpHBHH 
30.iOTa.  AjKe  .in  mh4  (Mene),  to  na  Boiy,  o.in  to  äo  ÄBy  rpHBeni,, 
Aate  Mene,  to  pOT-fe  eMy  hth  ho  CBO-fe  Kynti. 


24 24.  A  cyiHHM-B  Kynaiii)  pocTy 

h^tt.  (Kap.). 

25.  Aaie  kto  y;i,apuTB  Me^eMB,  ne  BHnesT.  ero,  n.in  pyKOiixiio, 
to  12  rpHBeH'b  npoiaatn  sa  oönjiy. 

26.  Aaie  .in  BLinesB  Me^B,  a  ne  yTneTB,  to  rpnBna  KynL. 

27.  Aa:e  kto  Koro  yjiapnTB  6aToroML,  .iioöo  Mauieio,  .iiooo  poroML, 

Ji¥)60   TBLl-feCHilO,    TO    12    ipHBeHB. 

28.  He  Tepna  Jin  npoTHBy  Tony,  yjiapnTB  MeneMB,  to  bhhu  ejjy 

B-B   TOMB   H^TyTB. 
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20.  Aber  für  Knochen  und  für  einen  Leichnam  bezahlt 
die  Gemeinde  nicht,  wenn  sie  den  Namen  [des  Toten]  nicht 
weiß  und  ihn  nicht  kennt. 

21.  Wenn  er  [der  Angeklagte]  das  Wergeid  abwälzt. 
Wenn   er   aber   (die  Verhängung)  des  Wergeids   abwälzt, 

dann  dem  Gehilfen  1  Grivna  Kun  Abwälzungsgebühr. 

Aber  auch  wer  geklagt  hat,  auch  der  gibt  eine  zweite 
Grivna.     Und  Tom  Wergeid  9  Kuna  Hilfsgebühr.     III;  139. 

22.  Haben  sie  [die  Angeklagten]  aber  Eideshelfer  gesucht 
und  sie  nicht  gefunden,  der  Kläger  aber  klagt  auf  Mord,  so 
gibt  man  ihnen  [den  Beklagten]  die  Eisenprobe.  III,  111 
bis  113. 

23.  Ebenso  in  allen  Streitsachen  [nämlich]  bei  Diebstahl, 
und  [zwar]  bei  Klage  [auf  Diebstahl]  ohne  Beweis  nur  auf 
Verdacht  hin,  wenn  das  [Klage-]  Objekt  nicht  vorhanden 
ist,  gibt  man  ihm  Eisen  [auch]  gegen  seinen  Willen  bis  zu 
einer  halben  Grivna  Gold.  Ist  es  aber  weniger,  dann  (gehe 
er)  zur  Wasserprobe,  und  zwar  das  bis  zu  2  Grivna.  Ist 
es  (noch)  weniger,  dann  gehe  er  zum  Eid  für  sein  Geld. 
III,  111—113. 

24.  Aber   für   Gerichtsgelder   gibt   es    keine   Verzinsung. 

m,  6. 

25.  Wenn  jemand  mit  dem  Schwert  schlägt,  ohne  es  [aus 
der  Scheide]  herausgezogen  zu  haben,  oder  mit  dem  Griff, 
dann  12  Grivna  Strafe  für  das  Unrecht.     I,  8. 

26.  Wenn  er  das  Schwert  herauszieht  aber  nicht  (damit) 
schlägt,  dann  1  Grivna-Kun.     I,  12. 

27.  Wenn  jemand  einen  schlägt  mit  einer  Peitsche  oder 
Schale  oder  mit  einem  [Trink-] Hörn  oder  mit  der  Faust,  dann 
12  Grivna.     I,  7. 

28.  Wenn  (der  Geschlagene)  es  diesem  (Angreifer)  gegen- 
über nicht  duldet  und  mit  dem  Schwert  schlägt,  so  erwächst 
ihm  daraus  keine  Schuld.     III,  32,  33. 
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29.  Aie  Jin  yineib  pyKy,  i  oinaÄeiL  pyna  üii  yc^xHCTL,  ijiii  nora, 
ijiii  OKO  iiJin  iie  yxHeTb  (»iliii  hoct.  yineTb«  BMliCxo  ue  yTHeTL),  to 
uo-iyBupbe,  20  rpiiBen'b;  a  xomy  3a  nhiHy  10  rpiißein.. 


30.  AjKe  nepcTTi  yinexb  kiiii  .ik)6o,  3  rpiiBim  npoia^Ki,  a  canoMy 
rpiiBHa  KyH'b. 

31.  A  iipiiÄexb  KpoBaBi)  MyjKb.  Ajkg  npi[;i;exb  KpoBaB'b  My^Kb  ua 
(KHHmb)  ÄBopi.  ii.iii  ciiHb,  xo  Bn;i,OKa  eMy  ne  icKaxir,  ho  njiaxiiXE  eaiy 
npoÄaaiK)  3  rpiiBHM. 


32.  Ame  .111  He  6yji;exb  na  neMb  SHaMeniiÄ,  xo  upiiBecxii  eny 
BHÄOK'b,  cioBo  npoxHBy  c.ioBa.  A  Kxo  6yji,exb  nona.i'b,  xony  n.iaxn 
60  KyH'b. 

33.  A^e  jKe  n  KpoBaBL  npnjtexb,  i.in  öviteib  cani  iioqa.i'b,  a 
BH.Äyxb  EocjiycH,  xo  xo  GMy  3a  n.iaxeatb,  ojKe  ii  611.111. 


34.  A^e  VÄapnxb  MeieMb,  a  ne  yxnexb  na  oiepxb,  xo  3  rpuBHbi, 
a  caMOMy  rpiiBHa  3a  pany  aie  jiiieÖHoe. 


35.  IIoxHexb  jin  na  CMepxb,  a  Biipa. 


36.  a)  Ane  nonx>xHexb  MyJKb 
MysKa  .11060  K'b  coöi  All  oxx.  co6e, 
.111060  no  .iimK)  yji,apnxb,  .in  JKepAbio 
y^apiixb,  a  Bnji,0Ka  ÄBa  BLiBe;i,yxb, 
xo  3  rpnBHbi  npoiaaüi. 


36.  6)  Ame  .in  nxnexb  mvikT) 
Mvaca  JI1060  KT>  066^  .ik>6o  ox'b 
ce6ii,  .11060  no  .muy  yji;apnxT>,  n.m 
jKepitiio  y^apnx'b,  a  6e3i>  3HaMeHi>i, 
a  BHÄOKa  2  BbiBe;i;yxx>,  xo  3  rpnBHM 
npoüiaain  (LI,apcK.  II). 
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29.  Wenu  er  aber  die  Hand  schlägt,  und  sie  fällt  ab  oder 
vertrocknet,  oder  der  Fuß  oder  das  Auge,  oder  er  schlägt  die 
Nase,  dann  das  halbe  Wergeid  20  Grrivna  und  diesem  [Ge- 
schlagenen] für  die  Verstümmelung  10  Grivna.     I,  9. 

30.  Wenn  er  irgendeinen  Finger  schlägt,  3  Grivna  Strafe, 
aber  (dem  Geschlagenen)  selbst  1   Grivna- Kun.     I,   11. 

31.  Aber  ein  blutiger  Mann  kommt. 

Wenn  ein  blutiger  Mann  zum  (Fürsten-)Hof  kommt,  und 
ein  blau  (geschlagener),  so  braucht  er  keinen  Zeugen  zu  suchen, 
aber  er  [der  Schuldige]  zahlt  3  Grivna  Strafe.     I,  4;  II,  11. 

32.  Wenn  aber  an  ihm  kein  Zeichen  [der  Mißhandlung 
zu  sehen]  ist,  so  soll  er  einen  Zeugen  beibringen,  Wort  gegen 
Wort.     Aber  wer  angefangen  hat,  der  zahlt  60  Kuna.     I,  5. 

33.  Wenn  aber  auch  ein  blutiger  (Mann)  kommt,  hat  in- 
des selbst  angefangen  [zu  schlagen] ,  und  Zeugen  treten  auf, 
so  ist  ihm  das  anstatt  der  Zahlung,  daß  sie  ihn  schlugen. 
III,  28,  32. 

34.  Wenn  er  mit  dem  Schwert  schlägt,  aber  nicht  zum 
Tode  schlägt,  dann  3  Grivna,  aber  (dem  Verwundeten)  selbst 
1  Grivna,  ferner  für  die  Wunde  Kurkosten.     I,  6. 

35.  Schlägt  er  aber  zum  Tode,  dann  das  Wergeid. 

36.  a)  Wenn  ein  Mann  einen  Mann  stößt  entweder  zu 
sich  hin  oder  von  sich  weg,  oder  in  das  Gesicht  schlägt,  oder 
mit  einer  Stange  schlägt  und  man  bringt  2  Zeugen  bei,  dann 
3  Grivna  Strafe. 

b)  Wenn  ein  Mann  einen  Mann  stößt  entweder  zu  sich 
hin  oder  von  sich  weg,  oder  in  das  Gesicht  schlägt,  oder  mit 
einer  Stange  schlägt,  aber  ohne  (daß  ein)  Zeichen  (der  Miß- 
handlung zu  sehen  ist),  und  man  bringt  2  Zeugen  bei,  dann 
3  Grivna  Strafe.     I,  13. 
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37.  a)  Arne  6y;i.eTB  Bap^irL  i.in 
K0j6iiT'b^  To  uo.iHafl  BnÄOKa  BusecTii 
i  (bo  MHonixt  cniiCKax-L  »i«  iif/n.) 
Ueia  na  poiy. 


37.  6)  Ojkg  öy^eTt  Bapjin.  iijiii 
Ko.ioßiirii,  Kpemeni/i  iie  iiarliii,  a 
6yji.eT73  iiÄia  6oii,  a  BiiÄOKa  hg 
öyji.eTT),  iiTii  iiMa  na  poiy  uo  CBoefi 
B'^p-fc,  a  jiK)6o  na  JKpeöin,  a  biiiio- 
BaTMil  Bi  npo^ajix'fe ,  bo  tio  ii 
OÖ.lOJKaTT)  (II^apcK.  II). 


38.  0  HG-iflÄii.  A  ne:inji}m'h  CKpBiGXbCfl,  a  3aK.iimH)Ti>  h  na  xopry, 
a  3a  3  ;i,Hn  hg  BLiBG^yiL  cro,  a  nosnacTt  ii  (bl)  tpgtiiii  äghb,  to  cboh 
HG.ifljiiiH'B  noHflTH,  a  OHOMy  n.iaTiiTii  3  rpiiBHLi  npoiaiKii. 


39.  A'jRe    KTO     BCflÄGTL    Ha    ^JK)HiL     KOHL.       AiKG     KTO    BCflÄGTL    Ha 

^ik);kb  kohl,  hg  npomaB'L,  to  3  rpnBHLi. 

40.  AhG  KTO  KOHL  HOryÖHTL,   H-IH  Opy^tLG,   LIH  HOpT-Ly  a  aanoB'tcTL 

Ha  Topry,    a  nocTfe   nosnaeTL   bT)   cbogm-l   ropoi-fe,   cbog  GMy  .iuugml 
B3flTn,  a  3a  o6nj];y  njaTETn  eny  3  rpnBHH. 


41.  A^G  KTO  no3HaGTL  CBOG,  HTO  öy^GTL  EoryÖH.i'L,  Lin  ynpaiGHo 
y  HGro  ^To,  H  (sToro  »n«  h^tT))  hjih  kohl,  n.in  nopTi),  lin  CKOTHHa, 
To   HG  puH   n:   »CG  MOG«,   Ho:   »noun  na   cboätb,   Kji.'fe   gctl  B3a.i'L«. 

CbGäHTGCü:  KTO  6yjlGTL  BEHOBaTT),  Ha  TOrO  TaTÖa  CHHJtGTL.  Tor^a  OHL 
cbog  B03MGTL,  a  HTO  HOrilÖ.lO  ÖyjlGTL  CL  HHML ,  TOaiG  GMy  HaHHGTL 
HJaTHTH. 


42.    AmG   ÖyÄGTL   KOHGBHll    TaTL,   Bii;i,aTU    KHfl3lO   Ha   nOTOKl. 
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37.  a)  Wenn  es  ein  Varjager  oder  Kolbjag  ist,  so  bringt 
man  die  volle  Zahl  Zeugen  bei,  und  sie  [Varjager  oder  Kolb- 
jag] geben  zum  Eid.     I,   14;  III,   19. 

b)  Wenn  es  ein  Varjager  ist  oder  Kolbjag,  der  die  Taufe 
nicht  hat,  und  es  entsteht  ihnen  ein  Streit,  aber  Zeuge  ist 
keiner  da,  so  gehen  sie  zum  Eid  nach  ihrem  Glauben  oder 
zum  Los,  aber  der  Schuldige  (gerät)  in  Strafe  für  das,  dessen 
man  ihn  anklagt. 

38.  Vom  Gesinde. 

Aber  ein  Knecht  verbirgt  sich,  und  man  macht  ihn  be- 
kannt auf  dem  Marktplatz,  aber  während  3  Tagen  bringt  man 
ihn  nicht  bei,  aber  es  erkennt  ihn  [sein  Herr]  am  dritten  Tag, 
so  nimmt  er  seinen  Knecht,  aber  er  [der  ihn  verheimlicht  hatte] 
zahlt  3  Grivna  Strafe.     I,   15;  III,  47. 

39.  Wenn  jemand  auf  einem  fremden  Pferd  reitet. 
Wenn  jemand  auf  einem  fremden  Pferd  reitet,  ohne  (es) 

erbeten  zu  haben,  dann  3  Grivna.     I,   16. 

40.  Wenn  jemand  ein  Pferd  einbüßt  oder  eine  Waffe  oder 
ein  Kleid  und  macht  es  bekannt  auf  dem  Marktplatz,  aber 
danach  erkennt  er  es  in  seiner  Stadt,  so  nimmt  er  das  ihm 
gehörende  Objekt,  aber  für  das  Unrecht  bezahlt  er  [der  Schul- 
dige] 3  Grivna.     I,  17. 

41.  Wenn  jemand  sein  Eigentum  erkennt,  das  er  eingebüßt 
hat,  oder  das  bei  ihm  gestohlen  wurde,  entweder  Pferd  oder 
Kleid  oder  Vieh,  dann  sage  ihm  [dem  gegenwärtigen  Besitzer] 
nicht:  „Das  ist  mein",  sondern  [sage  zu  ihm  so]:  „Gehe  mit 
zur  Ermittelung,  wo  du  es  genommen  hast."  Die  Ermittelung 
wird  angestellt;  wer  schließlich  schuldig  ist,  anf  den  geht  der 
Diebstahl  aus.  Dann  nimmt  er  [der  Eigentümer]  das  Seine, 
aber  was  dabei  verloren  gegangen  ist,  das  muß  er  [der  schließ- 
lich Schuldige]  ihm  zahlen.     I,  18. 

42.  Wenn  (einer)  ein  Pferdedieb  ist,  übergibt  man  ihn 
dem  Fürsten  zur  Verbannung.     III,   10,  108. 
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43.  IlaKii  .111   öyxQ'^b  KJ-feTHiifi  tutl,  to  3  rpiiBiiu  u-iaTnin  eMy. 

44.  0  CBOÄ'fe.  AjKe  6yji,eTi>  bo  o^hhoml  ropoA'fc,  to  iith  hctluio 
äo  KOHUfl  Toro  cBoji.a.  ByÄeTB  äu  cboät.  iio  3eM.iiiMTj,  to  iith  GMy  JI,0 
TpeTbiiro  CBO^a,  a  mto  6yji,eTL  Jinii,e,  to  Toiny  njiaTHTii  TpeTBeMy  icynaMii 
3a  .iime.  A  ct.  .inueML  irni  äo  kohi;«  CBOjiiy,  A  icTmio  JKji,aTii  iipoKa. 
A  KA'fe  cHiiÄeTB  Ha  Koneynaro,  to  Tony  Bce  HJiaTHTB  n  npoÄajKio. 


45.  0  Taxöi.  IlaKH  jih  öy^eTB  hto  TaTeÖHo  KynnjiT.  bt.  Topry, 
H.in  kohl,  hjih  HopTT),  LiH  CKOTHHy,  TO  BBiBeji.eTB  CBo6oÄHa  Myata  ABa 
hjh  MHTHHKa.  Aate  na^HCTB  ne  snaTH  y  Koro  Kynii.iT.,  to  Ith  ho  hcmb 
T^MTb  BnÄOKOM'B  (na  Topry)  napoTy,  a  hctbiük)  CBoe  .inii,e  bshth,  a  ito 
CB  hhmb  nornöjio,  a  Toro  esiy  aie.i'feTH,  a  OHOMy  aiej^TH  cbohx'b  KynT., 
aane  ne  snaeTB  y  Koro  KynHBi.. 


46.  üosHaeTB  .in  iia  ito-is-fe  y  Koro  to  Kynn.iT.,  to  CBoi  Kynii 
B03MeTB,  i  ccMy  miaTHTH,  ^To  y  Hero  6yji.eTB  norii6.io,  a  khasid 
npo^aatK), 


47.  ÄTKe  nosHaeTB  kto  ^e.iH;i,B.  Ame  nosnaeTB  kto  ye-iianHi. 
CBofi  yKpaÄeHT.,  a  noimeTB  n,  to  oHOMy  BecTn  n  no  KynaMt  äo  TpeTBaro 
CBOÄa.  IIoflTn  3Ke  ^e.iflji,nHT.  bl  He.iflji,nH'B  m^cto,  a  OHOMy  ji.aTH  .inue, 
aTb  UeTB  ÄO  KOHeiHflro  CBOji.a.  A  to  gctb  hg  ckott.,  H'ki3'fe  p^n,  (ne 
B-feA-fe)  y  Koro   ecMB  KyniLii.;   ho   no  asHKy   hth  äo  kohuh.     A   Kji;h 

ÖyÄeTB   KOHeMHHH    TaTB,    TO    On/ITL   BOpOTÜTB    ^e.IflÄHHa,    a    CBOH    noiMCTB, 
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43.  Wenn  er  dagegen  ein  Hausdieb  ist,  so  zahlt  er 
3  Grivna. 

44.  Von  der  Ermittelung. 

Wenn  es  in  einer  Stadt  (allein)  ist  [daß  eine  Ermittelung 
angestellt  wird],  dann  geht  der  Kläger  bis  zum  Ende  dieser 
Ermittelung.  Geschieht  die  Ermittelung  auf  dem  Land,  so 
geht  er  (nur)  bis  zur  dritten  Ermittelung,  aber  wo  das  Objekt 
[der  Ermittelung]  ist,  da  muß  dieser  Dritte  mit  Geld  für  das 
Objekt  zahlen.  Aber  mit  dem  Objekt  geht  man  bis  zum 
[schließlichen]  Ende  der  Ermittelung.  Aber  der  Kläger  wartet 
das  weitere  [Ende  der  Ermittelung]  ab.  Und  wo  es  auf  einen 
Letzten  ausgeht,  da  muß  der  alles  bezahlen  und  (dazu)  die 
Strafe.     I,  18,  21;  III,  47,  48. 

45.  Vom  Diebstahl. 

Wenn  dagegen  einer  etwas  Gestohlenes  gekauft  hat  auf 
dem  Marktplatz,  entweder  ein  Pferd  oder  Kleid  oder  Vieh,  so 
bringt  er  zwei  freie  Männer  oder  den  Zolleinnehmer  bei.  Wenn 
er  nicht  weiß,  bei  wem  er  (es)  gekauft  hat,  so  gehen  mit  ihm 
diese  Zeugen  [seines  Kaufes]  auf  den  Markt  zum  Eid,  und 
der  Kläger  nimmt  sein  Objekt,  aber  was  dabei  verloren  ging, 
da  muß  er  [der  Kläger]  sich  darum  kümmern,  aber  er  [der 
Käufer]  muß  sich  um  sein  Geld  kümmern,  weil  er  nicht  weiß, 
bei  wem  er  [das  Objekt]  gekauft  hat.     III,  48. 

46.  Erkennt  er  aber  schließlich,  bei  wem  er  das  ge- 
kauft hat,  so  nimmt  er  sein  Geld  [von  dem  erkannten  Ver- 
käufer], und  dieser  [letztere]  muß  bezahlen,  was  bei  ihm 
[an  dem  Objekt]  verloren  gegangen  ist,  und  dem  Fürsten  die 
Strafe. 

47.  Wenn  jemand  (seinen)  Knecht  erkennt. 

Wenn  jemand  seinen  ihm  gestohlenen  Knecht  erkennt  und 
ergreift  ihn,  so  führt  er  [der  Besitzer]  ihn  bezirksweise  bis 
zur  dritten  Ermittelung.  Dann  nimmt  er  [beim  dritten  Be- 
sitzer] einen  [anderen]  Knecht  an  Stelle  des  [ersten]  Knechtes, 
aber  jenem  [bei  dem  er  den  Knecht  genommen  hat]   gibt   er 
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II  iipoTop'b  TOMy  mc  ii.iaTUTii,  a  khhsio  upo^aiKi  12  rpirBeHi>  bi  leJiH- 
ÄUHi  njiH  yKpaAuie  (iliu  yseÄUie). 


48.  0  CBOÄi  ate.  A  n(3'L)  CBoero  ropoia  bt.  qroffiio  3eMJiK>  CBOJia 
H^TyiL;  HO  xaKOJKe  BtiBecxn  eny  nociyxu  äK)6o  MHTHiiKa,  nepeüL  kiimb 
3Ke  KynüBine.  To  iicTbitio  .iniie  Baaxu,  a  npoKa  eaiy  aje-T-feTK,  ^to  ci. 
HiiML  nornöjo,  a  OHOMy  cboiixI)  Kynt  jEej-fein,  (ÄOHjtijKe  Haiiseib). 


49.  0  xaiöi.  A'Aie  jöuwEh  Koro  y  K.i'ifeTn  liu  y  Koxopoi  xaxoH, 
xo  yöuioxL  BO  nca  M-fecxo. 

50.  Atrq  All  i  no;i,epa:axL  (äo)  CBixa,  xo  Becxu  na  khähib  j!,Bopi. 

51.  Okq  äu  yönioxb  ii,  a  JjEq  6yji;yxL  .iK);i;ne  CBÄsana  bh;!,^.^,  xo 
njiaxnxn  b'b  xoml  12  rpiiBen-L. 

52.  Arne  Kpaji,exL  kxo  ckoxI)  bx>  xj-feBi  hjiii  K.iixL,  xo  Jße  (ose) 
öyiexL  oäiihX),  xo  miaxuxu  eny  3  rpnBHti  n  30  KynX);  6yji,exL  .lu  iixi» 
MHoro,  BcfeMi)  no  3  rpnBHH  Ji  no  30  KyHij  n.iaxiixi>. 

53.  0  xaxöi,  nme  kxo  CKOxa  BsnmexL.  Arne  Kpa;i;exb  cKOX'b  Ha 
nojiu,  i.iu  OBA^J,  ii.in  kosh,  .in  cbiihbu,  60  Kyni);  6yj],exb  .lu  ixb  Miioro, 
xo  BC'fcM'b  no  60  KyuL. 
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(den  Knecht  als  Klage-)Objekt,  damit  er  bis  zur  schließlichen 
Ermittelung  gehe.  Aber  das  [der  Knecht]  ist  ja  kein  Vieh, 
es  ist  [dem  Besitzer]  unmöglich,  zu  sagen:  Ich  weiß  nicht,  bei 
wem  ich  (ihn)  gekauft  habe,  sondern  auf  Grund  der  Aussage 
[des  Knechts]  geht  man  bis  zum  Ende  der  Ermittelung.  Aber 
wo  schließlich  der  Dieb  ist,  da  gibt  man  den  [einstweilen  ge- 
nommenen] Knecht  zurück,  und  [der  Eigentümer]  nimmt  den 
seinen,  und  jener  [schließliche  Dieb]  muß  die  Kosten  zahlen, 
aber  dem  Fürsten  12  Grivna  Strafe  für  einen  Knecht,  der  ge- 
stohlen oder  entführt  ist.     I,  21;  II,  10. 

48.  Gleichfalls  von  der  Ermittelung. 

Aber  aus  der  eigenen  Stadt  in  ein  fremdes  Land  gibt  es 
keine  Ermittelung;  aber  er  [der  Beklagte]  muß  auch  Zeugen 
beibringen  oder  den  Zolleinnehmer,  vor  welchem  er  gekauft 
hat.  Dann  nimmt  der  Kläger  das  Objekt,  aber  für  das  Weitere 
muß  er  sich  kümmern,  was  dabei  verloren  ging,  aber  er  [der 
Beklagte]  muß  sich  für  sein  Geld  kümmern,  bis  er  findet  [den, 
von  dem  er  es  gekauft  hat].     III,  45. 

49.  Vom  Diebstahl.  Wenn  man  jemanden  im  Gemach 
oder  beim  Kuhdiebstahl  erschlägt,  so  erschlägt  man  ihn  wie 
einen  Hund.     II,  3,   17. 

50.  Wenn  man  ihn  dagegen  festhält  bis  zum  Tagesanbruch, 
so  führt  man  ihn  zum  Fürstenhof.     II,  18. 

51.  Wenn  man  ihn  aber  erschlägt  und  Leute  haben  ihn 
schon  gefesselt  gesehen,  so  zahlt  man  für  ihn  12  Grivna.    II,  19. 

52.  Wenn  jemand  Vieh  stiehlt  im  Stall  oder  (aus  dem) 
Gemach,  wofern  es  (nur)  einer  ist,  so  zahlt  er  3  Grivna  und 
30  Kuna;  sind  es  ihrer  aber  viele,  so  zahlen  alle  je  3  Grivna 
und  30  Kuna.     II,   12,  22. 

53.  Vom  Diebstahl,  wenn  jemand  Vieh  stiehlt. 

Wenn  jemand  Vieh  auf  dem  (freien)  Feld  stiehlt,  ent- 
weder Schafe  oder  Ziegen  oder  Schweine,  60  Kuna;  wenn  ihrer 
aber  viele,  dann  alle  je  60  Kuna.     II,  22. 
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54.  Arne  KpaACTb  ryMiio  i.iii  hüito  bl  ninii,  to  ko.iiiko  iixi.  ÖyAexL 
ivpa.10,  TO  BC'feM'i>  HO  3  rpiiBiim  i  uo  30  Kyiri). 

55.  A  y  nero  ace  iiorii6.io,  to   O/Kc  6yj;eTL  jime,  Jiiine  iioineTL, 
a  3a  .i'feTO  B03MeTf>  no  nojiyrpnBiil;. 

llaKH  jiH  jiHua  He  öyieTt,  a  6yji,eTL  öh.i-l  KimKb  kohb,  to  luiaTHTn 
aaHL  3  rpuBHLi,  a  aa  iiuliXB  no  2  rpiiButi. 


56.  A  ce  ypoitn  CKOTy.  A/Ke  3a  Ko6i>ijy  7  (60)  Kynt,  a  3a  bo.i'b 
rpiiBiia,  a  3a  KopoBy  40  KyHi,  a  3a  TpeTLSTKy  30  Kynt,  sa  üOHLiiuiHy 
nojrpiiBHH,  3a  Te.ia  5  Kyni),  a  3a  cbhhlk)  5  Kyni),  a  3a  nopoca  HoraTa, 
3a  OBi],K)  5  KyHt,  3a  öopani»  HoraTa,  a  3a  jKepe6eii,L,  aace  He  Bcfe^aHo 
HaHB,  rpuBHa  Kyn-L,  sa  atepeöa  6  HoraTT), 

A  3a  KopoBiie  mo^ioko  6  HoraTT). 

To  TH  ypoAH  CMcpÄOMT),  oJKe  HJiaTaTB  KHfl3io  npoji;ajKK). 


57.  Aate  6yji,yTB  xojionH  TaTLe,  cyji.t  KHaaiB.   Aate  6yji,yTB  xojionH 

TaTIie,    JIK)6o    KHÜJKH,    JIK)60    ÖOflpbCTHH,    JIK)6o    ^BpHCMB,    iXT»    ffie    KHfl3B 

npoji;aateK)  ne  Ka3HHTB,  aana  cyTB  ne  cboöoähh,  to  ÄBon^e  niaiHTB  ko 
hctbi;k)  3a  oönj^y. 

58.  Oate  kto  Kynt  B3HmeTB.  Aate  kto  B3nmeTb  Kynt  na  Äpy^i, 
0  OHT.  ca.  HaMneTB  3anHpaTii,  to  ome  naHB  BLiBeji,eTB  nociycu,  to  tu 
noi^yTB  Ha  poTy,  a  ohi.  bosmbtb  CBO'fe  Kynti. 


59.  BanejKe  ne  Äaii  eny  KyB^  3a  MHoro  .tItt.,  to  njiaTHTu  eMy 

Sa   OÖHÄy    3    rpHBHBI. 

60.  Aa:e  kto  Kynei;B  Kyni;io  äectb  (bt>)  Kyn.110  bti  (aToro  C0K>3a 
H^TT))  KyHBi  H.IIH  Bi>  TOCTBÖy,  TO  Ky  1111,10  nepeAT»  nocjiyxu  Kyni  ne  nMaxH, 
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54.  Wenn  jemand  eine  Tenne  bestiehlt  oder  Heu  in  der 
Grube  (stiehlt),  so  zahlen,  so  viele  ihrer  gestohlen  haben,  alle 
je  3  Grivna  und  30  Kuna.     II,  12,  22. 

55.  Aber  der,  bei  dem  es  verloren  ging  [gestohlen  wurde], 
der  nimmt  das  Objekt,  wenn  es  (noch)  vorhanden  ist,  aber  für 
das  Jahr  erhält  er  je  eine  halbe  Grivna.  Ist  dagegen  das  Ob- 
jekt nicht  (mehr)  vorhanden,  und  war  es  ein  fürstliches  Pferd, 
so  sind  dafür  3  Grivna  zu  zahlen,  aber  für  andere  (Pferde)  je 
2  Grivna.     II,  9. 

56.  Und  das  sind  die  Abgaben  für  das  Vieh. 

Für  eine  Stute  7  (60)  Kuna  und  für  einen  Stier  1  Grivna 
und  für  eine  Kuh  40  Kuna  und  für  ein  dreijähriges  30  Kuna, 
für  ein  vorjähriges  eine  halbe  Grivna,  für  ein  Kalb  5  Kuna 
und  für  ein  Schwein  5  Kuna,  für  ein  Spanferkel  1  Nogata, 
für  ein  Schaf  5  Kuna,  für  einen  Hammel  1  Nogata,  und  für 
einen  Hengst,  wenn  man  noch  nicht  auf  ihm  geritten  ist, 
1  Grivna-Kun,  für  ein  Hengstfüllen  6  Nogata.  Und  für  eine 
Milchkuh  G  Nogata.  Das  sind  die  Abgaben  für  Bauern,  wenn 
sie  dem  Fürsten  Strafe  zahlen.     II,  9. 

57.  Wenn  Sklaven  Diebe  sind,  fürstliches  Gericht. 
Wenn  die  Diebe  Sklaven  sind,  sei  es  vom  Fürsten,  oder 

von  Bojaren  oder  von  Mönchen,  so  belegt  sie  der  Fürst  nicht 
mit  Strafe,  weil  sie  nicht  freie  (Männer)  sind,  dann  zahlt  [ihr 
Herr]  dem  Kläger  das  Doppelte  für  das  Unrecht. 

58.  Wenn  jemand  Geld  einfordert. 

Wenn  jemand  Geld  von  einem  andern  einfordert,  dieser 
aber  leugnet,  und  wenn  er  [der  Gläubiger]  Zeugen  gegen  ihn 
beibringt,  so  gehen  diese  zum  Eide,  aber  er  [der  Gläubiger] 
erhält  sein  Geld.     I,  19. 

59.  Weil  er  [der  Schuldner]  ihm  das  Geld  während  vieler 
Jahre  nicht  (zurück) gab,  so  zahlt  er  ihm  [dem  Gläubiger]  für 
das  Unrecht  3  Grivna.     I,  20. 

60.  Wenn  ein  Kaufmann  einem  (anderen)  Kaufmann  Geld 
gibt  zur  Kaufmannschaft  oder  zum  Handel,  so  nimmt  der  Kauf- 
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nocjiyeii  eny  hg  Ha^oÖli.    Ho  im  eaiy  caMoaiy  poi-fe,   aiKe  cä  noiHexb 
aauiipani. 

61.  0  iioKJia;Kan.  A^Ke  kto  noKJiajKaH  KiaAeib  y  Koro  jih)6o,  to 
Ty  iiocjiyxa  HicxL.  Ho  oate  HaiHeib  öojiuihml  laeuam,  TOMy  hth 
poii,  y  Koro  TO  jieaiaji'L  xoBapii:  >a  toüko  ecii  y  Mene  nojrojKiiJi'B«, 
saHeate  eny  bt.  ÖoJioro  ä^jb  (ö.iaroji.'feii.ii'B)  ii  xopoHHJiT)  lOBap'B  Toro  (ero). 


62.  0  piai.  Aaee  kto  ÄaeTB  Kynti  b-b  pis^,  hjih  nacTaBL  Bt 
Me^T)  (hjih  MeAB  B'B  HacTaBB),  HJIH  aiHTo  BTb  Hpicout,  TO  HocjiyxH  eMy 
CTaBiiTU.     KaKO  cä  öy^eiB  phähjiI),  TaKoace  OMy  HMaxu. 

63.  0    MiCfllH-feMB    pfei.      0   (A)    MioiHEHH   p-feST),    OjKQ  3a  Ma.io, 

TO  iMaTH  eMy.    San^yTB  jih  cr  KynBi  äo  Toro  s&e  ro^a,  to  ita^axB  eMy 

KyHBI   BT>   TpeTB,    a    MiCÄ^HBIU    p'feS'B    EOrpCHyTH. 


64.  üocuyxoBT.  jih  ne  öy^eTB,  a  öy^eTB  Kyn-B  3  rpHBHBi,  to  hth 
eny  upo  cBo-fe  KyHBi  poii.  Byji,eTB  jih  öojie  Kyni»,  to  pe^n  eMy  TaKo: 
»npoMHJiOBajiCÄ  ecH,  o^e  ecn  ne  CTaBÜi)  nocjiyxoB'B«. 


65.  YcTaBt  BojiOÄHMipB  BceBO-iojiHia. 

a)  BojiOÄHM'fep'B  BceBOJOÄH'iB ,  HO  CßflTono.m'fe,  cossa  ji^py^nny 
CBOK)  Ha  BepecTOBfoiB :  PaTHÖopa,  KieBBCKo(ro)  THCÄiiBCKoro,  üpoKOHBio, 
öijioropoÄBCKoro  thcähbckoio,  CTaHHCJiaBa,  nepeaciaBBCKoro  thcä^- 
CKoro,  Ha^iipa,  MnpocjiaBa,  iBasKa  ^K);i,HH0BU4a ,  CiroBa  My^Ka,  n 
ycTasHJiH  ÄO  TpeTBflro  pfea,  oate  eM.ieTB  bb  TpexB  KyHH. 

6)  Aare  kto  bosmctb  ji,Ba  piaa,   to-to  CMy  b3äth  ucto;  naKH  .in 

BOSMGTB   Tpn   p'li3bl,    TO    UCTa    CMy    He    B3ÄTU. 
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mann  das  Geld  nicht  vor  Zeugen,  Zeugen  sind  ihm  nicht  nötig. 
Aber  wenn  er  leugnet  [das  Geld  geliehen  zu  haben],  so  muß 
er  selbst  zum  Eid  gehen. 

61.  Von  der  Verwahrung. 

Wenn  jemand  etwas  bei  irgendeinem  in  Aufbewahrung 
gibt,  so  ist  da  kein  Zeuge  (nötig).  Klagt  aber  [der  Hinter- 
leger] auf  mehr,  so  geht  der  zum  Eid,  bei  dem  diese  Ware 
hinterlegt  war  [und  schwört]:  „Nur  so  viel  hast  du  bei  mir 
hinterlegt",  weil  er  es  ihm  zugute  tat  und  [d.  h.  daß]  er  dessen 
Ware  aufbewahrte. 

62.  Vom  Zins. 

Wenn  jemand  Geld  auf  Zins  gibt  oder  Honig  auf  Zugabe 
oder  Getreide  auf  Zuschüttung ,  so  stellt  er  Zeugen.  Wie  er 
vereinbart  hat,  so  nimmt  er  es. 

63.  Vom  monatlichen  Zins.  Aber  den  monatlichen  Zins 
nimmt  er  [der  Verleiher],  wenn  es  für  wenig  [Tage]  ist.  Läuft 
aber  das  Geld  bis  zu  diesem  Jahr  fort,  so  gibt  man  ihm  [dem 
Entleiher]  das  Geld  für  ein  Drittel  [des  Jahres] ,  aber  den 
monatlichen  Zins  tilgt  man. 

64.  Sind  keine  Zeugen  vorhanden  und  beträgt  das  [ge- 
liehene] Geld  3  Grivna,  so  geht  er  [der  Verleiher]  für  sein 
Geld  zum  Eid.  Ist  es  mehr  Geld,  so  sage  ihm  [dem  Verleiher] 
so:  „Du  hast  gefehlt,  daß  du  keine  Zeugen  gestellt  hast." 
ni,  62;  m,  23. 

65.  Verordnung  des  Volodimer  Vsevolodic. 

a)  Volodimer  Vsevolodic  berief  nach  Svjatopolk  seine  Ge- 
folgschaft in  Berestovo  zusammen;  Ratibor  den  Kiever  Tausend- 
mann ,  Prokop  den  Belogoroder  Tausendmann ,  Stanislav  den 
Perejaslavler  Tausendmann,  Nazir,  Miroslav,  Ivanko  Cjudinovic, 
den  Mann  Olegs,  und  sie  verordneten  bezüglich  des  Drittel- 
Zinses,  wenn  (jemand)  auf  ein  Drittel  Geld  (zu  leihen)  nimmt. 

b)  Wenn  jemand  zwei(mal)  Zinsen  nimmt,  so  soll  er  dann 
das  Kapital  nehmen,  nimmt  er  dagegen  drei(mal)  Zinsen,  so 
darf  er  das  Kapital  nicht  (mehr)  nehmen. 
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r)  Arne  KTO  CM-iexi.  iio  10  icyiiT.  oti.  .rliia  iia  rpiiBny,  to  Toro  ne 
OTM'liTaTn. 

66.  AjKe  KOTopLin  KyiieuL  iicToniiTbCii.  Ajkg  KOTopuft  KyneuL, 
KÄ't  .iK)f)o  liiert  c'L  4io:kiimii  KyiiaMii,  iiCToniriLCH,  Jiioöo  paiL  BoaMeib 
.111  orui),  TO  iie  nacHJiirrii  eny,  nii  npo^aiii  cro.  Ho  KaKO  Ha^neib 
OTt  ji'IiTa  iLiaxiiTii,  TaKOHte  n.iaTiiTL,  aaneate  nary6a  ott.  Bora  ecxL,  a 
ne  BiinoBaiT.  ecTL. 


67.  AjKe  .in  nponneibca  hjih  npoönextcH,  a  Bt  öejyMMi  H¥)jKb 
TOBapx.  nciiopxnxB,  xo  KaKO  .11060  x-feaii),  ^mn  xo  xoBapi»:  JKjtyxb  Jin  eMy, 
a  cBOfl  Imt.  Bo.ifl,  npoji,a,THXL  .111,  a  cboh  hmt,  boji/i. 


68.  0  ÄO.is'fe.  Aaie  kxo  MHoniML  jiojVJKewb  6yji,exb,  a  npHuieji,!. 
rocnoÄb  (rocxb)  im%  unoro  ropo^a  n.in  ^lyaieseMeub ,  a  ne  B't;^afl 
sanycxnxb  sanb  xoBapx>,  a  oniixb  na^nexb  ne  jtaxn  rocxn  (rocxeBn) 
Kynx.,  a  nepBnii  ÄO.iaie  6nxn  (ji,0Ji^HnKn)  na^nyxb  eny  saunnaxn,  ne 
Äaiyge  eMy  Kyn'b,  xo  Becxn  n  na  xoprx.,  npoji,axn  jKB  u  oxj!,axn  me 
nepBoe  rocxnnbi  Kynti,  a  ÄOManrnnMi),  ^ixo  ca  ocxanexb  Kyni),  xini»  me 
ca.  noÄ'fe.MXb. 


69.  TlaKH  Jiu  6yÄyxb  KHAain  KynBi,  xo  kh/ukh  kyhh  nepBoe  Bsaxn, 
a  npoKX)  BT)  Ä'fe-iX). 

70.  Arne  kxo  MHora  pfea  nMa.ix.,  ne  iMaxn  xoMy. 

71.  Aace   3aKynL   öi^Knxb.     Ajkc    3aKyn'b   ötaiuxb   oxb  rocnoj.bi, 
xo  oöejib. 
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c)  Wenn  jemand  je  10  Kuna  um  3  Grivna  für  das  Jahr 
nimmt,  so  soll  man  das  nicht  verbieten. 

66.  Wenn  irgendein  Kaufmann  Schiffbruch  leidet. 
Wenn  ein  Kaufmann,  der  mit  fremdem  Geld  irgendwo(hin) 

geht,  Schiffbruch  leidet,  oder  das  feindhche  Heer  oder  Feuer 
nimmt  es,  dann  soll  man  ihn  nicht  bedrängen,  ihn  auch  nicht 
verkaufen.'  Aber  wie  er  jährlich  bezahlen  (können)  wird,  so 
soll  er  bezahlen  (dürfen),  denn  der  Verlust  ist  von  Gott,  aber 
er  ist  nicht  schuld.     IIJ,  67,  68;  III,  60;  III,  6. 

67.  Versäuft  er  aber  oder  verputzt  er  und  verdirbt  er  in 
Unverstand  die  fremde  W^are,  so  (geschehe  mit  ihm)  wie  es 
dem  beliebt,  dessen  die  Ware  ist:  wollen  sie  mit  ihm  Geduld 
haben,  so  steht  es  in  ihrem  Belieben,  wollen  sie  ihn  verkaufen, 
so  steht  es  (auch)  in  ihrem  Belieben. 

68.  Von  der  Schuld. 

Wenn  jemand  vielen  (Gläubigern)  schuldig  ist,  und  es 
kommt  ein  Kaufmann  aus  einer  andern  Stadt,  oder  ein  Fremder 
und  ohne  Kenntnis  [der  Schulden  dieses  Betreffenden]  überläßt 
er  ihm  Ware,  aber  [der  Schuldner]  gibt  dem  Kaufmann  das 
Geld  nicht  zurück,  und  die  früheren  Gläubiger  hindern  ihn 
[den  Schuldner]  ihm  [dem  Kaufmann]  das  Geld  zurückzugeben, 
so  führt  man  ihn  auf  den  Marktplatz,  verkauft  ihn  und  gibt 
zuerst  dem  [fremden]  Kaufmann  sein  Geld ,  aber  seine  Haus- 
genossen [die  Mitbürger,  die  Einheimischen]  teilen  sich  in  das 
Geld,  das  übrig  bleibt.     III,  i5ß^  67. 

69.  Handelt  es  sich  dagegen  um  Geld  vom  Fürsten,  so 
nimmt  man  das  fürstliche  Geld  zuerst,  und  das  übrige  (kommt) 
zur  Verteilung. 

70.  Wenn  einer  viel(mal)  Zinsen  genommen  hatte,  der 
soll  nichts  erhalten.     III,  65  b. 

71.  Wenn  ein  Mietarbeiter  entläuft. 

Wenn  ein  Mietarbeiter  von  seinem  Herrn  entläuft,  dann 
(wird  er)  ein  Sklave. 
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72.  rUexb  :iu  iiCKaiL  KyiiL,  a  flB;ieHO  xoÄnTb,  i.iii  ko  khüsio,  iuu 
KL  cyAiiHAnj  ö'liiKUTL  0611AU  Khjui  CBoero  rocnoAuna,  to  iipo  to  «e 
poÖHTt  (iie  paöoTÄTL)  ero,  ho  Aaiii  eMy  iipaBjiy. 


73.  0  3aKynii  ;Ke.   A:Ke  y  rocnoji,iiHa  po.iefiHHÖ  saKyu't,  a  noryöuTL 

130IICKII1I    (CBOiiCKUII,    BOUULCKUIl)    KOUb,    TO    HG   HJiaTIlTU    eMy. 

74.  Ho  eme  ;iia.in>  einy  rocnoÄinii.  loyrb  11  öopony,  oxt  nero  a:e 
Kyny  (Kony,  KOBy)  eM^iexL,  to  to  uoryönBiiie  n.iaTnTn. 

75.  A'jRe  .111  rocnoÄiiHTi  ero  OTciexb  na  CBoe  opy^be,  a  nornÖHeTb 
öeai  nero,  to  Toro  eaiy  He  njiaTiiTH. 

76.  0  3aKyni  a:e,  Aace  m-b  x.iißa  BLiBeji,yTb,  to  saKyny  Toro  ne 
njiaTHTH. 

77.  Ho  (o)a:e  noTyönTb  na  no.iH  h  B-b  ^Bopi)  ho  BseneTb  i  ne 
3aTBopnTb,  K^i  eMy  rocnoji,HHT)  BejiHTb,  n.in  opyuba  cbo/i  Aia,  a  Toro 
noryÖHTb,  to  to  eMy  n.iaTHTn, 

78.  A'JKe  rocnoÄHH'b  nepeo6u;i,nTb  (npHoönAUTb)  saKyna,  a  yBn;i,nTL 
(ysepeÄUTt)  Kyny  (u'feny)  ero  i.in  oxapnuy,  to  to  eMy  Bce  BopoTiiTu, 
a  3a  o6nji;y  n.iaTnTn  eMy  60  Kyni). 

79.  Hami  .in  npmmeTb  na  nesib  KyHT),  to  onHTb  eMy  bopothth 
KyHH,  ^iTO  6y;i,eTb  npnHfl.i^,  a  3a  oönjiy  niaTHTn  eMy  3  rpnBHH 
npoji,aa:H. 

80.  IIpoÄacTL  .in  rocno^nHi)  saKyna  o6e.ib,  to  HafmnTy  cBo6oÄa 
Bo  Bcfex-b  KynaxT»,  a  rocnoÄnny  aa  o6n;;y  n-iaTHTn  12  rpnßeHi)  npo/iaacfe, 

81.  Aaie  rocnojinHi)  6beTb  saKyna  npo  ;i,'fe.io,  to  ßes-b  bhhbi  ecTb, 
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72.  Geht  er  aber,  um  Geld  zu  borgen,  und  geht  er  öffent- 
lich oder  eilt  er  zum  Fürsten  oder  zu  den  Richtern  um  einer 
Kränkung  durch  seinen  Herrn  willen,  so  darf  man  ihn  deshalb 
nicht  zum  Sklaven  machen,  sondern  muß  ihm  sein  Recht  ge- 
währen. 

73.  Gleichfalls  vom  Mietarbeiter. 

Wenn  ein  Herr  einen  gemieteten  Ackerknecht  hat  und 
dieser  verdirbt  sein  Pferd,  so  muß  er  (es)  nicht  zahlen. 

74.  Wenn  ihm  aber  der  Herr  Pflug  und  Egge  gab,  und 
er  von  ihm  [dem  Herrn]  Bezahlung  nimmt,  so  muß  [der  Miet- 
arbeiter] das,  was  er  verdorben  hat,  bezahlen. 

75.  Wenn  aber  der  Herr  ihn  zu  seiner  Arbeit  entsendet, 
und  es  geht  (etwas)  ohne  ihn  zugrunde,  so  braucht  er  das 
nicht  zu  bezahlen. 

76.  Gleichfalls  vom  Mietarbeiter. 

Wenn  man  [Diebe]  aus  dem  Stall  (etwas)  wegführt,  so 
braucht  der  Mietarbeiter  das  nicht  zu  bezahlen. 

77.  Aber  wenn  er  etwas  auf  dem  Feld  verdirbt  und  treibt 
es  [das  Vieh]  nicht  in  den  Hof  und  schließt  es  nicht  ein,  wo 
ihm  der  Herr  gebietet,  oder  verdirbt  das,  während  er  seine 
Arbeit  verrichtet,  dann  muß  er  es  bezahlen. 

78.  Wenn  der  Herr  den  Mietarbeiter  kränkt,  nämlich  den 
Mietpreis  nicht  ganz  auszahlt  oder  ihm  seine  Habe  wegnimmt, 
so  muß  er  ihm  das  alles  wieder  zurückgeben  und  für  das  Un- 
recht 60  Kuna  zahlen. 

79.  Nimmt  dagegen  (der  Herr)  auf  ihn  Geld  auf,  so  muß 
er  das  Geld  wiedergeben,  das  er  empfangen  hat,  und  für  das 
Unrecht  3  Grivna  Strafe  zahlen. 

80.  Verkauft  aber  der  Herr  einen  Mietarbeiter  als  Sklaven, 
so  erhält  der  Mietarbeiter  Freiheit  von  allem  Geld  und  der 
Herr  muß  für  das  Unrecht  12  Grivna  Strafe  zahlen. 

81.  Wenn  der  Herr  den  Mietarbeiter  schlägt  für  eine 
Tat,  so  ist  er  ohne  Schuld. 
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82.  üiieTL  .111,  ue  cmucj/i,   iihiun,,  a  6e3'i>  biiuli,   to  hko  m.e  bij 

t•B060i^Ht.MI.    Il.iaTC/KL,    TilKOÜvC    II    »b    aaiiVIlli. 

83.  AjKe  xOwiou'L  oöcilhuh  Ri.iBe;i.eTb  kohl  »iiiii  .iioöo,  to  n.iaTiiTii 
yaiib  2  rpiiBHu. 


84.  a)  0  3aKyu'lj.  A^kg  aaicynt 
BLiBeAexb  iiTO,  TO  rociioj,nirr,  bi, 
Heidb. 


84.  6)  0  saKoidi.  Arne  3aKym> 
Bi,iBe;i,e  hto,  to  rocnojiimy  bt>  tomt. 
ue  njaTHTii  (Mye.-llym.). 


85.  Ho  osae  kx^  ii  iia.i-feayxb,  to  npeji;ii  3an.iaTHTb  rocno^HH-b  ero 

KOHb   IIJIII   HTII   ÖyÄGTb   IIHO   BSfl.!!),    —    BMy   XO-IOHTj   OÖeJIbHüfl. 


86.  H  naKii  .in  rocno,T,uHT>  ne  xoTfeii  na^neTb  njiaTUTii  3aHb,  a 
npo^acTb  n,  OT^acTb  jkg  nepe;i,ii  loir  sa  KOHb,  iiüh  sa  bo-ii,  hjiii  3a 
TOBapL,  ^iTO  6yji;eTb  nioatero  Bsa.i'b,  a  npoKT)  eny  caMOMy  BSüTn  co6i. 


87.  A  ce  a^e  xo.ion-b  yaapuTb.  A  ce  aate  xoJionT}  yji.apnTb  cbo- 
6oji,Ha  Myata,  a  yöimnTb  B-b  xoposix,  a  rocnoÄHH'b  ero  ne  BHjijacTb,  to 
maTiiTH  3aHb  rocnoji.HHy  12  rpiiBeHT). 

88.  A  3a  T^Mb  a^e  n  Kjii'fe  na-ifeeTb  y;i;apeHHH  tt,  (t^u,  toiI) 
CBoero  ^CTb^a,  kto  ero  yji,apii.rb,  to  üpocjiaB'b  6hjit,  ycTaBiLiT>  yöirrii  n; 
HO  cbiHOBe  ero,  no  otuii,  ycTaBiima  na  KyHbi:  .ik)6o  öiitii  ii  po3Bfl3aBme, 

.1K)60   Jin  B3flTII   rpiiBHa   KyHT>   3a    COpOMT,. 


89.  0  nocjiymbCTBli.  A  noc.iyuibCTBa  na  xo.iona  iie  ciaa^aioTb; 
HO  ome  He  öy^eTb  CBo6o;i;Haro,  ho  (»to«  BM-fecTo  ho)  no  Hy;Kii  ciojkiitii 
Ha  öoapbCKa  THByna,  a  na  nnix-b  ne  CK.iaji.HBaTii. 


i 
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82.  Schlägt  er  ihn  aber,  nicht  vorsätzlich,  im  Trunk,  aber 
ohne  Schuld,  so  tritt  auch  bei  einem  Mietarbeiter  die  gleiche 
(Straf-)  Zahlung  ein,  wie  bei  einem  Freien. 

83.  Wenn  ein  leibeigener  Sklave  jemandes  Pferd  wegführt, 
so  zahlt  man  dafür  2  Grivna.     II,  9;  III,  55. 

84.  a)  Vom  Mietarbeiter. 

Wenn  ein  Mietarbeiter  etwas  wegführt,  so  ist  sein  Herr  in  ihm. 
b)  Vom  Gesetz. 

Wenn  ein  Mietarbeiter  etwas  wegführt,  so  braucht  sein 
Herr  dafür  nicht  zu  zahlen. 

85.  Wenn  man  ihn  aber  irgendwo  trifft,  dann  zahlt  zuvor 
sein  Herr  das  Pferd  oder  was  er  [der  Mietarbeiter]  sonst  etwa 
genommen  hat,  (der  Mietarbeiter  aber)  wird  sein  leibeigener 
Sklave.     HI,  71. 

86.  Wenn  dagegen  sein  Herr  nicht  für  ihn  zahlen  will 
und  verkauft  ihn,  so  ersetzt  er  zuerst  das  Pferd  oder  den  Stier 
oder  die  Ware,  die  er  [der  Mietarbeiter]  von  einem  Fremden 
genommen  hat,  und  das  übrige  (Geld)  nimmt  er  sich  selbst. 
III,  68;  m,  80. 

87.  Und  das,  wenn  ein  Sklave  schlägt. 

Und  das,  wenn  ein  Sklave  einen  freien  Mann  schlägt  und 
flieht  in  das  Haus,  aber  der  Herr  gibt  ihn  nicht  heraus,  dann 
zahlt  der  Herr  für  ihn  12  Grivna.     I,  22. 

88.  Aber  danach,  wenn  dieser  Geschlagene  seinen  Gegner, 
der  ihn  schlug,  trifft,  so  hat  Jaroslav  verordnet,  ihn  [den 
Sklaven]  zu  erschlagen,  aber  seine  Söhne  haben  nach  dem  Vater 
Geld(strafe)  bestimmt:  entweder  bindet  man  ihn  los  und  schlägt 
ihn,  oder  man  nimmt  Geld  für  die  (angetane)  Schmach. 
I,  23;  III,  4. 

89.  Vom  Zeugnis. 

Aber  Zeugnis  legt  man  einem  Sklaven  nicht  auf;  wenn 
aber  kein  Freier  da  ist,  denn  legt  man  im  Notfall  (das  Zeugnis) 
einen  Bojaren-Tiun  auf,  aber  anderen  [Unfreien]  legt  man  es 
nicht  auf.     HI,  111;  III,  45,   110. 
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90.  A  B'i.  Ma.i'h  T}ni:t.,  iio  iiy;i:ii,  b'L3.ioji{iitii  iia  aaivyna. 

91.  0  6opo;i,f..     A   kto  iiopEeiL  6opo;i,y,  a  uxiiLMeiL  siiaMeme, 
a  Bu.TfeayTL  .niojuie,  to  12  rpiiBeii'L  npo^aadj. 

92.  Aaie  6e3i>  .110^1111,  a  bl  noK.iieii'fe,  to  irtxy  npoji,aJK'fe. 

93.  0  3y6'fc.    Aa;e  bu6lk)tl  syöi),  a  KpoBL  bii^tihtl  y  Hero  bo  pii, 
a  .iK)/T,be  BLLifcyxb,  TO  12  rpiiBeHT.  npojia/K'fe,  a  3a  3y6'L  rpimna. 


94.  AiKe  yKpavHeTb  kto  öoöpx,  to  12  rpiiBen'B. 

95.  Arne  öy^eTB  pocinena  sgmjiä  luii  SHaMeniie,  hmt.  ate  jioBJieHo, 
n.iii  c'IiTB,  TO  no  BepBii  iiCKaTii  Taxa,  .iii  njiaTiiTii  npo^aatio. 


96.  Arne  kto  öopTL  pasHaMenaeTL.  Arne  pasHaMenaexL  öopTt,  to 
12  rpHBen-L. 

97.  AjRQ  MeaiK)  nepeTHeTb  öopTLHyio,  Liii  poieinyio  pa3opeTb,  i.iH 
HBopnyK)  TLiHOML  neperopo;i,nTB  Meacio,  to  12  rpimeHi)  ripojiaJKir. 

98.  Aace  ji^yöi)  no,T,OTHeTB  (nepeTHGTB)  SHaMeHBHHil  iliii  MeavBHwfi, 
TO  12  ppiiBeHT)  npoÄaaili. 

99.  A  ce  HaK.1aj1.11.  A  ce  HaK.iaji,ii  12  rpiiBen'B,  OTpoKy  2  rpiiBHU 
H  20  KyH'B,  a  cajiOMy  ixaTH  co  otpokomb  na  ÄBy  kohk).   CyTii  ate  Ha 

pOTt   OBeCB. 

A  Mflco  ÄaTH,  oBent  jiioöo  hojotb,  a  üH'feMB  kopmomb,  tto  ima 
MepeBo  B03MeTB. 

IIiiCAK)  10  Kyn-B.  IlepeK-iainaro  5  KyHB.  Ha  (A  3a)  M'liXT>  ;iBti 
HoraTi. 
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90.  Aber  bei  einer  geringfügigen  Streitsache,  legt  man 
im  Notfall  (auch)  einem  Mietarbeiter  (das  Zeugnis)  auf. 

91.  Vom  (Voll-)  Bart. 

Wenn  jemand  (einem  andern)  den  Bart  ausreißt  und  er 
trägt  Zeichen  (davon),  aber  Leute  treten  (als  Zeugen)  auf, 
dann  12  Grivna  Strafe.     I,   11. 

92.  Wenn  aber  ohne  Leute,  nämlich  bei  Klage  ohne  Be- 
weis nur  auf  Verdacht  hin,  dann  keine  Strafe.     III,  18. 

93.  Vom  Zahn. 

Wenn  man  (einem)  einen  Zahn  ausschlägt  und  man  sieht 
bei  ihm.  das  Blut  am  Mund,  und  Leute  treten  auf,  dann 
12  Grivna  Strafe  und  für  den  Zahn  1  Grivna. 

94.  Wenn  jemand  einen  Biber  stiehlt,  dann  12  Grivna. 

95.  Wenn  die  Erde  zertreten  ist,  oder  ein  Anzeichen 
(von  etwas)  mit  dem  [ein  Tier]  gefangen  wurde,  oder  ein  Netz 
(vorhanden  ist),  dann  sucht  die  Gemeinde  den  Dieb  oder  zahlt 
Strafe.     III,  102. 

96.  Wenn  jemand  einen  Bienenstockwald  umzeichnet. 
Wenn  jemand   einen   Bienenstockwald   umzeichnet,    dann 

12  Grivna.     II,   13;  III,   100. 

97.  Wenn  jemand  die  Grenze  eines  Bienenstockwaldes 
umhaut  oder  die  eines  Ackers  umackert  oder  den  Grenzzaun 
eines  Hofes  versetzt,  dann  12  Grivna  Strafe.     II,  15. 

98.  Wenn  jemand  eine  gezeichnete  Eiche  oder  Grenzeiche 
umhaut,  dann  12  Grivna  Strafe. 

99.  Und  das  sind  die  Zugaben. 

Und  das  sind  die  Zugaben  von  1 2  Grivna ;  dem  Gehilfen  2  Grivna 
und  20  Kuna,  er  selbst  reist  mit  dem  Gehilfen  auf  2  Pferden. 

Man  streut  (ihnen)  aber  vor  das  Maul  Hafer. 

Aber  (an)  Fleisch  gibt  man  Hammel  oder  Schwein  und 
an  sonstiger  Nahrung,  was  ihnen  der  Leib  aufnimmt. 

Dem  Schreiber  10  Kuna,  [Reise-]  Zuschuß  5  Kuna,  für 
Pelzwerk  2  Nogata.     II,  23,  24;  III,  12,   139;  III,  126,  127. 
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100.  A  ce  ü  ßopTii.  Ajkg  öopib  iioA'i/riieTL,  to  3  rpiiimw  iipo;i,am'fe, 
a  3a  AepeBO  iio.7irpiiBiiu. 

101.  Aa:e  niejH  BLuepeit,  to  Tpn  rpiiEnn  npo^amii,  a  3a  Me^t, 
ajKe  6yji,eTL  nue.iLi  ne  jia;KeHH  (ne  BLiJiajKeiii.i) ,  to  10  KynT,.  Byji,eTL 
jir  oji-feKt  (p'feKiiie  rH'Ji3;i.o),  to  5  KyirL. 


102.  a)  He  6yji,eTL  .in  TaTii,  to 
no  cj['hji,Y  JKenyTb.  Ajkg  hg  6yji,eTL 
c.Tlji,a  jiii  KTi  ce.iy,  hjiii  ktj  Tosapy, 
a  HO  OTCoiaTL  ottj  co6e  cji^^a. 
Hir  ^ÄyTB  na  cji'feji.'B,  iliii  otöliotbch, 
to  T'iaiB  ujiaTiiTii  TaTÖy  ii  npo- 
;i,aatio,  a  cji-^Ät  rnaTu  ct.  hiojkiimii 
.noÄMii,  a  CT.  nocjiyxH. 


102.  6)  He  6yJ^eTB  jir  xaTH,  to 
uo  cji'fe;i,y  JKenyTB.  O'Me  öy^eTB 
c.i'I.ÄB  K-B  ce.iiy  HJiu  KT.  TOBapy,  a 
HC  oTco^aTB  0TB  ceöfl  ci-fe^y  II  HH 
iijiyTB  Ha  cji'feÄ'B,  imn  oTÖBioTca,  to 
T^MT.  MaTiiTH  H  TaTBÖa  11  iipoji,aaia, 

a  CJI-fe^T.  rOHHTB  CT,  UIOJKIIMII  JIK);i,BMlI 

H  CT.  nocjiyxH  (KapaMS.), 


Aa;e  noryßüTB  cji-feA^  na  rocxiiHBU't  na  Be.iiiB.'fe,  a  ce.ia  ne  6yji,eTB, 
ILIII  Ha  nycTli,  Kji,i  jko  ue  6yji;eTB  hh  ce.ia,  hh  .niojtHii,  to  ne  njaTUTii 
Hii  npoÄaatii,  hh  TaTÖBi. 

103.  0  CMepÄ'fe.  A^Ke  civiepÄB  My^HTB  cMepji;a  öes-B  KH^ata  cioBa, 
TO  3  rpuBHBi  npoji,a2tii,  a  3a  MyKy  rpiiBna  KynB. 

AjKe  ornnmaHima  My^inTB,  to  12  rpnBenT.  nponaai'fe,  a  3a  MyKy 
rpiiBHa. 


104.  a)  Aaie  jioäbk)  yKpajteTB, 
TO    60   KyHT.  npoji,aai'fc,    a  ioäbid 

JIHUeMB     BOpOTHTH.        A     MOpBCKyK) 

JOÄBK)  3  rpiiBHLi,  a  3a  Haöofinyio 
jioäbio  2  rpiiBHBi,  3a  ^ejiHi»  20  Kyni, 
a  3a  CTpyiB  rpiiBna. 


104.  ü)  Auie  .io;i,iiH)  yKpajtyTB, 
TO  60  KyHB  npoÄa.in,  a  jomr 
.iniieMT,  BopoTiiTH.    He  öy^eTB  .in 

.inB,eMT3,     TO     3a    MOpBCKyiO    .lOAlIK) 

3  rpnBHU,  a  3a  öofinyio  2  rpiiBHu, 
a  3a  CTpyrT.  rpiiBHa,  a  3a  ^ie.iHT> 
8  KyHT.  (Apx.). 
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100.  Und  das  vom  Waldbienenstock. 

Wenn  man  einen  Waldbienenstock  umhaut,  dann  3  Grivna 
Strafe,  und  für  den  Baum  eine  halbe  Grivna. 

101.  Wenn  man  die  Bienen  herausnimmt,  dann  3  Grivna 
Strafe,  und  für  den  Honig  —  v\,^enn  der  Honig  noch  nicht  aus- 
genommen ist  —  10  Kuna.  Ist  es  aber  ein  leerer  Bienen- 
stock, dann  5  Kuna. 

102.  b)  Wenn  der  Dieb  nicht  da  (ertappt)  ist,  dann  folgt 
man  der  Spur.  Ist  eine  Spur  vorhanden,  entweder  zu  einem 
Dorfe  oder  zu  einer  (Einkehr)  Station  und  sie  [die  Gemeinde] 
suchen  die  Spur  nicht  von  sich  weg,  gehen  nicht  auf  (die  Ver- 
folgung der)  Spur  oder  machen  sich  frei  von  ihr,  so  zahlen  sie 
den  Diebstahl(ersatz)  und  die  Strafe,  aber  die  Spur  verfolgt 
man  mit  fremden  Leuten  und  mit  Zeugen. 

Wenn  man  die  Spur  auf  einer  Hauptstraße  verliert,  und 
ein  Dorf  ist  nicht  da,  oder  an  einem  öden  Ort,  wo  weder  Dorf 
noch  Leute  sind,  dann  zahlt  man  weder  Strafe  noch  Diebstahl- 
(ersatz). 

103.  Vom  Bauern. 

Wenn  ein  Bauer  einen  Bauern  peinigt  ohne  des  Fürsten 
Geheiß,  dann  3  Grivna  Strafe  und  für  die  Peinigung  1  Grivna-Kun. 

Wenn  man  einen  Ogniscanin  peinigt,  dann  12  Grivna 
Strafe  und  für  die  Peinigung  1  Grivna.  II,  14;  III,  111, 
113,   159. 

104.  Wenn  man  ein  Boot  stiehlt,  dann  60  Kuna  Strafe 
und  das  Boot  selbst  zurückgeben. 

a)  (Für)  ein  Seeschiff"  3  Grivna,  für  ein  Schiff"  mit  hohem 
Bord  2  Grivna,  für  einen  Kahn  20  Kuna  und  für  eine  Barke 
1  Grivna. 

b)  Ist  das  Objekt  nicht  (mehr)  da,  dann  für  ein  Seeschiff 
3  Grivna,  für  ein  Schiff  mit  hohem  Bord  2  Grivna  und  für 
eine  Barke  1  Grivna  und  für  einen  Kahn  8  Kuna.     II,  15. 


288 


Goetz. 


105.  a)  0  nepeBt.c1iXT>.  Atkb 
KTO  noitoTiieTi.  BepBb  BT.  iiepeB'Iici, 
To  3  rpnBHU  upo^aatii,  a  rociio- 
Ainiy  3a  BepBL  rpiiBiia  Kyiib. 


105.  6)  0  nepeB'bc'kx'L  h  o 
nTHuaxT..  A'j&e  Jin  kto  nociiieTb 
Bepeio  iiJiii  nepeTHGTb  BbpBb  B-b 
iiepeBtct,,  TO  3  rpuBiie  upo^a^Ke, 
a   3a  Bepeio   u  3a  BbpBb  rpiiBHa 

KVHT»   (lI3T)   pa3H.    CH.). 


106.  Aate  KTO  jKpa^eTb  bt.  «^ibeMb  nepeEljcfe  ('lifi  neci.  lan)  HCTpeÖT. 
HJiii  coKOii,  TO  npoÄaaili  3  rpiiBHbi,  a  rocnoÄimy  rpnBHa,  a  sa  rojiyöb 
9  Kynt,  a"3a  Kypn  9  Kyni.,  a  3a  yTOBb  30  Kym.,  a  3a  rycb  30  KyHT», 
a  3a  je6e;i;b  30  Kyn'b,  a  3a  ;KepaB.ib  30  KynT.. 

107.  A  BT.  cini  n  bt>  äPObI^xt.  9  KyHT>^),  a  rocnoÄnny  kojdiko 
6yji;eTb  bost.  yKpaji,eHo,  to  imaTn  eaiy  3a  603^  no  2  Horai-fe. 

^)  3Ha^eHie  aiiixi  9  KyH'B  He  acHo.  Ils-b  npoTUBono-ioacenia  „a  rocno^iHHy"  mosho  6a 
aaKJiio^HTB,  HTO  OHt  03HaiaH)TX  npo^aacy.  Ho  TaKofi  npo;;affiu  He  öm.io.  Tt  ate  9  KyH'B 
BCipiiaiOTca  u  bo  Biopoft  npaB^t  (ct.  21),  oiKy^ia  oni,  Kone^HO,  ii  bshth.  TaM'B  OHt  HMtiOTt 
3Ha^eHie  ^laciHaro  B03Harpa3E;ieHia.    IIo3TOMy  HejiLM  npe^noJiaraTb  sä^cb  ohhckv  bi>  'lacjii  Kyst; 

,  9T0    KBKafl    TO    HyTaHUl^a    COCTaBUTe.Tfl. 

108.  0  ryMHi.  A^e  3aairyTb  ryMHO,  to  na  noTOK-b  Ha  rpaöeaib 
ji,OMT>  ero,  nepeÄH  naryöy  HcnjiaTnBuiK),  a  bi.  npoi^li  khjisio  hotoihtu  i. 

TaKo^e  aaie  kto  ÄBopi)  saiKbiKeTb. 


109.  A  KTO  naKoui,aMH  (naKOCTH  Ä-tifl)  KOHb  nopiaieTb  mi  CKOTnny, 
npoji.am'fc  12  rpnBeHT»,  a  uary6y  rocnoinny  ypoK'b  niaTiiTu. 

110.  Tbl  (A  Tbia  Hte)  Taailj  Bcfe  cy^aTb  nocjiyxii  cboöoahumh. 


111.  ByÄGTb  .TU  no^yx-b  xo.ionT>,  to  xo.iony  na  npaB^y  ne  Bbi.ia3UTu; 
HO  offie  xoineTb  ncTeub  hjiu  nweTb  n,   a  peKa  TaKo:   »no  cero  ptuu 

eMJIK)    TH,    HO     fl3'b    GM.TF)    TH,    a    HG    XO.TOm.«.       II    eMtiTII    u    iia     JKO.lbyO. 
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105.  a)  Von  (Fang-)  Netzen. 

Wenn  jemand  den  [Aufhänge-]  Strick  in  einem  (Fang-) 
Netz  durchhaut,  dann  3  Grivna  Strafe,  aber  dem  Eigentümer 
für  den  Strick  1  Grivna- Kun. 

b)  Von  (Fang-)  Netzen  und  von  Vögeln. 

Wenn  jemand  einen  Hebebaum  niederhaut  oder  den  [Auf- 
hänge-] Strick  in  einem  (Fang-)  Netz  umhaut,  dann  3  Grivna 
Strafe,  aber  für  den  Hebebaum  und  für  den  Strick  1  Grivna- Kun. 

106.  Wenn  jemand  in  einem  (Fang-)  Netz  stiehlt  einen 
Habicht  oder  Falken,  dann  3  Grivna  Strafe  und  dem  Eigentümer 
1  Grivna,  aber  für  eine  Taube  9  Kuna  und  für  ein  Huhn  9  Kuna 
und  für  eine  Ente  30  Kuna  und  für  eine  Gans  30  Kuna  und  für 
einen  Schwan  30  Kuna  und  für  einen  Kranich  30  Kuna.    II,  16. 

107.  Aber  bei  Heu  und  bei  Holz  9  Kuna,  aber  der 
Eigentümer  erhält,  soviel  Fuhren  gestohlen  wurden,  für  die 
Fuhre  2  Nogata.     II,  21. 


108.  Von  der  Tenne. 

Wenn  jemand  eine  Tenne  verbrennt,  dann  wird  er  ver- 
bannt und  sein  Vermögen  konfisziert;  zuerst  bezahlt  er  den 
Verlust,  aber  im  übrigen  verbannt  ihn  der  Fürst  (oder:  aber 
das  übrige  konfisziert  der  Fürst). 

Ebenso,  wenn  jemand  einen  Hof  verbrannt.  III,  54;  III, 
10,  42;  II,  13. 

109.  Aber  wer  böswillig  ein  Pferd  niederstößt  oder  ein 
Vieh,  12  Grivna  Strafe  und  (für)  den  Verlust  (ist)  dem  Eigen- 
tümer Abgabe  zu  zahlen. 

110.  Diese  Streitsachen  entscheidet  man  alle  mit  freien 
(Männern  als)  Zeugen.     III,  45,  89. 

111.  Ist  aber  der  Zeuge  ein  Sklave,  so  darf  der  Sklave 
nicht  zum  Eid  gehen.  Aber  wenn  der  Kläger  will  oder  ihn 
nimmt,   so    sprechend:    „Auf  Grund  von  dessen  [des  Sklaven] 
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AjKe  0611HHT11  (oÖBUHiiTb)  II,  To  eM-iexb  mi  hcmb  CBoe;   ue  oöiiiiiitl  jiii 
ero,  iiJiaTHTH  eMy  rpHBHa  3a  MyKy,  aane  no  xojionLii  pfe^ii  iiÄ'b  11. 


112.  A  ateji-feanoro  n-iainTii  40  Kyni»,  a  Me^iHimy  5  ityn-B,  a  noji- 
rpiiBHH  ;i,'feTbCKOMy.    To  xn  ate.i'fesHHfi  ypoKt,  kto  ch  bt,  neML  eMJiexb. 


113.  A^e  HMeib  Ha  ace-i-feso  no  cBoöoÄHHX'b  .iiOÄini  p-fc^n,  Ä1060 
JIII  Sana  (sanona,  aanana)  naiib  6y;i.exb,  jik)6o  npoxcacenie  nomnoe,  njin 
KHMb  wiioöo  oöpasoMb  aste  ne  oatb^exbcii,  xo  npo  MyKH  ne  njiaxHxn 
eny;  ho  oähho  me-iisHoe,  kxo  n  öyjiexb  aji>. 


114. 


115.  a)  0  JKGH'fc,  Aa:e  kxo  y6- 
nexb  ateny,  xo  xinx,  aee  cyjiOMb 
cyÄHxii,  flKoace  11  Myffia.  Aate 
6yJ^exb  BHHOBax'b,  xo  no.iBnpbi, 
20  rpnBenX). 


114.  A  KXO  KOHb  Kynnxb, 
KHJiJKb  öo^pHn-b,  HJin  KyneHb,  n.iu 
ciipoxa,  a  öyjiiexb  bx.  Kon-fe  nepsb 
njiH  npoicxb,  a  xo  noiaexb  K-b 
ocnoÄapK),  y  Koro  6yji.ei'b  KyniiJix>, 
a  xoMy  CBoe  cepeßpo  Bsaxn  onaxb 
Bsajt-b  (Myc.-IIymK.). 

115.  6)  0  acen-fe.  Okq  kxo  yö- 
nexx>  aieny,  no  (xo)  x-^mx.  jkg  cy^OMi) 
cyÄHxii,  aKoate  n  nyata.  Oa:e  6y- 
Äexb  BHHOBaxa,  xo  no.iX)  Biipbi, 
20  rpiiBenX)  (KapaM.). 


116.  A  BT»  xo-ion-fc  n  B'b  poö-fe  Biipbi  efcyxb;  ho  oäie  6y;^exb  öesu 
BHHbi  yÖHGHX),  xo  3a  xojiOHX)  ypoKt  n.iaxHxn  ii.in  3a  po6y,  a  khhsio 
12  rpnBBHx.  npoiiaat-fe. 


4 
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Aussage  nehme  ich  dich,  aber  ich  nehme  dich  und  nicht  der 
Sklave."  Und  (dann)  nimmt  er  ihn  auf  das  Eisen.  Wenn  er 
[der  Kläger]  ihn  als  schuldig  erweist,  dann  nimmt  [der  Kläger] 
von  ihm  das  Seine;  erweist  er  ihn  nicht  als  schuldig,  dann 
zahlt  er  ihm  1  Grivna  für  die  Peinigung,  weil  er  auf  eine 
Sklavenaussage  hin  ihn  [zur  Eisenprobe]  nahm.  III,  89;  III,  22; 
III,  103. 

112.  Aber  an  Eisengeld  zahlt  man  40  Kuna  und  dem 
Schwertträger  5  Kuna  und  eine  halbe  Grivna  dem  Schreiber. 
Das  ist  die  Abgabe  bei  Eisenprobe,  wer  jemand  auf  sie 
nimmt. 

113.  Wenn  [der  Kläger  den  Beklagten]  zur  Eisenprobe 
nimmt  auf  die  Aussage  freier  Leute  hin ,  sei  es  daß  ein  Ver- 
dacht auf  ihm  ruht,  oder  nächtliches  Umhergehen  [am  Tatort], 
oder  wenn  er  sich  nicht  verbrennt  (bei  der  Probe),  so  braucht 
er  (ihm)  für  die  Peinigung  nicht  zu  zahlen;  nur  das  Eisengeld 
zahlt  der,  der  ihn  zur  (Eisenprobe)  genommen  hat. 

114.  Wenn  aber  jemand  ein  Pferd  kauft,  ein  fürstlicher 
Bojar  oder  Kaufmann  oder  Waise,  und  es  ist  am  Pferd  ein 
Wurm  oder  eine  Wunde,  dann  geht  er  zu  dem  Eigentümer, 
von  dem  er  es  gekauft  hat  und  nimmt  sein  Silber  wieder 
zurück. 


115.  a)  Von  der  Frau.  Wenn  jemand  eine  Frau  erschlägt, 
so  richtet  man  (ihn)  mit  demselben  Gericht,  wie  (wenn  er) 
einen  Mann  (erschlägt). 

Wenn  er  schuld  ist,  dann  das  halbe  Wergeid,  20  Grivna. 

116.  Aber  bei  einem  Sklaven  und  einer  (leibeigenen) 
Magd  gibt  es  kein  Wergeid,  aber  wenn  er  ohne  Schuld  er- 
schlagen ist,  so  zahlt  man  für  den  Sklaven  oder  für  die 
Magd  Abgabe  und  dem  Fürsten  12  Grivna  Strafe.  III,  10; 
III,  109,  153. 
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117.  a)  Ajkc  yMpeiL  cMepAii. 
(0  aaÄHHU'fex'b.  0  caiepAwi  CTaiKi.) 
Aa:e  cMep^'b  yMpeib  (6e3i.  A'^Tefi), 

TO   aa^HlIUK)    KHa3K). 


117.  6)  0  CMep^axT».  Ame 
caiepÄT.  yMpeTb  Öeaaaüo,  to  khä3w 
aaAHUua  (Myc.-XIyuiK.). 


118.   A:Ke  öy^yTb  amepii   y  nero  ÄOMa,  to  ji,aÄTii  lacib  na  ni; 
aate  6yji;yTb  aa  MyjKeMt,  to  hg  ^aaTii  lacTu  iimT). 


119.  a)  0  3aji,Him1i  öonpcTin  n 
0  ÄpyaiLHiu  (0  öo^pcKuxT.  ociaT- 
KaxT.  11  0  .noÄCKuxi)).  AnKe  bt. 
6oiipexT>  .iH)6o  (bti  öonpcT'fefi) 
ji,py;KnH'fe,  to  3a  KHasü  3a;i,Hni;a 
HG  nji;eTL. 


119.  6)  OöesaAnnmr.  Ame  bl 

ßOflpCT'fefi    ÄpyavlIHH,    TO    3a    KIIJ13fl 

3aji,Himii  He  imÄeTL  (Myc.-IIyuiK.). 


120.  Ho   (bT)  H-feKOToptixT)   cnHCKax-L  SToro  »HO«  HiTTj),  oate  ne 


6yji.eTL  CLiHOBT),  a  Ä'iepn  BoaMyTt. 
121.  a)  Aate  kto,  ysinpaü,  pa3- 

Ä'fejIHTB  Ji;0MT>  CBOfl  Ä^TeMT).  Ha  TOMl) 

me  cTOüTH. 


121.6)  AjKe  KTO,  yMnpaü,  paa- 

ÄijIHTb   Ji;OM'B,    Ha   TOMB   Sie    CTOflTH 
(CUH.). 


122.  a)  llaKH  .in  6e3'B  pflji,y 
yMpeTL,  TO  BciMB  A'feTeM'B,  a  Ha 
caMoro  'lacTB  jtaTn  ^yniH. 


122.  6)  llaKLi  .TH  6e3T)  pÄiy 
yMpeTB,  TO  Bce  Ä'^TeMi,  a  na  caMoro 
lacTB  Ä^TH  ji;yniH  (Cuh.). 


123.  Aate  ffiena  cajteTL  no  MyatH,  to  na  hio  nacTt  ^aTn  (a  y 
CBOHXTb  ji.'feTeii  B3ÄTL  HacTt),  a  Tio  na  hio  Myatt  Bi>3.ioäiHTB,  TOMy  aie 
ecTb  rocnoa^a,  a  3aji,Hni],a  eil  MyjKHÄ  ne  na^oßt. 
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117.  a)  Wenn  ein  Bauer  stirbt.  (Von  den  Erbschaften. 
Vom  Nachlaß  des  Bauern.) 

Wenn  ein  Bauer  stirbt  ohne  Kinder,  dann  (gehört)  die 
Erbschaft  dem  Fürsten. 

b)  Von  den  Bauern.  Wenn  ein  Bauer  stirbt  ohne  Kinder, 
dann  (gehört)  dem  Fürsten  die  Erbschaft. 

118.  Wenn  Töchter  in  seinem  Hause  sind,  so  gibt  man 
einen  Teil  [der  Erbschaft]  an  sie;  sind  sie  (dagegen)  verhei- 
ratet, so  gibt  man  ihnen  keinen  Teil.     III,  125. 

119.  a)  Von  der  Erbschaft  der  Bojaren  und  der  Gefolg- 
schaft.    (Vom  Nachlaß  der  Bojaren  und  der  (Fürsten)  Leute.) 

Wenn  von  den  Bojaren  oder  von  der  —  Bojaren  —  Ge- 
folgschaft [jemand  stirbt],  dann  geht  die  Erbschaft  nicht  auf 
den  Fürsten  über.  » 

b)  Von  Nicht-Erbschaft.  Wenn  in  der  Bojaren- Gefolg- 
schaft [jemand  stirbt],  dann  geht  die  Erbschaft  nicht  auf  den 
Fürsten  über. 

120.  Aber  wenn  keine  Söhne  da  sind,  so  bekommen  die 
Töchter  [die  Erbschaft]. 

121.  a)  Wenn  jemand  bei  seinem  Tode  sein  Vermögen 
unter  seine  Kinder  verteilt,  so  soll  man  dabei  stehen  bleiben. 

b)  Wenn  jemand  bei  seinem  Tode  sein  Vermögen  teilt, 
so  soll  man  dabei  stehen  bleiben. 

122.  a)  Stirbt  er  dagegen  ohne  testamentarische  Ver- 
fügung, so  gehört  [die  Erbschaft]  allen  Kindern,  aber  für  ihn 
selbst  gibt  man  einen  Teil  zu  seiner  Seelen(ruhe). 

b)  Stirbt  er  dagegen  ohne  testamentarische  Verfügung, 
so  gehört  alles  den  Kindern,  und  für  ihn  selbst  gibt  man  einen 
Teil  zu  seiner  Seelen(ruhe). 

123.  Wenn  eine  Frau  nach  dem  (Tode  des)  Mannes  (als 
Witwe)  sitzt,  so  gibt  man  ihr  einen  Teil  —  aber  von  ihren 
Kindern  nimmt  man  einen  Teil  —  und  was  der  Mann  für  sie 
bestimmt  hat,  darüber  ist  sie  Herrin,  aber  die  Erbschaft  des 
Mannes  hat  sie  nicht  nötig.     III,  131 — 133. 
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124.  BVAyTb   JIII   Ä-feTII,    TO    4T0    liepBO'Il   JKeULI,    TO   TO    BOSMyiL   A'fcTH 

Maiepe   cBoea,  äio6o  cii  iia  JKCHy  CyneTh  b'bs.iojkii.i'l  ,   oöaqe  Maiepii 

CBOefi    B03MyTb. 

125.  Arne  6yji.eTi>  cecrpa  Bt  ÄOMy,  to  toiI  3aji;Him'fe  ne  iMaiii,  ho 
OTÄaÄflTb  K)  3a  Mya:L  ßpaina,  KaKO  cii  MoryiL. 

126.  A  ce  3aK.iaÄaioqe  ropoji,i>.  A  ce  ypomi  ropoÄUiiKy.  3aK.ia- 
Äaio'^ie  ropoji,HK),  Kyny  bshth,  a  KOH^iaBiue  Horaia.  A  3a  KopMij,  n  3a 
BOJiory,  II  3a  Maca,  n  3a  ptiÖBi  7  Kym,  na  neji.'fejiK),  7  x.n'feöoB'L, 
7  yöopKOBt,  nmena,  7  .lyKOHi,  OBca  na  4  kohii.  iMain  :Ke  eny, 
a.OHGji'fe  ropoÄT.  cpyßaTb.     A  co.iOÄy  o^nny  ÄaÄOTL  10  jiyKOHi,. 


127.  0  MocTHnit'fex'L.     A  ce  MOCTHimy  ypouii. 

a)  noMocTiiBiue  moctI),  bsäth  otI)  10  jiokott>  no  Horai-fc. 

6)  A^e  no^iiHniL  Mocxa  Beixaro,  to  kojiiiko  ropo^ei  uohiihiitb, 
TO  B3flTn  eny  no  Kyni  oxi.  ropoÄH't. 

r)  A  MOCTHiiKy  caMoiviy  ixaiii  co  OTpoKOMb  na  ÄBy  kohjo,  4  .lyKHa 
OBca  na  neÄ-fe-irio. 

ä)    A   -i^CTb,    ^TO   MOJKBTT». 


128.   A  ce   0  saÄEimi.      Ajkc   öyjiyTb  poöbii  Ä-tiii  y  Mya;a,   to 
3ajiHni];n  idit.  ne  iiMaTn,  ho  CBOöojia  invi-b  ct>  »laTepbio. 


129.  A'j&e  övÄyTb  BL  ÄOMy  ^-feTii  Main,  a  ne  Jiffin  (ne  ji,Ka;n,  ne 
Äiomn,  ne  jiyiKn,  ne  no^nyTb,  ne  MoryTb)  ca  6y;iyTb  caMn  coöoio 
ne^ia.ioBaTn,  a  Main  mrb  (hxT))  noiiÄexb  3a  MyjKb,  to  kto  iimt.  ö.inatnn 
öy^eTb,  TOMy  Jiie  ji;aTH  na  pyAij  i  cb  ÄOÖHTKOMb  ii  cii  ;i.0M0Mb,  Äoneataee 

B03M0ryTb. 
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124.  Sind  Kinder  vorhanden,  nämlich  von  der  ersten  Frau, 
so  erhalten  die  Kinder  das  ihrer  Mutter  (Gehörige),  oder  hatte 
dieser  [Mann]  seiner  Frau  etwas  bestimmt,  so  erhalten  sie  das 
ihrer  Mutter  (Gehörige). 

125.  Ist  eine  Schwester  im  Haus,  so  erhält  die  keine  Erb- 
schaft, sondern  die  Brüder  verheiraten  sie,  wie  sie  können. 
III,   118;  III,  120. 

126.  Und  daS;  wenn  man  Städte  baut. 

Und  das  sind  die  Abgaben  für  den  Stadtbaumeister. 

Wenn  er  die  Stadtmauer  anlegt,  erhält  er  1  Kuna,  wenn 
er  sie  beendet,  1  Nogata.  Aber  für  Nahrung  und  Trank  und 
für  Fleisch  und  Fische  7  Kuna  für  die  Woche,  7  Brote, 
7  Uborok  Hirsenkorn,  7  Lukno  Hafer  für  4  Pferde.  Er  soll 
(das)  aber  nehmen,  solange  sie  die  Stadt  bauen.  Und  Malz 
allein  gibt  man  10  Lukno.    II,  24,  25;  III,  12,  99,  127,  139. 

127.  Von  den  Brückenbauern.  Und  das  sind  die  Abgaben 
für  die  Brückenbauer. 

a)  Wenn  sie  eine  Brücke  (neu)  bauen,  erhalten  sie  je 
1  Nogata  von  10  Lokot. 

b)  Wenn  sie  eine  alte  Brücke  ausbessern,  dann  erhalten 
sie  je  1  Kuna  von  der  Planke,  soviel  sie  Planken  ausbessern. 

c)  Aber  der  Brückenbauer  selbst  reist  mit  seinen  Gehilfen 
auf  2  Pferden,  4  Lukno  Hafer  für  die  Woche. 

d)  Und  zu  essen,  was  er  kann.  II,  25;  II,  24;  III,  12, 
99,  126,  139. 

128.  Und  dieses  von  der  Erbschaft. 

Wenn  ein  Mann  Kinder  von  der  (leibeigenen)  Magd  hat, 
so  erhalten  sie  keine  Erbschaft,  aber  sie  bekommen  die  Frei- 
heit mit  der  Mutter. 

129.  Wenn  im  Hause  kleine  Kinder  sind  und  nicht  selbst 
für  sich  sorgen  können,  aber  ihre  Mutter  verheiratet  sich,  so 
vertraut  man  sie  dem  [als  Vormund]  an,  der  ihnen  am  nächsten 
steht  mit  dem  Vermögen  und  dem  Haus,  bis  sie  [selbst  für 
sich  zu  sorgen]  vermögen. 
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A  TOBapi  ;^aTlI  nepeAi.  jIH)ji.mii. 

A  4T0  cpfeiiTb  TOBapoMb  rhub  .111  npiirocTiiTB,  to  to  CMy  coöii, 
a  iiCTHH  TOBapi»  BopoTiiTb  iM'b ,  a  npiiKyü'b  einy  coötj,  aaiie  KopMiLn> 
11  ne^ajoBajiCH  iimii. 

Ilaie  OTT»  ^ejiJiÄH  n.iioji,'b  iijiii  oti.  cKoia,  to  to  Bce  uoiMaTii  jinueMb. 

^1x0  .111  6yji,eTb  pocTep/LiT),  to  to  Bce  einy  njiaTirni  AliTeM'b  ifM'h. 

Aie  'MQ  II  OTHiiMT,  iipiiiMeTb  Ä'tTii  CT)  3aji,HHueK),  to  TaKO  JKe 
ecTb  pfl^i». 


130.  A  ÄBopi)  6e3T)  Ä'kia  OTenb  BcaKt  Meemesiy  chhobh. 

131.  0  ateH-fe,  aate  Bop^eTbca  (BT)pe^eTbCfl)  cfeÄfcn.  Aate  meHa 
Bop^eTbCH  (Bipe^eTbca,  oöop^eTbca),  ciÄiTii  no  Myatii,  a  pocTepaexb 
ji.oÖLiTOK'B  II  noii;i,eTb  sa  My?Kb,  to  njiaTiiTii  efi  Bce  jif^Tewiy, 

132.  He  xoT'feTn  .mi  Ha^iHyTb  ji-^Tn  en  hh  Ha  ÄBop-fe,  a  ona  na^neTb 

BCflKO    XOT-feTlI    H    cliJI'fcTII,    TO    TBOpiITü    BCHKO   B0.IK)    (efl),    a   JI^-^TeM-b   He 

ÄaTE  Bo.in. 

133.  Ho  ^To  eil  ji,a.iT.  aiyjKb,  cb  rfeMi)  kq  en  c^Ä'^Tn  ilih,  cbok) 
^acTL  BseMine,  cfe^iTn  ate. 

134.  A  MaTepHH  nacTb  ne  naji.oö'fe  Ä'feTeMT,,  ho  K03iy  MaTn  ji,acTb, 

TOMy   MQ   B3aTH.      JI,aCTb   jlH   BC^MT,,    a   BCII   p03Ä^LlHTb. 

135.  BesT.  üSbiKa  .in  yMpeib,   to  y  Koro  6y,i,eTB  na  ÄBop-fc  6biJia 

11   KTO    K)    K0pMII.1T),    TO    TOMy   BSJITII. 

136.  Aate  6y;^yTb  äboio  MyjKio  ä'^th,  a  ojiiiHO'fc  MaTepii,  to  ouLmT) 
CBoero  OTi;fl  aa^HHUfl,  a  oh-^mT)  cBoero. 
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Aber  das  Vermögen  gibt  man  [dem  Vormund]  vor  den 
Leuten. 

Aber  was  er  [der  Vormund]  dazugewinnt  mit  diesem  Ver- 
mögen, oder  was  er  dazuerhandelt,  das  gehört  ihm  selbst,  und 
das  Kapital  gibt  er  ihnen  zurück,  aber  der  Gewinn  gehört  ihm 
selbst,  weil  er  sie  ernährte  und  für  sie  sorgte. 

Wenn  vom  Gesinde  oder  vom  Vieh  Zuwachs  ist  [in  der 
Zeit  der  Vormundschaft],  so  erhält  (der  Vormund)  alle  diese 
Objekte. 

Was  er  aber  vergeudet  hat,  das  muß  er  alles  diesen  Kin- 
dern bezahlen. 

Wenn  aber  der  Stiefvater  die  Kinder  mit  der  Erbschaft 
aufnimmt,  so  gilt  die  gleiche  Bestimmung. 

130.  Aber  der  väterliche  Hof  (gehört)  ohne  Teilung  ganz 
dem  jüngsten  Sohn. 

131.  Von  der  Frau,  wenn  sie  verspricht  sitzen  zu  bleiben. 
Wenn  eine  Frau  verspricht,  nach  (dem  Tode  ihres)  Mannes 

sitzen    zu    bleiben,    aber    das   Vermögen    vergeudet    und    sich 
(wieder)  verheiratet,    so  muß    sie  alles    den  Kindern  bezahlen. 

132.  Wenn  ihre  Kinder  sie  nicht  mehr  auf  dem  Hofe 
wollen,  aber  sie  will  trotzdem  sitzen  bleiben,  so  tut  man  jeden- 
falls   ihren  Willen  und  läßt   nicht  den  Kindern   ihren  Willen. 

133.  Aber  was  ihr  der  Mann  gab,  mit  dem  muß  sie  sitzen 
bleiben,  oder  sie  nimmt  ihren  Teil  und  bleibt  mit  dem  sitzen. 

134.  Aber  das  mütterliche  (Erb-)  Teil  ist  den  Kindern 
nicht  nötig,  sondern,  wem  es  die  Mutter  gibt,  der  erhält  es. 
Gibt  sie  es  aber  allen,  so  teilen  (es)  alle. 

135.  Stirbt  sie  ohne  Willenserklärung,  so  erhält  der 
(ihren  Nachlaß),  bei  dem  sie  auf  dem  Hofe  war,  und  der  sie 
ernährte. 

136.  Sind  Kinder  von  zwei  Männern  da,  aber  von  einer 
Mutter,  so  erhalten  die  einen  die  Erbschaft  ihres  Vaters,  die 
anderen  die  des  ihren. 
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137.  ByÄexb  .111  iioTepob  CBoero  iiH04iiMa  (iiuo  0T4iiMa)  mto,  a 
OH'fex'L  OTUH,  a  yMpeTb,  To  B'i>3Boi)OTHTL  6paTy,  iia  uenie  (uauL  mue)  ii 
.iK)ÄE>e  BUJi'feayTb,  mto  öyÄeib  oieub  ero  iicxepflji'b  iiiiouiiM.ia. 

A  'iTO  cMy  CBoero  om/i,  to  j^epjKirrb. 

138.  A  Maiepii  KOTopbiii  cuhl  Äoöpi),  nepsaro  jiii  (MyjKa),  jqiyraro 
.111,  TOMy  JKe  ÄacTb  cBoe, 

Aue  II  BCH  CMHOBe   eil  öy^yTb  jiiich,   a  ji.qepn  MOJKCTb  ÄaTir,  kto 

10    KOpMUTb. 

139.  A  ce  ypouii  cyji,e6Hini.  A  ce  ypomi  cyji;e6Hiiir:  oxb  Biipbi 
9  Kyni),  a  MCTejiniiKy  9  B'feKouib,  a  ox-b  öopxaoi  seaum  30  Kynii,  a  0 
(oxi,)  imixX)  0  (oxx>)  BC'txX)  x/iJKb,  KOMy  noMoryxb,  no  4  KyHH,  a  Mexe.i- 

HITKy    6    B'feKOIUb. 


140.  0  saÄHim'fe.     A>Ke  6paxba  pocxHJKjoxbca  nepeji'b  KHHseMb  0 

3ajl,HimiO,     KOXOpblÜ     Ä'fcTbCKUU     Il^iXb     llX'b     Äi.lHXb,     TO     XOMy     BSflXII 

rpiiBHa  KyHx>. 

141.  Ypoii,!!  poxHim.  A  ce  ypoAii  poxHun:  oxi)  ro.ioBH  30  KyHi>, 
a  OTx>  öopTbHoi  3eM.iH  30  KyHT,  6e3'b  Tpiin  (Tpexx.)  Kyn-b;  TaKo  Hie  u 
OTi  po.ienHO'fe  3eM.iu,  a  ott^  cboöoäh  9  Kyn'b. 

142.  0  xo-ionbcxB-fe.  XojonbcxBO  o6e.ibHoe  xpoe.  OjKe  kto  xoth 
KynuTb  ÄO  nojiyrpiiBHH,  a  nociyxn  nocTaBiiTb,  a  noraiy  aacTb  nepeiT) 
caM'iiM'b  xo.ionoMb. 

A  BTopoe  xcionbCTBo:  noineTb  po6y  6e3'b  pfliy;  noioiexb  .111  cx> 
pHÄOMb,  xo  KaKO  CR  6y;i,exb  püäh-ix.,  na  xoMt  ;Ke  cxoiixb. 

A  ce  xpexbee  xo.ioubcxBo:  xiiBynbCXBO  6e3'b  pajiy  ii.m  iipiiBHJKexb 
K.ii04b  K-b  coö'fe  6e3i)  pajiiy;  Ch  piij,0Mb  .in,  xo  KaKO  ca  öyjtexb  paAH.ii>, 
Ha  xoML  me  cxonxb. 
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137.  Verliert  [ein  Stiefvater  als  Vormund]  etwas  von 
seinem  Stiefsohn  und  ihrem  Vater  und  stirbt,  so  erstattet  der 
[erbende]  Bruder,  wenn  gegen  ihn  Leute  auftreten,  was  sein 
Vater  dem  Stiefsohn  verlor. 

Aber  was  ihm  von  seinem  Vater  gehört,  das  behält  er. 

138.  Aber  die  Mutter  gibt  dem  Sohn  das  Ihre,  der  gut 
(gegen  sie)  war,  sei  er  von  dem  ersten  oder  von  dem  zweiten 
Mann. 

Sind  alle  ihre  Söhne  böse,  so  kann  sie  (das  Ihre)  auch 
der  Tochter  geben,  die  sie  ernährte. 

139.  Und  das  sind  die  Gerichtsabgaben. 

Und  das  sind  die  Gerichtsabgaben.  Vom  Wergeid  9  Kuna, 
und  dem  Metelnik  9  Veksa  und  vom  Bienenland  30  Kuna, 
aber  von  allen  anderen  Streitsachen  (zahlt  der)  dem  sie  [die 
Entscheidungen  der  Richter]  helfen,  je  4  Kuna  und  dem  Me- 
telnik 6  Veksa.     II,  23,  24;  III,  12,  99;  III,  21. 

140.  Von  der  Erbschaft. 

Wenn  Brüder  vor  dem  Fürsten  über  die  Erbschaft  streiten, 
dann  erhält  der  Schreiber  1  Grivna-Kun,  der  hingeht,  die  Tei- 
lung vorzunehmen.     III,   112. 

141.  Eidesabgaben. 

Und  das  sind  die  Eidesabgaben:  Vom  Kopf  30  Kuna  und 
vom  Bienenland  30  Kuna  weniger  3  Kuna,  ebenso  vom  Acker- 
land und  von  Befreiung  9  Kuna. 

142.  Von  der  Sklaverei. 

Die  volle  Sklaverei  ist  eine  dreifache.  Wenn  jemand  sie 
kauft,  sei  es  auch  nur  um  eine  halbe  Grivna,  und  Zeugen  stellt 
und  eine  Nogata  vor  dem  Sklaven  selbst  übergibt. 

Die  zweite  (Art  der)  Sklaverei  ist:  man  nimmt  eine  Magd 
zur  Frau  ohne  Vereinbarung;  nimmt  man  (sie)  aber  unter 
einer  Vereinbarung,  dann  bleibt  es  bestehen,  wie  es  verein- 
bart ist. 

Und  das  ist  die  dritte  (Art  der)  Sklaverei:  (man  über- 
nimmt)  das   Amt   eines    Tiun   ohne    Vereinbarung,    oder   man 
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143.   A  Bi  ÄaHL  (BÄa  ufoiy,  bi>  AüH'h)  hg  xojiom»,  nii  no  xiiliöi 
po6oTflTi.,  im  no  npiiÄaT-but. ;   ho  ome  iie  äoxoäätI)  rojui,  to  Bopo^iaiii 

eMy  MII.10CTI.;  OTKOäHTL  .JH,  to  hg  BUHOBaTT»  GCTI). 


144.  A'AxQ  xo-nom.  6'li/KiiTB,  a  BanoB'fccTb  rociiOAiiH'L;  üÄie  cjiBimaBi, 
KTO  ii.iii  3nafl  H  B^i^afl,  oa{G  gctb  xojouI),  a  ÄacTt  caiy  xji'feöa  üii 
yKaaiGTL  cny  nyTb,  to  n.iiaTiiTii  GMy  3a  xo-noni)  5  rpnBGHt,  a  aa  po6y 

6    rpiIBGHI>   (KyHT>). 

145.  A;KG    KTO    nGpGIIMGTB   ilIGJKB   XO.IOII'B   i  ÄaCTb   B-feCTb   rOCBOÄDHy 

Gro,  TO  imaTn  GMy  ncpGCMi.  rpiiBHa.  Hg  yÖJiiOÄGTb  jui,  to  njiaTiiTii 
GMy  4  rpnBHH,  a  naTaa  iiGpccMHaü  eny;  a  6yji,GTb  po6a,  to  5  rpnBGHTD, 
a  lUGCTaa  na  ncpcGM-b  OTxoÄiiTb. 

146.  A:kg  KTO  CBOGro  xojona  caMi^  jtoco^iiiTbCÄ  b-b  ^ibGMb  .iioöo 
ropoÄ'fc,  a  öyÄGTb  nocaji,HiiKT>  hg  Bi^a-Tb  Gro,  to,  noBiÄaBiuG  GMy,  hoath 

jRe    GMy    OTpOKT)    OTL   HGIO    II,    niGJI,IUG,    yBASaTH   n   i   ÄaTU    GMy   BÄBGÖnyK) 

(bäsgöhog)  10  KyHT),  a  ncpcHMa  nLTyTb. 

147.  A^G  ynycTHTb  ir,  roHü,  a  Goßi  GMy  naryöa,  a  n.iaTHTb  bt.  to 

HHKTOaiG;    T^MT)   JKG   H   HGpGHMa    HiTyTb. 

148.  A;kg  KTO,  HG  B-fe^aa,  ^loaib  xojon'b  ycpn^iGTb  (ycpflii;GTb)  ii 
HJin  noBicTb  Ä-feGTb,  jih)6o  /TiGpmiiTb  n  y  coö-fe,  a  lUGTb  otT)  hgio,   to 

HTH  GMy  pOTi,  flKO  HG  Bijl.a.l'L  GCMb,  03KG  GCTb  XO-IOHTj,  a  n.iaTG5Ka  BT. 
TOMb   HiTyTb. 


149.      A^G     'jKe     XOJOH'b     KÄ'fe     KyHH     B.10;KHTb     (BUJaCGT-b) ,     a     Olli. 

6y;i,GTb,    HG    BiÄau,    BAa.iT.,    to    rocnoji.iiHy    BMKynaxn    a.in    (sMliCTo 
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bindet  sich  den  Schlüssel  an  ohne  Vereinbarung;  (tut  man  es) 
aber  unter  einer  Vereinbarung,  dann  bleibt  es  bestehen,  wie 
es  vereinbart  ist. 

143.  Aber  für  [geliehenes]  Geld  wird  man  nicht  Sklave, 
auch  versklavt  man  keinen  wegen  Brot,  noch  wegen  Zugabe 
(zum  Lohn);  aber  wenn  er  [der  Mietarbeiter]  das  (Arbeits-) 
Jahr  nicht  durchmacht,  so  gibt  er  das  Geschenk  zurück,  geht 
er  davon,  so  ist  er  nicht  schuldig. 

144.  Wenn  ein  Sklave  entläuft  und  sein  Herr  macht  es 
bekannt,  wenn  jemand  das  hört  und  kennt  und  weiß,  daß  es 
ein  Sklave  ist  und  gibt  ihm  Brot  oder  zeigt  ihm  den  Weg, 
so  zahlt  er  für  den  Sklaven  5  Grivna  und  für  eine  (leibeigene) 
Magd  6  Grivna-Kun.     III,   16. 

145.  Wenn  jemand  einen  fremden  Sklaven  ergreift  und 
gibt  dessen  Herrn  Nachricht,  so  erhält  er  1  Grivna  Greif  lohn. 
Gibt  er  nicht  acht  auf  ihn,  so  zahlt  er  4  Grivna  und  die  fünfte 
ist  sein  Greif  lohn;  ist  es  eine  Magd,  so  (zahlt  er)  5  Grivna, 
und  die  sechste  geht  für  den  Greif  lohn. 

146.  Wenn  jemand  seinen  Sklaven  selbst  in  irgend  einer 
Stadt  ermittelt  und  der  Posadnik  weiß  das  nicht,  so  teilt  er 
es  ihm  mit,  nimmt  bei  ihm  einen  Gehilfen,  geht,  fesselt  (seinen 
Sklaven)  und  gibt  ihm  [dem  Gehilfen]  10  Kuna  Fesselgebühr, 
aber  keinen  Greiflohn. 

147.  Wenn  er  [der  Herr]  ihn  beim  Heimtreiben  entwischen 
läßt,  so  ist  das  sein  Verlust,  dafür  zahlt  niemand,  dabei  gibt 
es  auch  keinen  Greiflohn. 

148.  Wenn  jemand,  ohne  es  zu  wissen,  einem  fremden 
Sklaven  begegnet  und  ihm  entweder  Mitteilung  [etwa  über  den 
Weg]  macht  oder  ihn  bei  sich  behält  und  der  Sklave  geht 
von  ihm  weg  [der  Herr  des  Sklaven  erfährt  das  aber  später], 
so  muß  er  zum  Eid  gehen,  daß  er  nicht  gewußt  habe,  daß  es 
ein  Sklave  war,  aber  zu  zahlen  hat  er  dabei  nichts. 

149.  Wenn  ein  Sklave  irgendwo  Geld  erschwindelt,  aber 
der  BetreflPende  gibt  es,  ohne  zu  wissen,  [daß  das  ein  Sklave 
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»a.in«  —  a  ne)  jinmiiTHCfl  ero.     B'I>Äa;i  .in  öy^eiL  ji.aji'B,  a  KyHi.  eny 
.inmiiTiicH. 

150.  Aate  nycTniL  xo.iom>  bi.  Topri»,  a  OÄOJiJKaeiL,  to  BUKynaTii 
ero  rocnoÄiiiiy   ii  iie  (BM'tcTo  »ii  ne«  a.iii,  n.nii,  a  ne)  .iiimiiTHCb  ero. 


151.  AjKe  KTO  KpeiieTL  (KyniiTi»)  ^hojkl  xo-ioni»,  ne  Bi^aa,  to 
nepBOMy  rocnoÄimy  xojiont  noHaiii,  a  OHOMy  KyHLi  imaTii,  poT-fe  xoÄiiBuie, 
jiKo  ne  B^j^an  ecMb  KyniLit  (Biji.aa  jih  6y;i,eTb  KynaJi,  to  Kyni»  CMy 
.111111  eny  öbitu). 


152.  a)  ....  rocno;i,iiHy  JKe  152.  6)  Oaie  xo-iobl  öiraa  ji;o- 
u  TOBap'B,  a  ne  .iiimaTnca  ero.          6jAeTh  Tosapy,  to  rocnoji,iiHy  xo- 

.loni)   II    lo.ini,    rocnOÄHHy  jkc  ii 
TOBap-B  (Kap.). 

153.  A'Me   KTO   öiata,   a  noioieTL   cycfeji.He  ^to  n.iH  TOBapT>,   to 
rocnoÄHHy  miaTiiTH  saHB  ypoKT>,  hto  öyjieTb  b3käi>. 


154.  AjRe  xojOHT)  Kpa^eTb  Koro  .ik)6o,  to  rocnojtuny  BUEynaTu  ii 
.iK)6o  BH^aTH  II  CT.  KiBib  öy^eTb  Kpa.ii),  a  SKeH-fc  n  jiiTeM'b  HeHaji,o6'fc. 
Ho  oJKe  öyÄyTb  ct.  hüäit.  Kpajin  ii  xopoHn.iii,  to  Bcixi.  BHji,aTn.  IlaKii 
.in,  a  BHKynaeTb  rocnoÄHHi.. 


155.    ÄTKe  öyjiiyTb  cboöoähhh  ci  HiiM-b  KpajH  HJin  xopoHu.iii,  to 
KH^JKK)  BT.  npoji.aai'fe. 

156 156.  0  Konbii.  Ilaje  nsjOMiiTb 

Konbiie  Äpyry,  .ik)6o  mniT.,  11060 
iiopTT»,  Äa  ame  y  ce6e  na^ineTb 
j^epjKaTB,  TO  iipiHTii  CKOTa  y  nero 
(Myc.-nyuiK.). 
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ist],  so  muß  ihn  sein  Herr  loskaufen  oder  verlieren.  Hat  der 
Betreffende  aber  gewußt  [daß  es  ein  Sklave  ist],  als  er  das 
Geld  gab,  so  verliert  er  sein  Geld.     HI,   152. 

150.  Wenn  jemand  seinen  Sklaven  zu  Handelsgeschäften 
entsendet,  aber  er  [der  Sklave]  macht  Schulden,  so  muß  ihn 
der  Herr  loskaufen  und  darf  ihn  nicht  verlieren  [auf  ihn  ver- 
zichten, ihn  dem  Gläubiger  überlassen  wollen]. 

151.  Wenn  jemand  einen  fremden  Sklaven  ohne  es  zu 
wissen,  kauft,  so  nimmt  der  erste  Herr  (des  Sklaven)  den 
Sklaven,  aber  er  [der  Käufer]  erhält  sein  Geld,  nachdem  er 
zum  Eid  gegangen  ist,  daß  er  (den  Sklaven),  ohne  es  zu  wissen, 
gekauft  hat  —  hat  er  aber  mit  Wissen  (ihn  gekauft),  so  ver- 
liert er  sein  Geld. 

152.  b)  Wenn  ein  entlaufener  Sklave  Ware  sich  verschafft, 
so  gehören  dem  Herrn  der  Sklave  und  die  Schulden,  dem  Herrn 
gehört  auch  die  Ware.     HI,  149. 

153.  Wenn  ein  (Sklave)  entläuft  und  nimmt  etwas  dem 
Nachbarn  Gehöriges  oder  Ware,  so  muß  der  Herr  für  ihn  Ab- 
gabe zahlen  (für  das),  was  er  genommen  hat. 

154.  Wenn  ein  Sklave  einem  etwas  stiehlt,  so  muß  sein 
Herr  ihn  loskaufen  oder  ihn  [dem  ßestohlenen]  ausliefern  und 
die,  mit  denen  (der  Sklave)  gestohlen  hat,  aber  Weib  und 
Kinder  [des  Sklaven]  (auszuliefern)  ist  nicht  nötig.  Haben  sie 
[Weib  und  Kinder]  aber  mit  ihm  gestohlen  und  (das  Gestohlene) 
verhehlt,  dann  muß  man  sie  alle  ausliefern.  Oder  umgekehrt, 
der  Herr  kauft  sie  alle  los. 

155.  Haben  freie  Leute  mit  ihm  gestohlen  oder  (das  Ge- 
stohlene) verhehlt,  dann  dem  Fürsten  zur  Strafe. 

156.  Vom  Speer.  Wenn  jemand  einen  fremden  Speer 
verdirbt  oder  einen  Schild  oder  ein  Kleid  und  behält  das  bei 
sich,  so  nimmt  man  das  Geld  [dafür]  von  ihm.     I,  24. 
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157. 


158. 


159. 


157.  IljKe  1T0  ecTb  u3jiomh.i'b, 
ame  .iii  iiaMnexL  ckotom-l  npiiMt- 
TaiH  eny,  aaujiaTH  npe^'L  HaAiiio, 
u'MQ  HaiHeib  B-fe/taTii,  kojiko  öyÄCTs 
Äaji'L  Ha  ueaib  (Myc-üyiuK.). 

158.  0  lejioBljut.  Om.e  le-io- 
B^Ki,  iio.iraBTj  KyHBi  y  .iK);i,eii,  a 
IIOÖtellTL  B'B  iiK)H;y  seMjrK),  Btpbl 
GMy  HG  ÄTH,  KaKt  II  xaTio  (Kap.). 

159.  0  Myui.  OiKe  yiÄJKyT'L 
Bi)  MyKi,  a  nocifUHTB  y  J^BopaHUHa, 
8  (50  H  80)  Horaii.  3a  xy  aiyKy, 
a  y  ko.iokojihhi;ü  öbioT-L  imyxoMt, 
a  3a  xy  MyKy  80  rpimeH'L  (Kap.). 

no  CH  M-fecxo  CyÄeöflUK'L 
üpoc.iaBJiB  (Kap.). 
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157.  Wenn  jemand  etwas  verdorben  hat  und  gibt  es  ihm 
[dem  Eigentümer]  in  Geld  zurück,  zahlt  er  vor  den  Leuten, 
welche  wissen,  wieviel  er  [der  Eigentümer]  dafür  gegeben 
hat.     I,  25. 

158.  Vom  Menschen.  Wenn  ein  Mensch  bei  den  Leuten 
Geld  erschwindelt  und  in  ein  fremdes  Land  entläuft ,  dann 
schenkt  man  ihm  [falls  er  wieder  heimkehrt]  keinen  Glauben, 
wie  auch  einem  Dieb  (nicht). 

159.  Von  der  Peinigung.  Wenn  man  einen  belastet  mit 
der  Peinigung  und  er  sitzt  bei  einem  Dvorjanin,  8  (50  und  80) 
Nogata  für  diese  Peinigung,  aber  wenn  sie  beim  Glockenturme 
einen  mit  der  Knute  schlagen,  für  diese  Peinigung  80  Grivna. 

An  dieser  Stelle  das  Gerichtsbuch  des  Jaroslav. 
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Erster  Teil. 

Erläuterungen  zur  ältesten  Redaktion  des 
Russischen  Rechtes. 


§  1.    Charakter  der  in  der  ältesten  Redaktion  festgesetzten 

Geldbußen. 

Erster  Gegenstand  unserer  Betrachtung  sei  folgendes:  fast 
alle  Bestimmungen  der  ältesten  Redaktion  geben  Geldsummen 
an,  die  bei  Tötung,  Körperverletzung  und  Eigentumsvergehen 
zu  zahlen  sind.  Welches  ist  nun  der  Charakter  dieser  Geld- 
beträge, sind  es  Bußen,  oder  sind  es  Strafen;  erhält  sie  der 
Verletzte  oder  Geschädigte  bzw.  die  Familie  des  Erschlagenen, 
oder  fallen  sie  an  den  Fürsten;  haben  sie  privaten  oder  öffent- 
lichen Charakter? 

Rozkov  ^)  stellt  zusammen,  was  an  Gründen  für  diese  oder 
jene  Antwort  schon  in  der  bisherigen  Literatur  über  das  Russische 
Recht  vorgetragen  worden  ist,  ich  will  aber  den  Einzelheiten 
pro  et  contra  nicht  in  allen  Punkten  folgen.  Rozkov  sagt 
dabei  von  Ewers  selbst,  daß  Ewers  nur  seine  Theorie  von  dem 
Charakter  der  Summen  in  der  ältesten  Redaktion  als  Privat- 
ersatz für  den  Verletzten  bzw.  Geschädigten  aufgestellt  habe, 
ohne  sie  eingehend  zu  begründen,  andere  wie  Sergeevic^)  hätten 


^)   PosKOBi. ,    H.  A. :    O'sepKu    IOpH;^B?ecKa^o    ßma   no   PycCKofi    EpaBÄi   in    SSypHajit 

MHHHCTepcTua  HapoAHaro  HpocBimeHia  1897,   Novemberheft  S.  11 — 60,  Dezember- 
heft S.  263—329,  im  folgenden  zitiert  als  Rozkov,  Abriß  S.  .  .  . 

^)  Sergeevic,    Vorlesungen  S.  386,   sagt  kurz:    llepBua   17  ct.  KpaiKoü 

IIpaBÄH  —  also  die  älteste  Redaktion  —  roBopait  TO-itKO  o  laoTHOMt  BOSHaipasAeHin  : 
0  n-iari  aa  ro.iOBy  ii  njiaii  3a  GÖu^yj  Biipu  u  npo^aatu  B'b  uiixi.  ue  ynoMUHaiOTca. 
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ihrer  ähnlichen  Behauptung  verschiedene  Hinweise  auf  Wort- 
laut der  Quellen  zur  Stützung  ihrer  Ansicht  beigefügt.  Aber 
in  ihrem  ganzen  Umfang  sind  doch  die  betreffenden  Stellen 
in  der  ältesten  Redaktion  noch  nicht  genau  erklärt,  so  daß 
es  nicht  überflüssig  sein  wird,  das  zu  tun.  Rozkov  gibt  auch 
die  Meinung  solcher  Erklärer  wieder,  nach  denen  die  Geld- 
summen in  der  ältesten  Redaktion  den  Charakter  öffentlicher 
Straffestsetzungen  und  nicht  den  privaten  Schadensersatzes 
haben  sollen.  Dabei  verfällt  er  aber  in  das  von  mir  oben  S.  243 
für  einen  Fehler  erklärte  Verfahren,  die  Bestimmungen  der 
ältesten,  zweiten  und  dritten  Redaktion  miteinander  zu  vermischen. 
Als  neueste  Vertreter  dieser  Anschauung  kann  man  Presnjakov^) 
und  Vladimirskij-Budanov  anführen.  Presnjakov  meint  zu  I,  3, 
die  Summe  von  40  Grivna^)   ging   als  Wergeid  (vira)  an  den 


^)  npicHÄKOBt,  A. :  Knaatoe  IIpaBO  B'b  JI^peBHefl  PycH.  O^epKu  no  ncTopia  X — XII 
cmitiiM.     C.  neiepöypri  1909,   S.  261  ff. 

^)  Der  Wert  der  „Grivna"  ist  nicht  absolut  sicher  festgestellt,  ich 
muß  mich  bescheiden,  die  Meinung  angesehener  russischer  Forscher  hier 
einfach  zu  verzeichnen.   Ueber  das  altrussische  Münzwesen  vgl.  besonders 

UposopoBCKifi,  Ä-  H : ,  MoHCTa  h  s-hch  Bt  Poccin  ;i,o  KOHU,a  XVIII  CTOJiiTia  in   SanucKH  Hmh. 

ApxeojiornqecKaro  OßmecTsa  0116.  1865  T.  XIP,    S.  327  ff. ;   dazu   die    Rezension 

von  Bh^kob'B,  A.  0.  in  OiieTt  o  IX-om^  npncyac;^eHiii  narpa^'B  rpatjia  VBapoBa  CIIö.  1867, 
S.  115  ff.;  ferner  Mpo^eK'B-J^po3;^OBCKiH,  n. :  Ohht'b  H3CJii;i,0BaHia  iiCTOiHiiKOBt  no  Bonpocy 
0  jeHtrax'B  PyccKofi  IIpaBÄH  in  ViieHHa  SanHCKii  Hmh.  MocKOBCKaro  yHHBepcHTeia ,  OTftijit 
KlpD^u^eCKiH  BHn,     IL  MocKBa  1881. 

Grivna  ist  nach  Mrocek-Drozdovskij  1881,  S.  53  ff.  ein  rein  slavisches 
Wort,  bedeutet  ursprünglich  Goldschmuck,  Torques,  erlangt  bei  Kauf  und 
Verkauf  angewendet  dann  die  Bedeutung  von  Geld  erst  als  Gold-  oder 
Silbergewicht,  dann  auch  als  Rechnungseinheit. 

Den  Gold-  und  Zahlungswert  der  Grivna  bestimmt  Prozorovskij 
S.  703  ff.  in  folgender  Weise  näher :  Im  Russischen  Recht  ist  eine  dreifache 
Grivna  zu  unterscheiden :  a)  die  ursprüngliche,  bestehend  aus  20  Nogata 
oder  50  Rezana  im  heutigen  Geldwert  von  7  Rubel  12^^/27  Kopeken  bis 
8  Rubel  29^727  Kopeken,  b)  die  spätere  enthielt  90  Kuna  und  betrug 
etwa  6  Rubel  jetziger  Währung,  c)  nach  Jaroslav  (1019 — 1054)  bestand 
sie  aus  50  Kuna  im  heutigen  Wert  von  8  Rubel  32  Kopeken.  Das  gilt 
für  die  im  Russischen  Recht  so  genannte  Grivna-Kun.  Die  Silbergrivna 
in  Novgorod  im  XII.  und  XIII.  Jahrhundert  betrug  7V2  Grivna-Kun  oder 
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Fürsten  für  den  Fall  der  Ermordung  eines  seiner  Gefolgsleute, 
sie  sei  wie  die  Buße  von  12  Grivna  ursprünglich  nicht  „Strafe" 
{prodaza)^  die  an  den  Fürsten  fiel,  aber  auch  nicht  „Privat- 
ersatz" (castnoe  voznagrazdenie)  ^  sie  sei  eine  Zahlung  für  die 
dem  Fürsten  durch  Tötung  bzw.  Verletzung  seines  Gefolgs- 
mannes angetane  Kränkung.  Vladimirskij-Budanov  ^)  bezeichnet 
z.  B.  die  Buße  von  3  Grivna  in  I,  15  direkt  als  Kriminalstrafe 
{tri  grivny  ugolovnago  strafa)  und  drückt  *^)  das  noch  genauer 
dahin  aus,  daß  die  Strafe  „für  das  Unrecht"  {za  ohidu)^  nicht 
zum  Nutzen  des  Geschädigten,  sondern  zu  dem  der  öffentlichen 
Gewalt  bezahlt  wurde. 

Bei  solch  scharfen  Gegensätzen  darf  man  also   wohl  ver- 
suchen,   aus    dem   Text   der   ältesten   Redaktion  allein,    ohne 


225  Kun,  nach  heutigem  Geld  19  Rubel  91  Va  Kopeken.  Eine  andere 
Bewertung  bietet  U.  a.  KjnoieBCKiä,  B. :  Kypct  PyccKofi  Hcxopiu,  MoCKBa  1904,  I, 
S.  293.  Die  älteste  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  kennt  als  Geld  nur 
die  Grivna  und  zwar  im  Betrag  von  1,  3,  12,  40. 

MrocekDrozdovskij  1881,  S.  113  ff.  stellt  eine  eingehende  Untersuchung 
der  Teile  der  Grivna:  nogata,  rezana,  kuna  an.  Nogata  zählt  nach  ihm 
die  Grivna  20,  Rezana  —  von  pisaiB  abschneiden  —  50.  Eine  Differenz 
herrscht  über  Kuna,  Marderfell  als  Münze.  Die  einen  rechnen  die  Grivna 
zu  50  Kuna,  so  also  auch  Prozorovskij ,  weisen  dabei  darauf  hin,  daß 
rezana  in  der  zweiten  Redaktion  in  der  dritten  durch  Kuna  ersetzt  sei, 
sehen  also  rezana  und  Kuna  als  identisch  an.  Mrocek-Drozdovskij  ist  da- 
gegen mit  anderen,  auch  z.  B.  Kljucevskij,  Kurs  I,  S.  261  der  Meinung,  daß 
die  Grivna  nur  25  Kuna  zählte  und  sucht  das  durch  genaue  Yergleichung 
aller  Geldsätze  in  der  zweiten  und  dritten  Redaktion  nachzuweisen.   Als 

Ergänzung  dazu  siehe  VcoBt,  A. :  SaiiixKa  o  ApeBHHXt  pyccKitxi  ÄöHBraxt  no  pyccKOU 
npaB^i  in  ÄpeBHOCTH,  Tpy^Ki  Hmh.  MocKOscKaro  ApxeoJioru^ecKaro  OömecTsa,  MocKBa  1883, 
Bd.  IX,  S.  89— 104,  der  auch  S.  102  eine  genaue  Tabelle  über  die  ver- 
schiedenen Gelder  in  ihrem  wechselseitigen  Verhältnis  aufstellt.  Neuere 
Literatur  angegeben  bei  rpyraeBctKHfi ,  M. :  iciopia  yKpaiHu-Pyou^,  y  jibbobI  1905, 
III,  S.  547  und  in  der  deutschen  Uebersetzung  des  ersten  Bandes  dieses 
Werkes:  Geschichte  des  ukrainischen  (ruthenischen)  Volkes,  Leipzig  1906, 
S.  631 ,  speziell  zur  ältesten  Geschichte  der  russischen  Münzen.  Siehe 
auch  meine  Bemerkungen  im  Schlußparagraphen  dieser  Arbeit. 

0  Chrestomatie  I,  S.  27  ^^ 

2)  Uebersicht  S.  311. 
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Vermischung   mit  den  Bestimmungen  der  zweiten   und  dritten 
Redaktion  zu  einem  Resultat  zu  gelangen. 

Stellen  wir  zunächst  einmal  die  Redewendungen  zusammen, 
die  in  der  ältesten  Redaktion  für  die  Bezahlung  der  Bußen 
angewendet  werden  und  zwar  gleich  nach  der  Uebereinstimmung 
ihres  Wortlautes. 

A. 

I,  2 :  to  40  griven  za  golovu  =  dann  40  Grivna  für  den 
Kopf. 

I,  9 :  to  40  grivmj  =  dann  40  Grivna. 
I,  7:  to  12  grivne  =  dann  12  Grivna. 
I,  13:  3  grivne  =  3  Grivna. 

B. 

I,  3 :  to  40  griven  poloHti  zan  =  so  zahlt  man  40  Grivna 
für  ihn. 

I,  12:  to  grivnu  polozif  =  so  zahlt  er  1  Grivna. 
I,  16:  to  poloziti  3  grivny  =  so  zahlt  er  3  Grivna. 
I,  7 :  to  platiti  emu  =  so  muß  er  zahlen. 

C. 

I,  6:  to  vzjati  emu  za  ohidu  3  grivne,  a  liccju  (Vetcju) 
mzda  =  so  erhält  er  für  das  Unrecht  3  Grivna  und  dem  Arzt 
der  Lohn. 

I,  17:  to  vzjati  emu  svoe,  (a)  3  grivny  za  ohidu  =  ^o 
nimmt  er  das  Seine,  (aber)  3  Grivna  für  das  Unrecht. 

I,  15:  to  izimati  emu  svoi  eeljadin,  a  3  grivne  za  ohidu 
=  so  ergreift  er  seinen  Knecht,  aber  3  Grivna  für  das  Unrecht. 

D. 

I,  8:  to  12  grivne  za  ohidu  ^=  didivm  12  Grivna  für  das 
Unrecht. 

I,  11:  3  grivny  za  ohidu;  a  v  use  —  12  grivne;  a  v  ho- 
rode  —  12  grivne  =  3  Grivna  für  das  Unrecht;  aber  beim 
[Schnurr-  oder  Knebel-]  Bart  12  Grivna;  aber  beim  Vollbart 
12  Grivna. 
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I,  15:  ....  a  5  grlvne  za  ohidu  =  .  .  .  .  aber  3  Grivna 
für  das  Unrecht. 

I,  20:  a  za  ohidu  3  griime  =  aber  für  das  Unrecht 
3  Grivna. 

E. 

I,  22:  für  einen  Sklaven  da  j^^ci^'  ^ci  nego  gospodln  ego 
12  grivne  =  aber  sein  Herr  zahlt  für  ihn  12  Grivna. 

F. 

Ganz  außerhalb  dieser  Wendungen  liegen  I,  24:  to  prijati 
sJcofa  u  nego  =  so  nimmt  man  das  Geld  von  ihm;  I,  25:  to 
Skotom  emy  zaplatlte  =  so  muß  er  mit  Geld  bezahlen.  Das 
Wort  sTiot  für  Geld  finden  wir  noch  I,  20,  21. 

Die  Ausübung  der  Rache  —  um  das  noch  anzuschließen  — 
bei  Tötung  und  Körperverletzung  wird  bezeichnet  I,  1  mit 
mstet' ,  I,  6  m'stiti  =  rächen  und  I,  10  mit  cad'  (cada)  smirjaf 
=  die  Söhne  züchtigen. 

Ich  habe  diese  Stellen  in  verschiedene  Klassen  eingeteilt. 
Klasse  A  enthält  nur  Angabe  der  zu  zahlenden  Summe.  In 
B  finden  wir  das  Verbum  poloziti  =  zahlen.  Ewers  ^)  über- 
setzt I,  3  „so  setze  man  40  Grivnen  für  ihn",  dagegen  I,  12 
gibt  er  wieder  mit  den  Worten  „so  erlegt  derselbe  1  Grivna", 
ebenso  die  Stelle  I,  16  mit  „so  sind  3  Grivnen  zu  erlegen". 
Für  meine  Uebersetzung  von  poloziti  mit  „zahlen"  —  nicht 
„setzen",  d.  h.  vom  Richter  aus  als  Buße  „festsetzen",  anordnen, 
bestimmen  —  scheint  mir  auch  zu  sprechen,  daß  I,  12  to 
grivnu  polozit'  =  dann  zahlt  er  1  Grivna ,  in  anderen  Hand- 
schriften, unzweifelhaft  vom  Täter  aus  gesagt,  lautet:  to  ti 
(oder  toi)  grivnu  polozit'  =  dann  zahlt  der  1  Grivna^).  In 
Klasse  C  ist  ausgedrückt,  daß  der  Verletzte  bzw.  Geschädigte 


')  Recht  der  Russen  S.  265,  267,  268. 

^)   Siehe     KajaiOBt ,     H. :     npe;iBapHTeji.HHfl     lOpirA'i'iecKifl     CßhAtHia    ä-ih    no.iHaro 

oöiflCHeHia  PyccKofi  iipaB,tH,  2.  Aufl.,  c.  neTepßyprt  1880,  S.  193,  §  C,  zitiert  als 
Kalacov,  Einleitung  S.  .  .  . 
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die  Summe  bekommt  und  wofür  er  sie  erhält:  sa  ohldu  =  für 
das  Unrecht.  Klasse  D  sagt  lediglich,  wofür  das  Geld  bezahlt 
wird:  ^a  ohidu  =  für  das  Unrecht.  In  E  hören  wir  bloß, 
daß  der  Herr  des  Sklaven  für  diesen  12  Grivna  zahlen  muß. 
Die  Bestimmungen  von  F  geben  gar  keinen  bestimmten  Be- 
trag an,  sondern  reden  nur  allgemein  von  „Geld".  I,  24,  25 
unterscheiden  sich  schon  dadurch  scharf  von  den  anderen  Be- 
stimmungen der  ältesten  Redaktion,  die  von  Buße  handeln;  es 
sind  auch,  wie  wir  später  genauer  sehen  werden,  Zusätze,  die 
nicht  zum  ursprünglichen  Bestand  der  ältesten  Redaktion 
gehören. 

Gehen  wir  nun  von  der  Wendung  aus,  deren  Wortlaut 
bzw.  der  darin  liegende  Sinn  am  einfachsten  und  klarsten  ist. 
Das  ist  I,  6.  Die  Bestimmung  von  I,  6  gehört  eng  zusammen 
mit  denen  von  I,  4,  5:  es  ist  die  Rede  von  Körperverletzung,  von 
Vorhandensein  oder  Nichtvorhandensein  der  Merkmale  solcher 
Körperverletzung,  von  Notwendigkeit  eines  Zeugen,  von  Ein- 
stellung des  Verfahrens  in  einer  solchen  Angelegenheit.  „Wenn 
er  —  der  Verletzte  —  sich  (selbst)  nicht  rächen  kann  —  sagt 
nun  I,  6  —  so  erhält  er  für  das  Unrecht  ^)  3  Grivna,  aber  dem 
Arzt  der  Lohn." 

Der  Sinn  der  Stelle  scheint  mir  ganz  klar  zu  sein:  der 
Verletzte,  der  sich  aus  irgend  einem  Grunde  nicht  rächen  kann, 
erhält  Schmerzensgeld,  privaten  Ersatz  in  der  Höhe  von 
3  Grivna,  ferner  sind  die  dem  Arzt  zu  bezahlenden  Kurkosten 
zu  entrichten.  Selbst  Vladimirskij-Budanov^),  der  doch,  wie 
vorhin  S.  308  gesagt,  in  I,  15  Kriminalstrafe  verhängt  sieht, 
nimmt  hier  an,  daß  die  3  Grivna  für  den  Verletzten  sind, 
findet  also  in  der  ältesten  Redaktion  sowohl  privaten  Ersatz  als 
auch  öffentliche  Strafe  verhängt.  Die  weiteren  an  unsere  Be- 
stimmung anzuknüpfenden  Fragen  nach  der  Art  der  Rache,  nach 


')  Nach   Kalacov,   Einleitung  S.  219,  §  CXXXI,   fehlen  die  Worte 
eay  3a  oöiiäj  in  einer  Handschrift. 
2)  Chrestomathie  I,  S.  2i\ 
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dem  Verhältnis  von  Ruche  und  Gericht,  nach  der  Wahl  zwischen 
Rache  und  Geklersatz  sind  nicht  hier,  sondern  später  in  §  7 
in  anderem  Zusammenhang  zu  behandeln ;  hier  handelt  es  sich 
nur  um  die  Bedeutung,  den  Charakter  der  Summe  von  3  Grivna. 
Da  ist  aber  nach  to  vzjati  emy  =  er  erhält,  nicht  zu  zweifehi, 
daß  der  Verletzte  sie  bekommt,  denn  das  Hauptgewicht  liegt 
in  dem  Verbum  vzjati  =  erhalten^),  soviel  als  nehmen,  also 
nochmals:  der  Geschädigte  erhält  die  ausgesprochene  Bußsumme 
von  3  Grivna.  Wenn  das  aus  to  vzjati  emy  =  er  erhält,  un- 
zweifelhaft hervorgeht,  dann  dürfen  wir  aber  da,  wo  wir  z.  B. 
3  (12)  grivny  za  ohidu  =  3  (12)  Grivna  für  das  Unrecht,  ohne 
das  Verbum  vzjati  =  erhalten,  treffen,  wie  in  I,  8,  das  auch  auf 
den  Verletzten  als  Empfänger  deuten.  Dazu  sind  wir  um  so 
mehr  berechtigt,  als  wir  eine  Zwischenstufe  zwischen  der  Wen- 
dung von  I,  6  und  I,  8  haben,  bei  der  wir  den  Begriff  „nehmen", 
„erhalten"  antreffen,  wenn  auch  nicht  direkt  in  unmittelbarer 
Verbindung  mit  za  ohidu  =  für  das  Unrecht.  Ich  meine  Stellen 
wie  I,  17  to  vzjati  emy  svoe,  (a)  3  grivny  za  ohidu  =  so  nimmt 
er  das  Seine,  (aber)  3  Grivna  für  das  Unrecht^),  oder  I,  15 
to  izimati  emu  svoj  celjadin,  a  3  grivne  za  ohidu  =  so  ergreift 
er  seinen  Knecht,  aber  3  Grivna  für  das  Unrecht. 

Das  Wort  ohida,  Unrecht,  Kränkung,  erklärt  Sreznevskij  ^) 
als   osJcorhlenie  =  Beleidigung,    Kränkung,    aSixia,    iniustitia. 


^)  , empfangen"  —  wie  Ewers,  Recht  der  Russen  S.  265,  über- 
setzt, 

2)  Hier  muß  ich  die  Note  in  meinem  Programm  zu  I,  17  verbessern. 
Dort  habe  ich  gesagt,  entsprechend  dem  Texte  von  I,  16  to  noaoajuiu 
3  rpuBHM  wolle  ich  in  I,  15  und  I,  17  3  tphbeh  sa  oßuAy  ergänzen  durch  „der 
Schuldige  zahlt".  Das  halte  ich  jetzt  für  unrichtig  und  nehme  an,  daß 
bei  I,  15  und  I,  17  in  der  zweiten  Hälfte  des  Satzes  jeweils  das  Verbum 
der  ersten  Hälfte  uauMaiu  bzw.  Bsaxu  zu  ergänzen  ist,  da  die  zweite  Hälfte, 
die  Bußfestsetzung,  nur  die  Fortsetzung  der  vorhergehenden  Hälfte  ist: 
der  Geschädigte  nimmt  sein  Eigentum  wieder  und  nimmt  (erhält)  dazu 
eine  Buße. 

3)  CpesHeBCKifi,  II.  II. :  MaiepiaüH  fl-ia  ciOBapa  ApeßHC-pyccKaro  aauKa,  C.  IIprep6ypi-T> 

1902,  II,  Sp.  502. 
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Mrocek-Drozdovskij  ^)  sieht  in  ohida  =  Unrecht  jede  Rechts- 
verletzung im  Sinne  einer  sowohl  unrechtmäßigen  als  auch  ge- 
radezu verbrecherischen  (prestupnoe)  Handlung  und  kommt 
nach  Erörterung  der  von  obida  handelnden  Quellenstellen  zum 
Resultat:  obida  bedeute  eine  Rechtsverletzung,  eine  widerrecht- 
liche ,  ungesetzliche ,  verbrecherische  Handlung.  Sergeevic  ^) 
sagt,  in  der  Bezeichnung  obida  des  Russischen  Rechtes  für 
das  Vergehen  (bzw.  Verbrechen)  spiegele  sich  die  Beurteilung 
des  Vergehens  (bzw.  Verbrechens)  als  Zufügung  eines  materiellen 
Schadens.  Auch  Rozkov  ^)  meint,  daß  im  Russischen  Recht  der 
Begriff  Vergehen  (bzw.  Verbrechen)  fast  ausschließlich  ein 
materieller  sei,  ohida  sei  materieller  Schaden,  aber  nicht 
formelle  Verletzung  des  Gesetzes,  erst  in  der  dritten  Redaktion 
des  Russischen  Rechtes  komme  zu  obida  als  materiellem  Schaden 
der  Begriff  der  Ehrenkränkung  hinzu.  Das  scheint  mir  nicht 
richtig,  denn  z.  B.  in  I,  11  wird  die  Buße  von  12  Grivna  für 
Beschädigung  des  Bartes  (Schnurrbart  und  Vollbart)  offenbar 
auch  za  obidu  =  für  das  Unrecht  bezahlt;  die  Buße  beträgt 
aber  da  nach  allgemeiner  Annahme  das  Vierfache  der  Buße 
von  3  Grivna  für  Fingerverletzung  gerade  weil  in  der  Bart- 
beschädigung zum  materiellen  Schaden  das  Moment  der  Ehr- 
verletzung, der  Schimpflichkeit  hinzutritt.  Das  gleiche  gilt 
für  den  I,  7  auf  12  Grivna  gewerteten  Schlag  mit  einer  Peitsche, 
Stange,  Trinkgefäß,  für  den  nach  I,  8  gleichfalls  mit  12  Grivna 
zu  sühnenden  Schlag  mit  dem  in  der  Scheide  steckenden 
Schwert  oder  dem  Schwertgriff  gegenüber  der  einfachen,  nicht 
so  schimpflichen  Körperverletzung  in  I,  6,  die  nur  mit  3  Grivna 
Buße  belegt  ist.  Also  rein  als  materielle  Schadenszufügung 
darf  man,  so  scheint  mir,  obida  in  der  ältesten  Redaktion  nicht 
auffassen  *). 


^)  H3CJIiJ^0BaHia  o  PyccKofi  üpaBj^i   S.  212 — 217,    enthalten   in  YieHHa  SanHCKu 
Hmh.     MocKOBCKaro   yHiiBepcHTexa ,    OT^i-it   K)pD;i;HqecKifi ,    BHnycK'B  IV,   MocKBa   1885,   im 

folgenden  zitiert  als  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  1885,  S.  . .  . 
2)  Vorlesungen  S.  342.  ^)  Abriß  S.  20. 

^)  Tobien,   S.:   Die   Blutrache  nach   altem  Russischem  Recht  etc., 
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Den  oben  S.  243  gerügten  Fehler,  daß  man  nicht  scharf 
genug  die  Begriffe  nach  den  verschiedenen  Redaktionen  aus- 
einander hält,  finde  ich  bei  Vedrov^),  in  der  Auffassung,  die 
er  von  ohiäa  hat.  Er  sieht  in  za  ohidu  nicht  Privatersatz, 
sondern  Staatsstrafe,  die  in  der  zweiten  und  dritten  Redaktion 
vira  und  2^^odaia  heißt:  manchmal  v^ird  der  Ausdruck  „sa 
obidu^'  gebraucht,  welcher  ebenfalls  Eintreibung  zugunsten  des 
Fürsten  bedeutet,  und  er  redet  von:  staatlichen  Beitreibungen 
„za  ohidu".  Allerdings  findet  sich  za  ohidu  in  der  zweiten 
und  dritten  Redaktion  in  Verbindung  mit  der  staatlichen  Strafe ''^), 
z.  B.  III,  25  to  12  griven  proddzi  za  ohidu  =  dann  12  Grivna 
Strafe  für  das  Unrecht.  Aber  zwischen  der  ältesten  und  zweiten 
bzw.  dritten  Redaktion  liegt  eben  eine  große  Entwicklung  im 
Strafenbegriff  und  in  der  Rechtspflege,  man  darf  deshalb  die 
Bedeutung,  die  za  ohidu  in  der  zweiten  und  dritten  Redaktion 
hat,  nicht  ohne  weiteres  auf  die  älteste  Redaktion  rücküber- 
tragen. In  der  ältesten  Redaktion  ist  noch  von  keiner  öffent- 
lichen Strafe,  die  von  II,  15,  2  an  prodaza'^)  und  vira  heißt, 


Dorpat  1840,  I.  Teil,  S.  137  sagt  deshalb  mit  Recht,  daß  sa  oöuAy  in  den 
alten  russischen  Rechtsquellen  ebenso  durch  „für  die  Beleidigung"  — 
als  durch  „für  das  Unrecht,  für  die  Rechtsverletzung"  zu  übersetzen  ist. 
Einen  nicht  rein  materiellen,  sondern  auch  geistigen  Inhalt  hat  oöHAa  auch 
in  Chronikstellen,    von  denen  nur  einige  beispielsweise   angeführt  seien, 

so  JÜTonucB  no  JlaBpeHTieBCKOMy  CnucKy  ii3a.  ipexBe,  C.  neiepßypr'L  1897,  S.  57,  12; 
S.  263,   20;    356;  4;   Mionuci,  no  IlnaxcKOMy  cnucKy,  C.  Heiepfiyprx  1871,    S.  308,  13. 

Ich  benutze  noch  diese  Ausgabe  und  nicht  die  neue  1908  erschienene 
von  Sachmatov,  da  sie  mit  ihrer  Zeilenzählung  das  Auffinden  der  Stellen 
erleichtert. 

^)  BeApoB-B,  A.  C.  B. ;  0  jiieHeHCHHxt  neHaxi  no  PyccKoß  IIpaBAi  cpaBHUTO.isHO  es 
saKonaMH  cejiniecKuxt  (j)paHKOBTi,  S.  54,  118,  119,  in  ^Iienia  bt,  Ilwn.  OÖmecTBt  llciopin 
H  JlipeBHOCTeH  PoccifiCKHX'B  npn  Mockobckom'b  yHHBcpcuTeii ,  1876  KHura  Biopaü,  MocKsa, 
zitiert  als:  Vedrov,  Geldstrafen  S.  .  .  . 

2)  Siehe  darüber  mein  Programm  zu  I,  6. 

^)  Auf  der  gleichen  Vermischung  der  Strafbegriffe  in  den  verschie- 
denen Redaktionen  des  Russ.  Rechtes  beruht  es,  wenn  z.  B.  Rozkov,  Abriß 

S.  35  zu  I,  7  bemerkt :  cmhcji-b  3-u  CTaitu  KpaTKofi  IIpaB^H  aaKJioqaeTca  bs  tom^,  mo 
3a  y^ap^  TynHun.  opy^ieMt  naanaiaeTca  12  rpuBent   npoAaKii,   ho  n-iaxinofl  aia    npo;taaia 
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noch  nicht  vom  Fürsten,  an  den  sie  zu  zahlen  ist,  die  Rede. 
Wir  werden  sehen,  daß  die  älteste  Redaktion  nur  privaten  Er- 
satz za  ohidu,  d.  h.  für  die  dem  Verletzten  oder  Geschädigten 
angetane  Unbill  materieller  wie  auch  geistiger  Art  kennt.  Za 
ohidu  in  der  ältesten  Redaktion  im  Sinne  des  privaten  Ersatzes, 
des  Schmerzensgeldes,  des  Schadenersatzes,  wenn  man  so  will, 
bleibt  als  terminus  in  der  zweiten  und  dritten  Redaktion  stehen. 
Aber  die  altgewohnte  Bezeichnung  ^a  ohidu  der  ältesten  Re- 
daktion nimmt  unter  dem  Einfluß  der  nach  Abfassung  der  äl- 
testen Redaktion  vor  sich  gegangenen  Aenderung  in  der  Rechts- 
pflege wie  im  Straf enbegrifiP  einen  neuen  Sinn  an,  der  z.  B.  im 
terminus  prodaka  za  ohidu  =  Strafe  für  das  Unrecht,  sich  aus- 
drückt. Das  alte  za  ohidu  von  I,  11  bei  Fingerverletzung 
3  Grivna  für  das  Unrecht  spaltet  sich  z.  B.  in  III,  30  zu 
3  grivny  prodaze,  a  samomy  grivna  hun  =  3  Grivna  Strafe,  aber 
dem  Geschlagenen  selbst  1  Grivna  Kun.  Und  statt  des  alten, 
nun  in  einem  neuen  Sinn  angewendeten  za  ohidu  finden  wir 
allgemeine  Wendungen  wie  III,  88  za  sorom^  für  die  angetane 
Schmach,  III,  29  za  vek  für  die  Verstümmelung,  oder  spezielle 
Schadenbezeichnung  wie  III,  93  za  zuh^  für  den  Zahn,  III,  100 
za  derevo^  für  den  Baum,  III,  105  za  verv,  für  den  Strick, 
III,  102  tathu^  den  Diebstahl(ersatz). 

Somit  dürfen  wir  als  Sinn  von  I,  6  feststellen:  der  Ver- 
letzte erhält  als  Schmerzensgeld,  als  Buße  für  die  ihm  zuge- 
fügte  Beschädigung   3    Grivna  ^).     Die    Summe    von   3  Grivna 


;iuinb  BX  TOMi  ciy^ai,  ecjin  oönaceHHBifi  He  OTBiinix  y;i,apoM'B  ace.     Es    ist    eben    in    I,    7 

noch  keine  Rede  von  Bezahlung  staatHcher  Strafe,  npo^a^a,   sondern  nur 
von  Bezahlung  privaten  Ersatzes,  der  Buße  3a  oöB^y. 

-)  Diese  Auffassung  der  „3  grivna  für  das  Unrecht"  paßt  zu  dem, 
was  Wilda,  W.  E. :  Das  Strafrecht  der  Germanen,  Halle  1842,  S.  314  all- 
gemein über  den  Begriff  der  Buße  sagt:  „Büßen  (botjan),  welches  Wort 
in  allen  germanischen  Rechten  vorkommt,  heißt  bessern,  emendare.  Buße 
ist  emenda,  das  Wiedergutmachen  eines  zugefügten  Unrechts 
durch  die  Zahlung  von  Geld  oder  Geldeswert,  mochte  sie  nun  in  Form 
einer  gütlichen  Ausgleichung  oder  eines  Urteilsspruches  stattfinden." 
Das   Nebeneinandervorkommen   von   Buße    und   Schadenersatz   (capitale) 
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hat  also  rein  privaten  Charakter,  nicht  öffentlichen,  sie  ist  Er- 
satz, nicht  Strafe,  sie  gehört  nach  dem  klaren  Wortlaut  »ihm", 
dem  Verletzten,  nicht  etwa  dem  Fürsten. 

An  die  Betrachtung  von  I,  G  schließe  ich  die  von  I,  17, 
15  an,  die  I,  6  sprachlich  am  nächsten  stehen.  Sie  lauten  I,  17: 
„Wenn  jemand  ein  fremdes  Pferd  nimmt,  oder  Waffe  oder  Kleid, 
aber  der  Eigentümer  erkennt  es  in  seiner  Gemeinde,  so  nimmt 
er  das  Seine  und  3  Grivna  für  das  Unrecht."  I,  15:  „Wenn 
aber  ein  Knecht  sich  verbirgt  entweder  bei  einem  Varjag 
oder  bei  einem  Kolbjag  und  man  [der  Varjag  oder  Kolbjag] 
bringt  ihn  während  drei  Tagen  nicht  bei,  aber  es  erkennt  ihn 
(sein  Herr)  am  dritten  Tag,  so  ergreift  er  seinen  Knecht  und 
3  Grivna  für  das  Unrecht."  Die  Bestimmungen  von  I,  17,  15 
besagen  —  das  für  uns  hier  Wesentliche  ins  Auge  gefaßt  — 
in  den  Worten  to  vzjaü  emu  svoe  (a)  3  grivny  za  olndii,  daß 
der  Kläger  sein  Eigentum  nimmt  und  dazu  für  das  Unrecht 
3  Grivna^).  Der  Unterschied  von  I,  17,  15  gegenüber  I,  6 
ist  der:  in  I,  6  erhält  der  Kläger  das  Geld  für  die  erlittenen 
Schmerzen,  für  die  ihm  zugefügte  Verwundung,  in  I,  17,  15 
besteht  das  ihm  zugefügte  Unrecht,  für  das  er  3  Grivna  er- 
hält, darin,  daß  er  sein  Eigentum,  sein  Pferd,  Waffe,  Kleid  in 
I,  17,  seinen  Sklaven  in  I,  15,  eine  Zeitlang  nicht  gebrauchen 
konnte.  Der  Parallelismus  besteht  im  Erleiden  des  Schadens;  in 
I,  6  am  Leib  durch  die  Schläge  und  Wunden,  in  I,  17,  15  am 
Eigentum,  durch  die  Unmöglichkeit  es  gebrauchen  zu  können. 

Die  Auffassung,  daß  es  sich  hier  um  Ersatz  an  den  Be- 
stohlenen  handelt,  hatte  z.  B.  auch  Bestushew-Rjumin  ^),  wäh- 


wie  im  germanischen  Rechte  finden  wir  in  der  ältesten  Redaktion  des 
Russischen  Rechtes  noch  nicht. 

')  Nämlich:  für  das  Unrecht  3  Grivna  nimmt,  bzw.  erhält,  wie 
ich  oben  S.  312  Note  2  die  Stellen  I,  17,  15  erklärt  habe.  Zur  Erläute- 
rung von  Varjag- Kolbjag,  wie  über  diese  Worte  in  I,  15  als  Zusatz  siehe 
weiter  unten  §  5,  ferner  siehe  Programm  zu  I,  14. 

^)  Geschichte  Rußlands,  übersetzt  von  Th.  Schiemann,  Mitau  1877. 
1,  S.  167. 
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rend,  wie  oben  schon  erwähnt,  Vladimirskij-Budanov  ^)  in  I,  15 
eine  Kriminalstrafe  von  3  Grivna  für  das  Verbergen  und  Nicht- 
zurückgeben des  entlaufenen  Sklaven  ausgesprochen  findet. 
Lange  ^)  wendet  gegen  den  Charakter  der  Summe  von  3  Grivna 
als  Ersatz  in  I,  16  —  was  ja  eigentlich  in  I,  17  sachlich  auch 
vorliegt,  so  daß  hier  I,  16  und  I,  17  hinsichtlich  der  Büßung 
des  Vergehens  gleichgestellt  werden  dürfen  —  ein,  die  Summe 
sei  für  Ersatz  zu  hoch,  es  müsse  sich  um  Strafe  handeln,  das 
Pferd,  ausgenommen  das  fürstliche,  werde  im  Russischen  Recht 
(II,  9)  zu  2  Grivna  gewertet.  Es  sei  also  kein  Anlaß,  zur 
Befriedigung  des  Geschädigten  3  Grivna  für  die  kurzfristige 
Benutzung  des  Pferdes  in  I,  16  zu  verlangen,  die  3  Grivna 
seien  also  Strafe  {prodaza  Jcnjazju).  Dagegen  ist  einfach  zu 
sagen,  daß  wenn  3  Grivna  zu  hoch  ist,  es  sowohl  als  Ersatz 
wie  als  Strafe  zu  hoch  ist. 

Aber  der  Preis  des  Pferdes  ist  nun  einmal  3  Grivna  für 
ein  fürstliches,  2  Grivna  für  ein  anderes  nach  II,  9.  Wenn 
also  die  3  Grivna  in  I,  17  Ersatz  und  nicht  Strafe  bedeuten 
sollen,  so  ist  der  Ersatz  für  die  vorübergehende  Gebrauchsent- 
ziehung ungefähr  so  hoch  wie  der  Preis  des  Gebrauchsob- 
jektes selbst. 

Solche  Höhe  des  Ersatzes  finden  wir  aber  nicht  nur  im 
Russischen  Recht,  sondern  auch  in  anderen  Rechten;  daß  sie 
da  auch  vorkommt,  beweist,  daß  wir  auch  in  der  ältesten  Re- 
daktion des  Russischen  Rechtes  an  Ersatz  denken  dürfen.  So- 
weit es  das  Pferd  angeht,  werde  ich  verwandte  Stellen  unten 
bei  Besprechung  von  I,  16  anführen.  Hier  beschränke  ich 
mich  auf  I,  15,  das  Verheimlichen  des  entlaufenen  Sklaven. 
Da  finden  wir  Parallelen  sowohl  im  germanischen  als  im  byzan- 
tinischen  Recht.     Lex   Visigothorum  ^)    lesen    wir  XI ,    1 ,    1 : 


^)  Chrestomathie  I,  S.  27  ^^ 

*)  JlaHre,  H, :  HscaisoBaHie  061,  yrcCioBHOsi'B  npasi  PyccKoft  üpaÖÄM;  C.  neiepßypr'B 
1860,  S.  171,  Separatabdruck  aus  ApxüBt  Hcropai.  h  npaKiHqeCKHX'B  CBtAiHiä 
OTHOcan^Hxca  ;^o  Poccia  h3ji;.  KajiaioBa  1859,   kh.  1,   3,   5,   6. 

3)  Mon.   Germ.  Histor.  Leg.  Sectio  I,  Tom.  I,   ed.  Zeumer  S.  352  f. 
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Si  quis  ingenuus  fugitivum  celatum  habuerit,  alium  paris 
meriti  cum  eodem  servum  domino  dare  cogatur,  und  IX,  1,  3: 
si  cuiuslibet  servus  ad  aliquem  latens  advenerit,  statim  eum 
presentare  iudici  non  differat.  Quod  si  eum  non  presentaverit, 
et  usque  ad  octabam  noctem  aput  eum  moratus  fuerit,  aut 
si  ad  longinquiora  loca  transierit ,  duos  eidem  meriti  servos 
domino  cogatur  exsolvere.  Nam  si  aput  eum  mancipium,  quod 
susceperat,  subcelatum  invenitur,  alterum  cum  eo  dare  domino 
non  moretur,  quia  intra  diem  legibus  constitutum  noluit  con- 
testari,  äbnlicli  IX,   1,  6. 

Der  dem  Herrn  des  entlaufenen  Sklaven  zu  erstattende 
Ersatz  für  die  Verheimlichung  des  Sklaven  ist  also  so  hoch 
als  das  verheimlichte  Objekt.  Genau  so  ist  in  I,  17  der  Er- 
satz für  Wegnahme  des  Pferdes  —  ähnlich  wie  in  I,  16  — 
ungefähr  so  hoch  wie  der  Wert  des  Objektes  selbst. 

Dasselbe  finden  wir  im  byzantinischen  Recht.  Prochiron  ^) 
Tit.  XXXIX,  24  heißt  es:  '0  xöv  «poifdöa  ^obXov  oTuoSs^djisvog 
SiSwaiv  aoröv  [isid  srspoo  6{iOtOü  tjtoi  %'  vo(JLLa(iaT(jov.  oadxtc  de 
aoTov  üTüoös^YjTai,  ToaaoTdxic  ao^sxat  ri  :roiV7J. 

Wir  sind  daher  bei  dieser  Uebereinstimmung  der  verschie- 
denen Gesetze  durchaus  berechtigt,  in  I,  17,  15  an  Ersatz  und 
nicht  an  Strafe  zu  denken,  wie  sich  dieses  Resultat  auch  schon 
aus  der  Betrachtung  des  Wortlautes  to  vzjati  emu  svoe  (a) 
3  grivny  za  ohidu  ergeben  hat. 

Also,  um  zu  unserer  Ausgangsbestimmung  zurückzukehren, 
in  I,  6:  „er  erhält  für  das  Unrecht  3  Grivna"  ist  nach  dem 
Wortlaut  zweifellos  von  privatem  Ersatz,  von  Schmerzensgeld 
für  die  erlittenen  Schläge  oder  Verwundung  die  Rede,  nicht 
von  Strafe.  Dann  aber  ist  in  der  ältesten  Redaktion  die  jeweils 
genannte  Summe  auch  d  a  von  Ersatz  und  nicht  von  Strafe  zu 
verstehen,  wo  die  Summe  nur  mit  za  ohidu  =  „für  das  Un- 
recht" angegeben  ist,  während  die  Worte  vzjati  emy  =  „er  er- 


')  '0  üpoxetpo«;  N6jjiO(;  etc.,  ed.  C.  E.  Zachariae,  Heidelberg  1SS7, 

S.  238. 
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hält"  fehlen.  Das  ist  der  Fall  bei  I,  8:  „Wenn  er  mit  dem 
Schwert  schlägt,  ohne  es  [aus  der  Scheide]  herausgezogen  zu 
haben,  oder  mit  dem  Griff,  dann  12  Grivna  für  das  Unrecht", 
.und  I,  11:  „wenn  er  aber  irgend  einen  Finger  schlägt,  3  Grivna 
für  das  Unrecht,  aber  beim  [Schnurr-  oder  Knebel-]  Bart 
12  Grivna,  aber  beim  Vollbart  12  Grivna"  ^).  Im  zweiten  Teil 
von  I,  11  ist  natürlich  sinngemäß  aus  dem  ersten  Teil  von  I,  11 
„für  das  Unrecht"  zu  wiederholen.  Wollte  man  in  I,  8,  11 
die  Bußbestimmung  durch  ein  Verbum  ergänzen,  so  würde  man 
wohl,  um  keinen  Wechsel  im  Subjekt  eintreten  zu  lassen,  sagen : 
zahlt  der  Schuldige,  nämlich  3  bzw.  12  Grivna  für  das  Unrecht. 
Wenn  also  dann  auch  nicht  wie  in  I,  6  es  hieße :  er,  der  Ver- 
letzte, erhält  3  Grivna,  so  ist  doch  klar,  daß  der  Schuldige 
diese  3  Grivna  eben  dem  Verletzten  „für  das  Unrecht" 
zahlen  muß. 

Haben  wir  so  die  Worte  „für  das  Unrecht"  allein  ohne 
das  Verbum:  „so  erhält  er,  der  Verletzte"  in  I,  8,  11  parallel 
zu  I,  6  für  den  Fall  der  Körperverletzung  angetroffen,  so  finden 
wir  die  Worte  „für  das  Unrecht"  allein  für  sich  stehend  auch 
in  einer  den  Paragraphen  I,  17,  15  entsprechenden  Bestimmung, 
wo  also  nicht  von  Körperverletzung,  sondern  von  dem  durch 
Nichtgebrauchenkönnen  einer  Sache  entstandenen  Schaden  und 
dem  dafür  zu  leistenden  Ersatz,  der  dafür  bestimmten  Privat- 
buße die  Rede  ist.  Das  ist  der  Fall  in  I,  20  (das  eng  zu- 
sammengehört mit  I,  19):  „wenn  der  Schuldner  unrecht  tut, 
indem  er  nicht,  wie  es  sich  gebührt,  ihm  (dem  Gläubiger)  sein 
Geld  zurückgab,  dann  für  das  Unrecht  3  Grivna".  Auch  hier 
wären  letztere  Worte  wie  I,  8,  11  zu  ergänzen  durch:  „zahlt 
der  Schuldige";  aber  es  ist  hier  ebenso  klar  wie  oben,  daß 
diese  3  Grivna  „für  das  Unrecht"  eben  der  erhält,  der  das 
Unrecht  erlitt,   der  Gläubiger,   daß  sie  also  Ersatz,  Privatbuße 


^)  Zu  diesen  Stellen,  der  in  ihnen  angesetzten  Strafe  von  12  Grivna, 

der    Umwandlung    von    sa  o6H;;y    in    npo;i,a;Ka  3a  o6H;^y    und    einfach    npo^aaca  in 

ihren  jüngeren  Parallelstellen  siehe  Programm  zu  I,  8  und  I,  11. 
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für  Verhinderunc^  im  Gebrauch  des  Geldes  an  den  Gläubiger 
waren.  Dieser  Ersatz  von  3  Grivna  für  Verzögerung  der  Rück- 
gabe also,  wie  die  in  I,  17,  15  und  16  verhängte  Buße  ent- 
spricht etwa  der  fränkisch-thüringischen  dilatura  als  „Verzugs- 
strafe für  die  dem  Berechtigten  auferlegte  Entbehrung"  ^). 

Zu  der  in  I,  6,  8  behandelten  Körperverletzung  gehört 
auch  I,  7.  Das  von  der  Bußfestsetzung  handelnde  Stück  ist 
hier  noch  kürzer  als  es  in  I,  8  gegenüber  I,  6  schon  geworden 
war.  Es  heißt  I,  7  ganz  kurz:  „dann  12  Grivna";  es  fehlen 
also  die  Worte  aus  I,  8:  „für  das  Unrecht"  und  aus  I,  6:  „er- 
hält er"  (der  Verletzte).  Wird  auch  hier  wie  in  I,  8,  11  und 
I,  20  zur  Vervollständigung  ohne  Subjektswechsel  zu  ergänzen 
sein:  „zahlt  der  Schuldige"  oder:  „zahlt  er",  so  ist  doch  der 
Sinn  der  gleiche,  wie  in  den  genannten  Bestimmungen,  näm- 
lich daß  der  Verletzte  das  Geld  für  das  ihm  angetane  Unrecht 
erhält.  Das  geht  auch  daraus  schon  hervor,  daß  die  Bestim- 
mung von  I,  7,  8  sich  logisch  an  die  von  I,  6  anschließt;  es 
sind  nur  besonders  wichtige  und  darum  mit  12  Grivna  Buße 
belegte  Spezialfälle,  die  hier  aus  der  allgemeinen  Bestimmung 
über  Körperverletzung  und  dem  dafür  zu  zahlenden  Ersatz 
weitergesponnen  werden.  So  erscheint  es  mir  ganz  unmöglich, 
nach  I,  6  mit  dem  ganz  klaren  Grundsatz,  daß  der  Verletzte 
Ersatz  zu  beanspruchen  hat,  in  I,  7  an  staatliche  Strafe  zu 
denken;  der  Gedankengang  würde  auf  das  gröbste  unterbrochen. 
Also,  ob  es  heißt:  „der  Verletzte  erhält  für  das  Unrecht 
3  Grivna"  in  I,  6  oder:  „für  das  Unrecht  12  Grivna"  in  I,  8, 
oder  nur:  „12  Grivna"  in  I,  7  —  der  Text  ist  immer  auf  den 
Verletzten  als  Empfänger  zu  deuten,  wie  es  in  I,  6  klar  aus- 
gesprochen ist,  denn  die  Vorbedingungen  für  die  Leistung  der 
Buße  sind  in  I,  8  und  I,  7  dieselben  wie  in  I,  6,  also  fällt 
auch  die  Buße  stets  an  denselben  Empfänger.  Daß  die  Höhe 
der  Buße   eine   verschiedene   ist,   spielt   in  diesem  Zusammen- 


*)  So  Schroeder,    R. :    Lehrbuch    der    deutschen   Rechtsgeschichte  ^. 

Leipzig  1907,  S.  357. 
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hang  bei  der  Frage  nach  dem  Empfänger  der  Buße  bzw.  nach 
ihrem  Charakter  keine  Rolle;  ich  habe  mich  über  diese  zweite 
Frage,  d.  h.  über  das  Schimpfliche  des  Schlages  in  I,  7  und  8 
und  I,  12  und  die  darin  begründete  höhere  Buße  im  vierfachen 
Betrag  der  gewöhnlichen  Buße  oben  S.  313  schon  kurz  ausge- 
sprochen. Die  gleiche  Voraussetzung  für  Festsetzung  einer 
Buße  wie  bisher  liegt  weiterhin  in  I,  13  vor  —  unbeschadet 
des  später  zu  erörternden  Umstandes,  daß  ich  I,  13  als  nicht 
zum  ursprünglichen  Bestand  der  ältesten  Redaktion  gehörig 
ansehe  — :  „wenn  ein  Mann  einen  Mann  stößt,  entweder  von 
sich  weg  oder  zu  sich  hin,  dann  3  Grivna.  Aber  er  muß  zwei 
Zeugen  beibringen".  Denn  auch  hier  handelt  es  sich  um  einen 
tätlichen  Angriff,  eine  Art  Körperverletzung;  die  Summe  wird 
also,  wenn  es  auch  nur  einfach:  „dann  3  Grivna"  heißt,  ohne 
Zusatz;  „erhält  er  (der  Verletzte)  für  das  Unrecht"  als  Ersatz 
an  den  Gestoßenen  aufzufassen  sein.  Eine  besonders  schwere 
Körperverletzung  ist  die  I,  9  erwähnte:  „wenn  er  die  Hand 
schlägt  und  die  Hand  fällt  ab  oder  vertrocknet,  dann  40  Grivna". 
Der  gänzliche  Verlust  oder  das  Lahmwerden  der  Hand  macht 
den  Mann  unfähig  zum  Kampf  und  Erwerb,  daher  die  Höhe 
der  Buße,  die  der  I,  2  für  Tötung  angesetzten  gleichkommt. 
Im  Rahmen  der  ganzen  Reihe  von  Bestimmungen  der  ältesten 
Redaktion  über  Körperverletzung  wird  also  auch  die  Buße 
von  I,  9  als  Ersatz  an  den  Verletzten  anzusehen  sein. 

Hat  sich  nun  das  bisher  für  alle  besprochenen  Bußen  er- 
geben, daß  sie  als  Ersatz  an  den  Verletzten  fallen,  so  gilt  das 
sinngemäß  und  konsequent  auch  für  die  höchste  Buße,  bei  der 
schwersten  Körperverletzung,  bei  der  in  I,  2  behandelten 
Tötung.  Hier  erhalten  natürlich  die  Hinterbliebenen  des  Er- 
schlagenen, seine  Familie,  der  Kreis  der  Personen,  die  zur 
Blutrache  berufen  gewesen  wären,  aber  sie  nicht  ausübten  — 
darüber  später  in  §  6  —  die  Buße.  Die  40  Grivna,  die  sie 
erhalten,  sind  Sühneersatz  für  den  Verlust,  den  sie  durch  die 
Tötung  erlitten,  nicht  Strafe  an  den  Fürsten.  Diese  40  Grivna 
werden  „bezahlt  für  ihn",  I,  3:  poloziti  zan,  d.  h.  für  den  Er- 

Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXIV.  Band.  21 
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schlagenen,  I,  2  za  (jolovu.  Gerade  aus  diesem  letzteren  Wort 
za  (jolovii  =  für  den  Kopf,  ist  der  Charakter  der  40  Grivna 
als  Privatersatz,  nicht  als  Staatsstrafe  klar.  Golova,  das  Haupt, 
bedeutet  den  erschlagenen  Menschen,  wie  auch  III,  5^);  das 
hiervon  gebildete  Wort  golovniccstvo  III,  8,  das  Kopfgeld 
ist  aber  auch  später,  als  wir  schon  staatliche  Strafe  im 
Russischen  Recht  vorfinden,  immer  noch  der  an  die  Hinter- 
bliebenen des  Erschlagenen  geleistete  private  Ersatz,  die  Sühne, 
im  Gegensatz  zur  staatlichen  Strafe,  die  vira  =  Wergeid 
heißt  2). 

„Zahlen"  =  2)oloziti  I,  3  bedeutet  also  zahlen  der  Privat- 
buße, nicht  der  staatlichen  Strafe.  Das  Verbum  „zahlen" 
finden  wir  dann  aber  weiter  in  I,  16:  „wenn  jemand  auf  einem 
fremden  Pferde  reitet,  ohne  es  erbeten  zu  haben,  so  zahlt  er 
3  Grivna".  Diese  Bestimmung  steht  mitten  zwischen  den  schon 
behandelten  Paragraphen  I,  15  und  I,  17;  an  diesen  beiden 
Stellen  war  aber  von  Ersatz  an  den  Geschädigten  für  Nicht- 
gebrauchenkönnen  seines  Eigentums  die  Rede,  folglich  wird,  da 
sich  der  Strafenbegriff  von  I,  15  zu  I,  16  und  I,  17  sicher  nicht 
geändert  haben  wird,  auch  in  I,  16  von  privatem  Ersatz  durch 
das  „bezahlen"  die  Rede  sein,  nicht  von  Entrichtung  einer 
staatlichen  Strafe.  Denn  die  Voraussetzungen  der  Bußfest- 
setzung sind  in  I,  15,  16,  17  die  gleichen,  also  hat  gewiß 
auch  die  in  diesen  drei  Paragraphen  ausgesprochene  Buße 
überall  den  gleichen  Charakter. 

Wie  ich  oben  bei  Erklärung  von  I,  15  aus  nichtrussischem 
Rechte  Parallelen  angeführt  habe,  die  bei  dem  gleichen  Ver- 
gehen auf  Privatersatz  erkennen,  so  kann  ich  das  auch  bei 
der  Bestimmung  von  I,  16  über  unerlaubte  Benützung  eines 
fremden  Pferdes  tun. 


^)  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  1885,  S.  142  ff.,  163. 

'^)  Siehe  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  386:  »i-  iipecTynjeHiaxt  yöificxBa  u-iaia 
noCTpa;taBmeMy  hocuti.  HauMeHOBaHie  „ro-iOBHunecTBa",  Bi  Öciie  jiejKuxi  npecxynjieHiaxi.  oua 
npocTO  HasHBaeica  iLiaiou   „caMOMv". 
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Lex  Visigothorum  VIII ,  4 ,  2  ^)  sagt ,  allerdings  teil- 
weise im  Unterschied  von  I,  16,  von  längerem  als  gestattet 
gewesenem  Gebrauch:  quicumque  contra  volumtatem  eius,  qui 
prestitit,  animal  supra  definitionem  cursu,  honeribus  vel  itinere 
fatigaverit,  per  decem  milia  det  solidum  unum.  Quod  si  minus 
quam  decem  milia  fuerit,  estimato  itinere  vel  labore,  extimetur 
et  conpositio  damni.  Nam  si  debilitatus  aut  mortuus  fuerit, 
debilem  sibi  habeat  et  similem  reddat;  pro  mortuo  vero  vivum 
talem  sine  excusatione  restituat. 

In  den  Leges  Burgundionum  IV,  7^)  heißt  es:  si  cabal- 
lum  alienum  ingenuus,  non  permittente  domino  ascendere 
praesumpserit,  II  solidos  illi,  cuius  caballus  est,  pro 
unius  diei  itinere  daturum  se  esse  cognoscat  etc. 

Aehnliche  Bestimmungen  treffen  wir  in  Lex  Salica  und 
Ribuaria.  Lex  Salica  XXIIP)  bestimmt:  si  quis  caballum 
alienum  extra  consilium  domini  sui  caballicauerit  MCC  din. 
qui  fac.  sol.  XXX  culp.  iud. 

In  Lex  Ribuaria  XL  '^)  steht  ebenso :  si  quis  caballum 
extra  consilium  domini  sui  ascenderit,  30  solidos  culpabilis 
iudicetur.  Allerdings  handelt  es  sich  da,  wie  aus  der  Größe 
der  Buße  hervorgeht,  nicht  nur  um  reinen  Ersatz  an  den  ge- 
schädigten Eigentümer.  Denn  das  Pferd ,  dessen  unbefugtes 
Reiten  in  Lex  Salica  und  Ribuaria  mit  30  solidi  bestraft  wird, 
ist  Lex  Ribuaria  XXXVI,  11^)  bei  Zahlung  des  Wergeides  nur 
mit  12  solidi  (nach  Codd.  A,  nach  Codd.  B  nur  mit  7)  be- 
rechnet ^). 

Auch  im  byzantinischen  Recht  treffen  wir  ähnliches.  Prochiron 


1)  ed.  Zeumer  S.  331. 

^)  Mon.  Germ.  Hist.  Legum  Sectio  I,  Tom.  II,  1  ed.  de  Salis  S.  45. 

")  ed.  J.  H.  Hesseis,  London  1880,  Sp.  118. 

^)  Mon.  Germ.  Hist.  Legum  Tom.  V,  ed.  Sohm  S.  233. 

^)  ed.  Sohm  S.  231. 

^)  Weitere  verwandte  Bestimmungen  über  „Gebrauchsanmaßung" 
aus  skandinavischen  Rechtsquellen ,  die  aber  alle  jünger  sind  als  die 
älteste  Redaktion,  bei  Wilda,  Strafrecht  S.  920  ff. 
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tit.  XXXIX,  50^)  heißt  es:  '0  zeyprjasvoc;  itttüij)   s(o<;  wptojjLSvoo 

Ttvög  TÖTTOo,  xöv  Ss  opia^svca  XÖ7Ü0V  Toötov  oTTspßtßdaa«;,  xriq  ^q 
elxöc  Y£vo[j-ev/]^  stc"*  aöT([>  ßXdßTjg  v]  toü  ■ö-avdtoo  aoiög  xöv  Xö^ov 
üTCs/sL,  vtal  t6  dC'/jfxtov   T(j)  %opU|)  toü    ltuttoo  TuepiTcoieitat  >c.  t.  X. 

Somit  sprechen  auch  diese  unserer  Bestimmung  I,  16  ver- 
wandten Stellen  aus  nichtrussischen  Gesetzen  dafür,  daß  es  sich 
in  I,   16  um  privaten  Ersatz,  nicht  um  staatliche  Strafe  handelt. 

Eine  Bußfestsetzung  gleichfalls  mit  dem  Verbum  poloziti 
=  zahlen  haben  wir  nun  noch  in  I,  12:  „wenn  jemand  das 
Schwert  herauszieht,  aber  nicht  (damit)  schlägt,  so  zahlt  er 
1  Grivna".  Das  ist  in  der  von  der  Tötung  angefangen  ab- 
steigenden Reihe  die  geringste  Art  des  Vergehens ,  eigentlich 
nur  der  Versuch  einer  strafbaren  Handlung,  aber  der  Versuch 
ist  strafbar,  wie  auch  der  Vertrag  der  Russen  mit  den  Griechen 
unter  Igor  im  Jahre  945  §  5  sagt^).  Allerdings  wird  hier  nur 
die  niederste  Buße  von  1  Grivna  auferlegt.  Nach  der  dar- 
gelegten Bedeutung  der  früheren  Bußen  dürfen  wir  gewiß  auch 
diese  als  privaten  Ersatz,   nicht  als   staatliche  Strafe  ansehen. 

Alle  bisher  behandelten  Bestimmungen  der  ältesten  Re- 
daktion betrafen  die  Taten  freier  Männer,  eine  nur  redet  vom 
Sklaven,  I,  22:  „oder  ein  Sklave  schlägt  einen  freien  Mann 
und  flieht  in  das  Haus  [seines  Herrn],  aber  der  Herr  gibt  ihn 
nicht  heraus,  dann  nehme  man  den  Sklaven  nicht,  aber  sein 
Herr  zahlt  für  ihn  12  Grivna"  ^).  Diese  12  Grivna  halte  ich 
für  die  Ersatzsumme  an  den  von  dem  Sklaven  Geschlagenen, 
die    der    Herr    des    Sklaven    zahlen    muß.      Sie    ist    so    hoch. 


^)  ed.  Zachariae  S.  246. 

^)  Vladimirskij-Budanov,   Chrestomathie  I,   S.  14,   §  5:    a^e  jh  eto 

noKycHTCa  oit  PycH  Bsaiu  mto  ot'l  jw^uh  i;apcTBa  Hamero,  use  to  ctboputb,  noKasHeHt 
ßy^cTB  BCjfcMH;  ame  na.  bsh.'I'b  6y;^eTl.,  ^a  sanjaxuxB  cyryöo.  üeber  Strafbarkeit  des 
Versuchs  im  Russischen  Recht  siehe  Rozkov,  Abriß  S.  30,  Vladimirskij- 
Budanov,  Uebersicht  S.  314. 

^)  Darüber,  daß  ich  die  Lesart  xo.iona  ne  aiu  vorziehe,  siehe  meine 
Begründung  im  Programm  zu  I,  22,  Literatur  über  die  Rechtsstellung 
des  Sklaven  im  Russischen  Recht  überhaupt  siehe  im  Programm  zu  I,  22 
und  zu  I,  15 :  le.MAHH'B. 
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12  Grivna,  beträgt  das  Vierfache  der  I,  6  für  den  einfachen 
Schlag  verhängten  Buße  von  3  Grivna,  weil  der  Schlag  durch 
den  Sklaven  für  den  Freien  zugleich  das  Moment  der  Ehren- 
beleidigung enthält.  Besondere  Schimpflichkeit  der  tätlichen 
Beleidigung  haben  v^ir  aber  auch  schon  I,  7,  8  bei  dem  Schlag 
mit  Peitsche,  Trinkgefäß,  Schwertgriff  u.  dgl.,  in  I,  11  bei  Be- 
schädigung des  Bartes,  der  Manneszierde,  durch  die  vierfache 
Buße  von  12  Grivna  gesühnt  gefunden.  Der  Unterschied  in 
der  Bewertung  des  Schlages  durch  den  Sklaven  von  dem  durch 
den  freien  Mann  liegt  darin,  daß  letzterer  den  Gegenschlag 
geben  oder  sich  mit  der  Buße  begnügen  muß,  während  für 
den  Sklaven  die  Buße  zu  entrichten  ist,  und  trotzdem  der  Sklave 
nachher  noch,  wenn  er  erwischt  wird,  körperlich  gezüchtigt,  ge- 
schlagen ^)  werden  darf.  Eine  Stütze  für  diese  meine  Auf- 
fassung von  den  12  Grivna  als  Ersatz  für  die  besondere 
Schimpflichkeit  des  Schlages  durch  den  Sklaven  finde  ich  in 
der  verwandten  Stelle  III,  88,  wo  es  von  der  Strafe  für  den 
Sklaven  heißt:  „man  bindet  ihn  los  und  schlägt  ihn  oder  man 
nimmt  Geld  für  die  (angetane)  Schmach". 

Yladimirskij-Budanov  ^)  faßt  bei  Erklärung  der  verwandten 
Stellen  III,  87,  88  diese  12  Grivna  als  Kriminalstrafe  für  das 
Verbergen  des  schuldigen  Sklaven  auf — wie  er  das  bei  I,  15, 
siehe  darüber  oben  S.  308,  auch  schon  getan  hat  —  und  sagt 
ausdrücklich,  diese  Zahlung  von  12  Grivna  sei  weder  Ersatz 
für  den  Beschädigten,  noch  Loskauf  des  Sklaven,  noch  Kriminal- 
strafe für  die  persönliche  Kränkung,  da  ja  der  Sklave  keine 
Rechtsfähigkeit  besitze.  Aber  dagegen  wird  auch  hier  zu  sagen 
sein,  daß  zwischen  der  ersten  und  dritten  Redaktion  eine  er- 
hebliche Entwicklung  bzw.  Umbildung  des  Strafenbegriffes 
liegt,  die  bei  Rückübertragung  und  Erklärung  von  Bestimmun- 


^)  üeber  die  Parallelstelle  dazu  III,  87,  88,  ihre  Angabe  I,  22,  23 
sei  eine  Bestimmung  Jaroslavs  und  daran  sich  knüpfende  Erörterungen 
über  Einführung  der  Todesstrafe  durch  Jaroslav,  weil  III,  87  das 
;,schlagen"  in  I,  23  durch  „erschlagen"  ersetzt,  siehe  unten  in  §  12. 

2)  Chrestomathie  I,  S.  62  ^°'. 
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gen  in  der  ältesten  Redaktion  mit  solchen  aus  der  dritten  Re- 
daktion nicht  außer  acht  zu  lassen  ist. 

Somit  haben  wir,  ausgehend  von  unzweifelhaft  sicherer 
Verhängung  eines  Ersatzes  für  Körperverletzung  in  I,  6,  alle 
Bestimmungen  in  der  ältesten  Redaktion,  die  Geldsummen  ent- 
halten, erkannt  als  Festsetzungen  von  Bußen,  die  der  betref- 
fende Geschädigte  oder  Verletzte  —  in  einem  Falle,  bei  der 
Tötung  seine  Hinterbliebenen  —  erhält,  entweder  für  Schädigung 
an  Leib  und  Leben  oder  für  solche  an  seinem  Eigentum,  da- 
durch daß  er  dieses  eine  Zeitlang  nicht  gebrauchen  kann. 

Die  Geldsätze  in  der  ältesten  Redaktion  bedeuten  also 
immer  private  Buße,  Sühne,  Ersatz,  nicht  öffentliche  Strafe, 
sie  fallen  an  den  Einzelnen,  nicht  an  den  Fürsten  ^). 


^)  Daß  die  älteste  Form  der  Strafe  als  Ersatz  an  den  Geschädigten 
heute  noch  vereinzelt  im  russischen  Rechtsleben  fortbesteht,  zeigt  die 
folgende  Mitteilung  der  Kölnischen  Zeitung  Nr.  213  vom  26.  Februar  1910, 
die  lautet:  „Ein  eigenartiges  Sittenbild  von  der  russisch-persischen 
Grenze  entwirft  die  kaukasische  Presse.  Der  Viehdiebstahl  bildet  für 
die  russischen  Grenzbewohner  in  gleichem  Maße  eine  Landplage,  wie  er 
für  ihre  persischen  Nachbarn  einen  lohnenden  und  gefahrlosen  Erwerbs- 
zweig darstellt.  Auf  Grund  eines  Abkommens  zwischen  Rußland 
und  Persien  werden  nämlich  die  Viehräuber  von  einem  besonderen 
Grenzgericht  abgeurteilt,  wobei  aber  dieses  Gericht  nicht  befugt 
ist,  den  Schuldigen  eine  Strafe  aufzuerlegen,  es  darf  nur 
auf  Schadenersatz  erkennen.  Die  Taxe,  nach  der  die  Höhe  des 
Schadenersatzes  bemessen  wird,  ist  noch  in  den  sechziger  Jahren  des 
vorigen  Jahrhunderts  vereinbart  worden  und  seitdem  natürlich  veraltet. 
So  berechnet  die  Taxe  den  Wert  eines  Kamels  auf  85  Rubel,  den  eines 
Stiers  auf  45  Rubel,  einer  Kuh  auf  20  Rubel,  eines  Pferdes  auf 
85  Rubel  usw. ,  während  der  jetzige  Marktpreis  mindestens  doppelt  so 
hoch  ist.  Hierauf  beruht  das  „Geschäft",  das  die  persischen  Grenz- 
bewohner vom  Stamm  der  Schachsewennen  mit  Eifer  und  gutem  Erfolg 
betreiben.  Ist  es  z.  B.  einem  Schachsewennen  gelungen,  einem  Russen 
eine  Kuh  zu  stehlen  und  er  wird  dessen  überführt,  so  bezahlt  er  dem 
Eigentümer  bereitwilligst  20  Rubel ,  da  er  die  Kuh  ohne  weiteres  für 
40 — 45  Rubel  verkaufen  kann  und  somit  20 — 25  Rubel  bar  am  Geschäft 
„verdient"  hat,  ohne  sonst  irgendwelchen  Unannehmlichkeiten  ausgesetzt 
zu  sein.  Es  ist  begreiflich,  daß  die  russische  Grenzbevölkerung  nach 
einer  Regelung  dieser  unnormalen  Zustände  schreit." 
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Es  herrscht  also  in  der  ältesten  Redaktion  des  Russischen 
Rechtes  das  sog.  Kompositionensystem,  das  „gemein- arische 
Bußensystem"  ^),  „jenes  , System  der  festen  Preise',  wie  v.  Ihe- 
ring  es  passend  nennt,  welches  für  jedes  Delikt  seine  in  Geld 
festgesetzte  Taxe  hat,  selbst  Mord  und  Totschlag  mit  einem 
bloßen  ,Wergelde'  bezahlen  läßt  und  welches  als  ein  Vermitt- 
lungsstadium zwischen  den  roheren  Formen  der  Selbsthilfe  und 
einem  System  öffentlicher  Strafen  fast  bei  allen  Völkern  in 
einer  gewissen  Epoche  vorzukommen  pflegt"  ^). 

Kein  bestimmter  Geldbetrag  ist  genannt  in  den  Schluß- 
bestimmungen der  ältesten  Redaktion:  I,  24:  „Aber  wenn 
jemand  einen  [fremden]  Speer  verdirbt,  oder  einen  Schild  oder 
ein  Kleid  und  will  das  bei  sich  behalten,  so  nimmt  man  das 
Geld  [dafür]  von  ihm"  und  I,  25:  „aber  wenn  jemand  es  ver- 
dorben hat,  und  wenn  er  es  dann  zurückgeben  will,  so  muß 
er  mit  Geld  so  viel  bezahlen,  als  er  für  es  gegeben  haben  würde 
[in  neuem  Zustand]".  Daß  hier  beide  Male  Ersatz  gemeint  ist 
und  nicht  etwa  Strafe,  dürfte  also  klar  sein,  denn  das  Geld 
wird  genommen  in  I,  24  eben  für  die  beschädigten,  nicht  zu- 
rückgegebenen Sachen,  oder  in  I,  25  bei  der  Absicht,  die  be- 
schädigten Objekte  dem  Eigentümer  zurückzugeben.  Uebrigens 
gehören,  wie  wir  noch  in  §  5  genauer  hören  werden,  beide 
Bestimmungen  nicht  zum  ursprünglichen  Bestand  der  ältesten 
Redaktion. 

Zu  dem  privaten  Charakter  der  in  den  Bestimmungen  der 
ältesten  Redaktion  verhängten  Geldsummen  paßt  es,  daß  die- 
jenigen Paragraphen  der  ältesten  Redaktion,  die  von  tätlicher 
Vergeltung,  also  von  wirklicher  Ausübung  der  Rache,  nicht 
von  ihrer  Ablösung  durch  Bezahlung  reden,  auch  von  privater 
Vergeltung,  nicht  von  Bestrafung  durch  die  öffentliche  Gewalt, 
den  Fürsten,  sprechen.    Das  ist  ausgedrückt  in  I,  1:   „wenn  ein 

^)  Dahn,  F.:  Fehdegang  und  Rechtsgang  bei  den  Germanen,  Berlin 
1877,  S.  38. 

-)  Günther,  L. :  Die  Idee  der  Wiedervergeltung  in  Geschichte  und 
Philosophie  des  Strafrechtes,  Erlangen  1889,  I,  S.  164. 
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Mann  einen  Mann  erschlägt,  so  rächt  der  Bruder  den  Bruder, 
oder  der  Sohn  den  Vater,  oder  der  Vater  den  Sohn,  oder  der 
Bruderssohn,  oder  der  Schwestersohn" ;  die  Ausübung  der  Blut- 
rache ist  hier  als  Gewohnheitsrecht  anerkannt,  gewissermaßen 
gesetzlich  sanktioniert.  Ferner  liegt  das  in  I,  9,  10:  „wenn 
er  aber  die  Hand  schlägt  und  die  Hand  fällt  ab  oder  ver- 
trocknet, dann  40  Grivna.  Wenn  [aber]  der  Fuß  ganz  ist, 
aber  lahm  wird,  dann  züchtigen  die  Söhne  [den  Schuldigen]". 
Der  Fall  in  I,  9,  10  liegt  ähnlich  wie  der  in  I,  1.  Verstüm- 
melung durch  Verlust  der  Hand  ist  gleichgesetzt  dem  Verlust 
des  Lebens,  für  beides  ist  dieselbe  Buße  von  40  Grivna  ver- 
hängt. In  I,  1  kann  sich  der  Verletzte  eben  nicht  mehr  rächen, 
weil  er  erschlagen  ist;  in  I,  10  kann  er  das  nicht  mehr,  weil 
er  durch  das  Lahmwerden  kampfunfähig  ist,  seine  Söhne,  als 
die  zunächst  zur  Blutrache  Berufenen,  treten  für  ihn  ein  und 
züchtigen  den  Täter  ^).  Aber,  Verstümmelung,  Kampfunfähig- 
machung  liegt  doch  auch  I,  9  bei  der  Hand  vor,  warum  ist 
da  nicht  schon  von  den  Kindern  die  Rede?  Darauf  ließe  sich 
sagen:  der  Zusammensteller  der  ältesten  Redaktion  ist  schon 
im  Zuge  nur  Geldbuße  festzusetzen,  er  redet  seit  I,  1  nicht 
mehr  von  Erlaubtheit  der  Rache,  der  tätlichen  Vergeltung,  des 
Gegenschlages,  der  doch  auch  nach  III;  28  noch  gestattet  war, 
darum  führt  er  I,  9  gleich  bei  Festsetzung  der  Bußen  an,  ohne 
den  Fall  zu  erwähnen,  daß  die  Kinder  den  Vater  rächen, 
üebrigens  finden  wir  beides,  Hand  und  Fuß,  miteinander  an 
der  verwandten  Stelle  III,  29:  „wenn  er  aber  die  Hand  schlägt 
und  sie  fällt  ab  oder  vertrocknet,  oder  der  Fuß  oder  das  Auge 
oder  er  schlägt  die  Nase,  dann  das  halbe  Wergeid,  20  Grivna, 
und  diesem  [Geschlagenen]  für  die  Verstümmelung  10  Grivna". 
Vladimirskij-Budanov  ^)  findet  hier  1,9,    10   die  Rache   nicht 


^)  Ueber  cmhphtb  als  züchtigen  vgl.  das  im  Programm  zu  I,  10  An- 
geführte. Eine  ähnliche  allgemeine  Wendung  hat  z.  B.  Lex  Frisionum 
(Mon.  Germ.  Histor.  Legum  Tom.  III,  ed.  de  Richthofen  S.  659)  11,  2  u.  ö. : 
(homicida)  inimicitias  propinquorum  hominis  occisi  patiatur. 

2)  Uebersicht  S.  324. 
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nur  anerkannt,  sondern  durch  das  Gesetz  vorgeschrieben:  wenn 
man  die  Hand  abhaut,  dann  müssen  die  Kinder  des  Verstüm- 
melten züchtigen.  Das  scheint  mir  nicht  richtig,  denn  wenn 
Ablösung  der  Blutrache  bei  Tötung  erlaubt  war,  so  war  sie 
es  doch  wohl  auch  bei  Verstümmelung.  Dürfen  wir  überhaupt 
vom  Autor  der  ältesten  Redaktion  solche  absolute  Genauigkeit 
der  Darstellung  verlangen  oder  erwarten?  Er  schrieb  ja  nicht 
in  offiziellem  Auftrag  als  Gesetzgeber,  wie  uns  die  Betrachtung 
der  ältesten  Redaktion  im  ganzen  ergeben  wird,  sondern  er 
machte  sich  Aufzeichnungen  über  das  zu  seiner  Zeit  geltende 
altrussische  Gewohnheitsrecht,  er  sammelte  die  wichtigsten 
Fälle  und  war  dabei  nicht  so  peinlich  genau,  wie  ein  Gesetz- 
geber es  etwa  sein  muß. 

§  3.  Zusammenstellung  der  (jeldbußen  in  der  ältesten 
Redaktion.    Resultat:  Ersatz  nicht  Strafe  in  der  ältesten 

Redaktion. 

Stellen  wir  nun  die  in  der  ältesten  Redaktion  ausgesprochenen 
Geldbußen  einmal  zusammen.  Da  haben  wir  zunächst,  was  das 
Subjekt  der  Tat  angeht,  zu  betonen,  daß  sie  alle  mit  einer 
Ausnahme  auferlegt  sind  für  die  Taten  freier  Männer;  einzig 
die  I,  22  verhängte  Buße  von  12  Grivna  ist  für  das  Vergehen 
eines  Sklaven  von  seinem  Herrn  zu  zahlen,  welch  letzterer 
also  bei  der  Beurteilung  des  Sklaven  als  Sache  und  seiner 
daraus  folgenden  Rechtsunfähigkeit  indirekt  doch  Subjekt  der 
Tat  ist.  Objekt  der  Tat,  die  Person,  gegen  die  sich  die  zu 
sühnende  Tat  richtet ,  ist  immer  ein  freier  Mann  ^).  Bei  den 
Bußen  der  freien  Männer  können  wir  zwei  Klassen  unterscheiden: 


^)  Ueber  Subjekt  des  Vergehens  im  Russischen  Recht  allerdings 
vorwiegend  nach  den  Bestimmungen  der  zweiten  und  dritten  Redak- 
tion siehe  Rozkov,  Abriß  S.  23ff. ,  über  Objekt  des  Vergehens  ebenda 
S.  20  ff.   und   Vladimirskij-Budanov,   Uebersicht   S.  311  ff.   bzw.   315  ff., 

ferner  JI|e6ojiLCKifi,  H.  H. :  rpaaf;i,aHCKaa  AiecnocoÖHOCTb  no  pyccKOMy  npaßy  ^o  KOHii;a  XVII 
BiKa.     C.  HeTepGypri.   1903. 
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Bußen  für  Verletzung  von  Personen  und  Bußen  für  Beschädi- 
gung bzw.  unerlaubten  Gebrauch  von  Sachen,  zu  welchen  Sachen 
auch  der  Sklave  als  Objekt  der  Tat  zu  zählen  ist.  Die  schwerste 
Körperverletzung  ist  die  Tötung,  sie  ist  I,  2,  3  mit  40  Grivna 
geahndet,  ihr  kommt  gleich  das  Abhauen  oder  Lähmen  der 
Hand  I,  9  (bzw.  des  Fußes  I,  10),  das  die  Kampf-  und  Er- 
werbsunfähigkeit des  Mannes  verursacht  und  auf  der  darum 
ebenfalls  40  Grivna  Buße  steht  ^).  Die  einfache  Körperver- 
letzung, die  nicht  zur  Kampf-  bzw.  Erwerbsunfähigkeit  führt, 
auch  nicht  von  besonderen,  den  Fall  schwerer  gestaltenden 
Umständen  begleitet  ist,  also  sagen  wir  die  leichte  Körper- 
verletzung, wird  mit  3  Grivna  gesühnt;  sie  wird  als  das  am 
häufigsten  vorkommende  Vergehen  gleich  nach  der  Tötung  zu- 
nächst allgemein  behandelt  in  I,  4 — 6.  Spezialfälle  einfacher 
Körperverletzung,  die  auch  zu  3  Grivna  gewertet,  aber  beson- 
ders hervorgehoben  werden,  sind  das  Abschlagen  eines  Fingers 
I,  11  und  das  einfache  Hin-  und  Herstoßen  eines  Mannes  I,  13 
—  welch  letztere  Bestimmung  ich  allerdings,  wie  ich  weiter 
unten  in  §  5  ausführen  werde,  nicht  zum  ältesten  Bestand  der 
ersten  Redaktion  rechne.  Neben  diesen  einfachen  Körperver- 
letzungen haben  wir  auch  solche  unter  erschwerenden  Umstän- 
den, die  die  Buße  auf  das  Vierfache  von  3  Grivna,  also  auf 
12  Grivna  erhöhen.  Das  sind  solche,  bei  denen  die  Art  der 
Körperverletzung  für  den  Verletzten  schimpflich,  ehrenrührig 
ist,  sei  es  durch  das  Werkzeug,  mit  dem  die  Körperverletzung 
geschieht.  Peitsche,  Stange,  Trinkgefäß,    Schwertgriff  u.  dgl. 


^)  Vladimirskij-Budanov,  üebersicht  S.  317  f.,  führt  als  Grund,  wes- 
halb die  älteste  Redaktion  die  Verstümmelung  der  Tötung  gleich- 
setzt, an :  yBi^HHu  (;mnieHHHfl  cpeACiBX  saman^aTB  ce6a)  yMajiajica  bi  CBOeu  npasocnocoö- 
HOCTH  (bi  xpiiCTiaHCKyio  anoxy  nocxynaj'B  no^t  oneKy  ^epKBu),  x.  e.  bhxoäu-I'b  hsi  pa^a  .luux: 

fl.ia  Hero  Haciynaja  t.  h.  rpaac;i,aHCKafl  cMepii..  Mit  der  Erweiterung  des  Begriffs  der 
Verstümmelung  in  III ,  29  auf  Augen  und  Nase  sei  die  Veranlassung 
weggefallen,  die  Verstümmelung  der  Tötung  völlig  gleichzustellen,  wes- 
halb in  III,  29  nur  mehr  das  „halbe  Wergeid  20  Grivna*  für  diese  Ver- 
stümmelungren  bestimmt  worden  sei. 


Das  Russische  Recht.  331 

I,  7,  8,  sei  es  durch  den  Körperteil,  den  Bart,  an  dem  sie  ge- 
schieht I,  11.  Der  Versuch  der  Körperverletzung  wird  in  I,  12 
nur  mit  einem  Drittel  der  Buße  für  einfache  Körperverletzung, 
also  mit  1  Grivna  gesühnt.  Diese  Personenverletzungen  sind 
enthalten  in  I,  1 — 12  und  13,  zu  welch  letzterem  dann  I,  14 
als  meiner  weiter  unten  in  §  5  zu  begründenden  Ansicht  nach 
gleichfalls  wie  I,  13  späterer,  nicht  zum  ersten  Bestand  der 
ältesten  Redaktion  gehöriger,  Zusatz  tritt.  Die  zweite  große  Ab- 
teilung der  ältesten  Redaktion  bilden  die  Sachbeschädigungen, 
Verletzung  des  Eigentumsrechts  durch  Gebrauchsanmaßung, 
wobei  ich  weiter  unten  in  §  5  auch  wieder  verschiedene  Be- 
stimmungen dieser  Abteilung  als  spätere  Beifügungen  vom  ur- 
sprünglichen Bestand  der  ältesten  Redaktion  ausscheiden  möchte. 
Die  Sachbeschädigungen  sind  alle  zu  3  Grivna  Buße,  außer 
Rückgabe  des  Eigentums,  gewertet,  sei  es,  daß  es  sich  I,  15 
um  einen  Sklaven,  oder  I,  16,  17  um  lebende  wie  tote  Eigen- 
tumsstücke, als  da  sind  Vieh,  Waffen,  Kleidung  ^),  oder  I,  19,  20 
speziell  um  Geld  handelt  ^). 

Die  von  dem  Herrn  des  Sklaven  für  die  von  dem  Sklaven 
an  einem  freien  Mann  verübte  Körperverletzung  zu  entrichtende 
Buße  ist  gleich  der  Buße  für  Körperverletzung  unter  erschwe- 
renden Umständen,  die  zugleich  beschimpfender  Art  ist,  auf 
12  Grivna  festgesetzt. 

Wir  erhalten  also  folgende  aufsteigende  Skala  von 
Bußen: 


^)  Das  I,  17  geschilderte  Vergehen,  Wegnahme  eines  fremden 
Pferdes,  Waffe,  Kleid,  ließe  sich,  scheint  mir,  auch  als  Diebstahl  auf- 
fassen ;  aber  unsere  Bestimmung  wird  von  Vladimirskij-Budanov,  Chresto- 
mathie I,  S.  101  unter  den  vom  Diebstahl  handelnden  Paragraphen  nicht 
aufgezählt,  auch  nicht  von  ihm  in  Uebersicht  S.  319  bei  Diebstahl  er- 
wähnt, gleichfalls  nicht  —  wenn  ich  nicht  irre  —  bei  Rozkov,  Abriß 
S.  49  ff.  unter  den  Diebstahlsvergehen.  Lange,  Untersuchung  S.  196,  198 
behandelt  I,  17  als  Diebstahl. 

^)  I,  24,  25,  das  ja  auch  keine  spezielle  Bußfestsetzung  bietet, 
schalte  ich  als  offenbaren  Zusatz  —  siehe  darüber  unten  §  5  —  hier  aus. 
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1  Grivna:  Versuch  der  Körperverletzung; 

3  Grivna:  einfache  Körperverletzung  und  Sachbeschädi- 
gung bzw.  Gebrauchsanmaßung; 

12  Grivna:  erschwerte  Körperverletzung,  Körperverletzung 
schimpflicher  Art  von  Freien  begangen  und  Körperverletzung 
am  freien  Mann  vom  Sklaven  verübt; 

40  Grivna:  Tötung  oder  Verstümmelung  durch  Abhauen 
der  Hand. 

Die  vier  Stufen  dieser  Skala  können  wir  im  Grunde  auf  zwei 
reduzieren:  3  Grivna  für  Körperverletzung  und  Sachbeschädi- 
gung, 40  Grivna  für  Tötung  resp.  Verstümmelung;  die  Buße 
von  12  Grivna  ist  für  qualifizierte  Körperverletzung,  die  von 
1  Grivna  für  den  bloßen  Versuch.  Eine  Parallele  dazu  bietet 
Binding^):  „Ursprünglich  kannten  die  germanischen  Stämme 
je  nur  zwei  Bußsummen :  das  hohe  Wergeid,  das  sich  übrigens 
nach  den  Ständen  der  Freien  im  Volke  differenzierte  [wie  wir 
das  im  Russichen  Recht  z.  B.  III,  2,  3,  5  auch  später  treffen], 
regelmäßig  eine  Summe  bestimmt  nach  dem  Dezimalmaß  (etwa 
300,  200,  150  sol.)  und  eine  kleine  Bußzahl  vielfach  12  sol., 
als  Generalbuße  für  alle  sonstigen  bußfähigen  Delikte.  Aber 
diese  Ursummen,  wenn  ich  so  sagen  darf,  wurden  später  ver- 
doppelt, verdreifacht,  aber  auch  geteilt  [was  wir  also  in  der 
ältesten  Redaktion  finden]  und  so  nehmen  die  Gesetze  vielfach 
die  frappierende  Gestalt  detailliertester  Bußtarife  für  die  ganze 
Stufenleiter  der  Verbrechen  an.  Es  gewinnt  den  Anschein, 
als  dürfe  das  Verbrechen  für  einen  bestimmten  Geldbetrag  ver- 
übt werden  —  ein  Anschein,  den  auch  manche  Strafdrohungen 
der  Gegenwart  noch  erwecken." 

Die  älteste  Redaktion  kennt  also,  wie  gesagt,  was  die 
materielle  Seite  der  Sühnung  eines  Vergehens  angeht,  nur  das 
private  Verhältnis  zwischen  Täter  und  dem  von  ihm  Verletzten 
oder  Geschädigten.     Zwischen   beiden   spielt  sich  die  Sühnung 


^)  Binding,  K.:  Die  Entstehung  der  öffentlichen  Strafe  im  germa- 
nisch-deutschen Recht,  Leipzig  1909,  S.  33. 
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ab,  sei  es,  daß  sie  durcli  Ausübung  der  Blutrache,  sei  es  daß 
sie  an  deren  Stelle  durch  Loskauf  vermittels  einer  Buße, 
eines  Schadenersatzes  vollzogen  wird.  Nach  der  formellen,  der 
prozessualischen  Seite  greift,  wie  wir  noch  sehen  werden,  die 
öffentliche  Gewalt  —  ob  Gemeinde  oder  Fürst  bleibe  vorder- 
hand dahingestellt  —  ein  durch  Anerkennung  der  Berechtigung 
der  Racheausübung,  durch  Verpflichtung  zur  Ablösung  der 
Rache  durch  eine  Bußsumme  bzw.  durch  allgemeine  Normierung 
bestimmter  Bußsätze,  die  sich  gewohnheitsrechtlich  ausgebildet 
hatten.  Strafe,  die  wie  in  der  zweiten  und  dritten  Redaktion 
außer  dem  Ersatz  an  den  Geschädigten  an  den  Fürsten  zu 
zahlen  ist,  kennt  die  älteste  Redaktion  des  Russischen  Rechtes 
noch  nicht. 

Sergeevic  ^)  hat  recht,  wenn  er  etwa  sagt:  die  älteste  Re- 
daktion des  Russischen  Rechtes  spricht  nur  von  Privatersatz,  Strafen 
(vira  und  proäasa)  werden  in  ihr  nicht  erwähnt.  Die  Geld- 
strafe entstand  als  Loskauf  von  der  Rache  und  geht  der  Geld- 
strafe an  den  Fürsten  voran,  letztere  bildet  sich  später  als  der 
Ersatz  und  nach  seiner  Aehnlichkeit.  Aber  wann?  Ich  kann 
Sergeevic  aber  nicht  zustimmen,  wenn  er  weiter  meint:  die 
staatliche  Strafe  ist  älter  als  Vladimir.  Warum  kennt  die 
älteste  Redaktion  sie  nicht?  Anzunehmen,  daß  diese  älteste 
Redaktion  zu  einer  Zeit  verfaßt  wurde,  als  es  noch  keine  Strafen 
an  den  Fürsten  gab,  ist  sehr  schwer,  denn  das  wäre  lange  vor 
Vladimir.  —  Der  Verlauf  meiner  Untersuchung  wird  zeigen,  daß 
eben  gerade  das  anzunehmen  ist,  daß  die  älteste  Redaktion  des 
Russischen  Rechtes  doch  lange  vor  Vladimir  entstanden  ist, 
daß  sie  das  altrussische  Recht  vor  Vladimir  und  einer  durch 
ihn  eingeführten  Rechts-  und  Strafenreform  darbietet^).  Ser- 
geevic hält  es  dabei  für  möglich,  anzunehmen,  daß  die  Zu- 
sammensteller der  ältesten  Redaktion  sich  eben  mehr  mit  dem 
Ersatz   für  den  Geschädigten   beschäftigten   als  mit  der  Strafe 


1)  Vorlesungen  S.  386. 

^)  Siehe  darüber  unten  §  11. 
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an  den  Fürsten,  und  diese  letztere  darum  nicht  erwähnten, 
während  die  Autoren  der  zweiten  und  dritten  Redaktion  mehr 
die  staatlichen  Strafen  beschrieben  und  darum  vom  Privatersatz 
mehr  schwiegen. 


§  3.    Wiederkehr  der  Bußsatziingeu  der  ältesten 

Redaktiou  in  der  zweiten  und  dritten  Redaktion, 

ilire  Yeränderung. 

Sehen  wir  nun,  wie  weit  die  Bestimmungen  der  ältesten 
Redaktion  in  der  zweiten  und  dritten  wiederkehren  und  welche 
Veränderung  sie  etwa  in  ihrem  Wortlaut  unter  der  Herrschaft 
der  für  die  Zeit  der  zweiten  und  dritten  Redaktion  schon  an- 
zunehmenden staatlichen  Strafen  bzw.  der  Verhängung  von 
staatlicher  Strafe  nebst  privatem  Ersatz  erleiden. 

Die  üebereinstimmung  zwischen  der  ersten  und  zweiten 
Redaktion  ist  eine  ganz  geringe.  Sie  erstreckt  sich  eigentlich 
nur  auf  I,  4  und  II,  11,  wobei  ich  die  verwandte  Stelle  III,  31 
gleich  mit  betrachte. 

I,  4:  ist  er  blutig  oder  blau  geschlagen,  so  braucht  dieser 
Mann  keinen  Zeugen  zu  suchen. 

II,  11:  wenn  aber  ein  blutiger  oder  blau  (geschlagener) 
Mann  kommt,  so  braucht  er  keine  Zeugen  zu  suchen. 

III,  31:  aber  ein  blutiger  Mann  kommt.  Wenn  ein  blu- 
tiger Mann  zum  (Fürsten)  Hof  kommt  und  ein  blau  (geschla- 
gener), so  braucht  er  keinen  Zeugen  zu  suchen,  aber  er  [der 
Schuldige]  zahlt  3  Grivna  Strafe. 

Die  Unterschiede  sind  nicht  groß:  II,  11  hat  gegenüber 
der  ersten  und  dritten  Redaktion  „Zeugen"  im  Plural,  III,  31 
hat  gegenüber  I,  4  den  Zusatz  über  die  Buße,  resp.  in  III,  31 
Strafe,  von  3  Grivna,  der  in  der  ältesten  Redaktion  erst  I,  6 
steht,  allerdings  für  den  Fall  von  I,  4  gemeint  ist.  Die  Üeber- 
einstimmung zwischen  der  ältesten  und  zweiten  bzw.  dritten 
Redaktion  betrifft  also  hier  nicht  das  materielle  Recht,  die  Fest- 
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Setzung  einer  gewissen  Buße,  sondern  das  formelle  Recht,  das 
Prozeßverfahren  ^). 

Größer  ist  die  Uebereinstimmung  der  ältesten  mit  der 
dritten  Redaktion.  Alle  Bußsatzungen  der  ältesten  Redaktion 
finden  sich  in  der  dritten  Redaktion  wieder  —  das  Vorkommen 
der  nicht  eine  bestimmte  Geldsumme  angebenden  Bestimmungen 
der  ältesten  Redaktion  in  der  dritten  Redaktion  interessiert  uns 
hier  nicht.  Der  Text  der  ältesten  Redaktion  ist  in  der  dritten 
Redaktion  manchmal  verändert,  da  eben  in  der  dritten  Re- 
daktion schon,  gemäß  der  inzwischen  erfolgten  fürstlichen  Um- 
änderung des  altrussischen  Rechtswesens,  an  den  Fürsten  zu 
zahlende  Strafe  verhängt  wird  und  daneben  noch  privater  Er- 
satz öfter  in  der  dritten  Redaktion  genannt  ist.  „Oefter"  — 
sage  ich  —  ist  dieser  private  Ersatz  in  der  dritten  Redaktion 
genannt,  offenbar  aber  nicht  immer  dann,  wenn  er  wirklich 
ausgesprochen  wurde.  Sergeevic  hat  das  an  oder  ben  S.  333  f. 
angeführten  Stelle  damit  zu  erklären  versucht,  daß  das  Augen- 
merk der  Zusammensteller  der  dritten  Redaktion  vorwiegend 
auf  Aufzählung  der  staatlichen  Strafe  gerichtet  gewesen  sei, 
das  der  Autoren  der  ersten  Redaktion  mehr  auf  Angabe  des 
jeweiligen  privaten  Ersatzes.  Manchmal  ist  aber  in  der  dritten 
Redaktion  der  Wortlaut  entsprechender  Bestimmungen  der  äl- 
testen Redaktion  auch  unverändert  geblieben.  Aber  dieselben 
Worte,  die  in  der  ältesten  Redaktion  von  privatem  Ersatz  zu 
verstehen  waren,   sind  in   der  dritten  Redaktion,  dem   ganzen 


^)  Sergeevic,  Ausgabe  S.  45  zählt  bei  cooTBiicTBie  cTaiefi  qeii.ipex'B  peÄaKuia 
llpaBÄH  I,  21  und  II,  10  auf,  was  wohl  nur  auf  einem  Irrtum  beruht,  denn 
I,  21  handelt  vom  Ermittlungsverfahren  bei  Auffindung  eines  abhanden 
gekommenen  Sklaven,  II,  10  von  der  Strafe  für  Diebstahl  eines  Sklaven 
oder  einer  Magd.  Eher  ließe  sich  I,  15:  Wegnahme  eines  verborgen 
gehaltenen  entlaufenen  Sklaven  und  3  Grivna  Buße  dafür  mit  II,  10  ver- 
gleichen. Dabei  wäre  Voraussetzung,  daß  II,  10  der  Bestohlene  seinen 
Sklaven  wieder  erlangt  wie  I,  15,  während  das  in  II,  10  nicht  eigens 
gesagt  ist.  Eine  gewisse  Uebereinstimmung  läßt  sich  auch  zwischen  I,  3 
und  II,  1  ff.  annehmen,  insofern  als  es  sich  beidemale  um  Erschlagen 
fürstlicher  Gefolgsleute  und  Diener  handelt. 
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Strafensystem  entsprechend,  auf  staatliche,  an  den  Fürsten  zu 
zahlende  Strafe  zu  deuten. 

Stellen  wir  nun  den  Wortlaut  der  entsprechenden  Bestim- 
mungen der  ältesten  und  dritten  Redaktion  einander  gegen- 
über. 


I,  1.  Wenn  ein  Mann 
einen  Mann  erschlägt,  so  räclit 
der  Bruder  den  Bruder,  oder 
der  Sohn  den  Vater,  oder  der 
Vater  den  Sohn ,  oder  der 
Bruderssohn,  oder  der  Schwe- 
stersohn. 

I,  2.  Wenn  niemand  da 
ist,  der  rächt,  dann  40  Grivna 
für  den  Kopf. 

I,  3.  Wenn  es  ein  Russe 
ist:  sei  es  ein  Gridin,  oder 
Kaufmann  oder  Jabetnik  oder 
Schwertträger,  wenn  es  ein 
Izgoj  ist  oder  ein  Slave,  so 
zahlt  man  40  Grivna  für  ihn. 


III,  1.  Wenn  ein  Mann 
einen  Mann  erschlägt,  so  rächt 
der  Bruder  den  Bruder,  oder 
der  Vater  [den  Sohn  usw.] 
oder  der  Sohn  oder  der  Bruders- 
sohn oder   der  Schwestersohn. 

III,  2.  Wenn  aber  nie- 
mand da  ist,  der  ihn  rächt, 
dann  zahlt  man  für  den  Kopf 
80  Grivna,  wenn  es  ein  Mann 
des  Fürsten  oder  fürstlicher 
Tiun  ist. 

III,  3.  Wenn  es  aber  ein 
Russe  ist,  entweder  ein  Gridin 
oder  ein  Kaufmann  oder  Tiun 
eines  Bojaren  oder  Schwert- 
träger oder  Izgoj  oder  Siave, 
so  zahlt  man  40  Grivna  für  ihn. 


Daß  die  Bestimmung  von  I,  1,  2  die  Anerkennung  der 
Blutrache,  in  der  dritten  Redaktion  durch  III,  1,  2  wiederholt 
wird,  scheint  mir  nur  eine  Art  historischer  Reminiszenz  seitens 
des  Zusammenstellers  der  dritten  Redaktion  zu  sein,  die  für 
das  in  der  dritten  Redaktion  enthaltene  Recht  eine  praktische 
Bedeutung  nicht  mehr  hatte.  Denn  wie  ja  III,  4  erzählt, 
schafften  Jaroslavs  Söhne  die  Blutrache  ab  —  über  den  Sinn 
von  III,  4  im  Zusammenhang  mit  der  ganzen  altrussischen 
Rechtsentwicklung  unter  Vladimir,  Jaroslav  und  seinen  Söhnen 
werde  ich  später  in  §§11  und  12  besonders  handeln  — ,  und 
die  Blutrache  ist  ja  schon  in  der  zweiten  Redaktion  nicht  mehr 
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-erwähnt.  Gemäß  der  unter  Vladimir  bzw.  Jaroslav  und  seinen 
Söhnen  eingetretenen  Aenderung  des  altrussischen  Rechtswesens 
haben  wir  in  III,  2,  3  die  an  den  Fürsten  zu  zahlende  Strafe 
vor  uns,  die  wir  schon  II,  2  als  virnoe,  wie  III,  5  virevnuju 
platiti,  antreffen,  freilich,  obwohl  vira,  virnoe  vom  germanischen 
„ Wergeid "  stammen  wird,  in  anderem  Sinne  als  das  der  Fa- 
milie des  Erschlagenen  zufallende  germanische  Wergeid  ^). 
Was  in  I,  2  als  Bezahlung  ^a  golovu  =  für  den  Kopf,  noch 
privater  Ersatz,  im  Sinne  des  germanischen  Wergeides  ist,  das 
wird  in  III,  8  golovnic  stvo  =  Kopfgeld  genannt  und  dort  von 
der  Strafe  von  40  Grrivna  für  einen  gemeinen  Mann  =  Ijudin 
in  III,  5  bzw.  von  der  von  80  Grivna  für  einen  Gefolgsmann 
des  Fürsten  =  hnjas  miiz  in  III,  2  genau  unterschieden:  III,  8 
„aber  sie  zahlen  insgesamt  40  Grivna,  das  Kopfgeld  dagegen 
(zahlt)  der  Mörder  selbst.  Aber  zu  den  40  Grivna  zahlt  er 
£der  Mörder]  aus  der  Gemeinde  seinen  Teil".  Für  diese  Strafe 
von  80  resp.  40  Grivna  ist  aber  in  III,  2  die  Wendung  polomti 
za  golovu  =  zahlen  für  den  Kopf,  gebraucht ,  die  I,  2  als  ^a 
golovu  =  für  den  Kopf  den  privaten  Ersatz  bezeichnete. 
Die  Differenzierung  der  Tat  resp.  der  Strafzumessung  in  der 
dritten  Redaktion  gegenüber  der  ältesten  Redaktion  ist  hier  in 
diesem  Zusammenhang  weiter  nicht  zu  behandeln,  sie  wird 
unten  in  §  5  und  §  12  noch  zur  Sprache  kommen. 

I,  6.  Wenn  er  sich  (selbst)  III,  31.  Aber  ein  blutiger 

nicht   rächen  kann,    so   erhält     Mann  kommt, 
er  für  das  Unrecht   3  Grivna,  Wenn  ein  blutiger  Mann 

aber  dem  Arzt  der  Lohn.  zum  (Fürsten-)  Hof  kommt,  und 

ein  blau  (geschlagener),  so 
braucht  er  keinen  Zeugen  zu 
suchen,  aber  er  [der  Schuldige] 
zahlt  3  Grivna  Strafe. 

III,  34.  Wenn  er  mit  dem 
Schwert    schlägt,    aber    nicht 


^)  Siehe  über  diese  Frage  mein  Programm  zu  II,  2. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXIV.  Band.  22 
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zum  Tode  schlägt,  dann  3  Grivna, 
aber  (dem  Verwundeten)  selbst 
1  Grivna,  ferner  für  die  Wunde 
Kurkosten  ^). 

I,  6  gehört  eng  zusammen  mit  I,  4,  5,  also  ist  III,  31 
die  Parallele  zu  I,  6.  Die  private  Buße  von  3  Grivna  za  ohidu 
=  für  das  Unrecht,  in  I,  6  ist  in  III,  31  in  derselben  Höhe 
zur  staatlichen  Straie  =  prodaza  geworden.  Auch  III,  34  ist 
Parallele  zu  I,  6,  wenn  auch  nicht  dem  Wortlaut  nach,  denn 
in  I,  6  wie  in  III,  34  ist  die  einfache  Körperverletzung  ge- 
meint. Nun  ist  aber  gerade  III,  34  für  die  Umwandlung  der 
Bestimmungen  der  ältesten  Redaktion  in  die  der  dritten  Redaktion 
sehr  interessant;  der  alte  Privatersatz  von  I,  6  ist,  in  III,  34 
mit  a  smnomy  =  ihm  (dem  Verwundeten)  selbst,  bezeichnet,  in 
derselben  Höhe  —  gerade  wie  in  III,  31  —  zur  staatlichen 
Strafe  geworden;  daneben  wird  III,  34  noch  Privatersatz,  aber 
nur  zu  einem  Drittel  der  I,  6  genannten  Summe,  angesetzt,  die  Be- 
zahlung der  Kurkosten  an  den  Arzt  durch  den  Täter  ist  geblieben» 
Daß  der  Ersatz  der  ältesten  Redaktion  in  derselben  Höhe  in  der 
dritten  Redaktion  zu  Strafe  wird,  daß  der  daneben  in  der  dritten 
Redaktion  noch  zugebilligte  Privatersatz  gegenüber  seiner  Summe 
in  der  ältesten  Redaktion  geringer  wird,  werden  wir  in  der 
dritten  Redaktion  noch  öfter  sehen  und  in  §  4  zusammenstellen, 

I,  7  ist  in  III,  27  auch  mit  der  einfachen  Geldbestimmung: 
»dann  12  Grivna"  geblieben,  so  daß  ich  den  Text  nicht  eigens 
anzuführen  brauche.  Daß  in  III,  27  die  Worte  aus  I,  7:  „oder 
mit  der  Stange  oder  mit  der  Faust"  fehlen,  ist  für  unseren 
jetzigen  Zweck  nicht  von  Belang.  Aber  die  12  Grivna,  die  in 
I,  7  Privatersatz  waren,  sind  in  III,  27  offenbar  zur  Strafe 
geworden,  der  alte  Geldsatz  ist  nach  III,  27  übernommen,  ohne 
daß  jedoch  der  Veränderung  des  Strafensystems  entsprechend 
prodaza  =  Strafe,  wie  III,  31  gegenüber  I,  4,  6,  beigefügt  wäre. 


^)  Zu  iit'aeöHoe  siehe  Sreznevskij,  Materialien  11,  Sp.  81:  »uAt  mxpaitia  aa 

.Tiienie  paHi. 
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Warum  redet  der  Autor  von  III,  27  nun  nicht  auch  hier  vom  Ersatz, 
wie  er  das  doch  III,  34  gegenüber  I,  6  tut.  Kommt  das  daher, 
daß  er  die  alte  Bestimmung  von  I,  7  einfach  wiederholen 
wollte?  Aber  er  hat  doch  III,  31  bei  Wiederholung  von  I,  4,  6 
ausdrücklich  das  Wort  Strafe  =  prodasa  beigefügt.  Mit  der 
oben  S.  333  mitgeteilten  Erklärung  von  Sergeevic  allein  werden 
wir  hier  und  in  anderen  ähnlichen  Fällen  nicht  ausreichen.  Es 
wird  sich  vielmehr  bei  der  später  anzustellenden  Erörterung 
der  Bestimmungen  der  dritten  Redaktion  darum  handeln,  ob  nicht 
bei  solchen  Differenzen,  wie  sie  zwischen  III,  27  und  III,  34 
in  Aufzählung  von  Strafe  und  Ersatz  und  sonst  in  Ansetzung 
verschiedener  Straf  höhen  für  fast  dieselbe  Tat  vorliegen,  an 
verschiedene  Autoren  in  der  dritten  Redaktion  gedacht  werden 
muß  1). 


I,  8.  Wenn  er  mit  dem 
Schwert  schlägt,  ohne  es  [aus 
der  Scheide]  herausgezogen  zu 
haben,  oder  mit  dem  Griff, 
dann  12  Grivna  für  das  Un- 
recht. 


III,  25.  Wenn  jemand  mit 
dem  Schwert  schlägt,  ohne  es 
[aus  der  Scheide]  herausgezogen 
zu  haben,  oder  mit  dem  Griff, 
dann  12  Grivna  Strafe  für  das 
Unrecht. 


Die  sprachlichen  Differenzen  zwischen  I,  8  und  III,  25 
sind  gering,  indes  ist  die  von  der  ältesten  Redaktion  zur  dritten 
Redaktion  vorgegangene  Veränderung  sehr  charakteristisch.  Sie 
besteht  in  der  Beifügung  des  Wortes  prodasa  =  Strafe,  in  III,  25 
zu  dem  za  ohidu  ^=  für  das  Unrecht,  in  I,  8.  An  Stelle  des 
ursprünglichen  privaten  Ersatzes  von  I,  8  ist  in  III,  25  die 
staatliche  Strafe  getreten.  Man  behielt  den  Terminus  sa  ohidu 
=  für  das  Unrecht ,  der  in  der  ältesten  Redaktion  die  Privat- 
buße ausdrückt,  auch  in  III,  25  bei,  er  wird  aber  mit  dem 
neuen  Sinne  von  staatlicher  Strafe  verbunden,  und  das  wird 
durch  Beifügung  des  Wortes  prodaza  =  Strafe,  vollends  deut- 
lich gemacht.    Wir  werden  dieser  Zusammenstellung  von  altem 

^)  Ich  habe  schon  im  Programm  zu  III,  31,  34  kurz  auf  solche 
Differenzen  hingewiesen. 
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und  neuem  Terminus  noch  öfter  begegnen.  Za  obidu  =  für 
das  Unrecht,  verändert  dabei  seinen  Sinn,  es  heißt  nicht  mehr 
„für  das  ihm  angetane  Unrecht",  es  bedeutet  jetzt  etwa  „für 
die  unrechtmäßige  Handlung" ,  d.  h,  unrechtmäßig  gegenüber 
dem  Gesetz,  der  öffentlichen  Rechtsordnung,  nicht  mehr  wie 
in  I,  8  nur  privatim  gegenüber  dem  Verletzten.  So  kann  auf 
Grund  von  III,  25  Vladimirskij  -  Budanov  \)  allerdings  sagen, 
daß  eine  so  persönliche  Beleidigung  wie  Schlag  mit  dem  in 
der  Scheide  befindlichen  Schwert,  oder  dem  Schwertgriff  öfi'ent- 
liche  Strafe  und  nicht  persönlichen  Loskauf  (Privatbuße)  nach 
sich  zog.  Aber  seine  Behauptung,  daß  die  Strafe  ^a  ohichi 
=  für  das  Unrecht,  nicht  zugunsten  des  Verletzten,  sondern  an 
die  öffentliche  Gewalt  entrichtet  wurde,  paßt  nur  auf  III,  25; 
ihre  Anwendung  auch  auf  I,  8  entspringt  jener  Vermengung 
der  Bestimmungen  der  ältesten  und  dritten  Redaktion,  die  ich 
oben  schon  als  Ursache  mancher  falschen  Beurteilung  des 
Russischen  Rechtes  erklärt  habe. 


I,  9.  Wenn  er  aber  die 
Hand  schlägt  und  die  Hand 
fällt  ab  oder  vertrocknet,  dann 
40  Grivna. 


III,  29.  Wenn  er  aber 
die  Hand  schlägt,  und  sie  fällt 
ab  oder  vertrocknet,  oder  der 
Fuß  oder  das  Auge,  oder  er 
schlägt  die  Nase,  dann  das 
halbe  Wergeid  20  Grivna  und 
diesem  [Geschlagenen]  für  die 
Verstümmelung  10  Grivna. 

In  III,  29  ist  einmal  gegenüber  I,  9  die  Reihe  der  Ver- 
letzungen bzw.  Verstümmelungen  erweitert.  Ferner  bietet 
ni,  29  gegenüber  I,  9  eine  Spaltung  der  alten  Privatbuße  zu 
staatlicher  Strafe  und  privatem  Ersatz,  Schmerzensgeld.  In 
I,  9  war  der  Privatersatz  derselbe  wie  für  den  Totschlag,  volle 
40  Grivna;  in  III,  29  dagegen  ist  die  staatliche  Strafe  nur  die 
Hälfte,    „das  halbe  Wergeid,  20  Grivna,"    der   auf  Totschlag 


^)  Uebersicht  S.  311. 
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eines  gemeinen  Mannes  nach  III,  3,  5,  8  stehenden  Strafe.  Es 
ist  dabei  kein  Unterschied  gemacht,  ob  dieses  „halbe  Wer- 
geid" ^)  für  Verstümmelung  eines  „gemeinen  Mannes"  =  Ijudin 
in  III,  5,  oder  eines  „fürstlichen  Mannes"  =  hijaz  muz  in 
III,  2,  also  eines  Angehörigen  der  privilegierten  Stände,  dessen 
Ermordung  mit  dem  doppelten  Wergeid  von  80  Grivna  bestraft 
v^urde,  zu  zahlen  war.  Man  kann  ja  wohl  annehmen,  daß  die  Strafe 
für  Verstümmelung  bei  den  Angehörigen  der  einfachen  wie  der 
privilegierten  Stände  gleich  war.  Der  betreffende  Redaktor  der 
dritten  Redaktion  hat  eben  die  alte  Bestimmung  aus  der  ältesten 
Redaktion  übernommen,  nur  ist  die  Strafe,  weil  die  alte  Buße 
jetzt  sich  in  Strafe  und  Ersatz  spaltet,  auf  die  Hälfte  der  alten 
Bußsumme  reduziert.  Die  Ersatzsumme  in  III,  29  beträgt  die 
Hälfte  der  neuen  Strafsumme ;  gegenüber  I,  9  ist  also  in  III,  29 
der  Ersatz  auf  den  vierten  Teil  der  früheren  Höhe  ermäßigt. 
Der  Ersatz  bei  Tötung  ist  in  III,  8  als  Kopfgeld  =  golovnicstvo 
bezeichnet ,  seine  Höhe  ist  in  III,  8  nicht  angegeben ;  daraus 
nun,  daß  in  III,  29  der  Ersatz  gleich  der  Hälfte  der  Strafe 
ist,  wird  man  vielleicht  schließen  dürfen,  daß  auch  bei  Tötung 
der  Ersatz  die  Hälfte  der  jeweiligen  Strafe  von  40  bzw. 
80  Grivna  betrug  ^).  Bei  dieser  Erklärung  nehme  ich  an,  daß 
in  III,  29  za  veJc  =  für  die  Verstümmelung,  dem  früheren  za 
ohidti  =  für  das  Unrecht,  entspricht,  daß  es  also  die  private 
Ersatzsumme,  das  Schmerzensgeld  bezeichnet.  Mrocek-Droz- 
dovskij  ^)  dagegen  meint,  za  vek  =  für  die  Verstümmelung,  be- 
zeichne die  Kurkosten,  die  Zahlung  für  Heilung  des  Verstüm- 
melten und  sagt,  za  veJc  =  für  die  Verstümmelung,  entspreche 
dem  „aber  dem  Arzt  der  Lohn"  =  a  letcju  mzäa  von  I,  6. 
Ich  halte  diese  Meinung  schon  deshalb  für  unrichtig,  weil  es 
III,  29  eigens  heißt  a  dornte  =  und   diesem  —  dem  Verstüm- 


^)  Das  „halbe  Wergeid"  finden  wir  noch  III,  115  für  Erschlagen 
einer  Frau  verhängt,  zur  Erklärung  dieser  Stelle  vgl.  die  Literaturangabe 
im  Programm  zu  III,  115. 

2)  Siehe  dazu  Vedrov,  Geldstrafen  S.  86  f. 

3)  Untersuchungen  1885,  S.  141. 
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melten  —  für  die  Verstümmelung  10  Grivna,  also  der  Ver- 
stümmelte selbst  erhält  die  10  Grivna,  während  die  Kurkosten 
1,  6  ausdrückUch  als  dem  Arzt  zukommend  bezeichnet  sind. 
Dem  a  tomii  =  und  diesem,  in  III,  29  entspricht  ferner  in  III,  34 
a  samomu  grivna  =  aber  ihm  selbst  1  Grivna,  v^as  ganz  offen- 
bar den  Ersatz  an  den  Verletzten  ausdrückt,  da  darnach^  ent- 
sprechend „aber  dem  Arzt  der  Lohn"  von  I,  G,  folgt:  „ferner 
für  die  Wunde  Kurkosten",  d.  h.  außerdem  sind  Kurkosten  zu 
bezahlen,  nämlich  wie  I,  6  an  den  Arzt. 


I,  11.  Wenn  er  aber  ir- 
gend einen  Finger  schlägt, 
3  Grivna  für  das  Unrecht. 


III,  30.  Wenn  er  irgend 
einen  Finger  schlägt,  3  Grivna 
Strafe,  aber  (dem  Geschlagenen) 
selbst  1  Grivna-Kun. 


Die  Ersatzsumme  von  I,  11  ist  bei  III,  30  in  derselben 
Höhe  zur  Strafe  geworden;  der  neben  der  Strafe  in  III,  30 
noch  ausgesprochene  Ersatz  für  den  Verletzten  beträgt  nur  ein 
Drittel  des  Ersatzes  in  I,  11  resp.  der  in  III,  30  verhängten 
Strafe.  Das  ist  ganz  dasselbe,  auch  mit  der  gleichen  Wendung 
a  samomu  grivna  Jcun  =  aber  (ihm,  dem  Geschlagenen)  selbst 
1  Grivna-Kun,  wie  wir  es  bei  I,  6  resp.  III,  34  schon  getroffen 
haben,  während  wir  bei  I,  9  bzw.  III,  29  gerade  sahen,  daß 
der  Ersatz  in  III,  29  die  Hälfte  der  Strafe  und  folglich  den 
vierten  Teil  des  alten  Ersatzes  in  I,  9  ausmacht.  Unsere  Be- 
stimmung unterscheidet  sich  von  ähnlichen  des  germanischen 
Volksrechtes  besonders  dadurch,  daß  sie  den  gleichen  Ersatz 
bzw.  Strafenbetrag  für  Verletzung  aller  Finger  ohne  Unter- 
schied bietet,  während  wir  in  den  germanischen  Rechten  eine 
genaue  Spezialisierung  der  einzelnen  Finger,  je  nach  dem 
Wert,  den  sie  für  den  Mann  in  seiner  Wehrfähigkeit  dar- 
stellen, autreffen.  Auch  das  Verhältnis  der  Höhe  von  Strafe 
zu  Ersatz  in  III,  30  ist  ein  anderes  als  in  den  germanischen 
Rechten  ^). 


^)  Siehe  darüber  Genaueres  unten  §  18. 
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I,    11 aber  beim 

[Schnurr-  oder  Knebel-]  Bart 
12  Grivna,  aber  beim  Vollbart 
12  Grivna. 


III,  91.  Vom  (Voll-)  Bart. 

V^enn  jemand  (einem  an- 
dern) den  Bart  ausreißt  und 
er  trägt  Zeichen  (davon),  aber 
Leute  treten  (als  Zeugen)  auf, 
dann  12  Grivna  Strafe. 


Bei  der  zweiten  Hälfte  von  I,  11  ist  entsprechend  dem 
Wortlaut  der  ersten  Hälfte  za  obidu  =  für  das  Unrecht,  zu  er- 
gänzen, der  damit  ausgesprochene  Privatersatz  ist  in  III,  91 
ausdrücklich  zur  Staatsstrafe  geworden.  Indes  fehlt  bei  III,  91 
die  Angabe  des  Privatersatzes,  die  wir  bei  III,  30  im  Verhältnis 
zu  I,  11  getroffen  haben;  der  Ersatz  wird  aber  wohl  ebenso- 
gut hier  beim  Bart,  wie  III,  30  beim  Finger,  in  III,  34  bei 
jeder  Körperverletzung  im  allgemeinen,  zu  zahlen  gewesen  sein. 
Warum  fehlt  nun  III,  91  Angabe  des  Ersatzes,  der  doch  gleich 
darnach  III,  93  beim  Ausschlagen  eines  Zahnes  wieder  mit 
i  za  zuh  grivna  =  und  für  den  Zahn  1  Grivna,  erwähnt  ist? 
Und  ferner,  warum  steht  die  zweite  Hälfte  von  I,  11,  die  Bart- 
verletzung betreffend,  nicht  auch  in  der  dritten  Redaktion  gleich 
in  III ,  30  nach  ihrer  ersten  Hälfte  von  1 ,  11,  sondern  folgt 
€rst  nach  langem  Abstand?  Deutet  das  nicht  auf  verschiedene 
Autoren  bei  Zusammenstellung  der  dritten  Redaktion  bzw.  bei 
üebertragung  der  Bestimmungen  der  ältesten  Redaktion  in  die 
dritte  hin?  Eine  weitere  Differenz  zwischen  III,  91  und  dem 
mit  ihm  für  diesen  Punkt  in  Parallele  zu  stellenden  I,  4  bzw. 
H,  11  liegt  vor:  nach  I,  4  bzw.  II,  11  genügen  Merkmale  der 
erlittenen  Verletzung  allein  schon,  um  diese  nachzuweisen,  eines 
Zeugen  bedarf  es  weiter  nicht;  III,  91  verlangt  dagegen  Merk- 
male und  Zeugen:  „wenn  jemand  (einem  anderen)  den  Bart 
ausreißt  und  er  trägt  Zeichen  (davon)  aber  (und)  Leute  treten 
(als  Zeugen)  auf,  dann  12  Grivna  Strafe".  Vladimirskij-Bu- 
danov  ^)  will  diese  Differenz  dadurch  beseitigen ,  daß  er  das 
a  vylesiif  Ijudie  =  aber   (und)  Leute   treten   auf,    nicht  als 


')  Chrestomathie  I  S.  63  ^^^. 
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»aber"  sondern  als  „oder"  =  dl  auffaßt  und  a  —  a  in  III,  93 
auch  mit  entweder  —  oder  =  ili  —  ili  übersetzt  wissen  will. 
Ein  anderer  Erklärer^)  meint,  daß  im  Gegensatz  zu  dem 
sonst  bei  Körperverletzung  üblichen  Verfahren  speziell  beim 
Ausreißen  des  Bartes  außer  dem  Merkmal  der  erlittenen  Ver- 
letzung, den  ausgerissenen  Haaren,  noch  Zeugen  verlangt  wurden. 


I,  12.  Wenn  jemand  das 
Schwert  herauszieht,  aber  nicht 
(damit)  schlägt,  so  zahlt  er 
1  Grivna. 


III,  26.  Wenn  er  das 
Schwert  herauszieht,  aber  nicht 
(damit)  schlägt,  dann  1  Grivna- 
Kun. 


Die  alte  Summe  von  I,  12  ist  hier,  ohne  daß  sie  als 
„Strafe"  eigens  gekennzeichnet  wäre,  nach III,  26  übergegangen, 
denn  Grivna-Kim  bedeutet  hinsichtlich  des  Betrages  der  Summe 
nichts  anderes  als  einfach  Grivna  ^). 

Daß  in  III,  26  von  „staatlicher  Strafe"  die  Rede  ist,  dürfen 
und  müssen  wir  wohl  annehmen.  Rozkov  ^)  äußert  sich  bei  Er- 
läuterung der  Stelle  dahin,  daß  schon  die  Worte  von  I,  12: 
„so  zahlt  er  1  Grivna"  wie  „zahlen  für  ihn"  (I,  3)  Strafe^ 
nicht  Buße  bedeuteten,  fürstliche  Einnahme,  aber  nicht  pri- 
vaten Ersatz,  was  ich  nach  dem  in  §  1  Dargelegten  für  un- 
richtig halte. 


I,  13.  Wenn  aber  ein 
Mann  einen  Mann  stößt,  ent- 
weder von  sich  weg  oder  zu 
sich  hin,  3  Grivna.  Aber  er 
muß  zwei  Zeugen  beibringen. 


III,  36.  a)  Wenn  ein  Mann 
einen  Mann  stößt  entweder  zu 
sich  hin  oder  von  sich  weg^ 
oder  in  das  Gesicht  schlägt» 
oder  mit  einer  Stange  schlägt 
und  man  bringt  zwei  Zeugen 
bei,  dann  3  Grivna  Strafe. 


^)  Lange  bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I  S.  63  ^°^. 

^)  So  Mpo'ieK'B-JI,po3;iOBCKiu,  IL:  Onuii.  u3c;ife;ioBaHia  uctoihukobi.  no  BOiipocy  O' 
ÄCHBraxt  pyccKofi  npaB^H  S.  81 :  ZU  verstehen  ist  8  rpuBeHt  Kj-Hi.  KaKt  8  rpuseHi^ 
xo;^aqux•L  ;i,eHeri),  He  npH;i,aBafl  a^icB  KysaMi  HHKaKoro  BHAOBaro  3Ea>ienia,  in  YneHia  SanucKU 
Hjin.  MocKOBCKaro  YBUBepcuTeTa.  Ot^Lti.  lOpiiAU'iocKiu ,  BunycKB  Biopoß  1881,  im  fol- 
genden zitiert  als  Mrocek-Drozdovskij,  Versuch  1881,  S.  .  .  . 

3)  Abriß  S.  48. 
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b)  Wenn  ein  Mann  einen 
Mann  stößt  entweder  zu  sich 
hin  oder  von  sich  weg,  oder 
in  das  Gesicht  schlägt,  oder 
mit  einer  Stange  schlägt,  aber 
ohne  (daß  ein)  Zeichen  (der 
Mißhandlung  zu  sehen  ist), 
und  man  bringt  zwei  Zeugen 
bei,  dann  3  Grivna  Strafe. 

Die  Bestimmung  I,  13  sühnt  das  Hin-  und  Herstoßen 
eines  Mannes  mit  3  Grivna.  Daraus  sind  in  der  Parallelstelle 
ni,  36,  die  auch  Teile  von  I,  7  in  sich  aufweist  ^)  „3  Grivna 
Strafe"  geworden,  von  einem  privaten  Ersatz,  einem  Schmer- 
zensgeld ist  auch  diesmal  in  der  dritten  Redaktion  nicht  die 
Rede. 

Bei  I,  15  und  seiner  Parallele  III,  38,  wie  überhaupt  bei 
den  von  Eigentumsverletzungen  handelnden  Paragraphen  der 
ältesten  bzw.  dritten  Redaktion  kann  ich  mich  darauf  beschrän- 
ken ,  die  für  meinen  jetzigen  Zweck  allein  in  Betracht  kom- 
menden Stücke  anzuführen ,  weitere  Differenzen  zwischen  den 
beiden  Redaktionen  sind  in  anderem  Zusammenhang  zu  be- 
trachten.    Es  lautet: 


I,  15.  ...  so  ergreift  er 
seinen  Knecht,  aber  3  Grivna 
für  das  Unrecht. 


III,  38.  ...  so  nimmt  er 
seinen  Knecht,  aber  er  [der 
ihn  verheimlicht  hatte]  zahlt 
3  Grivna  Strafe. 


Das  Wesentliche  davon  ist:  Ersatz  „für  das  Unrecht" 
==  za  ohidu^  ist  zu  Strafe  =  prodam,  in  gleicher  Höhe  geworden. 
Fiel  nun  hier  mit  Einführung  der  Strafe  der  Ersatz  ganz  weg, 
wurde  er  zum  Nachteil  des  Geschädigten  hinfort  in  die  an  den 
Fürsten  zu  zahlende  Strafe  umgewandelt? 


*)  Ueber  die  Zusammenarbeitungen  in  III,  36  siehe  mein  Programm 
zu  III,  36. 
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Die  Bußfestsetzung  für  unerlaubtes  Reiten  auf  fremdem 
Pferd  in  I,  16  kehrt  111,  39  unverändert  wieder,  nur  heißt  es 
I,  16:  to  poJoziü  3  grivny  =  so  zahlt  er  3  Grivna,  111,  39 
dagegen  bloß:  dann  3  Grivna.  Ebenso  gilt  das  von  1,  17  bzw. 
111,  40,  dem  Verlust  bzw.  der  Wiedererlangung  von  Mobilien : 


1,  17.  ...  so  nimmt  er 
das  Seine,  aber  3  Grivna  für 
das  Unrecht. 


111,  40.  ...  so  nimmt  er 
das  ihm  gehörende  Objekt,  aber 
für  das  Unrecht  bezahlt  er 
[der  Schuldige]  3  Grivna. 

Za  ohidu  =  für  das  Unrecht,  ist  hier  in  111,  40  geblieben, 
es  ist  aber  nach  Analogie  von  111,  38,  47  und  anderen  Stellen, 
wo  prodaia  =  Strafe,  steht,  offenbar  der  Begriff  Strafzahlung 
mit  ihm  zu  verbinden. 

Die  Bestimmung  1,  18,  die  in  111,  41  wiederkehrt,  bietet 
keine  bestimmte  Ersatzsumme,  sie  gehört  auch,  wie  wir  in  §  5 
sehen  werden,  nicht  zum  ursprünglichen  Bestand  der  ältesten 
Redaktion,  sondern  ist  späterer  Zusatz.  In  111,  41  ist  am 
Schluß  allerdings  die  Rede  von  einem  Ersatz  an  den  Geschä- 
digten: wenn  dieser  sein  Eigentum  bei  einem  anderen  gefunden 
und  als  das  Seine  nachgewiesen  hat,  „dann  nimmt  er  [der 
Eigentümer]  das  Seinige,  aber  was  dabei  verloren  gegangen 
ist,  das  muß  er  [der  schließlich  Schuldige]  ihm  zahlen".  Aber 
das  ist  nicht  der  Ersatz,  von  dem  1,  17  die  Rede  war  und 
der  sich  III,  40  zu  Strafe  gewandelt  hat.  Denn  I,  17  ist  von 
dem  über  vollständige  Rückgabe  des  abhandengekommenen 
Eigentums  hinausgehenden  Ersatz  die  Rede,  der  eine  Buße  an 
den  Eigentümer  für  Entziehung  des  Gebrauchs  der  Sache  dar- 
stellt; bei  III,  41  dagegen  handelt  es  sich  um  Ersatz  für  das- 
jenige Stück,  das  inzwischen  verloren  gegangen  ist  und  nun 
bei  Rückß'abe  des  Ganzen  dem  Eigentümer  ersetzt  werden  muß. 


I,  19.  Wenn  jemand  wo 
bei  einem  anderen  eine  Schuld 
einfordert,  dieser  aber  leugnet, 
so  soll  er  [der  Schuldner]  zum 


III,  58.  Wenn  jemand 
Geld  einfordert. 

Wenn  jemand  Geld  von 
einem  andern  einfordert,  dieser 
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Nachweis  gehen  vor  12  Män- 
nern. 

I,  20.  Aber  wenn  er  [der 
Schuldner]  unrecht  tut,  indem 
er  nicht,  wie  es  sich  gebührt, 
ihm  (dem  Gläubiger)  sein  Geld 
(zurück)gab ,  dann  (zahlt  der 
Schuldner)  für  das  Unrecht 
3  Grivna. 


aber  leugnet,  und  wenn  er  [der 
Gläubiger]  Zeugen  gegen  ihn 
beibringt,  so  gehen  diese  zum 
Eide,  aber  er  [der  Gläubiger] 
erhält  sein  Geld. 

III,  59.  Weil  er  [der 
Schuldner]  ihm  das  Geld  wäh- 
rend vieler  Jahre  nicht  (zurück) 
gab,  so  zahlt  er  ihm  [dem 
Gläubiger]  für  das  Unrecht 
3  Grivna. 


In  I,  19,  20  ist  zwar  nicht  die  Rede  von  der  Rückgabe 
der  geliehenen  Summe  ^),  aber  diese  Rückgabe  versteht  sich  ja 
von  selbst,  wie  sie  III,  58  auch  eigens  erwähnt  ist.  Die  III,  20 
genannten  3  Grivna  sind  nach  dem  ganzen  Bußensystem  der 
ältesten  Redaktion  der  über  die  Rückgabe  der  geliehenen  Summe 
hinausgehende  Betrag  des  Ersatzes  eben  für  Verzögerung  der 
Rückgabe.  Auch  hier  wie  oben  I,  17  bzw.  III,  40  ist  das  alte 
za  obiäu  3  grivne  =  für  das  Unrecht  3  Grivna,  von  I,  20  in 
III,  59  vermehrt  um  das  Verbum:  to  pjatiti  emii  za  obidu 
3  grivny  =  so  zahlt  er  ihm  für  das  Unrecht  3  Grivna.  Man 
kann  hier  schwanken ,  ob  nicht  mit  diesen  Worten  in  III,  59 
auch  noch  wie  in  I,  20  der  Privatersatz  gemeint  ist,  da  er  in 
diesem  Fall  doch  sicher  zu  zahlen  war.  Dann  wäre  aber  in 
III,  59  von  staatlicher  Strafe  nichts  erwähnt. 

Bei  dem  von  dem  Schlagen  eines  Freien  durch  einen 
Sklaven  handelnden  Paragraphen  ist  die  Bußbestimmung  von 
I,  22  unverändert  nach  III,  87  übernommen:  der  Herr  des 
Sklaven  muß  für  ihn  12  Grivna  bezahlen.  In  I,  22  habe  ich  oben 
S.  324  die  Summe  von  12  Grivna  als  Ersatz  für  den  dem  Freien 
besonders  schimpflichen  —  daher  12  Grivna  wie  I,  7,  8,  11  — 


^)  Ueber  npone  als  Geldsumme,  wofür  in  III,  58  direkt  Kynt  steht, 
bzw.  eine  andere  Deutung  von  npo-ie  siehe  unten  §  8  bei  Erklärung 
von  I,  19. 
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Schlag,  den  er  von  einem  Sklaven  erlitt,  erklärt.  Von  einem 
Ersatz  für  die  angetane  Schmach  ist  nach  III,  88  in  den  Worten: 
vzjati  grivna  leim  za  sorom  =  man  nimmt  Geld  für  die  Schmach, 
die  Rede,  wobei  ich  „grivna  hun"  nicht  als  eine  Grivna, 
sondern  allgemein  als  „Geld"  auffasse.  Es  fragt  sich  nun,  ob 
nicht  auch  die  III,  87  genannten  12  Grivna  wie  in  I,  22  als 
Ersatz  und  nicht  als  Strafe  anzusehen  seien.  Die  eben  be- 
sprochene Bestimmung  von  III,  88  spricht  für  Ersatz.  Nach 
Vladimirskij-Budanov  ^)  wären  die  12  Grivna  in  III,  87  Strafe 
für  das  Verbergen  des  Sklaven,  nicht  Ersatz  für  den  Geschla- 
genen, auch  nicht  Loskaufspreis  für  den  Sklaven,  auch  nicht 
Strafe  für  die  Realinjurie,  die  ja  der  Sklave  gemäß  seiner 
ganzen  Rechtsstellung  nicht  zufügen  könne. 

§  4.    Yerliältnis  von  Ersatz  in  der  ältesten  Redaktion  zu 
Strafe  und  zu  Ersatz  in  der  dritten  Redaktion. 

Im  Anschluß  an  diese  Darlegung  des  Textes  der  Buß- 
bestimmungen in  der  ältesten  Redaktion  und  ihrer  Uebernahrae 
bzw.  Umänderung  in  der  dritten  Redaktion  sind  nun  verschie- 
dene Fragen  zu  beantworten,  wobei  das  in  §  3  nach  der 
Reihenfolge  der  Bestimmungen  in  der  ältesten  Redaktion  dar^ 
gebotene  Material  jetzt  systematisch  zu  ordnen  bzw.  zu  wieder- 
holen ist. 

Wir  haben  zu  fragen :  Ist  Ersatz,  za  obidu  =  für  das  Un- 
recht, in  der  ältesten  Redaktion  auch  Ersatz  in  der  dritten 
Redaktion,  oder  ist  er  zur  Strafe  =  2yrodaza  geworden?  Ist 
der  Betrag  des  Ersatzes  in  der  ältesten  Redaktion  zum 
gleichen  Betrag  der  Strafe  in  der  dritten  Redaktion  geworden? 
Ist  der  Ersatz  in  der  ältesten  Redaktion  zu  Strafe  und  Ersatz 
in  der  dritten  Redaktion  geworden?  Wie  verhält  sich  in  der 
dritten  Redaktion  der  Betrag  der  Strafe  zum  Betrag  des  Er- 
satzes ? 

Sehen    wir  also ,    ob  Ersatz,  za  obidu  =  für  das  Unrecht, 


')  Chrestomathie  I  S.  62'^\ 
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in  der  ältesten  Redaktion  bei  der  Uebernahme  der  Bestimmungen 
nach  der  dritten  Redaktion  zu  prodasa  =  Strafe,  geworden  oder 
za  ohidu  =  für  das  Unrecht,  geblieben  ist.  Zum  Eingang  möchte 
ich  da  I,  8  bzw.  III,  25  hinstellen;  die  Worte  I,  8:  dann 
12  Grivna  für  das  Unrecht,  haben  sich  in  III,  25  zu:  dann 
1 2  Grivna  Strafe  für  das  Unrecht  =  prodasa  sa  ohidu  geändert. 
Za  ohidu,  der  alte  Terminus  für  Privatersatz,  ist  also  geblieben, 
er  hat  aber  durch  den  Zusatz  proda^za  die  Bedeutung  von  staat- 
licher an  den  Fürsten  zu  zahlender  Strafe  angenommen.  Denn 
daran  ist  nicht  zu  zweifeln,  daß  prodaia  in  der  zweiten  und 
dritten  Redaktion  die  an  den  Fürsten  zu  entrichtende  Strafe 
bedeutet.  Stellen  wie  III,  46 :  aber  dem  Fürsten  Strafe ;  III,  47 : 
aber  dem  Fürsten  12  Grivna  Strafe;  III,  56:  das  sind  die  Ab- 
gaben für  Bauern,  wenn  sie  dem  Fürsten  Strafe  zahlen;  III,  57: 
sie  [die  Sklaven]  belegt  der  Fürst  nicht  mit  Strafe;  III,  116: 
und  dem  Fürsten  12  Grivna  Strafe;  III,  155:  dann  dem  Fürsten 
zur  Strafe  —  besagen  das  ganz  klar. 

An  einer  Anzahl  von  Stellen  ist  nun  za  ohidu  ■=  für  das 
Unrecht,  aus  der  ältesten  Redaktion  zu  prodaza  =  Strafe,  in  der 
dritten  Redaktion  geworden.  So  I,  15  bzw.  III,  38:  3  Grivna 
für  das  Unrecht  bzw.  3  Grivna  Strafe,  was  in  der  Ergänzungs- 
stelle zu  III,  38,  nämlich  in  III,  47  noch  ausführlicher  heißt: 
aber  dem  Fürsten  Strafe  12  Grivna;  ferner  I,  11  erste  Hälfte 
bzw.  III,  30.  In  III,  30  ist  dabei  neben  den  aus  „für  das 
Unrecht"  in  I,  11  zur  „Strafe"  gewordenen  3  Grivna  noch 
privater  Ersatz  genannt.  In  der  zweiten  Hälfte  von  I,  11  ist 
bei  der  Bußfestsetzung  von  12  Grivna  für  Ausreißen  des  Bartes 
zwar  za  ohidu  =  für  das  Unrecht,  nicht  eigens  beigefügt,  aber 
es  ist  aus  der  ersten  Hälfte  von  I,  11  sinngemäß  zu  ergänzen. 
In  der  Parallelstelle  zur  zweiten  Hälfte  von  I,  11  in  III,  91 
finden  wir  darum  ganz  logisch:  dann  12  Grivna  Strafe.  Za 
ohidu  =  für  das  Unrecht,  in  I,  6  wird  ebenfalls  zu  prodaza 
=  Strafe.  Wie  oben  S.  311  gesagt,  gehören  I,  4 — 6  eng  zu- 
sammen, Vladimirskij-Budanov  ^)   zählt   sie   deshalb   auch  alle 

^)  Chrestomathie  I  S.  24. 
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gemeinsam  als  §  2  der  Akademiehandschrift,  ihnen  entspricht 
III,  31 — 34.  Da  finden  wir  nun  in  III,  31  die  3  Grivna  von 
I,  6  als  j^rodaia  =  Strafe  bezeichnet;  III,  34  fehlt  zwar  die 
Erläuterung  prodaza  =  Strafe,  bei  den  3  Grivna,  aber  daß  sie 
Strafe  bedeuten,  geht  daraus  hervor,  daß  neben  ihnen  der 
Privatersatz  von  I  Grivna  und  die  Kurkosten  an  den  Arzt  er- 
wähnt sind. 

Oben  haben  wir  S.  320  gesehen,  daß  nicht  bei  allen  Buß- 
festsetzungen der  ältesten  Redaktion  za  ohidu  =  für  das  Un- 
recht, beigefügt  ist,  haben  aber  erkannt,  daß  es  überall  in  der 
ältesten  Redaktion  dem  Sinne  nach  gemeint  ist.  So  finden  wir 
denn  Bestimmungen  aus  der  ältesten  Redaktion,  bei  denen  za 
ohidu  =  für  das  Unrecht,  fehlt,  in  der  dritten  Redaktion  an  der 
jeweiligen  Parallelstelle  mit  prodaza  =  Strafe  versehen;  das  ist 
der  Fall  bei  I,  13:  3  Grivna,  was  III,  36  zu  3  Grivna  Strafe 
wird.  Andere  Bestimmungen  aus  der  ältesten  Redaktion  ohne 
za  ohidu  =  für  das  Unrecht,  sind  einfach  wörtlich  nach  der 
dritten  Redaktion  übernommen ,  prodaza  =  Strafe  ist  ihnen  in 
der  dritten  Redaktion  nicht  beigefügt,  aber  es  ist  dem  ganzen 
Strafensystem  der  dritten  Redaktion  nach  gemeint,  so  z.  B. 
I,  7  und  III,  27,  I,  12  und  III,  26,  I,  16  und  III,  39,  wobei 
wir  darauf  kein  Gewicht  zu  legen  brauchen,  daß  in  I,  12,  16 
das  Verbum  polozit'  =  zahlen,  steht,  was  an  der  entsprechen- 
den Stelle  von  III,  26,  39  fehlt. 

An  diesen  Stellen  ist  also  in  der  dritten  Redaktion  ent- 
weder das  alte  za  ohidu  =  für  das  Unrecht,  aus  der  ältesten 
Redaktion  direkt  durch  prodaza  =  Strafe  ersetzt,  oder  es  ist 
stillschweigend  prodaza  =  Strafe  als  in  den  Stellen  der  dritten 
Redaktion  gemeint  anzunehmen. 

An  anderen  Stellen  jedoch  ist  das  alte  za  ohidu  =  für  das 
Unrecht,  bei  der  Uebertragung  in  die  dritte  Redaktion  geblieben. 
Das  ist  der  Fall  bei  I,  17  bzw.  III,  40,  gemeint  ist  aber  in 
III,  40,  wie  vorhin  schon  bemerkt,  nach  Analogie  von  III,  38,  39 
Strafe.     Vladimirskij-Budanov  ^)   faßt  auch  III ,  40  von  Strafe 
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auf,  die  der,  bei  dem  die  Sache  gefunden  wird,  zugunsten  der 
öffentlichen  Gewalt  zahlen  muß.  Ebenso  bleibt  „für  das  Unrecht 
3  Grivna"  von  I,  20  in  III,  59  stehen,  hier  mag  in  III,  59  wie 
in  I,  20  der  private  Ersatz  gemeint  sein.  Die  einfache  Be- 
stimmung von  I,  22:  „es  zahlt  für  ihn  (für  den  Sklaven)  sein 
Herr  12  Grivna",  die  wir  vom  Privatersatz  also  zu  verstehen 
haben,  ist  in  III,  87  geblieben,  wie  ich  oben  S.  348  vermutet 
habe,  gleichfalls  im  Sinne  von  Ersatz,  der  III,  88  genauer  mit 
za  sorom  =  für  die  Schmach ,  ausgedrückt  ist.  Die  Buße  für 
die  Verstümmelung  der  Hand  in  I,  9,  die  nur  mit:  „dann 
40  Grivna"  ohne  Beifügung  von  „0«  obidii  =  für  das  Unrecht" 
bezeichnet  ist,  wandelt  sich  in  III,  29  zur  Strafe,  allerdings 
nur  in  der  halben  Höhe  der  früheren  Buße:  „dann  das  halbe 
Wergeid,  20  Grivna",  außerdem  ist  noch  der  Ersatz  ausgedrückt 
mit:   „und  diesem  für  die  Verstümmelung  10  Grivna". 

Nachdem  wir  so  die  Uebertragung  der  Bestimmungen  über 
Körperverletzung  und  Eigentumsvergehen  aus  der  ältesten  Re- 
daktion in  die  dritte  Redaktion  betrachtet  haben,  bleibt  noch  I,  3 
von  der  Tötung:  „dann  zahlt  man  40  Grivna  für  ihn".  Was  hier 
in  der  ältesten  Redaktion  als  Ersatz  za  ohidti  =  für  das  Un- 
recht, bezahlt  wurde,  ist  in  III,  2,  3,  5  zur  Strafe  =  vira  ge- 
worden, wobei  die  inzwischen  eingetretene  Differenzierung  zwi- 
schen einfachen  Leuten  und  privilegiertem  Stande  fürstlicher 
Gefolgschaftsleute  mit  Strafe  von  80  Grivna  für  uns  hier  nicht 
in  Betracht  kommt.  Der  alte  Ersatz  in  der  ältesten  Redaktion 
ist  in  III,  8  als  das  neben  der  Strafe  zu  bezahlende  Kopfgeld 
=  golovnic  stvo  bezeichnet. 

Unser  Resultat  bis  hierher  ist  demgemäß:  der  Ersatz,  za 
ohidu  =  für  das  Unrecht,  in  der  ältesten  Redaktion,  sei  es  daß 
in  der  ältesten  Redaktion  eigens  za  ohidu  beigefügt  ist,  sei  es 
daß  stillschweigend  za  ohidu  zu  ergänzen  war,  ist  bei  der 
Uebertragung  nach  der  dritten  Redaktion  in  der  größeren  Mehr- 
zahl der  Fälle  zu  Strafe  =^prodaza  geworden,  mag  nun  wiederum 
das  Wort  prodaza  =  Strafe  direkt  an  die  Stelle  des  Terminus 
za  ohidu  =  für  das  Unrecht,  getreten,  mögen  die  Worte  za  ohidu 


352  Goetz. 

geblieben,  oder  mögen  die  Stellen  ohne  za  ohidu  einfach  in  die 
dritte  Redaktion  übernommen  sein,  so  daß  aber  doch  im  Gegen- 
satz zur  ältesten  Redaktion  in  der  dritten  Redaktion  Strafe 
=  prodaza  als  verhängt  anzunehmen  ist.  Nur  bei  Uebertragung 
von  zwei  Stellen,  I,  20  nach  III,  59  und  1,  22  nach  III,  87, 
ist,  wie  mir  scheint,  der  Ersatz  aus  der  ältesten  Redaktion 
auch  in  der  dritten  Redaktion  Ersatz  geblieben,  hat  sich  nicht 
zur  Strafe  gewandelt. 

Unsere  zweite  Frage:  „Ist  der  Betrag  des  Ersatzes  in  der 
ältesten  Redaktion  zum  gleichen  Betrag  der  Strafe  in  der 
dritten  Redaktion  geworden?"  ist  kurz  dahin  zu  beantworten: 
die  Summe  von  Grivna,  die  in  der  ältesten  Redaktion  Ersatz 
war,  ist  nun  in  der  dritten  Redaktion  Strafe,  nämlich  I,  3  bzw. 
III,  3:  40  Grivna;  I,  6  bzw.  III,  31,  34:  3  Grivna;  I,  7  bzw. 
III,  27:  12  Grivna;  I,  8  bzw.  III,  25:  12  Grivna;  I,  11  bzw. 
III,  30  und  91:  3  und  12  Grivna;  I,  12  bzw.  III,  26:  1  Grivna; 
I,  13  bzw.  III,  36:  3  Grivna;  I,  15  bzw.  III,  38:  3  Grivna; 
I,  16  bzw.  III,  39:  3  Grivna;  I,  17  bzw.  III,  40:  3  Grivna. 
Auch  in  den  beiden  Ausnahmefällen  von  I,  20  bzw.  III,  59 
und  I,  22  bzw.  III,  87  ist  der  Betrag  des  Ersatzes  auch  in 
der    dritten   Redaktion   Ersatz    in    derselben   Höhe    geblieben. 

Nur  bei  der  Verstümmelung  der  Hand  in  I,  9  ist  in  III,  29 
die  Strafe  bloß  in  der  halben  Höhe  des  früheren  Ersatzes  in 
der  ältesten  Redaktion  angesetzt;  umgekehrt  finden  wir  bei 
dem  privilegierten  Stand  der  Fürstenmannen  die  Strafe  für  die 
Tötung  in  III,  2  bzw.  schon  in  II,  1,  4,  5  auf  das  Doppelte 
des  alten  Ersatzes  von  I,  2,  3  für  Tötung  erhöht. 

Die  dritte  hier  zu  beantwortende  Frage  lautet:  „Ist  der 
Ersatz  in  der  ältesten  Redaktion  zu  Strafe  und  Ersatz  in  der 
dritten  Redaktion  geworden?"  Dazu  ist  zu  sagen:  der  alte 
Ersatz  der  ältesten  Redaktion  spaltet  sich  in  manchen  Fällen 
der  Uebertragung  von  Bestimmungen  aus  der  ältesten  Redak- 
tion nach  der  dritten  Redaktion  in  Strafe  und  Ersatz.  Wir 
finden  aber  manchmal  in  der  dritten  Redaktion  neben  der  in 
derselben    Höhe    zur    Strafe    gewordenen    alten    Ersatzsumme 
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noch  einen  neuen  Ersatzbetrag  erwähnt.  Der  Ersatz  von 
40  Grivna  in  I,  2  für  Tötung  wird  in  III,  3  zur  Strafe  von 
40  Grivna;  neben  dieser  finden  wir  aber  in  III,  8  den  Kopf- 
geld =  golovnicstvo  genannten  Ersatz.  Die  1 ,  6  für  einfache 
Körperverletzung  verhängte  Buße  von  3  Grivna  für  das  Un- 
recht wird  in  III,  31,  34  zur  ^tr2iiQ  ^  prodaza,  daneben  aber 
treffen  wir  einen  Ersatz  an  den  Verletzten  und  genau  wie  in 
I,  6  die  Kurkosten,  die  dem  Arzt  zu  entrichten  sind.  Die 
Summe  von  40  Grivna,  die  in  I,  9  Ersatz  für  Verstümmelung 
ist,  wird  in  III,  29  allerdings  nur  in  halber  Höhe  zur  Strafe: 
halbes  Wergeid,  außerdem  erhält  aber  der  Verletzte  nach 
III,  29:  für  die  Verstümmelung  10  Grivna.  Aehnlich  wird 
bei  der  Uebertragung  der  Ersatzsumme  von  3  Grivna  für 
Fingerverletzung  aus  I,  11  nach  III,  30  zu  der  jetzigen  Strafe 
von  3  Grivna  noch  ein  Ersatz  von  1  Grivna  zugefügt.  Also 
wir  treffen  es  durchaus  nicht  immer,  sondern  nur  manchmal, 
daß  in  der  dritten  Redaktion  neben  der  Strafe  ein  Ersatz  er- 
wähnt ist.  Warum  ist  der  Ersatz  nicht  öfter  erwähnt?  So 
gut  wie  bei  der  einfachen  Körperverletzung  von  I,  6  der 
alte  Ersatz  von  3  Grivna  sich  bei  Uebertragung  der  Bestim- 
mung nach  III,  34  in  Strafe  und  Ersatz  spaltet,  ebensogut 
müßte  das  doch  bei  der  qualifizierten  Körperverletzung  von 
I,  7,  8,  auf  die  vierfacher  Ersatz,  von  12  Grivna  gesetzt  ist, 
der  Fall  sein.  Dieses  Fehlen  ist  am  auffallendsten  bei  Ueber- 
tragung von  I,  11  nach  der  dritten  Redaktion.  In  III,  30,  da 
wo  die  erste  Hälfte  von  I,  11  die  Fingerverletzung  herüber- 
genommen ist,  finden  wir  Strafe  und  Ersatz,  in  III,  91,  der 
Parallelstelle  zu  der  von  Bartausreißen  handelnden  zweiten 
Hälfte  von  I,  11,  treffen  wir  nur  die  alte  Ersatzsumme  von 
I,  11  als  Strafe  =  prodaza,  aber  keinen  Ersatz  erwähnt.  Wenn 
der  Ersatz  aber  nach  der  Bestimmung  von  III,  34  für  einfache 
Körperverletzung  zugebilligt  wurde,  so  war  es  doch  ganz  natür- 
lich, daß  das  auch  in  den  ähnlichen  Fällen  von  I,  7,  8,  11 
geschah. 

Wir  können  jetzt  höchstens  das  zur  Erklärung  sagen,  daß 
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der  Ersatz  nach  dem  in  der  dritten  Redaktion  herrschenden 
Strafensystem  wohl  in  allen  Fällen  neben  der  Strafe  zu  zahlen 
war,  daß  er  aber  nicht  gleichmäßig  bei  Uebertragung  der  Be- 
stimmungen aus  der  ältesten  Redaktion  in  die  dritte  Redaktion 
in  allen  Fällen  der  ältesten  Redaktion  erwähnt  ist,  weil  diese 
Uebertragungen  nicht  alle  von  einer  Hand  geschahen.  Daß 
dieses  nicht  der  Fall  war,  ergibt  sich  schon  daraus,  daß  die 
zweite  Hälfte  von  I,  11  in  der  dritten  Redaktion  an  einer 
ganz  anderen,  viel  späteren  Stelle,  bei  III,  91  steht,  als  die 
erste  Hälfte,  die  wir  III,  30  finden.  Der  eine  Autor  der  dritten 
Redaktion  hat  eben  die  alten  Bestimmungen  der  ältesten  Re- 
daktion, als  er  sie  herübernahm,  sinngemäß  verändert,  dem 
neuen  Strafensystem  angepaßt;  ein  anderer  Autor  hat  sie  ein- 
fach wörtlich  in  die  dritte  Redaktion  übernommen,  ohne  an 
ihnen  die  notwendige  Ergänzung  hinsichtlich  des  Ersatzes  an- 
zubringen, manchmal  ja  auch  ohne  den  alten  Terminus  za 
ohicht  =  für  das  Unrecht,  durch  den  neuen  prodaza  =  Strafe 
zu  ersetzen. 

Somit  bleibt  noch  die  vierte  Frage  zu  beantworten:  „Wie 
verhält  sich  in  der  dritten  Redaktion  der  Betrag  der  Strafe 
zum  Betrag  des  Ersatzes?" 

Welches  ist  zunächst  die  Höhe  des  in  der  dritten  Redak- 
tion ausgesprochenen  Ersatzes  im  Verhältnis  zu  der  in  der 
dritten  Redaktion  verhängten  Strafe?  Ueberhaupt  nicht  ange- 
geben ist  der  Betrag  des  Ersatzes  in  der  dritten  Redaktion 
beim  Kopfgeld  für  die  Tötung  in  III,  8.  Ein  Drittel  der 
in  der  dritten  Redaktion  verhängten  Strafe  beträgt  der  Ersatz 
in  III,  34  bzw.  I,  6:  3  Grivna  Strafe,  1  Grivna  Ersatz  bei  der 
einfachen  Körperverletzung  und  in  III,  30  bzw.  I,  11  ebenfalls 
3  Grivna  Strafe,  1  Grivna  Ersatz  bei  der  Fingerverletzung. 
Die  Hälfte  der  in  der  dritten  Redaktion  bestimmten  Strafe 
wird  als  Ersatz  zugebilligt  in  III,  29  bzw.  I,  9  bei  Verstümme- 
lung der  Hand:  20  Grivna,  „das  halbe  Wergeid"  als  Strafe, 
10  Grivna   „ihm  (dem  Verletzten)  für  die  Verstümmelung". 

Daraus  ergibt  sich   auch  das  Verhältnis  der  Ersatzsumme 
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in  der  dritten  Redaktion  zum  alten  Ersatz  in  der  ältesten  Re- 
daktion: der  neue  Ersatz  in  III,  34  und  30  beträgt  nur  ein 
Drittel  des  alten  Ersatzes  in  I,  6  und  I,  11,  da  ja  der  alte 
Ersatz  in  der  gleichen  Höhe  zur  Strafe  geworden  ist.  In  III,  29 
ist  der  Ersatz  nur  der  vierte  Teil  des  in  I,  9  ausgesprochenen 
Betrages,  da  nur  die  Hälfte  des  alten  Ersatzes  in  III,  29  als 
Strafe  bestimmt  ist,  und  der  Ersatz  in  III,  29,  wie  vorhin  ge- 
sagt, wiederum  die  Hälfte  der  Strafe  ist.  Was  das  in  III,  8 
nicht  näher  bestimmte  Kopfgeld  =  golovnicstvo  angeht,  so  habe 
ich  oben  S.  341  schon  gesagt,  daß  das  wohl  analog  dem  in 
III,  29  für  Verstümmelung  der  Hand  angesetzten  Ersatz  zu 
bemessen  sein  werde. 

Diese  Frage  nach  dem  Verhältnis  von  Strafe  zu  Ersatz 
in  der  dritten  Redaktion  habe  ich  hier  nur  so  weit  beigezogen, 
als  es  zur  Erläuterung  der  mein  Thema  bildenden  Bestimmungen 
der  ältesten  Redaktion  und  zur  Darstellung  der  mit  ihnen  bei 
ihrer  Uebertragung  nach  der  dritten  Redaktion  vorgegangenen 
Veränderungen  nötig  war.  Bei  einer  eingehenden  Erörterung 
der  dritten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  wird  aber  genauer 
zu  untersuchen  sein ,  wie  sich  allgemein  in  der  dritten  Re- 
daktion die  Höhe  des  Ersatzes  zu  der  Höhe  der  Strafe  ver- 
hält, in  welchen  Fällen  wir  neben  der  Strafe  noch  einen  Er- 
satz ausgesprochen  finden,  warum  das  nicht  überall  geschieht 
und  wo  wir  in  der  dritten  Redaktion  Ersatz  allein  ohne  Strafe 
verhängt  antreffen,  wie  wir  das  bei  Uebertragung  von  I,  20 
nach  III,  59  und  von  I,  22  nach  III,  87  gefunden  haben. 


§  5.    System,  Einheitlichkeit,  ursprünglicher  Bestand 
der  ältesten  Redaktion. 

Die  Frage,  in  welche  Unterabteilungen  die  älteste  Redaktion 
zu  zerlegen  sei,  ob  ein  festes  System  in  der  Reihenfolge  der 
Bestimmungen  der  ältesten  Redaktion  existiere,  hat  die  Er- 
forscher   des  Russischen  Rechtes   von  Anfang    an    beschäftigt. 
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Ewers  ^)  folgte  dem  natürlichen  Fortgang  der  einzelnen  Be- 
stimmungen der  ältesten  Redaktion,  wenn  er  sie  in  vier  Ka- 
piteln erläuterte  als  Gesetz  über  den  Totschlag,  über  körper- 
liche Verletzung,  über  Eigentum,  für  besondere  Fälle.  Ein 
eigentliches  System  hat  dann  Tobien  ^)  aufgestellt,  von  dem  er 
meint,  es  „erweiset  die  Selbständigkeit  der  ältesten  Prawda, 
vielleicht  gar  ihre  Vollständigkeit,  bei  aller  ihrer  Kürze  und 
läßt  die  Erweiterungen,  eben  als  solche^  erscheinen"  und  von 
dem  er  weiter  sagt,  „es  kann  nämlich  ein  System  nicht  natür- 
licher und  einfacher  und  also  auch  besser  sein  als  das  jener 
uralten  Rechtsurkunde".  Tobiens  System  kurz  zusammengefaßt 
ist:  A.  Tötung;  B.  Realinjurie;  C.  besonders  ausgezeichnete 
Injurien  und  zwar  a)  qualifizierte  Injurien  mit  Rücksicht  auf 
die  Art  und  das  Werkzeug  der  Beleidigung  (Stock,  Faust  usw.); 
ß)  qualifizierte  Injurien  mit  Rücksicht  auf  das  Objekt  der  Be- 
leidigung (Bart,  Finger,  drohendes  Ziehen  des  Schwertes); 
7)  Hin-  und  Herstoßen  eines  Mannes;  D.  Eigentumsverletzung 
(Sklave,  Pferd  usw.);  E.  Verfahren  bei  Wiedererlangung  des 
Entwendeten;  F.  Verbrechen  der  Unfreien. 

Lange  ^)  stellte  ein  ähnliches  System  auf:  I.  Verletzung 
persönlicher  Rechte  I,  1  — 14:  1.  Tötung  I,  1 — 3;  2.  Ver- 
wundung, Verstümmelung,  Schläge  I,  4 — 14.  IL  Verletzung 
von  Eigentumsrechten  I,  15 — 25:  A.  unrechtmäßiger  Gebrauch 
fremden  Eigentums  I,  15 — 17;  1.  des  Sklaven  I,  15;  2.  des 
Pferdes  I,  16;  3.  Diebstahl  von  Pferd,  Waffe,  Kleid  I,  17; 
B.  gesetzliche  Art  der  Wiedererlangung  des  Eigentums  I,  18 
bis  23;  1.  des  gestohlenen  I,  18;  2.  Eintreibung  von  Schulden 
I,  19 — 20;  3.  Wiedererlangung  des  Sklaven  I,  21;  C.  Beschä- 
digung fremden  Eigentums  I,  24 — 25.     Während  nun  Tobien, 


')  Recht  der  Russen  S.  273  ff. 

^)  Tobien,  E.  S. :  Sammlung  kritisch  bearbeiteter  Quellen  der  Ge- 
schichte des  Russischen  Rechtes,  Dorpat  und  Leipzig  1845,  Bd.  I,  Die 
Prawda  Russkaja  und  die  ältesten  Traktate  Rußlands,  S.  20,  im  folgenden 
zitiert  als  Tobien,  Sammlung  S.  .  .  . 

^)  Untersuchung  S.  6  f. 
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um  sein  System  fertig  zu  bekommen,  die  Bestimmungen  I,  24 
bis  25  zu  den  Yerbrechen  der  Unfreien  gezählt  hatte,  „welche 
hauptsächlich  in  der  Verletzung  der  Persönlichkeit  (durch 
Schlagen)  und  des  Eigentums  eines  freien  Mannes  bestehen 
konnten",  erklärte  umgekehrt  Lange,  daß  die  Paragraphen  I,  22 
bis  23  über  das  Schlagen  eines  Freien  durch  einen  Sklaven  nicht 
in  das  System  der  ältesten  Redaktion  hineinpaßten  und  eigent- 
lich in  die  Abteilung  von  den  Personenverletzungen  hinein- 
gehörten. An  Tobien  schloß  sich  auch  Mrocek-Drozdovskij  ^) 
an ,  der ,  ohne  daß  ich  seine  Untereinteilung  wieder  gebe, 
folgende  Hauptteile  annahm:  Tötung  I,  1 — 3,  Realinjurien 
I,  4 — 14,  Verletzung  von  Eigentumsrechten  I,  15  — 16,  Modus 
der  Wiedererlangung  I,  17 — 21,  Realinjurie  durch  den  Sklaven 
I,  22 — 23.  Im  Unterschied  von  Tobien  erklärte  aber  Mrocek- 
Drozdovskij  die  Bestimmungen  I,  24 — 25  für  einen  Zusatz,  der 
nach  Abschluß  der  ganzen  Sammlung,  d.  h.  der  ältesten  Re- 
daktion, zugefügt  sei  ^).  Vladimirskij-Budanov  ^)  findet  gleich- 
falls in  der  ältesten  Redaktion  eine  systematische,  nicht  chrono- 
logische Ordnung:  Tötung  I,  1 — 3,  Verwundung,  Verstümme- 
lung ,  Realinjurie  1 ,  4 — 14 ,  Verletzung  von  Eigentumsrechten 
I,  15—21,  Zusätze  I,  22—23  und  I,  24—25  und  bringt  das 
in  zwei  große  Klassen:  Personenverletzungen  und  Eigentums- 
verletzungen, wie  das  schon  Lange  getan  hatte.  D'jakonov'^) 
ist  gegen  Annahme  eines  solchen  Systems  und  meint  im  all- 
gemeinen, die  Ordnung  der  Bestimmungen  in  solchen  Gesetzes- 
sammlungen richte  sich  nach  der  Schwere  oder  der  Häufigkeit 
der  Fälle. 

Ein  System  in  der  ältesten  Redaktion  als  bewußte  allge- 


')  Untersuchungen  1885,  S.  VI  f. 

^)  Gegen  Mrocek-Drozdovskij ,  insbesondere  gegen  dessen  Ausdeh- 
nung dieses  Systems  auch  auf  die  zweite  und  dritte  Redaktion  siehe 
Sergeevic,  Vorlesungen  S.  93  ^ 

3)  Uebersicht  S.  95  u.  S.  317. 

^)   JI^MKOHOBi ,   M. :    O'iepKH   oßmecTBeHHaro   h   rocy;iapcTBeHHaro    cxpoa   ÄpesHefi   PycH 

H3A.  BTopoe  c.  nexepeypnb  1908,  S.  50  f.,  zitiert  als  Djakonov,  Abriß  S.  .  .  . 
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meine  Gruppierung  des  Stoffes  ist  wohl  nicht  zu  leugnen.  Wir 
können  zweifellos  die  zwei  großen  Ahteilungen  von  Personen- 
verletzungen I,  1 — 14,  und  Eigentumsvergehen  I,  15 — 21 
machen;  ihnen  schließt  sich  in  1,  22 — 23  das  Vergehen  der 
Unfreien  sicher  in  absichtlicher  Gegenüberstellung  gegen  die 
bisherigen,  von  Taten  freier  Männer  handelnden  Bestimmungen  an. 
Die  Paragraphen  I,  24 — 25  sind  später  beigefügt  worden,  wie 
wir  noch  genauer  sehen  werden.  Ob  ein  spezielles  System 
innerhalb  dieser  beiden  Hauptgruppen,  z.  B.  in  der  zweiten 
Hälfte  der  ersten  Hauptgruppe,  die  eigentlichen  Körperver- 
letzungen betreffend,  anzunehmen  sei,  ist  eine  andere  Frage. 
Gegen  ihre  Beantwortung  mit  „Ja"  spricht  manches.  Denn 
wenn  wir  auch  von  der  ersten  Hauptgruppe  I,  1  — 14  sagen 
können,  ihre  Bestimmungen  bewegen  sich  in  absteigender  Linie: 
erst  Tötung,  dann  Körperverletzungen,  so  sehen  wir  doch, 
worauf  ich  eben  hindeutete,  diese  absteigende  Linie  in  dem 
zweiten  Teil  der  ersten  Hauptgruppe  I,  4 — 14,  der  eben  die 
Körperverletzungen  behandelt,  wieder  unterbrochen.  Wenigstens 
kann  ich  in  der  Reihenfolge  der  Bestimmungen  von  I,  4 — 14 
kein  System  folgerichtig  durchgeführt  finden. 

Ganz  wird  die  Frage  nach  Vorhandensein  eines  Systems 
in  der  ältesten  Redaktion  erst  dann  zu  lösen  sein,  wenn  wir 
vorher  untersucht  haben,  ob  die  älteste  Redaktion,  so  wie  sie 
uns  vorliegt,  ein  einheitliches  Werk  ist,  ob  nicht  diese  oder 
jene  Bestimmung  als  späterer  Zusatz,  als  nicht  zum  ursprüng- 
lichen Bestand  der  ältesten  Redaktion  gehörig  anzusehen  sei. 
Und  da  glaube  ich  nun,  daß  man  verschiedene  Bestimmungen 
der  ältesten  Redaktion  als  nicht  von  dem  ersten  Zusammen- 
steller der  ältesten  Redaktion  niedergeschrieben,  sondern  als 
von  einem  späteren  Bearbeiter  der  schon  fertig  vorliegenden 
ältesten  Redaktion  hinzugefügt  betrachten  kann. 

Die  Erörterung  der  mir  in  der  ältesten  Redaktion  als 
späterer  Zusatz  erscheinenden  Stellen  beginne  ich  mit  I,  13, 
zu  dem  I,  14  als  Vervollständigung  gehört.  Unsere  Bestim- 
mung I,   13 — 14  lautet:    „Wenn    aber   ein  Mann   einen  Mann 
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stößt,  entweder  von  sich  weg  oder  zu  sich  hin,  3  Grivna.  Aber 
er  muß  zwei  Zeugen  beibringen.  Wenn  es  ein  Varjag  ist  oder 
Kolbjag,  dann  zum  Eid." 

An  welcher  Stelle  im  ganzen  Rahmen  der  ältesten  Redak- 
tion steht  I,  13  ?  Die  vorhergehenden  zwölf  Paragraphen  un- 
serer Redaktion  haben  Personenverletzungen  behandelt,  ange- 
fangen von  der  schwersten ;  der  Tötung,  über  verschiedene 
Arten  gewöhnlicher  und  qualifizierter  Körperverletzung  hinweg 
bis  zum  einfachen  Versuch,  der  bloßen  Androhung  des  Schlages 
mit  dem  Schwert.  Wir  haben  die  Skala  der  Bußen  von 
40  Grivna  für  die  Tötung  bis  zu  1  Grivna  für  den  Versuch 
der  Körperverletzung  durchlaufen.  Nun  kommt  plötzlich,  ehe 
mit  I,  15  die  zweite  Hauptabteilung  der  ältesten  Redaktion, 
die  Eigentumsvergehen  enthaltend,  beginnt,  noch  einmal  eine 
Körperverletzung.  Denn  als  Körperverletzung  müssen  wir  doch 
I,  13  nach  der  Art  der  strafbaren  Handlung,  dem  Hin-  und 
Herstoßen,  wie  nach  der  darauf  gesetzten  Buße  von  3  Grivna, 
der  Ersatzsumme  für  die  einfache  Körperverletzung,  ansehen. 
Es  ist  eine  wirklich  vollzogene  Körperverletzung,  nicht  etwa 
nur  eine  zweite  Art  des  Versuchs  einer  solchen,  der  sich  an  I,  12 
anschlösse.  Denn  der  Versuch  wird  I,  12  mit  einer  Grivna 
gebüßt,  Bestrafung  eines  weiteren  Versuchs,  der  noch  dazu  im 
Gegensatz  zu  I,  12  ohne  Schwert  geschieht,  mit  3  Grivna  hätte 
also  keine  Berechtigung. 

Wenn  nun  aber  I,  13  eine  Körperverletzung  ist,  warum 
steht  sie- nicht  früher  bei  I,  4 — 6,  wo  im  allgemeinen  von 
Körperverletzungen  die  Rede  ist?  Denn  I,  4 — 6  behandelt  die 
Körperverletzung  im  allgemeinen,  ihre  Kennzeichen,  ihre  Süh- 
nung; die  Körperverletzung  wird  dann  in  I,  7 — 11  spezialisiert 
nach  einzelnen  Körperteilen  wie  nach  ihren  besonderen,  er- 
schwerenden Umständen,  und  diese  Reihe  endigt  also  in  I,  12 
mit  der  Androhung,  dem  Versuch  der  Körperverletzung.  Unser 
Paragraph  I,  13  gehörte  zu  I,  4 — 6,  denn  vom  Hin-  und  Her- 
stoßen erhält  man  ja  auch  blaue  Flecke  oder  ist  blutig  oder 
hat  das  Merkmal  eines   zerrissenen  Gewandes,    wie   man  wohl 
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im  Gegensatz  zu  Vedrov  ^)  annehmen  darf,  der  der  Ansicht  ist, 
daß  das  Stoßen  keine  Spuren  hinterlasse,  wie  etwa  Schläge, 
so  daß  Zeugen  zum  Nachweis  der  Tat  notwendig  seien. 

Schon  aus  diesem  einen  ersten  Grund  scheint  es  mir  sehr 
zweifelhaft,  daß  I,  13  zum  ursprünglichen  Bestand  der  ältesten 
Redaktion  gehört  hat.  Es  paßt  nicht  in  die  Reihe  der  uns  in 
der  ältesten  Redaktion  aufgezählten  Körperverletzungen.  Wollte 
der  erste  Autor  der  ältesten  Redaktion  den  speziellen  Fall  des 
Hin-  und  Herstoßens  unter  den  Körperverletzungen  berichten, 
so  hätte  er  das  früher  bei  seiner  Aufzählung  der  Spezialfälle 
von  Körperverletzungen  getan.  Bei  der  Erörterung  der  Be- 
stimmungen der  ältesten  Redaktion  will  ich  mich,  wie  ich 
eingangs  meiner  Arbeit  gesagt  habe,  im  allgemeinen  nicht 
darauf  einlassen,  die  Stütze  für  meine  Behauptungen  über  die  äl- 
teste Redaktion  aus  der  zweiten  und  dritten  Redaktion  zu  holen. 
Aber  hier  darf  ich  doch  die  Umarbeitung  von  I,  13  in  der 
dritten  Redaktion  als  Beweis  für  die  Richtigkeit  meiner  Beur- 
teilung von  I,  13  als  einem  Zusatz  zum  ursprünglichen  Bestand 
der  ältesten  Redaktion  anführen.  Wir  finden  I,  13  in  III,  36 
wieder.  Der  Bearbeiter  von  III,  36  hat  das  richtige  Gefühl 
gehabt,  daß  I,  13  da,  wo  es  in  der  ältesten  Redaktion  steht, 
nicht  am  richtigen  Platze  ist,  daß  es  zusammengehört  mit  den 
Spezialfällen  der  Körperverletzung,  die  in  I,  7  auf  die  allge- 
meine, einfache  Körperverletzung  folgen.  Darum  verbindet 
er,  nachdem  er  in  III,  31 — 34  die  Bestimmungen  I,  4 — 6 
wiederholt  hat,  I,  7  mit  I,  13  zu  einer  Bestimmung,  nämlich 
der  von  III,  36,  der  er  I,  14  in  III,  37  folgen  läßt.  Damit 
ist  der  rechte  Zusammenhang  wiederhergestellt;  III,  36  lautet 
nun  so,  wie  I,  7  vereint  mit  I,  13  lauten  müßte,  wenn  beide 
vom  gleichen  Autor  wären:  „Wenn  ein  Mann  einen  Mann  stößt, 
entweder  zu  sich  hin,  oder  von  sich  weg,  oder  in  das  Gesicht 
schlägt,  oder  mit  einer  Stange  schlägt  und  man  bringt  zwei 
Zeugen  bei,  dann  3  Grivna  Strafe.'' 


')  Geldstrafen  S.  114. 
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Noch  ein  zweiter  Umstand  läßt  mich  vermuten,  daß  I,  13 
nicht  zum  ursprünglichen  Bestand  der  ältesten  Redaktion  ge- 
hört, sondern  ein  späterer  Zusatz  ist.  Soweit  ich  die  Literatur 
übersehe,  hat  man  noch  nicht  darauf  aufmerksam  gemacht, 
daß  in  I,  13  zwei  Zeugen  verlangt  werden,  w^ährend  in  I,  4 
nur  von  einem  Zeugen  die  Rede  ist.  So  gering  der  Umstand 
erscheinen  mag,  in  Wirklichkeit  ist  er  nicht  gering.  Also  I,  4, 
von  der  einfachen  Körperverletzung  handelnd,  spricht  nach  der 
Auffassung  der  Erklärer  nur  von  einem  Zeugen:  „Ist  er  blutig 
oder  blau  geschlagen,  so  braucht  dieser  Mann  keinen  Zeugen 
zu  suchen",  so  erklären  z.  B.  Mrocek-Drozdovskij  ^)  und  Vla- 
dimirskij-Budanov  ^)  die  Stelle.  Aber  trotzdem  äußert  sich 
Vladimirskij-Budanov  ^)  in  seiner  Darstellung  des  altrussischen 
Prozeßverfahrens  dahin,  daß  zwei  Zeugen  nötig  waren,  wofür  er 

I,  13  beizieht,  aber  I,  4  außer  Betracht  läßt,  offenbar  übersehen 
hat.  Sergeevic  *)  erwähnt  gleichfalls  unsere  Stelle  I,  4  nicht, 
wenn  er  von  der  Zweizahl  der  Zeugen  spricht.  Die  Parallel- 
stellen zu  I,  4,  nämlich  III,  31,  32  reden  auch  nur  von  einem 
Zeugen;  dagegen  III,  33,  welches  eine  spätere  Erweiterung 
des  Verfahrens  ist,  für  die  wir  in  der  ältesten  Redaktion  keine 
Parallelstelle    trefi'en,    spricht   von    mehreren    Zeugen.      Auch 

II,  11,  das  I,  4  wiederholt,  spricht  nach  der  Lesart  der  Aka- 
demiehandschrift ^)  nur  von  einem  Zeugen.  Während  also  in 
I,  4  und  seiner  Parallelstelle  nur  von  einem  Zeugen  die  Rede 
ist,  werden  I,  13  zwei  Zeugen  verlangt.  Da  scheint  mir  nun 
I,  4  mit  seinem  einen  Zeugen  die  ältere  einfachere  Form  der 
Beweisführung  darzustellen,  I,  13  dagegen  als  späterer  Zusatz 
auf  eine  Zeit  hinzuweisen,  wo  das  einfache  altrussische  Rechts- 
verfahren  schon   unter   fremdländischen   Einfluß   geraten    war, 


')  Untersuchungen  1885,  S.  240. 

2)  Chrestomathie  I  S.  24 '. 

3)  Uebersicht  S.  620. 
*)  Vorlesungen  S.  583. 

^)  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I  S.  32,  §  28 ;  Kalacov,  Ein- 
leitung S.  219,  §  CXXXII. 
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wie  wir  das  bei  der  zweiten  und  dritten  Redaktion  des  Russi- 
schen Rechtes  manchmal  bemerken  können.  Man  kann  daran 
denken,  daß  Rußland  durch  und  vollends  nach  Vladimir  dem 
Apostelgleichen  (980 — 1015)  byzantinisches  Recht  mit  der 
allgemeinen  Uebertragung  des  Christentums  aus  Byzanz  nach 
Kiev  genauer  kennen  lernte,  daß  die  aus  Griechenland  stam- 
menden Geistlichen,  die  mit  ihrem  Christentum  zugleich  die 
ganze  byzantinische  Kultur  nach  Rußland  brachten,  auch  im 
Rechtsleben  ihren  griechischen  Anschauungen  und  Gebräuchen 
zum  Sieg  verhalfen.  So  sieht  auch  Sergeevic  ^) ,  obwohl  er 
unsere  beiden  Stellen  I,  4  und  I,  13  nicht  verwendet,  den  all- 
gemeinen Gang  der  Dinge  an,  wenn  er  meint,  in  der  vom 
Russischen  Recht  verlangten  Zweizahl  der  Zeugen  könne  man 
den  Einfluß  der  kirchlichen  Gerichtspraxis  sehen,  die  die  alt- 
testamentliche  Zweizahl  der  Zeugen  einführte.  Somit  hätten 
wir  schon  nach  der  Zahl  der  Zeugen,  die  in  I,  4  bzw.  I,  13 
verlangt  wird,  ein  Anzeichen  für  das  Alter  der  ältesten  Re- 
daktion in  ihrem  ursprünglichen  Bestand,  nämlich,  daß  sie  das 
altrussische  Rechtsleben  der  Zeiten  vor  Vladimir  dem  Apostel- 
gleichen und  der  durch  ihn  in  größerem  Umfang  den  Russen  ver- 
mittelten Kenntnisse  byzantinischer  Rechtseinrichtungen  wider- 
spiegelt. 

Jedenfalls  liegt  hier  also  eine  Differenz  vor  zwischen  I,  4 
und  I,  13.  Ein  Wechsel  in  der  Zeugenzahl  war  in  I,  13  gegen- 
über I,  4  aber  nicht  nötig,  denn  es  handelt  sich  in  beiden  Be- 
stimmungen um  Körperverletzung.  Darum  nehme  ich  auch 
aus  diesem  zweiten  Grunde  an,  daß  I,  13  nicht  von  derselben 
Hand  wie  I,  4  stammt,  vielmehr  ein  späterer  Zusatz  zum  ur- 
sprünglichen Bestand  der  ältesten  Redaktion  ist,  ein  Zusatz, 
der  schon  auf  eine  Fortentwicklung  im  Prozeßverfahren  hin- 
weist. Nun  redet  noch  I,  18  gleichfalls  von  zwei  Zeugen  bzw. 
Bürgen.  Diesen  Paragraphen  I,  18  werden  wir  aber  gleich 
ebenfalls   als   nicht   zum   ursprünglichen  Bestand    der    ältesten 


^)  Vorlesungen  S.  583. 
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Redaktion  gehörig,  vielmelir  als  späteren  Zusatz  kennen  lernen 
und  zwar,  um  das  voraus  zu  erwähnen,  als  einen  Zusatz  ger- 
manischen Ursprungs,  der  das  sog.  Dritthandverfahren,  den 
Gewährszug,  wie  wir  ihn  z.  B.  Lex  Salica  XXXVII  finden,  in 
das  Russische  Recht  übertrug.  Also  diese  beiden  Bestimmungen, 
I,  13  und  I,  18,  die  ich  als  Zusätze  ansehe,  stimmen  in  der 
Zahl  der  in  ihnen  verlangten  Zeugen  bzw.  Bürgen  überein  und 
stehen  gemeinsam  im  Gegensatz  zu  I,  4,  das  nur  einen 
Zeugen  verlangt.  Wie  wir  nun  I,  18  als  Zusatz,  der  aus  Lex 
Salica  stammen  kann,  ansehen  dürfen,  so  finden  wir  eine  dem 
Paragraphen  I,  13  verwandte  Bestimmung  ebenfalls  in  Lex 
Salica  XXXI  de  uia  lacina  (1)^):  Si  quis  baronem  ingenuum 
de  uia  sua  ostauerit  aut  inpinxerit,  mah  uia  lacina,  hoc  est 
DC  din.  qui  fac.  sol.  XV  culp.  iud.  (2)  Si  quis  mulierem  in- 
genuam  de  uia  sua  ostauerit  aut  inpinxerit  mal.  machina, 
hoc  est  MDCCC  din.  qui  fac.  sol.  XLV  culp.  iud.  Da  also 
I,  13  wie  I,  18  als  Zusatz  zum  ursprünglichen  Bestand  der 
ältesten  Redaktion  zu  erachten  ist,  mögen  beide  aus  Lex  Sa- 
lica in  die  älteste  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  als  Er- 
gänzungen eingefügt  worden  sein. 

Der  Ergänzer  der  ältesten  Redaktion  hat  aber  die  Bestim- 
mung vom  Hin-  und  Herstoßen  nicht  mechanisch  von  Lex  Salica 
übernommen.  Er  bemißt  nämlich  das  Hin-  und  Herstoßen  genau 
so  hoch  wie  I,  12  das  Abhauen  eines  Fingers,  mit  3  Grivna, 
also  so  hoch  wie  I,  6  die  einfache  Körperverletzung.  Lex  Salica, 
die  XXXI  auf  das  Stoßen  eines  Mannes  15  solidi,  auf  das  einer 
Frau  45  solidi  setzt,  bewertet  dagegen  in  XXIX  de  dibilitatibus 
die  einzelnen  Fingerverletzungen  verschieden,  für  den  Daumen 
resp.  Zehe  50  solidi  bzw.  für  seine  Verstümmelung  30,  für 
den  zweiten  Finger  35  solidi,  für  einen  weiteren  30  solidi. 

Eng  mit  I,  13  verbunden  ist  I,  14;  I,  14  ist  nur  ein 
spezieller  Fall  von  I,  13,  daß  ein  Varjag  oder  Kolbjag  die 
Gestoßenen  sind.    Haben  wir  also  I,  13  als  späteren  Zusatz  zum 


')  ed.  Hesseis  Sp.  181. 
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ursprünglichen  Bestand  der  ältesten  Redaktion  erkannt,  so  gilt 
das  gleiche  natürlich  auch  für  seine  Unterabteilung  für  I,  14. 
Es  fragt  sich  nur,  ist  T,  14,  die  spezielle  Anwendung  von  I,  13 
auf  Varjag  und  Kolbjag,  gleichzeitig  mit  I,  13  oder  erst  nach 
I,  13  in  die  älteste  Redaktion  eingefügt  worden.  Die  Frage 
wird  sich  schwer  mit  Sicherheit  beantworten  lassen ;  wir  können 
nur  im  allgemeinen  sagen,  daß  die  älteste  Redaktion  abgesehen 
von  I,  14  nebst  I,  15,  das  eng  zu  I,  14  gehört  und  I,  3,  die 
beide  gleich  zu  besprechen  sein  werden,  keine  Rücksicht  auf 
Fremde  nimmt,  daß  die  älteste  Redaktion  ein  rein  altrussisches 
Volksrecht  ist,  Sammlung  einer  Zahl  von  Rechtsgewohnheiten 
bzw.  Bußfestsetzungen,  die  in  Altrußland  herrschten  oder  galten. 
Varjag  und  Kolbjag  dagegen  sind  die  Repräsentanten  des  Aus- 
landes. Varjag  ist  für  den  Russen  zunächst  ein  geographischer 
Begriff,  es  sind  die  Skandinavier,  Normannen,  die  nach  Ruß- 
land kamen,  nach  dem  Chronikbericht  des  Jahres  862  um  das 
Land  zu  regieren,  die  auch  öfter  als  Söldner  erwähnt  werden. 
Varjag  wird  dann  zu  politischem  Begriff,  Ausländer,  West- 
europäer, speziell  germanischer  Abstammung,  der  zum  Handel 
nach  Rußland  reist  und  z.  B.  in  Novgorod  eine  eigene  deutsche 
Vorstadt  bildet.  Daraus  entsteht  der  religiöse  Begriff  Varjag 
als  römischer  Katholik,  Lateiner,  Nichtorthodoxer,  oder  gar 
wie  III,  37  scharf  sagt:  „der  keine  Taufe  hat",  dessen  Geist- 
licher, der  antilateinisch-polemischen  Stimmung,  die  Rußland 
von  Byzanz  geerbt  hatte,  entsprechend,  gelegentlich  einem 
heidnischen  Zauberer  gleich  gewertet  wird  ^). 

Kolbjag,  für  das  Russische  Recht  also  nach  I,  13,  III,  37 
auf  einer  Linie  der  Beurteilung  mit  dem  Varjag  stehend,  ist 
jedenfalls  auch  ein  Ausländer.  Was  dieses  Wort  genau  be- 
deute, darüber  gehen  die  Meinungen  auseinander.  Aeltere 
Forscher  verstanden  darunter  die  Bewohner  von  Kolberg. 
Mrocek-Drozdovskij  '^)   hielt  Kolbjag   erst  für  Angehörige  tür- 


^)  Siehe   Goetz:    Kirchenrechtliche   und   kulturgeschichtliche   Denk- 
mäler Altrußlands,  Stuttgart  1905,  S.  335  f.  und  mein  Programm  zu  I,  14. 
2)  Untersuchungen  1885,  S.  176  ff. 
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kisch- tatarischer  Völker  in  den  südrussischen  Steppen,  schloß 
sich  aber  dann  an  die  Meinung  an ,  daß  Kolbjag  Littauer 
bedeute ;  Vladimirskij-Budanov  ^)  sieht  in  Varjag  die  West- 
europäer, in  Kolbjag  östliche  —  von  Rußland  aus  gedacht  — 
Fremde.  Die  Bestimmung  von  I,  14  setzt  also  voraus,  daß 
Fremde,  speziell  der  genau  deutbare  Varjag,  Westeuropäer, 
germanischen  Ursprungs  nach  Rußland  kamen.  Sie  läßt  auch  ver- 
muten, daß  sie  so  zahlreich  und  so  regelmäßig,  eben  zum  Handel, 
in  Rußland  anwesend  waren,  daß  es  sich  lohnte,  bzw.  aus 
wirklich  vorgekommenen  Fällen  sich  als  Resultat  der  gericht- 
lichen Praxis  nahelegte,  einen  eigenen  Paragraphen  über  sie  in 
die  Zusammenstellung  altrussischer  Rechtsgewohnheiten  und 
Bußfestsetzungen  einzuschalten.  Den  Ausländern  war  es  eben 
nicht  so  leicht  als  den  Russen  möglich,  Zeugen  beizubringen, 
darum  tritt  als  Beweismittel  für  sie  der  Eid  ein,  oder  die  Zahl 
der  Eideshelfer,  die  sie  zu  stellen  haben,  wird  nach  III,  19 
von  der  Zahl  von  sieben  für  die  Russen  auf  zwei  reduziert. 
Durch  diese  germanischen  Westeuropäer  erhielten  aber  die 
Russen  wohl  auch  die  Kenntnis  von  germanischen  Rechten 
und  ihren  Bestimmungen,  wie  etwa  denen  der  Lex  Salica  über 
das  Stoßen  und  das  Dritthand  verfahren,  genau  ebenso  wie  sie 
durch  den  von  Byzanz  nach  Rußland  gekommenen  Klerus  mit 
dem  byzantinischen  Recht  genauer  bekannt  wurden.  So  läßt 
sich  die  vorhin  gestellte  Frage,  ob  I,  13  und  I,  14  gleichzeitig 
oder  nacheinander  zum  ursprünglichen  Bestand  der  ältesten 
Redaktion  zugefügt  wurden,  vielleicht  dahin  beantworten,  daß 
das  so  ziemlich  gleichzeitig  geschehen  sein  mag. 

Und  noch  einen  weiteren  Schluß  für  das  Alter  der  ersten 
Redaktion  des  Russischen  Rechtes  können  wir  hier  beifügen, 
nämlich  den,  daß  der  ursprüngliche  Bestand  der  ältestäh  Re- 

^)  Uebersicht  S.  315;  zu  KojißarB  siehe  auch  nKouHHKOBt,  B.  c. :  OnBut 
PyccKOH  HCTopiorpa(|)iii,  Kieiib  1908,  11,  1,  S.  216  ^  lieber  die  frühere  Stellung 
der  Fremden  in   Rußland  im  allgemeinen  vgl.  AHApeeBCKüi,  ll.  E. :   o  npaiiaxfc 

HHOcxpaHiteB'B  Bi  PocciH  ;^o  BCTyn.ieHia  loaHHa  111   na  npeeio^TB,    C.   üeTepöypr'b    1854    und 

Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  381  ff. 
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daktion  des  Russischen  Rechtes  auf  eine  Zeit  altrussischen 
Volks-  und  Rechtslebens  zurückgeht,  in  der  Fremde  in  größerer 
Zahl  noch  nicht  in  Rußland  waren,  in  der  die  Russen  noch 
keine  genauere  Kenntnis  von  nichtrussischem  Recht  hatten, 
noch  keine  Elemente  aus  solchem  ausländischem,  sei  es  ger- 
manischem, sei  es  byzantinischem  Recht  in  ihre  Rechtsgewohn- 
heiten aufgenommen  hatten.  Mit  anderen  Worten,  wir  können 
folgern,  daß  die  älteste  Redaktion  in  ihrem  ursprünglichen  Be- 
stand rein  nationale  altrussische  Rechtsgewohnheiten  aus  ziem- 
lich früher  Zeit,  lange  etwa  vor  Vladimir  dem  Apostelgleichen 
(980 — 1015),  uns  darbietet,  urrussisches,  oder  wenn  man  will 
urslavisches  Recht  ist. 

Im  Anschluß  an  I,  13  und  14  ist  I,  15  zu  besprechen: 
„Wenn  aber  ein  Knecht  sich  verbirgt  entweder  bei  einem  Var- 
jag  oder  Kolbjag  und  man  [der  Varjag  oder  Kolbjag]  bringt 
ihn  während  drei  Tagen  nicht  bei,  aber  es  erkennt  ihn  (sein 
Herr)  am  dritten  Tag,  so  ergreift  er  seinen  Knecht,  aber 
3  Grivna  für  das  Unrecht."  Die  Bestimmungen  über  die  Ver- 
letzungen von  Personen  sind  erledigt,  der  Autor  der  ältesten 
Redaktion  wendet  sich  dem  zweiten  Hauptteil  zu,  den  Eigen- 
tumsvergehen, er  bespricht  in  I,  15  ff.  die  mißbräuchliche 
Zurückhaltung  bzw.  Benutzung  fremden  Eigentums  und  dessen 
Wiedererlangung.  Wie  kommt  nun  gerade  Varjag  und  Kolb- 
jag in  die  erste  dieser  Bestimmungen  herein?  Warum  sollte 
gerade  das  erste  derartige  Vergehen,  die  Zurückbehaltung  eines 
entlaufenen  Sklaven,  nur  von  einem  Ausländer  begangen  wer- 
den? Die  älteste  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  stellt  doch 
die  bei  den  Russen  üblichen  Rechtsgewohnheiten  und  Buß- 
summen zusammen,  und  da  ist  es  doch  natürlich,  daß  die  Be- 
stimmung zunächst  für  alle  aufgestellt  und  darnach  erst  ein 
eventueller  Spezialfall  erwähnt  wird.  Waren  denn  Varjag  und 
Kolbjag  so  häufig  in  Rußland,  daß  die  flüchtigen  Sklaven  ge- 
rade zu  ihnen  liefen,  sich  zu  verbergen,  und  nur  zu  ihnen? 
Alle  diese  Bedenken  gegen  den  Text,  so  wie  er  uns  mit  seiner 
speziellen  Beziehung  des  Vorfalls  auf  den  Varjag  und  Kolbjag 
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vorliegt,  werden  gelöst,  wenn  wir  Varjag  und  Kolbjag  als  Ver- 
sehen eines  Abschreibers  ansehen  und  demgemäß  als  nicht 
ursprünglich  zu  I,  15  gehörig  aus  dieser  Bestimmung  entfernen. 
Es  ist  der  Schreibfehler  eines  Abschreibers,  der  schon  die  Stelle 
I,  13,  14  in  seinem  Text  der  ältesten  Redaktion  vorfand  und  ver- 
sehentlich die  Worte  „Varjag  oder  Kolbjag"  wiederholte.  Diese 
Worte  gehören  also  aus  I,  15  heraus;  unsere  Bestimmung 
I,  15  handelt,  wie  die  anderen  ihr  folgenden  Bestimmungen 
über  Eigentumsvergehen,  ganz  im  allgemeinen  von  Mißbrauch 
fremden  Eigentums,  ohne  eine  bestimmte  Klasse,  also  hier  die 
Ausländer,  Varjag  und  Kolbjag,  hervorzuheben.  Der  Varjag 
und  Kolbjag  sind  auch  im  weiteren  Text  der  ältesten  Redak- 
tion nicht  mehr  genannt.  So  gut  wie  I,  22  beim  Schlag  des 
Sklaven  gegen  einen  freien  Mann  als  Herr  des  Sklaven  jeder 
Russe  gemeint  ist,  nicht  etwa  nur  der  Ausländer,  so  gut  denkt 
auch  I,  15  allgemein  an  jeden  Russen  als  an  den,  zu  dem  ein 
Sklave  sich  flüchtet. 

Die  Worte  „Varjag  oder  Kolbjag"  in  1,  15  sind  also 
nicht  absichtlicher  Zusatz,  Hervorhebung  eines  speziellen  Falls 
des  Verborgenhaltens  eines  Sklaven,  sondern  sie  sind  ein  un- 
absichtlicher Schreibfehler,  eine  versehentliche  Wiederholung 
der  von  dem  Abschreiber  in  I,  14  gelesenen  Worte.  In  zwei 
weiteren  Bestimmungen  finde  ich  noch  eine  Stütze  für  diese 
meine  Behauptung,  daß  der  ursprüngliche  Text  von  I,  15  die 
Worte  „Varjag  oder  Kolbjag"  nicht  enthielt.  Eine  Ergän- 
zung zu  I,  15  ist  I,  21,  das  den  Modus  der  Wiedererlangung 
genauer  schildert,  so  wie  das  im  Verhältnis  und  als  Ergänzung 
zu  I,  17  in  I,  18  geschieht.  Hier  in  I,  21  finden  wir  „Var- 
jag oder  Kolbjag"  nicht;  I,  21  selbst  halte  ich  aber,  wie  ich 
gleich  ausführen  werde,  wieder  für  einen  Zusatz  zum  ursprüng- 
lichen Bestand  der  ältesten  Redaktion.  Dieser  Zusatz  I,  21 
war  also  offenbar  schon  gemacht,  ehe  durch  das  Versehen 
eines  Abschreibers  „Varjag  oder  Kolbjag"  aus  I,  14  nach  I,  15 
hinunterrutschte.  Die  zweite  Bestimmung,  in  der  wir  gemäß 
dem  jetzigen   Wortlaut   von    I,    15   die   Worte    „Varjag   oder 
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Kolbjag"  erwarten  müßten,  ist  III,  38,  die  Parallelstelle  zu  I,  15. 
Hier  in  III,  38  fehlt  der  „Varjag  oder  Kolbjag".  Der  Autor 
von  III,  38  bzw.  derjenige,  der  die  Bestimmungen  der  ältesten 
Redaktion  in  die  dritte  übertrug,  hat  also  I,  15  in  seiner  Ur- 
form, ohne  den  Schreibfehler  „Varjag  oder  Kolbjag",  vor  sich 
gehabt  und  übertragen.  So  fehlt  naturgemäß  „Varjag  oder 
Kolbjag"  auch  in  der  Parallelstelle  zu  I,  21,  nämlich  in  III,  47. 
Dagegen  III,  37  steht:  „Varjag  oder  Kolbjag",  weil  der  Autor 
von  III,  36,  37  eben  I,  13,  14  als  Vorlage  benutzte  und  sie, 
wie  vorhin  S.  360  gesagt,  sinngemäß  mit  I,  7  zu  einer  Be- 
stimmung verband.  Als  Repräsentanten  der  Ausländer  sind 
die  Namen  „Varjag  oder  Kolbjag"  dann  natürlich  auch  III,  19 
am  Platz. 

Also  resümieren  wir:  die  Worte  „Varjag  oder  Kolbjag" 
sind  durch  Versehen  des  Abschreibers,  der  die  älteste  Redak- 
tion schon  mit  dem  Zusätze  von  I,  13,  14  benutzte,  in  I,  15 
hineingekommen;  der  Paragraph  I,  15  ist  in  seiner  Urform 
keine  nur  speziell  auf  Ausländer  anzuwendende  Bestimmung, 
sondern  er  gilt  ebenso  wie  die  anderen  Bestimmungen  der  älte- 
sten Redaktion  allgemein  für  die  Russen.  Ebensowenig  wie 
die  älteste  Redaktion  in  ihrem  ursprünglichen  Bestand  über- 
haupt, kennt  unsere  Bestimmung  I,  15  besondere  Bezugnahme 
auf  einzelne  Klassen  oder  Stände  unter  den  Russen  oder  einen 
Unterschied  zwischen  Russen  und  Ausländern. 

Mit  dieser  Behauptung  steht  indessen  nicht  im  Einklang 
der  Wortlaut  von  I,  3:  „Wenn  es  ein  Russe  ist,  sei  es  ein 
Gridin,  oder  Kaufmann,  oder  Jabetnik,  oder  Schwertträger, 
wenn  es  ein  Izgoj  ist  oder  ein  Slave,  so  zahlt  man  40  Grivna 
für  ihn  ^). 


^)  Die  hier  genannten  Personen  trenne  ich  in  zwei  Klassen:  I.  Russen, 
IL  Izgoj  und  Slaven.  Russe  =  PyGim-B  faßt  Presnjakov,  Fürstenrecht  S.  199  ^ 
und  261  als  allgemeine  Bezeichnung  für  Fürstenmann:   ma-Mh  Myati,;   siehe 

dazu   MrOcek-DrOzdovskij:   lI.iC.ii;]iOBaHÜi    o    PyccKofi    lIpasAb,    lIpu.ioaieHiii    Ko  BTOpoMy 
BHnycKy  in   ^IieHÜi  bi>  IImii.  Oöu^eoTBb  HcTopiii   ii    ÄpeBHOCTefi  PoceirieKiixb   npii  Mockobokom-s 

yHMBepeuxeTt  188G,  Kuma  iiepBaa  (kurz  zitiert  als  Mrocek-Drozdovskij,  Beilagen 
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Da  hätten  wir  ja,  was  ich  eben  leugne,  Aufzählung  ein- 
zelner Stände  unter  den  Russen  und  Unterscheidung  des  Var- 
jagerrussen  vom  Novgoroder,  oder  wenn  man  „Slave"  als  „Nicht- 


1886,  S.  .  .  .),  S.  176 — 184:  0  cioBaxt  „PycHHi,  u  CjiOBenHH'B''.  Gridin  =  rpHÄiHB 
ist  nach  den  Chronikstellen  Jütodhcl  no  JlaBpeHTieBCKOMy  CnacKy  ^  CII6.  1897  (im 
folgenden  kurz  angeführt  als  Ji.  Ji.)  S.  123  ao.  996,  S.  127  ao.  1014, 
S.  360  ao.  1177,  der  fürstliche  Krieger,  der  zur  Gefolgschaft  der  Fürsten 
gehört  und  auch  unter  ihrem  Bestand  aufgezählt  wird,  so  z.  B.  Jl.  ä. 
S.  138,  vgl.  Presnakov,  Fürstenrecht  S.  230,  nach  demselben  S.  176^  in 
Ji.  Ji'  S.  127  die  gemieteten  Varjagerkrieger.  Genaueres  bei  Mrocek- 
Drozdovskij,  Beilagen  1886,  S.  25—31.  Kaufmann  =  Ky^^i  bezeichnet  hier, 
wo  er  zum  Gesamtbegriff  Russe  gehört,  den  einheimischen  russischen 
Kaufmann,  während  die  andere  Benennung  des  Kaufmanns,  Gast  =  toctb, 
auf  den  russischen  wie  ausländischen  Kaufmann  sich  bezieht,  vgl.  III,  66. 
Vgl.  über  beide  Sergeevic,  Alte:ftümer  I,  S.  308  ff.  Zur  Einschätzung  des 
Kaufmanns  siehe  Aphctobi.,  H.:  npoMBiin.ieHHOCTi)  ÄPeBHeft  PycH,  0116.  1886,  S.  208 
und  ]l,e6oxhCKm,  rpaiK;];aHCKaa  JI^iecnocoßHocTB  etc,   S.  209  f. 

Jabetnik  =:  aßeTHUK'B  in  den  Chroniken  nur  HoBropo^cKaa  jütohhcb,  CIIö. 
1888  (im  folgenden  kurz  angeführt  als  H.  .11.  mit  Seitenzahl),  S.  208  ao. 
1218  erwähnt,  erklärte  Karamsin  —  bei  Ewers,  Recht  der  Russen 
S.  271  ^  —  als  Schreibfehler  statt  jiioöo  liyn^  und  ihm  folgend  ÄyöencKiH,  3;: 

Oß-B  JIpoc;iaBOBofi  npaB;],^,  S.  7,   in   HieHia  bi,  IImh.  06iii,ecTBi>  HcTopiu    h  J^peEHOCiefi  PocciB- 

cKHx-B  npH  MocKOBCKOM'B  YHiiBepcHTeTi  MocKBa  1846,  Nr.  2.  Ewers  vermutete  schon, 
es  „müßte  der  Jabetnik  für  einen  fürstlichen  Diener  gelten,  der  als  der 
wichtigste  im  Frieden  hier  von  unserem  Gesetze  neben  den  wichtigsten 
fürstlichen  Kriegsbeamten,  den  Schwertträger,  gestellt  wird".  In  der 
Paralielstelle  III,  3  steht  statt  Jabetnik  Tiun  des  Bojaren,  beider  Amt  war 
■ —  Presnjakov,  Fürstenrecht  S.  272  f.  —  ziemlich  gleich,  es  war  das  eines 
zum  Gesinde  gehörigen  Dieners.  Eine  Zusammenstellung  der  verschiedenen 

Meinungen  bietet  Mpo^eKi-Ji;po3;iOBCKiHn :  0  ApeBHepyccKux'B  aöeiHHKax'B  in  HxeHia  bt, 
Hmh.  06mecTBi  IIcxop.  h  JI^peBH.  PoccifiCK.  npn  Mockobck.  yaHBcpc.  MocKBa  1884,  KHnra  I,  IV, 

ascji^AOBSiBiis  S.  1 — 19.  Schwertträger  =  MeiHUK-B,  Sreznevskij,  Materialien  II, 
Sp.  133;  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  1885,  S.  194  und  derselbe, 
Beilagen  1886,  S.  86—93,  zur  Gefolgschaft  des  Fürsten  gehörender  (siehe 
II,  14,  III,  3  und  JI.  JI.  S.  351  ao.  1175)  Gerichtsdiener  beim  Fürsten,  wie 
allgemein  bei  jedem  Gericht,  III,  112,  der  Träger  des  Schwertes  als  des 
Emblems  der  Rechtspflege.  Mit  ihm  wohl  identisch  ist  der  III,  12,  139 
genannte  MeiejiBHaKt.  Als  Gesandten  des  Fürsten  finden  wir  den  Schwert- 
träger z.  B.  in  JiiTonacB  no  HnaxcKoaiy  cnucKy,  0116.  1871  (im  folgenden  kurz 
angeführt  als  n.  Ji.  mit  Seitenzahl),  S.  389  ao.  1174.  Daneben  haben  wir 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXIV.  Band.  24 
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russe"  auffaßt,  des  Russen  vom  Nichtrussen.     Aber  auch  diese 
Bestimmung   halte    ich   gerade  wegen   dieses   ihres  Wortlautes 


auch  die  Bezeichnung  MeieHoma,  .1.  Ji.  S.  413  ao.  1210,  S.  483  ao.  1225, 
H.  ;i.  S.  223  ao.  1225,  vgl.  Sergeevic,  Altertümer  I,  S.  495  f.  Izgoj  =  uatroü 
gibt  Sreznevskij,  Materialien  I,  Sp.  1032  kurz  wieder  mit  exsors,  deutsch: 
friedlos.  Als  Izgoj  werden  in  dem  kirchlichen  Statut  des  Vsevolod 
Mstislavic  von  Novgorod  (1117 — 1137)  —  siehe  Goetz,  Kirchenrechtliche 
Denkmäler  Altrußlands,  S.  46  —  genannt:  ein  der  Schrift  unkundiger 
Popensohn,  ein  freigekaufter  Sklave,  ein  verschuldeter  Kaufmann  und 
ein  verwaister  Fürst;  alle  gehören  zu  den  Kirchenleuten,  d.  h.  den  Ständen, 
die  der  besonderen  Fürsorge  und  Jurisdiktion  der  Kirche  in  allen  ihren 
Lebensbeziehungen  unterstehen,  siehe  Goetz,  Kirchenrechtliche  Denkmäler 
S.  18,  Goetz,  Staat  und  Kirche  in  Altrußland,  Berlin  1908,  S.  154  ff. 
Mrocek-Drozdovskij ,  Untersuchungen  1885,  S.  172,  bestimmt  den  Izgoj 
als  Menschen,  der  aus  irgend  einem  Grunde  in  seinem  früheren  Stande 
nicht  bleiben  konnte  und  einen  neuen  Stand  noch  nicht  gefunden  hat. 
Genaueres  über  Izgoj  bei  demselben ,  Beilagen  1886 ,  S.  40 — 78.  Ver- 
schiedene frühere  Vermutungen  über  den  Izgoj  verzeichnet  Sergeevic, 
Altertümer  I,  S.  272  ff.  Im  allgemeinen  bezeichnet  ihm  Izgoj  Leute 
niederen  Standes,  die  in  armseliger  Lage  sind  und  die  darum  den  be- 
sonderen Schutz  der  Kirche  genießen.  Unser  Paragraph  zeigt,  daß,  wenn 
—  nach  meiner  Einteilung  von  I,  3  —  der  Izgoj  auch  nicht  zu  den  voll- 
freien Ständen  gezählt  wird,  er  doch  rechtlich  ihnen  gleichgestellt  wurde, 
worauf  auch  Sergeevic,  Altertümer  III,  S.  487,  zu  unserem  Paragraphen 
hinweist.  Vgl.  Presnjakov,  Fürstenrecht  S.  47—49,  274—278.  Von  älteren, 
offenbar  unrichtigen  Erklärungen  von  Izgoj  sei  die  auf  Karamsin  beruhende 
von  Ewers,  Recht  der  Russen  S.  271,  genannt,  Izgoj  bezeichne  den  Ein- 
wohner eines  an  Livland  angrenzenden  novgorodischen  Gebietes,  es  sei  also, 
I,  3,  unter  Izgoj  ein  Ausländer  überhaupt  zu  verstehen,  sowie  die  von  ÄieBi: 

HaiflCHenie   HiKOTopux'B   BEipaacenifi    PycCKOu    IIpaBSH    in  iBypHajn.   MuHUCTepcisa    Hapo^naro 

lipocB4n^eHia  1839,  Maiheft  S.  47 — 80,  Izgoj  bedeute  Fuhrmann,  Postknecht, 
aMD^HKi,  bei  Kalacov,  Einleitung  S.  23  ^^. 

Slave  =  MOBeHHH'B  ist  manchmal  die  Bezeichnung  für  den  nicht 
russischen  Slaven.  So  finden  wir  es  z.  B.  in  den  Fragen  Kiriks  §  40, 
bei  Goetz,  Kirchenrechtliche  Denkmäler  S.  252,  wo  von  seiner  Aufnahme 
in  die  orthodoxe  Kirche  die  Rede  ist.  Mrocek-Drozdovskij,  Beilagen  1886, 
S.  176—184  spricht  sich  dafür  aus,  daß  in  I,  3  „Russe"  den  Varjager- 
Russen,  der  zur  fürstlichen  Gefolgschaft  gehört,  „Slave"  den  Novgoroder 
bedeutet. 

Daß   in   der  vorchristlichen   Zeit   Rußlands  CioBeHHHx  einen   anderen 
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für  einen  späteren  Zusatz  zum  ursprünglichen  Bestand  der  älte- 
sten Redaktion.  Nach  meiner  Anschauung  berichtet  der  erste 
Zusammensteller  der  ältesten  Redaktion  zuerst  über  die  schwerste 
Körperverletzung,  die  Tötung,  in  den  zwei  Fällen,  daß  Blut- 
rache geübt,  I,  1,  oder  daß  sie  durch  Zahlung  der  Buße  ab- 
gelöst wird,  I,  2,  und  geht  dann  nach  I,  1 — 2  direkt  auf  die 
einfachen  Körperverletzungen  mit  I,  4  ff.  über.  Presnjakov  ^) 
sieht  in  unserer  Bestimmung  die  besondere  Vorsorge  des  Fürsten 
für  die  zu  seiner  Gefolgschaft  gehörigen  Leute,  seine  Krieger 
(Gridin)  und  Beamte  (Jabetnik,  Schwertträger),  ausgesprochen. 
Gut,  er  mag  recht  damit  haben,  es  sind  dies  die  privilegierten 
Stände,  deren  Tötung  nach  der  zweiten  und  dritten  Redak- 
tion mit  dem  doppelten  des  für  Tötung  des  gemeinen  Mannes 
festgesetzten  Wergeids,  nämlich  mit  80  Grivna  statt  mit  40, 
gesühnt  wird.  Aber  der  Fürst  und  seine  Interessen,  wie  auch 
seine  richterliche  Tätigkeit  sind  sonst  gar  nicht  in  der  ältesten 
Redaktion  erwähnt,  auch  nicht  bei  den  Eigentumsvergehen, 
hinsichtlich  derer  z.  B.  bei  den  Pferden  doch  in  der  zweiten 
(II,  9)  und  dritten  (III,  55)  Redaktion  genau  zwischen  gewöhn- 
lichem und  fürstlichem  Eigentum  unterschieden  und  das  Richter- 
amt des  Fürsten  II,  18  z.  B.  eigens  betont  wird. 

Die  älteste  Redaktion  behandelt  ganz  allgemein  in  der 
gleichen  Weise  die  zu  büßenden  Vergehen  gegen  alle,  wie 
sollte  in  ihren  ursprünglichen  Bestand  diese  spezielle  Fürsorge 
für  die  fürstlichen  Leute  hineinkommen?  Gerade  die  Auf- 
fassung Presnjakovs  von  I,  3  als  einem  Zeugnis  des  beson- 
deren Schutzes,  den  der  Fürst  seinem  Gefolge  und  damit  sich 
selbst  angedeihen  lassen  will,  kann  uns  darauf  hinführen,  daß 
I,    3    ein    späterer    Zusatz    zum    ursprünglichen    Bestand    der 


Sinn  gehabt  haben  kann,  als  bei  dem  christlichen  Theologen  Kirik,  ist 
selbstverständlich.  Aber  wenn  wir,  wie  Mrocek-Drozdovskij  zugibt, 
„Slave"  als  allgemeine  Bezeichnung  für  alle  slavischen  Stämme  finden, 
könnte  es  auch  hier  in  I,  3  den  slavischen  Nichtrussen,  also  den  Aus- 
länder bedeuten. 

^)  Fürstenrecht  S.  261. 
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ältesten  Redaktion  ist,  der  die  Interessen  des  Fürsten  an  seiner 
und  für  seine  Gefolgschaft  wahren  sollte.  Man  hat  ferner  in 
1 ,  3  eine  Aufzählung  derer  gefunden ,  die  keine  rächenden 
Familienmitglieder  hatten  ^).  Aber  warum  sollte  z.  B.  ein 
Krieger  des  Fürsten  oder  ein  Kaufmann  —  der  ja  hier  Russe 
ist,  denn  der  Nichtrusse  wird,  wie  man  vielleicht  annehmen 
darf,  mit  Slave  bezeichnet  —  keine  ihn  rächenden  Verwandten 
haben  ?  Man  hat  auch  gefragt  ^) ,  was  die  Aufzählung  in 
I,  3  zu  bedeuten  habe,  und  die  beste  der  gebotenen  Erklärungen 
scheint  mir  die  zu  sein,  daß  wir  hier  in  I,  3  Zusammenfügung 
verschiedener  einzelner  Gerichtsentscheidungen  in  eine  allge- 
meine Bestimmung  vor  uns  haben.  Dann  kämen  wir  wieder 
zu  demselben  Resultat,  daß  I,  3  späterer  Zusatz  zum  ursprüng- 
lichen Bestand  der  ältesten  Redaktion  ist :  die  verschiedenen 
vorgekommenen  Einzelfälle  hat  sich  ein  Richter,  der  dieses 
Handbuch  gebrauchte,  notiert,  und  sie  sind  dann  zu  einer  zu- 
sammenfassenden allgemeinen  Entscheidung  gestaltet  worden. 
Gehörte  L  3  zum  ursprünglichen  Bestand  der  ältesten  Redaktion, 
warum  sollte  der  Varjag  und  Kolbjag  als  Vertreter  der  Nicht- 
russen  neben  dem  „Slaven",  wofern  man  diesen  als  den  nicht- 
russischen Slaven  ansehen  will,  fehlen,  wenn  sie  in  I,  14  zum 
ursprünglichen  Bestand  der  ältesten  Redaktion  gehört  hätten, 
wenn  sie  so  zahlreich  waren,  daß  sie  für  die  Gerichtspraxis  in 
Frage  kamen?  Die  Frage  nach  dem  Charakter  von  I,  3  als 
Zusatz  zum  ursprünglichen  Bestand  der  ältesten  Redaktion  und 
nach  seinem  Alter  als  Zusatz  wäre  freilich  leicht  zu  lösen, 
wenn  wir  über  die  Geschichte  und  das  Alter  der  in  I,  3  ent- 
haltenen Klassenbezeichnungen  wie  Izgoj  usw.  mehr  Quellen 
hätten.  Darin  liegt  hier,  wie  auch  sonst  für  sachliche  Er- 
klärung des  Russischen  Rechtes,  eine  große  Schwierigkeit. 

Man   hat   richtig   gesagt,    daß  die  älteste  Redaktion  noch 
keinen  Hinweis  auf  Verschiedenheit  der  Stände  nach  dem  Maß 


^)  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  24  ^. 
2)  Rozkov,  Abriß  S.  32  f. 
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der  Sühne  für  Tötung  hat,  wie  wir  das  in  der  zweiten  und 
dritten  Redaktion  treffen^).  Ich  gehe  noch  weiter,  indem 
ich  I,  3  als  Zusatz  zum  ursprünglichen  Bestand  der  ältesten 
Redaktion  ansehe  und  behaupte:  die  älteste  Redaktion  —  ab- 
gesehen  also  noch  von  I,  14,  15,  die  ich  gleichfalls  als  spätere 
Zusätze  betrachte  —  kennt  keine  verschiedenen  Stände  inner- 
halb der  Russen;  die  in  der  ältesten  Redaktion  niedergelegten 
Rechtsgewohnheiten  gelten  für  alle  Russen  allgemein,  die  Her- 
vorhebung einzelner  Abteilungen  der  Gesellschaft,  die  Erklä- 
rung der  generellen  Anwendbarkeit  altrussischer  Rechtsgewohn- 
heiten auf  Russen  wie  Nichtrussen,  wenn  man,  wie  gesagt, 
den  „Slaven"  nicht  als  den  Novgoroder-  im  Gegensatz  zum 
Varjagerrussen ,  sondern  als  den  slavischen  Nichtrussen  an- 
sieht, ist  der  spätere  Niederschlag  aus  tatsächlich  vorgekom- 
menen Einzelfällen,  also  in  der  Form  der  Bestimmungen  von 
I,  3  bzw.  I,  14,  15  nachträglicher  Zusatz.  Der  Zusatz  ist, 
wie  auch  andere,  gemacht  nach  der  Zeit,  in  der,  gemäß  dem 
Chronikbericht,  die  Varjager  nach  Rußland  berufen  wurden, 
also  nach  der  Mitte  des  9.  Jahrhunderts.  Denn  wenn  man 
auch  bei  „Slave"  schwanken  kann,  ob  damit  der  Novgoroder 
oder  der  nichtrussische  Slave  gemeint  ist,  der  „Russe"  mit  den 
verschiedenen  Ständen,  in  die  er  zerfällt,  ist  der  Varjagerrusse, 
der  zu  den  slavischen  Einwohnern  des  heutigen  Rußlands  später 
hinzukam.  Zu  den  urslavischen  Bestimmungen  der  ältesten 
Redaktion  tritt  also  hier  eine  hinzu,  die  auf  die  zugewanderten 
nichtslavischen  Elemente  Bezug  nimmt,  die  von  deren  Stand- 
punkt aus  geschrieben,  also  später  ist  als  der  ursprüngliche, 
rein  slavische  Bestand  der  ältesten  Redaktion. 

Bei  den  Eigentums  vergehen  ist  in  I,  17  die  Rede  von 
unerlaubter  Wegnahme  von  Pferd  ^);  Waffen  oder  Gewand. 
Das  Verfahren   bei  Wiedererlangung    des  Eigentums   ist   ganz 

')  D  jakonov,  Abriß  S.  46. 

^)  Diese  Wegnahme  des  Pferdes  ist  nicht  dasselbe  wie  das  in  I,  16 
behandelte  unerlaubte  Reiten  des  fremden  Pferdes,  siehe  dazu  gegen 
Dubenskij  mein  Programm  zu  I,  17. 
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schlicht:  wer  sein  Eigentum  als  solches  erkennt,  nimmt  es  und 
erliält  eine  Entschädigung.  Es  ist  hier  noch  das  einfache  Prinzip 
der  Selbsthilfe  bei  den  Eigentumsvergehen  verkündet,  gerade 
so  wie  es  in  I,  1  durch  Anerkennung  der  Blutrache  bei  der 
Tötung  ausgesprochen  ist.  Die  in  I,  17  also  enthaltene  Sank- 
tionierung der  Selbsthilfe,  resp.  ihre  Anerkennung  als  Rechts- 
gewohnheit, ist  nun  in  I,  18  eingeschränkt,  besser  gesagt,  auf- 
gehoben. Die  Bestimmung  I,  18  verbietet  das,  was  I,  17 
erlaubt  hat.  Eine  Gegenüberstellung  von  I,  17  und  18  zeigt 
klar,  daß  ihre  Bestimmungen  einander  eigentlich  ausschließen. 


I,  17.  Wenn  jemand  ein 
fremdes  Pferd  nimmt  oder 
Waffe  oder  Kleid,  aber  [der 
Eigentümer]  erkennt  es  in 
seiner  Gemeinde,  so  nimmt  er 
das  seine,  aber  3  Grivna  für 
das  Unrecht. 


I,  18.  Wenn  jemand  [bei 
einem  anderen  sein  Eigentum] 
erkennt,  ergreift  es  aber  nicht, 
dann  sage  ihm  [dem  gegen- 
wärtigen Besitzer]  nicht:  „Es 
ist  mein" ;  sondern  sage  zu 
ihm  so:  „Gehe  mit  zur  Er- 
mittelung, wo  du  es  genommen 
hast."  Wenn  er  aber  nicht 
mitgeht,  dann  (stelle  er)  zwei 
Bürgen  für  5  Tage. 

Den  Anfang  von  I,  18  könnte  man,  wie  mir  scheint,  auch 
übersetzen  ^):  „Wenn  jemand  [bei  einem  anderen  sein  Eigentum] 
erkennt,  so  nimmt  er  es  nicht  [d.  h.  darf  er  es  nicht  ohne 
weitere  Förmlichkeiten  einfach  nehmen],  sage  ihm  [dem  an- 
deren] auch  nicht,  ,es  ist  mein'  usw." 

Welche  Uebersetzung  nun  auch  richtiger  sein  mag  —  in 
der  Parallelstelle  III,  41  fehlen  die  Worte  ne  emlet'  ego  = 
„er  nimmt  es  nicht",  so  daß  der  Sinn  klarer  ist  bzw.  die  Diffe- 
renz in  der  Uebersetzung  wegfällt  —  in  beiden  Fällen  ist 
w^esentlich,  daß  der  Eigentümer  der  aufgefundenen  Sache  nicht, 
wie  ihn  I,  17  anweist,  sagen  darf  „das  ist  mein"  und  daß  er 


^)  Siehe  darüber  mein  Programm  zu  I,  18. 
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das  Seine  einfacli  nehmen  darf,  sondern  daß  ein  förmliches 
Ermittlungsverfahren  =  svoä  eingeschlagen  werden  muß.  Bei 
diesem  scharfen  Gegensatz  zwischen  I,  17  und  I,  18  halte  ich 
I,  18  für  einen  späteren  Zusatz  zu  I,  17,  der  also  nicht  gleich 
bei  der  Niederschrift  von  I,  17  diesem  angeschlossen  wurde, 
sondern  der  eine  weitere,  später  erfolgte  Entwicklung  des  Ver- 
fahrens der  Wiedererlangung  des  Eigentums  darstellt.  Der 
Zusatz  I,  18  gehört  also  meiner  Ansicht  nach  gleichfalls  nicht 
zum  ursprünglichen  Bestand  der  ältesten  Redaktion. 

Ueber  das  Ermittlungsverfahren  selbst,  wie  es  besonders 
in  der  dritten  Redaktion  III,  41,  44 — 48  geschildert  ist,  habe 
ich  hier  nicht  zu  handeln  ^) ,  vielmehr  nur  festzustellen ,  daß 
I,  18  eine  grundlegende  Veränderung  gegenüber  I,  17  in  der 
Art  der  Wiedererlangung  des  Eigentums  bedeutet,  daß  an  Stelle 
des  einfachen  Wiederansichnehmens  des  Objektes,  der  damit  in 
I,  17  sanktionierten  Ausübung  der  Selbsthilfe,  ein  förmliches 
Nachweisverfahren  vor  Gericht  tritt.  Die  Bestimmung  I,  17 
spricht  von  einem  privaten  Vorgang  zwischen  den  beiden  Be- 
teiligten, sie  paßt  darum  in  den  ganzen  Rahmen  der  ältesten 
Redaktion  mit  dem  durchaus  privaten  Charakter  der  Vergehen 
wie  der  dafür  festgesetzten  Bußen.  Dagegen  ist  der  in  I,  18 
geschilderte  Vorgang  eine  Art  öffentlichen  Verfahrens,  es  ist, 
wie  gesagt,  die  Aufhebung  der  einfachen  Selbsthilfe  in  I,  17, 
eine  Weiterentwicklung  der  formalen  Seite  der  Rechtspflege, 
die  hervorgegangen  sein  mag  aus  Schwierigkeiten,  die  sich  in 
Einzelfällen  bei  Handhabung  der  Bestimmung  von  I,  17  er- 
gaben und  die  die  Einführung  genau  festgelegter  Formen  eines 
enger  umschriebenen,  öffentlich  kontrollierbaren  Verfahrens 
nötig  machten.  Ewers  ^)  suchte  I,  17  mit  I,  18  auszugleichen 
und  meinte,  der  Eigentümer  wisse  manchmal  nicht  gleich  ganz 
gewiß,  ob  die  Sache  wirklich  die  seine  sei,  und  ferner  könne 


^)  Siehe  dazu  mein  Programm  zu  I,  18;    auch  Leist,    B.  W. :   Alt- 
arisches ius  civile,  Jena  1896,  II,  S.  242  ff.,  275  f. 
2)  Recht  der  Russen  S.  280. 


376  Goetz. 

der  Fall  eintreten,  daß  der,  bei  welchem  ich  meine  Sache  finde 
und  sie  nehmen  will,  sie  mich  nicht  nehmen  läßt,  weil  er  be- 
hauptet, sie  sei  die  seinige.  Auf  beide  Fälle  sei  das  kurze 
Verfahren  von  I,  17  nicht  anwendbar,  es  müsse  ein  anderes 
Auskunftsmittel  geben,  und  das  werde  in  I,  18  angeordnet. 
D'jakonov  ^)  vermischt  die  Bestimmungen  der  ersten  und  dritten 
Redaktion,  um  die  Harmonie  zwischen  I,  17  und  I,  18  herzu- 
stellen. Nämlich  in  der  Parallelstelle  von  I,  15  und  I,  17  bei 
III,  38  und  III,  40  ist  jeweils  beigefügt,  daß  der  Eigentümer 
den  Verlust  seines  Eigentums  auf  dem  Marktplatz  bekannt  ge- 
macht haben  muß,  ehe  er  es  wieder  nehmen  darf.  Dieses 
Moment  überträgt  D'jakonov  nach  I,  17  zurück  und  sagt:  der 
Kläger  durfte  nach  geschehener  Verkündigung  auf  dem  Markt- 
platz sein  Eigentum  bei  jedem  nehmen.  Ohne  diese  Bedingung, 
nämlich  des  vorher  erfolgten  Ausrufes,  mußte  das  Ermittlungs- 
verfahren eintreten.  Ich  halte  diese  Vermengung  der  Bestim- 
mungen der  ältesten  und  dritten  Redaktion  wie  gesagt  für  un- 
gerechtfertigt, sie  trägt  Momente  der  Weiterentwicklung  im 
Rechtsleben  in  die  älteste  Redaktion  hinein,  die  nicht  in  ihr  liegen. 
Beim  einfachen  Lesen  der  beiden  Bestimmungen  von  I,  17  und 
I,  18,  ohne  Bemühung,  sie  miteinander  auszugleichen,  muß  man 
sich  doch  sofort  sagen,  daß  I,  18  eben  im  Gegensatz  steht  zu 
I,  17.  Es  ist  auch  nicht  anzunehmen,  daß  I,  18  vom  gleichen 
Verfasser  ist  wie  I,  17.  Denn  dieser  würde  doch  wohl  der 
Bestimmung  I,  18,  wenn  sie  wirklich  nur  Ausführungsbestim- 
mung zu  I,  17  sein  sollte,  einen  anderen  Wortlaut  gegeben 
haben,  der  nicht  einen  solchen  Gegensatz  offenbart,  daß  der 
Eigentümer  in  I,  17  etwa  sagen  darf:  „ich  nehme  es,  weil  es 
mein  ist"  und  in  I,  18  es  eben  nicht  nehmen  und  nicht  sagen 
darf:  „es  ist  mein".  Wir  kommen  nicht  darüber  hinaus,  daß 
I,  17  die  Selbsthilfe  erlaubt,  ganz  private  Erledigung  der  Sache 
sanktioniert,  I,  18  dagegen  die  Selbsthilfe  verbietet,  den  Kläger 
auf  den   Weg   eines   mehr   öfi'entlichen    Ermittlungsverfahrens 

M  Abriß  S.  52. 
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verweist.  Zwischen  beiden  Bestimmungen  liegt  eine  Differenz, 
zeitlich  und  in  Entwicklung  des  Rechtsverfahrens. 

Ein  solches  Ermittlungsverfahren  finden  wir  z.  B.  auch 
nicht  in  den  Friedensverträgen  der  Russen  mit  den  Griechen 
aus  den  Jahren  911  und  945,  da  wo  wir  es  erwarten  könnten. 
Ewers  ^)  übersetzt  die  betreffende  Bestimmung  im  Vertrag  Olegs 
§12  —  im  Vertrag  Igors  §  3  wiederholt^)  —  folgendermaßen: 
„Wenn  ein  russischer  Sklave  gestohlen  wird,  oder  entläuft,  oder 
gezwungenerweise  abgetreten  ist,  und  die  Russen  beginnen  zu 
klagen,  solches  sich  auch  von  dem  Sklaven  erweist,  so  nehmen 
ihn  die  Russen.  Auch  wenn  ein  Großhändler  einen  Sklaven 
verliert  und  sie  klagen,  so  mögen  sie  suchen,  um  ihn  zu  finden 
und  mögen  ihn  nehmen.  Falls  ^)  aber  jemand  (in  seinem  Hause) 
die  Haussuchung  (nach  dem  verlorenen  Sklaven)  anzustellen 
dem  Rächer '^)  nicht  gestattet,  so  soll  er  seines  (ihm  etwa  an 
dem  Sklaven  zuständigen)  Rechtes  verlustig  gehen." 

Das  Ermittlungsverfahren,  wie  es  I,  18  schildert,  ist  ger- 
manischen Ursprungs,  es  ist  das  „Dritthandverfahren",  wie  es 
Lex  Salica  XXXVII  ^)  de  uestigio  minando  und  Lex  Ribuaria 
XXXIII  ^)  beschrieben  ist  ^).    Aus  dem  germanischen  Recht  ist 


1)  Recht  der  Russen  S.  153. 

^)  Abgedruckt  bei  Vladimirskij-ßudanov,  Chrestomathie  I,  S,  7  u.  13. 

^)  Von  hier  an  biete  ich  die  Uebersetzung  von  Tobien,  E.  S. :  Die 
Blutrache  nach  altem  Russischem  Recht,  Dorpat  1840,  S.  150,  und  ver- 
weise auf  die  dort  für  diese  Uebersetzung  gebotene  Begründung. 

"*)  Zu  Rächer  =  MtcTHiiK-t  vgl.  MajiHHOBCKifi  I. :  KpoBaBaa  mgctb  h  CMepraHa 
KasHH,  ToMCK'B  1908,  I,  123:    „M'iiCTHHKOM'b"    BX  ^oroB.     O.iera  (ct.   12)  HasBana  cxopona  Bt 

^po^ecci,  ferner  ebenda  über  MiciHHK'B  als  Beamter,  Richter. 

5)  ed.  Hesseis  Sp.  208. 

6)  ed.  Sohm  S.  226. 

')  Vgl.  darüber  Schroeder,  Rechtsgeschichte  S.  887  f.  Brunner,  H.  : 
Deutsche  Rechtsgeschichte  1892,  11,  S.  501  ff.,  II,  S.  497  ff.  Ueber  das 
Dritthandverfahren  im  altschwedischen  Recht  siehe  Beauchet,  L.:  La  loi 
de  Vestrogothie,  in  Nouvelle  Revue  Historique  de  Droit  Fran^ais  et 
Etranger,  Paris  1887,  XI,  Nr.  6,  S.  731  ff.,  Livre  XII,  du  vol,  VI,  §  1  und 
VIII,  §  1,  dazu  die  Note  von  Beauchet  S.  733^:  Originairement,  celui  qui 
trouvait   quelque  part  un  objet   mobilier    lui   appartenant  pouvait  s'en 
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es  in  die  älteste  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  als  Zusatz 
beigefügt  worden,  ähnlich  wie  wir  das  schon  für  I,  13  ge- 
sehen haben. 

Ferner  redet  I,  18  von  zwei  Bürgen,  ähnlich  wie  die  von 
uns  schon  als  Zusatz  erkannte  Bestimmung  I,  13  zwei  Zeugen 
erwähnt,  während  die  älteste  Redaktion  sonst  nur  einen  Zeugen 
nennt. 

Die  Parallelstelle  zu  I,  17  ist  III,  40,  die  zu  I,  18  ist 
III,  41.  Warum  bietet  nun  III,  40  noch  das  einfache  ältere 
Verfahren  von  I,  17,  während  es  doch  durch  I,  18  bzw.  III,  41 
schon  überholt  war?  Der  Autor  des  betreffenden  Teiles  der 
dritten  Redaktion  hat  eben,  wie  wir  das  auch  sonst  schon  be- 
obachtet haben,  die  alten  Bestimmungen  einfach  übernommen 
und  sie  neben  die  neueren  gestellt.  Allerdings  hat  er  dabei 
III,  40  gegenüber  I,  17  um  den  schon  erwähnten  Zusatz  ver- 
mehrt, daß  der  Verlust  des  Eigentums  auf  dem  Markt  aus- 
gerufen werden  muß.  Noch  eine  zweite  Differenz  ist  zwischen 
I,  17  und  III,  40.  Der  Bezirk,  innerhalb  dessen  der  Eigentümer 
seine  Sache  erkennt  und  nehmen  darf,  ist  in  I,  17  mit  m/r, 
in  III,  40  mit  gorod  bezeichnet.  In  der  Entwicklung  Ruß- 
lands ist  aber  zweifellos  gorod ^  die  Stadt,  der  jüngere  Begriff 
als  mir,  die  Dorfgemeinde,  in  rechtlicher  Hinsicht  der  Friedens- 
bezirk. Auf  diesen  Punkt  werden  wir  später  noch  einmal  im 
Schlußparagraphen  zurückkommen. 

Wie  sich  I,  18  zu  I,  17  verhält,  so  verhält  sich  I,  21  zu 
I,  15;  auch  hier  in  I,  21  haben  wir  gegenüber  I,  15  wieder 
eine  Ergänzung,  richtiger  gesagt  Aufhebung  des  einfacheren 
älteren  Verfahrens  der  Wiedererlangung.  Darum  halte  ich 
auch  I,  21  für  einen  späteren  Zusatz  zum  ursprünglichen  Be- 
stand der  ältesten  Redaktion,  ebenfalls  wie  I,  18  für  einen  Zu- 
satz, der  durch  Bekanntwerden  des  germanischen  Rechtes  in 
Rußland   in   das   Russische  Recht   eingeschaltet   wurde.     Aber 


saisir  inimediatement.  Mais  la  possession  ne  tarda  pas  ä  etre  protegee. 
Aussi  notre  loi  autorise-t-elle  seulement  le  revendiquant  a  exiger  du 
possesseur  une  caution. 
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I,  21  gehörte  als  Zusatz  zu  I,  15  doch  eigentlich  gleich  nach 
I,  15  eingeschaltet,  wo  vom  Sklaven  die  Rede  war.  Das  möchte 
ich  auf  folgende  Weise  erklären.  Zuerst  wurde  nach  I,  17  aus 
dem  germanischen  Recht  I,  18  eingeschaltet,  hier  in  I,  18  stand 
für  das  Dritthandverfahren  der  Terminus  svod  =  Ermittlung. 
In  I,  19  und  20,  die  eng  zusammen  gehören  und  nicht,  wie 
Sergeevic  in  seiner  Ausgabe  es  tut,  zu  trennen,  sondern  als 
eine  einheitliche  Bestimmung  zu  behandeln  sind,  fand  ein  wei- 
terer Ergänzer  isvod  =  Nachweis.  Svod^  das  Ermittlungsver- 
fahren, das  germanische  Dritthandverfahren  ist  aber  ^)  nur  eine 
spezielle  Art  des  Nachweises,  des  izvod^  nämlich  eine  solche 
bei  Diebstahl.  Infolge  der  Verwandtschaft  beider  Begriffe  und 
bei  der  ungenauen  Ausdrucksweise  altrussischer  Sprachdenk- 
mäler wurde  svod  manchmal  durch  isvod  ersetzt,  während  doch 
von  dem  speziellen  Nachweis,  svod^  nicht  von  dem  allgemeinen, 
izvod^  die  Rede  war.  In  der  Tat  finden  wir  zu  dem  izvod  in  I,  19 
in  anderen  Handschriften  auch  die  Variante  svod  ^).  Der  spätere 
Ergänzer  glaubte  nun,  nachdem  er  svod  schon  mehrmals  er- 
wähnt fand,  noch  etwas  weiteres  darüber  berichten  zu  müssen 
und  schaltete,  svod  also  mit  izvod  verwechselnd,  I,  21  an  der 
falschen  Stelle  ein,  weil  eben  die  vorhergehenden  Paragraphen 
schon  von  svod  bzw.  izvod  handelten  ^). 


')  So  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  1885,  S.  261. 

2)  Kalacov,  Einleitung  S.  213,  §  CXXXVI. 

^)  Rozkov,  Abriß  S.  309  findet,  daß  das  eigentliche  Dritthand- 
verfahren nur  beim  Sklaven  in  I,  21  stattfand,  bei  dem  I,  18  genannten 
Ermittlungsverfahren  bei  Diebstahl  anderen  Eigentums  als  eines  Sklaven 
sei  die  Nachforschung  unbeschränkt,  nicht  bloß  bis  auf  den  dritten  Mann 
begrenzt  gewesen.  Ewers,  Recht  der  Russen  S.  269  übersetzt  cboä-b  mit 
„Umfrage";  da  die  Ermittlung  durch  Fragen  bei  dem  oder  den  verschie- 
denen Besitzern  der  Sache  geschieht,  ist  diese  Uebersetzung  in  ihrem 
Kern  richtig.  Ich  wähle  „Ermittlung",  weil  sich  mir  in  ihm  die  beiden 
in  Betracht  kommenden  Momente  zu  vereinigen  scheinen:  seitens  des 
klagenden  Eigentümers  die  Nachforschung,  wer  der  Dieb  ist,  seitens 
des  durch  den  Besitz  der  Sache  in  Verdacht  des  Diebstahls  geratenen 
Inhabers  des  Gegenstandes  die  Nachweisung,  daß  er  der  Dieb  nicht  ist. 
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Die  letzten  beiden  Bestimmungen  der  ältesten  Redaktion 
I,  24,  25  hielt  schon  Ewers  ^)  für  Zusätze.  Er  sagt  von  ihnen 
bzw.  von  I,  21,  22—23  und  24—25:  „Diese  drei  letzten  Be- 
stimmungen sind  offenbar  Zusätze  zum  ältesten  Gesetze.  Es 
sind  zufällige  willkürliche  Bestimmungen  —  was  ich  für  I,  22,  23 
nach  dem  oben  S.  358  Gesagten  jedenfalls  nicht  gelten  lassen 
kann  — ,  die  nur  aus  Gründen  der  Zweckmäßigkeit  hinzu- 
gefügt sind;  doch  wahrscheinlich  schon  zur  Zeit  Jaroslavs, 
wenn  nicht  von  ihm  selbst."  Daß  Mrocek-Drozdovskij  ^)  bei 
seiner  Aufstellung  eines  Systems  der  ältesten  Redaktion  I,  24,  25 
als  spätere  Zusätze  erklärte,  ist  oben  S.  357  schon  erwähnt, 
auch  wie  Tobien  ^)  diese  beiden  Bestimmungen  beurteilte, 
damit  sie  in  sein  System  der  ältesten  Redaktion  paßten. 
Von  allen  vorhergehenden  Bestimmungen  unterscheiden  sich 
I,  24,  25  dadurch,  daß  in  ihnen  kein  bestimmter  Betrag  einer 
Buße  genannt  ist,  sondern  nur  allgemein  von  Geld,  mit  dem 
altertümlichen  Wort  skot  =  Vieh ,  die  Rede  ist.  Die  Zusätze 
I,  24,  25  passen  auch  nicht  zu  I,  16  f.,  nach  denen  unerlaubter 
Gebrauch  bzw.  Wegnahme  fremden  Eigentums  mit  3  Grivna 
gebüßt  wird.  Ferner  bieten  nicht  alle  Handschriften  der  dritten 
Redaktion  die  Parallelstellen  zu  I,  24,  25,  die  Sergeevic  in 
seiner  Ausgabe  III,  156,  157  aus  der  Musin- Pus'kin-Hand- 
schrift  anführt;  das  weist  darauf  hin,  daß  manche  Abschreiber 
bzw.  Bearbeiter  der  ältesten  Redaktion  diese  Redaktion  in 
einem  Text  vor  sich  hatten,  in  dem  I,  24,  25  fehlen. 

Tatsächlich  ist  auch  I,  24,  25  ein  Zusatz  zur  ältesten  Re- 
daktion des  Russischen  Rechtes,  der  aus  dem  sog.  „Gerichts- 
gesetz für  die  Leute  von  Kaiser  Konstantin  dem  Großen"  stammt, 
über  das  wir  weiter  unten  in  §  17  noch  zu  sprechen  haben 
werden. 

Somit  nehme  ich  als  ursprünglichen  Bestand  der  ältesten 
Redaktion  des  Russischen  Rechtes  an:  I,  1 — 2,  4 — 12,  15 — 17, 


')  Recht  der  Russen  S.  287. 

')  Untersuchungen  1885,  S.  VII. 

^)  Sammlung  S.  20. 
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19 — 20,  22 — 23.  Für  spätere  Zusätze  zu  diesem  ursprünglichen 
Bestand,  die  allerdings  vielleicht  schon  bald  nach  der  ersten 
Aufzeichnung  der  ältesten  Redaktion  gemacht  sein  mögen,  halte 
ich  aus  den  oben  dargelegten  Gründen  I,  3,  13,  14,  18,  21, 
24,  25. 

Wenn  wir  die  in  der  Ausgabe  von  Sergeevic  getrennten, 
sachlich  aber  zusammengehörenden  Bestimmungen  I,  1 — 2,  4 — 6, 
9 — 10,  19 — 20  jeweils  als  eine  Bestimmung  ansehen,  so  finden 
wir  durchweg  genaue  Beträge  von  Bußsummen  in  ihnen  ge- 
nannt, nicht  nur  wie  in  dem  Zusatz  I,  24 — 25  allgemein  „Geld" 
erwähnt.  Diejenigen  Paragraphen,  die  das  einfache  Prozeß- 
verfahren der  ältesten  Redaktion  weiter  entwickeln,  haben  wir 
auch  als  Zusätze  erkannt,  wie  I,  18  und  21.  Wird  es  sich 
dabei  einwandfrei  feststellen  lassen,  in  welcher  Reihenfolge 
die  Zusätze  gemacht  wurden?  Für  alle  Zusätze  schwerlich, 
scheint  mir;  für  einzelne,  wie  die  Worte  „Varjag  oder  Kolb- 
jag"  in  I,  15,  ist  das  in  ihrem  Verhältnis  zu  I,  14  möglich, 
und  für  I,  14  im  Verhältnis  zu  I,  13  oder  für  I,  18  im  Ver- 
hältnis zu  I,  21  wohl  auch,  wie  die  vorhergehende  Untersuchung 
dieser  Stellen  ja  gezeigt  hat. 

Die  allgemeine  Einteilung  der  ältesten  Redaktion  in  ihrem 
ursprünglichen  Bestand  ist  also,  um  das  oben  S.  358  Gesagte 
noch  einmal  kurz  zu  wiederholen ,  die ,  daß  im  ersten  großen 
Hauptteil  die  Personenverletzungen,  im  zweiten  die  Eigentums- 
vergehen behandelt  werden  und  daß  sich  an  diese  alle  von 
Taten  freier  Männer  handelnden  Bestimmungen  ein  Paragraph 
über  ein  von  einem  Sklaven  verübtes  Vergehen  anschließt. 

§  6.    Erklärungen  zu  den  Bestimmungen  über  Tötung, 

I,  1—3. 

Es  sind  nunmehr  eine  Anzahl  einzelner  Bestimmungen  der 
ältesten  Redaktion  genauer  zu  besprechen.  Dabei  handelt  es 
sich  aber  nicht  in  erster  Linie  darum,  diese  Bestimmungen  in 
allen  ihren  Details  zu  erklären,  vielmehr  soll  die  Einzelerklärung 
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vor  allem  dazu  dienen  und  deshalb  jeweils  nur  so  weit  durch- 
geführt werden,  daß  wir  ein  richtiges  Urteil  über  die  älteste 
Redaktion  als  Ganzes,  über  den  Gesamtcharakter  dieses  Kechts- 
denkmales  erhalten. 

Naturgemäß  beginne  ich  mit  den  ersten  Bestimmungen 
der  ältesten  Redaktion,  I,  1  —  3,  die  über  die  Blutrache  handeln. 
Einige  allgemeine  Gedanken  über  Blutrache  seien  der  Erklärung 
von  I,  1 — 3  voraufgeschickt.  „Blutrache  ist,  wie  Fr.  Miklo- 
sich  ^)  sie  definiert,  eine  alte  Rechtssitte,  wonach  jeder  Ver- 
wandte eines  Getöteten  das  Recht  und  die  Pflicht  hatte,  an 
dem  Totschläger  oder  dessen  Verwandten,  und  zwar  mit  eigener 
Hand  Rache  zu  nehmen."  Das  ist  die  „Urform  der  Rechts- 
pflege"; „man  kann  es,  sagt  P.  Frauenstädt  ^) ,  in  der  Tat  als 
den  ersten  Schritt  in  die  Rechtsordnung  betrachten,  wenn  die 
Glieder  desselben  Geschlechts,  Brüder,  Söhne,  Eltern,  aus  ihrer 
Isoliertheit  heraustretend,  sich  genossenschaftlich  zusammen- 
schließen, um  einander  denjenigen  Rechtsschutz  zu  gewähr- 
leisten, den  sie  andernfalls  beim  Nichtvorhandensein  einer 
öffentlichen  Gewalt  entbehren  müßten."  Aus  der  Tatsache, 
daß  die  Blutrache  sich  bei  allen  jugendlichen  Völkern  wieder- 
findet, folgert  Frauenstädt,  daß  wir  in  ihr  nicht  ungezügelte  Mord- 
lust, sondern  „die  erste  ursprüngliche  Form  der  Rechtsverteidi- 
gung, angewendet  auf  den  Fall  der  Tötung",  zu  erkennen  haben. 
Der  zur  Ausübung  der  Blutrache  Berechtigte  bzw.  Verpflichtete 
kann  auf  dieses  sein  Recht  verzichten,  seine  Ausübung  sich 
mit  Geld  abkaufen  lassen.  Von  den  Germanen  des  ersten  Jahr- 
hunderts unserer  Zeitrechnung  schon  sagt  Frauenstädt :  „  Die  Rache 
hatte  ihren  Preis.  Sie  konnte  abgekauft  werden,  anfänglich 
durch  eine  auf  dem  Wege  freier  Vereinbarung  bestimmte  Zahl 
von  Haus-  und  Herdetieren,  später  durch  eine  von  vornherein 
feststehende  Summe:  die  Buße,  das  Wergeid." 


1)  Die  Blutrache  bei  den  Slaven,  Wien  1887,  S.  3. 

2)  Blutrache  und  Totschlagsühne  im  deutschen  Mittelalter,  Leipzig 
1881,  S.  1  fF. 
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Mit  dem  Erstarken  der  staatlichen  Macht  kommt  allmäh- 
lich die  Blutrache  in  Wegfall,  sie  wird  zugunsten  der  vom 
Staat,  vom  Fürsten  ausgeübten  Gerichtsbarkeit  möglichst  ein- 
geschränkt, unterdrückt,  abgeschafft.  Die  Bußen  mit  ihrem 
rein  privaten  Charakter  werden  umgewandelt  in  Strafen.  „In 
der  Zeit  der  Volksrechte,  sagt  Binding  ^),  stärkte  sich  die  öffent- 
liche Gewalt.  Die  Aufgaben  des  Königs  wuchsen.  Er  glaubte 
energischerer  Mittel  zur  Niederhaltung  des  Verbrechens  zu  be- 
dürfen als  die  Buße  ihm  bot:  der  Gedanke  der  Abschreckung 
durch  die  Strafe  griff  Platz  und  betätigte  sich  in  der  energischen 
Verwendung  der  Leibes-  und  Lebensstrafen."  Speziell  für  die 
Slaven  äußert  zu  diesem  Entwicklungsprozeß  Miklosich  2):  „Als 
bei  den  Slaven  nach  fremdem  Muster  Monarchien  mit  Königen 
und  Kaisern  (kralL  und  cesarb,  carB  aus  karl,  charal  und  cheisar) 
entstanden,  kamen  Gerichte  auf  und  die  Blutrache  geriet  immer 
mehr  in  Verfall.  Sie  bestand  geduldet,  wo  man  sie  nicht  ab- 
schaffen konnte." 

Was  hier  im  allgemeinen  von  Blutrache  gesagt  ist,  gilt 
auch,  wie  wir  sehen  werden,  von  ihrer  Geltungskraft,  wie 
ihrer  allmählichen  Abschaffung  speziell  in  Altrußland,  So 
können  wir  diese  allgemeinen  Erwägungen  auch  in  ihrer  An- 
wendung auf  die  verschiedenen  Redaktionen  des  Russischen 
Rechtes  und  dessen  Bestimmungen  über  Blutrache  abschließen 
mit  Frauenstädts  Worten:  „Blutrache  ist  die  Wiederherstellung 
des  durch  die  Tötung  eines  Familiengenossen  gestörten  Rechts- 
zustandes auf  dem  Wege  des  Selbstschutzes,  und  der  Kampf, 
den  wir  auf  höheren  Stufen  der  Kulturentwicklung  den  Staat 
gegen  die  Blutrache  kämpfen  sehen,  ist  nicht  der  Kampf  der 
Zivilisation  gegen  die  Barbarei,  sondern  der  staatlichen  Rechts- 
ordnung, welche  die  Befugnisse  zu  strafen  für  sich  allein  in 
Anspruch  nimmt  gegen  die  Selbsthilfe." 

Das  hohe  Alter  der  Bestimmungen  der  ältesten  Redaktion 


^)  Entstehung  der  öfifentlichen  Strafe  S.  39. 
^)  Blutrache  bei  den  Slaven  S.  6. 
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über  Blutrache  steht  außer  allem  Zweifel,  sie  gehen  weit  zurück 
in  die  Zeit  vor  Vladimir  (980—1015),  Jaroslav  (1019—1054) 
und  seinen  Söhnen  als  den  Einführern  staatlich  geregelter  Ge- 
richtsbarkeit in  Rußland. 

Sehen  wir  kurz,  was  wir  an  Quellennachrichten  über  Blut- 
rache aus  der  ältesten  Zeit  Rußlands  besitzen,  nicht  um  diese 
Nachrichten  an  sich  genauer  zu  untersuchen,  sondern  nur  um  sie 
als  Einleitung  zur  Erklärung  von  I,  1 — 3  vorauszuschicken. 
Man  faßt  gewöhnlich  zwei  Stellen  im  Anfang  der  Laurentius- 
chronik  —  die  wir  später  in  §  10  noch  zu  besprechen  haben 
werden  —  als  Zeugnisse  für  die  uralte  Sitte  der  Blutrache  bei 
den  Slaven  auf,  nämlich  die,  wo  es  von  den  Drevljanen  heißt 
„sie  erschlugen  einer  den  anderen",  und  von  den  Polovcern  „sie 
halten  das  Gesetz  ihrer  Väter,  Blut  zu  vergießen"  ^). 

Als  erstes  genaueres  Zeugnis  über  die  Blutrache  bei  den 
Russen  gilt  vielen  die  folgende  Stelle  aus  dem  Vertrag  Olegs, 
§  4,  mit  den  Griechen  im  Jahre  911^):  „Erschlägt  ein  Russe 
einen  Christen,  oder  ein  Christ  einen  Russen,  so  sterbe  er,  wo 
er  den  Totschlag  verübt  hat.  Entflieht  aber  der,  welcher  den 
Totschlag  verübte,  so  nimmt,  wenn  er  Vermögen  hat,  der 
nächste  Verwandte  des  Getöteten  seinen  Teil  nach  dem  Gesetze, 
aber  die  Frau  des  Totschlägers  nimmt  so  viel  ihr  zukommt, 
nach  dem  Gesetze.  Hat  aber,  welcher  den  Totschlag  verübte, 
und  entwichen  ist,  kein  Vermögen,  so  bleibt  der  Anspruch,  bis 
er  aufgefunden  wird,  und  dann  sterbe  er."  Ewers ^)  und  ihm 
folgend  Tobien*)  erklären  diese  Bestimmung  von  Ausübung 
der  Blutrache,  und  Tobien  betont  dabei  besonders  den  Ge- 
danken, von  einer  Lösung,  einem  Abkaufen  der  Blutrache  und 
von  anderen,  die  Strenge  dieses  Rechtsinstitutes  in  seiner  ersten 
Entwicklung  mildernden  Bestimmungen  sei  hier  durchaus  noch 


*)  Tobien,  Blutrache  S.  127 ;  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  373. 
^)  Bei  Yladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,   S.  3;   Uebersetzung 
von  Ewers,  Recht  der  Russen  S.  138. 
3)  Recht  der  Russen  S.  139  ff. 
^)  Blutrache  S.  129  ff. 
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keine  Rede,  ferner  sei  auch,  falls  der  Mörder  fliehe,  nur  der 
nächste  Verwandte  des  Erschlagenen  und  nicht  die  ganze  zur 
Fehde  berechtigte  Sippe,  wie  nach  deutschem  Recht  zum  Emp- 
fang der  Blutbuße  ermächtigt.  Gegen  diese  Grundauffassung 
unserer  Stelle  wendet  sich  Sergeevic^);  er  erklärt  letztere  und 
die  auf  ihr  fußende  Bestimmung  des  Vertrages  Igors  mit  den 
kriechen  vom  Jahre  945  §  13  ^)  dahin,  daß  in  ihnen  überhaupt 
nicht  von  Blutrache  nach  slavischem  Gewohnheitsrecht,  sondern 
von  Todesstrafe  für  Totschlag  nach  griechischem  Recht  die 
Rede  sei.  Auch  Miklosich^)  meint  von  dieser  Bestimmung 
im  Vertrag  Olegs,  die  hier  für  Totschlag  angedrohte  Todes- 
strafe sei  weder  slavisches,  noch,  was  hier  maßgebend  sei,  skan- 
dinavisches, sondern  griechisches  Recht.  Offenbar  solle  die 
Hinrichtung  des  Totschlägers  in  Griechenland  vom  Staate  voll- 
zogen werden,  was  in  Rußland  im  zehnten  Jahrhundert  kaum 
möglich  gewesen  sei.  Ewers ^)  hatte  dagegen  gedacht,  nach 
griechischem  Recht  erfolgte  die  Bestrafung  des  Mörders  durch 
Richterspruch,  nach  dem  russischen  durch  die  Blutrache  der 
Verwandten.  Die  entsprechende  Stelle  im  Vertrage  Igors  von 
945  lautet  in  der  Uebersetzung  von  Schlözer^):  „Tötet  ein 
€hrist  einen  Russen,  oder  ein  Russe  einen  Christen,  so  soll  der 
Mörder  von  den  Verwandten  des  Getöteten  ergriffen  werden 
und  diese  sollen  ihn  töten.  Entweicht  der  Mörder,  so  sollen, 
falls  derselbe  Vermögen  hat,  die  Verwandten  des  Getöteten 
jenes  Vermögen  nehmen.  Hat  er  aber  kein  Vermögen,  der 
entwichene  Mörder,  so  suche  man  ihn,  bis  man  ihn  findet:  und 
wird  er  aufgefunden,  so  soll  er  getötet  werden."  Dazu  meint 
Miklosich,  das  im  Vertrag  von  911  hinsichtlich  der  Exekution 
in  Griechenland  durch  die  öffentliche  Behörde  Festgesetzte  sei 
hier  als  in  Rußland  unausführbar  fallen  gelassen  und  den  Ver- 


')  Vorlesungen  S.  633  fF. 

2)  Bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  17. 
^)  Blutrache  bei  den  Slaven  S.  35. 
^)  Recht  der  Russen  S.  139,  142. 

^)  Nestor,  Russische  Annalen,  Göttingen  1805,  IV,  88. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXIV.  Band.  25 
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wandten  des  Getöteten  das  Recht  eingeräumt  worden,  an  dem 
Totschläger  Rache  zu  üben.  Allerdings  mußte  Miklosich  selbst 
einsehen,  es  sei  schwer  zu  sagen,  wie  die  Verwandten  des 
Getöteten  mit  dem  Totschläger  in  Griechenland  verfuhren,  wo 
die  Blutrache  unbekannt  war,  und  er  glaubt,  daß  diese  Ver- 
tragsbestimmungen kaum  je  zur  Geltung  gelangten,  wie  er 
sie  überhaupt  als  für  die  Lehre  von  der  Blutrache  in  Ruß- 
land ohne  Bedeutung  erachtet.  Sergeevic  ^)  erklärt  die  Stelle 
in  Igors  Vertrag  wie  die  in  Olegs  von  Strafe,  nicht  von 
Rache  —  die  Worte  „sie  (Schlözer  , diese')  töten  ihn",  faßt 
er  als  gleichbedeutend  auf  mit  „so  sterbe  er"  (d.  h.  durch  die 
Strafe)  im  Vertrag  von  911  —  und  gesteht  nach  ihr  den  Ver- 
wandten nur  das  Recht  zu,  den  Mörder  festzuhalten,  während 
Tobien  2),  unsere  Igorstelle  also  von  Blutrache  deutend,  die  Ver- 
wandten als  berechtigt  erklärte,  den  Mörder  zu  fangen  und  zu 
erschlagen. 

Mrocek-Drozdovskij  ^)  zählt  für  den  in  1 ,  1  genannten 
Kreis  der  Rächer  Beispiele  von  Blutrache  aus  der  russischen 
Geschichte  auf;  indes  handelt  es  sich,  wie  z.  B.  auch  Miklo- 
sich*) für  einen  Einzelfall,  Jaropolks  Tötung  durch  Vladimir, 
annimmt,  da  nicht  immer  um  eigentliche  Blutrache,  sondern 
um  Mordtaten. 

Gehen  wir  nunmehr  zur  Erklärung  von  I,  1  —  3  über.  Die 
erste  Bestimmung  lautet: 

I,  1.  Wenn  ein  Mann  einen  Mann  erschlägt,  so  rächt  der 
Bruder  den  Bruder,  oder  der  Sohn  den  Vater,  oder  der  Vater 
den  Sohn,  oder  der  Brudersohn,  oder  der  Schwestersohn. 

Subjekt  und  Objekt  des  Totschlags  in  I,  1  ist  mit  den 
Worten  „wenn  ein  Mann  einen  Mann  erschlägt"  der  freie  Mann, 
wie  das  in  anderem  Zusammenhang  oben  S.  329  für  I,  1—21 
überhaupt  im  Gegensatz  zu  I,  22 — 23  schon  gesagt  wurde.    Er 


^)  Vorlesungen  S.  639. 

2)  Blutrache  S.  155. 

3)  Mrocek-Drozdovskij,  Beilagen  1886,  S.  1—24. 
^)  Blutrache  bei  den  Slaven  S,  36. 
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ist  I,  22  eigens  bezeichnet  als  „freier  Mann",  der  III,  45  als 
zur  Zeugnisablegung  befähigt  besonders  erklärt  wird  ^).  Die 
„freien  Männer"  zerfallen  nach  I,  1 — 2  noch  nicht  in  ver- 
schiedene Gesellschaftsklassen,  werden  in  der  Bußfestsetzung 
nicht  nach  Ständen  verschieden  gewertet.  Darum  habe  ich  oben 
S.  371  I,  3  als  späteren  Zusatz  zu  I,  1 — 2  aufgefaßt,  der  mehr 
wie  I,  1 — 2  der  Zeit  schon  näher  steht,  als  die  Staatsgewalt 
in  die  alten  Rechtsgewohnheiten  des  Volkes  eingriff,  die  Ge- 
richtsbarkeit an  sich  zog,  zumal  hinsichtlich  der  Blutrache  auf 
deren  Eindämmung  hinarbeitete  und  dabei  die  fürstliche  Ge- 
folgschaft als  privilegierten  Stand  durch  besonders  harte  Strafen 
auf  ihren  Mord  speziell  schützte  ^). 

Die  „Rache",  von  der  I,  1,  2  reden,  ist  die  Vergeltung, 
die  der  Verletzte  bzw.  bei  seiner  Ermordung  seine  Verwandten 
an  dem  Täter  üben;  es  ist  im  allgemeinen  das  Recht,  selbst 
zu  richten,  nach  dem  Belieben  des  Verletzten  zu  strafen.  Der 
Gekränkte  bzw.  Verletzte,  sagt  Lange ^),  konnte  mit  seinem 
Gegner,  der  ihn  beleidigt  oder  verletzt  hat,  nach  seinem  Gut- 
dünken verfahren,  er  konnte  ihn  niederschlagen,  ihn  töten,  ihn 
verstümmeln,  Loskaufsumme  nehmen,  sich  mit  ihm  aussöhnen. 
Die  Rache  ist  nach  Sergeevic*)  das  Recht  des  Verletzten  oder 
seiner  Verwandten,  dem  schuldigen  Täter  oder  seinen  Ver- 
wandten soviel  zu  vergelten,  als  er  unter  dem  Einfluß  seines 
erregten  Gemütes  für  nötig  hält.  Es  ist  also  eine  rein  sub- 
jektive Bestrafung,  ihr  Maßstab  ist  der  Zorn  des  Beleidigten 
bzw.  Verletzten  ^). 

Welche    Tat    wird    gerächt?      Nach    I,    1    die    Tötung. 


^)  Vgl.  Mrocek-Drozdovskij,  Beilagen  1886,  S.  94 — 116:  o  cjiob*  Myaci. 

^)  Vgl.  Lehmann,  K. :  Der  Königsfriede  der  Nordgermanen,  Berlin 
1886,  S.  10,  über  die  älteste  schwedische  Staatsverfassung:  „Das  Volk 
zerfällt  in  Volksfreie  und  in  Unfreie.  Die  Volksfreien  sind  nicht  Ständisch 
gegliedert.     Sie  stehen  sich  im  Wergeid  und  im  Eherechte  gleich." 

^)  Untersuchung  S.  96. 

^)  Vorlesungen  S.  372. 

^)  Vgl.  die  Zusammenstellung  der  Meinungen  bei  Rozkov,  Abriß  S.  34. 
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Dabei  wird  nicht  unterschieden,  wie  etwa  im  deutschen 
Strafgesetzbuch  §§  211  und  212,  ob  es  sich  um  vorsätzliche 
Tötung  mit  üeberlegung,  d.  h.  um  Mord,  oder  um  vorsätz- 
liche Tütung  ohne  üeberlegung,  d.  h.  um  Totschlag,  handelt; 
ja  in  I,  1  ist  nicht  einmal  gesagt,  daß  die  Tötung  vorsätzlich 
geschehen  sein  muß,  es  kann  also  auch  fahrlässige  Tötung, 
Str.G.B.  §  222,  in  I,  1  mit  einbegriffen  sein.  Nach  I,  10:  „Wenn 
(aber)  der  Fuß  ganz  ist,  aber  lahm  wird,  dann  züchtigen  ^)  die 
Söhne  (den  Schuldigen),"  tritt  die  Rache  aber  nicht  nur  bei 
Tötung,  sondern  auch  bei  Körperverletzung  ein.  Es  übt  sie 
der  Verletzte;  wenn  er  durch  die  Art  der  Körperverletzung  an 
ihrer  Ausübung  verhindert  ist,  treten  seine  Söhne  für  ihn  ein  ^). 
Somit  haben  wir  unter  „Rache"  nicht  jede  blutige  Rache,  die 
zur  Tötung  des  Gegners  führt,  zu  verstehen,  sondern  allgemein 
Wiedervergeltung  der  Tat,  Selbstschutz,  Selbstrechtschatfung. 
Wer  ist  zum  Amt  des  Rächers  berufen  ?  Nach  I,  1 :  der  Vater, 
der  Sohn,  der  Bruder,  der  Brudersohn,  der  Schwestersohn,  also 
die  Neffen.  Zur  eigentlichen  Familie  im  engeren  Sinne  dieses 
Wortes  gehören  nur  die  ersten  drei  Genannten,  nicht  mehr  die 
Neffen  in  ihrem  Verhältnis  zum  Onkel.  Wir  haben  hier  also 
Familienrache  und  nur  in  gewissem  Umfang  Geschlechtsrache 
ausgesprochen. 

Die  Aufzählung  der  zur  Rache  berufenen  Personen  in  I,  1 
ist  vielfach  als  beabsichtigte  Einschränkung  des  Kreises  der 
Rächer  aufgefaßt  worden^).  Allerdings  steht  einer  genaueren 
Erklärung,  wie  groß  diese  Einschränkung  gewesen  sei,  der 
Umstand  entgegen,  daß  wir  keine  Quellenstellen  haben,  die 
uns  sagten,  wie  groß  der  Kreis  der  Rächer  in  noch  älterer 
I  Zeit  war.     Lange '^)  äußerte  sich  dahin,  daß  in  I,  1   die  Auf- 

zählung der  Rächer  nur  beispielsweise  erfolge.    Nicht  alle  zur 


^)  lieber  die  Bedeutung  von  cmhphtb,  züchtigen,  siehe  unten  §  7. 
-)  Siehe  dazu  Lange,  Untersuchung  S.  144,  169. 
3)  Ewers,   Recht  der  Russen  S.  273;    Vedrov,   Geldstrafen  S.  54  f; 
Miklosich,  Blutrache  S.  37,  38  \ 
*)  Untersuchung  S.  95. 
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Rache  Berufenen  seien  genannt;  wolle  man  I,  1  buchstäblich 
verstehen,  so  komme  man  zu  dem  der  gesunden  Vernunft  wider- 
sprechenden Resultat,  daß  der  Onkel  seinen  Neffen  nicht  rächen 
durfte,  aber  der  Neffe  —  da  er  ja  in  I,  1  genannt  ist  —  den 
Onkel.  Dieser  Meinung  ist  ungefähr  auch  Sergeevic  ^) ,  es 
handle  sich  in  I,  1  um  beispielsweise  erfolgende  Aufzählung  der 
Rächer,  nicht  um  Einschränkung  lediglich  auf  die  in  I,  1  Ge- 
nannten. Denn  in  unserer  Bestimmung  fehlen  z.  B.  überhaupt 
die  weiblichen  Familienglieder,  Mutter  und  Gattin,  Tochter  und 
Schwester,  während  wir  doch  aus  der  altrussischen  Geschichte 
Beispiele  von  Blutrache,  die  von  ihnen  und  für  sie  genommen 
wurde,  haben  ^).  So  kommt  Lange  ^)  zu  dem  Schluß,  daß  alle 
Glieder  der  Familie ,  beiderlei  Geschlechtes ,  in  aufsteigender, 
absteigender  und  Seitenlinie  zur  Rache  berechtigt  waren  und 
weist  für  diese  Behauptung  eben  auf  Fälle  von  Blutrache  hin, 
die  die  Chroniken  melden. 

Somit  werden  wir  in  der  Aufzählung  von  I,  1  nicht  die 
Tendenz  einer  Einschränkung  des  Rächerkreises,  nicht  absicht- 
lichen Ausschluß  des  weiblichen  Geschlechtes  zu  sehen  haben, 
sondern  eine,  allerdings  nicht  erschöpfende,  Aufzeichnung  von 
Personen,  die,  den  damaligen  Rechtsgewohnheiten  entsprechend, 
als  Rächer  hauptsächlich  in  Betracht  kamen.  Jedenfalls  darf 
man  unsere  Bestimmung  nicht  so  auffassen,  als  läge  hier  eine 
fürstlicherseits,  mit  dem  Ziel,  das  ganze  Institut  der  Blutrache 


^)  Vorlesungen  S.  376. 

2)  Siehe  Mrocek-Drozdovskij,  Beilagen  1886,  S.  1  ff. 

^)  Untersuchung  S.  96  f.  Bei  einer  speziellen  Detailbehandlung 
dieser  Frage  wäre  genauer  zu  prüfen,  was  wir  über  den  bei  den  verschie- 
denen Völkern  verschieden  aufgefaßten  Kreis  der  zur  Rache  Berechtigten 
feststellen  können,  wie  weit  der  Begriff  „Sippe"  reicht,  wofür  z.  B. 
Miklosich,  Blutrache  S.  22,  Beispiele  anführt  u.  dgl.  Vgl.  z.  B.  Lex 
Salica  XLIV  de  reipus,  LVIII  de  chrene  cruda,  CI  de  hominem  ingenuo 

OCCisO.      Siehe  auch  ninajieBCKifi ,  C.  M. :    CeMeÖHHa   BJiaciH  y  ;i;peBHHX'B  CBaBSHt  h  rep- 
MaHi^eB-B,    in    yieHKfl    SanHCKii    Hmd.   KasaHCKaro   yEHBepcniexa    1869,    KaaaHL    ToMt    V> 

S.  587  ff.,  z.  B.  S.  663.     Ausnahmestellung  der  Frau   siehe  z.  B.  im  alt- 
schwedischen Recht  bei  Beauchet  a.  a.  0.  S.  845. 
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allmählich  aufzuheben,  erfolgte  Einschränkung  des  Rächer- 
kreises vor. 

An  wem  wird  die  Tat  gerächt?  Darauf  gibt  unsere  Be- 
stimmung keine  Antwort,  sie  sagt  nicht,  ob  nur  an  dem  Mörder 
selbst  die  von  ihm  verübte  Tötung  gerächt  wird,  oder  auch 
an  seinen  Verwandten,  und  wie  weit  sich  bei  ihnen  die  Aus- 
übung der  Rache  erstreckt  ^),  Wir  gewinnen  hier  schon  von 
der  ältesten  Redaktion  den  Eindruck,  daß  sie  weniger  ausführ- 
lich als  andere  Gesetzbücher  ist,  so  daß  sich  uns  die  Frage 
erhebt,  ob  die  älteste  Redaktion  überhaupt  im  eigentlichen  Sinne 
des  Wortes  als  Gesetzbuch  gedacht  bzw.  abgefaßt  war,  eine 
Frage,  zu  deren  Beantwortung  wir  später  noch  andere  Punkte 
werden  beiziehen  können.  Auch  über  die  Zeit,  innerhalb  deren 
Blutrache  geübt  werden  darf,  bestimmt  I,  1  nichts  ^).  Schließ- 
lich sei  noch  bemerkt,  daß  Zagoskin  ^)  in  dem  Wortlaut  von 
I,  1  einen  Rest  alter  juristischer  Formeln  sehen  möchte. 

Die  nächste  Bestimmung  I,  2  lautet:  „wenn  niemand  da 
ist,  der  rächt,  dann  40  Grivna  für  den  Kopf".  Es  ist  also 
hier  die  Rede  davon,  daß  unter  gewissen  Umständen  statt  der 
Ausübung  der  Blutrache  Zahlung  einer  Buße  in  bestimmter 
Höhe  erfolgt.  Da  ergeben  sich  uns  drei  Fragen:  einmal, 
welches  sind  diese  Umstände,  d.  h.  wann  tritt  die  Zahlung  an 
Stelle  der  Ausübung  der  Blutrache,  zweitens,  wer  hat  diese 
Zahlung   so   bestimmt,    die  Ablösbarkeit   der   Blutrache   durch 


^)  Siehe  dazu  Miklosich,  Blutrache  S.  7:  VI.  an  wem  Rache  geübt  wird. 

^)  Vgl.  dazu  das  altschwedische  Gesetz,  Beauchet  a.  a.  0.  S.  22Ö, 
Loi  de  Vestrogothie  livre  II:  de  rhomicide  VI  (1)  si  quelqu'un  commet 
un  meutre  et  est  ensuite  tue  aux  pieds  (de  la  victime)  il  peut  §tre  tue 
impunement  au  milieu  de  son  crime.  On  ne  paiera  d'amende  ni  au  roi, 
ni  au  liaeraf.  Dazu  die  Note  von  Beauchet:  Meme  disposition  dans  la 
loi  d'Ostrogothie,  Db.  c.  2.  Ces  lois  restreignent  l'exercice  du  droit  de 
vengeance  (sans  jugement  prealable)  au  cas  cite  au  texte. 

^)   3arocKBHB,    H.  11 :    IICTopia  IIpaBa  PyccKaro    HapoAa,    KaaaHB   1899,    I,   S.  452 

(zitiert  als  Rechtsgeschichte),  als  ähnliche  Reste  von  Formeln  führt  er 
z.  B.  an  III,  116:  -^  bi»  xojioni  u  bb  po6i  Bupu  HbTyTb^  oder  III,  143:  «  b'*  Aa^b  He 
zoaon-b,  HU  no  x;it6t  poßoTaTt,  hu  no  iipu^aT^ut  und  andere. 
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40  Grivna  festgesetzt  und  drittens,  wer  erhält  die  Summe  von 
40  Grivna?  Weiter  oben,  §  1,  habe  ich  schon  über  den  Cha- 
rakter der  Bußen  in  der  ältesten  Redaktion  gesprochen,  hier 
habe  ich  nun  speziell  zu  dieser  Stelle  I,  2  die  verschiedenen 
Meinungen  über  sie  anzuführen. 

Unsere  erste  Frage  lautet  also:  welches  sind  die  Umstände, 
unter  denen  statt  Ausübung  der  Blutrache  deren  Ablösung 
•durch  Bußzahlung  erfolgt?  Wie  sind  die  Worte  zu  erklären: 
„wenn  niemand  da  ist,  der  rächt"?  Es  läge  nahe,  sie  so  zu 
verstehen:  wenn  keines  der  in  I,  1  genannten  Familienglieder 
vorhanden  ist,  das  die  Rache  üben  könnte.  In  diesem  Sinne, 
also  von  physischer  Unmöglichkeit,  die  Blutrache  zu  üben,  haben 
manche  die  Stelle  aufgefaßt^). 

Richtiger  scheint  es  mir,  diese  Worte  so  zu  deuten:  wenn 
keiner  da  ist,  der  rächen  will.  Die  voraufgehende  Bestimmung 
von  I,  1  konnte  doch  nicht  zur  Blutrache  zwingen  wollen, 
nind  der  allgemeine  Gang  der  Rechtsentwicklung  bzw.  der  Aus- 
bildung der  Rechtsgewohnheiten  wird  in  Rußland  kein  anderer 
:gewesen  sein  als  sonst.  Nun  wird  aber  von  Germanen  wie 
Slaven  angenommen,  daß  der  zur  Rache  Berechtigte  sich  der 
iatsächlichen  Ausübung  der  Rache  entschlagen  und  sich  mit 
einer  Buße  begnügen  konnte.  Miklosich  ^)  zeigt  das  von  den 
Slaven,  und  auch  von  den  Russen  wird  gelten,  was  Frauen- 
städt^)  sagt:  „Das  ist  der  älteste  historische  Rechtszustand: 
die  Tötung  eines  Menschen  ist  Privatsache  der  dadurch  be- 
rührten Sippen.  Das  Geschlecht  des  Getöteten  mag  sich  nach 
freier  Wahl  auf  dem  Weg  der  Fehde  oder  des  Vergleichs  Ge- 
nugtuung  verschaffen."     Ueber   die   Motive   zum  Verzicht   auf 


^)  So  z.  B.  Ewers,  Recht  der  Russen  S.  274,  Tobien,  Blutrache 
S.  142 ,  Miklosich ,  Blutrache  S.  38  und  besonders  nachdrücklich  Lange, 
Untersuchung  S.  98.  Mrocek-Drozdovskij,  Beilagen  1886,  S.  16  Note  19, 
hat  eine  Erklärung  dieser  Worte  in  Aussicht  gestellt,  aber,  meines 
Wissens,  nicht  geboten. 

2)  Blutrache  S.  7-9. 

3)  Blutrache  S.  4. 


392  Goetz. 

die  tatsächliche  Ausübung  der  Blutrache  sagt  Binding^):  „uns 
nimmt  wunder,  daß  auf  die  so  heilig  gehaltene  Rache  gegen 
Geld  verzichtet  wurde.  War  der  Hunger  nach  Geld  wirklich 
noch  größer  als  der  Durst  nach  dem  Blute  des  Feindes?  Es 
wirkte  aber  nicht  allein  der  Klang  des  Goldes,  auch  nicht  allein 
die  Erwägung,  daß  die  Buße  zugleich  erlittenen  Schaden  zu 
ersetzen  geeignet  war  —  sie  heißt  ja  auch  Besserungsgeld 
emenda  — ,  sondern  mit  dem  Anerbieten  der  Buße  verband  sich 
ursprünglich  das  Schuldbekenntnis.  Demütig  erfolgt  das  Er- 
bieten: der  Schuldige  legt  die  Waffen  nieder  und  naht  sich 
bittend.  Und  in  dem  Bußanerbieten  kam  die  Bereitwilligkeit, 
für  die  verübte  Unbill  Genugtuung  zu  leisten,  zum  wirksamen  Aus- 
druck. Dadurch  wurde  gerade  die  Buße  zur  satisfactio".  Ueber- 
einstimmend  mit  dem  Recht  anderer  Völker  verstehen  wir  also 
unsere  Bestimmung  so:  es  steht  im  Belieben  der  Familie  des 
Getöteten,  ihn  blutig  zu  rächen  oder  Bußgeld  anzunehmen^). 
In  diesem  Sinne  faßt  auch  Sergeevic  ^)  die  Stelle  I,  2  auf.  Er 
weist  darauf  hin,  daß,  wenn  niemand  da  ist,  der  rächen  kann, 
auch  keiner  da  ist,  der  die  Buße  in  Empfang  nehmen  kann 
und  kommt  also  zum  Schluß:  Buße  wird  bezahlt,  wenn  keiner 
da  ist,  der  sich  rächen  will,  denn  auch  bei  uns,  sagt  er,  hing 
es  vom  guten  Willen  des  Verletzten  bzw.  zur  Rache  Berech- 
tigten ab,  zu  töten  oder  Zahlung  dafür  anzunehmen.  Pres- 
njakov  *)  freilich  erklärt  sich  gegen  die  Uebersetzung  und  Er- 
klärung von  Sergeevic,  aber  er  zieht  zur  Begründung  unrich- 
tigerweise eine  Bestimmung  aus  der  dritten  Redaktion,  III,  6,  bei, 
wo  die  Zahlung  schon  einen  anderen  Sinn  als  in   der  ältesten 


^)  Entstehung  der  öflfentlichen  Strafe  S.  26. 

^)  Zur  Erklärung  darf  man  hier  wohl  III,  28  beiziehen,  „wenn  (der 
Geschlagene)  es  diesem  (Angreifer)  gegenüber  nicht  duldet  und  mit  dem 
Schwert  schlägt,  so  erwächst  ihm  daraus  keine  Schuld",  wo  es  also  auch 
in  das  Belieben  des  Verletzten  gestellt  ist,  sich  zu  rä-chen  oder  nicht,  d.  h. 
Buße  dafür  anzunehmen. 

3)  Vorlesungen  S.  382. 

')  Fürstenrecht  S.  262. 
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Redaktion  hat,  nämlich  den  der  Strafe,  und  will  eben,  der 
ganzen  Tendenz  seiner  Arbeit  entsprechend,  darauf  hinaus,  daß 
beim  Nichtvorhandensein  von  Rächern  die  Buße  von  40  Grivna 
an  den  Fürsten  fiel.  Mit  ähnlicher  Argumentation  wie  Sergee- 
vic  kommt  Malinovskij  ^)  zu  dem  Resultat:  „wenn  kein  Rächer 
da  ist"  heißt,  wenn  keine  Person  da  ist,  die  den  Willen  oder 
die  Möglichkeit  hat,  Rache  zu  üben,  und  Rozkov  ^)  weist  gram- 
matikalisch nach,  daß  diese  beiden  Möglichkeiten  in  unserem 
Text  liegen,  daß  seine  genaue  Uebersetzung  lautet:  „wenn  nie- 
mand rächt". 

Wer  hat  die  Zahlung  von  40  Grivna  bestimmt?  war 
unsere  zweite  Frage.  Da  lautet  eine  Antwort:  die  Staatsgewalt, 
der  Fürst  hat  das  getan.  So  ist  Lange  ^)  der  Ansicht ,  daß, 
wenn  aus  verschiedenen  Gründen  Ausübung  der  Rache  unmög- 
lich war,  wie  I,  2  sagt,  das  Gericht  an  den  Fürsten  überging, 
der  dann  eine  an  ihn  zu  zahlende  Strafe  von  40  Grivna  ver- 
hängte. Ihm  folgte  Vedrov^):  beim  Fehlen  privater  Rächer 
trete  die  Staatsgewalt  ein  und  strafe  den  Mörder  mit  40  Grivna. 
Vedrov  sieht  darin  das  Ankämpfen  der  staatlichen  Gesetzgebung 
gegen  das  private  Sich-selbst-Recht-Schaffen  durch  Uebung 
der  Blutrache.  Die  Staatsgewalt  kann  die  Sitte  der  Blutrache 
nicht  auf  einmal  beseitigen,  so  beschränkt  sie  zunächst  in  I,  1 
den  Kreis  der  Rächer  und  dann,  falls  solche  Rächer  fehlen, 
übernimmt  sie  selbst  das  Amt,  Rache  zu  üben,  indem  sie  Strafe 
für  den  Mord  festsetzt.  Da  sie  dabei  nicht  von  den  gleichen 
starken  Trieben  wie  die  Familie  des  Erschlagenen  geleitet  wird, 
begnügt  sie  sich  mit  Verhängung  der  Geldstrafe.  Beide  Autoren 
fassen  also  unsere  Stelle  etwa  in  dem  Sinne  auf,  wie  Schroeder  ^) 
vom  Strafrecht  der  fränkischen  Zeit  sagt,  daß  „die  erstarkende 
Staatsgewalt  in   erster  Linie  durch  Aufstellung   erschöpfender 


*)  Blutrache  und  Todesstrafen  I,  S.  77. 

2)  Abriß  S.  32. 

^)  Untersuchung  S.  98. 

^)  Geldstrafen  S.  49. 

^)  Rechtsgeschichte  S.  353. 
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Bußtaxen  oder  durch  ihre  Erhöhung  die  Neigung  zur  Fehde 
zu  bekämpfen  suchte". 

Ich  kann  dieser  Meinung  nicht  beistimmen.  Mir  scheint, 
daß  es  die  Volkssitte,  die  durch  ihre  dauernde  Uebung  zur  all- 
gemein gültigen  Rechtsgewohnheit  wurde,  war,  die  diese  Buß- 
zahlung ausbildete  bzw.  bestimmte.  Wenn  wir  aber  eine  richter- 
liche Instanz  annehmen  wollen,  die  formell  aussprach,  daß 
diese  der  Sitte  bzw.  dem  Gewohnheitsrecht  entsprechende  Buße 
von  40  Grivna  zu  zahlen  sei,  dann  werden  wir,  worauf  ich 
später  in  §  8  und  9  noch  zu  sprechen  komme,  als  diese  In- 
stanz nicht  den  Fürsten  anzusehen  haben,  der  in  der  ältesten 
Redaktion  des  Russischen  Rechtes  gar  keine  Rolle  spielt,  son- 
dern das  Gemeindegericht,  also  die  Vertreter  des  Volkes. 

Eng  mit  dieser  zweiten  Frage  hängt  nun  die  dritte  zu- 
sammen: wer  erhält  die  40  Grivna?  Entsprechend  meiner  in 
§  1  vorgetragenen  Auffassung,  daß  wir  in  der  ältesten  Redak- 
tion des  Russischen  Rechtes  nur  privaten  Ersatz  vorfinden,  muß 
ich  antworten:  die  40  Grivna  fallen  als  Ersatz  an  die  Ver- 
wandten des  Getöteten.  Das  paßt  zu  der  Bestimmung,  die  wir 
oben  S.  384  f.  aus  den  Verträgen  Olegs  und  Igors  mit  den 
Griechen  kennen  gelernt  haben  und  über  die  Tobien  ^)  meines 
Erachtens  richtig  sagt:  „Ohne  Zweifel  nur  der  Verletzte  und 
nicht  der  Fürst  und  die  Gemeinde  —  wie  schon  zu  Tacitus' 
(Germania  12  ...  pars  mulctae  regi  vel  civitati,  pars  ipsi  qui 
vindicatur  vel  propinquis  eius  exsolvitur)  Zeit  bei  den  Ger- 
manen —  erhielt  bei  den  Russen  in  dieser  Zeit  die  Blutbuße." 
Zahlung  der  Buße  an  die  Hinterbliebenen  finden  wir  bei  den 
Slaven  auch  in  jüngerer  Zeit,  so  führt  Miklosich  ^)  für  die  Blut- 
rache bei  den  Kroaten  das  Statut  von  Vinodol  von  1288  an, 
gemäß  dem  das  Blutgeld  von  100  libre,  das  für  die  Tötung 
eines  Bauern  zu  zahlen  ist,  zur  Hälfte  seinen  Kindern,  zur 
Hälfte  seinen  anderen  Verwandten  zufällt. 


')  Blutrache  S.  135. 
-)  Blutrache  S.  30. 
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Auch  für  Ewers  ^)  scheint  es ,  wenn  auch  in  1 ,  2  nicht 
gesagt  wird,  wer  den  Ersatz  erhält,  „aus  dem  Ganzen  klar,  daß 
er  demjenigen  zukam,  der  durch  den  Totschlag  verloren  hatte, 
also  der  Familie  oder  dem  Herrn  des  Erschlagenen.  Noch  ist 
keine  Spur  davon,  daß  diesen  Ersatz  zu  der  Zeit  schon  der 
Fürst  empfing".  Sergeevic -)  will  zeitlich  unterscheiden,  an  wen 
die  Loskaufsumme  fiel.  Ursprünglich  war  sie  Ersatz  der  Rache, 
also  fiel  sie  an  den  Rächer,  später,  mit  dem  Erstarken  der 
staatlichen  Gewalt,  nimmt  die  Buße  öffentlichen  Charakter  an, 
mit  der  Zeit  erhalten  also  der  Fürst  und  seine  Organe  die 
Loskaufsumme.  Das  ist  ganz  richtig,  aber  für  die  älteste  Re- 
daktion muß  festgehalten  werden,  daß  zu  ihrer  Entstehungszeit 
die  Loskaufsumme  noch  an  den  zur  Rache  Berechtigten,  also 
an  die  Hinterbliebenen  des  Getöteten  fiel. 

Die  andere,  oben  schon  mit  zwei  ihrer  Vertreter,  Lange 
und  Vedrov,  erwähnte  Meinung  geht  dahin,  daß  der  Fürst  -die 
40  Grivna  erhielt.  Dabei  ist  zu  bemerken,  daß  diese  Anschauung 
wohl  auf  unrichtiger  Uebertragung  germanischer  Verhältnisse, 
gemäß  denen  ^)  bei  Ermangelung  von  Erben  die  Wergeldforde- 
rung  dem  Fiskus  zustand,  nach  Rußland  beruht.  Sie  vertreten 
auch  Vladimirskij-Budanov,  indem  er  zur  Begründung  seiner 
Ansicht  wieder  Bestimmungen  der  ältesten  und  dritten  Redak- 
tion durcheinander  verwertet,  und  Presnjakov,  deren  Anschau- 
ung ich  oben  §  1  S.  307  f.  schon  angeführt  habe.  Rozkov,  der, 
wie  gleichfalls  oben  §  1  S.  30G  schon  mitgeteilt,  die  verschie- 
denen Ansichten  über  den  Charakter  der  Bußen  in  der  ältesten 
Redaktion  zusammenstellt,  schließt  sich  ebenfalls  der  Behaup- 
tung an,  daß  die  Summe  von  40  (und  später  80)  Grivna  an 
den  Fürsten  zu  zahlen  war.  Ich  habe  vorhin  die  in  dem  ger- 
manischen Rechte  sich  findende  Teilung  der  Bußen  schon  ge- 
streift, über  die  Binding  sagt:  „Die  Bußen  unserer  Rechtsquellen 


^)  Recht  der  Russen  S.  275,  siehe  auch  S.  291  f. 

2)  Vorlesungen  S.  385. 

^)  Schroeder,  Rechtsgeschichte  S.  355. 
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haben  ganz  regelmäßig  zwei  Empfanger:  die  Buße  im  engeren 
Sinne  erhält  der  Verletzte,  die  Totschlagsbuße  die  Erben  und 
die  weitere  Sippe  des  Erschlagenen;  der  andere  Teil  der  com- 
positio,  des  Vergleichsgeldes,  wird  unter  dem  Namen  des  Frie- 
densgeldes (der  poena  pacis,  der  wite,  später  der  Wedde  oder 
des  Gewedde)  an  den  Richter,  in  unserer  Sprache  an  den  Staat 
bezahlt^),"  wodurch  die  Auffassung  durchdrang:  „der  Ver- 
brecher habe  sich  den  Frieden  an  zwei  Stellen  zurückzukaufen: 
durch  die  Buße  im  engeren  Sinne  vom  Verletzten  und  eventuell 
von  dessen  Sippschaft,  durch  das  Friedensgeld  von  der  All- 
geraeinheit." 

Von  dieser  Zweiteilung  findet  sich  in  der  ältesten  Redak- 
tion des  Russischen  Rechts  nichts.  Soweit  ich  sehe,  hat  auch 
noch  kein  Erklärer  der  ältesten  Redaktion  die  Meinung  ge- 
äußert, daß  eine  ähnliche  Zweiteilung  der  Bußen  in  ihr  an- 
zunehmen sei;  immer  haben  die  Autoren  die  40  Grivna  ent- 
weder rein  als  Ersatz  an  die  Hinterbliebenen  oder  lediglich  als 
Strafe  an  den  Fürsten  aufgefaßt. 

Somit  scheint  mir  also  I,  1 — 2  im  ganzen  zu  bedeuten: 
Anerkennung  der  Rechtsgewohnheit  der  Blutrache,  des  Kreises 
der  zu  ihrer  Ausübung  Berechtigten,  der  Alternative,  ob  man 
Rache  üben  oder  eine  Buße  statt  ihr  annehmen  will,  des  Be- 
trages dieser  Buße,  der  sich  durch  ständige  Uebung  heraus- 
gebildet hat  und  der  an  die  zur  Rache  Berechtigten  zu  zahlen  ist. 

Wenn  nun  überhaupt  kein  zur  Rache  Berechtigter  da  ist? 
Dann  erfolgt  sie  eben  nicht,  „die  Sache  hat  ein  Ende",  wie 
I,  5  in  einem  verwandten  Fall  bei  Körperverletzung  sagt.  Von 
Verfolgung   der  Sache   durch   den  Staat,    wie   die   oben  ange- 


^)  Entstehung  der  öffentlichen  Strafen  S.  27.  Dazu  Lehmann, 
Königsfriede  S.  26:  „Das  schwedische  Recht  zerlegt  das  Strafgeld  in 
drei  Teile,  von  welchero  ein  Teil  an  den  Verletzten,  ein  zweiter  Teil  an 
das  Herad,  ein  dritter  an  den  König  fällt.  Das  schwedische  Recht 
scheidet  also  nicht  Buße  und  Friedensgeld  wie  die  deutschen  Volksrechte. 
Es  kennt  nur  ein  Strafgeld,  an  welchem  es  neben  dem  Verletzten  das 
Herad  und  den  König  teilnehmen  läßt." 
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führten  Autoren  wollen,  redet  die  älteste  Redaktion  kein  Wort. 
Warum  erwähnt  die  älteste  Redaktion  diesen  Fall  nicht  be- 
sonders? Weil  wir  von  einer  verhältnismäßig  einfachen  Zu- 
sammenstellung von  Rechtsgewohnheiten,  wie  es  die  älteste 
Redaktion  ist,  die  noch  dazu  eine  ganz  spezielle  Absicht  dabei 
verfolgt,  wie  wir  §  7  und  8  sehen  werden,  nicht  erwarten 
können,  daß  sie  auf  alle  Einzelheiten  ganz  genau  eingeht. 

Auch  darauf  gibt  uns  die  älteste  Redaktion  noch  keine 
Antwort,  was  erfolgt,  wenn  der  Totschläger  oder  seine  Familie 
die  Buße  nicht  zahlen  kann,  während  die  zweite  und  dritte 
Redaktion  II,  2,  III,  5  ff.  von  der  Haftung  der  Gemeinde  des 
Mörders  für  Aufbringung  der  Strafe  reden.  Vedrov  ^)  beant- 
wortet unter  Beiziehung  germanischer  Rechtsbestimmungen, 
unter  Berufung  auf  III,  67,  das  den  Verkauf  des  Bankerot- 
tierers  in  die  Sklaverei  dem  Gläubiger  freistellt,  und  mit  Hin- 
weis auf  die  III,  10  verhängte  Strafe  von  Verbannung,  viel- 
leicht Versklavung  für  Raubmord,  die  Frage  dahin,  daß  dann 
eben  der  Verkauf  des  üebeltäters  als  Sklaven  erfolgte.  Un- 
wahrscheinlich ist  das,  gerade  auf  Grund  der  späteren  Be- 
stimmung von  IIL  67,  nicht. 

Warum  die  Buße  nun  gerade  40  Grivna  beträgt,  weiß  ich 
jetzt  nicht  zu  sagen.  Was  die  Höhe  dieser  Summe  angeht, 
so  stützt  sich  Presnjakov  ^)  viel  darauf,  daß  Lehmann  in  seinem 
„Königsfrieden"  eingehend  davon  handelt,  daß  das  volksrecht- 
liche Zahlensystem  von  Strafgeldern  das  altgermanische  Duo- 
dezimalsystem sei,  während  das  Vierzigmarkstrafgeld  kein  volks- 
rechtliches Strafgeld,  sondern  ein  solches  königlicher  Einführung 
sei.  Presnjakov  benutzt  die  Ausführungen  Lehmanns  als  Stütze 
für  seine  Behauptung,  daß  die  40  Grivna  die  an  den  Fürsten 
zu  zahlende  und  von  ihm  verhängte  Strafe  seien.  Dabei  ist 
aber  zu  sagen,  daß  die  Festsetzung  einer  Buße  von  40  Grivna 
in  der  ersten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  weit  älter  ist 


')  Geldstrafen  S.  84. 
2)  Fürstenrecht  S.  256  ff. 
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als  die  erste  schriftliche  Fixierung  der  skandinavischen  Rechte, 
in  denen  wir  das  Vierzigmarkstrafgeld  finden,  wie  aus  Lehmanns 
Darstellung  der  Geschichte  des  Vierzigmarkstrafgeldes  klar 
hervorgeht.  Eine  Erklärung  über  die  Vierzigmarkzahl  kann 
Lehmann^)  selbst  nicht  geben;  wie  sich  diese  Zahl  ausbildete, 
ob  sie  ein  Produkt  des  Nordens  oder  eine  Entlehnung  aus  dem 
Ausland  war,  vermag  er  selbst  nicht  zu  beantworten.  Vedrov  ^) 
will  die  Höhe  von  40  Grivna,  welche  er  ja  als  fürstlicherseits 
verhängte  Buße  ansieht,  erklären  als  die  normale,  durchschnitt- 
liche Summe  des  Ersatzes,  die  nach  freier  Vereinbarung  zwi- 
schen dem  Totschläger  und  den  Verwandten  des  Ermordeten 
bezahlt  zu  werden  pflegte  und  die  darum  von  der  Staatsgewalt 
bei  der  durch  sie  erfolgten  Fixierung  der  Buße  übernommen 
wurde. 

Die  40  Grivna  entsprechen  also  im  allgemeinen  dem  ger- 
manischen Wergeid.  Das  Wort  vira  als  Bezeichnung  für  diese 
Buße  von  40  Grivna  treffen  wir  aber  in  der  ersten  Redaktion 
des  Russischen  Rechtes  noch  nicht  an,  sondern  erst  in  der 
zweiten  und  dritten;  wir  haben  also  hier  bei  Besprechung  der 
ältesten  Redaktion  keinen  Anlaß,  in  Einzelheiten  über  Bedeu- 
tung und  Inhalt  von  vira  im  Russischen  Recht  uns  einzulassen. 
Für  unseren  Zweck  genügt  es,  festzustellen,  daß  das  deutsche 
„Wergeid"  über  Skandinavien  nach  Rußland  kam  und  dort  zu 
vira  wurde  ^). 

Nehmen  wir  nun  einmal  an,  daß  der  Chronikbericht  von 
der  Berufung  der  skandinavischen  Fürsten,  des  Varjagers  Rjurik 
und  seiner  Genossen  im  Jahre  862,  den  Entwicklungsgang  der 
ältesten  Russischen  Geschichte  richtig  widerspiegele,  so  wäre 
zu  sagen,  daß  die  älteste  Redaktion  des  Russischen  Rechtes, 
da  sie  „vira"  noch  nicht  kennt,  älter  ist  als  das  stärkere  Ein- 
dringen skandinavischer  Elemente,  der  Varjager,  nach  Rußland, 


^)  Königsfrieden  S.  246. 

2)  Geldstrafen  S.  49. 

^)  Vgl.  dazu  meine  Literaturzusammenstellung  im  Programm  zu  II,  2. 
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daß  ihre  Entstehung  also  vor  jenes  von  der  Chronik  angenom- 
mene Datum  des  Jahres  862  fällt.  Diese  Annahme,  daß  wir 
bei  dem  Fehlen  des  germanischen  Terminus  Wergeid,  vira  in 
der  ersten  Redaktion  ein  sozusagen  vorvarjagisches,  urslavisches,, 
also  wirklich  Russisches  Recht  vor  uns  haben,  erklärt  dann, 
daß  die  Erwähnung  des  Varjag  und  Kolbjag  in  I,  14  ein 
späterer  Zusatz  zum  ursprünglichen  Bestand  der  ältesten  Re- 
daktion ist,  der  erst  nach  dem  häufigeren  Einwandern  der 
Skandinavier,  der  Varjager,  in  Rußland  beigefügt  wurde.  Das 
erklärt  ferner,  daß  I,  13,  das  wir  als  nicht  in  den  Aufbau  der 
ältesten  Redaktion  passend  erachtet  haben,  sowie  daß  I,  18 
und  I,  21,  die  die  früheren  Bestimmungen  von  1,  17  und  I,  15 
eigentlich  aufheben ,  gleichfalls  spätere  Zusätze  sind ,  die ,  aus 
germanischem  Recht  stammend,  ebenfalls  erst  später,  als  die 
Skandinavier  den  Russen  die  Bekanntschaft  mit  dem  germani- 
schen Recht  vermittelt  hatten,  dem  ursprünglich  rein  russischen 
Bestand  der  ältesten  Redaktion  zugesetzt  wurden.  Wenn  wir 
also  den  Chronikbericht  des  Jahres  862  über  Berufung  der 
Varjager fürsten  auch  nur  als  Zeugnis  über  das  stärkere  Ein- 
dringen der  Skandinavier  nach  Rußland  und  nicht  nach  seinem- 
ganzen  Wortlaut  als  historisch  richtig  ansehen  wollen,  so  ge- 
winnen wir  doch  dadurch  einen  Anhaltspunkt  für  die  ungefähre 
Bestimmung  des  Alters,  einmal  des  ursprünglichen  Bestandes 
der  ersten  Redaktion  und  dann  der  von  uns  als  Zusätze  ger- 
manischen Charakters  erkannten  Bestimmungen.  Das  Erstaunen» 
Tobiens^),  daß  die  „älteste  Pravda  Jaroslavs"  dieses  „unver- 
kennbar deutsche  Wort"  Wergeid  noch  nicht  kennt,  findet 
eben  durch  diese  Annahme  über  das  höhere  Alter  der  ältesten 
Redaktion,  gemäß  dem  sie  keine  „Pravda  Jaroslavs"  ist,  seine 
Erledigung. 

Und  daß,  wenn  wir  also  das  Jahr  862  als  Ausgangspunkt 
des  stärkeren  Eindringens  der  germanischen  Elemente  nach 
Rußland  ansehen  wollen,    in  dem  Vertrag  Olegs   von  911   das. 


^)  Blutrache  S.  119. 
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Wort  Wergeid  sich  nicht  ßndet,  worauf  Tobien  gleichfalls  hin- 
weist,   können    wir   einmal   mit   der  Kürze   der  Zeit   zwischen 
8G2  und  911    und  dann  mit  dem  Charakter   des  Vertrags  von 
911  als  einer  griechisch-russischen  Urkunde  erklären.     Um 
die  Wende  des  10.  zum   11.  Jahrhundert  hingegen   finden  wir 
das  Wort  vira  in  dem  Chronikbericht  des  Jahres  996  über  die 
Rechtsreform  Vladimirs,    die  wir  in  ihrer  Bedeutung   für    das 
Russische  Recht   noch   genauer  in  §  13  zu   besprechen  haben 
werden.     Der  Chronist,    der  das  schrieb,   lebte  aber  ungefähr 
zur    selben    Zeit,    als    die    zweite    Redaktion    des    Russischen 
Rechtes  entstand,  in  der  wir  vira,  wenigstens  das  Adjektivum 
virnoe  in  II,  2  antreffen.      Vira  ist   dabei   erst  in  seiner  ger- 
manischen Bedeutung,  als  Bußgeld  für  die  Hinterbliebenen,  in 
Rußland  eingeführt  worden;  es  hat  dann  diesen  Sinn  verloren, 
und   in   der   zweiten   und   dritten  Redaktion   treff'en  wir  es  als 
an   den  Fürsten   zu   entrichtende  Strafe.     So   bietet   uns   diese 
Geschichte  des  Begriffs  vira  in  Rußland   eine  Parallele  zu  der 
oben  §  1,  S.  312  ff.  dargestellten  Umänderung  des  Inhaltes  von 
za  ohidii  =  für  das  Unrecht,    aus   Ersatz   zu   Strafe   von    der 
ersten    zur    zweiten    und    dritten    Redaktion    des    Russischen 
Rechtes. 

Zu  I,  1 — 2  gehört  seinem  Inhalt  nach  noch  I,  3,  die  Auf- 
zählung der  verschiedenen  Gesellschaftsklassen,  für  die  die 
gleiche  Buße  von  40  Grivna  zu  zahlen  ist.  Ich  habe  über 
diese  Bestimmung  als  Zusatz  zum  ursprünglichen  Bestand  der 
ältesten  Redaktion  schon  oben  §  5,  S.  368  f.  gesprochen. 

§  7.    Erklärungen  zu  den  Bestimmungen  über  Körper- 

yerletzung,  I,  4 — 12. 

Fassen  wir  zunächst  die  drei  zusammengehörigen  Bestim- 
mungen I,  4 — 6  ins  Auge.  Für  den  ganzen  Charakter  der 
ältesten  Redaktion  als  Rechtsurkunde  kommt  hier  in  Betracht, 
was  wir  aus  diesen  Bestimmungen  I,  4 — 6  über  Verbindung 
der   Racheübung    mit  Gerichtsverfahren,    d.  h.    über    gericht- 
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licherseits  erfolgende  Sanktionierung  der  Racheausübung  oder 
ihrer  Ablösung  durch  Bußzahlung  entnehmen  können. 

Sie  lauten: 

I,  4.  Ist  er  blutig,  oder  blau  geschlagen,  so  braucht  dieser 
Mann  keinen  Zeugen  zu  suchen. 

I,  5.  a)  Wenn  an  ihm  kein  Zeichen  [der  Mißhandlung 
zu  sehen]  ist,  und  er  will  einen  Zeugen  beibringen,  kann  aber 
nicht,  so  hat  diese  Sache  ein  Ende, 

I,  6.  Wenn  er  sich  (selbst)  nicht  rächen  kann,  so  erhält 
er  für  das  Unrecht  3  Grivna  und  den  Lohn  für  den  Arzt 
(oder:  aber  dem  Arzt  der  Lohn). 

Wir  stehen  also  mit  unseren  Bestimmungen  nicht  mehr 
sozusagen  in  der  Urgeschichte,  in  den  Anfangsstadien  der  Aus- 
übung der  Rache  bzw.  der  Selbstrechtschaffung  durch  Wieder- 
vergeltung, wo  die  Rache  rein  Sache  des  Verletzten  war,  sei 
es  in  Wiedergabe  der  Schläge  u.  dgl.,  sei  es  in  Annahme  einer 
Buße.  Hier  haben  wir  schon  eine  Art  gerichtliche  Sanktionie- 
rung der  Rache  bzw.  deren  Ablösung  vor  uns,  wobei  also  Aus- 
übung der  Rache  bzw.  Annahme  der  Lösesumme  an  Beobach- 
tung eines  gewissen  Prozeßverfahrens  gebunden  ist.  Von  einem 
solchen,  sei  es  auch  noch  so  einfach  gestalteten  Verfahren  vor 
Gericht  haben  wir  in  I,  1 — 3  bei  der  Tötung  nichts  gehört. 
Bei  der  Tötung  konnte  ja  auch  kein  Zweifel  über  Erlaubtheit 
der  Blutrache  sein;  die  Leiche  legte  Zeugnis  ab  von  der  Tat, 
eines  weiteren  Nachweises  etwa  durch  Zeugen  bedurfte  es  nicht. 
Auf  Tötung  folgte  also  von  selbst  Blutrache  oder  deren  Ab- 
lösung in  der  durch  vielfache  Uebung  der  Sitte  zum  allgemein 
gültigen  Gesetz  gewordenen  Höhe  von  40  Grivna.  So  enthält 
die  Feststellung  der  Summe  von  40  Grivna  auch  eine  Art 
Sanktionierung  der  Blutrache. 

Von  der  Sanktionierung  der  Rache  durch  Gerichtsurteil, 
sei  es  vorhergehendes,  sei  es  nachfolgendes,  reden  auch  die 
Erklärer  ^)   des   Russischen   Rechtes.     Vladimirskij  -  Budanov  ^) 


1)  Siehe  Rozkov,  Abriß  S.  34  f. 
*)  Chrestomathie  I,  S.  25  ^  und  Uebersicht  S.  324. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXIV.  Band.  26 
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sagt,  die  Rache  ist  mit  dem  Gericht  verbunden,  entweder  er- 
folgt die  Sanktionierung  der  Rache  seitens  des  Gerichtes  nach 
deren  Ausübung,  wie  das  gewöhnlich  der  Fall  war,  oder  sie 
geschieht  vorher.  Die  Stelle  I,  4  besagt  nach  der  Auffassung 
von  Vladimirskij-Budanov,  daß  der  blutige  oder  blau  geschla- 
gene Mann  ^)  vor  Gericht  die  Richtigkeit  seiner  Anschuldigung 
gegen  den  Täter  beweisen  mußte  und  erst  darnach  entweder 
sich  rächen  oder  für  das  Unrecht  3  Grivna  nehmen  durfte. 
Also  hier  in  I,  4  geht  das  gerichtliche  Urteil  der  Uebung  der 
Rache  voraus.  Als  Beweis  dafür,  daß  die  Ausübung  der  Rache 
nur  Ausführung  des  gerichtlichen  Urteils  war,  führt  Vladimirskij- 
Budanov  eine  Stelle  der  Laurentiuschronik  aus  dem  Jahre  1071 
an.  Zauberer  haben  Weiber  erschlagen,  sie  werden  vor  Jan, 
den  Gefolgsmann  Jaroslavs,  geführt  und  dieser  gibt  den  Ver- 
wandten der  Erschlagenen  den  Rat:  „rächt  die  euren"  ^).  Diese 
Geschichte  bzw.  diese  Aufforderung  möchte  ich  doch  nicht 
gerade  als  förmliches  Gerichtsurteil  ansehen. 

Vladimirskij-Budanov  stimmt  mit  Sergeevic  überein  in  der 
Annahme,  daß  die  Rache  in  den  meisten  Fällen  dem  Gericht 
voraufging,  und  daß  nach  Ausübung  der  Rache  das  Gericht 
nur  die  Rechtmäßigkeit  oder  Unrechtmäßigkeit  der  schon  voll- 
zogenen Rache  prüfte.  Beide  Autoren  berufen  sich  indes  für 
ihre  Behauptungen  wie  gewöhnlich  sowohl  auf  Bestimmungen 
der  ältesten  wie  der  dritten  Redaktion.  Ich  glaube ,  daß  das 
auch  bei  dieser  Frage  hier  kein  ganz  richtiges  Bild  ergibt,  da 
sich  von  der  ersten  zur  dritten  Redaktion  mit  der  Umwandlung 
der  Privatbuße  in  Staatsstrafe  auch  zweifellos  das  Gerichtsver- 
fahren geändert  bzw.  weiter  entwickelt  hat. 

Sollen  wir  wirklich  bei  dem  ganz  einfachen  Charakter  der 


^)  Dieselbe  Wendung  treffen  wir  im  westgotländischen  Rechte, 
Wilda  S.  912,  W.  G.  IL  Retl.  e.  12  (p.  153):  „Wird  an  jemandem  ein 
Handraub  begangen,  doch  so,  daß  er  nicht  blau  oder  blutrünstig  wird, 
und  keine  Augenzeugen  da  sind,  so  soll  er  (der  Beklagte)  sich  mit  einem 
Zwölfereid  verteidigen  —  und  wird  er  eidfällig,  so  ist  es  3  Marksache.* 

^)   .l'ljToniK'i.  no  .laBpeHT.  CnucKy    S.  173. 
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Rechtspflege,  wie  sie  die  älteste  Redaktion  schildert,  annehmen, 
daß  bei  jeder  Ausübung  der  Rache  das  Gericht  diese  nach- 
träglich sanktionierte  bzw.  prüfte?  Ich  neige  zu  der  Meinung, 
die  sich  mir  aus  der  ganzen  Anlage  der  ältesten  Redaktion 
ergibt,  daß  das  Gericht  nur  dann  in  Aktion  trat,  wenn  es  sich 
um  Ablösung  der  Rache  durch  Bezahlung  einer  bestimmten 
bzw.  der  eben  vom  Gericht  zu  bestimmenden  Geldbuße  han- 
delte. Nicht  jeder,  der  auf  ihm  angetane  Unbill  hin  Wieder- 
vergeltung durch  die  Tat  übte,  hatte  wohl  die  Pflicht,  das  dem 
Gericht  anzuzeigen,  damit  dieses  die  Rechtmäßigkeit  der  ja 
schon  gesühnten  Tat  nachträglich  prüfte.  Aber  wer  —  sei  er 
Verletzter  oder  Hinterbliebener  des  Getöteten  —  auf  tätliche 
Racheübung  verzichtete,  nahm  zur  Feststellung  der  Höhe  der 
zu  entrichtenden  Buße  die  Hilfe  des  Gerichtes  in  Anspruch. 
Und  dann  trat  dieses  in  Funktion  und  setzte  eben  die  Buß- 
summe in  der  Höhe  fest,  wie  sie  durch  ständige  Gewohnheit 
zum  Gesetz  geworden  war. 

So  verstehe  ich  I,  4:  trägt  der  Verletzte  Wunden  davon, 
so  ist  der  Nachweis  der  Verwundung  geliefert,  er  kann  sich 
dann  durch  Gegenschlag  rächen,  er  kann  auch  Geld  zur  Ab- 
lösung der  Rache  nehmen,  d.  h.  er  kann  vor  Gericht,  ohne  daß 
er  einen  Zeugen  beizubringen  braucht,  erklären,  daß  er  für 
das  Unrecht  die  Bußsumme  beanspruche.  Die  Tätigkeit  des 
Gerichts,  um  das  hier  gleich  zu  erwähnen,  bestand  darin,  daß 
es  die  Zahlungspflicht  des  Täters  aussprach,  die  Ablösung  der 
Rache  durch  Geld  sanktionierte,  wie  Binding  ^)  von  der  paral- 
lelen Erscheinung  im  germanisch- deutschen  Recht  sagt: 
„seinen  Anspruch  auf  Rache  erkennt  das  Gericht  an,  es  gibt 
ihm  nur  einen  bestimmten  Inhalt  und  eine  bestimmte  Be- 
grenzung". 

Weist  der  angeblich  Verletzte,  der  vom  Gericht  die  Höhe 
der  Bußsumme  festgesetzt  haben  will,  keine  Merkmale  auf,  so 
muß  er  nach  I,  5  einen  Augenzeugen  der  Tat  stellen,  kann  er 


^)  Entstehung  der  öffentlichen  Strafe  S.  40. 


404  .  Goetz. 

das  nicht,  so   „hat  die  Sache  ein  Ende",  d.  h.  seinem  Anspruch 
auf  Festsetzung  einer  Buße  wird  keine  Folge  gegeben. 

Wie  ist  nun  I,  6  zu  verstehen,  „wenn  er  sich  nicht  rächen 
kann"?  Daß  Rache  nicht  nur  bei  Tötung,  sondern  bei  jeder 
anderen  Körperverletzung,  im  allgemeinen  bei  jeder  erlittenen 
Unbill,  geübt  werden  darf,  sagt  ja  unsere  Stelle  deutlich.  Aber 
bei  der  Körperverletzung  steht  die  Berechtigung  zur  Rache 
nur  dem  Verletzten,  nicht  wie  in  I,  1  bei  Tötung  seiner 
Familie  zu.  Ausgenommen  von  dieser  Einschränkung  ist  der 
Fall,  daß  durch  die  Körperverletzung  eine  dauernd  e  Kampf- 
unfähigkeit des  Verletzten  eintritt,  wie  etwa  nach  I,  10,  wenn 
der  Fuß  lahm  wird.  Dann  darf  die  nächste  Familie  des  kampf- 
unfähig Gemachten,  seine  Kinder,  die  Rache  ausüben  genau  wie 
bei  der  Tötung.  Es  ist  auch  in  diesem  Zusammenhang  darauf 
hinzuweisen,  daß  eine  Körperverletzung,  die  wie  das  Abhauen 
einer  Hand  oder  eines  Fußes  —  denn  I,  9  und  I,  10  ge- 
hören nach  ihrer  Parallele  III,  29  eng  zusammen  —  dauernde 
Kampfunfähigkeit  hervorruft,  der  Tötung  in  der  Höhe  der  Buß- 
summe, nämlich  40  Grivna,  gleichgesetzt  ist.  Gegenüber  der 
in  I,  10  angenommenen  dauernden  Unfähigkeit  sich  zu  rächen, 
verstehe  ich  nun  die  Worte  I,  6,  „wenn  er  sich  nicht  rächen 
kann",  von  einer  vorübergehenden  Unmöglichkeit  für  den 
Verletzten,  sich  durch  Gegenschlag  zu  rächen.  Er  kann  sich 
nicht  rächen,  weil  er  dazu  körperlich  nicht  imstande  ist:  er 
sieht  vielleicht  vor  der  Wucht  des  erhaltenen  Schlages  nichts, 
er  ist  vielleicht  zu  Boden  gefallen,  der  Täter  läuft  rasch  da- 
von, bis  der  Verletzte  wieder  zur  Besinnung  und  zum  Ent- 
schluß, sich  sofort  zu  rächen,  gekommen  ist.  Letzterer  Fall, 
daß  der  Täter  entläuft,  ist  in  I,  7  dann  besonders  beigefügt: 
„wenn*man  diesen  [Schuldigen]  nicht  ergreift,  so  muß  er  zahlen, 
dann  hat  diese  Sache  ein  Ende"  ^).  Das  Gericht  spricht  dabei 
aus,  daß,  wenn  der  Täter  entläuft  und  sich  also  der  sofortigen 


*)  Vgl.  Programm  zu  I,   7  über  Interpungierung  und  darnach  sich 
ändernden  Sinn  dieser  etwas  unklaren  Stelle. 
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Wiedervergeltung  entzieht,  der  Beleidigte  nicht  etwa  nach  ge- 
raumer Zeit,  falls  er  den  Täter  trifft,  noch  die  tätliche  Rache 
ausüben  darf,  er  muß  von  dem  Täter  die  festgesetzte  Buße 
annehmen,  „die  Sache  hat  damit  ein  Ende".  Darin  liegt  der 
Unterschied,  von  der  Art,  wie  I,  23  der  Sklave  behandelt 
wird ;  an  ihm  darf,  obschon  laut  I,  22  Buße  für  sein  Vergehen 
in  Höhe  von  12  Grivna  durch  seinen  Herrn  geleistet  ist,  doch 
später  von  dem  Geschlagenen,  wo  dieser  den  Sklaven  trifft, 
tätliche  Rache  geübt  werden.  Also  wenn  der  Verletzte  sich 
nicht  sofort  rächen  kann,  sei  es,  weil  er  allgemein  körperlich 
dazu  nicht  fähig  ist,  sei  es,  weil  im  besonderen  Fall  der  Täter 
entläuft,  tritt  Ablösung  der  Rache  durch  Zahlung  der  Buße 
ein.  Diese  setzt  das  Gericht  fest,  und  zwar  bei  einfacher 
Körperverletzung,  wie  in  I,  6  angenommen,  im  Betrag  von 
3  Grivna  ^),  bei  Körperverletzung,  die  nach  Art  ihrer  Ausfüh- 
rung, des  Werkzeuges,  mit  dem  sie  nach  I,  7  geschieht,  be- 
sonders schimpflich  ist  ^),  das  Vierfache  der  gewöhnlichen  Buße, 
also  12  Grivna.  Aus  I,  7  kann  man  dabei,  wie  das  manche^) 
getan  haben,  herauslesen,  daß  bei  Beschimpfungen,  wie  sie  in 
I,  7  aufgezählt  sind,  tätliche  Rache  nur  sofort  nach  erlittener 
Unbill,  an  Ort  und  Stelle  der  Tat,  erlaubt  war. 

Die  weiteren  noch  von  Körperverletzung  handelnden  Be- 
stimmungen bis  I,  12  sind  nur  Einzelausführungen;  sie  ruhen 
auf  dem  gleichen  grundsätzlichen  Standpunkt  und  bieten  kein 
neues  Prinzip  der  Beurteilung  der  Straftat  bzw.  ihrer  Sühnung 
durch  Rache  oder  Bußzahlung. 

Indes  verdienen  die  Bestimmungen  I,  9 — 10  über  das 
Abhauen  oder  Lahmwerden  von  Hand  oder  Fuß  noch  einige 
besonderen  Bemerkungen.  Die  Ersatzsumme  für  den  Verlust 
der  Hand,  sei  es,  daß  sie  abfällt  oder  vertrocknet,  ist  also, 
wie  vorhin   in    anderem   Zusammenhang   erwähnt,   40  Grivna; 

^)  Dazu   kommen   also  noch  die  Arztkosten,   über  diese  im  germa- 
nischen Recht  siehe  Wilda,  Strafrecht  S.  736. 
^)  Vgl.  Programm  zu  I,  7. 
^)  Rozkov,  Abriß  S.  35 ;  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  26  ^^. 
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es  ist  dieselbe  Buße,  die  für  die  Tötung  eines  Mensclien  fest- 
gesetzt ist.  Die  Erklärung  dafür  ist  nach  allgemeiner  An- 
schauung eben  die :  der  Mann  wird  kampfunfähig  und  das  wird 
in  jener  Zeit,  da  noch  die  Selbstverteidigung  und  Selbstrecht- 
schaffung mit  dem  Schwert  in  der  Hand  Rechtsgewohnheit  war, 
im  Ersatz  gleichgesetzt  dem  Verlust  des  Lebens.  In  der  Höhe 
der  Buße  unterscheidet  sich  da  das  Russische  Recht  grund- 
sätzlich von  den  germanischen  Rechten,  die  für  Verstümme- 
lungen nur  einen  Teil  des  Wergeides  ansetzen,  ein  Unterschied, 
der  später  noch  in  §  18  zu  besprechen  sein  wird.  Da  so  im 
Russischen  Recht  der  Buße  nach  die  Verstümmelung  an  Hand 
und  Fuß  der  Tötung  gleichgesetzt  ist,  liegt  es  nahe,  daß 
auch  die  Ausübung  der  Rache  nicht  auf  den  Verletzten  be- 
schränkt wird,  wie  sonst  bei  der  Körperverletzung,  weil  er  eben, 
wie  ich  vorhin  gesagt  habe,  dauernd  unfähig  war,  ständig  nicht 
mehr  „sich  rächen  konnte",  daß  vielmehr  wie  bei  der  Tötung 
die  Berechtigung  zur  Rache  auf  die  Familie  übergeht.  Aller- 
dings liegt  hier  gegenüber  der  Tötungsrache  die  Einschrän- 
kung vor,  daß  nur  die  Kinder,  also  die  Familie  im  engeren 
Sinn,  Rache  üben  darf. 

Vladimirskij-Budanov  ^)  sieht  hier  die  Racheübung  nicht 
nur  anerkannt,  sondern  durch  das  Gesetz  vorgeschrieben, 
er  gibt  die  Stelle  I,  9 — 10  wieder  mit:  „die  Kinder  des  Ver- 
stümmelten müssen  züchtigen".  Diese  Auffassung  scheint  mir 
unrichtig,  der  Text  bietet  meines  Erachtens  keinen  Anlaß  zu 
ihr.  Jedenfalls  blieb  die  Alternative:  üebung  der  Rache  oder 
Annahme  der  Buße  immer  im  Belieben  des  Verletzten  bzw. 
seiner  Kinder,  obwohl  allerdings  Rozkov^)  streng  nach  dem 
Wortlaut  von  I,  9  meint,  der  I,  9  erwähnte  Fall  sei  nicht  mit 
tätlicher  Rache,  sondern  mit  Zahlung  von  40  Grivna  gebüßt 
worden.  Die  Ausübung  der  tätlichen  Rache  ist  in  I,  10  aus- 
gedrückt mit  dem  Verbum  smirit'.    Ewers  ^)  übersetzt:   „dann 


')  Uebersicht  S.  324. 

2)  Abriß  S.  44. 

3)  Recht  der  Russen  S.  266  u.  272. 
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erniedrigen  ihn  die  Söhne"  und  macht  dazu  die  Anmerkung: 
^d.  h.  sie  dämpfen  seinen  Uebermut  durch  Rache".  Mrocek- 
Drozdovskij  ^)  bringt  reichlich  Belege  bei  zur  Anwendung  von 
smirif  und  der  von  ihm  abgeleiteten  Worte,  im  Sinne  von 
„aussöhnen,  versöhnen".  Gewiß  wurde  smirit'  auch  in  diesem 
Sinne  angewendet,  aber  nicht  in  unserer  Bestimmung.  Hier 
ist  es  in  der  Bedeutung  von  „demütigen",  „züchtigen"  aufzu- 
fassen. Das  zum  Verbum  smirit'  gehörige  Substantivum  smirenie 
finden  wir  denn  auch  als  „Demütigung"  im  Sinne  von  körper- 
licher Bestrafung^).  Es  ist  ein  allgemeiner  Ausdruck,  so  wie 
etwa  in  Lex  Frisionum  öfter,  z.  B.  IP  vom  Mörder  gesagt 
wird :  inimicitias  propinquorum  hominis  occisi  patiatur  usw. 
Vladimirskij-Budanov  ^)  meint  von  der  Racheübung,  auf  Tötung 
mußte  Tod  folgen,  aber  nicht  auf  Verstümmelung,  denn 
„demütigen"  bedeute  nicht  „das  Leben  nehmen".  Gewiß  liegt 
im  Begriff  von  „züchtigen"  nicht  ausgesprochen,  daß  die  Züch- 
tigung zur  Tötung  werde.  Aber  wenn  der  Betrag  des  an  Stelle 
der  tätlichen  Züchtigung  angenommenen  Ersatzes  auch  40  Grivna 
gleich  der  Tötungsbuße  war,  sollte  man  denken,  daß  es  den 
Kindern  auch  freistand,  die  „Züchtigung"  bis  zum  vollen  Um- 
fang der  tätlichen  Rache  auszudehnen,  für  deren  Ablösung 
sonst  40  Grivna  bezahlt  wurden,  nämlich  eben  bis  zur  Tötung. 
Rozkov^)  bezeichnet  diese  40  Grivna  als  Wergeid,  d.  h.  als 
Bezahlung  an  den  Fürsten,  ich  sehe  sie,  wie  oben  in  §  1  nach- 
gewiesen ist,  als  private  Buße  an. 

Soweit  ist  ja  die  Erklärung  von  I,  9 — 10  einfach,  aber 
eine  gewisse  Schwierigkeit  liegt  doch  in  unserem  Text.  Wir 
sahen  bisher  bei  allen  Bestimmungen  der  ältesten  Redaktion 
die  Bußsumme  angegeben;  sie  fehlt  indes  in  I,  10,  das  von 
der  Verstümmelung  des  Fußes  handelt,  hier  ist  nur  die  Rede 
von  der  tätlichen  Rache.     Umgekehrt  fehlt  auch  in  I,  9,    das 

')  Untersuchungen  1885,  S.  264—272. 

2)  Vgl.  Goetz,  Kirchenrechtliche  Denkmäler  S.  359. 

3)  Uebersicht  S.  325. 
')  Abriß  S.  42. 
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von  der  Verstümmelung  der  Hand  spricht,  etwas.  Wenn  der 
Vater  die  Hand  verloren  hat,  kann  er  sich  doch  ebensowenig 
selbst  rächen,  als  wenn  er  den  Fuß  verloren  hat.  Warum  ist 
nun  in  I,  9  nicht  auch  gesagt,  daß  in  diesem  Fall  die  Kinder 
rächend  eintreten  ?  Lange  ^)  sucht  das  durch  andere  Anordnung 
von  I,  9,  10  zu  erklären  bzw.  die  Schwierigkeit  zu  beseitigen. 
Er  faßt  I,  9,  10  so  auf:  wenn  einer  jemanden  auf  die  Hand 
schlägt  und  die  Hand  fällt  ab  oder  wird  lahm,  der  muß,  wenn 
der  Fuß  ganz  war,  d.h.  bei  Verstümmelung  der  Hand  un- 
verletzt blieb,  40  Grivna  bezahlen,  natürlich  nur,  wenn  der 
Verletzte  sich  nicht  selbst  rächen  konnte.  Wurde  nicht  nur 
die  Hand,  sondern  auch  der  Fuß  verletzt,  so  daß  der,  der  seine 
Hand  verloren  hat,  lahm  wird,  also  wirklich  ganz  unfähig  zur 
Selbstausübung  der  Rache  ist,  dann  „demütigen  die  Kinder". 
Lange  meint,  hier  sei  an  dem  besonderen  Fall  von  Hand  und 
Fuß  das  allgemeine  Prinzip  für  Behandlung  von  Verstümme- 
lungen, die  dem  Verletzten  die  eigene  Racheübung  unmöglich 
machen,  ausgedrückt,  wie  z.  B.  beim  Verlust  der  Augen  usw. 
Allerdings  steht  davon  nichts  in  unserem  Text.  Mir  dünkt, 
man  darf,  da  der  Autor  der  ältesten  Redaktion,  wie  mir  auch 
aus  anderen  Erwägungen  scheint,  nicht  ein  förmliches  und 
vollständiges  Gesetzbuch  niederschreiben  wollte,  auf  solche  Un- 
gleichmäßigkeit  in  den  einzelnen  Bestimmungen  nicht  zu  viel 
Gewicht  legen,  nicht  zu  große  Genauigkeit  vom  Autor  erwarten. 
Die  Bestimmungen  I,  9  und  I,  10  sind  nicht  streng  parallel 
gebaut;  in  I,  9  ist  implicite  die  Möglichkeit,  daß  tätliche  Rache 
ausgeübt  wurde,  anzunehmen,  umgekehrt  in  I,  10  der  Fall, 
daß  die  Ablösungssumme  von  40  Grivna  angenommen  wurde, 
mit  inbegriffen. 

Aus  dem  Dargelegten  folgere  ich  nun,  daß  der  Abschnitt 
über  die  Körperverletzungen  sich  nicht  vorwiegend  mit  der 
tätlichen  Ausübung  der  Rache  durch  Gegenschlag  befassen, 
auch  nicht  die  dem  Verletzten  zustehende  freie  Wahl  zwischen 


^)  Untersuchung  S.  145. 
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Gegenschlag  oder  Annahme  der  Bußsumnie  behandeln  will. 
Sein  Hauptthema  ist  die  Komposition,  die  Ablösung  der  Rache- 
übung durch  Geldzahlung.  Noch  mehr  als  in  I,  1 — 3  handelt 
es  sich  in  I,  4 — 12  weniger  um  gerichtliche  Entscheidung,  ob 
der  Verletzte  zu  Recht  den  Täter  wieder  geschlagen  hat,  oder 
noch  schlagen  darf,  als  darum,  daß  die  Buße  festgesetzt  wird 
für  den  Fall,  daß  der  Verletzte  das  Geld  annehmen  will.  Die 
sofortige  Wiedervergeltung  durch  Gegenschlag  zu  üben,  oder 
nicht  zu  üben,  das  war  Sache  des  Verletzten.  Aber  wenn  er 
sich  mit  Geld  begnügen  wollte  oder  mußte,  weil  der  Beleidiger 
entlief,  oder  er  ihm  nicht  sofort  den  Gegenschlag  geben  konnte, 
dann  war  er  an  gewisse,  gewohnheitsmäßig  feststehende,  in  I,  6 
bzw.  I,  7  angegebene  Summen  als  Bußzahlung  gebunden,  sowie 
an  den  Nachweis  der  tatsächlich  erlittenen  Verletzung.  Das 
Amt  des  Gerichtes  war,  beides  anzuerkennen,  den  Nachweis 
der  Verletzung  und  den  Rechtsanspruch  des  Verletzten  auf 
die  bestimmte  Höhe  der  Buße. 

Also  unsere  Abteilung  der  ältesten  Redaktion  über  die 
Körperverletzungen,  wie  die  in  ihr  angenommene  Tätigkeit  des 
Gerichts  beschäftigt  sich  mit  der  Straftat  der  Körperverletzung 
vorwiegend  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Bezahlung  der  Buß- 
summe für  die  Tat. 

Und,  das  vorher  Dargelegte  nochmals  zusammenfassend, 
konnten  wir,  was  zunächst  Tötung  und  Körperverletzung 
angeht,  die  Funktion  des  Gerichts  in  folgender  Weise  be- 
stimmen: das  Gericht  beschäftigt  sich  nicht  mit  der  Ausübung 
tätlicher  Rache ;  die  älteste  Redaktion  sagt  wenigstens  nichts 
darüber,  daß  der,  der  Blutrache  geübt  hat,  sich  nachher  dem 
Gericht  stellen  mußte,  um  die  Rechtmäßigkeit  seiner  Rache- 
übung nachzuweisen.  Das  Gericht  befaßt  sich  vielmehr  mit 
der  zweiten  Möglichkeit  des  damaligen  Rechtslebens  unter  der 
Herrschaft  der  Blutrache,  nämlich  damit,  daß  die  Blutrache 
durch  Zahlung  der  Buße  abgelöst  wurde  in  den  Fällen,  wo 
der  Verletzte  bzw.  zur  Rache  Berechtigte  sich  nicht  rächen 
konnte  oder  wollte.     Bei  dieser  zweiten  Möglichkeit,   also  bei 
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Bußzahlung  statt  Racheübung,  blieb  nach  dem  Recht  der  ältesten 
Redaktion  die  Festsetzung  der  Buße  nicht  dem  freien  Einver- 
nehmen der  beiden  Parteien  überlassen,  sondern  auch  bei  Vor- 
handensein des  Leichnams  bzw.  von  Wunden  als  Merkmalen  der 
erlittenen  Verletzung  und  noch  mehr  beim  Mangel  solcher 
Merkmale  mußte  der  Verletzte  seine  Ansprüche  auf  Buß- 
zahlung vor  Gericht  geltend  machen,  sei  es  durch  Aufzeigen 
des  Leichnams  bzw.  der  Wunden,  sei  es  durch  Beibringung 
eines  Augenzeugen  der  Tat.  Dann  tritt  die  vom  Gericht  nach 
herrschender  Sitte  bzw.  Rechtsgewohnheit  festzusetzende  Buße 
in  bestimmter  Höhe  ein^);  der  Verletzte  darf  nur  diese  ver- 
langen, der  Täter  ist  nur  diese  zu  zahlen  verpflichtet.  Mit  der 
Annahme  des  Bußgeldes  durch  den  Verletzten  bzw.  bei  der 
Tötung  durch  die  empfangsberechtigten  Hinterbliebenen  „hat 
die  Sache  ein  Ende",  der  Verletzte  bzw.  der  empfangsberech- 
tigte Hinterbliebene  darf  sich  nicht  trotz  erhaltener  Buße  später 
noch  an  dem  freien  Mann  tätlich  rächen,  wie  das  nach  I,  23 
dem  freien  Mann  gegenüber  dem  Sklaven  zusteht.  Kann  der, 
der  Anspruch  auf  Bußzahlung  vor  Gericht  erhebt,  beim  Fehlen 
von  körperlichen  Merkmalen  der  erlittenen  Verletzung  den 
Nachweis  dieser  Verletzung  durch  einen  Augenzeugen  der  Tat 
nicht  vor  dem  Gericht  leisten,  dann  hat  die  Sache  gleichfalls 
ein  Ende. 

Somit  sehe  ich,  zunächst  in  I,  1 — 12,  im  wesentlichen 
eine  Zusammenstellung  von  Bußtaxen  für  Tötung  und  Körper- 
verletzung; es  ist  ein,  privaten  Aufzeichnungen  seine  Existenz 
verdankendes,  Art  Handbuch  für  Festsetzung  des  Wergeides, 
der  Kompositionen, 

Allerdings  liegt  nun  in  dem  ersten  Hauptteil  der  ältesten 
Redaktion,  so  wie  wir  ihn  jetzt  übersehen,  eine  gewisse  Ein- 
schränkung der  Blutrache.     Sie  ist,    was  ihre  Ablösung  durch 


^)  Vgl.  dazu  Schroeder,  Rechtsgeschichte  S.  81:  ^Die  Höhe  des 
Sühngeldes  unterlag  der  freien  Vereinbarung;  hatte  sich  der  Verletzte 
aber  an  das  Gericht  gewendet,  so  erfolgte  die  Festsetzung  wohl  stets 
durch  Gerichtsurteil." 
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Bußzahlung  angeht,  einmal  an  bestimmte  Formen  des  Nach- 
weises der  Berechtigung  zur  Racheübung  und  ferner  an  die 
gewohnheitsrechtlich  festgesetzte  Höhe  der  Bußsumme  gebun- 
den. Aber  wir  müssen  dabei  festhalten,  daß  der  Grundsatz 
der  Privatrache,  der  Privatbestrafung  der  Tat,  wenn  man  so 
will,  durchweg  anerkannt  ist.  Es  sind  keine  staatlichen  Strafen, 
um  die  es  sich  in  der  ältesten  Redaktion  handelt,  es  ist  immer 
nur  privater  Ersatz  für  den  Verzicht  —  sei  dieser  ein  ganz 
freiwilliger  oder  durch  die  Umstände  gebotener  —  auf  die 
Ausübung  tätlicher  Rache. 


§  8.   Erklärungen  zu  den  Bestimmungen  über  Eigentums- 
verletzung, I,  15—21. 

Bei  den  Bestimmungen  über  die  Eigentumsverletzungen, 
sei  es,  daß  sie  in  unberechtigter  Wegnahme  und  Gebrauchs- 
anmaßung einer  Sache  bestehen,  sei  es  in  derem  unerlaubten 
Zurückbehalten,  wie  bei  geliehenem  Geld,  haben  wir  die  nach 
I,  15,  16,  17,  20  zu  zahlende  Summe  von  3  Grivna  verglichen 
mit  der  germanischen  dilatura,  der  „Verzugstrafe  für  die  dem 
Berechtigten  auferlegte  Entbehrung"  ^).  Auch  davon  war  schon  in 
anderem  Zusammenhang  oben  S.  317,  323  f.  die  Rede,  daß  dieser 
Ersatz  recht  hoch  ist,  daß  er  z.  B.  bei  Gebrauchsanmaßung 
des  Pferdes  in  I,  16  nach  dem  in  II,  9  mitgeteilten  Wert  des 
Pferdes,  den  vollen  Wert  des  Pferdes  ausmacht.  Zur  Erklärung 
dieser  Stelle  I,  16  bzw.  der  Bestimmungen  über  den  Ersatz 
können  wir  die  Verträge  des  Russen  mit  den  Griechen  bei- 
ziehen. Dem  Resultat,  d.  h.  der  zu  leistenden  Buße  nach  paßt 
ganz  genau  zu  I,  16  eine  Bestimmung  im  Vertrag  Igors  von 
945,  §  6.  Sie  handelt  zwar  nicht  von  Gebrauchsanmaßung, 
sondern  direkt  vom  Diebstahl,  aber  dieser  letztere  ist  ja  hin- 
sichtlich  seiner  Wirkung   eine   der   Gebrauchsanmaßung   nahe 


^)  Schroeder,  Rechtsgeschichte  S.  357. 
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verwandte  Straftat.  Wir  hören  da^):  „wenn  es  sich  ereignet, 
daß  ein  Russe  dem  Griechen  oder  ein  Grieche  dem  Russen 
etwas  stiehlt,  so  ist  billig,  daß  er  dasselbe  nicht  allein  zurück- 
gebe, sondern  auch  dessen  Wert".  Also  hier  Rückgabe  des 
Gestohlenen  und  von  dessen  Wert;  in  I,  16  Rückgabe  des  un- 
erlaubterweise gebrauchten  Pferdes  und  Zahlung  von  3  Grivna, 
die  nach  II,  9  den  Wert  des  Pferdes  ausmachen.  Allerdings 
finden  wir  im  Vertrag  Igors  auch  einen  doppelten  Ersatz.  Die 
Fortsetzung  unserer  Stelle  lautet  nämlich^):  „Si  la  chose  volee 
a  6te  vendue,  il  paiera  le  double  du  prix  et  il  sera  puni 
suivant  la  loi  grecque  et  suivant  la  couturae  et  la  loi  russe."  Und 
die  unmittelbar  vorhergehende  Bestimmung  §5  besagt:  „Si  un 
Russe  essaie  de  prendre  quelque  chose  chez  le  peuple  de  notre 
empereur,  il  sera  puni  fortement  et  paiera  le  double  de  ce  qu'il 
aura  pris"  etc.  Eine  andere,  noch  größere  Buße  bestimmt  der 
Vertrag  Olegs  von  911,  §  6^).  Es  ist  da  gleichfalls  von  Dieb- 
stahl die  Rede.  Der  ertappte  Dieb,  der  sich  zur  Wehr  setzt, 
darf  straflos  erschlagen  werden,  wird  er  dagegen  von  den 
Bestohlenen  gefangen  und  gebunden,  so  soll  er  —  wie  Ewers 
die  Stelle  wiedergibt  —  „zurückgeben,  was  er  zu  vollführen 
wagte  und  soll  es  dreifach  tun",  wie  Leger  übersetzt:  „^1  rendra 
le  triple  de  ce  qu'il  a  vole'^*).  Also  in  Igors  Vertrag  ist  von 
doppeltem  Ersatz  die  Rede,  in  dem  Olegs  von  dreifachem. 
Vladimirskij-Budanov  ^)    sucht   diese   Differenz   dadurch   auszu- 

^)  Bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  15,  Uebersetzung 
von  Ewers,  Recht  der  Russen  S.  166.  Zur  Erklärung  siehe  Sergeevic,  Vor- 
lesungen S.  631. 

^)  Ich  wähle  hier  die  richtigere  Uebersetzung  von  Leger,  L.:  Chro- 
nique  dite  de  Nestor,  Paris  1884,  S.  38,  der  besten  Uebersetzung,  die  wir 
überhaupt  von  der  Laurentiuschronik  besitzen. 

^)  Bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  4. 

^)  Recht  der  Russen  S.  148,  Chronique  dite  de  Nestor  S.  26,  andere 
Uebersetzung  bei  Schlözer,  Nestor  III,  318:  „so  soll  er  gebunden  werden 
und  das,  was  er  sich  zu  (stelen)  erfrecht  hat,  zurück  und  noch  3  mal 
80  viel  dazu,  geben."  Ich  halte  diese  Uebersetzung  für  unrichtig. 
Zur  Erklärung  siehe  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  640. 

^)  Chrestomathie  I,  S.  15  ^^ 
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gleichen,  daß  er  annimmt,  im  Vertrag  Igors  drohe  dem  Dieb 
außer  dem  doppelten  Ersatz  noch  Kriminalstrafe  entsprechend 
den  Gesetzen  der  beiden  vertragschließenden  Nationen.  Das 
„russische  Gesetz**  oder  die  „russische  Verordnung",  die  in 
Igors  Vertrag  genannt  sind,  braucht  nicht  im  Sinne  eines 
förmlich  erlassenen  Gesetzes  verstanden  zu  werden;  wir  finden 
das  Wort  „Gesetz"  =  zakon  im  Altrussischen  auch  in  der  Be- 
deutung von  Rechtsgewohnheit  angewendet.  Soll  nun  mit  dieser 
Bezeichnung  unsere  älteste  Redaktion  geraeint  sein?  Möglich 
wäre  das  ja  dem  Alter  nach,  das  wir  für  die  älteste  Redaktion 
anzunehmen  haben,  und  zu  dessen  ungefährer  Bestimmung  ich 
oben  §  6,  S.  398  f.  schon  einiges  beigebracht  habe.  Aber  die 
älteste  Redaktion  redet  gar  nicht  von  Diebstahl  im  eigentlichen 
Sinne  dieser  Straftat,  wenigstens  gebraucht  sie  das  Wort  Dieb- 
stahl =  tat'ha  nicht.  Indes  läßt  sich  I,  17  ebensogut  von 
Diebstahl  als  von  Gebrauchsanmaßung  auffassen,  so  daß  die 
Worte  im  Vertrag  des  Igor  auf  unsere  älteste  Redaktion  be- 
zogen werden  können.  Immerhin  kann  man  den  Umstand,  daß 
die  älteste  Redaktion  nicht  förmlich  vom  Diebstahl,  unter  An- 
wendung des  Namens  tat'ba^  spricht,  sondern  nur  ihm  ver- 
wandte Delikte,  wie  I,  17,  erwähnt,  dafür  verwerten,  daß  der 
Autor  der  ältesten  Redaktion,  worauf  ich  gelegentlich  oben 
S.  408,  410  schon  hinwies,  keine  eigentliche  Gesetzessammlung, 
die  alle  möglichen  Straftaten  vollständig  aufzählt,  verfassen 
wollte,  sondern  daß  er  eine  Zusammenstellung  einer  Reihe  öfter 
sich  ereignender  Rechtsverletzungen,  wesentlich  unter  dem  Ge- 
sichtspunkt der  für  sie  zu  entrichtenden  Buße,  darbietet. 

Den  Eingang  von  I,  19,  asce  gde  vzy^ef  na  druzi  ]f)roce^ 
habe  ich  oben  übersetzt:  „wenn  jemand  wo  bei  einem  anderen 
eine  Schuld  einfordert."  Ewers  ^)  bietet:  „aber  wo  man 
übrigens  an  einem  anderen  sucht"  .  .  .  und  erklärt  das 
„übrigens"    mit:    „d.   h.    außer   dem".      Mrocek-Drozdovskij  2) 


^)  Recht  der  Russen  S.  269,  272  ^K 
2)  Untersuchungen  1885,  S.  250. 
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gibt  proce  wieder  mit  vpred  =  fernerhin,  in  Zukunft.  Srez- 
nevskij  ^)  faßt  an  unserer  Stelle  2>^oce  als  ostatoJc  =  Rest  auf, 
was  auf  die  Restschuld  zu  deuten  ist.  Für  die  Deutung  von 
proce  als  Schuld  spricht,  daß  in  der  Parallelstelle  III,  58  direkt 
Geld  gesagt  ist:  „wenn  jemand  Geld  (kun)  von  einem  andern 
einfordert"  ^).  Nachdem  wir  aber  oben  §  5,  S.  374  tf.  die  Be- 
stimmung I,  18  als  einen  nicht  zum  ursprünglichen  Bestand 
der  ältesten  Redaktion  gehörigen  Zusatz  erkannt  haben,  sei 
noch  auf  eine  andere,  vielleicht  mögliche  Deutung  von  proce 
hingewiesen.  Nämlich:  proce  bedeutet  aus  dem  Eigentum,  das 
einem  genommen  bzw.  hier  in  I,  19  nicht  zurückgegeben  wird, 
einfach  „das  übrige",  was  in  I,  15,  16,  17  noch  nicht  erwähnt 
ist.  So  würde  sich  I,  19  mit  dem  Wort  „das  übrige",  d.  h.  das 
bisher  nicht  genannte,  unmittelbar  an  I,  15,  16,  17  anschließen. 
Gemeint  ist  mit  dem  „übrigen"  natürlich  das  vorher  noch  nicht 
genannte  Geld,  das  ja  in  I,  20  ausdrücklich  als  solches  mit 
dem  allgemeinen  Wort  sJcot  bezeichnet  ist. 

In  I,  19  ist  die  Rede  von  dem  „Nachweis  vor  zwölf 
Männern".  Welche  Rolle  haben  diese  zwölf  Männer? 
A.  V.  Reutz  ^)  meinte,  „diese  zwölf  Männer  waren  nicht  öffent* 
liehe  Richter,  sondern  wahrscheinlich  frei  von  beiden  Parteien 
erwählte  (vielleicht  sechs  von  jeder  Seite).  Wer  mit  ihrer 
Rechtfindung  unzufrieden  war,  mogte  zu  dem  Fürsten  oder 
seinem  Richter  gehen."  An  eine  je  zur  Hälfte  von  beiden 
Parteien  gewählte  Körperschaft  denkt  auch  Bestushew- 
Rjumin*),  aber  doch  an  ein  förmliches  Gericht:  „Jaroslavs 
Pravda  zeigt  uns  in  einem  Fall  dies  Schiedsgericht:  leugnet 
jemand  eine  Schuld  ab,  so  richten  zwölf  Mann,  vielleicht  sechs 
von  jeder   Partei."     Man   fand   in   diesem    Schiedsgericht    der 


1)  Materialien  II,  Sp.  1606. 

2)  Vgl.  Kalacov,   Einleitung  S.  223,   §  CXXXVl  die  Variante  skota 
=  Geld. 

^)  Versuch  über  die  geschichtliche  Ausbildung  der  russischen  Staats- 
und Rechtsverfassung,  Mitau  1829,  S.  84,  dazu  S.  85  ^. 
'»)  Geschichte  Rußlands  I,  S.  168. 
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zwölf  Männer  auch  einen  Beweis  für  den  germanischen  Cha- 
rakter des  Russischen  Rechtes  ^).  Hier  ist  indes  kein  Anlaßt 
die  Frage  nach  diesem  fremdländischen  Ursprung  des  Russi- 
schen Rechtes  genauer  zu  behandeln,  ich  komme  weiter  unten, 
§  18,  auf  diese  ältere  Schule  russischer  Forscher  zu  sprechen. 

Andere  Erklärer  des  Russischen  Rechtes  sehen  hier  die 
Existenz  und  Funktion  eines  Gemeindegerichts  und  ich 
schließe  mich  dieser  Anschauung  an.  Ewers  ^)  erblickt  in  den 
zwölf  Männern,  „da  die  ganze  Gemeinde  an  einer  solch  ver- 
wickelten Ausweisung  nicht  teilnehmen  konnte,  einen  Aus- 
schuß derselben,  der  groß  genug  war,  sie  gewissermaßen  re- 
präsentieren zu  können.  Dieses  sind  hier  die  zwölf  Männer^ 
der  Ursprung  der  Jury."  Mrocek-Drozdovskij  ^)  spricht  direkt 
vom  „Gericht  der  zwölf  Männer".  Die  Gemeinde,  sagt 
Vladimirskij-Budanov  ^) ,  entscheidet  zur  Zeit  des  Russischen 
Rechtes  Kriminalklagen,  IIJ,  6  —  10,  ihre  Vertreter  urteilen 
über  Forderungen,  die  aus  Verträgen  entstehen,  wie  in  I,  19,  20. 
Und  speziell  zu  unserer  Stelle  bemerkt  Vladimirskij-Budanov,. 
die  Kommission  der  Zwölf  besteht  aus  den  Zeugen  des  abge- 
schlossenen Abkommens,  die  zu  gleicher  Zeit  Richter  über 
dieses  Abkommen  sind  ^). 

Wir  haben  also  hier  ein  Gemeindegericht  vor  uns^),    von 


^)  Ueber  diese  Frage  vgl.  die  langen  Ausführungen  in  den  unten 
§17  zum  Gerichtsgesetz  Kaiser  Konstantins  angegebenen  Werken  von 
Suvorov  und  Pavlov. 

2)  Recht  der  Russen  S.  285. 

3)  Untersuchungen  1885,  S.  172. 

4)  üebersicht  S.  610. 

^)  Chrestomathie  I,  S.  29  ^^,  vgl.  über  die  Zeugen  als  Richter- Ver- 
mittler in  Zivilprozessen  Rozkov,   Abriß  S.  317;   zu  unserer  Stelle   auch 

HaxMaHt,  C. :   0  cyÄCBHHX'B  ;^0Ka3aTeJILCTBax'b  no  /ipesHeMy  pyccKoiuy  npasy,    npenuymecTBeHHO 
^paffi;^aHCKOMy,  Bt  HCiopHMecKOM'b  hx-b  pasBHxin,  MocKBa  1851,   S.  122  f. 

^)  Ueber  Fortdauer  des  alten  Gemeindegerichts  in  jüngerer  Zeit, 
hervorgegangen  aus  dem  Wunsch,  die  alten  Rechtsgewohnheiten  gegen- 
über willkürlichen  Entscheidungen  staatlicher  Richter  festzuhalten,  über 

das    alte    Institut     „C-yÄHHXI.    Myaeü"    H.-III    „^iaOBajII)HHKOB■I.''    T.  e,  BBlÖOpHHXX    OT-b    3eMlIJ,HHLI 
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einem  Gericht  des  Fürsten,  das  wir  in  der  zweiten  und  dritten 
Redaktion  treffen,  ist  hier  noch  nicht  die  Rede.  Die  Aufgabe 
des  Gerichts  ist,  wie  oben  S.  403  ff.  schon  bemerkt,  die,  den 
Rechtsanspruch  des  Klägers  anzuerkennen.  Das  geschieht  bei 
den  Eigentumsvergehen,  wie  wir  es  oben  bei  der  Tötung  und 
den  Körperverletzungen  gesehen  haben ,  dadurch ,  daß  das 
Gericht  die  nach  Gewohnheitsrecht  zu  zahlende  Buße  festsetzt, 


jiüvch,  npiicycTByiomux'B  na  cyA'fe  KHaaecKHXi  yiipaBHie^eft  ii  npoBoar.Taniaioimixi  s^icB  xpaH^r- 
u\\aca    Bü    Hapo,inux'B    Jiaccax'B    HopMii    oÖMiHaro    npaßa"     siehe     Zagoskin ,     Rechts- 

geschichte  I,  S.  446,  dazu  Sergeevic ,  Vorlesungen  S.  301,  307.  Eine 
moderne  Art  Neubelebung  des  alten  Gemeindegerichts  ist  das  Volost- 
gericht,  wie  Alexander  II.  bei  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  1861  es 
einführte.  Palme,  A. :  Die  Russische  Verfassung,  Berlin  1910,  S.  51  sagt 
darüber:  „In  der  Gerichtsbarkeit  werden  die  Bauern  besonderen  bäuer- 
lichen Gerichten  unterstellt.  Die  Organisation  dieser  Gerichte  ist  im 
allgemeinen  die,  daß  von  den  zu  einem  Bauernbezirke  (volost)  gehörenden 
Dorfgemeinden  jährlich  vier  bis  zwölf  Richter  aus  der  Zahl  der  unbe- 
scholtenen Hausvorstände  gewählt  werden.  Diesem  Gericht  unterstehen 
Zivilstreitigkeiten  bis  zu  100  Rubeln  und  die  Strafgerichtsbarkeit  für 
geringere  Vergehen.  Bei  letzteren  kann  das  Volostgericht  die  Schuldigen 
J.  zur  Ableistung  öffentlicher  Arbeiten  bis  zu  6  Tagen,  2.  zu  Geldstrafen 
bis  zu  3  Rubeln  oder  3.  zu  Haft  bis  zu  7  Tagen  und  4.,  sofern  sie  wegen 
Alter,  Gebrechen,  Geschlecht  nicht  von  den  Körperstrafen  eximiert  sind, 
zu  einer  Strafe  bis  zu  20  Rutenschlägen  verurteilen.  Das  Volost- 
gericht urteilt  nach  „Gewohnheitsrecht"  oder  nach  eigenem 
Ermessen;  ist  also  an  keinerlei  gesetzliche  Vorschriften  gebunden,  seine 
Urteile  sind  in  den  Grenzen  seiner  Kompetenz  endgültig."  lieber  neuere 
Gesetzentwürfe  (von  1910),  deren  Annahme  zur  Aufhebung  der  Volost- 
gerichte  führen  wird ,  siehe  Palme  S.  147.  Als  Parallele  zu  unserem 
Gemeindegericht  in  der  ältesten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  wäre 
aus  der  ältesten  schwedischen  Rechtsverfassung  beizuziehen  Lehmann, 
Königsfriede  S.  13:  „Die  Gesetzgebung  und  Urteilsfindung  liegen  im 
vollsten  Umfang  bei  den  Bauern"  und  Beauchet:  Etüde  sur  les  sources 
du  droit  suedois  jusqu'au  XV  siecle  in  Nouvelle  Revue  etc.  1890, 
Bd.  XIV,  5,  S.  722 :  „l'election  du  laghman  n'avait  pas  besoin  d'etre  sanc- 
tionnee  par  le  roi,  de  sorte  que  ce  magistrat  etait  entierement  Thomme 
du  peuple."  Ueber  die  altrussische  Gemeindeversammlung  und  deren 
Ausschuß,  die  „Aeltesten,  Greise",  mit  ihrer  Tätigkeit  in  Gericht  und 
Verwaltung  siehe  Hrusevs'kyj,  Geschichte  I,  S.  368,  409.  541. 
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wobei  natürlich  vorausgesetzt  ist,  daß  der  Eigentümer  auch  in 
dem  Fall  von  I,  19 — 20  sein  Eigentum  zurückerhält,  wie  das 
in  I,  15,  17  eigens  beigesetzt  ist. 

Das  Hauptgewicht  scheint  mir  also  auch  in  dieser  zweiten 
Hauptabteilung  der  ältesten  Redaktion,  die  von  den  Eigentums- 
verletzungen handelt,  auf  Bestimmung  der  Ersatzsumme  gelegt 
zu  sein;  die  älteste  Redaktion  halte  ich  also  in  ihren  beiden 
Hauptteilen  im  wesentlichen  für  eine  Zusammenstellung  von 
Bußtaxen,   für    eine   Art  Handbuch    der  Kompositionssummen. 

§  9.    Gemeindegericht  nicht  Fürstengericht,   die  älteste 
Redaktion  älter  als  Yladimir  (980—1015). 

Also  eine  Mitwirkung  des  Fürsten  sowohl  bei  der  Gesetz- 
gebung als  bei  der  Rechtsprechung  treffen  wir  in  der  ältesten 
Redaktion  noch  nicht,  während  wir  sie  in  der  zweiten  und 
dritten  Redaktion  vorfinden. 

Weist  uns  das  nun  für  die  Entstehung  und  Geltung  der 
ältesten  Redaktion  nicht  auf  eine  Zeit  hin^  wo  in  Rußland,  wie 
auch  sonst  bei  den  Slaven,  noch  nicht  die  allmählich  erstarkte 
Fürstenmacht  auf  dem  Gebiet  der  Rechtsetzung  und  Recht- 
sprechung den  Sieg  über  die  alten  Rechtsgewohnheiten  des 
Volkes,  der  Gemeinde  davongetragen  hatte?  Läßt  uns  das  die 
älteste  Redaktion  nicht  verfaßt  erscheinen  zu  einer  Zeit,  wo 
die  russischen  Fürsten  noch  vorwiegend  Heerführer,  Verteidiger 
des  Volkes  nach  außen  waren,  Verwalter  des  Landes,  Schützer 
des  Volkes  vor  Unruhen  im  Inneren,  während  auf  dem  Gebiet 
der  Rechtsprechung  das  Volk,  die  Gemeinde  noch  selbst  sich 
leitete?  Selbst  für  die  Zeit,  als  schon  die  zweite  und  dritte 
Redaktion  des  Russischen  Rechtes  in  Kraft  waren,  nimmt  man 
ja  an,  daß  die  gesetzgeberische  Tätigkeit  der  Fürsten  keine 
ständige  und  organisierte ,  daß  sie  eine  seltene  Erscheinung 
war,  keinen  schöpferischen  Charakter  trug,  daß  sie  ihren  Inhalt 
aus  den  herrschenden  Rechtsgewohnheiten  nahm  und  daß  bei 
der  Rechtsprechung  wie  Verwaltung  für  die  Fürsten  das  finan- 

Zeitsclirift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXIV.  Band.  27 
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zielle    Interesse,    die   Erhebung   von   Strafgeldern   im  Vorder- 
grund stand  ^). 

Wir  haben  aus  den  Anfangszeiten  russischer  Geschichte 
wenig  Nachrichten  über  die  Tätigkeit  der  ersten  russischen 
Fürsten,  v.  Reutz^)  sagt  nicht  mit  Unrecht:  „ob  gleich  von 
Anfang  an  der  Fürst  als  Richter  über  das  Volk  und  daher 
auch  seine  Statthalter  und  Eingesetzte  als  Richter  sich  führten^ 
ist  schwer  in  der  Geschichte  zu  verfolgen.  Aus  dem  Rat,  den 
die  Bischöfe  angeblich  Vladimirn  gaben,  die  Mordtaten  peinlich 
zu  bestrafen  [er  wird  uns  in  §  11  näher  beschäftigen],  scheint 
hervorzugehen,  daß  sie  seine  richterliche  Gewalt  in  Anspruch 
nahmen.  Aber  es  kommt  hier  in  Betracht,  daß  es  eigentlich 
das  Volk  ist,  welches  den  Fürsten  als  Richter  angeht  und  daß 
in  der  ältesten  Zeit  sich  dieser  wenig  um  Rechtsverletzung 
und  Gewalttat  bekümmert,  wenn  es  nicht  seinen  Nächsten  und 
Angehörigen  betraf." 

Wir  brauchen  hier  nicht  einzugehen  auf  die  verschiedenen 
Theorien  über  die  innere  Organisation  der  Slaven  mit  ihren 
Schlagworten:  Geschlecht,  Gemeinde,  Familiengeraeinde ^),  wir 
können,  Avie  gesagt,  nur  feststellen,  daß  in  der  ältesten  Re- 
daktion des  Russischen  Rechtes  einerseits  der  Fürst  weder  als 
Gesetzgeber  noch  als  Richter  erwähnt  wird,  anderseits  wir  nur 
von  einem  Gericht  der  Gemeinde,  vermutlich  der  Aeltesten  aus 
ihr,  die  wir  in  §  11  auch  bei  Vladimirs  Rechtsreform  als  seine 
Berater  antreffen  werden,  hören. 

Es  ist  bedauerlich,  daß  uns  die  russischen  Geschichts- 
quellen so  wenig  deutliche  Antwort  geben  auf  die  Frage  nach 
der  Stellung  und  der  Tätigkeit  der  Fürsten.  Manche  Forscher 
kommen  dadurch  in  Versuchung,  zu  sehr  mit  Parallelerschei- 
nungen über  den  Umfang  und  die  Entwicklung  der  Fürsten- 
macht bei  anderen,  auch  nichtslavischen  Völkern   zu   operieren. 


^)   PoacKOBT.,  H. :  063opi>  pyccKofi  iicxopiu  et  coi\iojiorHHecKOu  toiku  spinia,  2.  Aufl.^ 

MocKBa  1905,  I,  S.  81,  91,  zitiert  als  Rozkov,  Uebersicht. 
2)  Versuch  S.  64. 
^)  Siehe  darüber  Hrusevs'kyj;  Geschichte  I,  S.  607  ft. 
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Und  doch,  wenn  uns  die  Chroniken  über  eine  Seite  der  fürst- 
lichen Tätigkeit  öfter  berichten,  liegt  es  nahe  anzunehmen, 
daß  sie  das  auch  über  die  andere,  nämlich  die  gesetzgebende 
und  richterliche  tun  würden,  wenn  diese  ebenso  ausgebildet 
wäre  wie  jene  andere.  Von  den  Fürsten  als  Heerführern, 
Verteidigern  des  Landes  gegen  äußere  Feinde  hören  wir  genug, 
auch  von  ihrer  inneren  Verwaltungstätigkeit,  von  der  Er- 
hebung von  Abgaben  beim  Volk  wird  uns  berichtet;  nur  von 
ihrem  Amt  als  Gesetzgeber  und  Richter  erfahren  wir  bis  auf 
die  Zeiten  Vladimirs  nur  Weniges  und  Undeutliches. 

Den  Schutz  gegen  den  äußeren  Feind,  gegen  die  Polovcer, 
stellen  bei  Berufung  des  Fürsten  die  Kiever,  z.  B.  nach  dem 
Bericht  der  Hypatiuschronik  aus  dem  Jahre  1154 1),  in  den 
Vordergrund,  allerdings  mag  in  diesem  Falle  das  Andrängen 
der  Polovcer  auf  die  Entscheidung  der  Kiever  besonders  stark 
eingewirkt  haben.  Auch  das  Motiv  bewegt  z.  B.  nach  der 
Erzählung  der  Laurentiuschronik  aus  dem  Jahr  1175^)  das 
Volk  von  Rostov-SuzdaF  besonders  bei  Auswahl  des  Fürsten, 
daß  sie  in  ihm  einen  Verteidiger  gegen  Eindringen  anderer 
russischer  Fürsten  in  ihr  Land  erlangen  wollen.  Es  ist  also 
in  beiden  Fällen  der  starke  Heerführer,  der  das  Land  vor 
äußeren  Feinden  oder  feindlich  gesinnten  Teilfürsten  anderer 
Gebiete  bewahren  soll,  der  hier  als  Fürst  gewünscht  wird. 
Oder  das  Streben,  die  innere  Ordnung  im  Land  zu  erhalten, 
Volkstumulte  mit  der  Zerstörungs-  und  Plünderungswut,  die 
sie  zeitigten,  zu  vermeiden-,  ist  es,  das  den  Ruf  nach  dem 
Fürsten  laut  werden  läßt,  wie  z.  B.  in  dem  Berichte  der 
Hypatiuschronik  aus  dem  Jahre  1113^),  als  die  Kiever  Vladimir 
Monomach  herbeiriefen.  Und  diese  gleichen  Gründe  wirken  wie 
bei  der  Berufung,  so  auch  bei  der  Absetzung  von  Fürsten  mit. 

Von   richterlicher    Tätigkeit   der   Fürsten   ist  die  Rede  in 


^)  .liT.  no  Hnaxc.  CnncKy  S.  327. 
2)  JliT.  no  JlaBpeHT.  CnncKy  S.  352, 
^)   ÄiT.  no  Hnaxc.  CnncKy  S.  198. 
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dem  Clironikbericht  ^)  des  Jahres  862  über  die  Berufung  der 
Varjagerfürsten.  Wir  erfahren,  daß  die  slavischen  Stämme 
bei  ihren  ständigen  inneren  Wirren  zu  sich  sprechen:  „laßt 
uns  einen  Fürsten  suchen,  der  herrsche  über  uns  und  nach 
Recht  richte,"  und  zu  den  Varjagern  sagen  sie:  „unser  Land 
ist  groß  und  reich,  aber  es  ist  keine  Ordnung  in  ihm,  kommt 
zu  regieren  und  zu  herrschen  über  uns."  Wir  brauchen  ja 
die  Stelle  nicht  als  historisch  getreuen  Bericht  über  jenen  Vor- 
gang anzusehen,  sondern  nur  als  Widerspiegelung  der  allge- 
meinen Zeitmeinung  über  die  früheren  Zustände  Rußlands  bei 
Abfassung  der  Chronik.  Auf  Stellen  wie  diese  fußend,  meint 
z.  B.  Vladimirskij-Budanov  ^) ,  daß  die  fürstliche  Gewalt  not- 
wendig war  für  die  innere  Ordnung,  Verwaltung  und  Gericht. 
Aber  von  solcher  gesetzgebenden  oder  richterlichen  Tätigkeit 
der  Fürsten  vor  Vladimir  bietet  uns  eben  die  Chronik  keine 
deutlichen  Nachrichten.  Bestushew-Rjumin^)  sagt  von  dieser 
Botschaft  der  russischen  Slaven  an  die  Varjager:  „so  ist  die 
Berufung  und  die  Bestimmung  des  Fürsten  klar  gezeichnet,  — 
er  soll  den  streitenden  Gemeinden  Recht  sprechen."  Jedoch 
wir  erfahren  eben  leider  nichts  aus  der  Chronik  über  diese 
Bestimmung  der  Fürsten;  wir  hören  von  ihnen  als  Heerführern 
gegen  äußere  Feinde,  wir  sehen  sie  Ordnung  im  Lande  halten, 
Abgaben  erheben  u.  dgl.,  aber  wir  hören  nichts  von  ihnen  als 
Gesetzgebern  und  Richtern.  Hrusevs'kyj  betont,  daß  im  10.  Jahr- 
hundert die  Gemeinden  ihre  Angelegenheiten  auf  eigene  Faust 
verwalteten  und  nur  dem  Fürsten  Abgaben  leisteten:  „Sogar 
noch  zu  Jaroslavs  Zeiten  (1019 — 1054)  sehen  wir,  daß  der 
fürstliche  virnik  (offenbar  ein  gerichtlicher  oder  finanzieller 
Agent)  nur  periodisch  ins  Land  kommt,  um  wieviel  kleiner 
mußte  der  Anteil  der  zentralen  Gewalt  an  der  Verwaltung  und 
der  Gerichtsbarkeit  des  untergebenen  Landes  ein  Jahrhundert 
früher  gewesen  sein.    Dieser  Anteil  war  offenbar  ein  minimaler 

*)   Mt.  no  JlaBpeHT.  CnncKy  S.  18. 

2)  Uebersicht  S.  41. 

3)  Geschichte  Rußkinds  I,  S.  38. 
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und  existierte  eigentlich  außerhalb  der  Grenzen  der  Stadt,  wo 
der  Fürst  oder  Statthalter  residierte,  und  ihres  nächsten  Um- 
kreises gar  nicht"  ^).  So  muß  auch  Chlebnikov,  der  in  der 
Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  eines  der  ältesten  und  wichtigsten 
Vorrechte  der  fürstlichen  Gewalt  sieht,  zugestehen,  daß  je  weiter 
man  zur  Gründungszeit  des  Staates  heraufkommt,  desto  ge- 
ringere Anwendung  dieses  Vorrechtes  zu  finden  ist  ^). 

Vladimirskij-Budanov  weiß  denn  auch  trotz  seiner  erwähn- 
ten allgemeinen  Annahme  von  der  Notwendigkeit  des  Fürsten 
als  Richters  vorwiegend  nur  von  der  äußeren  Verteidigung  des 
Landes  durch  ihn  zu  reden;  die  Belegstellen,  die  er  für  eine 
gesetzgeberische  und  richterliche  Tätigkeit  beibringt,  führen 
uns  in  die  Zeit  nach  Vladimir,  in  die  Tage  Jaroslavs  und 
seiner  Söhne  und  noch  später.  Aehnlich  sagt  Bestushew-Rjurain^): 
„dem  Volk  war  der  Fürst  Richter  und  Schirmherr;  für  seinen 
Rechtspruch  erhielt  er  als  Lohn  die  Wergelder  und  Straf- 
gelder." Gewiß  erhielt  er  die,  aber  von  ihnen  meldet  uns  erst 
die  zweite  und  dritte  Redaktion  des  Russischen  Rechtes,  noch 
nicht   unsere  älteste.     Bestushew-Rjumin^)  berichtet  auch  von 


^)  Geschichte  I,  S.  438  f.  Die  Frage  nach  der  Bedeutung  des  virnik 
hat  uns  hier  nicht  zu  beschäftigen,  da  er  erst  in  der  zweiten  Redaktion 
II,  24  auftritt.  Ich  führe  nur,  weil  es  sich  hier  um  das  Gemeindegericht 
im  Gegensatz  zum  späteren  Fürstengericht  handelt,  an,  was  Leist,  Alt- 
arisches Jus  civile  II,  S.  219  über  Gerichtsbezirk  bzw.  virnik  sagt:  „Sie 
[die  Gerichtsbezirke]  stehen  unter  Leitung  des  Richters  (wernik),  der  die 
vielfachen  über  die  Wergeidszahlung  sich  erhebenden  Streitigkeiten  unter 
seiner  Kognition  hat.  Das  Kompositionengericht  ist  demnach  der  Ort, 
wo  vorzugsweise  die  Ordale  zur  Anwendung  kommen.  Wir  werden  unter 
diesen  wernik-Gerichten  die  reguläre  au  Stelle  der  alten  Blutrache  ge- 
tretene Volksgerichtsbarkeit  (entsprechend  der  germanischen  Centgerichts- 
barkeit) zu  denken  haben,  in  die  die  Großfürsten  zunächst  einzugreifen 
nicht  gewagt,  an  deren  Stelle  sie  dann  aber  großfürstliche  Gerichte  ge- 
setzt haben." 

2)  XüiöHiiKOBx ,  H. :  OömecTBO  h  Focy^apcTBO  Et  iiOiMOHro.iLCKiii  nepio/ix  TyccKoa" 
HcTopiH,  CII6.   1872,   S.  112. 

3)  Geschichte  Rußlands  I,  S.  81. 
*)  Geschichte  Rußlands  I,  S.  73. 
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der  Verteilung  von  Städten,  die  Rjurik  an  seine  Gefolgsmannen 
vornahm  und  sagt  dabei  von  den  Warägerfürsten:  „den  tüch- 
tigsten Leuten  ihrer  Gefolgschaft  treten  sie  einen  Teil  ihrer 
Rechte  ab,  —  in  gewissen  Provinzen  Recht  zu  sprechen  und 
Abgaben  zu  erheben."  Aber  die  Chronik  erzählt  lediglich  von 
Verteilung  der  Städte  und  spricht  nichts  von  Rechtsprechung 
in  diesen.  Sollte  es  auch  wirklich,  wenn  wir  diese  Erzählung 
als  historisch  treuen  Bericht  ansehen  wollen,  diesen  fremden 
Generalen  so  leicht  gewesen  sein,  die  alten  Rechtsordnungen 
plötzlich  zu  ändern ,  die  Rechtsprechung  an  sich  zu  ziehen  ? 
Man  darf  eben  nicht,  wenn  Quellenstellen  als  Beleg  fehlen. 
Zustände  und  Vorkommnisse  späterer  Zeit  in  frühere  Tage 
zurückdatieren ;  das  gilt  auch  hier,  wo  man  zugestehen  muß, 
daß  die  Frage  nach  der  richterlichen  Gewalt  der  Fürsten  sehr 
schwierig  ist,  weil  die  Unterlagen  für  ihre  Beantwortung  un- 
genügend sind  ^). 

Infolge  des  Mangels  an  Quellennachrichten  über  eine  ge- 
setzgebende und  richterliche  Tätigkeit  der  ersten  russischen 
Fürsten  können  wir  also  eine  solche  Tätigkeit  dieser  Fürsten 
nicht  von  vorneherein  als  sicher  annehmen.  Bei  den  Slaven 
wird  sich,  wie  bei  anderen  Völkern,  das  Recht  aus  der  stän- 
digen Uebung  der  Sitte  entwickelt  haben,  es  herrschten  bei 
ihnen  die  Volksgewohnheiten.  Daß  der  Fürst  in  die  Rechts- 
gewohnheiten des  Volkes  eingreift,  die  gesetzgebende  und 
richterliche  Gewalt  an  sich  zieht,  ist  schon  ein  Zeichen,  daß 
die  fürstliche  Macht  im  Volk  bedeutend  erstarkt  ist.  Mit  dem 
ersten  Uebergang  eines  Volkes  von  Gemeindeverfassung  zu 
einer  Art  Monarchie,  zu  Fürstenherrschaft,  läßt  das  Volk  nicht 
sofort  seine  alten  Rechtsgewohnheiten  fallen.  Das  geschieht 
erst,  wenn  eine  ganze,  fremde  Kultur  durch  den  Fürsten  in 
sein  Land  übertragen  wird,  wenn  das  innere  Leben  des  Volkes 
sich  nach  fremdem  Vorbild  umzugestalten  beginnt.  Für  Ruß- 
land ist  dieser  Prozeß  identisch  mit  der  allgemeinen  Einführung 


')  Chlebnikov  S.  114. 
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des  Christentums,  mag  man  sich  diese  wie  immer  auch  vor- 
stellen. Mit  den  amtlichen  Vertretern  des  Christentums,  den 
griechischen  Geistlichen,  kam  auch  die  ganze  byzantinische 
Kultur  und  als  Stück  von  ihr  die  mit  christlichen  Anschauungen 
durchsetzte  Rechtsprechung  nach  Rußland.  Das  geschah  unter 
Vladimir.  Es  ist  also  ganz  erklärlich,  daß  wir  gegenüber  dem 
früheren  Dunkel  der  Quellen  zu  unserer  Frage  die  ersten  deut- 
licheren ,  wenn  auch  nicht  absolut  klaren  Nachrichten  über 
fürstliche  Tätigkeit  im  Rechtsleben,  über  Aenderung  der  bisher 
bestehenden  Rechtsgewohnheiten  unter  Vladimir  finden,  die  wir 
gleich  in  §  11   näher  zu  betrachten  haben  werden. 

Aus  diesen  Erwägungen  gelangen  wir  dahin,  zu  sagen: 
die  älteste  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  repräsentiert  den 
Rechtszustand  und  die  Stufe  der  Gerichtsorganisation,  wie  sie 
vor  Vladimir  und  bis  zu  Vladimir  in  Rußland  herrschten.  Das 
Gericht,  das  nach  den  alten  Rechtsgewohnheiten  entscheidet, 
ist  das  Gemeindegericht,  es  sind  die  I,  19  genannten  zwölf 
Männer,  die  wir  in  dem  Chronikbericht  über  Vladimirs  Rechts- 
reform noch  als  von  ihm  zur  Beratung  beigezogene  Aelteste 
=  starci  finden  werden.  Sie  leiten  die  inneren  Angelegen- 
heiten der  Gemeinde,  vereinigen  also  wohl  Verwaltung  und 
Rechtsprechung  in  einer  Hand;  in  diesen  Dingen  tritt  der  Fürst 
noch  zurück. 

Das  ändert  sich  unter  Vladimir,  um  das  gleich  vorgreifend 
zu  bemerken;  da  treten,  wie  Hrusevs'kyj  sagt,  die  Gemeinde- 
versammlung, die  „städtischen  Greise"  auf  den  zweiten  Plan 
zurück  vor  dem  Fürsten  und  seinem  Gefolge,  welche  das  Ge- 
richt und  die  Verwaltung  in  ihre  Hände  nehmen  ^). 


Geschichte  I,  S.  409. 


Zweiter  Teil. 

Die  altrussische  Rechtsentwicklunar. 


§  10.  Nachrichten  über  russisches  bzw.  slavisches  Rechts- 
wesen Tor  Yladimir  (980—1015). 

Betrachten  wir  mm,  was  wir  an  Nachrichten  über  russi- 
sches bzw.  slavisches  Rechtswesen  vor  der  Zeit  Vladimirs  (980 
bis  1015)  haben.  Das  ist  recht  wenig,  und  die  spärlich  vor- 
handenen Nachrichten  sind  noch  dazu,  nicht  nur  hinsichtlich 
einzelner  ihrer  Worte,  sondern  ihrer  Auffassung  im  ganzen 
nach,  verschiedener  Deutung  fähig. 

Zunächst  kommt  eine  Stelle  aus  dem  Eingang  der  ältesten 
Chronik  in  Betracht.  Da  ist  die  Rede  von  den  slavischen  Be- 
wohnern Rußlands,  den  Poljanen,  Drevljanen,  Radimicen,  Vja- 
ticen  usw.,  und  es  heißt  von  ihnen:  „sie  hatten  ihre  Gewohn- 
heiten und  das  Gesetz  ihrer  Väter  und  Ueberlieferungen,  jeder 
seine  Sitten"  =  imjachu  ho  ohycai  svoi,  i  zalton  otcc  svoich  i 
predanja,  Jiozdo  svoj  nrav^). 

Das  Wort  „Gewohnheit"  =  ohycai  mag  ja  in  erster  Linie 
ihre  allgemeinen  Sitten,  ihre  Lebensgewohnheiten,  die  ihre 
Kulturhöhe  darstellen,  in  sich  begreifen,  wie  denn  nachher  gleich 
die  Rede  ist  von  solchen  Sitten  und  Lebensgewohnheiten  der 
verschiedenen  Stämme,  die  bald  milder  bald  rauher  waren,  so 
z.  B.,  daß  die  Poljanen  still  und  sanft  waren,    die  Drevljanen 


^)  .ÜT.  no  JiaBpeHT.  CnucKy  S.  12;  Leger,  Chronique  dite  de  Nestor,  über- 
setzt: ils  avaient  chacun  leurs  coutumes,  les  lois  de  leurs  ancetres,  leiirs 
traditions  et  leurs  moeurs. 
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dagegen  wie  die  wilden  Tiere  lebten.  Aber  neben  den  „Ge- 
wohnheiten" wird  auch  das  „Gesetz  ihrer  Väter"  =  zakon  otec 
svoich  erwähnt.  Auch  das  kann  den  Sinn  von  allgemeinen 
Lebensgewohnheiten,  vom  Beharren  in  überlieferten  Gebräuchen 
allgemeiner  Art  haben,  wie  es  der  Chronist  in  diesem  Sinne  selbst 
gleich  darnach  anwendet,  wenn  er  von  dem  „Gesetz"  der  Syrer 
spricht,  sich  des  Bösen  in  seiner  verschiedenen  Art  zu  ent- 
halten ^).  Doch  ist  es  auch  möglich,  „Gesetz"  im  engeren 
Sinne  als  Rechtsgewohnheit,  Rechtsbrauch,  nicht  Brauch  über- 
haupt zu  verstehen,  wie  umgekehrt  heute  noch  in  Serbien  das 
Wort  „Gewohnheit"  für  „Gesetz"  angewendet  wird  ^).  Das 
Wort  „Gesetz"  hat  ja  im  Altrussischen  die  Bedeutung  von 
Rechtsgewohnheit  bzw.  Gewohnheitsrecht,  nicht  nur  die  von 
geschriebenem  Recht.  Dann  hätten  wir  in  unserer  Chronik- 
stelle ein  Zeugnis  dafür,  daß  bei  jenen  slavischen  Stämmen 
bestimmte  Rechtsgewohnheiten  sich  von  den  Vätern  her  aus- 
gebildet hatten  und  weiter  überliefert  bzw.  als  „Gesetz"  an- 
erkannt wurden.  So  faßt  z.  B.  Kalacov^)  unsere  Stelle  als 
Beleg  für  die  Existenz  eines  „Rechts",  d.  h.  von  Rechtsgewohn- 
heiten bei  den  Slaven  auf.  Vladimirskij-Budanov"^),  der  unsere 
Stelle  auch  in  diesem  Sinne  versteht,  erachtet  die  in  ihr  ge- 
brauchten Worte  „Gewohnheit",  „Gesetz",  „Ueberlieferung", 
„Sitte"  als  einander  gleichwertig  bzw.  als  das  gleiche  be- 
sagend. Zagoskin '')  dagegen  denkt  bei  „Gesetz  ihrer  Väter" 
im  Gegensatz  zum  allgemeinen  Begriff  „Gewohnheit"  an  be- 
stimmte stärker  hervortretende  Normen  des  Gewohnheitsrechtes. 
Und  in  den  Worten  „jeder  seine  Sitten"  sieht  er  den  Parti- 
kularismus des  Rechts  bei  den  verschiedenen  slavischen  Stämmen 


^)   JliT.  no  JaBpeHT.  Cnnciy  S.  13:   CHpun  .  .  .  aaKOH'L  HiiyTL  otgub  CBOHXt  oÖHqaii : 
He    JHOöoÄiflTii    II    npeJuoßoAiaTH ,    hu    Kpacxa ,    hii  K.TeBexaTii ,  .111  ydniii ,   .111  sjo^iaTii  BeCLwa. 

Vgl.  dazu  auch  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  269. 
^)  So  Zagoskii),  Rechtsgeschichte  I,  S.  462. 
3)  Einleitung  S.  45. 
'»)  Uebersicht  S.  87. 
^)  Rechtsgeschichte  I,  S.  442,  444. 
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Kußhinds  ausgedrückt,  faßt  demgemäß  die  folgende  Beschreibung 
der  bald  sanfteren,  bald  rauheren  Lebensart  dieser  Stämme  als 
Kunde  von  ihren  „Gewohnheiten"  im  engeren  Sinne,  also  von 
ihren   „Rechtsgewohnheiten"   auf. 

Will  man  diese  Deutung  von  „Gesetz"  als  Gesetz  im 
engeren,  eigentlichen  Sinn  dieses  Wortes  zulassen,  dann  kann 
man  mit  Tobien  ^),  w^as  gleich  darnach  in  unserer  Stelle  von 
den  Drevljanen  gesagt  ist,  „sie  erschlugen  einer  den  anderen" 
=  uhivaclm  drug  dritga,  auf  die  Blutrache  beziehen.  Aber 
wie  gesagt,  die  Stelle  ist  im  ganzen  genommen  verschiedener 
Deutung  fähig.  Man  kann  bei  ihren  Worten  wie  speziell  bei 
der  genannten  Bemerkung  über  die  Drevljanen  daran  denken, 
daß  nur  im  allgemeinen  ihre  Lebensgewohnheiten,  bei  den 
Drevljanen  besonders  ihre  Roheit,  geschildert  werden  soll,  wie 
es  ja  von  diesen  letzteren  weiter  heißt,  daß  sie  Unreines  aßen, 
keine  Ehe,  sondern  Entführung  der  Jungfrauen  kannten,  bei- 
des im  Munde  des  christlichen  Mönchschronisten  mit  seinem 
geistigen  Horizont  des  Klerikers  schwerwiegende  Vorwürfe 
gegen  ihre  allgemeine  Sittlichkeit.  Wenn  man  allerdings  die 
Stelle  mit  Tobien  von  der  Blutrache  deutet,  dann  ist  es  nur  kon- 
sequent, daß  man  von  der  Blutrache  als  Rechtsgewohnheit  auch 
die  bald  darauf  folgende  Nachricht  über  die  Polovcer^)  ver- 
steht: „sie  halten  auch  jetzt  noch  das  Gesetz  ihrer  Väter, 
Blut  zu  vergießen  und  rühmen  sich  dessen  noch"  =  zalion 
dersat'  otec  svoich:  Icrov  prolivati^  a  chvaljascesja  o  sich.  Frei- 
lich schließt  sich  auch  hier  bei  den  Polovcern  ähnlich  wie  bei 
den  Drevljanen  die  Bemerkung  unmittelbar  an,  daß  sie  Fleisch 
von  toten  ^)  Tieren  und  aller  Art  Unreines  essen. 

Das   steht   aber,    man  mag  diese  Stellen  deuten  wie  man 


')  Blutrache,  S.  127. 

^)   JliT.  no  JlaBpenT.  CnucKy  S.  15. 

^)  Gemeint  ist  hier  dem  apostolischen  Speisegebot  Act.  15  ^^  ent- 
sprechend: „ersticktes",  in  der  Schlinge  gefangenes,  erwürgtes,  siehe 
Goetz,  Kirchenrechtliche  Denkmäler  S.  293  f. 
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will,  jedenfalls  fest,    daß    die  Slaven  jener  Zeit   die  Blutrache 
übten. 

Weiter  kommt  für  unsere  Frage  in  Betracht  der  vorhin 
S.  420  schon  erwähnte  Chronikbericht  des  Jahres  862  über  die 
Berufung  der  Varjagerfürsten  ^).  Die  Slaven  sprechen  also, 
wie  der  Chronist  den  Vorgang  auffaßt  und  darstellt:  „laßt 
uns  einen  Fürsten  suchen,  der  herrsche  über  uns  und  nach 
Recht  richte"  =^  poiscem  sobe  Jcnja^ja,  ize  hy  volodel  nami  i 
sudil  po  pravu.  Leger ^)  übersetzt:  cherchons  un  prince,  qui 
regne  sur  nous  et  nous  juge  suivant  le  droit".  Schlözer^) 
hat:  „der  uns  regiere,  Ordnung  halte  und  uns  gerecht  richte" ; 
Scherer ^)  bietet:  „der  über  uns  herrsche  und  spreche  uns 
Recht".  Was  heißt  sudil  po  pravu  =  nach  Recht  richten;  be- 
deutet es  „der  uns  richte  nach  dem,  d.  h.  nach  dem  damals 
bestehenden  Recht"  oder  hat  es  allgemeinen  Sinn,  etwa:  „der 
uns  nach  Gerechtigkeit  richte"?  Zagoskin  ^)  meint  ersteres, 
sagt,  der  Konservatismus  des  altrussischen  Rechtes  finde  seinen 
Ausdruck  in  der  Anhänglichkeit  des  Volkes  an  sein  Altertum 
und  führt  als  Beleg  dafür  diese  Worte  unserer  Stelle  an.  Ich 
neige  dazu,  den  zweiten  allgemeinen  Sinn  bei  diesen  Worten 
anzunehmen.  Denn  von  dem  ersten,  spezielleren  d.  h.  von 
einem  Richten  der  Fürsten  nach  dem  bestehenden  Recht  er- 
fahren wir  eben  sonst  nichts  aus  unseren  Quellen;  wir  haben, 
wie  gesagt,  keine  Chronikzeugnisse  für  jene  Zeit  darüber,  daß 
die  Fürsten  Recht  schufen  oder  Recht  sprachen.  Und  wenn 
man  die  Dürftigkeit  der  Quellen  als  Grund  dafür  anführen  will, 
so  steht  dem,  wie  oben  schon  bemerkt,  der  Umstand  entgegen, 
daß  uns  dieselben  Quellen  doch  von  den  Fürsten  als  Heer- 
führern,   als  Landesverteidigern ,    von  Erhebung   der   Abgaben 

^)  Vgl.   zur   Quellenscheidung   bei   diesem  Bericht   niaxMaioB'B ,  A.  A. : 

PaSHCKania  o  ApeBHinniuxi.  pyccKuxi.  jitTonncHLixi.  CBO^axt,  0116.    1908,   S.  289  ff. 

^)  Chronique  dite  de  Nestor  S.  15. 

3)  Nestor  II,  S.  171. 

*)  Nestors  Jahrbücher  der  russischen  Geschichte,  Leipzig  1774,  S.  49. 

^)  Rechtsgeschichte  I,  S.  446. 
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für  die  Fürsten,  von  innerer  Verwaltungstätigkeit  der  Fürsten 
dies  und  jenes  berichten. 

Ebensowenig  wie  wir  klar  und  deutlich  in  der  ältesten 
Chronik  etwas  über  gesetzgebende  oder  richterliche  Tätigkeit 
der  russischen  Fürsten  erfahren,  ebensowenig  tritt  uns  eine 
solche  fürstliche  Wirksamkeit  in  den  Verträgen  Olegs  und 
Igors  mit  den  Griechen  entgegen.  Sehen  wir  sie  einmal  als 
echte  Urkunden  an,  als  Zeugnisse  des  Rechtslebens  der  Russen 
im  10.  Jahrhundert  ^).  In  ihnen  ist  die  Rede  vom  „russischen 
Gesetz",  so  im  Vertrag  Olegs  von  911  §  5  und  Igors  von  945 
§  6  ^).  Darin  können  wir  sehr  wohl  das  russische  Gewohn- 
heitsrecht erblicken^).  Eine  direkte  gesetzgeberische  oder 
richterliche  Funktion  der  Fürsten  wird  nicht  erwähnt ;  was  die 
Verträge  von  den  Fürsten  sagen,  bewegt  sich,  wie  die  sonstigen 
Chronikmeldungen  über  die  Fürsten,  in  den  doppelten  Bahnen 
ihrer  Wirksamkeit  als  Heerführer  und  oberster  Verwalter  des 
Landes,  als  welche  sie  eben  die  Verträge  abschließen.  In 
einzelnen  Punkten  —  so  dunkel  auch  verschiedene  Stellen  der 
Verträge  sind,  so  vorsichtig  man  diese  Verträge  für  Erkenntnis 
des  eigentlichen  altrussischen  Rechtslebens  benutzen  muß  — 
stimmen  die  Verträge  mit  dem  ursprünglichen  Bestand  der 
ältesten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  überein,  so  z.  B. 
was  Wiedererlangung  von,  bzw.  Ersatz  für  gestohlene  Objekte 
betrifft.  Mit  dem  in  den  Verträgen  erwähnten  „russischen  Gesetz" 
kann  also,  wie  ich  schon  früher  bemerkte,  sehr  wohl  das  alt- 
russische Gewohnheitsrecht  direkt  gemeint  sein,  wie  es  uns 
eben  in  der  ältesten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  vorliegt, 
unbeschadet  des  Umstands,  daß  die  Verträge,  wie  Sergeevio^) 


^)  Ueber   ihre   Echtheit   vgl.  Sergeevic,   Vorlesungen  S.  616,   dazu 
S.  620  f.  über  eventuelle  Aenderungen  des  ursprünglichen  Wortlautes. 

2)  Bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  4,  15. 

3)  So  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  631  f.;  Kljucevskij,  Kurs  I,  S.  264  f. 

versteht  speziell  unter  saKom.  pyccKiS,  iie  nepBOÖuTHHfl  »piiAU'iecKifl  oÖHqafl  BOCTOiHMXi» 
ciaBaH'ii,    a  npaBO  ropojtOBofi  Pycii,  c.ioaciiBmecea  iiai.  jiobojiho  pa3H0o6pa3HHxi  9.ieMeflT0BT>  b'b 

IX— XI    BB. 

^)  Vorlesungen  S.  653. 
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will,  gegenüber  dem  herkömmliclien  altrussischen  Recht  ein 
neues  mit  griechischen  Rechtsbegriffen  durchsetztes  Recht  dar- 
bieten. So  sieht  Vladimirskij-Budanov  ^)  die  Bedeutung  der 
Verträge  für  die  innere  Geschichte  der  Quellen  des  russischen 
Rechtes,  obschon  die  Verträge  keine  Normen  für  das  russische 
Recht  aufstellten,  darin,  daß  unter  dem  Einfluß  eines  Volkes 
höherer  Kultur,  der  Griechen,  die  Russen  zum  ersten  Male  ver- 
suchen, die  Normen  ihres  Rechts  in  objektiver  (schriftlicher) 
Form  auszudrücken  und  sich  auf  dieses  Recht  verpflichten.  Er 
denkt  sich  dabei  natürlich,  seiner  ganzen  Auffassung  des 
Russischen  Rechtes  gemäß,  die  Verträge  älter  als  die  erste  Re- 
daktion des  Russischen  Rechtes,  während  ich  umgekehrt  an- 
nehme, daß  die  erste  Redaktion  in  die  Zeit  vor  den  Verträgen 
zurückgeht,  also  den  entsprechenden  Bestimmungen  der  Ver- 
träge zugrunde  liegt. 

Bei  einem  byzantinischen  Historiker  finden  wir 
eine  von  den  Russen  handelnde  Stelle,  deren  Inhalt  auf  die 
Existenz  der  Blutrache  bei  den  Russen  wohl  gedeutet  werden 
kann.  Leon  Diakonos  schildert  bei  der  Beschreibung  der 
Kämpfe  zwischen  den  Griechen  und  Russen  unter  Svjatoslav 
um  den  Besitz  von  Drster  (Dorostolum-Silistria)  im  Jahre  971 
die  Sitten  der  Russen  und  sagt  dabei,  daß  sie,  die  Tauroskythen, 
bis  auf  den  heutigen  Tag  Streitigkeiten  durch  Mord  und  Blut 
zu  entscheiden  pflegen  =  ^ovcp  ^ap  sigsti  zal  av^nzi  la  vsLVtTj 
Taopoaxü^aL  aaxpivsiv  slw^aaiv  2). 

Weiterhin  sind  zu  unserer  Frage  noch  einige  Nachrichten 
mohammedanischer  Schriftsteller  zu  erwähnen.  Diese 
Stellen  können  natürlich  nicht  als  Quellenzeugnisse  ersten  Ranges 
angesehen  und  demgemäß  verwertet  werden,  denn  sie  beruhen 
manchmal  nur  auf  Hörensagen,  oder  sie  sind  gelegentlich  im 
Rahmen  einer  Reiseschilderung  gemacht,  sie  sind  auch  oft  sehr 


^)  Uebersicht  S.  91. 

^)  Leonis   Diaconi  Historia  e  Recens.   C.  B.  Hasii  IX,  6,  in  Corpus 
Scriptor.  Historiae  Byzantinae  Pars  XI,  S.  150,  Bonnae  1828. 
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unklar,  man  weiß  nicht  einmal,  ob  sie  sich  wirklich  auf  Russen 
bzw.  Slaven  beziehen. 

So  berichtet  Ibn  Fadian,  ein  Autor  der  zwanziger  Jahre 
des  10.  Jahrhunderts,  von  den  „Russen",  daß  sie  einen  er- 
griffenen Dieb  oder  Räuber  an  einem  Baum  aufhängen,  bis  er 
von  Wind  und  Wetter  in  Stücke  zerfällt  ^). 

Al-Masudi,  gleichfalls  ein  Autor  der  ersten  Hälfte  des 
10.  Jahrhunderts,  spricht  von  den  südöstlichen  Nachbarn  der 
Kiever  Russen,  den  Chazaren.  In  ihrer  Hauptstadt  Itil  ^),  beim 
heutigen  Astrachan,  seien  sieben  Richter,  zwei  für  die  Musel- 
männer, zwei  für  die  Chazaren ,  zwei  für  die  Christen  und 
einer  für  diejenigen  Slaven,  Russen  und  anderen  Heiden,  die 
zum  Heer  des  Chazarenfürsten  gehören.  Von  den  Richtern  für  die 
Chazaren,  die  sich  ja  vorwiegend  zum  Judentum  bekannten, 
und  für  die  Christen  heißt  es,  daß  sie  nach  dem  Gesetz  der 
Thora  bzw.  nach  dem  des  Evangeliums  richteten.  Von  dem 
Richter  für  Slaven,  Russen  und  andere  Heiden  wird  gesagt,  daß 
er  richte  nach  dem  Gesetz  des  Heidentums,  d.  h.  nach  dem  Ge- 
setz der  Vernunft  =  _^)o  zakonu  rasuma^).  Mit  diesen  letzten 
Worten  ist  wohl  im  Gegensatz  zu  den  geschriebenen  Gesetzen 
der  Juden  und  Christen  ein  ungeschriebenes  Gesetz  gemeint,  wir 
könnten  sagen:  gegenüber  einem  förmlichen  Gesetzbuch  die  un- 
geschrieben im  Volk  lebenden  Rechtsgewohnheiten.  Al-Masudi 
sagt  dann  noch  von  den  Russen,  daß  sie  ein  großes  Volk  bilden, 
weder  einem  Car  noch  einem  (geoifenbarten)  Gesetz  gehorchen. 


')   rapKaBii,    A.   Sl.:    ÜKasaHia   MycyJiiMaHCKHXt    nucaiciefi    o   CiaßaHaxi    n   PyccKiiX'b 

CHö.  1870,  S.  96. 

^)  Ueber  Itil  als  Stadt-  wie  als  Flußname  siehe  v.  Kutschera,  H. : 
Die  Chasaren,  Wien  1909,  S.  119,  127. 

^)   rapKaBii   S.  130:    oh-b    cy^HT'B   no    saKOHy   asH^ecTsa,   to   cctb  no   saKony  pasyMa. 

Charmoy,  M. :  Relation  de  Mas'oudy  et  d'autres  auteurs  musulmans  sur 
les  anciens  Slaves  in  Memoires  de  l'Academie  Imperiale  des  Sciences  de 
St.  Petersbourg.  Sixieme  serie,  sciences  politiques  histoire  et  philologie 
Tome  III,  S.  317  (1834)  übersetzt:  qui  jugent  d'apres  le  Systeme  des 
Paiens,  c'est  a  dire  que  leurs  arrets  sont  fondes  sur  les  preceptes  de  la 
raison  naturelle. 
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Der  Araber  Ibn-Dasta,  auch  zu  Beginn  des  10.  Jahrhun- 
derts schreibend,  erwähnt  „Slaven"  und  „Russen"  ^).  Von 
ersteren  sagt  er,  daß  ihr  Car,  wenn  er  in  seinem  Reich  einen 
Räuber  fängt,  ihn  entweder  erwürgen  oder  in  entlegenen  Ge- 
genden gefangen  setzen  läßt.  lieber  die  „Russen",  die  er  als 
Feinde  der  „Slaven"  schildert,  handelt  er,  was  dieses  Thema 
angeht,  etwas  ausführlicher.  An  die  Berechtigung  bzw.  Ver- 
pflichtung der  ganzen  Sippe  zur  Blutrache  erinnert  es,  wenn 
Ibn-Dasta  sagt,  wenn  einer  aus  ihren  Geschlechtern  um  Hilfe 
bitte,  träten  alle  auf  den  Plan,  einmütig  kämpften  sie  gegen 
den  Feind ,  bis  sie  ihn  besiegten.  Von  eigentlichem  Rechts- 
leben bei  den  „Russen"  lautet  sein  folgender  Bericht:  wenn 
einer  von  den  Russen  eine  Sache  gegen  einen  anderen  hat,  so 
ruft  er  ihn  vor  den  Car  zum  Gericht,  vor  diesem  streiten  sie 
miteinander,  wenn  der  Car  sein  Urteil  ausspricht,  wird  das 
erfüllt,  was  er  gebietet.  Wenn  aber  beide  Teile  mit  dem  Ur- 
teil des  Caren  unzufrieden  sind,  dann  müssen  sie  auf  Gebot  des 
Caren  die  endgültige  Entscheidung  dem  Schwert  überlassen, 
wessen  Schwert  schärfer  ist,  der  obsiegt.  In  diesem  Kampfe 
kommen  die  Verwandten  der  beiden  Parteien  bewaffnet  und 
stellen  sich  auf.  Die  Streitenden  gehen  in  den  Kampf,  wer 
den  Gegner  überwindet,  gewinnt  die  Sache  seiner  Forderung 
gemäß. 

Unsere  Stelle  ist  diejenige,  die  am  ausdrücklichsten  von 
einer  richterlichen  Wirksamkeit  des  Fürsten  spricht.  Aber 
auch  in  ihr  erscheint  der  Fürst  doch  nur  als  Schiedsrichter 
erster  Instanz,  der  den  Versuch  zur  friedlichen  Schlichtung  des 
Streites  macht,  die  endgültige  Entscheidung  liegt  im  Zwei- 
kampf. Uebrigens  wird  der  gerichtliche  Zweikampf  in  den 
russischen  Rechtsquellen  jener  und  späterer  Zeit  noch  nicht 
erwähnt,  wir  treffen  ihn  in  keiner  Redaktion  des  Russischen 
Rechts.  Zum  ersten  Mal  finden  wir  ihn  genannt  in  dem  1229 
abgeschlossenen    Vertrag    zwischen    Mstislav     Davidovic    von 


1)  rapKaBH  S.  267  flP. 
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Smolensk  und  deutschen  Städten  ^).  Dabei  spricht  diese  Stelle 
doch  nicht  gegen  meine  Auffassung  der  ältesten  Redaktion 
bzw.  der  in  ihr  ausgesprochenen  Tätigkeit  des  Gemeinde- 
gerichtes. Weder  bei  Tötung  und  bei  Körperverletzung  noch 
bei  Diebstahl  und  Gebrauchsanmaßung  wird  es  dem  Verletz- 
ten bzw.  seinen  Hinterbliebenen  oder  dem  Geschädigten  ein- 
gefallen sein,  sich  auf  einen  Zweikampf  mit  dem  Gegner  ein- 
zulassen ;  ein  solcher  fand  wohl  nur  statt  bei  eigentlichen  Zivil- 
prozessen, wo  für  eine  andersartige  überzeugende  Entscheidung 
eben  die  Grundlagen  fehlten.  Und  dann  dürfen  wir  immer  noch 
daran  zweifeln,  ob  Ibn-Dasta  wirklich  die  Russen  meint,  von 
deren  Rechtsleben  im  10.  Jahrhundert  das  Russische  Recht 
Zeugnis  ablegt.  Er  läßt  sie  auf  einer  Insel  wohnen,  die  mit 
Wäldern  und  Sümpfen  bedeckt  ist.  Diese  „Insel"  hat  man 
schon  an  verschiedenen  Orten  finden  wollen,  man  dachte  an 
Volgainseln,  sogar  an  Dänemark  '^).  Ich  möchte  nach  der  Be- 
schreibung, die  Ibn-Dasta  gibt,  annehmen,  daß  die  Halbinsel 
Krym  damit  gemeint  ist.  Sie  gehörte  zum  Chazarenreich;  das 
würde  auch  erklären,  daß  Ibn-Dasta  den  Fürsten  der  Russen 
als  Chakan  bezeichnet,  also  mit  dem  Titel  (Kagan,  Chan),  den 
der  Chazarenfürst  führte^),  den  wir  allerdings  auch  im  11.  Jahr- 
hundert noch  vereinzelt  für  Kiever  Fürsten  angewendet  finden  '^). 
Ibn-Dastas  Schilderung  zeigt  ja  klar,  daß  sie  aus  verschiedenen 
Quellen  zusammengestellt  ist,  sagt  Ibn-Dasta  doch  innerhalb 
acht  Zeilen,  daß  die  Russen  keine  Städte  haben  und  daß  sie  eine 
sehr  große  Zahl  von  Städten  haben !  Also  ist  der  Wert  auch  seiner 
Angaben  über  das  Schiedsgericht  des  Fürsten  doch  sehr  zweifel- 


^)  Abgedruckt  bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  113, 
§§15u.  16,  deutsch  in  Ewers,  Beiträge  zur  Kenntnis  Rußlands,  Dorpat  1816. 

^)  Xiio.itcoii'i.,  Ä.  A:  llaBtcTia  o  Xoaapaxt ,  Lypiaoaxt,  Bor.iapa.vi. ,  Md;^wipaxb, 
CjaBaHax-B  ii  Pyccaxi.  Aöy-A.iii  AxMCAa  Beni.  Ouapt  Ht5HX-JI|acTa,  CII6.   1869,   S.  34,    147  f. 

3)     XBOJTBCOHi    S.   35,     150. 

^)  Vgl.  Kunik,  E.:  Die  Berufung  der  schwedischen  Rodsen  durch 
die  Finnen  und  Slaven,  St.  Petersburg  1845,  II,  S.  270  ff.  und  v.  Kutschera, 
Chasaren  S.  113. 
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haft,  es  steht  gar  nicht  fest,  ob  sie  aus  einer  zuverlässigen 
Quelle  stammen  und  ob  sie  sich  überhaupt  auf  die  Bewohner 
des  Kiever  Rußlands  beziehen.  Diese  eine  Stelle,  die  kürzer 
auch  bei  dem  später,  985 — 986,  schreibenden  Al-Mukaddesi  sich 
findet  ^) ,  kann  demnach  weder  das  Zeugnis  des  Russischen 
Rechtes  noch  den  Mangel  an  russischen  Nachrichten  über 
eine  gesetzgebende  und  richterliche  Tätigkeit  der  Fürsten  vor 
Vladimir  entkräften. 

§  11.    Die  Reclitsreform  Yladimirs. 

Die  erste,  bestimmter  lautende  Nachricht  üher  fürstliche 
Tätigkeit  auf  dem  Gebiete  des  Rechtswesens  haben  wir  von 
Vladimir,  und  zwar  berichtet  sie  die  Chronik  unter  dem  Jahre 
996^).  Vladimir  ist  der  russische  Fürst,  der  dem  russischen 
Staatswesen  zugleich  mit  der  allgemeineren  Einführung  des 
Christentums  nach  verschiedenen  Seiten  größeren  Ausbau  gab, 
indem  er  mit  der  christlich- geistlichen  Kultur  aus  Byzanz  auch 
dessen  weltlich  bürgerliche  und  staatliche  Kultur  eben  durch 
deren  Vertreter,  die  missionierenden  Geistlichen,  nach  Rußland 
einpflanzte. 

Von  ihm  berichtet  also  die  Chronik  zunächst  im  allge- 
meinen, daß  er,  wie  die  früheren  Fürsten,  nicht  nur  um  Schutz 
des  Landes  gegen  äußere  Feinde,  sondern  auch  um  die  innere 
Organisation  des  Staates  bemüht  war.  Die  Chronik  meldet: 
Vladimir  liebte  das  Gefolge  und  beratschlagte  mit  ihm  über 
die  Einrichtung  des  Landes  und  über  Kriege  und  über  das  Ge- 
setz für  das  Land  =  he  ho  Voloclimer  Ijuhja  drusinu^  i  s  nimi 
dumaja  o  stroi  zemlenem,  i  o  ratech,  i  (o)  ustave  zemlenem. 
Scherer ^)   übersetzt:    „über   das  Wohl   des   Staates,   über   das 


1)  rapKaBii  S.  283. 

2)  JliT.  no  JlaBpeHT.  CnncKy  S.  124.     Die  Varianten  in  JÜTonnci.  no  HnaiCKOMy 

CniicKy  S.  87  und  HoBropoACKaa  .liioniicL  (nepBaa)  S,  74  sind  Unbedeutend   und, 
wo  nötig,  angegeben  bzw.  erörtert. 
^)  Nestors  Jahrbücher  S.  114. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXIV.  Band.  28 
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Kriegswesen  und  über  die  Landesgesetze".  Le'ger^)  hat:  „il 
de'liberait  avec  eile  [droujina]  sur  l'administration  du  pays, 
sur  les  guerres  a  entreprendre ,  sur  les  institutions  du  pays.** 
Die  Version  der  Hypatiuschronik  setzt  die  Kriege  an  letzter 
Stelle,  lautet  demnach,  wie  Hrusevs'kyj  '^)  sie  wiedergibt,  „beriet 
sich  über  die  Landeseinrichtungen,  über  Landesgesetze  und  über 
Kriege".  Die  Chronikmeldung  betrifft  also  im  ganzen  Ver- 
teidigung und  Verwaltung  des  Staates,  nicht  die  Rechtsprechung; 
Vladimir  beriet,  wie  Hrusevs'kyj  richtig  bemerkt,  über  Ange- 
legenheiten der  Verfassung  und  Ordnung  in  seinen  Ländern, 
sowie  über  Kriegsangelegenheiten. 

Von  der  Rechtsreform  Vladimirs  handelt  die  unmittelbar 
darauffolgende  Stelle.  Sie  scheint  mir  von  großer  Bedeutung 
zu  sein  für  die  Geschichte  der  russischen  Rechtsentwicklung. 
Ihr  Inhalt,  verbunden  mit  den  aus  der  Betrachtung  der  ältesten 
Redaktion  des  Russischen  Rechtes  gewonnenen  Resultaten  soll 
uns  ein  Bild  geben  von  dem  Gang,  den  die  Rechtsprechung  in 
Rußland  nahm,  und  wir  werden  im  Anschluß  daran  sehen,  daß 
dieses  Bild  im  allgemeinen  den  Vorgängen  in  der  Rechtsent- 
wicklung anderer  Völker  entspricht.  Die  Chronikstelle  gehört 
auch  zu  der  sog.  „ältesten  Sammlung"  (drevneisij  svod)^)^  die 
in  die  erste  Hälfte  des  11.  Jahrhunderts  bis  1039  hinaufreicht. 
Ihr  Autor  v^ar  also  vielleicht  selbst  Zeuge  noch  der  von  ihm 
berichteten  Rechtsreform  Vladimirs;  jedenfalls  stand  er  diesem 
Ereignis  aber  so  nahe,  daß  er,  wenn  auch  nur  nach  Berichten 
dritter,  doch  zuverlässige  Kunde  bieten  kann.  Somit  kann  eine 
Einwendung  gegen  die  Vollgültigkeit  seines  Zeugnisses  nicht 
wohl  erhoben  werden. 

Der  Wortlaut  der  Chronikmeldung  ist  in  der  Fassung  der 
Laurentiuschronik  —  die  der  Hypatiuschronik  und  Novgoroder 
Chronik  weicht  nur  unwesentlich  von  ihr  ab  —  folgender: 
^Vladimir  lebte  in  der  Furcht  Gottes   und  es  vermehrten  sich 


^)  Chronique  dite  de  Nestor  S.  105. 
2)  Geschichte  I,  S.  540. 

V 

^)  Vgl.  Sachmatov,  Untersuchungen  S.  141,  161. 


Das  Russische  Recht.  435 

[sehr]  die  Morde  (oder:  Räubereien)  ^)  und  es  sagten  die  Bischöfe 
zu  Vladimir :  ,siehe  es  vermehrten  sich  die  Mörder  (oder :  Räuber), 
warum  bestrafst  du  sie  nicht?'  Er  aber  sagte  ihnen:  ,ich  fürchte 
die  Sünde/  Sie  aber  sagten  ihm:  ,du  bist  gesetzt  von  Gott 
zur  Strafe  für  die  Bösen,  aber  den  Guten  zur  Gnadenerweisung  ^).; 
es  geziemt  dir ,  den  Mörder  (Räuber)  zu  bestrafen ,  aber  mit 
[vorhergehender]  Untersuchung'  ^).  Vladimir  aber  schaffte  die 
Wergelder  ab  und  begann  die  Mörder  (Räuber)  zu  bestrafen  ^), 
und  es  sagten  die  Bischöfe  und  Aeltesten:  ,es  ist  viel  Krieg, 
wenn  Wergeid  [ist] ,  dann  sei  es  in  Waffen  und  Pferden'  ^). 
Und  es  sagte  Vladimir:  ,so  sei  es',  und  Vladimir  lebte  nach 
der  Weise  seines  Vaters  und  Großvaters"  ^)  =  zivjase  ze  Volo- 
dimer  v  strase  Bosi^  i  umnosisasja  [zelo]  razboeve,  i  resa  epi- 
sJcopi  Volodimeru:  „se  umnozisasja  razbojnici;  pocto  ne  Jcaznisi 
ich?''  On  ze  rece  im:  „bojiisja  grecha".  Oni  ze  resa  emu: 
„ty  postavlen  est  ot  Boga  na  liazn   slym^  a  dobrym  na  milo- 


^)  Scherer,  Nestors  Jahrbücher  S.  114:  Räuber;  Leger,  Chronique 
dite  de  Nestor  S.  105 :  brigands. 

^)  Ewers,  Recht  der  Russen  S.  213:  zur  Begnadigung;  Scherer, 
Nestors  Jahrbücher  S.  114:  die  Guten  zu  belohnen;  Leger,  Chronique 
dite  de  Nestor  S.  105 :  pour  punir  les  mechants  et  favoriser  les  bons. 

'^)  Scherer,  Nestors  Jahrbücher  S.  114:  doch  nach  genauer  Unter- 
suchung der  Sache;  Leger,  Chronique  dite  de  Nestor  S.  105:  mais  apres 
les  avoir  convaincus  de  leur  crime. 

^)  Scherer,  Nestors  Jahrbücher  S.  114:  da  entsagete  Vladimir  seinem 
Gelübde  und  fing  an  die  Räuber  hinrichten  zu  lassen;  Leger,  Chronique 
dite  de  Nestor  S.  105 :  Vladimir  supprima  la  vira  (wehrgeld)  et  se  mit 
a  punir  les  brigands. 

°)  Scherer,  Nestors  Jahrbücher  S.  114:  Du  hast  viel  Kriegsvolk,  gib 
ihnen  doch  Waffen  und  Pferde;  Ewers,  Recht  der  Russen  S.  213:  das 
Heer  ist  zahlreich;  Leger,  Chronique  dite  de  Nestor  S.  105:  nos  guerres 
sont  nombreuses,  s'il  y  a  une  vira  qu'elle  serve  pour  acheter  des  armes 
et  des  chevaux. 

^)  HoBiop.  JÜT. :  no  ycTpoeHuio  Boadio  h  siÄHio  ii  oxfcHio ;  Scherer,  Nestors  Jahr- 
bücher S.  114:  nach  den  (Ewers,  Recht  der  Russen  S.  213:  der)  Einrich- 
tungen ;  Leger,  Chronique  dite  de  Nestor  S.  106 :  suivant  les  presciptions 
de  son  pere  et  de  son  aieul. 
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vane;  dostoit'  ti  hazniü  razhojnika,  no  so  ispytoni''\  Volodimer 
ze  otvery  viry,  naca  hasniti  razhojniky,  i  resa  epishopi  i  starci: 
„rat'  mnoga;  oze  vira,  to  na  oruzi  i  na  Jconieh  hudi."  I  rel-c 
Volodimer:  [„tako  hudl^\  i  zirjase  Volodimer] po  ustroenju  ot'nju 
i  dednjii. 

Zunächst  einige  Worte  zur  Erklärung  von  Einzelpunkten 
in  diesem  Beriebt.  Bazboj  bzw.  razhojnlh  babe  icb  übersetzt 
mit:  Mord  und  Mörder,  dabei  aber  auch  beigefügt:  Räuberei 
und  Räuber,  um  zwischen  diesen  Ausdrücken  die  Wahl  zu 
lassen.  Manche  Erklärer  unserer  Stelle  haben  diese  Worte 
razhoj  und  razbojnih  in  ganz  speziellem  Sinne,  als  juristi- 
schen Terminus,  gefaßt,  wie  wir  sie  z.  B.  in  der  zweiten 
und  dritten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  II,  2,  III,  5,  10 
als  Meuchelmord  im  Unterschied  von  einfacher  Tötung 
tihijstvo  angewendet  finden  ^).  Von  neueren  Autoren  tat  dies 
besonders  Kljucevskij  ^) ,  und  durch  die  Unterscheidung  der 
Straftat  razhoj  vom  einfachen  uhijstvo  kommt  er  zu  einer 
Auffassung  unserer  Chronikstelle,  der  ich  nicht  beizustimmen 
vermag. 

Das  scheint  mir  nämlich  zu  weit  zu  gehen.  Der  Chronist 
hat,  so  glaube  ich,  nicht  die  Absicht  gehabt,  das  Wort  razhoj 
und  razhojnik  als  ganz  speziellen,  sich  von  uhijstvo  in  seinem 
Inhalt  unterscheidenden  juristischen  Terminus  hier  anzuwenden. 
Solche  Feinheiten  dürfen  wir  ihm  doch  nicht  zutrauen,  wie  wir 
sie  in  einer  Sammlung  von  Rechtssatzungen  bei  Auseinander- 
haltung verschiedener  miteinander  verwandten  Straftaten  finden. 
Hazhoj  bzw.  razhojnik  bedeutet  hier  im  allgemeinen  Sinn  Mörder, 
Räuber,  wie  es  sonst  auch  oft  angewendet  wird^);  wenn  m.an 
will  in  noch  weiterer  Bedeutung:  Missetäter,  Uebeltäter,  Böse- 


^)  Darüber  bes.  Mrocek-Drozdovskij ,    Beilagen  1886,    S.  144—168: 

0  CJiOBi  pa:i6oH.     OqepKi.  pasBHTia  aioro  noHHiia  »■£  PyccKoai'B  npaßt. 

^)  KjiioieBCKiu,  B. :  BoapcKan  Äyafa  ÄpesHefi  Pycii,  3.  Aufl.,  MocKBa   1902,  S.  532  ff. 

')  Siehe  Sreznevskij,   Materialien  III,    Sp.  21.     Mrocek-Drozdovskij. 

Beilagen    1886,    S.    149:    pasjtii'jie    Meac^y    paaöoeMt    u    BCHKHM^    Apyi'iiM^    öoeMb 
TOJibKO  KOJiHiecTBeHHoe,  a  He  KaqecTBeaHoe. 
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wicht,  mit  einem  Wort  Verbrecher^).  Das  scheint  mir  auch 
in  der  Antwort  der  Bischöfe  zu  liegen  „du  bist  gesetzt  zur 
Strafe  für  die  Bösen".  Der  Chronist,  der  hier  das  biblische 
Wort  Römer  XIII,  4  anwendet,  denkt  also  wohl  an  Missetäter, 
Verbrecher  im  allgemeinen,  nicht  nur  speziell  an  „Meuchel- 
mörder" oder  „Straßenräuber".  Kasnit'  bzw.  hazn  bedeutet 
meiner  Meinung  nach,  auch  im  allgemeinen  Sinn  dieses  Wortes, 
Strafe,  die  der  Fürst  bzw.  das  von  diesem  eingesetzte  Gericht 
verhängt.  Ewers  ^)  will  hier  „schwere  Strafe"  verstanden  wissen, 
etwa  wie  sie  in  der  dritten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes 
III,  10  auf  den  Meuchelmord  gesetzt  war.  Hrusevs'kyj  ^)  redet 
von  Todesstrafe,  Kljucevskij *)  betont  aber,  daß  liazn  in  der 
altrussischen  Rechtssprache  des  11.  und  12.  Jahrhunderts  durch- 
aus nicht  ausschließlich  „Todesstrafe"  bedeutet.  Er  kann  mit 
Recht  darauf  hinweisen,  daß  in  der  Bestimmung  III,  57  über 
Diebstahl  durch  Sklaven  es  von  der  an  den  Fürsten  zu  zahlenden 
Geldstrafe  heißt:  „der  Fürst  belegt  sie  nicht  mit  Strafe  = 
prodaheju  ne  haznit\  weil  sie  nicht  freie  Männer  sind".  Die 
Strafe  für  die  Uebeltäter  wird  gewünscht  von  den  Bischöfen, 
Diese  aber  als  Griechen  kannten  das  in  Griechenland  herrschende 
System  der  Leibesstrafen;  das  ist  es  auch,  was  sie  gegen  die 
überhandnehmenden  Verbrechen  Vladimir  empfehlen  und  wo- 
durch sie  die  in  Rußland  übliche  Geldbuße  an  den  Verletzten 
oder  Geschädigten,  von  der  die  älteste  Redaktion  des  Russi- 
schen Rechtes  durchweg  Zeugnis  ablegt,  ersetzt  wissen  wollen. 
Das  „kirchliche  Statut  Jaroslavs"  z.  B.,  mag  seine  formelle 
Echtheit  auch  zweifelhaft  sein ,   bietet   eine  Anzahl  Vergehen, 


^)  Wie  wir  es  in  diesem  allgemeinen  Sinn  etwa  treffen  im  sog. 
„Gerichtsgesetz  für  die  Leute  von  Kaiser  Konstantin" ,  SaKOHi.  Cyähhh 
aioAeMi,  in  iiojHoe  CoöpaHie  PyccKiixi.  JiixoniiceH  ciiö.  1853,  VI,  S.  81  bei  Beschreibung 

der   Zeugen  :   ^a  ne  6y;iyTi>  posöoÜHimu  ,  Hii  nianimH ,  hii  laiie,    h  h    ii  h  o  e    h  ii  k  o  e  a  hc  e 

3  .1  0  6  LI    II  M  y  m  e    H.  T.  x- 

2)  Recht  der  Russen  S.  214  u.  220  \ 

3)  Geschichte  I,  S.  541. 
^)  Bojarenduma  S.  532. 
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die  unter  dem  Einfluß  des  Christentums  bzw.  der  Vertreter  der 
Kirche  als  Vergehen  gegen  einen  christlich-sittlichen  Lebens- 
wandel bestimmt  werden.  Bei  den  für  ihre  Begehung  an- 
gesetzten Strafen  finden  Avir  eine  Kombination  der  von  den 
griechischen  Geistlichen  nach  Rußland  übertragenen  Leibes- 
strafe mit  der  dem  Russen  gewohnten  Geldstrafe  bzw.  früher 
dem  Geldersatz.  Diese  Kombination  ist  ausgedrückt  in  Wen- 
dungen wie:  „dem  Bischof  15  Grivna  und  der  Fürst  straft"  ^). 
Dieselbe  Uebertragung  des  griechischen  Strafensystems  wünschen 
also  nach  unserem  Chronikbericht  die  Bischöfe  allgemein  für 
Verbrechen.  Dabei  verlangen  sie  eine  Bestrafung  so  ispytom^ 
d.  h.  nach  vorhergehender  Untersuchung  der  Tat;  also  sie  be- 
antragen ein  geordnetes  Gerichtsverfahren,  wie  sie  es  gleich- 
falls von  ihrem  Vaterland  her  kannten.  Der  Gesamtinhalt  ihres 
Rates  an  Vladimir  ist  demnach:  Einführung  einer  geregelten, 
vom  Fürsten  als  Haupt  des  Staates  verwalteten  Rechtspflege. 
Ihrem  Rat  folgend  schafft  Vladimir  die  Wergelder  ab.  Mit 
vira,  dem  offenbar  germanischen,  durch  die  Varjager  nach  Ruß- 
land gekommenem  Wergeid  sind  meines  Erachtens  hier  die 
Bußen  gemeint,  die  für  Tötung,  Körperverletzung  und  Eigen- 
tumsverletzungen an  den  Verletzten  bzw.  seine  Hinterbliebenen 
oder  an  den  Geschädigten  zu  zahlen  waren  und  die  gewohnheits- 
rechtlich in  der  ältesten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  in 
bestimmter  Höhe  fixiert  sind.  Wenn  wir  diesen  Begriff  von  vira, 
Wergeid,  festhalten,  wird  uns  der  in  der  Chronik  geschilderte 
Vorgang  in  seiner  Bedeutung  für  die  russische  Rechtsentwick- 
lung, für  die  Rechtsreform  Vladimirs  mit  ihrem  üebergang  vom 
bisherigen  System  der  Privatbuße  zu  dem  staatlicher  Bestrafung 
klar.  Sehen  wir  dagegen,  wie  das  manche  russische  Erklärer 
tun,  Wergeid  für  unsere  Zeit  schon  im  Sinne  der  zweiten  und 
dritten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  als  staatlich  aufer- 
legte, an  den  Fürsten  zu  zahlende  Geldstrafe  an,  dann  ergeben 


^)  Vgl.  Goetz,  Kirchenrechtliche  Denkmäler  S.  39  ff-,  den  Text  u.  a. 
bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  233  ff. 
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sich  Schwierigkeiten^).  Auch  hier  zeigt  sich,  wie  unrichtig 
das  von  mir  mehrfach  schon  gerügte  Verfahren  ist,  die  Be- 
deutung der  termini  in  den  verschiedenen  Redaktionen  des 
Russischen  Rechtes  bzw.  für  die  in  ihnen  sich  ausprägende 
Entwicklung  des  altrussischen  Rechtslebens  nicht  genügend 
scharf  auseinanderzuhalten. 

Also  Vladimir  schafft  das  Wergeid,  die  nur  privatrecht- 
liche Verfolgung  der  Missetat,  ab  und  setzt  an  ihre  Stelle  die 
staatliche  Strafe,  im  Sinne  der  Bischöfe  Leibesstrafe,  nicht 
Geldstrafe . 

Zu  einer  zweiten  Beratung  treten  nach  dem  Text  der 
Laurentiuschronik  Bischöfe  und  Aelteste,  episl^opi  i  starci,  zu- 
«ammen.  Wer  sind  diese  „Aeltesten",  Greise?  Ich  halte  sie 
für  die  in  der  ältesten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  I,  19 
erwähnten  Gemeinderichter.  Es  sind  die  Vertreter  des  bis- 
herigen Rechtssystems  und  der  alten  Gerichtsordnung  in  Ruß- 
land gegenüber  den  Bischöfen,  den  Repräsentanten  der  griechi- 
schen, staatlich  geregelten  Rechtspflege.  Hrusevs'kyj  nennt  sie 
„Landesvorstände",  weil  er  in  ihnen  die  Inhaber  von  Gericht 
wie  Verwaltung  sieht,  womit  er  so  unrecht  nicht  haben  mag  ^). 
Sachmatov  ^)  vermutet,  daß  vielleicht  ursprünglich  im  Text  nur 
die  „Aeltesten"  standen.  Diese  Vermutung  hat  sehr  viel  für 
sich.  Es  paßt  ganz  zur  allgemeinen  Beurteilung  des  Chronik- 
berichts bzw.  des  in  ihm  geschilderten  Vorganges,  daß  es  nur 
die  alleinigen  Vertreter  der  bisherigen  Rechtsordnung  in  Ruß- 
land mit  ihrem  System  der  Privatbußen  sind,  die  der  Neu- 
ordnung durch  Vladimir  entgegentreten  und  ihre  Abänderung 
veranlassen. 

Vladimir  vollzieht  die  von  ihnen  gewünschte  Aenderung, 
und  der  Chronikbericht  schließt  dann  mit  den  Worten:  „Vladi- 
mir   lebte    nach    der   Weise    seines    Vaters    und    Großvaters". 


^)  Vgl.  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  392. 

2)  Geschichte  I,   S.  368,  409,  541.    Vgl.  über  sie  auch  Kljucevskij, 
Bojarenduma  S.  16  ff. 

^)  Untersuchungen  S.  570  ^ 
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Kljucevskij  ^)  deutet  diese  Schlußbemerkung  auf  die  im  vorher- 
gehenden geschilderte  Tätigkeit  Vladimirs  auf  dem  Rechts- 
gebiete. Wenn  man  das  tut,  wird  der  Sinn  des  ganzen  Be- 
richtes wieder  dunkler,  der  Gang  der  Entwicklung  undeutlich, 
man  hat  Schwierigkeit,  den  Schlußsatz  mit  den  früheren  Sätzen 
in  rechten  Einklang  zu  bringen.  Diese  Worte  scheinen  mir 
darum  nur  allgemeinen  Sinn  zu  haben;  sie  sind  eine  nicht  viel 
Besonderes  besagen  wollende  Phrase,  mit  der  der  Chronist  seine 
Erzählung  abschließt.  Hrusevs'kyj  ^)  meint  ja  auch,  „daß  sich 
diese  Worte  nach  dem  Kontext  speziell  auf  die  Strafrechts- 
politik beziehen",  gibt  aber  zu,  daß  „sie  auch  unabhängig  da- 
von als  allgemeine  Charakteristik  betrachtet  werden  können"» 
Ich  nehme  sie  also  in  letzterem  Sinne. 

Bringen  wir  nun  diese  Einzelerklärungen  in  Zusammen- 
hang, fügen  wir  bei,  was  zwar  nicht  direkt  mit  eigenen  Worten 
in  unserem  Bericht  steht,  was  wir  aber  nach  dem  sonst  von 
uns  festgestellten  Rechtsleben  vor  Vladimir  aus  ihm  heraus- 
lesen bzw.  zu  ihm  ergänzen  dürfen,  dann  erhalten  wir  folgendes 
Bild  von  diesem  Vorgang.  Die  Bischöfe,  d.  h.  die  Geistlich- 
keit, bringen  nach  Rußland  nicht  nur  das  Christentum,  sondern 
mit  diesem  die  ganze  byzantinische  Kultur,  auch  die  griechi- 
schen Rechtsbegriffe  mit  sich.  Da  stoßen  sie  in  Rußland  noch 
auf  die  Existenz  einerseits  der  Blutrache,  anderseits  des  Los- 
kaufes von  ihr  durch  Zahlung  von  Bußen,  die  den  Charakter 
eines  privaten  Ersatzes,  nicht  einer  staatlichen  Strafe  haben. 
Daß  bei  diesem  System  in  Rußland  nicht  die  festgefügte  innere 
Ordnung,  die  Sicherheit  vor  üebeltätern  herrscht,  wie  in  dem 
Staat,  aus  dem  die  Bischöfe  kommen,  in  dem  jedes  Verbrechen 
staatlich  untersucht  und  gestraft  wird,  ist  klar.  Die  Bischöfe 
setzen  mit  der  allgemein  von  ihnen  betriebenen  Einbürgerung 
griechischer  Kultur  in  Rußland  auch  hier,  im  Rechtsleben,  ein. 
Der   Chronist   läßt  ganz   richtig    in   dieser    ersten    Hälfte    des 


^)  Bojarenduma  S.  534. 

2)  Geschichte  I,  S.  541  \  so  auch  Chlebnikov  S.  119. 
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Berichtes  bei  der  gewünschten  Aenderung  des  Gerichtsverfahrens 
die  Bischöfe ,  die  Vertreter  der  byzantinischen  Kultur ,  allein 
sprechen  und  erst  später,  als  sich  Schwierigkeiten  in  Vereini- 
gung griechisch-staatlicher  Rechtspflege  mit  altrussischem  Ge- 
wohnheitsrecht herausstellen,  die  Gemeinderichter,  die  Aeltesten, 
sei  es  nun  in  Verbindung  mit  den  Bischöfen  oder  vielleicht 
sogar  allein,  auftreten.  Die  Initiative  zur  Rechtsreform  geht 
von  den  Bischöfen  aus.  Daß  die  ganze  Angelegenheit  sich 
nicht  in  einer  Beratung  erledigen  ließ,  sondern  mehrere  er- 
forderte, ist  aus  dem  Chronikbericht  klar.  Ebenso  wissen  wir 
aus  den  Chroniken,  daß  die  Bischöfe  und  Metropoliten  Kievs 
als  Träger  einer  gegenüber  der  altrussischen  Bildungsstufe 
höheren  geistlichen  und  weltlichen  Kultur  in  die  fürstliche  Rats- 
versammlung, die  Duma,  die  mit  dem  Fürsten  seine  obersten 
Gefolgsleute,  die  Bojaren,  bildeten,  eintraten,  als  Berater  des 
Fürsten  und  Diplomaten  eine  große  Rolle  oft  spielten  ^).     Der 


1)  Vgl.  Goetz,  Staat  und  Kirche  in  Altrußland,  S.  97  fF.,  119  ff.; 
Kljucevskij,  Bojarenduma  S.  1-5.  Ton  Beratungen  Vladimirs  mit  den 
Bischöfen  zu  dem  Zweck  Gesetze  aufzustellen ,  erzählt  auch  Metropolit 
Hilarion   von  Kiev   (eingesetzt   1051)    in  seiner   Lobrede    auf  Vladimir: 

0  3aK0Hi  MoiiceeMX  ;i,aHHiM'B,  ii  6.iaro;;aT]i  .  .  .  ii  noxBaja  Karany  HanieMy  B.ia;i,HMepy 
—   siehe   über   sie  TciyönHCKifi ,    E.:    Ilciopia    PyccKOH    Il^epKBii^,    MocKsa   1901,    I,    1, 

S.  841  ff.  — ;  allerdings  wird  sich  die  Stelle  bei  der  ja  um  diese  Zeit 
in  den  Biographien  Vladimirs  üblichen  Vergleichung  Vladimirs  mit 
Kaiser  Konstantin  und  dem  Konzil  von  Nicäa  825,  die  Hilarion  durch- 
führt, wohl  auf  die  kirchliche  Gesetzgebung  Vladimirs,  speziell  auf  sein 
„Kirchliches   Statut"    und   nicht   auf  seine   Rechtsreform   beziehen.     Die 

Stelle  lautet:  Ohi.  (Konstantin)  ci>  CBaruMU  otuu  HiiKeficKaro  coßopa  saKoni.  Me- 
.lOB^KOMi.  nojaraame,  tbi  aie  Cb  hoblihmii  omii  Hamiuiii  eniioiconH  cniiMamaaca  ^lacTO  ct.  MHoniM'B 
CMipenieMt  ciBin^aBaaniecH ,  KaKO  Bt  HejOBf>i\tx'i)  ciixi,  HOBonosHaBmiHxt  saKOHi,  ycxaBiiTii, 
abgedruckt  in  3anncKn  Hmh.  AKaj;eMiH   Hayi.   tomi.    72,  I,  npiijioac.    Nr.  5,    S.  66  ff., 

CII6.  1893.     Ich  benutze   den  Abdruck   des  Werkes  bei  lionoMapest,  A.  ii.: 

IlaMflTHiiKu    Jl,peBHe-PyccKoft    II,epKOEHO    yüiiTe.TBHoii   .liiTepaxypH   CII6.   1894,   I,   S.  73. 

Besonders  ausführlich  ist  die  Rolle  der  Bischöfe  bei  Vladimirs 
Rechtsreform  geschildert  in  CxeneHHaa  KHnra.  Freilich  ist  das  eine  Quelle 
erst  des  16.  Jahrhunderts,  siehe  iikohhiikobx  ,  B.  C:  Ouht'b  pyecKofl  ncTopiorpa^)!«, 

KieBT.  1908,    II,     S.    1308  ff.;    aber    H.  Kaja^os-B    in    0  SHa^eHin  Kopjniefi  bx  cncieM'fe 
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nach  ihren    byzantinischen  Rechtsbegriffen  bei    dem   russischen 
System   der   Blutrache    und   privaten   Bußleistung   in   Rußland 
herrschenden   Unordnung   und    Rechtsunsicherheit   wollen    also 
die  Bischöfe  durch  geregelte  staatliche  Rechtspflege  entgegen- 
wirken, sie  richten  an  Vladimir  in  Form  der  Anfrage  eine  Auf- 
forderung, sie  einzuführen.    Die  Antwort  Vladimirs  „ich  fürchte 
mich  der  Sünde"   bedeutet,    daß  in  solcher  staatlicher  Rechts- 
pflege Vladimir  eine  Neuerung  sieht,  über  deren  Berechtigung 
er  sich  noch   nicht  klar  ist.     Wenn  vor   ihm  schon   der  Fürst 
das  Recht,  Strafen  zu  verhängen,  gehabt  und  geübt  hätte,  dann 
wäre   für  Vladimir   kein   Anlaß   zu   solcher  Antwort   gewesen; 
er    hätte  ja   mit   der  Bestrafung   nur    sein  Fürstenrecht,   aber 
auch  .seine  Fürstenpflicht,    geübt.     Die   kurze  Antwort  Vladi- 
mirs, in  der  christlichen  Form,  die  sie  naturgemäß  in  der  Feder 
des  Mönchschronisten  gewinnt,  zeigt,  daß  es  sich  um  eine  grund- 
legende Aenderung  des  russischen  Rechtssystems  handelt.    Um- 
gekehrt enthält  die  bischöfliche  Gegenrede:   „du  bist  aufgestellt 
zur  Strafe  für  die  Bösen,  aber  den  Guten  zu  Gnadenerweisung," 
—  wiederum   ihrerseits   dem   geistigen   Horizont   der   Bischöfe 
entsprechend    in    biblischen    Wendungen  —   die   byzantinische 
Lehre  von  dem  gottgesetzten  Charakter  des  Fürstenamtes,  von 
den  Pflichten,  die  daraus  entspringen,  die  Anschauung  also,  die 
die  Bischöfe  mit  nach  Rußland  brachten,   und  jetzt  in  diesem 
Punkte,  im  Rechtsleben,  anwendeten,  wie  wir  ihr  in  der  Litera- 
tur jener  Zeit  noch  manchmal  begegnen  ^). 

Vladimir  folgte  dem  Rat,  er  schaffte  die  Wergelder  ab 
und  begann  die  Verbrecher  zu  bestrafen  ^).  Er  will  also  auf 
dem  Gebiet  des  Rechtslebens  eine  Reform  nach  dem  griechi- 
schen Vorbild   einer  höher  entwickelten  Rechtspflege   eintreten 


;^peBHHro  pyccKaro  npaca,  in  HieHia  bl  OömecTB'i  Ilcropiii  ii  ÄpeBHOCTeu  Pocc.  npii  Mockobck. 

YHiiBepc.  1847,  III,  S.  100  '^^  hält  ihre  Darstellung  doch  für  richtige  Wieder- 
gabe des  Verhältnisses  der  Geistlichkeit  zum  Fürsten  jener  Zeit. 

^)  Vgl.  Goetz,  Staat  und  Kirche  in  Altrußland  S.  22  ff. 

-)  Einige  Handschriften  der  (ersten)  Novgoroder  Chronik  haben  vor 
„na'ia  KasHiiui  paaöoüHiiKu''  das  Wöi'tchen  aoic,  sofort,  statim,  eingeschaltet. 


I 


Das  Russische  Recht.  443 

lassen;  auch  bei  diesem  Stück  staatlicher  Kultur  wird  ihm 
Byzanz  zum  Muster.  Der  frühere  rein  privatrechtliche  Cha- 
rakter der  Straftat  wie  ihrer  Sühnung  wird  von  ihm  beseitigt, 
an  seine  Stelle  setzt  er  bei  Beurteilung  der  Tat  wie  der  Strafe 
für  sie  das  öfPentlich-rechtliche  Moment.  Das  ist  in  Kürze 
die  weittragende  Bedeutung  seiner  Rechtsreform. 

Vladimir  hat  aber  damit  die  Verpflichtung  des  Täters,  dem 
Geschädigten  Ersatz  zu  leisten,  nicht  aufgehoben,  sie  besteht 
neben  der  Strafzahlung  weiter.  Soweit  das  zur  Aufgabe  dieser, 
nur  die  älteste  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  behandelnden 
Arbeit  gehört,  habe  ich  oben  §  3  und  4  schon  gezeigt,  wie 
der  Ersatz  neben  der  Strafe  in  der  dritten  Redaktion  ausge- 
sprochen wird,  wie  der  alte  Ersatz  zur  neuen  Strafe  wird,  wie 
der  neue  Ersatz,  auf  den  neben  der  staatlichen  Strafe  erkannt 
wird,  sich  in  seiner  Höhe  zum  alten  Ersatz  der  ältesten  Re- 
daktion verhält. 

Welcher  Art  die  von  Vladimir  eingeführte  staatliche  Strafe 
sei,  ob  Leibesstrafe  oder  Geldstrafe,  sagt  die  Chronik  nicht. 
Da  der  Antrag  zu  ihrer  Einführung  von  der  griechischen  Geist- 
lichkeit ausging,  ist  anzunehmen,  daß  jedenfalls  Leibesstrafen 
mit  in  erster  Linie  gemeint  bzw.  gewollt  waren  ^). 

Es  läßt  sich  wohl  denken,  daß  eine  so  einschneidende 
Rechtsreform  wie  die  Vladimirs  nicht  so  leicht  Eingang  fand. 
Das  Volk,  seine  alten  Rechtsbräuche  gewohnt,  wie  die  Träger 
des  bisherigen  einfachen  Gerichtsverfahrens  werden  nicht  ein- 
verstanden gewesen  sein  mit  der  Abschaffung  der  herkömm- 
lichen Bußen  und  Einführung  von  Körperstrafen.  Vor  allem 
waren  es  die  dem  Russen  ungewohnten  Leibesstrafen  mehr 
noch  als  die  Einführung  staatlicher  Strafe  an  sich  allein,  die 
wohl  auf  Widerstand  stießen,  da  sie  als  entehrend,  für  Sklaven 


)  THMO(j)eeBi.,    A.  r. :    HcTopiji  xijiecHi.ix'b  HaKasanifi  Bt  pyecKOMt  npaßi  CII6.   1897, 

S.  52  f.  führt  Beispiele  von  Handhabung  der  Körperstrafe  durch  die 
russischen  Bischöfe  aus  späterer  Zeit  an.  Es  ist  mir  aber  zweifelhaft, 
ob  diese  Fälle  als  richterliche  Bestrafung,  oder  nicht  vielmehr  als  all- 
gemeiner Ausfluß  der  Roheit  und  Grausamkeit  jener  Zeit  anzusehen  sind. 
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bestimmt  galten  ^).  Wir  finden  es  deshalb  bei  Uebertragung 
byzantinischer  Rechtsbestimmungen  nach  Rußland,  daß  die  auf 
die  betreffenden  Vergehen  in  Byzanz  gesetzten  Körperstrafen 
in  Rußland  gemildert  wurden.  So  setzt  z.  ß.  der  sog.  Nomo- 
kanon  des  Photius  IX,  25  Todes-  und  Leibesstrafe  für  die 
Zauberer  fest.  Der  Metropolit  Johann  II.  von  Kiev  (1080 
bis  1089),  der  in  seiner  „kurzen  kirchlichen  Regel"  §  7  auch 
gegen  Zauberei  und  Magie  ankämpft,  muß  da  mit  Rücksicht 
auf  den  Landesbrauch  hinsichtlich  der  Strafen  eine  Milderung 
eintreten  lassen  und  schreibt:  „die,  welche  sich  mit  Zauberei 
und  Magie  abgeben,  seien  es  Männer  oder  Frauen,  muß  man 
zuerst  mit  Reden  und  Ermahnungen  bekehren  und  von  ihren 
Uebeltaten  abzubringen  suchen ;  verbleiben  sie  aber  ungeändert, 
so  muß  man  sie  strenger  strafen  zur  Abwendung  von  dem 
üebel,  aber  sie  nicht  töten  oder  ihre  Leiber  verstümmeln; 
denn  das  läßt  die  kirchliche  Zucht  nicht  zu."  Auch  sonst  sah 
sich  Johann  IL  ja  da  und  dort  genötigt,  Rücksicht  auf  den 
Landesbrauch  in  Rußland,  der  zur  ganzen  Strenge  des  griechi- 
schen Kirchengesetzes  nicht  paßte,  zu  nehmen,  und  gerade  die 
Worte  unserer  Bestimmung  Johanns  IL  von  der  „strengen 
Strafe"  hat  man  von  Geldstrafe  im  Gegensatz  zur  Leibesstrafe 
gedeutet.  Wir  finden  sogar  eine  Stelle  im  „kirchlichen  Statut 
Jaroslavs",  in  der  die  Ausübung  von  Zauberei  direkt  mit  Geld- 
strafe belegt  ist:  „wenn  eine  Frau  eine  Hexenmeisterin  ist, 
oder  Amulettträgerin  und  Zauberin,  oder  Giftmischerin,  und 
der  Mann  überführt  sie,  so  bestraft  er  sie,  wenn  sie  aber  nicht 
aufhört,  dem  Metropoliten  G  Grivna"  ^). 

Dafür,  daß  beim  gleichen  Vergehen  das  altrussische  Recht 
Geldstrafe  bestimmt,  wo  das  byzantinische  Recht  Körperstrafe 
verhängt,  sei  aus  dem  weltlichen  Recht  ein  Beispiel  angeführt. 
In  der  ältesten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  I,  16  ist  auf 
das   unerlaubte  Reiten    eines   fremden  Pferdes    eine  Buße    von 


')  Siehe  TuMot^eeBt  S.  56. 

^)  Goetz,  Kirchenrechthche  Denkmäler  S.  44,  111  fF.,  117  f. 
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3  Grivna  gesetzt.  Für  dasselbe  Vergehen  wird  nach  dem  sog. 
Gerichtsgesetz  für  die  Leute  von  Kaiser  Konstantin  eine  drei- 
malige Prügelstrafe  auferlegt  ^). 

Man  hat  aus  solchen  Fällen  geradezu  geschlossen,  daß  die 
Anwendung  byzantinischer  Normen  auf  das  russische  Leben 
in  der  Art  stattfand,  daß  an  Stelle  der  Leibesstrafen  Geld- 
strafen verhängt  werden,  wobei  die  Zahl  der  Prügel  durch  die 
gleiche  Zahl  von  Grivna  ersetzt  werde  ^). 

Den  Urhebern  der  nach  byzantinischem  Muster  gedachten 
Neuordnung  der  Rechtspflege  treten  ganz  naturgemäß  die  Ver- 
treter der  bisherigen  russischen  Rechtsgewohnheiten,  die  Aelte- 
sten,  die  Gemeinderichter  entgegen,  es  kommt  zu  erneuten  Ver- 
handlungen. Ein  Kompromiß  wird  geschlossen  zwischen  der 
herkömmlichen  russischen  Rechtspraxis  und  der  griechischen 
Neueinführung:  die  den  Russen  unbekannten  Leibesstrafen 
werden  wieder  abgeschafft,  es  bleibt  bei  der  bisherigen  Süh- 
nung der  Vergehen  durch  Geld.  Aber  diese  Sühne  in  Geld 
hat  jetzt  nicht  mehr  den  Charakter  des  privaten  Ersatzes  wie 
bisher;  das  Moment,  daß  die  Rechtspflege  ihren  privatrecht- 
lichen Charakter  verliert  und  durch  Vladimir  staatliche  Rechts- 
pflege eingeführt  wird,  kommt  darin  zum  Ausdruck,  daß  die 
Geldbuße  nunmehr  zu  staatlicherseits  vom  Fürsten  verhängter 
Geldstrafe  wird.     Wergeid  ^),  vira,  soll  bleiben,    Strafe,    Jcam, 


^)  Siehe  dazu  das  Genauere  unten  in  §  17. 

2)  Kljucevskij,  Kurs  I,  S.  253;  D'jakonov,  Abriß  S.  39;  daß  aller- 
dings gerade  die  Stelle  aus  dem  Gerichtsgesetz  nicht  für  diesen  Schluß 
zu  verwenden  ist,  wird  aus  meiner  Erklärung  der  Stelle  unten  in  §  17 
hervorgehen. 

^)  Wenn  man  scharf  unterscheiden  will,  kann  man  sagen,  daß  vira 
bei  seiner  erstmaligen  Erwähnung  im  Bericht  Jiii.  no  JiaspeHT.  CmicKy  S.  124, 
Zeile  11 :  BojioÄHMept  jeg  oTsepri.  bhph  rein  die  Bedeutung  von  privatem  Ersatz 
hat,  daß  dagegen  bei  seinem  weiteren  Gebrauch  Zeile  13:  oate  Biipa,  to  na 
opyxctii  H  Ha  KOHHxi,,  mit  dem  alten  Wort  schon  der  neue  Sinn  von  staat- 
licher Geldstrafe  verbunden  ist.  Aehnliche  Anwendung  eines  alten  Ter- 
minus in  neuem  verändertem  Sinn  haben  wir  ja  oben  schon  für  za  obidu 
=:  für  das  Unrecht,  nachgewiesen,  der  Chronist  gebraucht  eben  auch  das 
gewohnte  Wort  weiter. 
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als  Leibesstnife  wird  nicht  eingeführt  bzw.  wieder  abgeschafft, 
aber  das  Wergeid,  das  nun  der  Fürst  verhängt,  wird  verwendet 
für  staatliche  Zwecke.  Oberster  staatlicher  Zweck  ist  in  jenen 
Zeiten  der  stetigen  Kämpfe  mit  den  äußeren  Feinden,  wie  den 
Pecenegen,  an  die  die  Aeltesten  wohl  dachten,  Stärkung  der 
Wehrmacht,  darum  soll  das  Wergeid  verbraucht  werden  für 
Waffen  und  Pferde. 

Das  Resultat  unserer  Betrachtung  der  Chronikstelle  ist 
also:  Vladimir  versucht  unter  dem  Einfluß  des  kulturell  höher- 
stehenden und  darum  ihm  als  auch  für  Rußland  einführenswert 
erscheinenden  byzantinischen  Rechtslebens,  die  Blutrache  mit  dem 
Privatersatz  abzuschaffen,  um  dadurch  größere  Ruhe  und  Sicher- 
heit im  Lande  zu  erzielen,  um  eine  geregelte  staatliche  Rechts- 
pflege, nach  byzantinischem  Vorbild  mit  Körperstrafen  einzuführen. 
Er  kann  nicht  auf  einmal  die  alt  eingewurzelten  Rechtsan- 
schauungen und  Rechtsgewohnheiten  des  Volkes  beseitigen;  so 
kommt  es  zu  einem  Mittelweg:  Beibehaltung  der  herkömmlichen 
Geldbußen,  aber  Umwandlung  ihres  privatrechtlichen  Charakters 
in  öffentlich-rechtlichen  zu  der  vom  Staate,  dem  Fürsten  ver- 
hängten und  dem  Staate  zu  leistenden  Geldstrafe  ^). 

Daß  es  mit  diesem  Kompromiß  nicht  getan  war,  liegt  auf 
der  Hand.  Die  Macht  der  alten  Rechtsgewohnheiten  im  Volke 
war  doch  zu  groß,  als  daß  sie,  selbst  wenn  die  „Aeltesten"  der 
Rechtsreform  Vladimirs  zustimmten,  auf  einmal  hätten  beseitigt 
und  die  neue  Rechtsordnung  ganz  hätte  eingeführt,  besser  ge- 
sagt, durchgeführt  werden  können.  Die  Chronik  berichtet  uns 
nicht   über    einen  Kampf  zwischen   altem   und   neuem  Rechte. 


1)  Tobien,  Blutrache  S.  197  —  und  ihm  folgend  Miklosich,  Blut- 
rache der  Slaven,  S.  36  — :  „Das  Wahre  an  der  Sache  wäre  demnach 
nur,  daß  Vladimir  die  Strafe  des  alten  Volksrechtes  für  den  Mord  —  die 
Blutrache  und  das  Wergeid  —  völlig  abgeschajßft  und  Kriminalstrafe  ein- 
geführt habe  (im  folgenden  stimme  ich  nun  Tobien  nicht  zu),  bald  aber 
wieder  zu  dem  alten  Volksrechte  zurückgekehrt  sei,  welches  erst  durch 
Jaroslaws  Söhne  abgeändert  worden  ist,  in  der  ältesten  Prawda  aber 
noch  volle  Bestätigung  gefunden  hat." 
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Aber  daß  ein  Rückschlag  erfolgte,  daß  Vladimirs  Rechtsreform 
nicht  absoluten  Bestand  hatte,  daß  sie  sich  nicht  gleich  end- 
gültig gegen  das  alte  Gewohnheitsrecht  durchsetzen  konnte, 
werden  wir  sehen ,  wenn  wir  die  weiteren  Nachrichten  über 
die  Rechtsentwicklung  unter  Vladimirs  Nachfolgern  betrachten 
werden. 

Hier  haben  wir  also  nur  festzustellen,  daß  Vladimir  unter 
byzantinischem  Einfluß  eine  Aenderung  des  bisherigen  Gerichts- 
verfahrens   und    Strafensystems    —    wenn    man    dieses    Wort 
„Strafe"   schon  für  die    alten  Privatbußen  gebrauchen  darf  — 
einführte.     Was  er  aber  abschaffte,    das   „Wergeid",  vira,  mit 
der  ganzen  Auffassung  der  Straftat  als  rein  privaten  Charakter 
tragend   und   nur   privaten  Ersatzanspruch  herbeiführend,    das 
ist,  wie  wir  oben  gesehen,  die  Grundlage,  auf  der  alle  Bestim- 
mungen der  ältesten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  ruhen. 
Somit  komme  ich  auch  aus  dieser  Betrachtung  über  die  Rechts- 
reform Vladimirs  zum  Schluß :  die  älteste  Redaktion  des  Russi- 
schen Rechtes  bietet  diejenige  Form  des  altrussischen  Rechts- 
lebens, diejenige  Beurteilung  des  Vergehens  und  seiner  Sühne 
dar    —    als    eines   Vorgangs ,    der   sich   ohne   Mitwirkung   der 
staatlichen  Gewalt,  des  Fürsten,  lediglich  zwischen  Verletztem 
oder  Geschädigtem  und  Täter,  allerdings  unter  Anteilnahme  des 
Gemeindegerichts    abspielt    — ,    die    logisch    und    zeitlich    vor 
Vladimirs  Rechtsreform  liegt.    Die  älteste  Redaktion  des  Russi- 
schen Rechtes  ist  älter  als  Vladimirs  Reform  des  Gerichtswesens 
und   Strafensystems;    sie   ist   die   Urkunde   eines    rein    privat- 
rechtlichen Verfahrens,  Vladimirs  Reform  führt  öflPentlich-recht- 
liche  Normen  ein. 

Das  Vorgehen  Vladimirs  entspricht  dem,  was  wir  auch 
bei  anderen  Völkern  über  die  Entwicklung  des  Rechtswesens 
erfahren.  Es  sei  darum  gestattet,  auf  solche  Parallelen  sowohl 
zum  Vorgang  als  Ganzem  wie  zu  einzelnen  seiner  Züge  hin- 
zuweisen, die  in  gewisser  Art  auch  die  oben  dargebotene  Auf- 
fassung der  Rechtsreform  Vladimirs  als  berechtigt  erweisen 
können. 
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Miklosich  ^)  schildert  im  allgemeinen  das  Erlöschen  der 
Blutrache  —  und  um  deren  Austilgung  handelt  es  sich  ja  vor 
allem  bei  Vladimirs  Tätigkeit  —  so,  wie  wir  es  im  einzelnen 
für  Rußland  gesehen  haben.  Er  meint,  es  bedurfte  durch  Jahr- 
hunderte fortgesetzter  Anstrengungen,  bis  jener  Zustand  ein- 
trat, wo  der  Staat  als  die  einzige  strafende  Macht  anerkannt, 
die  Blutrache  erstickt  wird,  und  viele  Etappen  habe  die  Blut- 
rache bis  zu  ihrem  völligen  Erlöschen  durchgemacht.  Erst 
herrscht  sie  in  ihrer  schroffsten  Form  nach  dem  Grundsatz: 
Blut  fordert  Blut.  Später  kann  sie  durch  Zahlung  des  Blut- 
geldes aufgehoben  werden.  Dann  wird  das  Christentum  ein- 
geführt, die  Kirche  bekämpft  die  Blutrache  als  heidnische  Sitte. 
Die  Rache  wird  auf  den  Beleidiger  beschränkt,  seine  Sippe 
geschont.  Es  entsteht  der  Staat  in  seiner  primitivsten  Form, 
Gerichte  bilden  sich,  sie  bestimmen  die  Höhe  des  Blutgeldes. 
Ein  Teil  des  Blutgeldes  fällt  dem  Verletzten  und  seiner  Sippe, 
ein  anderer  Teil  dem  Staate  zu.  Die  Geldstrafe  hat  sich  aus 
dem  Blutgeld  entwickelt.  „Schließlich  erklärt  der  erstarkte 
Staat  den  Totschlag  für  ein  von  ihm  allein  und  von  Amts 
wegen  zu  verfolgendes  Verbrechen.  Die  Blutrache  erlischt, 
das  Blutgeld  entfällt." 

Als  die  Faktoren,  die  das  Erlöschen  der  Blutrache  herbei- 
geführt haben,  bezeichnet  Miklosich^)  Kirche  und  Staat.  „Die 
Aufhebung  der  Blutrache,  die  Begründung  des  alleinigen  Straf- 
rechtes des  Staates  haben  Germanen  und  Slaven  vornehmlich 
der  Kirche  zu  danken."  „Der  Staat  bekämpfte  die  Blutrache, 
weil  sie  gegen  die  Forderung  verstößt,  daß  das  Recht  im  ganzen 
Staate  von  einem  Mittelpunkte  ausgehe,  weil  sie  den  Staat  an 
der  Erreichung  seines  Zieles  hindert,  den  öffentlichen  Frieden 
sicherzustellen.  Der  Staat  suchte  daher  die  Blutrache  zu  ver- 
drängen und  ward  in  diesem  Bestreben  unterstützt  durch  die 
Kirche". 


1)  Blutrache  der  Slaven  S..8  ft". 

2)  Blutrache  der  Slaven  S.  11  f. 
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Einen  zu  dem  Rat  der  Bischöfe  an  Vladimir  parallelen 
Vorgang  treffen  wir  in  der  serbischen  Geschichte  an.  Im 
Jahre  1308  schlug  man  dem  serbischen  König  Stephan  Milutin 
vor,  die  Geldbuße  für  die  Tötung  durch  die  Todesstrafe  zu 
ersetzen;  der  König  lehnte  das  ab,  er  wollte  nicht  das  Blut 
seiner  Untertanen  vergießen  und  die  alte  Rechtsgewohnheit 
seiner  Vorfahren  nicht  abändern  ^).  Anderseits  finden  wir  im 
germanischen  Recht,  daß  der  König  „in  seiner  Eigenschaft  als 
Wahrer  des  Landfriedens  den  Kampf  gegen  das  Fehderecht 
aufnahm"  ^). 

Bei  dem  Eingreifen  der  Kirche,  d.  h.  der  Bischöfe  können 
wir  auf  zweierlei  hinweisen,  einmal  darauf,  daß  sie  die  staat- 
liche Bestrafung  der  Verbrechen  verlangen  und  ferner  auf  die 
religiösen  Gründe,  die  sie  vor  Vladimir  für  seine  Pflicht,  Strafe 
einzuführen,  geltend  machen.  Für  beides  lassen  sich  in  dem 
Einfluß,  den  die  abendländisch-lateinische  Kirche  auf  die  Ent- 
wicklung der  Straf rechtspflege  geübt  hat,  Parallelen  anführen. 
Was  den  ersteren  Punkt  angeht,  die  Aufforderung  der  Bischöfe 
an  Vladimir,  die  Mörder  zu  bestrafen,  sagt  Singer^):  „Es  ist 
dem  kanonischen  Recht  zu  danken,  wenn  der  Grundsatz  aner- 
kannt wurde,  daß  das  öflentliche  Interesse  die  Verfolgung  der 
Verbrechen  verlange."  Hinsichtlich  des  zweiten  Punktes,  daß 
die  Bischöfe  Vladimir  sagen,  er  sei  von  Gott  gesetzt  zur  Strafe 
für  die  Bösen,    lassen  sich  die  Ausführungen  von  Hinschius*) 

^)  Siehe  bei  Zagoskin,  Rechtsgeschichte  I,  S.  463. 

^)  Schroeder,  Rechtsgeschichte  S.  120. 

^)  Im  Staatslexikon  der  Görresgesellschaft,  3.  Aufl.,  Freiburg  i.  B. 
1910,  III,  Sp.  224,  Artikel  Kirchenrecht;  vgl.  dazu  Walter,  Ferd.:  Kirchen- 
recht, 14.  Aufl.,  bes.  V.  Gerlach,  H.,  Bonn  1871,  §§  342  flP.,  §  345,  Einfluß 
der  Kirche  auf  das  Strafrecht;  ferner  Glaser,  J.:  Handbuch  des  Straf- 
prozesses, Leipzig  1883  (in  Binding:  Handbuch  der  deutschen  Rechts- 
wissenschaft IX,  4,  1),  I,  S.  69—78  und  Geyer,  A. :  Lehrbuch  des  ge- 
meinen deutschen  Strafprozeßrechtes,  Leipzig  1880,  S.  34. 

^)  Geschichte  und  Quellen  des  kanonischen  Rechtes  in  Fr.  v.  Holtzen- 
dorff :  Enzyklopädie  der  Rechtswissenschaft,  4.  Aufl.,  Leipzig  1882,  S.  182. 

Nicht  zugänglich  war  mir  Coko;iobi,  H.  K.  :  O  BJiiaHiH  i^epKBH  Ha  HCTopHHecKoe  pasBHTie 
npasa.     Mocbobck.  ynHBepcHT.  HsBicTia   1870,  Nr.  1. 

Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXIV.  Band.  29 
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anführen:  „Bei  den  Germanen  fand  die  Kirche  ein  Kriminal- 
recht vor,  welches  in  seinem  Kompositionssystem  den  privat- 
rechtlichen Standpunkt  in  den  Vordergrund  stellte,  für  die  Fest- 
setzung der  Strafe  allein  das  objektive  Moment  des  äußeren 
Erfolgs  entscheidend  sein  ließ  und  somit  in  jener  nichts  als 
eine  Abzahlung  der  Blutrache  und  des  Verbrechens  fand.  Im 
Gegensatz  zu  diesen  rohen  Anschauungen  betrachtete  die  Kirche 
als  die  zur  Heiligung  der  Menschheit  bestimmte  Anstalt  das 
Vergehen  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Sünde  und  der  Auf- 
lehnung gegen  den  göttlichen  Willen,  welchen  sie  im  Dekalog 
niedergelegt  fand." 

Das  von  den  Bischöfen  für  ein  Eingreifen  des  Fürsten 
verwertete  Motiv,  daß  die  Verbrechen  sich  mehren,  ist  z.  B. 
auch  ausgesprochen  in  dem  Zusatzgesetz  zur  Lex  Salica,  dem 
Landfriedensgesetz  Childeberts  L  und  Chlothars  L:  et  quia 
multorum  licet  insania  conualerit,  males  etiam  immanitates  sce- 
lerum  necesse  est  ut  digna  reddantur  etc.  ^).  Für  die  Aenderung 
im  Gerichtsverfahren,  die  Vladimirs  Rechtsreform  nach  sich 
ziehen  mußte,  ließe  sich  als  Parallele  anführen,  was  von  der 
Aenderung  des  Gerichtsverfahrens  in  der  fränkischen  Zeit  durch 
die  Königsgesetzgebung  gilt:  „während  das  alte  Verhandlungs- 
prinzip den  Prozeß  als  einen  sich  vor  den  Augen  des  Richters 
abspielenden  Privatkampf  der  Parteien  betrachtete,  führte  der 
entwickeltere  Staatsgedanke  zu  der  Einsicht,  daß  das  gemein- 
same Interesse  auch  die  Verfolgung  des  dem  einzelnen  wider- 
fahrenen Unrechts  verlange  und  den  Staat  verpflichte ,  dem 
Verletzten  zu  seinem  Rechte  zu  helfen"  ^). 

Wir  können  hier  auch  darauf  hinweisen,  daß  es  sich  bei 
der  Rechtsreform  Vladimirs  nach  dem  Wortlaut  der  Chroniken 
zunächst  um  ganz  schwere  Störungen  der  Rechtsordnung,  um 
Mord  und  Räuberei  handelt  und  zum  —  wenigstens  teil- 
weisen —  Vergleich   den  allgemeinen  Gedanken   von  Glaser^) 


0  ed.  Hesseis  Sp.  415,  Cod.  3,  LXVI. 

^)  Schroeder,  Rechtsgeschichte  S.  369. 

^)  Glaser,  Handbuch  des  Strafprozesses  I,  S.  20. 
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anführen:  „Die  öflPentlich-rechtliche  Natur  des  Strafrechtes  im 
Gegensatz  zu  dem  Anspruch  des  Beschädigten  auf  Ersatz  und 
Genugtuung  gelangt  in  den  Anfängen  staatlichen  Lebens  nur 
zu  seiner  beschränkten  Anerkennung.  Wo  es  der  Fall  ist, 
handelt  es  sich  um  Gefährdung  so  dringender  Existenzbedin- 
gungen des  kaum  noch  gefestigten  Staatswesens  (fast  immer 
nur  um  militärische  Disziplin  und  die  Sicherheit  dem  Feinde 
gegenüber),  daß  das  Einschreiten  dagegen  den  Charakter  un- 
mittelbarer Ausübung  der  obersten  Staatsgewalt  und  militäri- 
scher Disziplin  weit  eher  als  den  eines  gerichtlichen  Verfahrens 
annimmt. " 

Daß  die  Aeltesten  bei  Vladimirs  Rechtsreform  mitwirken, 
entspricht  z.  B.  dem  Vorgang  bei  Bildung  der  langobardischen 
Gesetze,  daß  „die  Aufzeichnung  des  Volksrechts  allmählich,  im 
Wege  königlicher  Gesetzgebung  unter  Mitwirkung  der  Stammes- 
versammlung vor  sich  gegangen  ist"  ^).  und  wenn  wir  oben 
von  einem  Kompromiß  zwischen  der  gewollten  Neueinführung 
des  byzantinisch  gedachten  Rechtes  und  der  Fortdauer  des  alt- 
russischen Gewohnheitsrechtes  gesprochen  haben,  so  läßt  sich 
als  Parallele  hier  darauf  hinweisen,  daß  auch  „die  karolingische 
Politik,  obwohl  auf  Beseitigung  des  Fehderechtes  gerichtet, 
doch  dem  ihr  widerstrebenden  Volksrecht  Rechnung  tragen 
mußte"  2). 

So  dürfen  wir  wohl  diese  Fälle  als  Beweis  dafür  ansehen, 
daß  die  oben  gebotene  Deutung  der  Chronikberichte  im  Rah- 
men der  ganzen  russischen  Rechtsentwicklung  richtig  ist,  weil 
der  Chronikbericht  in  meiner  Auffassung  eben  verwandten  Er- 
scheinungen im  Rechtsleben  anderer  Völker  parallel  läuft. 

§  12.  Die  Rechtsentwicklung  unter  Vladimirs  Nachfolgern. 

Wenn  auch  der  Gegenstand  unserer  Untersuchung,  die 
älteste  Redaktion   des  Russischen  Rechtes   nicht   über  die  Zeit 


^}  Schroeder,  Rechtsgeschichte  S.  255. 
^)  Schroeder,  Rechtsgeschichte  S.  262  ^^ 
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Vladimirs  liinabreicht,  so  müssen  wir  doch  der  Betrachtung 
der  Rechtsreform  Vladimirs  eine  kurze  Uebersicht  der  Tätig- 
keit seiner  Nachfolger  auf  dem  Gebiet  des  Rechtslebens  an- 
schließen ,  damit  das  bisher  gewonnene  Bild  der  altrussischen 
Rechtsentwicklung  seine  Vervollständigung,  die  Schilderung  der 
unter  Vladimir  begonnenen  Umänderung  des  russischen  Rechts- 
lebens ihren  Abschluß  finde. 

Es  kann  sich  dabei  natürlich  nicht  um  genaue  Einzel- 
erklärung  der  in  Betracht  kommenden  Bestimmungen  aus  der 
zweiten  und  dritten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  handeln, 
diese  Erklärung  ist  im  Rahmen  einer  Darstellung  des  ganzen 
Inhalts  und  der  Bedeutung  dieser  beiden  Redaktionen  zu  liefern. 
Hier  kommt  es  vor  allem  darauf  an,  den  allgemeinen  Fortgang 
der  altrussischen  Rechtsentwicklung  aus  den  davon  handelnden 
Stellen  der  zweiten  und  dritten  Redaktion  des  Russischen 
Rechtes  nachzuweisen. 

Da  begegnet  uns  zunächst  in  der  zweiten  Redaktion  II,  1  ff. 
die  Erhöhung  der  Totschlagbuße  —  um  diesen  alten,  auf  die 
erste  Redaktion  passenden  Terminus  hier  noch  anzuwenden  — 
auf  das  Doppelte  der  früheren  Summe,  auf  80  Grivna  bei 
der  Tötung  fürstlicher  Gefolgschaftsleute.  Ohne  Rücksicht- 
nahme auf  die  Frage,  ob  die  Erhöhung  nicht  Folge  der  Re- 
duzierung des  Wertes  der  Grivna  ist  ^) ,  können  wir  im  allge- 
meinen sagen ,  daß  besondere  Schutzbestimmungen  zugunsten 
der  fürstlichen  Gefolgschaft  ganz  wohl  zu  der  Aufgabe  einer 
fürstlichen  Ordnung  der  Rechtspflege  gehörten.  Dabei  müssen 
wir  die  Frage  offen  lassen,  ob  die  Differenzierung  in  der  Be- 
handlung der  einfachen  Leute  und  des  fürstlichen  Gefolges  bei 
Bemessung  des  Strafgeldes  schon  unter  Vladimir  oder  erst 
unter  seinen  Nachfolgern  stattfand. 

Was  hören  wir  nun  von  Vladimirs  Nachfolger  Jaroslav 
(1019 — 1054)?  Die  von  ihm  handelnden  Stellen  des  Russischen 
Rechtes  melden  Wahrscheinliches,  aber  auch  offensichtlich  Un- 


')  Siehe  dazu  oben  S.  307  ^ 
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wahres.  Zunächst  wird  II,  24  die  „Abgabe  Jaroslavs "=  i^roÄ 
JaroslavV  erwähnt.  Die  Bestimmung  berichtet  über  Abgaben 
in  Geld  und  Naturalien  an  den  Virnik,  Wergeidmann.  Dieser 
ist  hier  wohl  eher  der  Einheber  der  Gerichtsgebühren  und 
Strafgelder,  der  vira,  als  ein  Steuereinnehmer,  „Empfänger  aller 
öifentlichen  Abgaben  eines  Bezirkes",  wie  Ewers  ^)  meinte.  Wie 
weit  er  als  spezieller  Beamter  der  Rechtspflege  auch  eigentlich 
richterliche  Funktionen  ausübte,  mag  jetzt  dahingestellt  bleiben, 
die  Meinungen  darüber  gehen  auseinander^).  Diese  Einzel- 
bestimmung II,  24  nun  auf  die  allgemeine  Rechtsentwicklung 
angewendet,  könnten  wir  sagen:  Jaroslav  hat  die  von  Vladimir 
angebahnte  Reform  des  russischen  Rechtswesens,  die  Einführung 
staatlich-fürstlicher  Rechtspflege  weiter  ausgebaut,  er  hat  speziell 
die  Gerichtsorganisation  auch  hinsichtlich  der  Gerichtsgebühren 
vervollkommnet.  Und  letzteres  war  ja  gerade  dann  besonders 
notwendig,  wenn  die  Rechtspflege  von  fürstlichen  Beamten  ge- 
handhabt wurde,  wenn  wir  dabei  den  Virnik  als  einen  im 
Lande  umherreisenden  Richter  ansehen  wollen.  Daß  eine  solche 
Ordnung  und  derartiger  Ausbau  der  Gerichtsorganisation  seitens 
des  Fürsten,  jetzt  des  zentralen  Trägers  der  Rechtspflege,  ge- 
schah, ist  durchaus  wahrscheinlich.  Somit  können  wir  also  die 
Stelle  II,  24  als  richtigen  Ausdruck  der  gerichtsorganisatori- 
schen Tätigkeit  Jaroslavs  ansehen;  wir  können  durchaus  an- 
nehmen, daß  Jaroslav  solche  Bestimmungen  erlassen  hat,  wie 
sie  in  II,  24  vorliegen.  Auf  ihn  dürfen  wir  dann  wohl  auch 
die  in  II,  23  enthaltene  Verteilung  der  Strafgelder  an  die 
fürstlichen  Beamten  bzw.  den  Fürsten  usw.  zurückführen.    Die 


^)  Recht  der  Russen  S.  311  ^'. 

^)  V.  Reutz,  Versuch  S.  86,  sieht  den  Virnik  an  „als  den  zu  Unter- 
suchungen und  Schlichtungen  solcher  Sachen  [wie  Tötung]  im  Lande 
herumreisenden   Beamten".    Mrocek-Drozdovskij ,   Untersuchungen   1885, 

S.  138,   erklärt  bhphhk'b  —  yro-iOBHufi  cy;i;Ba  (pastiaatifl),  o6'Bi3;i;'B  bohms  oßaacTH  saifiHa.i'b 

KHHBecKoe  nojioÄBe.     Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  35^^:  bhphhk^ 

He    ecTB    cyfteÖHaa    ;i;0JiffiH0CTi.,    aio  cayseÖHaa   ^ojikhoctb    npH   KHaaecKOM'B   cy^i,    TOffie,    hto 
BHOCJiiÄCTBiH  HasHBaeica  „He;^4aBI^HK0Ml.'*. 
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zweite  Redaktion  gibt  uns  leider  keinen  Aufschluß  darüber,  ob 
unter  Jaroslav  noch  ein  weiterer  Ausbau  der  Rechtspflege  auch 
hinsichtlich  der  eigentlichen  Festsetzung  der  Strafgelder  statt- 
gefunden hat.     Daß  das  geschah,  ist   aber  wohl   anzunehmen. 

Die  Chronik  berichtet  uns  im  Jahre  1024,  daß  Zauberer 
in  Suzdal'  auftraten,  große  Verwirrung  entstand,  Jaroslav  auf 
das  Gerücht  davon  nach  Suzdal'  zog  und  die  Zauberer  be- 
strafte ^).  Man  hat  darin  die  Ausübung  des  fürstlichen  Ge- 
richts sehen  wollen  ^),  aber  ich  glaube,  man  muß  den  Vorgang 
einfach  als  gewaltsame  Unterdrückung  innerer  Unruhen  ansehen, 
nicht  gerade  als  förmliches  Gerichtsverfahren. 

Die  vorhin  besprochene  Bestimmung  II,  24  von  den  „Ab- 
gaben Jaroslavs"  wird  III,  12  wiederholt^).  Ich  möchte  diese 
Wiederholung  an  sich  nicht  für  einen  Beweis  der  Tatsächlich- 
keit des  Vorgangs  unter  Jaroslav  auffassen,  denn  in  der  ihrer 
Abfassungszeit  nach  so  viel  später  als  Jaroslav  liegenden  dritten 
Redaktion  wird  Jaroslav  auch  offenbar  Unrichtiges  zugeschrieben. 
Das  gilt  vor  allem  von  dem  Schlußsatz  in  einigen  Handschriften 
der  dritten  Redaktion:  „an  dieser  Stelle  das  Gerichtsbuch  des 
Jaroslav"  ==^o  si  mesto  stidedhniJc  JaroslavT.  Er  wird  allge- 
mein als  historischer  Irrtum  seines  Schreibers  anerkannt,  denn 
es  ist  nicht  daran  zu  denken,  daß  die  ganze  dritte  Redaktion 
das  Werk  Jaroslavs  wäre,  sind  doch  in  ihr  Bestimmungen 
seiner  Söhne,  III,  4,  und  Vladimir  Monomachs  (1113 — 1125), 
III,  65,  enthalten^). 

Hat  sich  aber  der  Autor  des  Schlußsatzes  der  dritten  Re- 
daktion geirrt,  weil  er  zeitlich  so  weit  entfernt  war  von  Jaroslav 
und  wenig  deutliche  Nachrichten  vorlagen,  so  dürfen  wir  einen 
ähnlichen  Irrtum  bei  der  Erwähnung  Jaroslavs  in  III,  88  an- 
nehmen.    In  III,  87,  88   wird   die  Bestimmung  von  I,  22,  23 


^)   JliT.  no  JlaBpeHT.  CnucKy  S.  144. 

2)  Rozkov,  Uebersicht  S.  81. 

^)  Ueber    ihre   Einzelheiten   und   Abweichungen   von   II,    24   siehe 
Programm  zu  III,  12. 

'*)  Siehe  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  89. 
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wiederholt,  der  Fall,  daß  ein  Sklave  einen  freien  Mann  schlägt 
und  daß  der  Herr  dafür  zahlen  muß.  Da  lautet  III,  88:  „aber 
danach,  wenn  dieser  Geschlagene  seinen  Gegner,  der  ihn  schlug, 
trifft,  so  hat  Jaroslav  verordnet,  ihn  [den  Sklaven]  zu  erschlagen, 
aber  seine  Söhne  haben  nach  dem  Vater  Geld(strafe)  bestimmt: 
entweder  bindet  man  ihn  los  und  schlägt  ihn,  oder  man  nimmt 
Geld  für  die  (angetane)  Schmach."  Hier  in  III,  88  ist  also 
die  ältere  Bestimmung  I,  23  als  Werk  Jaroslavs  bezeichnet; 
wäre  diese  Nachricht  richtig,  so  wäre  meine  Anschauung,  daß 
die  älteste  Redaktion  alter  als  Vladimir  sei,  für  I,  22,  23 
wenigstens  nicht  möglich.  Aber  so  gut  der  Autor  des 
Schlußsatzes  der  dritten  Redaktion  sich  geirrt  hat,  so 
gut  kann  das  bei  dem  Verfasser  von  III,  88  der  Fall  ge- 
wesen sein. 

Wir  können  auch  etwa  den  Weg  verfolgen,  auf  dem  der 
Autor  von  IH,  88  zu  der  unrichtigen  Annahme  kam,  die  Be- 
stimmung I,  22,  23  stamme  von  Jaroslav.  Er  wußte  aus  dem 
Bericht  in  III,  4,  daß  die  Söhne  Jaroslavs  die  alte  Sitte  des 
Erschlagens  bei  der  Ausübung  der  Blutrache  in  Loskauf  durch 
Geld  umgeändert  hatten.  Das  übertrug  er  sinngemäß  auf  das 
„schlagen"  in  I,  23,  das  er  irrigerweise,  I,  23  eben  mit  III,  4  ver- 
mischend, als  „erschlagen"  ansah.  Da  nach  III,  4  die  Aenderung 
des  „erschlagens"  in  Zahlung  von  Geldstrafe  durch  die  Söhne 
Jaroslavs  geschah,  lag  nahe,  daß  er  die  ältere  Bestimmung 
eben  dem  Vater  der  Söhne,  dem  Jaroslav  selbst  zuschrieb. 
So  entstand  durch  diese  Vermischung  der  Bestimmungen  von 
I,  22,  23  mit  der  Nachricht  in  III,  4  über  die  Abänderung 
unter  Jaroslavs  Söhnen  seine  Meinung,  die  Bestimmung  I,  22,  23 
stamme  von  Jaroslav.  Wenn  also  Sergeevic^)  aus  I,  22  im 
Vergleich  mit  III,  88  folgert^  daß  die  erste  Redaktion,  obwohl 
sie  nicht  von  Jaroslav  spreche,  doch  zu  seiner  Zeit  verfaßt  sei, 
so  scheint  mir  diese  Folgerung  recht  unsicher.  Es  müßte  doch 
erst  festgestellt  sein,  daß  der  Autor  von  III,  88  absolut  sicher 


')  Ausgabe  S.  XIII. 
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in    der   Lage   war,    Jaroslav   als    den  Vater   der   Bestimmung 
I,  22,  23  zu  erklären  0. 

Die  durchaus  natürliche  Annahme,  daß  das  von  Vladimir 
begonnene  Werk  der  Rechtsreform,  die  Einführung  staatlicher 
Rechtspflege,  durch  seine  Nachfolger  nach  verschiedenen  Seiten 
ausgebaut  wurde,  finden  wir  bestätigt  durch  den  Inhalt  der 
Bestimmung  II,  5.  Es  ist  vor  dieser  Stelle  die  Rede  von 
den  Strafen,  die  für  Tötung  fürstlicher  Gefolgschaftsleute 
zu  zahlen  sind;  daran  anschließend  lautet  II,  5:  „aber  ein 
Oberstallmeister  bei  der  Herde  80  Grivna,  wie  Izjaslav  ver- 
ordnet hat  bei  seinem  Stallmeister,  den  die  Dorogobuzer  er- 
schlugen" ^).  An  der  Echtheit  dieser  Bestimmung  zu  rütteln, 
etwa  daran  zu  zweifeln,  daß  sie  einen  wirklich  vorgekommenen 
Fall  erzählt,  ist  kein  Anlaß.  Die  Ermordung  des  Oberstall- 
meisters ist  ein  durchaus  möglicher  Vorgang;  daß  Izjaslav, 
Jaroslavs  Sohn  und  Nachfolger  in  Kiev  (1054 — 1078),  die  Strafe 
für  Tötung  dieses  seines  Hofbeamten  so  hoch  ansetzte,  wie  er 
sie  —  siehe  II,  1 — 4  —  für  andere  Angehörige  der  fürst- 
lichen Gefolgschaft  schon  vorfand,  ist  gleichfalls  ganz  natürlich. 
Unsere  Bestimmung  als  vollkommen  wahrscheinlich   klingende 

^)  Demgemäß  halte  ich  auch  die  Ausführungen  von  Sergeevic,  Vor- 
lesungen S.  393  und  derselbe:  Altertümer  I,  S.  110 — 114,  über  Einfüh- 
rung der  Todesstrafe  unter  Jaroslav  und  Abänderung  dieser  Neueinfüh- 
rung durch  seine  Söhne  nach  III,  88  für  gegenstandslos,  da  sie  auf  der, 
meiner  Meinung  nach,  unrichtigen  Annahme  beruhen,  daß  in  I,  22,  23 
eine  Bestimmung  Jaroslavs  vorliege,  und  da  sie  dann  aus  III,  88  den 
Sinn  von  ubit'  =  erschlagen,  rückwärts  in  das  Schlagen  —  bit'  bei  I,  23 
hineinlegen.  Sergeevic  sagt  Altertümer  I,  S.  114  selbst,  daß  dem  Autor 
von  III,  88  eine  andere  Quelle  als  I,  23  vorgelegen  haben  müsse.  Denn 
I,  23  redet  eben  nur  vom  Schlagen  und  nicht  vom  Erschlagen,  wir  haben 
auch  keine  Variante  von  I,  23,  die  ubit'  böte,  siehe  KalaCov,  Einleitung 
S.  152,  §  XL.  So  beseitigt  meine  Annahme,  daß  dem  Autor  von  III,  88 
durch  seine  Vermengung  von  I,  23  mit  der  Nachricht  in  III,  4  der  Irr- 
tum unterlaufen  ist,  das  „schlagen"  in  I,  23  für  das  „erschlagen"  wie 
in  III,  4  zu  halten,  alle  Schwierigkeiten  der  Erklärung  von  III,  88,  die 
Sergeevic  und  andere  hatten. 

^)  Zur  Einzelerklärung  der  Bestimmung  siehe  Programm  zu  II,  5, 
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Nachricht  zeigt  aber,  daß  die  Fürsten  auf  dem  einmal  von 
Vladimir  betretenen  Wege  der  Handhabung  staatlicher  Rechts- 
pflege weiterschritten,  daß  sie  die  vorhandenen  Bestimmungen 
und  Strafsätze  auf  neue  Fälle  anwendeten.  Zugleich  unter- 
richtet uns  die  Stelle  II,  5  über  den  Charakter  dieses  Aus- 
baues der  staatlich- fürstlichen  Rechtspflege.  Er  geschah  näm- 
lich nicht  durch  vermehrte  Aufstellung  von  allgemein  gültigen 
Gesetzen,  die  Verbrechensfälle  wurden  nicht  a  priori  normiert 
und  mit  Strafe  bedroht,  sondern  die  Weiterentwicklung  folgte 
von  Fall  zu  Fall,  die  tatsächlich  vorgekommenen  Straftaten 
wurden  Anlaß,  die  schon  bestehende  allgemeine  Straffestsetzung 
auf  den  neuen  Einzelfall  anzuwenden.  Wir  haben  hier  also 
noch  kein  allgemeines  Strafgesetz,  sondern  Strafanordnungen 
für  einzelne  Fälle  vor  uns.  Die  Tätigkeit  des  Fürsten  als 
Gesetzgebers  folgt  der  einzelnen  Straftat  nach,  sie  wird  durch 
das  Besondere  an  ihr,  das  in  den  älteren  Bestimmungen  noch 
nicht  berücksichtigt  war  —  in  II,  5  also,  daß  der  Erschlagene 
Oberstallmeister  ist  —  hervorgerufen  ^). 

Ist  so  einerseits  die  Weiterführung  des  unter  Vladimir 
begonnenen  Werkes  der  Rechtsreform  durch  seine  Nachfolger 
wohl  als  natürlich  anzunehmen,  so  ist  es  anderseits  auch  durch- 
aus erklärlich,  daß  das  russische  Volk  von  seinen  alten  Rechts- 
gewohnheiten nicht  auf  einmal  lassen  wollte,  daß  die  Neu- 
ordnung Vladimirs  sich  nicht  so  rasch  einbürgerte,  daß  Wider- 
stand des  alten  Volksrechtes,  des  bisherigen  Gewohnheits- 
rechtes gegen  das  neue  Fürstenrecht  mit  seinen  staatlicherseits 
verhängten  öffentlichen  Strafen  sich  zeigte. 

Dieses  Moment  tritt  uns  entgegen  in  der  Nachricht,  die 
wir  in  der  dritten  Redaktion  eingeschaltet  finden:  III,  4  „nach 


^)  Zugleich  ist,  um  das  hier  anzuschließen,  die  Einreihung  dieser 
historischen  Notiz,  als  die  in  einem  Spezialfall  von  Izjaslav  getroffene 
Verfügung  bzw.  richterliche  Entscheidung,  in  den  fortlaufenden  Wortlaut 
der  Gesetzesbestimmungen  der  zweiten  Redaktion  ein  Anzeichen ,  daß 
diese  Redaktion  ebenso  wie  die  erste  Privatarbeit,  aus  der  Feder  eines 
Richterbeamten  vermutlich,  ist. 


458  Goetz. 

Jaroslav  vereinigten  sich  aber  seine  Söhne  Izjaslav,  Svjatoslav, 
Vsevolod  und  ihre  Mannen  Kosnjac  ko,  Pereneg,  Nikiphor  und 
schafften  das  Erschlagen  für  den  Mord  ab,  aber  (bestimmten), 
daß  man  sich  mit  Geki  loskaufe.  Und  (aber)  alles  andere  ver- 
ordneten auch  seine  Söhne  so,  wie  Jaroslav  gerichtet  hatte." 
Auch  diese  Meldung  ist  als  geschichtlicher  Vorgang,  der  ver- 
mutlich in  die  Jahre  1054 — 1068  fiel,  durchaus  wahrscheinlich* 
Stellen  wir  ihre  allgemeine  Bedeutung  für  den  Gang  der  russi- 
schen Kechtsentwicklung  fest,  ohne  auf  alle  Einzelheiten  ihrer 
Erklärung  einzugehen  ^),  so  können  wir  etwa  folgendes  sagen. 
Wie  Vladimir  schon  bei  der  ersten  Einführung  staatlich-fürst- 
licher Gerichtsbarkeit  mit  dem  Widerstand  der  „Aeltesten", 
d.  h.  eigentlich  mit  der  Herrschaft  des  alten  Volksrechtes  zu 
kämpfen  hatte,  so  erging  das  auch  seinen  Nachfolgern.  Das 
uralte  Rechtsinstitut  der  Blutrache  ließ  sich  nicht  mit  einer  ein- 
fachen fürstlichen  Verordnung  ausrotten;  es  war  zu  tief  im 
Volksleben,  in  den  jahrhundertealten  Rechtsanschauungen  der 
Russen  eingewurzelt,  als  daß  es  so  mit  einemmal  hätte  auf- 
gegeben werden  können.  Auch  bei  diesem  Stück  der  Ueber- 
tragung  byzantinischer  Kultur  nach  Rußland  war,  wie  in  an- 
deren Fällen  des  Versuches  solcher  Umgestaltung  russischer 
Sitten  nach  griechischem  Vorbild,  die  Uebertragung  zunächst 
nur  ein  äußerliches  Aufpflanzen,  unter  dem  das  Alte  doch  noch 
immer  wieder  zum  Vorschein  kam.  Wir  dürfen  hier  wohl  als 
historische  Parallele  einschalten,  was  Frauenstädt ^)  über  Be- 
seitigung der  Blutrache  sagt:  „Wohl  wurde  die  Fehde  und 
Totschlag  unter  das  Gesetz  gestellt.  Besonders  Karl  der  Große 
war  unablässig  bemüht,  sie  einzuschränken,  womöglich  sie  ganz 
zu  beseitigen.  .  .  .  Sein  gewaltiger  Arm,  der  sich  die  unbot- 
mäßigen Sachsen  unterworfen,  glaubte  sich  auch  stark  genug 
zur  Niederwerfung  und  Ausrottung  der  mit  einem  geordneten 


^)  Vgl.  dazu  Programm  zu  III,  4,  resp.  zur  Ueberschrift  der  zweiten 
Redaktion,  und  Rozkov,  Abriß  S.  33. 

^)  Blutrache  S.  6  f.,  über  die  Grenzen  zwischen  ^Rache"  und  ^Fehde" 
siehe  Günther,  Idee  der  Wiedervergeltung  I,  S.  167. 
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Staatswesen  schlechthin  unvereinbaren  Blutrache.  Aber  hier 
staute  die  Kraft  des  gewaltigen  Herrschers  wie  vor  einem  un- 
besiegbaren Hindernis.  Um  mit  Erfolg  gegen  die  Vorstellung 
anzukämpfen,  welche  in  der  Ausübung  der  Blutrache  Recht 
und  Pflicht  der  Geschlechtsverwandten  des  Getöteten  sah,  hätte 
die  Staatsgewalt  stärker  oder  der  Trotz  und  die  Abneigung 
des  Germanen  gegen  jede  ihm  aufgedrungene,  nicht  selbst- 
gekürte Satzung  geringer  sein  müssen.  Mögen  vielleicht  in 
einzelnen  Fällen  die  Friedensanordnungen  der  Grafen  Erfolg 
gehabt  haben,  bei  der  Gesamtheit  des  Volkes  war  das  kaiser- 
liche Gebot  nicht  durchzusetzen.  Und  was  dem  starken  Kaiser 
nicht  gelang,  wollte  seinen  schwächeren  Nachfolgern  natürlich 
noch  viel  weniger  gelingen."  Was  hier  Frauenstädt  von  „ein- 
zelnen Fällen"  sagt,  das  paßt  auf  die  vorhin  besprochene  Be- 
stimmung von  H,  5,  daß  Izjaslav  für  Erschlagen  seines  Ober- 
stallmeisters eine  Strafe  von  80  Grivna  festsetzte.  Hier  wo  es 
sich  um  einen  Mann  seiner  nächsten  Umgebung  handelte,  war 
Izjaslav  interessiert  genug  und  wendete  darum  sicher  alle  Kraft 
auf,  seinen  Richterspruch  durchzuführen.  Aber  im  allgemeinen 
wird  der  Verlauf  der  Dinge  unter  Vladimir  und  seinen  Söhnen 
derselbe  gewesen  sein  wie  unter  Karl  dem  Großen  und  seinen 
Nachfolgern :  altes  Volksrecht  kämpfte  mit  neuem  Fürstenrecht. 
Darum  hielten  die  Söhne  Jaroslavs  eine  Ratsversammlung  mit 
ihren  Mannen  ab,  wie  das  seinerzeit  Vladimir  mit  den  Bischöfen 
und  mit  den  Aeltesten  getan  hatte.  Die  Fürsten  vereinigten 
sich,  da  ja  Rußland  nach  Jaroslavs  Tode  nicht  mehr  unter 
einem  Regenten  allein  stand,  um  gemeinsam  einheitliches  Recht 
für  Rußland  zu  schaffen  bzw.  zu  erneuern  ^).  Auf  dieser  Rats- 
und Fürstenversammlung  schärften  sie  die  von  Vladimir  schon 
verordnete  Ablösung  der  Blutrache  für  Tötung  durch  Be- 
zahlung der  Geldbuße  bzw.  die  von  Vladimir  vollzogene  Ein- 
führung staatlicher  Bestrafung  der  Verbrechen,  für  deren  Ge- 
samtheit eines,   das   schwerste,    die  Tötung  speziell  aufgeführt 


^)  Siehe  dazu  Sergeevic,  Altertümer  II,  S.  191. 


460  Goetz. 

ist,  wieder  ein ;  das  ist,  scheint  mir,  die  Bedeutung  der  Worte 
von  III,  4:  „sie  schafften  das  Erschlagen  für  den  Mord  ab, 
aber  (bestimmten),  daß  man  sich  mit  Geld  loskaufe". 

Die  Chronik  meldet  uns  ja  im  Jahre  1071,  daß  Jaroslavs 
Gefolgsmann  Jan,  als  Zauberer  Frauen  getötet  hatten,  deren 
Männer  aufforderte:  „rächt  euch".  Mag  auch  die  Einschaltung 
dieser  Erzählung  in  das  Jahr  1071  nicht  passend  sein,  an  der 
Tatsache  der  Fortdauer  der  Blutrache  trotz  Vladimirs  Verord- 
nung brauchen  wir  wohl  nicht  zu  zweifeln;  ob  das  Ereignis 
sich  vor  oder  nach  jener  Ratsversammlung  der  Söhne  Jaroslavs 
abgespielt  hatte,  bleibe  dahingestellt,  man  darf  es  jedenfalls 
als  Beweis  dafür  verwenden,  daß  die  Blutrache  trotz  der  Rechts- 
reform Vladimirs  im  Volksbewußtsein  weiter  zu  Recht  bestand  ^). 
Also  die  erste  Hälfte  der  Bestimmung  III,  4  ist  eine  Wider- 
spiegelung des  Kampfes  zwischen  älterem  Volksrecht  und  neuem 
Fürstenrecht  hinsichtlich  des  wichtigsten  Punktes  der  älteren 
Rechtsordnung,  der  Blutrache.  Nach  dem,,  was  wir  vorhin 
über  die  parallele  Erscheinung  unter  Karl  dem  Großen  und 
seinen  Nachfolgern  gehört  haben,  ist  es  ganz  naheliegend,  daß 
ein  solches  Ringen  der  beiden  Rechte  stattfand. 

Die  zweite  Hälfte  von  HI,  4  lautet  also:  „und  (aber)  alles 
andere  verordneten  auch  seine  Söhne  so,  wie  Jaroslav  gerichtet 
hatte/  Wie  ist  das  erste  Wort  dieses  Satzes  A  ino  vse, 
jaköze  Jaroslav  sudil,  taJcoze  i  synove  ego  iistavisa  zu  über- 
setzen?   Uebersetzt  man    es   mit    „aber",    dann   kann   in   der 


*)  JliT.  no  JlaBpeHT.  CnHCKy  S.  173,  Mrocek-Drozdovskij ,  Beilagen  1886, 
S.  11;  über  diese  Stelle  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  324 :  Jütodhcb 
noÄ'B  1070  r,  paacKasHBaei^,  hto  Korfla-To  paHfcrae  (Kone^HO  ß,o  oxMinH  mgcth) 
BOeBo;i;a  KHaatiS  flHi>  cxBaTH^t  flpocaaBCKuxt  bo.ixobi>  .  .  .  naKasaJi'B  xaKX :  BH;^aB'B  iix^  poACiBeH- 

EHKaMt  yßHTHx-b  cKa3a:ii.  dm'b  :  „MciHie  cBouxt".  S.  326  stützt  er  sich  auch  auf 
dieses  Ereignis  als  Beweis  dafür,  daß  die  Blutrache  auch  in  der  zweiten 
Hälfte  des  11.  Jahrhunderts  nicht  verschwand,  und  bemerkt  dabei,  das 
Ereignis  sei  to-ibko  sanHcaHi,  hoä'b  io70  r.  Auch  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  376 
verwendet  das  Ereignis  in  seiner  Argumentation.  Zur  Chronikstelle  vgl. 
Sachmatov,  Untersuchungen  S.  609  ^. 
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zweiten  Hälfte  von  III,  4  ein  Gegensatz  zur  ersten  Hälfte 
liegen,  sie  kann  besagen,  daß  das  „erschlagen  für  den  Mord" 
unter  Jaroslav  noch  zu  Recht  bestanden  hätte.  Das  würde 
aber  gar  nicht  zu  dem  passen,  was  wir  über  die  Rechtsreform 
Vladimirs  festgestellt  haben,  nicht  damit  harmonieren,  daß  diese 
zweifellos  vollzogene  Rechtsreform  mit  dem  zuerst  aufräumen 
mußte,  was  geordneter  staatlicher  von  Vladimir  eingeführter 
Rechtspflege  am  meisten  entgegenstand,  mit  der  Blutrache  für 
die  Tötung.  Wir  brauchen  aber  diesen  Gegensatz  nicht  in 
den  beiden  Hälften  von  III,  4  zu  finden,  wenn  wir  „a"  auch 
mit  „aber"  übersetzen.  Der  Sinn  der  beiden  Hälften  kann 
auch  ohne  diese  scharfe  Gegenüberstellung  der  beiden  Hälften 
der  sein:  Jaroslavs  Söhne  schärften  ihres  Vaters  bzw.  Vladimirs 
Verordnung  gegen  die  Blutrache  für  die  Tötung  aufs  neue 
ein,  aber  im  übrigen  schlössen  sie  sich  an  Jaroslav  an.  Das 
Wörtchen  „a"  kann  aber  ebensogut  mit  „und"  übersetzt  wer- 
den ^).  Dann  ist  ein  vollkommen  zu  meiner  Auffassung  der 
Chronikberichte  über  Vladimirs  Rechtsreform  und  die  sich  daran 
anschließende  Weiterentwicklung  des  russischen  Rechtswesens 
passender  Sinn  der  ganzen  Bestimmung  III,  4  vorhanden: 
Jaroslavs  Söhne  verfügten  —  nämlich:  nochmals,  da  Vladi- 
mirs erste  Verordnung  sich  noch  nicht  im  Volksbewußtsein 
durchgesetzt  hatte  —  Abschaffung  der  Blutrache  für  die 
Tötung  und  alles  übrige  ließen  sie,  wie  Jaroslav  es  bestimmt 
hatte.  Dieser  letzte  Satz  mag  sich  auf  den  sonstigen  Ausbau 
der  Gerichtsorganisation  unter  Jaroslav  beziehen,  von  dem  wir 
in  II,  24  gehört  haben,  über  den  wir  weiter  leider  keine  Nach- 
richten, abgesehen  also  von  III,  88,  besitzen.  Ob  dabei  Jaro- 
slavs Söhne  im  einzelnen  sich  an  alle  Bestimmungen  ihres 
Vaters  hielten,  ist  eine  andere  Frage;  sie  werden  diese  nach 
neu  vorgekommenen  Fällen  sinngemäß  erläutert  und  erweitert 
haben,  wie  das  II,  5  erwähnte  Beispiel  Izjaslavs  zeigt  ^). 

0  Siehe  Sreznevskij,  Materialien  I,  Sp.  1. 

^)  Darüber  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.37^:  „3to,  oieBHÄHo 

OTHOCHTca  Kt  OÄHOMy  TOJiBKO  CLis/iy  cuHOBefi  üpoc.iaBa,    Ha    KOTopoMi)  ysaKOHesa  to.tbko  oflna 
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Nur  um  die  Blutrache  für  Tötung  handelte  es  sich  bei 
diesem  Beschluß  der  Söhne  Jaroslavs;  diese  Art  einer  Selbst- 
rechtschaffung, die  am  tiefsten  und  störendsten  in  den 
inneren  Frieden  des  Landes  eingriff,  wurde  von  Vladimir  und 
seinen  Nachfolgern  abgeschafft  bzw.  bekämpft.  Die  Erlaubt- 
heit sofortiger  Rache  bei  einfacher  Körperverletzung  blieb  be- 
stehen, der  Gegenschlag,  dem  Angreifer  sofort  zurückgegebeti, 
war  auch  weiterhin  erlaubt.  Das  bezeugt  III,  28:  „Wenn 
(der  Geschlagene)  es  diesem  (Angreifer)  gegenüber  nicht  duldet 
und  mit  dem  Schwert  schlägt,  so  erwächst  ihm  daraus  keine 
Schuld"  ^),  sowie  III,  33:  „wenn  aber  auch  ein  blutiger  (Mann) 
kommt,  hat  indes  selbst  angefangen  (zu  schlagen),  und  Zeugen 
treten  auf,  so  ist  ihm  das  anstatt  der  Zahlung,  daß  sie  ihn 
schlugen." 

Bei  der  Erklärung  der  Bestimmung  III,  4  ist  auch  im  Auge 
zu  behalten,  daß  ihr  Autor  nicht  ein  förmliches  Protokoll  der 
auf  jener  Versammlung  gefaßten  Beschlüsse  zu  geben  hatte, 
so  daß  aus  seinen  Worten  die  Stellung  der  Söhne  Jaroslavs 
zu  den  Gesetzen  ihres  Vaters  und  Großvaters  absolut  authentisch 
zu  entnehmen  wäre.  Er  erzählt  den  Vorgang  und  nimmt  es 
dabei  nicht  so  genau  wie  jemand,  der  bestimmte  Beschlüsse 
zu  protokollieren  hat.    Wir  haben  eben  auch  hier,   wie  in  der 


OTMina    MecTH ,   noTOJiy    ^to   flpoc.iaBH^u    BecBMa    MHoroe   cyflfljin  He  TaKi,  KaKi  oTei;^  hx-b, 
Tobien,  Sammlung  S.  27.     Ewers,   Recht  der  Russen  S.  337  ^.    Kalacov, 
Einleitung  S.  54,  faßt   die  Schlußworte  in  dem  Sinn  „^to  Booßme  cyAeöHHa 

ptmeHia  ÄpocjiaBa,  sa  HCKJOo^eHieM'b  OTMiHH  KpoBnaro  Mmenia,  6h.ih  npHSHaHH  ero  chhobmmu 

3a  o6m,\s  npaBHjia  hjb  npuniipH  u  ]i,jia  öysymiix'B  cjiyqaeB'B.  Seine  Anmerkung  dazu 
S.55  ^  enthält  einen  richtigen  Hinweis,  daß  in  diesen  Schlußworten  von  III,  4 

MOseiB  6hti>  CKpHBaeica  jioöunHTHoe  yKaaaHie  na  to,  ^to  cyÄeÖHHa  pimenia  KHaaeu  3anucBiBa- 
aiiCB  A^fl  naMaxa;  nna^e  KaicB  6h  mopjih  SHaiB  hjh  npunuaiaTB  ;iaa  ce6a  b-b  pyKOBOflCTBO 
H3HCJaB'B   ch  CBOHMu   öpaTBflMH  cjßfiöauR  ptmeHia  flpocaaBa? 

^)  Vgl.  dazu  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  812 :  bi  tom-b  HsieHHo 

.lesHTi.  nepBOHa^ajiBHoe  ocHOBanie  npasa  Meciu.  TaKoro  cocTOflHie  ne.iBsa  caiiinuBaTB  cb 
cocToaHieai'B    HeoCxo^iiMofi    oöopoHLi :    nociiÄHeio    npe;tynpeKÄaeTca   npocxynHoe  Hana^eHie,  a  b-b 

nepBoiirB  Kapaeica  yae  coBepmenHoe.  Siehe  auch  Vladimirskij-Budanov,  Chresto- 
mathie I,  S.  43  28. 
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entsprechenden  Bestimmung  II,  5,  eine  Privatarbeit,  nicht  eine 
amtliche  Aufzeichnung  vor  uns  ^). 

Gegenüber  denen,  die,  zu  eng  sich  an  den  Wortlaut  von 
III,  4  bindend,  die  Abschaffung  der  Blutrache  für  Tötung 
erst  unter  Jaroslavs  Söhnen  eintreten  lassen,  ist  im  allgemeinen 
zu  sagen;  wenn  wir  den  ganzen  Gang  der  Erstarkung  des 
russischen  Staatswesens,  der  Einbürgerung  höherer  Kultur  und 
besserer  Ordnung  in  ihm  nach  byzantinischem  Vorbild  in  Be- 
tracht ziehen,  wenn  wir  dabei  den  Chronikbericht  über  Vladimirs 
Rechtsreform  im  Auge  behalten,  ist  es  doch  viel  wahrschein- 
licher, daß  diese  mit  Einführung  der  staatlich-fürstlichen  Rechts- 
pflege verbundene  Abschaffung  der  den  inneren  Frieden  des 
Landes  schädigenden  Blutrache  schon  unter  den  ersten  zwei 
starken  Fürsten  Rußlands,  Vladimir  und  Jaroslav  geschah  und 
zu  ihrem  Programm  einer  Konsolidierung  des  russischen  Reiches 
gehörte,  als  daß  erst  nach  Teilung  des  Reiches  unter  Jaroslavs 
Söhne  diese  letzteren  die  grundlegende  Aenderung  des  Rechts- 
wesens eingeführt  hätten. 

Nun  haben  wir  noch  die  Ueberschrift  der  zweiten  Re- 
daktion: „Recht,  verordnet  für  das  Russische  Land,  als  sich 
vereinigten  Izjaslav,  Vsevolod,  Svjatoslav,  Kosnjac'ko,  Pereneg, 
Mikiphor  der  Kiever,  Cjudin  Mikula."  Ich  lege  kein  besonderes 
Gewicht  auf  sie  für  die  Darstellung  der  Entwicklung  des  russi- 
schen Rechtswesens  nach  Vladimir.  Es  ist  durchaus  nicht 
sicher,  ob  sie  von  dem  ersten  Zusammensteller  der  zweiten 
Redaktion  stammt,  oder  ob  sie  aus  späterer  Zeit  herrührt. 
Sie  beweist  nicht,  daß  die  ihr  folgende  zweite  Redaktion  wirk- 
lich von  den  Söhnen  Jaroslavs  herrührt.  Denn  schon  II,  5 
finden  wir  die  oben  besprochene  Bestimmung,  die  auf  Izjaslav 
allein  zurückgeht,  also  nicht  das  Werk  der  in  der  Ueberschrift 
genannten  Ratsversammlung  ist.  Allerdings  ließe  sich  auch 
sagen,  daß  die  Versammlung  der  Söhne  Jaroslavs  eine  vorher 
von  Izjaslav  allein  getroffene  richterliche  Verfügung  sanktioniert 


^)  Vgl.  Presnjakov,  Fürstenrecht  S.  263  ^i  Kljucevskij,  Kurs  I,  S.  249. 
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haben  kann.  Und  am  Schlüsse  der  zweiten  Redaktion  II,  24 
finden  wir  ja  die  Verordnung  über  die  Gerichtsgelder,  die  sich 
selbst  als  Verordnung  Jaroslavs  allein  ausgibt.  Es  ist  wohl 
möglich,  daß  ein  Abschreiber  wegen  des  Wortlautes  von  III,  4 
dachte,  in  der  zweiten  Redaktion  speziell  in  den  Strafenfest- 
setzungen ihrer  ersten  vier  Bestimmungen  die  in  III,  4  er- 
wähnte Abschaffung  der  Blutrache  vorzufinden  und  daß  er  des- 
halb der  zweiten  Redaktion  diese  Ueberschrift  gab  ^). 

Daß  III,  65  noch  die  gesetzgeberische  Tätigkeit  Vladimir 
Monomachs  (1113 — 1125)  und  seiner  Ratsversammlung  geschil- 
dert ist,  kommt  für  meine  jetzige  Arbeit  weiter  nicht  in  Be- 
tracht. Denn  es  handelt  sich  mir  hier  nur  darum,  meine  An- 
nahme, daß  die  erste  Redaktion  das  altrussische  Recht  vor 
Vladimirs  Rechtsreform  darstelle,  in  Einklang  zu  bringen  mit 
dem,  was  wir  über  diese  Reform  Vladimirs  in  der  Chronik 
gehört  haben  und  mit  dem,  was  uns  die  zweite  und  dritte 
Redaktion  über  die  Wirksamkeit  der  Nachfolger  Vladimirs 
in  Weiterbildung  der  von  ihm  eingeführten  staatlich- fürstlichen 
Rechtspflege  berichten. 

Das  Resultat  dieser  Betrachtung  ist  also,  nochmals  kurz 
zusammengefaßt,  folgendes:  Die  älteste  Redaktion  des  Russi- 
schen Rechtes  bietet  uns  das  uralte  Volksrecht  vor  Vladimir 
dar,  ohne  Mitwirkung  des  Fürsten  bei  Rechtssetzung  und 
Rechtsprechung.  Vladimir  ersetzt  es  unter  byzantinischem 
Einfluß  durch  staatlich-fürstliche  Rechtspflege,  er  will  vor  allem 
die  Blutrache  abschaffen  und  führt  Bestrafung  der  Verbrechen 


^)  Zur  Einzelerklärung  der  Ueberschrift  siehe  Programm  zu  ihr; 
Vladimirskij-Budanov ,  üebersicht  S.  95 ;  Sergeevic ,  Vorlesungen  S.  89. 
Presnjakov,  Fürstenrecht  S.  290,  ist  Gegner  der  allgemeinen  Meinung, 
daß  die  Ueberschrift   sich   nur  auf  den  Eingang  der  zweiten  Redaktion 

beziehe :   Bca  npaB^^a  hochtb  oahopoähuh  sapaKiept  Et  c:imomi  cymeciBeHHOMt  coAepsEaain : 

3T0  üpaB^a  KHaasaa.  Auch  Über  der  Bestimmung  III,  4  haben  verschiedene 
Handschriften  —  siehe  bei  Kalacov,  Einleitung  S.  180,  §  LXXV  —  noch 
die  Ueberschrift  cy^t  HpocjaBjHXT.  x^töz  ,  die  offenbar  von  späteren  Ab- 
schreibern zugefügt  ist. 
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ein,  wobei  es  zu  einem  Kompromiß  zwischen  altem  russischem 
Recht  und  griechisch  gedachter  Neuordnung  kommt.  Jaroslav 
baut  das  Werk  seines  Vaters  dann  aus,  er  bildet  die  Gerichts- 
organisation weiter.  Das  Volksrecht  kämpft  mit  dem  Fürsten- 
recht besonders  für  seine  wichtigste  Institution,  die  Blutrache, 
darum  müssen  Jaroslavs  Söhne  nochmals  die  Abschaffung  der 
Blutrache  durch  Vladimir  erneuern,  sie  machen  wiederholt  den 
Versuch,  sie  zu  beseitigen.  Im  übrigen  schließen  sich  Jaroslavs 
Söhne  natürlich  im  allgemeinen  der  neuen  von  ihrem  Groß- 
vater und  Vater  begründeten  und  ausgebauten  Rechtsordnung 
an,  im  einzelnen  bauen  sie  auf  diesem  Grund  weiter,  wie 
Izjaslavs  Verordnung  II,  5  zeigt. 

§  13.  Zusammenfassung:  Der  allgemeine  Charakter 
der  ältesten  Redaktion. 

Die  älteste  Redaktion  stellt  also,  nach  all  dem  über  sie 
Gesagten,  das  altrussische  Volksrecht  vor  Vladimir  dar,  sie  ist 
eine  vor  Vladimir  entstandene  Aufzeichnung  uralter  Rechts- 
gewohnheiten der  östlichen  Slaven  ^). 

Was  das  materielle  Recht  betrifft,  ruhen  die  Bestim- 
mungen der  ältesten  Redaktion  auf  privatrechtlicher  Grundlage. 
Die  Vergehen  haben  privaten  Charakter,  es  sind  nur  Ver- 
letzungen eines  Einzelnen,  des  Geschädigten,  nicht  solche  der 
Öffentlichen  Rechtsordnung.  Wenn  Rozkov  ^)  sagt,  der  Begriff 
der  Straftat  hatte  schon  in  dem  kurzen  (die  erste  und  zweite 
Redaktion  umfassenden)  Russischen  Recht  wie  in  dem  aus- 
führlichen (der  dritten  Redaktion)  ein  öffentliches  Element  in 
sich,  wenn  auch  ein  sehr  schwaches,  so  beruht  diese  Meinung 


^)  Siehe  Zagoskin,  Rechtsgeschichte  I,  S.  467.  lieber  die  einander 
entgegengesetzten  Meinungen  der  russischen  Rechtshistoriker  von  der 
Entstehung  des  Gewohnheitsrechts  siehe  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  5  ff., 
Vladimirskij-Budanov,  üebersicht  S.  86  f. ,  269,  291,  D'jakonov,  Abriß 
S.  11  f. 

2)  Abriß  S.  59. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXIV.  Band.  30 
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auf  der  falschen  Vermischung  der  verschiedenen  Redaktionen 
miteinander.  Die  auf  das  Vergehen  folgende  Sühne,  sei  es, 
daß  sie  in  Geldbuße  besteht ,  sei  es  in  direkter  Vergeltung 
durch  tätliche  Rache,  trägt  ebenfalls  nur  privaten  Charakter. 
Die  Geldsühne  ist  nicht  staatliche  Strafe,  sondern  privater  Er- 
satz ^).  Freilich  war  die  Bemessung  ihrer  Höhe  nicht  mehr 
einzig  Sache  des  Verletzten  oder  Geschädigten,  sondern  sie 
vollzog  sich  in  allgemein  gültigen  Maßen  unter  Beobachtung 
bestimmter  Normen.  Es  herrscht  in  der  ältesten  Redaktion 
die  Stufe  der  Rechtsentwicklung  hinsichtlich  der  Sühneleistung, 
von  der  Binding^)  sagt:  „aber  nicht  mehr  kann  sich  jener 
Affekt  (des  Verletzten)  die  Mittel  seiner  Befriedigung  nach 
Art  und  Maß  selbst  suchen  und  nehmen,  wie  zur  Zeit  der 
freien  Rache,  sondern  die  Volksempfindung  bestimmt  im 
Gesetz,  daß  er  sich  mit  Geld,  gezahlt  in  bestimmter  Höhe^ 
zufrieden  geben  muß,  auch  wenn  sein  Gefühl  sich  dagegen 
auflehnt"  '), 

Was  das  formelle  Recht  angeht,  so  kennt  die  älteste 
Redaktion  kein  Gericht  des  Fürsten,  nur  das  Gemeindegericht, 
in    der   einfachen   Weise,    wie   es    uns   in  I,    19  entgegentrat» 


*)  Darüber  die  allgemeinen  Ausführungen  bei  Sergeevic,  Vorlesungen 
S.  371:  Ursprünglich  trägt  die  Strafe  ausschließlich  privaten  Charakter; 
nicht  der  Staat  straft,  sondern  die  Privatperson,  die  den  Verlust  erlitten 
hat,  oder  ihre  Verwandten.  Auf  dieser  ersten  Stufe  ihrer  Entwicklung 
erscheint  die  Strafe  in  der  Form  der  Rache,  die  Rache  ist  zeitlich  die 
erste  Gestalt  der  Strafe.  Auf  die  Rache  folgt  dann  der  Loskauf,  im  Sinne 
eines  Geldersatzes  für  den  Geschädigten  oder  seine  Verwandten,  auch 
das  ist  private  Form  der  Strafe.  Im  Laufe  der  Zeit,  wenn  die  Staats- 
gewalt erstarkt  und  sich  der  Vergehen  annimmt,  beginnt  sie  selbst  sie 
mit  Strafen  zu  belegen,  die  Strafen  erlangen  öffentlichen  Charakter. 
Aber  ursprünglich  haben  auch  die  öffentlichen  Strafen  die  Formen  der 
privaten :  der  Staat  nimmt  nur  die  Loskaufsumme. 

^)  Entstehung  der  öffentlichen  Strafe  S.  34. 

^)  Das  gilt  bei  der  ältesten  Redaktion  vorwiegend  für  die  Eigen- 
tumsverletzungen I,  15  ff.,  während  wir  für  die  Tötung  und  die  Körper- 
verletzungen noch  die  Wahl  zwischen  tätlicher  Rache  und  Ablösung  durch 
Buße  vorfinden. 
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Auf  Grund  der  Ersatzsumme,  die  von  der  zum  allgemein 
gültigen  Volksgesetz  gewordenen  Sitte  festgesetzt  war,  ver- 
trugen sich  die  Parteien  wohl  in  den  meisten  Fällen  ohne 
Gemeindegericht;  seine  Tätigkeit  tritt  nur  ein,  wenn,  wie  in 
I,  19,  bestimmte  Feststellungen  nötig  wurden.  Dabei  können 
wir  Spuren  von  Anwendung  stehender  Verhandlungsformeln 
in  den  späteren  Zusätzen  zur  ältesten  Redaktion  finden,  wie 
in  I,  18:  „gehe  mit  zur  Ermittlung,  wo  du  es  genommen  hast", 
oder  I,  21:  „gib  du  mir  deinen  Knecht  heraus,  aber  du  suche 
dein  Geld  mit  den  Zeugen".  Der  Vollzug  der  Bestrafung  liegt, 
wie  das  bei  dem  Grundsatz  der  Wiedervergeltung  durch  Rache 
natürlich  ist,  bei  dem  Verletzten  oder  Geschädigten  bzw.  seinen 
Angehörigen,  er  straft  durch  Gegenschlag  oder  Wegnahme 
seines  von  ihm  als  solchen  erkannten  Eigentums  I,  1,  6,  10, 
15,  17,  23. 

Die  Bestimmungen  der  ältesten  Redaktion  haben  nur  straf- 
rechtlichen Charakter,  während  wir  in  der  dritten  Redaktion 
zivilrechtliche  und  strafrechtliche  Satzungen  finden.  Was 
Schroeder  ^)  für  das  Gerichtsverfahren  in  der  germanischen 
Urzeit  sagt:  „wie  bei  allen  Völkern  in  den  Anfängen  der 
Kultur,  so  war  auch  bei  den  Germanen  die  staatliche  Rechts- 
pflege auf  das  strafrechtliche  Gebiet  beschränkt,"  gilt  auch  für 
die  älteste  Redaktion  des  Russischen  Rechtes.  „Das  ganze 
Rechtssystem  dieser  Zeit  ist:  Wiedervergeltung  des  zugefügten 
Unrechts  oder  Schadenersatz  dafür,  daß  man  ein  Unrecht  er- 
litten" ^).  So  paßt  auf  das  älteste  Denkmal  slavisch-russischen 
Rechtslebens,  was  Maine ^)  im  allgemeinen  behauptet:  „it  may 
be  laid  down,  I  think,  that  the  more  archaic  the  code,  the 
f ulier  and  minuter  is  its  penal  legislation".  Maine  unterscheidet 
dabei,  wenn  er  von  dem  vorwiegend  strafrechtlichen  Charakter 
der  ältesten  Gesetze  spricht,  die  Vergehen  gegen  Staat  und 
Gesellschaft   von   denen   gegen   das  Individium,    nennt  letztere 


')  Rechtsgeschichte  S.  85. 

2)  V.  Reutz,  Versuch  S.  65. 

3)  Maine,  H.  S.:  Ancient  Law  ^  London  1870,  S.  368  ff. 
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delicta  und  erstere  crimina.  Die  ältesten  Strafgesetze,  sagt  er 
nun,  behandeln  nicht  crimina,  sondern  delicta:  „the  penal  law 
of  ancient  communities  is  not  the  law  of  crimes;  it  is  the 
law  of  wrongs,  or,  to  use  the  english  technical  word,  of  torts." 
Auch  diese  allgemeine  Behauptung  finden  wir  in  den  Bestim- 
mungen der  ältesten  Redaktion  bestätigt. 

Ist  nun  die  älteste  Redaktion  von  ihrem  Verfasser  gedacht 
bzw.  niedergeschrieben  als  eigentliche  Gesetzessammlung,  als 
vollständige  Aufzeichnung  aller  der  Rechtsgewohnheiten,  die 
vor  Vladimir  in  Rußland  herrschten,  ist  es  ein  Kodex  des  alt- 
russischen Gewohnheitsrechtes?  Nein;  dagegen  spricht  schon 
ihre  Unvollständigkeit.  Man  kann  das  Russische  Recht  in 
Parallele  stellen  etwa  mit  den  germanischen  Volksrechten. 
Deren  amtlicher  Ursprung  tritt  aber  gegenüber  dem  Russischen 
Recht  stark  in  Umfang  und  Anordnung  der  in  diesen  Leges 
barbarorum  behandelten  Materien  zutage.  Wir  haben  in  der 
ältesten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  gegenüber  diesen 
germanischen  Volksrechten  ein  einfacheres  System  der  Bußen, 
bescheideneren  Kreis  der  besprochenen  Straftaten.  Das  sieht 
man  sofort,  wenn  man  nur  irgend  ein  Hauptverbrechen,  z.  B. 
die  Tötung  in  ihrer  mannigfachen  Spezialisierung,  in  germa- 
nischen Volksrechten  mit  den  entsprechenden  Bestimmungen 
der  ältesten  Redaktion  vergleicht. 

Unter  den  germanischen  Volksrechten  steht  der  ältesten 
Redaktion  des  Russischen  Rechtes  am  nächsten  die  Lex  Fri- 
sionum,  als  „Rechtsbuch  rein  privater  Entstehung",  bei  dem 
„die  Absicht  des  Kompilators  auf  möglichst  vollständige  Zu- 
sammenstellung der  Bußtaxen  in  systematischer  Ordnung  ge- 
richtet war"  ^).  Nun  vergleiche  man  einmal  die  einfachen  Be- 
stimmungen der  ältesten  Redaktion  über  die  Blutrache  bzw. 
den  Loskauf  von  ihr,  die  für  alle  Gesellschaftsklassen  des 
Volkes  gelten,  mit  dem  weitgehenden  Detail  des  Titels  I  der 
Lex    Frisionum    über    die    Komposition    für    die    Tötung,    in 


^)  Schroeder,  Rechtsgeschichte  S.  262. 
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dem  alle  möglichen  Fälle  mit  zahlreichen  Kombinationen  der 
verschiedenen  Stände  nobilis,  liber,  litus,  servus  abgewandelt 
werden^).  Oder  man  halte  die  wenigen  Bußfestsetzungen  der 
ältesten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  für  Körperverletzungen 
neben  die  weit  ausgebildete  Skala  derselben  Lex  Frisionum,  um 
bei  ihr  als  Vergleichsobjekt  zu  bleiben,  die  in  Titel  XXII 
de  dolg  neunundachtzig  verschiedene  Arten  von  Verwundungen 
aufzählt.  Oder  schließlich,  um  eine  Körperverletzung  beson- 
ders in  Betracht  zu  ziehen,  man  stelle  den  Bußsatz  von  3  Grivna 
für  Verletzung  irgend  eines  beliebigen  Fingers  in  der  ältesten 
Redaktion,  I,  11,  neben  die  entsprechenden  Bestimmungen  in 
Titel  XXII  der  Lex  Frisionum,  wo  von  Nr.  28 — 44  alle  ein- 
zelnen Finger  und  diese  dabei  wieder  nach  Art  und  Ort  der 
Verwundung  verschieden  taxiert  werden. 

Also  einen  amtlichen  Charakter  dürfen  wir  der  ältesten 
Redaktion  des  Russischen  Rechtes  nicht  zuschreiben,  etwa  der- 
art, daß  sie  auf  Veranlassung  des  Gemeindegerichts  als  Zusam- 
menstellung der  in  Altrußland  geltenden  Rechtsnormen  nieder- 
geschrieben wäre.  Sie  ist  keine  Gesetzessammlung,  ist  nicht 
offiziellen  Ursprungs.  Sie  verdankt  ihre  Entstehung  privater 
Tätigkeit,  es  ist  eine  Aufzeichnung  wichtigerer  und  häufiger 
vorkommender  Fälle  von  Rechtsverletzungen,  eine  Aufzeichnung 
aber  ohne  amtlichen  Charakter.  Und  zwar  ist  diese  Aufzeich- 
nung, wie  ich  oben  S.  417  schon  festgestellt  habe,  geschehen 
vorwiegend  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Bußsätze.  Die  älteste 
Redaktion   des   Russischen   Rechtes,   zumal  ohne  die  späteren, 


^)  Als  Gegenstück  zu  dem  einfachen  Worthiut  von  I,  2,  „wenn  nie- 
mand da  ist,  der  rächt,  dann  40  Grivna  für  den  Kopf",  nehme  man  z.  B. 
im  westgotländischen  Gesetz,  Beauchet,  Revue  Nouvelle  1887,  S.  216,  die 
genaue  Einteilung  der  Summen,  die  von  den  Erben,  bzw.  den  Ver- 
wandten des  Mörders  je  nach  dem  Grade  ihrer  Verwandtschaft  mit  dem 
Täter  bis  zu  deren  sechsten  Grad  bezahlt  werden  müssen.  Oder  ebenda 
S.  338  z.  B.  II:  le  jeune  homme  doit,  pour  une  blessure  accidentelle 
payer  la  meme  anwende  que  le  vieillard.  On  paie  autant  pour  la  blessure 
d'une  femme  que  pour  celle  d'un  homme.  La  femme  doit  payer  une 
aniende  egale  ä  celle  qu'elle  re9oit. 
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als  solche  oben  S.  381  gekeimzeichneten ,  Zusätze  zu  ihr,  ist 
eine  Zusammenstellung  von  Bußtaxen  für  die  üblichsten  und 
häufigsten  Vergehen  direkt  gegen  Personen  selbst  wie  gegen 
ihr  Eigentum.  Sie  ist  ein  privates  Handbuch  der  privatrecht- 
lichon  Kompositionen,  in  dem  die  Tätigkeit  des  Gemeinde- 
gerichts hauptsächlich  unter  dem  Gesichtspunkt  erwähnt  wird, 
daß  sie  zur  Festsetzung  einer  Buße  führt.  Verfaßt  mag  dieses 
Handbuch  allerdings  sein  von  einem  Mitglied  des  Gemeinde- 
gerichts, das  sich  diese  Aufzeichnungen  als  Hilfsmittel  für  seine 
eventuelle  richterliche  Entscheidung  in  Festsetzung  der  Buße 
gemacht  hat  ^). 

Wie  nun  schließlich  die  älteste  Redaktion  des  Russischen 
Rechtes  zu  dem  allgemein  üblichen  Namen  „Recht  Jaroslavs* 
kam,  was  zur  Ansicht  führte,  sie  sei  zu  Jaroslavs  Zeiten  ent- 
standen ,  liegt  auf  der  Hand,  und  ein  von  dieser  Bezeichnung 
gegen  meine  Beurteilung  der  ältesten  Redaktion  zu  nehmender 
Einwand  ist  leicht  beseitigt.  Der  Text  der  ältesten  und  zweiten 
Redaktion  des  Russischen  Rechtes  ist  in  der  Novgoroder  Chronik 
unter  dem  Jahre  1016  mitgeteilt  als  Recht,  das  Jaroslav  den 
Novgorodern  verliehen  zum  Dank  für  die  Hilfe,  die  sie  ihm 
bei  der  Eroberung  Kievs  geleistet  hatten^).  Kalacov^)  hat 
sich  schon  gegen  die  aus  der  Einreihung  des  Russischen 
Rechtes  in  die  Chronik  hergeleitete  Ansicht  Pogodins  erklärt, 
daß  das  Russische  Recht  ein  offizielles  Rechtsdokument  sei. 
Und  besonders  Sergeevic'^)  hat  dann  die  Gründe  gegen  einen 
offiziellen  Charakter,  gegen  eine  Autorschaft  Jaroslavs  am  Russi- 
schen Recht  zusammengestellt.    Der  Chronist  fand  das  Russische 


^)  D'jakonov,  Abriß  S.  51,  betont  besonders  den  Charakter  des 
Russischen  Rechtes  als  Handbuchs  für  das  Prozeßverfahren :  Äpesnaa  lipasAa 
flBjaeTCfl  noiTH  iicoioiHTejiBHO  yroJOBHO-npoi^eccyajBHHMi.  cßopHUKOMt,  a  SHaiutejLHyio  qaciB 
AonoJHeHifi  npocipaHHofi  üpaBj^H  cocxaBjaiOT'B  hopmh  rpaat^aHCKaro  npaBa.  .  .  .  Et\iu  npuHaiB 
BO  BHUManie  BHmeyKajaHHyio  pyKOBOAamyio  ^•fe.^B  —  flaiB  npaBii.ia  ji^äs  npeKpameaia  cuopoBi, 
TO  HyiKHO    öyAeai)    npusnaxB,    ixo  P.  UpaBAa  —  no  npeuinymecxBy    upoi;eccya.iiBHMa    cöopHUKi. 

^)  HoBrop.  JÜTonucB   S.  84. 

3)  Einleitung  S.  49  f. 
*)  Vorlesungen  S.  87  f. 
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Recht,  d.  h.  die  erste  und  zweite  Redaktion  vor,  er  wußte  nicht 
recht,  was  damit  anzufangen  sei.  Er  schaltete  es  im  Jahr  1016 
ein,  weil  er  da  meldete,  daß  Jaroslav  die  Novgoroder  mit  Geld- 
geschenken nach  Hause  entließ  und  ihnen  eine  Verordnung  und 
ein  Recht  gab,  nach  dem  sie  wandeln  und  an  das  sie  sich 
halten  sollten.  Belohnung  der  Novgoroder  durch  Geld  sei  ver- 
ständlich, eine  solche  durch  ein  Recht,  durch  das  Russische 
Recht,  dagegen  nicht,  weil  dieses  gar  keine  Elemente  einer 
besonderen  Belohnung  in  sich  enthält.  Dabei  hat  der  Chronist 
ganz  übersehen,  daß  in  der  ihm  vorliegenden  Urkunde  Jaro- 
slavs  Söhne  als  Gesetzgeber  genannt  werden,  die  alle  erst  nach 
1016  geboren  sind^).  Er  schrieb  das  Russische  Recht  Jaroslav 
nicht  deshalb  zu,  weil  das  der  Text  des  Russischen  Rechtes  ver- 
langte, sondern  weil  man  vielleicht  zu  seiner  Zeit  so  dachte.  — 
Die  Meinung,  die  älteste  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  sei 
zu  Jaroslavs  Zeiten  entstanden,  oder  gar  sein  Werk,  ist  also 
immerhin  recht  alt,  wenn  der  Chronist  sie  schon  vorträgt;  sie 
ist  ja  auch  in  der  oben  S.  455  behandelten  Bestimmung  III,  88 
ausgesprochen. 

Wenn  also  die  genannten  Gelehrten,  die  die  älteste  Re- 
daktion nicht  als  offizielle  Urkunde  Jaroslavs,  sondern  als  zur 
Zeit  Jaroslavs  verfaßte  Privatarbeit  ansehen,  mit  dem  aus  Ein- 
schaltung des  Russischen  Rechtes  in  die  Novgoroder  Chronik 
für  ihren  angeblich  amtlichen  Charakter  hergenommenen  Beweis 
rasch  fertig  geworden  sind,  so  gilt  das,  was  sie  vorgebracht 
haben,  auch  für  meine  noch  weiter  als  ihre  Anschauung  gehende 
Behauptung,  daß  die  älteste  Redaktion  auch  nicht  zu  Jaroslavs 
Zeiten,  sondern  vor  Vladimirs  Rechtsreform  entstanden  ist. 


^)  Dieses  Argument  von  Sergeevic  fällt  allerdings  hinweg,  wenn 
man,  wie  ich  oben  S,  463  als  möglich  erklärt  habe,  annimmt,  daß  die 
Ueberschrift  der  zweiten  Redaktion  erst  ein  späterer  Zusatz  ist,  gemacht 
von  einem  Abschreiber,  der  glaubte,  in  der  zweiten  Redaktion  das  III,  4 
erwähnte  Gesetzeswerk  der  Söhne  Jaroslavs  vor  sich  zu  haben. 


Dritter  Teil. 

Verhältnis  der  ältesten  Kedaktion  zu  anderen, 
nichtrassischen  Rechtsurkunden. 


§  14.    Allgemeines. 

An  die  Erläuterungen  zur  ältesten  Redaktion  des  Russi- 
schen Rechtes  und  an  die  Darlegung  des  Ganges  der  russi- 
schen Rechtsentwicklung  schließe  ich  noch  eine  Darstellung 
des  Verhältnisses  der  ältesten  Redaktion  zu  anderen,  nichtrussi- 
schen Rechtsurkunden,  eine  Vergleichung  von  Bestimmungen 
der  ältesten  Redaktion  mit  etwa  gleichzeitigen  oder  älteren 
Gesetzbüchern  und  Gesetzsammlungen  byzantinischen  wie  ger- 
manischen Ursprungs  an.  Mit  solcher  Rechtsvergleichung  ist, 
was  das  Russische  Recht  angeht,  wie  mir  scheinen  will,  schon 
mancher  Fehlgriff  seitens  früherer  Erklärer  des  Russischen 
Rechtes  gemacht  worden.  Im  Bestreben,  einen  solchen  zu  ver- 
meiden, will  ich  darum  dieser  Abteilung  meiner  Untersuchung 
über  die  älteste  Redaktion  gewissermaßen  als  Motto  und  als 
Warnungszeichen  die  Worte  von  Waitz  voranstelleo  :  „Die  Ver- 
gleichung verschiedener  unter  sich  näher  oder  entfernter  ver- 
wandter Völker  kann  lehrreich  und  aufklärend  sein:  sie  führt 
aber  auch  leicht  irre  und  gibt  Anlaß  zu  unberechtigten  üeber- 
tragungen"  ^). 

Es  wird  sich  im  folgenden  hauptsächlich  jeweils  um  zwei 
Fragen   handeln.     Zunächst  um  die:    finden  wir  zwischen  dem 


^)  Deutsche  Verfassungsgeschichte,  3.  Aufl.,  Kiel  1880,  I,  S.  56. 
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Russischen  Recht  und  den  zum  Vergleich  beizuziehenden 
griechischen  wie  germanischen  Rechten  Uebereinstimmungen 
allgemeiner  Art,  die  in  der  Gleichheit  oder  Aehnlichkeit  der 
wichtigsten  Rechtsfälle  wie  der  Rechtsentwicklung  bei  den 
verschiedenen  Völkern  ihre  natürliche  Erklärung  finden,  ohne 
daß  wir  eine  wirkliche  Abhängigkeit  des  einen  Rechtes  von 
dem  anderen  anzunehmen  hätten?  Die  folgende  Darlegung 
wird  auf  diese  Frage  mit  „ja"  antworten.  Für  unser  spezielles 
Thema,  die  älteste  Redaktion  des  Russischen  Rechtes,  gilt  eben 
auch,  was  Lehmann^)  im  allgemeinen  bemerkt:  „die  Rechts- 
vergleichung weist  bekanntlich,  zumal  im  Familienrecht,  aber 
auch  in  anderen  Materien,  überraschende  Uebereinstimmungen 
in  Rechtsinstituten  gänzlich  voneinander  in  Sprache  und  Rasse 
getrennter  Völker  auf,  die  sich  kaum  anders  als  aus  einer  ge- 
wissen Gleichheit  der  logisch  zu  denselben  Sätzen  führenden 
Kulturstufe  erklären  lassen." 

Weiter  werden  wir  uns  zu  fragen  haben,  ob  nicht  über 
solch  allgemeine  Uebereinstimmung  hinaus  einzelne  bestimmte 
Satzungen  der  ältesten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  als 
aus  einer  anderen,  nichtrussischen  Rechtsurkunde  entlehnt  mit 
Sicherheit  oder  wenigstens  Wahrscheinlichkeit  angesehen  werden 
dürfen.  Unsere  Antwort  wird  lauten:  „nein",  wenn  wir  nur 
den  ursprünglichen  Bestand  der  ältesten  Redaktion,  so  wie  ich 
ihn  S.  380  oben  präzisiert  habe,  in  Betracht  ziehen.  Fassen 
wir  dagegen  die  Zusätze  zum  ursprünglichen  Bestand  der  ältesten 
Redaktion  ins  Auge,  so  werden  wir  auf  die  zweite  Frage,  wie 
auf  die  erste,  mit  „ja"  antworten  können.  Freilich  wird  es 
bei  dem  „ja"  bleiben  müssen,  ohne  daß  wir  die  Zeit  und  die 
näheren  Umstände  dieser  Uebertragung  im  einzelnen  genau 
feststellen  können.  Es  wird  hier  gelten,  was  Lehmann  ''^)  von 
solchen  Wechselbeziehungen  zwischen  verschiedenen  Völkern 
sagt:    „die    dadurch    erzeugten    gegenseitigen   Beeinflussungen 


^)  Receptionen  germanischer  Rechte,  Rostock  1905,  S.  7. 
^)  Receptionen  germanischer  Rechte  S.  9. 
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mögen  in  Sitte  und  Recht  manche  Spuren  hinterlassen  und  so 
zu  einer  gegenseitigen  Rezeption  von  Rechtsinstituten  zwischen 
Germanen,  Kelten  und  Slaven  geführt  haben,  ohne  daß  wir  in 
der  Lage  sind,  den  Einzelheiten  näher  nachzugehen." 

Die  Antworten  auf  beide  Fragen,  natürlich  mehr  die  auf 
die  letztere  der  beiden  Fragen,  können  uns  dann  schließlich 
Anhaltspunkte  geben  zum  Versuch,  das  Alter  der  ältesten 
Redaktion  genauer  zu  bestimmen. 

§  15.    Das  Yerhältnis  der  ältesten  Redaktion 

zu  den  griechisch-russischen  Friedensverträgen 

der  Jahre  911  und  945. 

Sehen  wir  zunächst,  welches  das  Verhältnis  der  ältesten 
Redaktion  des  Russischen  Rechtes  zu  den  beiden  Verträgen  ist, 
die  die  russischen  Fürsten  Oleg  911  und  Igor  945  mit  den 
griechischen  Kaisern  abschlössen  ^).  Sie  gelten  ja  als  wichtige 
Quelle  für  die  Erkenntnis  des  altrussischen  Rechtes,  und  ihre 
Echtheit  wird  als  außer  aller  Frage  stehend  erachtet,  abge- 
sehen davon,  daß  sie  in  der  uns  erhaltenen  Form  Veränderungen 
gegenüber  dem  ursprünglichen  Wortlaut  aufweisen  mögen. 
Auch  darüber  ist  man  sich  einig,  daß  sie  als  Verträge  zwischen 
zwei  Nationen  nicht  Widerspiegelung  des  Rechtes  nur  der 
einen  vertragschließenden  Seite  sein  können,  daß  vielmehr 
griechisches  und  russisches  Recht  in  ihnen  gemischt,  einander 
wechselseitig  angepaßt  ist,  wie  denn  beide  Rechte  als  Norm, 
nach  der  gestraft  werden  soll,  miteinander  erwähnt  werden, 
so  z.  B.  in  Igors  Vertrag  §  6  ^). 

Welche  allgemeine  Aehnlichkeit  oder  welche  direkte  Ueber- 
einstimmung  mit  Bestimmungen  der  ältesten  Redaktion  treffen 


^)  Abgedruckt  bei  Mr.  ho  JlaupeHT.  CnncKy  S.  32  fF.  u.  45  ff.,  zu  ihrer 
Erklärung  vgl.  bes.  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  614 — 654,  und  die  Noten 
zum  Textabdruck   bei  Vladimirskij-Budanov ,    Chrestomathie  I,  S.  1 — 22. 

-)  Bei  Vladimiiskij-ßudanov,  Chrestomathie  I,  S.  15:  ti  noKasHeHx  öyAeTt 

no  3aK0Hy  rpe'ii.cKOMy,  u  iio  yciauy  »  no  aanouy  PycKOMy. 
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wir  nun  in  diesen  beiden  Verträgen  an?  Da  kommen  zunächst 
die  Vertragsbestimmungen  über  Tötung  in  Betracht,  die  im 
Vertrag  Olegs  in  §  4,  in  dem  Igors  in  §  13  enthalten  sind^). 
Ich  habe  sie  oben  S.  384  f.  schon  dargeboten,  auch  die  ver- 
schiedenen Erklärungen  ihres  Inhaltes  vorgetragen,  daß  es  sich 
nach  Sergeevic  nicht  um  Blutrache  nach  russischem  Kecht,  wie 
Ewers  meint,  sondern  um  Todesstrafe  nach  griechischem  Recht 
handle.  Hier  mußte  also  das  russische  Gewohnheitsrecht  dem 
griechischen  Strafgesetz  nachstehen,  weil  der  Wirkungskreis 
des  Vertragsrechtes  eben  Griechenland,  die  in  ihm  von  Russen 
bewohnten  bzw.  besuchten  Stätten,  waren.  Ist  aber  auch  vom 
Loskauf  für  den  Mord  nicht  die  Rede,  wie  in  der  ältesten 
Redaktion,  so  stimmten  sachlich  doch  die  Verträge  darin  mit 
der  ältesten  Redaktion  überein,  daß,  falls  der  Mörder  flieht, 
die  Verwandten  des  Erschlagenen  einen  Teil  von  dem  Vermögen 
des  Mörders  erhalten.  Denn,  wenn  auch  nicht  mit  ausdrück- 
lichen Worten  eigens  ausgesprochen,  ist  das  doch  in  der  Be- 
stimmung I,  2  enthalten,  daß  eine  Ersatzsumme  von  40  Grivna 
für  den  Mord  zu  zahlen  ist,  natürlich  wie  bei  allen  Völkern, 
wo  Loskauf  von  der  Blutrache  stattfand,  an  die  Hinterbliebenen 
des  Erschlagenen. 

Von  Körperverletzung  handelt  der  Vertrag  Olegs  §  5 
und  im  wesentlichen  damit  übereinstimmend  der  Igors  §  14  ^), 
Oleg  §  5  lautet:  „Wenn  jemand  mit  dem  Schwert  haut  oder 
mit  irgend  einem  Gerät  Schläge  versetzt,  so  soll  er  für  dies 
Hauen  oder  Schlagen  5  Litra  Silber  bezahlen  nach  russischem 
Gesetz.  Wenn  er  kein  Vermögen  hat,  der  solches  tut,  so  gebe 
er  soviel  er  vermag,  und  gebe  die  Kleider  selbst,  die  er  an 
sicli  hat,  und  wegen  des  übrigen  schwöre  er  nach  seinem 
Glauben,  daß  er  nichts  anderes  habe,  sich  zu  helfen  (d.  h.  die 
Schuld  zu  bezahlen),  dann  werde  der  Anspruch  nicht  mehr  an 


^)  Bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  3,  17. 
^)  Bei  Vhidimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  4,  18.  üebersetzung 
von  Ewers,  Recht  der  Russen  S.  143. 
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ihm  gesucht^)."  Zu  dieser  Bestimmung  fügt  Igors  Vertrag  §  14 
nur  noch  den  Speer  als  Werkzeug  der  Körperverletzung  bei. 
Die  Straffestsetzung  „nach  russischem  Gesetz"  bezieht  sich  ^) 
nicht  auf  die  Höhe  der  Strafe,  sondern  auf  ihre  Art,  daß  näm- 
lich Geldstrafe  verhängt  wird.  Ist  aber  auch  das  russische 
Prinzip  der  Bestrafung  mit  Geld  hier  anerkannt,  so  hat  die 
griechische  Auffassung  der  Straftat  und  ihrer  Sühnung  hier 
wie  bei  der  Tötung  dadurch  gesiegt,  daß  von  der  nach  russi- 
schem Recht  erlaubten  sofortigen  tätlichen  Rache,  dem  Gegen- 
schlag, nicht  die  Rede  ist,  während  ihn  sogar  noch  die  dritte 
Redaktion  III,  28  als  berechtigt  erklärt,  trotz  der  schon  lange 
Zeit  in  Rußland  eingeführten  staatlichen  Bestrafung  der  Ver- 
gehen. Die  Strafsumme  ist  in  den  Verträgen  Olegs  und  Igors 
einheitlich  5  Litra  Silber,  während  sie,  wie  wir  gesehen  haben, 
in  der  ältesten  Redaktion  eine  verschieden  abgestufte  ist.  Um- 
gekehrt ist  in  einem  anderen  Punkt  der  Vertrag  Olegs  bzw. 
Igors  ausführlicher.  Der  Autor  der  ältesten  Redaktion  gibt 
nur  die  Ersatzsummen  für  Körperverletzung  an,  da  er,  wie  ich 
annehme,  hauptsächlich  eine  Art  Handbuch  der  Kompositions- 
summen zusammenstellen,  nicht  eine  eigentliche  Gesetzessamm- 
lung bieten  will.  Die  Verträge  dagegen  besprechen,  wie  die 
Strafe  bei  Unvermögen  des  Täters  ausfällt,  sagen  sogar  im 
einzelnen,  daß  der  Täter  seine  Kleider  verkaufen  und,  modern 
gesprochen,  einen  OfFenbarungseid^)  über  seine  Zahlungsunfähig- 
keit ablegen  muß.  Diese  Differenz  zwischen  den  Verträgen 
und  der  ältesten  Redaktion  erklärt  sich  eben  aus  dem  ver- 
schiedenen Zwecke  dieser  Urkunden^). 


')  Leger,  Chronique  dite  de  Nestor,  S.  26,  übersetzt:  qu'il  n'y  a 
personne  qui  puisse  lui  venir  en  aide. 

2)  So  erklärte  schon  Ewers,  Recht  der  Russen  S.  104  und  ihm  fol- 
gend Sergeevic,  Vorlesungen  S.  642. 

^)  Die  Wendung  vom  Eid  sa  porfe  xo^iitb  cBoe»  Bipo»  bei  Oleg  §  5  ist  bei 
Igor  §  3  —  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  13  —  differenziert: 

ja   Ha   poTy    uß,yTh   Hamii  xpecieaHe  PycH  no   Bipi  iix^,    a  ne  xpecxeaHiii    no  aaKOHy  CBoeMy; 

sie  findet  sich  auch  in  der  dritten  Redaktion  III,  37,  htu  H&ia  na  poty  no  cBoefi  B*pt. 
"*)  Sergeevic,    Vorlesungen  S.  643,   weist   darauf  hin,    daß  die  Be- 
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Was  Eigentumsverletzungen  angeht,  so  finden  wir 
keine  so  große  Uebereinstimmung  zwischen  den  beiden  Ver- 
trägen und  der  ältesten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  als 
bisher.  Der  Vertrag  Olegs  §  6  ^)  erlaubt  straflose  Tötung  des 
ertappten  Diebes,  der  sich  zur  Wehre  setzen  will.  Das  stimmt 
zwar  nicht  zur  ersten,  aber  zur  zweiten  Redaktion  des  Russi- 
schen Rechtes,  wo  wir  II,  17  lesen:  „Wenn  man  einen  Dieb 
auf  seinem  [des  Bestohlenen]  Hof  erschlägt,  sei  es  im  Gemach, 
sei  es  im  Stall,  so  ist  jener  zu  Recht  erschlagen/  welche  Be- 
stimmung in  der  dritten  Redaktion  III,  49  wiederholt  wird. 

Was  den  Ersatz  für  den  Diebstahl  betrifft,  so  weichen  die 
Verträge  und  die  älteste  Redaktion  voneinander  ab.  Olegs 
Vertrag  §  6  bestimmt,  wie  oben  S.  412  schon  mitgeteilt,  drei- 
fachen Ersatz  für  das  Gestohlene,  und  §  7  setzt  bei  gewalt- 
samer Wegnahme  ebenfalls  dreifache  Vergütung  fest,  wie  Leger  ^) 
die  dunkle  Stelle  übersetzt:  „Si  un  Russe  a  fait  quelque  vio- 
lence  ä  un  chretien  ou  un  chretien  a  un  Russe  et  prend  quelque 
objet  par  force  ouvertement,  qu'il  en  paie  trois  fois  la  valeur." 
Vom  eigentlichen  Diebstahl  ist  nun,  wie  wir  oben  S.  413  ge- 
sehen haben,  in  der  ältesten  Redaktion  nicht  die  Rede,  aber 
zum  Vergehen  des  Diebstahls  kann  man  die  ihm  verwandte, 
in  I,  16,  17  behandelte  Gebrauchsanmaßung  einer  Sache  rechnen. 
Bei  der  Erklärung  der  Stellen  I,  16  habe  ich  aber  aus  anderen 
Stellen  des  Russischen  Rechtes  festgestellt,  daß  die  in  I,  16  aus- 
gesprochene Ersatzsumme  von  3  Grivna  für  unerlaubtes  Reiten 
eines  fremden  Pferdes  dem  Normalpreis  eines  fürstlichen  Pferdes 
gleichkommt,  so  daß  also  außer  der  selbstverständlichen  Rück- 
gabe der  genommenen  Sache  nur  ein  einfacher  Ersatz  stattfindet. 


freiung   des    Täters  von  weiterer  Zahlung   nach  Ablegung   dieses   Offen- 
barungseides nicht   dem  Geiste   der  russischen  Gewohnheiten  entsprach, 

no  KOTopHM'B  Ha;io  npeAno.TaraiB  Bt  ^j.aHHOM'B  CJiyqat  npo^aaiy  bi.  paöcTBO  ujiii  BH/^aMy  rojOBofi 

Bt  ycjiyffieHie  «o  noKpHTia  «ojira.    Sergeevic  denkt  dabei  wohl  an  Bestimmungen 
des  Russischen  Rechtes  wie  III,  67,  über  den  Verkauf  des  Schuldners. 

^)  Bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  4. 

''^)  Chronique  dite  de  Nestor  S.  26. 
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Der  Vertrag  Igors  §§  5  und  6^),  oben  abgedruckt  S.  411  f., 
verhängt  bei  Diebstahl  nicht  dreifachen  Ersatz  wie  der  Vertrag 
Olegs,  sondern  bald  einfachen,  bald  zweifachen.  Beide  Ersatz- 
höhen, die  zweiffiche  wie  die  dreifache,  stammen  in  den  Ver- 
trägen nicht  aus  dem  russischen  Recht,  sondern  sind  byzan- 
tinischen Ursprungs,  wie  wir  in  §  16  bei  Vergleich  der  ältesten 
Redaktion  mit  dem  byzantinischen  Recht  noch  einmal  hören 
werden.  Also  auch  hier  hat  bei  dem,  Russen  wie  Griechen  für 
Eigentumsvergehen  gemeinsamen  Modus  der  Geldstrafe  in  deren 
Bemessung  doch  die  griechische  Seite  der  Vertragsparteien  die 
Oberhand  behalten. 

Zu  diesen  Punkten  aus  dem  materiellen  Recht,  in  dem 
die  älteste  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  und  die  Verträge 
Olegs  und  Igors  sich  bald  mehr,  bald  weniger  berühren,  können 
wir  noch  einen  aus  dem  formellen  Recht,  aus  dem  Prozeß- 
verfahren beifügen.  Nämlich  bei  Besprechung  der  Bestimmungen 
der  ältesten  Redaktion  I,  18,  die  im  Gegensatz  zu  I,  17  bzw. 
I,  21  im  Gegensatz  zu  I,  15  ein  bestimmtes  Ermittlungsver- 
fahren bei  Wiedererlangung  einer  abhanden  gekommenen  Sache 
ocier  eines  entlaufenen  Sklaven  vorschreiben,  habe  ich  schon 
oben  S.  377  darauf  hingewiesen,  daß  die  Verträge  der  Russen 
mit  den  Griechen,  Oleg  §  12,  Igor  §  3,  kein  solches  Ermittlungs- 
verfahren, wie  es  I,  18  beschreibt,  kennen,  sondern  einfach 
Wegnahme  des  von  dem  Betreffenden  als  sein  Eigentum  er- 
kannten Sklaven  gestatten,  wie  das  in  I,  15  angegeben  ist. 

Groß  ist  also  die  Uebereinstimmung  zwischen  der  ältesten 
Redaktion  des  Russischen  Rechtes  und  den  Verträgen  Olegs 
und  Igors  mit  den  Griechen  nicht,  obwohl  anzunehmen  ist,  daß 
das  in  den  Verträgen,  Oleg  §  5,  Igor  §  6,  erwähnte  „russische 
Gesetz"  eben  das  in  der  ältesten  Redaktion  niedergelegte  alte 
russische  Gewohnheitsrecht  ist.  Daß  die  Uebereinstimmung 
nicht  größer  ist,  erklärt  sich  einmal  aus  dem  Charakter  der 
Verträge  als  internationaler  Rechtsurkunden  und  dann  speziell 


')  Bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  J,  S.  14  f. 


Das  Russische  Recht.  479 

daraus,  daß,  wie  wir  an  den  zwischen  den  Verträgen  und  der 
ältesten  Redaktion  vorhandenen,  wenn  auch  nur  teilweisen 
Uebereinstimmungen  gesehen  haben,  die  Griechen  als  das  auch 
im  Rechtsleben  kulturell  höher  stehende  Volk  ihrer  Rechts- 
auffassung möglichst  das  üebergewicht  über  die  altrussischen 
Rechtsanschauungen  in  den  Vertragsbestimmungen  verschafften. 


§  16.    Das  Yerhältnis  der  ältesten  Redaktion  zum 
byzantinischen  Recht. 

Die  byzantinischen  Rechtsbücher,  die  für  einen  Vergleich 
mit  der  ältesten  Redaktion  in  Betracht  kommen,  sind  die  um 
740  publizierte  Ecloge  des  Leon  und  Konstantin^),  das  879 
veröffentlichte  Prochiron^)  und  die  etwa  um  die  gleiche  Zeit 
wie  das  Prochiron  edierte  Epanagoge^). 

Auch  russische  Forscher  nehmen  als  Quelle  mancher  Be- 
stimmungen des  Russischen  Rechtes  byzantinische  Gesetze  an*). 
Aber  die  Belegstellen,  die  sie  für  ihre  Behauptung  anführen, 
stammen  meistens  aus  der  zweiten  und  dritten  Redaktion,  sind 
also  hier  nicht  zu  verwerten,  wo  es  sich  nur  um  das  Verhältnis 
der  ältesten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  zum  byzantinischen 
Recht  handelt. 

Es  ist  auch  im  allgemeinen  natürlich,  daß  die  genauere 
Bekanntschaft  der  Russen  mit  dem  byzantinischen  Recht  er- 
folgte, als  unter  Vladimir  die  griechischen  Geistlichen  die  ge- 
samte Kultur  von  Byzanz,  die  kirchliche  wie  die  weltliche,  nach 
Rußland    brachten    und    dort    einzuführen    versuchten.     Dieser 


^)  ed.  von  C.  E.  Zachariae  von  Lingenthal:  Collectio  librorum  Juris 
Graeco-Romani  ineditorum,  Lipsiae  1852. 

^)  ed.  von  C.  E.  Zachariae :  *0  Upo/Bipoc,  v6jjlo(;.  Imperatorum  Basilii, 
Constantini  et  Leonis  Prochiron,  Heidelbergae  1837. 

^)  In  Zachariae,  Collectio.  Siehe  über  diese  Werke  Krumbacher,  K. : 
Geschichte  der  byzantinischen  Literatur,  2.  Aufl.,  München  1897,  S.  605  ff. 

■*)  Siehe  z.  B.  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  96;  D'jakonov, 
Abriß  S.  49. 
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Versuch  ist  ja  gerade  für  das  Keclitsleben  durch  die  in  §  11 
beschriebene  Mahnung  der  Bischöfe  an  Vladimir  und  seine 
darauf  erfolgte  Reform  der  Rechtsprechung  festgestellt.  Wohl 
ist  möglich,  daß  auch  schon  früher  bei  dem  Handelsverkehr 
zwischen  Rußland  und  Byzanz  und  besonders  bei  dem  Abschluß 
der  Friedensverträge  der  Jahre  911  und  945  zwischen  Griechen 
und  Russen  diese  mit  byzantinischen  Rechtssatzungen  bekannt 
wurden.  Aber  die  Einbürgerung  des  byzantinischen  Rechtes 
in  größerem  Umfang  in  Rußland  beginnt  doch  erst  mit  der 
allgemeinen  Einführung  des  Christentums  in  Rußland.  Sie  zeigt 
sich  ja  auch  am  meisten  in  der  kirchlichen  Gesetzgebung  Alt- 
rußlands, so  z.  B.  in  den  kirchlichen  Statuten  Vladimirs  und 
Jaroslavs  mit  der  Berufung  auf  den  griechischen  Nomokanon 
als  Vorlage,  in  der  Uebertragung  des  Nomokanon  selbst  nach 
Rußland,  wie  in  den  kanonischen  Antworten  des  Kiever  Metro- 
politen Johann  II.  (1080 — 1089),  die  gelegentlich  das  strenge 
Festhalten  am  griechisch- kirchlichen  Gesetz  gegenüber  dem 
Landesbrauch  in  Rußland  besonders  einschärfen  ^). 

Ließe  sich  nun  für  die  älteste  Redaktion  des  Russischen 
Rechtes  eine  genauere  Bekanntschaft  mit  dem  byzantinischen 
Recht,  positive  Entlehnung  von  Bestimmungen  der  ältesten 
Redaktion  aus  Ecloge  und  Prochiron  nachweisen,  dann  würde 
das  dafür  sprechen,  daß  die  älteste  Redaktion  nach  Vladimir 
entstanden  sei,  also  gegen  meine  Anschauung  von  der  Ent- 
stehung der  ältesten  Redaktion  vor  der  Zeit  bzw.  Rechts- 
reform Vladimirs. 

Eine  solche  Entlehnung  von  Satzungen  der  ältesten  Re- 
daktion aus  dem  byzantinischen  Recht  vermag  ich  aber  nicht 
zu  finden. 

Die  Fälle,   in  denen  die  älteste  Redaktion  eine  Ueberein- 


^)  Goetz,  Kirchenrechtliche  Denkmäler  S.  15,  120;  als  Beispiel  der 
Uebertragung  rein  kirchlich-klerikaler  Satzungen  nach  Rußland  wäre 
etwa  die  Einführung  der  Studitenregel  im  Höhlenkloster  zu  Kiev  durch 
Abt  Theodosius  anzuführen,  siehe  dazu  Goetz :  Das  Kiever  Höhlenkloster 
als  Kulturzentrum   des  vormongolischen  Rußlands,   Passau  1904,  S.  34  f. 
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Stimmung  mit  byzantinischen  Rechtsbestimmungen  zeigt,  sind 
nicht  zahlreich. 

An  das  Verbot  von  I,  16,  ein  fremdes  Pferd  ohne  Er- 
laubnis zu  reiten,  erinnert  Ecloge  tit.  XVII,  7^):  lav  /pTJayjrat 

Ttg    LTÜTTt})    SCOC   a)piO[JL£V0D   TOTCOü,    OTTSp    5s    TOV  OpiGd-BVXa  TOJÜOV  TOÖTOV 

aTuevsYXifj  t)  Jusi^t^iQ,  tyjv  w?  slxög  Y£VO[isvyjv  stt'  auiq)  ßXdßyjv  y) 
•O-dvaiov  TOV  )(pYjad[X£Vov  opäv  xal  tö  aCi^pitov  JUotsLa^ai  t(j>  xupi(j) 
TOD  rjüTTOO.  Die  entsprechende  Stelle  im  Prochiron  tit.  XXXIX,  50 
lautet:    6  X£)(p7][i£Vog   rTUTuc»)    Icoc   ü)pta[i£VOo   tlvöc   töttod,    töv    §£ 

6ploO'£VTa  TÖTUOV  TOÖTOV  07r£pßlßdaag,  T^C  WC  EIXO«;  7£VO[i£V7jg  £7C'  aUTCp 

ßXdßY]c  vj  TOD  O-avdTOo  aoTÖc  töv  aö^ov  67r£)(£t,  %ai  tö  aC,ri\Liov  tw 
%üpi'(j)  TOD  1^717100  ;r£pi;uoi£lTai,  sie  ist  wiederholt  in  der  Epanagoge 
tit.  XL,  78  2),  Indes  ebensolche  Verwandtschaft  wie  zwischen 
I,  16  und  diesen  griechischen  Stellen  werden  wir  in  §  18 
zwischen  I,  16  und  dem  germanischen  Recht  finden.  Man  hat 
aus  dieser  letzteren  Verwandtschaft  auf  russischer  Seite  sogar 
Schlüsse  auf  den  germanischen  Charakter  dieser  und  ähnlicher 
Bestimmungen  gezogen ;  aber  Vladimirskij-Budanov  ^)  weist 
gegenüber  solchen  Folgerungen  Pogodins  darauf  hin,  daß  das 
Vorkommen  der  ähnlichen  Satzungen  im  byzantinischen  Recht 
gegen  ihre  angebliche  Entstehung  aus  germanischen  Gesetzen 
spricht.  So  dürfen  wir  also  auch  nicht  denken,  daß  I,  16  aus 
der  Ecloge  in  die  älteste  Redaktion  übertragen  sei;  es  liegt 
hier  eine  allgemeine  üebereinstimmung  von  germanischen, 
griechischen  und  slavischen  Rechtsfällen  vor. 

Die  älteste  Redaktion  bestimmt  I,  17  bei  Wegnahme  von 
fremdem  Eigentum,  Pferd,  Waffe,  Kleidung  Rückgabe  an  den 
Eigentümer  und  Buße  von  3  Grivna  für  das  Unrecht.  Oben 
S.  317  habe  ich  darauf  hingewiesen,  daß,  was  das  Pferd  an- 
geht, diese  3  Grivna  Buße  dem  in  der  zweiten  Redaktion  II,  9 
festgestellten   Werte   eines   fürstlichen   Pferdes    gleichkommen. 

^)  Zachariae,  Collectio  S.  45. 

^)  Zachariae,  Prochiron  S.  246;  ders.,  Collectio  S.  215. 

^)   Chrestomathie  I,  S.  26  ^^;   üoroÄHH'L,  M.:  Hacji^oßaHia,  saM'iiaHia  h  jeKi^ia, 

MocKBa  1846,  III,  S.  381. 
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Mit  der  Bestimmung  von  I,  17  kann  man  nun  eine  in  den  drei 
griechischen  Rechtsbüchern  sich  findende  Satzung  vergleichen, 
nach  der  derjenige,  der  fremde  Tiere  einschließt  (also  weg- 
nimmt) und  sie  an  Hunger  zugrunde  gehen  läßt  oder  sonst 
tötet,  doppelten  Ersatz  leisten  muß.  Ecloge  tit.  XVII,  8: 
'0  aTTOVcXsioac;  aXköxpia  ^pS[X[xaTa  7tal  Xt[X(j)  öta^p^sipag  t)  aXXcoc 
Tuwc  avsXwv,  dq  zb  StTiXaatov  xaTaöixdCsxai,  dasselbe  Prochiron 
tit.  XXXIX,  51  und  Epanagoge  tit.  XL,  77  i).  Was  also  das 
Pferd  wenigstens  angeht,  das  in  I,  17  zurückgegeben  und  dessen 
Preis  als  Buße  bezahlt  wird,  so  kommen  sachlich  die  griechischen 
Bestimmungen  auf  dasselbe  hinaus.  Aber  wir  werden  nicht  an 
Entlehnung  von  I,  17  aus  der  Ecloge  denken  dürfen.  Ebenso- 
wenig, wenn  wir  eine  andere  Stelle,  die  an  I,  15  anklingt,  ins 
Auge  fassen,  nach  der  bei  Zurückbehaltung  eines  flüchtigen 
Sklaven  außer  dem  Sklaven  ein  zweiter  oder  dessen  Wert  zu 
geben  ist,  Prochiron  tit.  XXXIX,  24:  '0  töv  (pu^aöa  ^ob^o"^  dtto- 
ös^dpLevoc  StScoaiv  aotöv  [xsid  sispoD  6[jloioo  -^toi  %'  vo[JLiG[xdTCüv. 
oadxtc  ÖS  aoTov  bno^eirizai  TooaoTdxic;  aDjsrai  ri  ;uoiV7],  wörtlich 
wiederholt  Epanagoge  tit.  XL,  27^).  Der  Rechtsfall  konnte 
sich  eben  überall  ereignen,  wo  Sklaven  waren  und  rief 
überall,  mehr  oder  weniger  aneinander  anklingende  Straf- 
festsetzungen hervor,  die  wir  auch  im  germanischen  Recht 
antreffen  werden. 

Bei  der  Besprechung  der  griechisch-russischen  Friedens- 
verträge von  911  und  945  in  §  15  habe  ich  schon  darauf  hin- 
gewiesen, daß  die  Festsetzung  eines  doppelten  und  dreifachen 
Ersatzes  in  den  Verträgen  byzantinischen  Ursprungs  ist.  Zur 
Ergänzung  des  da  Gesagten  sei  hier  noch  beigefügt,  daß  unsere 
griechischen  Rechtsbücher  öfters  von  diesem  doppelten  und 
dreifachen  Ersatz  reden.  So  vom  doppelten  Ersatz  beim  Pfand, 
dessen  Herausgabe  geweigert  wird,  Ecloge  tit.  IX,  2,  Prochiron 


^)  Zachariae,   Collectio  S.  45;    ders.,  Prochiron  S.  247;   ders.,   Col- 
lectio  S.  215. 

2)  Zachariae,  Prochiron  S.  238;  ders.,  Collectio  S.  209. 
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tit.  II,  1,  Epanagoge  tit.  XV,  P);  bei  Schulden  Ecloge  tit.  XI,  1, 
Prochiron  tit.  XVI,  12,  Epanagoge  tit.  XXVIII,  13^);  bei  Land- 
raub oder  Grenzverrückung  Prochiron  tit.  XXXIX,  48,  Epan- 
agoge tit.  XL,  74^);  bei  unerlaubter  Wegnahme  Prochiron 
tit.  XXXIX,  49,  Epanagoge  tit.  XL,  75*).  Dreifachen  Ersatz 
bei  Diebstahl,  also  Rückgabe  des  Gestohlenen  und  den  doppelten 
Wert  desselben  finden  wir  Ecloge  tit.  XVII,  11,  Prochiron 
tit.  XXXIX,  54  und  Epanagoge  tit.  XL,  72  5).  Aehnliche  Be- 
stimmungen treffen  wir  auch  in  germanischen  Rechten. 

Somit  ist  eine  positive  Entlehnung  einer  Bestimmung  der 
ältesten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  aus  dem  byzantini- 
schen Recht  nicht  nachweisbar.  Es  handelt  sich  um  allgemeine 
Uebereinstimmung,  die  wir,  da  solche  Rechtsfälle  bei  jedem 
Volk  sich  ereignen  konnten,  auch  im  Verhältnis  der  ältesten 
Redaktion  zu  den  germanischen  Rechten  werden  konstatieren 
können. 

Aber  wir  treffen  auch  einen  Gegensatz  zwischen  alt- 
russischem und  byzantinischem  Recht  an.  Die  älteste  Redaktion 
erlaubt  in  ihrem  ursprünglichen  Bestand  I,  15  und  17  einfach 
Wegnahme  der  von  jemand  als  sein  Eigentum  erkannten,  bei 
einem  anderen  sich  vorfindenden  Sache.  Sie  ruht  eben  auf 
dem  Grundsatz  der  Privatrache,  deren  Ausübung  nur  durch 
Volkssitte  in  manchen  Punkten  eingeschränkt  ist.  Solche  Eigen- 
mächtigkeit, solches  Sichselbstrechtschaffen  verbietet  das  byzan- 
tinische Recht  als  Produkt  staatlich  geordneter  öffentlicher 
Rechtspflege  direkt  und  bedroht  bzw.  bestraft  sie  mit  Verlust 
des  ursprünglich   vorhandenen  Eigentumsrechtes  an  der  Sache, 


^)  Zachariae,  CoUectio  S.  32;  ders.,  Prochiron  S.  18;  ders. ,  Col- 
lectio  S.  102. 

^)  Zachariae,  Collectio  S.  34;  ders.,  Prochiron  S.  102;  ders.,  Col- 
lectio  S.  164. 

^)  Zachariae,  Prochiron  S.  246;  ders.,  Collectio  S.  215. 

^)  Zachariee,  Prochiron  S.  246;  ders.,  Collectio  S.  215. 

^)  Zachariae,  Collectio  S.  45;  ders,,  Prochiron  S.  248;  ders.,  Col- 
lectio S.  215. 
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Ecloge  tit.  XVII,  5  ^) :  *0  7üpäY[xa  s/wv  (isid  itvog  xai  [xy]  ifj 
ap)C(]  TTpoacpovwv,  aXX'  aoToßooXwg  elts  vtar'  sjooaiav  v^  xat  iiva 
Sövaaistav  xetpl  iTUtßatvwv  xal  s;:aipwv  xö  otioöv,  si  [i.sv  xata 
aX-/]^eLav  iStov  Ctqtwv  toöio  STUoiYjasv,  ixTrtTüxetü)  xoö  iStoo  7rpdY[xaxoc 
%al  dvaStSöxoi  aüxö.  el  Ss  xal  dXXöxptöv  xi  aTu-^ipsv,  üttö  [isv  xoö 
Ttaxd  xÖTüov  ap)(övxoc  oatpsaä-co  wg  [i"^  dp)(ö[X£VO<;  %al  saoxoö.  ^evö- 
[jLsvoc  sxStxoc,  %al  oöxü)^  xyjv  d7üoy,axdaxaaiv  :roietaO'ü)  ooTtsp  aTUsi- 
Xyj^sv.  Diese  Stelle  der  Ecloge  ist  auch  in  das  gleich  in  §  17 
zu  besprechende  Gerichtsgesetz  Kaiser  Konstantins  überge- 
gangen. Aehnlich  lautet  Prochiron  tit.  XXXIX,  49:  Idv  /(opic; 
StTtaaxLX'^C  0LTZ0(pc(.GB(ü<;  d^sXrjXaf  ziq  i:pä^\LCf.,  sl  (xsv  l'Stov  aoxoü, 
IxTüLTCxsi  zyi<;  aoxoö  SeoTroxsiac.  sl  6s  dXXöxpiov,  Traps^exo)  aoxö 
x6  TupäY^La  v.cfl  xyjv  Siax[(i7]aiv  aoxoö,  wiederholt  Epanagoge 
tit.  XL,  75  ^).  Noch  auf  einen  weiteren  Gegensatz  im  Prozeß- 
verfahren zwischen  dem  altrussischen  und  byzantinischen  Recht 
können  wir  hinweisen.  Bei  Wiedererlangung  einer  abgeleugneten 
Schuldsumme  hat  I,  19  ein  ganz  einfaches  Verfahren,  den  Nach- 
weis vor  dem  Gemeindegericht,  Ecloge  tit.  X  ^)  dagegen  ein 
weit  mehr  ausgebildetes. 

Auf  eine  grundlegende  Differenz  zwischen  altrussischer 
und  byzantinischer  Rechtsanschauung,  von  der  schon  oben 
die  Rede  war,  ist  auch  hier  noch  einmal  hinzuzeigen;  es  ist 
die,  daß  die  älteste  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  bei 
Tötung  und  Körperverletzung  nur  entweder  tätliche  V^ieder- 
vergeltung,  Blutrache  oder  deren  Ablösung  durch  Geldbuße 
kennt,  während  das  byzantinische  Recht  Todes-  und  Leibes- 
strafen bestimmt,  z.  B.  Ecloge  tit.  XVII,  46;  '0  [xsxd  ii'foo<; 
tüXtjxxwv  xtvd,  Idv  ^ovsoai^,  ^i^st  XLixcopsLaO-o).  sl  Ss  oü%  d:roOdvir] 
6  ttXtjysIc,  /sipoxoirstoO-a)  6  ösötozwg,  Scö  oXax;  [jLsxd  ^c'cpoo?  öoövai 
sxöX[iYja£V  "^). 


^)  Zachariae,  Collectio  S.  45 ;  vgl.  auch  Leist,  Altarisches  Jus  Civile 
I,  S.  37  f.,  399  f. 

^)  Zachariae,  Prochiron  S.  246;  ders.,  Collectio  S.  215. 

^)  Zachariae,  Collectio  S.  32. 

^)  Zachariae,  Collectio  S.  50;   über  die  Kapital-   und  Leibesstrafen 
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Freilicli  treffen  wir  auch  in  dem  byzantinischen  Recht 
Geldstrafen,  Ersatzsummen  angegeben.  Aber  sie  sind  nicht 
dasselbe  wie  die  Bußen  der  ältesten  Redaktion  des  Russischen 
Rechtes.  „Insbesondere",  sagt  Zachariae  von  LingenthaP),  „ist 
dem  byzantinischen  Strafrecht  das  Recht  der  Kompositionen 
für  Verbrechen  fremd  geblieben.  Denn  die  Privatstrafen  — 
Geldstrafen  zugunsten  des  durch  ein  Verbrechen  oder  Vergehen 
Verletzten  — ,  welche  das  byzantinische  wie  das  Justinianische 
Recht  kennt  und  welche  in  jenem  zum  Teil  noch  eine  weitere 
Ausgestaltung  erfahren  haben,  sind  ihrem  innersten  Wesen 
nach  von  dem  System  der  germanischen  Kompositionen  ver- 
schieden." 

Der  Nachweis  einer  direkten  Entlehnung  von  Bestimmungen 
der  ältesten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  aus  byzantini- 
schem Recht  ist  also  nicht  zu  erbringen.  Wenn  er,  was  hier 
jetzt  nicht  zur  Verhandlung  steht,  für  die  zweite  und  dritte 
Redaktion  geführt  werden  kann,  so  ist  zu  betonen,  daß  diese 
Redaktionen  des  Russischen  Rechtes  zu  einer  Zeit  entstanden, 
als  schon  durch  die  griechisch-russische  Geistlichkeit  das  by- 
zantinische Recht  in  Rußland  eingeführt  und  nach  ihm  die 
ältere  russische  Rechtsprechung  auf  weltlichem  wie  geistlichem 
Rechtsgebiet  umgestaltet  war.  Daß  von  diesem  Prozeß  in  der 
ältesten  Redaktion  sich  noch  keine  Spuren  finden,  ist  aber 
wieder  ein  Beweis  dafür,  daß  sie  älter  ist  als  die  Zeit,  in  der 
das  griechische  Recht  nach  Rußland  übertragen  wurde,  älter 
also  als  Vladimir. 

§  17.    Das  Verhältnis  der  ältesten  Redaktion  zum 
sog.  Gerichtsgesetz  Konstantins  des  Großen. 

„Gerichtsgesetz  für  die  Leute  von  Kaiser  Konstantin  dem 
Großen",    Zakon  sudnyj    Ijudem   carja  Konstantina  VeliJcago^ 


der  Ecloge  siehe  K.  L.  Zachariae  von  Lingenthal:  Geschichte  des  Griechisch- 
Römischen  Rechts  ^  Berlin  1892,  S.  336. 
')  Geschichte  S.  325. 
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heißt  eine  Uebersetzung  von  bzw.  ein  Auszug  aus  der  Ecloge 
Leons  und  Konstantins  und  anderen  griechischen  Quellen,  die 
um  Zusätze  des  slavischen  Rechtes  vermehrt  ist.  Man  nimmt 
an,  dieses,  natürlich  den  Namen  Konstantins  des  Großen  zu 
Unrecht  tragende  Werk  sei  zusammengestellt  für  die  Bulgaren, 
als  sie  sich  gerade  von  Rom  w^ieder  losgelöst  und  der  ortho- 
doxen Kirche  angeschlossen  hatten,  und  einige  Gelehrte  ver- 
legen seine  Abfassung  in  die  Zeit  des  Car  Siraeon  893 — 927  ^). 
Golubinskij  '^)  will  eher  an  Mähren  als  Abfassungsort  denken 
und  meint,  der  Slavenapostel  Methodius  selbst  habe  mit  der 
Uebersetzung  des  Nomokanons  auch  dieses  Werk  verfaßt. 

Das  Gerichtsgesetz  ist  in  zwei  Redaktionen  überliefert.  Die 
kürzere  bildet  das  46,  Kapitel  des  zweiten  Teils  des  slavischen 
Nomokanons,  der  sog.  Kormcaja  Kniga^  des  „Steuerbuchs"^). 
Die  längere  Redaktion  ist  in  der  altrussischen  Chronik 
überliefert^),    und    zwar    gilt    die   längere    Redaktion    als    die 


^)  ^&1*  besonders  naBJOBt,  A. :  nepsoHaiajiBEHii  CJiaBflHO-pyccKiH  HoMOKanoH-B  in 
y^eHHfl  SanucKu  Hain.  KasanCKaro  yHUBepcnxeTa  1869,  Kasant,  Tom-b  V  —  darüber 
Referat  von   CoKOJiBCKifi  B,  JI.  in  SKy-pnaji  MHHUciepcTBa  HapoÄHaro  üpocBimeHia  1898, 

^acTB  CCCXIX ,   OKTflßpB  S.  121  f.  —  und  den  Aufsatz   von  BaciuiBCBCKiä,   B.; 

3aKOHo;iaTe.iiBCTBO  ÜKOHoßopueBB    in    3KypHa.iiB  MuHnciepCTBa    Hapo^Haro  npocBimenia   1878, 

HacTB  CIC,  OKTflßpB  S.  296  f.  De  Hube,  R. :  Droit  romain  et  greco-byzantin 
chez  les  peuples  slaves,  Paris  1880,  S.  16  ff.  Speziell  über  Einfluß  des 
abendländisch-katholischen  Kirchenrechts  auf  das  Gerichtsgesetz  handelt 

CyBopoB-B,  H.  C:  Ciifln  3anaflHO-KaTO.iiiieCKaro  i;epKOBHaro  npasa  bi.  naMSTHUKax^  jipeBHaro 
pyccKaro  npaBa.  flpoc-iaBJB  1888,  S.  3 — 90,  130 — 159;  dagegen  üaBJOBB,  A.  G. : 
MHHMue  cjii^M  Kaxo-iHiecKaro  BJiiama  b^  speBHifiniHX'B  naMHXHHKax'B  loro-ciaBaHCKaro  h  pycc- 
Karo npaBa  in  ^Iienia  bb   oömecTBi   JiioönTejiefi   ^yxosHaro   npocBimenia  MocKBa  1891 ,    No- 

vember-Dezemberheffc,  1892  Januar-Februar-März- Aprilheft;  darauf  wieder 

CyBopOBX:    K-b   Bonpocy   o    sanaj^HOMi    BJiiamn    na    ÄpeBHepyccKoe   npaBO,    flpoc.iaBJB    1893, 

S.  155—274. 

^)   HcTOpia  PyccKofi  IljepKBH^,  MocKBa  1901,   I,    1,   S.  651. 

^)  Siehe  Milasch,  N. :  Das  Kirchenrecht  der  raorgenländischen  Kirche, 
übersetzt  von  A.  v.  Pessic,  2.  Aufl.,  Mostar  1905,  S.  194;  Mitrovits,  T.: 
Nomokanon  der  slavischen  morgenländischen  Kirche  oder  die  Korm- 
tschaja  Kniga,  Wien  1898,  S.  8. 

^)  Ich  benutze  den  Abdruck  in  ilo.iHoe  Coöpanie  PyccKuxx  .itTonucefi,  CII6. 
1853,  ToM-B  VI:   Co4)iricKaa  JÜToniicB     S.  69  ff. 


Das  Russische  Recht.  487 

ältere,  die  der  griechischen  Vorlage  näher  steht  als  die 
jüngere  ^). 

Da  also  das  Gerichtsgesetz  eine  Ueberarbeitung  der  Ecloge 
ist,  nimmt  es  nicht  wunder,  wenn  wir  in  ihm  eine  Bestim- 
mung aus  der  Ecloge  aufgenommen  finden,  die  mit  einer  Stelle 
der  älteren  Redaktion  verwandt  ist,  nämlich  die  vom  Verbot 
des  Reitens  auf  einem  fremden  Pferd,  I,  16,  bzw.  Ecloge 
tit.  XVII,  7  —  siehe  oben  S.  481  —  ^), 

Die  erste  Hälfte  der  Stelle  im  Gerichtsgesetz  hat  keine 
Berührungspunkte  mit  I,  16,  sie  besagt,  wie  die  Stelle  in  der 
Ecloge  tit.  XVII,  7,  daß  der  Entleiher  des  Pferdes  für  den 
dem  Pferd  zustoßenden  Schaden  haftet.  Verwandt  ist  mit  I,  16 
nur  die  zweite  Hälfte  der  Bestimmung  im  Gerichtsgesetz.  Sie 
lautet:  „wenn  einer  ohne  Erlaubnis  auf  einem  fremden  Pferd 
reitet,  so  schlägt  man  ihn  dreimal  und  verkauft  ihn  wie  einen 
Dieb  =  ashe  Mo  hez  povelenija  na  cjuzem  honi  ezdit',  da  teput' 
ego  po  tri  utra^),  da  i  prodadut'  ego  jaJco  i  tatja. 

Diese  zweite  Hälfte,  die  für  uns  in  Betracht  kommt,  fehlt 
übrigens  in  der  kürzeren  Redaktion  des  Gerichtsgesetzes,  wie 
ja  auch  in  der  Ecloge.  Es  ist  nach  der  Reihenfolge  der 
beiden  Hälften  anzunehmen,  daß  dem  Verfasser  des  Gerichts- 
gesetzes erst  die  Eclogestelle  vorlag,  daß  er  ihr  dann  aus  einer 
anderen  Quelle  die  zweite  Hälfte  zufügte.  Die  zweite  Hälfte 
hat  bei  sonstiger  Uebereinstimmung  mit  der  ältesten  Redaktion 
den   charakteristischen  Unterschied  von  ihr,    daß  Leibesstrafe, 


^)  Golubinskij,  1.  c.  S.  651  \  sieht  die  kürzere  Redaktion  als  die 
ursprünglichere  an,  weil  es  ihm  wahrscheinlicher  dünkt,  daß  man  später 
das  Gerichtsgesetz  erweitert,  als  verkürzt  habe.  Auch  nimmt  er  gegen 
Pavlov  und  Vasil'evskij  drei  Redaktionen  an. 

^)  Kalacov,  Einleitung  S.  245  f.,  behandelt  gerade  diese  Stelle  beim 
Vergleich  des  Russischen  Rechtes  mit  dem  Gerichtsgesetz  nicht,  sie  ist 
ihm  vielleicht  deshalb  entgangen,  weil  die  Stelle  aus  dem  Gerichtsgesetz 
erst  in  ihrem  Schluß  mit  der  ältesten  Redaktion  1,  16  übereinstimmt. 

^)  In  dem  Abdruck  der  längeren  Redaktion  bei  Dubenskij  in  PyccKia 
ÄocTonaMaraocTH,  MocKBa  1843,  II,  S.  166  lautet  der  Schluß  der  zweiten  Hälfte, 
«a  ca  TeneTi  no  Tpn  KpaTH,   wie  ich  auch  übersetze. 
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das  dreimalige  Schlagen  in  ihr  bestimmt  und  der  Verkauf  des 
Täters  wie  eines  Diebes  als  Sklaven  beigefügt  ist.  Diese 
beiden  Straffestsetzungen  entsprechen  aber  gar  nicht  dem 
Geist  der  ältesten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes,  die  Ver- 
hängung einer  Leibesstrafe  zeigt  auch  klar  auf  byzantinischen 
Ursprung  der  Stelle  hin.  Ist  nun  etwa  anzunehmen,  daß  die 
Stelle  aus  dem  Gerichtsgesetz  in  die  älteste  Redaktion  über- 
tragen, diese  also  jünger  als  das  Gerichtsgesetz  sei  ^)  ?  Durch- 
aus nicht:  das  Verbot,  ohne  Erlaubnis  auf  einem  fremden  Pferd 
zu  reiten,  finden  wir  in  ganz  voneinander  unabhängigen  ger- 
manischen, griechischen  und  slavischen  Gesetzen,  das  war  ein 
Rechtsfall,  der  sich  überall  ereignen  konnte;  im  Gebiet  des 
griechischen  Rechtes  wurde  er  mit  Schlägen  bestraft,  in  dem 
des  russischen  mit  Geld,  jeweils  entsprechend  dem  allgemeinen 
Strafmodus.  Wir  haben  hier  also  nur  eine  allgemeine  Ueberein- 
stimmung  von  Gerichtsgesetz  und  Russischem  Recht  vor  uns,  nicht 
eine  Entlehnung  im  letzteren  aus  dem  ersteren.  Dafür  möchte 
ich  auch  noch  folgendes  als  Beweis  anführen.  Das  Gerichts- 
gesetz hat  eine  dem  unerlaubten  Reiten  des  fremden  Pferdes 
sehr  nahe  verwandte  Bestimmung;  wenn  einer  ein  Werkzeug 
(Gerät)  nimmt,  ohne  den  Eigentümer  des  Werkzeuges  zu 
fragen,  so  schlägt  man  ihn  =  ize  Mo  cto  oniclie  vozmet',  a  ne 
vprasav  u  gospodlna  orudija,  da  tepiit'  ego  ^).  Hätte  die  älteste 
Redaktion  das  Verbot  des  Reitens  auf  fremdem  Pferd  aus  dem 
Gerichtsgesetz  übernommen,  so  hätte  der  Autor  der  ältesten 
Redaktion  wohl  Anlaß  gehabt,  auch  diese  Wegnahme  eines 
fremden  Werkzeugs  in  seinen  Text  zu  übertragen.  Daß  das 
nicht  der  Fall  ist,  darin  sehe  ich  einen  Beweis,  daß  beide 
Werke  unabhängig  voneinander  entstanden  sind. 

Noch  eine  weitere  üebereinstimmung  zwischen  der  ältesten 
Redaktion    und   dem    Gerichtsgesetz   ist   vorhanden.     Die  zwei 


')  So  Pavlov,   Nomokanou   S.  24^*   und   Dubenskij   in   PyccK.  JI.octo- 

naMflTHOCTH    II,    139. 

2)  Vollst.  Sammlung  Russ.  Chroniken  VI,  77. 
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Bestimmungen  am  Schluß  der  ältesten  Redaktion  I,  24,  25, 
die  sich  auch  in  einigen  Handschriften  am  Schluß  der  dritten 
Redaktion  III,  156,  157  vorfinden,  lesen  wir  auch  fast  am 
Schluß  des  Gerichtsgesetzes:  Vom  Schwert,  (a)  Wenn  jemand 
einem  anderen  Speer  oder  Schild  oder  Beil  verdirht  und  will 
es  bei  sich  behalten,  so  nimmt  man  etwas  anderes  von  ihm; 
(b)  wenn  er  mit  etwas  anderem  bezahlt  vor  den  Leuten  ^)  [näm- 
lich: zahle  er  vor  den  Leuten],  welche  wissen  werden,  wieviel 
er  [der  Eigentümer]  dafür  gegeben  hat  =  0  oniHi.  Ise  izlomW 
drugu  hopie,  ili  seit,  ili  topor^  da  ashe  u  sehe  nacnet  choteti 
defzati,  to  prijati  ino  cto  u  nego;  ashe  U  inem  cim  emu 
zaplaüt'  pred  cadißi;  ize  nacnet'  vedati,  JcolJco  hudef  dal  na 
nem  ^). 

Das  Gerichtsgesetz  hat  in  seiner  ersten  Hälfte  topor  =  Beil, 
wo  das  Russische  Recht  j^ort  =  Kleid  hat.  Ich  halte  das  Wort 
„Beil"  für  den  Fehler  eines  Abschreibers  des  Gerichtsgesetzes, 
und  zwar  einmal,  weil  die  Lesart  von  I,  24:  Kleid,  zu  I,  17 
paßt  und  dann,  weil  wir  bei  entsprechenden  Bestimmungen  im 
germanischen  Recht  ^)  auch  neben  Vieh  und  Waffen  die  Kleider, 
aber  nicht  das  Beil  erwähnt  finden.  Ferner  hat  das  Gerichts- 
gesetz in  der  ersten  Hälfte  der  Bestimmung  statt  des  Wortes 
sJcot  =  Vieh,  im  Sinn  von  Geld,  wie  I,  24,  III,  156  bieten, 
ino  cto  =  etwas  anderes.  Weiter  stimmt  der  Wortlaut  der 
ersten  Hälfte  (a)  der  Stelle  im  Gerichtsgesetz  mehr  mit  III,  156 
überein  als  mit  I,  24,  beide  lauten:  da  ashe  u  sehe  nacnet' 
[Gerichtsgesetz  noch  dazu  choteti]  derzati^  während  I,  24  hat: 
a  nacnet'  choteti  ego  derzati  u  sehe.  Auch  die  zweite  Hälfte 
(b)  der  Stelle  im  Gerichtsgesetz  ist  mit  III,  157  verwandter 
als  mit  I,  25.  In  beiden  findet  sich  die  Wendung  zaplatit' 
[III,  157  zaplati]  pred  cadijii^  ize  nacnet'  vedati,  die  in  I,  25 


^)  Zu   meiner  Uebersetzung  „vor  den  Leuten"   für  npe^'B  Ha^iw  siehe 
die  Begründung  im  Programm  zu  III,  157. 

-)  Vollst.  Sammlung  Russ.  Chroniken  VI,  81. 
3)  Siehe  Wilda,  Strafrecht  S.  912. 
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fehlt,  die  aber  für  die  Wiedererstattuugsart  und  die  Höhe  des 
Ersatzes  charakteristisch  ist. 

Welche  Stelle  ist  nun  das  Original,  die  des  Gerichtsgesetzes 
oder  die  des  Russischen  Rechtes?  Da  unterliegt  es  für  mich 
keinem  Zweifel,  daß  das  Gerichtsgesetz  die  Originalstelle  enthält. 
Wir  haben  ja  oben  S.  380  schon  gesehen,  daß  I,  24,  25  gar  nicht 
zu  den  übrigen  Bestimmungen  der  ältesten  Redaktion  paßt,  schon 
deshalb  nicht,  weil  es  im  Gegensatz  zu  diesen  und  zum  Charakter 
der  ältesten  Redaktion  als  eines  Handbuchs  für  Festsetzung 
der  Kompositionssummen  keinen  bestimmten  Betrag  angibt. 
Zweifellos  ist  in  die  fertig  vorliegende  älteste  Redaktion  die 
Stelle  aus  dem  Gerichtsgesetz  übertragen  worden.  Läßt  sich 
auch  die  Frage  nun  lösen,  wann  diese  Uebertragung  geschah, 
ob  sie  etwa  noch  vor  Vladimirs  Zeit  erfolgte  ?  Einen  Anhalts- 
punkt für  die  Beantwortung  dieser  Frage  sehe  ich  in  dem 
textlichen  Verhältnis  von  I,  24,  25  bzw.  HI,  156,  157  zum  Ge- 
richtsgesetz. Der  Wortlaut  der  Stelle  in  der  dritten  Redaktion 
steht  dem  des  Gerichtsgesetzes  näher  als  der  der  ältesten  Re- 
daktion. Somit  halte  ich.  von  diesen  Stellen  in  den  beiden  Re- 
daktionen die  in  der  dritten  Redaktion  für  die  ursprünglichere, 
von  der  sie  dann  wieder  in  die  älteste  Redaktion  übertragen 
wurde.  Nun  steht  aber  unsere  Stelle  auch  in  der  dritten  Re- 
daktion ganz  am  Ende  und  zwar  nicht  in  allen  Handschriften, 
sondern  nur  vereinzelt.  Daraus  folgere  ich,  daß  die  Stelle  aus 
dem  Gerichtsgesetz  in  das  Russische  Recht  erst  dann  übertragen, 
d.  h.  am  Schluß  beigefügt  wurde,  als  die  dritte  Redaktion  schon 
abgeschlossen  vorlag,  und  daß  die  Stelle  aus  dem  Gerichts- 
gesetz später  vom  Schluß  der  dritten  Redaktion  an  den  Schluß 
der  ältesten  Redaktion  gesetzt  wurde.  Das  stimmt  auch  dazu, 
daß  in  Handschriften,  die  bis  auf  das  14.  Jahrhundert  zurück- 
gehen, das  Russische  Recht  und  das  Gerichtsgesetz  sich  ge- 
meinsam, miteinander  verbunden,  vorfinden  ^). 


^)  Siehe  dazu:    Pavlov,   Nomokanon  S.  100;   Kalacov,   Einleitung 

S.  247. 
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Also  eine  direkte  Entlehnung  aus  dem  Gerichtsgesetz  liegt 
in  der  ältesten  Redaktion  auch  hier  nicht  vor.  Beide  Werke 
sind  unabhängig  voneinander  entstanden,  erst  lange  Zeit  nach 
ihrer  Entstehung  miteinander  verbunden  worden,  so  daß  diese 
Stelle  aus  dem  Gerichtsgesetz  in  die  älteste  Redaktion  lange 
nach  deren  Abschluß  überging  ^). 

Auch  eine  starke  Differenz  findet  sich  zwischen  der  Rechts- 
auffassung des  Gerichtsgesetzes  und  der  der  ältesten  Redaktion. 
Das  Gerichtsgesetz  hat  aus  Ecloge  tit.  XVII,  5  die  oben  S.  483  f. 
mitgeteilte  Verwerfung  der  Selbstjustiz  im  Wegnehmen  eines 
bei  einem  anderen  vorgefundenen  Eigentums  ohne  Erlaubnis 
des  Gerichtes  übernommen,  die  die  älteste  Redaktion  I,  15,  17 
erlaubt. 

Als  Ueberarbeitung  des  byzantinischen  Rechts  der  Ecloge 
steht  eben  trotz  mancher  spezifisch  slavischen  Bestimmungen, 
wie  z.  B.  über  Blutrache  ^),  das  Gerichtsgesetz  auf  einer  höheren 


^)  Kalacov,  Einleitung  S.  247  f.,  bietet  noch  einige  Berührungs- 
punkte zwischen  Gerichtsgesetz  und  Russischem  Recht.  Aber  da  sie 
Stellen  aus  der  dritten  Redaktion  betreffen,  brauche  ich  mich  hier  nicht 
genauer  mit  ihnen  auseinanderzusetzen.  Indes  können  sie  mir  auch  als 
Beweis  dafür  dienen,  daß  an  unserer  Stelle  das  Gerichtsgesetz  Original 
ist,  denn  z.  B.  Vollst.  S.  Russ.  Chron.  VI,  82,  die  letzte  Bestimmung  des 
Gerichtsgesetzes  o  öesnecTm  findet  sich  nur  in  einzelnen  Handschriften  des 
Russischen  Rechtes,  siehe  Kalacov,  Einleitung  S.  158,  §  L.  Durch  das 
Verbinden  des  Textes  des  Gerichtsgesetzes  mit  dem  des  Russischen  Rechtes 
gerieten  eben  solche  Stellen  aus  dem  einen  Werk  in  das  andere.  Dafür, 
daß  beide  Werke  unabhängig  voneinander  entstanden  sind,  möchte  ich 
noch  auf  folgendes  hinweisen.  Eine  entfernt  ähnliche  Bestimmung  mit 
I,  7,  dem  Schlagen  mit  verschiedenen  Werkzeugen,  bietet  auch  das  Ge- 
richtsgesetz, Vollst.  S.  Russ.  Chron.  Vf,  78:  0  CBapi.  ame  Aßa  My/Ka  CBapHiaca, 
To  eÄHirs  y;i;apKTi>  noApyra  KaMeneM'B  ujiu  nacTiio ,  ;;a  ne  yMpeit ,  ho  CJiaacexB 
Ha  .loffie:    ame  nn  BCxaBX  MyjKL,    uoxoäutI)  boh^  o  acesjii,    ^acr^b    ecxB    y/i;apHBHH  ero ,    tohIk) 

He,T;*jaHifl  ero  «a  ^acTB  ^■feJI6y.  Würde  der  Redakteur  der  ältesten  Redaktion, 
wenn  er  bei. ihrer  Abfassung  das  Gerichtsgesetz  benutzt  hätte,  wie 
Pavlov,  Nomokanon  S.  24 '^^  annimmt,  den  Stein  als  Werkzeug  des 
Schlages  nicht  auch  in  die  von  ihm  in  I,  7  gebotene  Aufzählung  solcher 
Werkzeuge  aufgenommen  haben? 

2)  Vollst.  Sammlung  Russ.  Chroniken  VI,  78. 
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Stufe    der   Rechtsentwicklung    als    die    älteste    Redaktion    des 
Russischen  Rechtes. 

§  18.  Das  Yerhältnis  der  ältesten  Redaktion  zu  den 
germjinischen  Yolksrecliten. 

Das  Verhältnis  der  ältesten  Redaktion  des  Russischen 
Rechtes  zu  den  germanischen  und  skandinavischen  Rechten 
ist  schon  seit  Auffindung  des  Russischen  Rechtes  vielfach 
Gegenstand  der  Untersuchung  durch  die  russischen  Forscher 
gewesen.  Um  so  genauer  werden  wir  also  gerade  hier  unter- 
scheiden müssen,  ob  es  sich  bei  solcher  angenommenen  oder 
wirklichen  Verwandtschaft  zwischen  dem  Russischen  Recht  und 
den  germanischen  Volksrechten  nur  um  allgemeine  Ueberein- 
stimmungen  handelt  ^)  oder  um  direkte  Entlehnung  von  Sätzen 
des  einen  Rechtes  aus  dem  anderen.  Ferner  werden  wir,  wenn 
wirklich  solche  direkte  Beeinflussung  des  Russischen  Rechtes 
durch  germanische  Rechte  zu  konstatieren  ist,  darauf  achten 
müssen,  ob  diese  Beeinflussung,  d.  h.  Herübernahme  germani- 
scher Rechtssätze  in  das  Russische  Recht,  sich  in  demjenigen 
Teil  der  ältesten  Redaktion  flndet,  den  wir  als  den  ursprünglichen 
Bestand  der  ältesten  Redaktion  oben  S.  380  bestimmt  haben, 
oder  ob  die  aus  dem  germanischen  Recht  übernommenen  Be- 
stimmungen solche  sind,  die  wir  als  Zusätze  zum  eigentlichen, 
ältesten  Text  der  ersten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes, 
dem  wirklichen  altrussischen  Recht  erkannt  haben. 

Eine  ältere  Schule  russischer  Historiker,  als  deren  Haupt- 
vertreter wirPogodin^)  ansehen  können,  wennschon  er  selbst 


')  Vgl.  dazu  CiLiBBaHCKifi ,  H,  .1.:  $eoÄajH3Mi.  bs  ApesHefi  Pycu,  0116.  1907, 
S.  39  ff. ,  §  13:  ApificKoe  po^^ciBO  pyccKaro  npasa  ch  repMaHCKHM'B  u  cumbo;iu3mx  ;  und 
öfter  Leist,  Altarisclies  Jus  civile. 

^)  Untersuchungen  usw.  III,   S.  379  f.     Nicht   zugänglich  war   mir: 

PyccoB:b,  C. :  BapaajCKie  saKOHM  ch  poccifiCKüM'B  nepeBo;iOMi  u  KpaiKiiMu  saiii^aHiaMu.  0116. 
1824.  Nach  SarocKnH-B,  H.  II.:  HayKa  HcTopiu  PyccKaro  llpasa,  KaaaHB  1901,  S.  33, 
Nr.  309  3;];icB  aBTop'B  H3.iaraerb  saKOHU  aHr.iOBi  h  sepuHOBi,  UMiK)I^ux^  no  ero  MHiHi», 
SHa^HTCJiBHoe  cxo;iCTBO  et  ApeBHe-pycCKHMU  saKonaiiu. 


Das  Russische  Recht.  493 

sich  wieder  vielfach  auf  seine  Vorgänger  stützte,  nahm  ja  in 
weitem  Umfang  für  das  Russische  Recht  germanischen  bzw. 
skandinavischen  Ursprung  an.  Die  Blutrache  im  Russischen 
Rechte  z.  B.  sahen  sie  als  skandinavische  Uebertragung  an, 
während  sie  doch  eine  internationale  Institution  ist.  Die 
Unterscheidung  verschiedener  Stände  bei  Bemessung  der  Straf- 
summe wollten  sie  auf  Entlehnung  aus  germanischem  Recht 
zurückführen,  während  das  doch  eine  Erscheinung  ist,  die  sich 
bei  jedem  Volk  mit  seinen  verschiedenen  Gesellschaftsklassen 
von  selbst  entwickelt.  Als  germanisch  erklärten  sie  das  Ver- 
bot des  Reitens  auf  einem  fremden  Pferd,  während  wir  solche 
oder  verwandte  Bestimmungen  auch  im  byzantinischen  Recht 
antreffen.  Kalacov^)  hat  unter  anderem  sich  speziell  der 
Widerlegung  dieser  Auffassung  unterzogen,  als  sei  das  Russi- 
sche Recht  eine  rein  germanische  Gesetzgebung,  die  die  Var- 
jager  mit  nach  Rußland  gebracht  hätten.  Ein  näheres  Eingehen 
auf  die  Einzelbehauptungen  dieser  germanisch- normannisti- 
schen  Schule  ist  heute  überflüssig,  ihre  Theorien  sind  in  der 
russischen  Wissenschaft  überwunden.  Man  hat  eingesehen, 
daß  ihre  Behauptung,  der  Hauptinhalt  des  Russischen  Rechtes 
stamme  aus  altskandinavischen  oder  altgermanischen  Gesetzen, 
auf  nichts  anderes  sich  gründet,  als  auf  allgemeine  Ueberein- 
stimmung  des  Rechtes  aller  jugendlichen  Völker  ^). 

Umgekehrt  hat  das  Studium  der  verschiedenen  slavischen 
Rechte,  so  mangelhaft  auch  die  Quellen  für  die  älteste  Zeit 
fließen,   dahin  geführt,   daß  man  die  Behauptung  von  der  an- 


')  Einleitung  S.  41  f. 

^)  So  Vladirairskij-Budanov,  Uebersicht  S.  96.  Palme,  A. :  Die  Russi- 
sche Verfassung  S.  5  schließt  sich  noch  dieser  älteren  Beurteilung  des 
Russischen  Rechtes  an.  Er  spricht  von  der  Einwanderung  der  Normannen, 
der  drei  Führer  vom  Stamme  der  Ros  oder  Rus,  Rjurik,  Sineus  und  Truvor, 
in  das  heutige  Rußland  und  sagt  dabei  von  dem  Prozeß  ihrer  Slavi- 
sierung:  „(ebenso)  bleibt  das  alte  germanische  Stammes(Gewohnheits-)- 
recht  der  Russen ,  dessen  Niederschriften  in  den  Verträgen  mit  den 
Griechen  und  in  dem  „Russischen  Recht"  (Pravda  Ros'kaja)  erhalten  sind, 
maßgebendes  Gesetz  in  dem  unterworfenen  slavischen  Gebiet." 
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geblichen  Entlehnung  des  altrussischen  Rechtes  von  nichtslavi- 
schen,  also  von  den  germanischen  Völkern  gänzlich  fallen  ließ 
und  im  altrussischen  Recht  eine  lebendige  Widerspiegelung 
der  Grundsätze  des  allgemein- slavischen  Gewohnheitsrechtes 
sieht  ^).  Auf  die  Behauptungen  der  germanischen  Schule  der 
russischen  Historiker  im  einzelnen  einzugehen,  habe  ich  um 
so  weniger  Anlaß,  als  diese  Behauptungen,  soweit  sie  nicht 
internationale  rechtliche  Erscheinungen  betreffen,  wie  un- 
erlaubten Gebrauch  fremden  Eigentums,  den  wir  im  germani- 
schen Recht  ebensogut  vorfinden  wie  im  byzantinischen,  sich 
mehr  auf  den  Inhalt  der  zweiten  und  dritten  Redaktion  als 
auf  den  der  ersten  beziehen,  also  nicht  zu  meinem  jetzigen 
Thema  gehören.  Es  ist  aber  ganz  natürlich,  daß  germanische 
Rechte,  die  den  Slaven  im  8.  oder  9.  Jahrhundert  noch  un- 
bekannt waren,  später  durch  den  gesteigerten  Handelsverkehr 
deutscher  Kaufleute  nach  Rußland  gelangen  und  in  einzelnen 
Punkten  in  das  dortige  Recht  Aufnahme  finden  konnten,  gab 
es  doch  z.  B.  in  dem  Haupthandelszentrum  Novgorod  eine 
eigene  deutsche  Vorstadt  und  römisch-katholische  Kirche  mit 
Geistlichen  ^). 

Noch  eine  allgemeine  Vorbemerkung  sei  hier  gemacht. 
Oben,  S.  468  f.  bei  der  Charakterisierung  der  ältesten  Re- 
daktion des  Russischen  Rechtes  als  einer  privaten  Aufzeich- 
nung von  Russen,  einer  Art  Handbuch  —  wenn  nicht  das 
Wort  „Buch"  fast  schon  zu  viel  besagt  —  von  Kompositionen, 
habe  ich  bereits  darauf  hingewiesen,  daß  die  älteste  Redaktion 
in  ihrem  ganzen  Aufbau  wie  im  Umfang  ihrer  Bestimmungen 
weit  einfacher  ist  als  die  germanischen  Volksrechte,  so  daß 
wir  also  die  älteste  Redaktion  gar  nicht  als  Gesetzbuch  bzw. 
Gesetzessammlung  ansehen  dürfen.  Erinnern  wir  uns  an  das 
System    der   ältesten   Redaktion:    erst   Tötung,    dann  Körper- 


^)  Zagoskin,   Rechtsgeschichte  I,   S.  467.     EcunoBx,  b.:  iipecxynjieHie  u 

HaKasasie  st  ÄpeBHeMi  npasi,  BapmaBa  1903,   S.  »85, 

2)  Siehe  Goetz,  KirchenrechÜiche  Denkmäler  S.  335  f.   Goetz,  Staat 
und  Kirche  in  Altrußland  S.  60  f. 
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Verletzungen,  schließlich  Eigentumsvergehen,  dies  alles  be- 
gangen an  freien  Männern  von  freien  Männern,  und  nur  am 
Schluß  eine  Bestimmung  über  Vergehen  von  Sklaven.  Was 
diese  allgemeine  Ordnung  der  Bestimmungen  der  ältesten  Re- 
daktion angeht,  haben  wir  gesehen,  daß  sie  von  den  germani- 
schen Rechten  am  meisten  mit  der  Lex  Frisionum  übereinstimmt, 
in  der  auch  erst  die  Wergeidtaxen  für  Tötung  Titel  I  und 
dann  die  Bußsatzungen  für  Körperverletzungen  Titel  XXII  ^) 
behandelt  sind,  während  z.  B.  die  Lex  Ribuaria  erst  die  Körper- 
verletzungen Titel  I — VI  ^)  und  dann  die  Tötung  Titel  VII  ff. 
bespricht. 

Prüfen  wir  nun  die  Uebereinstimmung  in  den  einzelnen 
Rechtssatzungen,  wobei  wir  die  Ordnung  der  Bestimmungen 
in  der  ältesten  Redaktion  zugrunde  legen.  Es  würde  dabei 
für  den  Zweck  dieser  Arbeit  zu  weit  gehen,  einen  ins  einzelste 
sich  erstreckenden  Vergleich  der  Bußfestsetzungen  der  ger- 
manischen Volksrechte  für  Tötung  und  Körperverletzungen 
mit  den  entsprechenden  Summen  der  ältesten  Redaktion  durch- 
zuführen. Vedrov^)  hat  das  ja  für  die  Lex  Salica  im  Ver- 
hältnis zum  Russischen  Recht  gemacht;  die  Untersuchung  sollte 
einmal  auch  auf  alle  germanischen  Rechte  ausgedehnt  werden. 
Dabei  wäre  vor  allem  auch  der  Wert  der  Geldsummen  in  den 
germanischen  Rechten  und  im  Russischen  Recht  miteinander 
zu  vergleichen,  so  daß  wir  ein  Bild  von  der  jeweiligen  Strenge 
und  ganzen  Bedeutung  der  Buße  bzw.  Strafe  für  den  Täter 
im  germanischen  wie  im  altrussischen  Recht  bekämen. 

Bei  der  mehr  allgemeinen  Betrachtung  dieser  Dinge,  auf 
die  ich  mich  hier  beschränke,  läßt  sich  etwa  folgende  Be- 
obachtung machen.  Die  Bestimmungen  der  ältesten  Redaktion 
des  Russischen  Rechtes  sind  weitaus  einfacher  als  die  der  ger- 
manischen Rechte.  Viele  feinere  Unterscheidungen  und  Speziali- 


^)  ed.  de  Richthofen  S.  656—658  und  S.  673—682. 
2)  ed.  Sohm  S.  213  f.,  215  f. 
^}  Geldstrafen  usw. 
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sierungen  einzelner  Fälle  durch  Würdigung  der  näheren  Um- 
stände der  Tat  in  ihrer  jeweiligen  Verschiedenheit,  die  wir  in 
den  germanischen  Volksrechten  antreffen,  fallen  in  der  ältesten 
Redaktion  ganz  weg.  Nehmen  wir  ein  Beispiel,  auf  das  wir 
beim  Vergleich  der  ältesten  Redaktion  mit  der  Lex  Frisionum 
oben  S.  469  schon  kurz  hinweisen  konnten.  Die  älteste 
Redaktion  I,  11  straft  die  Verletzung  eines  jeden  beliebigen 
Fingers  mit  der  gleichen  Buße  von  3  Grivna,  die  Lex  Frisionum 
bietet  in  Titel  XXII  eine  genaue  Berechnung  für  jeden  Finger 
im  einzelnen  und  alle  zusammen,  dabei  wieder  verschieden 
nach  Gliedern  der  Finger.  Oder,  die  älteste  Redaktion  kennt, 
abgesehen  von  Verlust  von  Hand  bzw.  Fuß  und  deren  Lahm- 
werden, nur  eine  Klasse  von  Wunden,  deren  Kennzeichen 
nach  I,  4  ist,  daß  der  Mißhandelte  blutig  oder  blau  geschlagen 
ist,  während  Wilda  ^)  eine  weitgehende  Klassifikation  der 
Wunden  in  den  germanischen  Rechten  anstellen  kann  nach 
ihrer  Art,  ihrer  Meßbarkeit,  ihrer  Tiefe,  der  Notwendigkeit 
ärztlicher  Hilfe,  ihren  dauernden  Folgen  usw.  Während  in  den 
germanischen  Rechten  auch  eine  Verschiedenheit  der  Schätzung 
zwischen  Schlägen  und  Wunden  vorhanden  ist^),  macht  die 
älteste  Redaktion  diesen  Unterschied  nicht,  abgesehen  von  der 
durch  die  Schimpflichkeit  des  Schlages  bzw.  der  Verwundung 
bedingten  höheren  Bußsumme. 

Die  folgende  Vergleichung  einzelner  Satzungen  der  ältesten 
Redaktion  des  Russischen  Rechtes  mit  Bestimmungen  germani- 
scher Rechte  ist  also  angestellt  unter  dem  Gesichtspunkt  bzw. 
der  Frage:  allgemeine  Uebereinstimmung  oder  direkte  Ent- 
lehnung. 

Die  älteste  Redaktion  I,  11  belegt  Ausreißen  des  Schnurr- 
bartes oder  Vollbartes  mit  12  Grivna  Buße.  Lex  Alamannorum 
LVII,  29,  30^)    hat   in  Codd.  A:  si   quis  alium   contra  legem 


')  Strafrecht  S.  734  ff. 

2)  Wilda,  Strafrecht  S.  772  ff.;  Sehreuer  (siehe  unten  S.  503^)  S.  2  ff. 
^)  Mon.   Germ.   Hist.  Leg.  Sectio  I,   Tom.  V,   Pars  I,    ed.  K.  Leh- 
mann, S.  122. 
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tunderit  caput  liberum  non  volentem,  cum  12  solidis  componat. 
Si  enim  barba  alicuius  non  volentem  tunderit,  cum  6  solidis 
componat.  Lex  Saxonum  I,  7  ^)  bestimmt:  Si  per  capillos  alium 
comprehenderit,  120  solidos  componat,  vel  undecima  manu  iuret. 
Lex  Frisionum  XXII,  65^)  sagt:  si  quis  alium  iratus  per  ca- 
pillos comprehenderit,  duobus  solidis  componat,  et  pro  freda 
4  solidis  ad  partem  regis.  Lex  Burgundionum ,  liber  consti- 
tutionum  V,  4^)  bietet:  si  quis  ingenuum  bominem  per  ca- 
pillos corripuerit,  si  una  manu,  II  solidos  inferat,  si  utraque, 
solidos  IUI,  multae  autem  nomine  solidos  VI.  Charakteristisch 
für  die  Bestimmung  der  ältesten  Redaktion  ist,  daß  es  sich  in 
ihr  nicht,  wie  bei  den  germanischen  Rechten,  um  das  Haupt- 
haar, sondern  um  den  Bart  handelt,  der  ja  bei  den  Russen 
auch  später  eine  große  Rolle  spielte.  An  eine  Entlehnung  der 
Satzung  der  ältesten  Redaktion  aus  dem  germanischen  Rechte 
brauchen  wir  also  um  so  weniger  zu  denken,  als  Haupthaar 
und  Bart  öfter  Gegenstand  russischer  Gesetzgebung  waren.  So 
bestimmt  schon  das  kirchliche  Statut  Jaroslavs,  wer  Kopf 
■oder  Bart  schert,  zahlt  dem  Bischof  12  Grivna  und  der  Fürst 
straft  ihn*^).  In  den  Streitigkeiten  der  Orthodoxen  mit  den 
Schismatikern,  den  Altgläubigen  —  um  nur  ein  Beispiel  aus 
jüngerer  Zeit  anzuführen  dafür,  welche  Bedeutung  man  Haar 
und  Bart  beilegte  —  erklärte  sich  die  russische  Synode  von 
1551  —  gewöhnlich  Stoglav  genannt,  nach  der  Einteilung  des 
Verhandlungsprotokolls  in  100  Kapitel  —  in  Kapitel  40  ent- 
schieden gegen  das  Rasieren  des  Voll-  und  Schnurrbartes  als 
gegen  einen  Eingriff  auf  das  Werk  der  Hände  Gottes^). 

Oben  S.  358  ff.  habe   ich   I,  13   das  Hinundherstoßen   als 
einen  Zusatz  zum  ursprünglichen  Bestand  der  ältesten  Redaktion 


')  Mon.  Germ.  Hist.  Leg.  Tom  V,  ed.  de  Richthofen  S.  49. 

2)  ed.  de  Richthofen  S.  679. 

3)  ed.  de  Salis  S.  46. 

*)  Bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  237,  23. 
'")  Siehe  Goetz,  Kirchenrechtliche  Denkmäler  S.  70. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXIV.  Band.  32 
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erklärt,  der  mit  der  Bestimmung  von  I,  18  aus  Lex  Salica  XXXI 
de  uia  lacina  entnommen  sein  mag. 

Für  die  Bestimmung  I,  15,  daß  der  flüchtig  gewordene 
Sklave  seinem  Eigentümer  zurückzugeben  ist,  und  der  ihn  ver- 
heimlicht hat,  3  Grivna  zahlen  muß,  haben  wir  Parallelen 
schon  oben  S.  317  f.  und  S.  482  im  germanischen  wie  byzan- 
tinischen Recht  gefunden.  Es  ist  also  an  eine  Entlehnung 
dieser  Bestimmung  aus  nichtrussischem  Recht  nicht  zu  denken. 

Das  Verbot  des  Reitens  auf  fremdem  Pferd  ohne  Erlaubnis 
des  Eigentümers  ist  gleichfalls  eine  Satzung,  die  internationalen 
Charakter  hat.  Byzantinische  und  byzantinisch-bulgarische 
Parallelen  dazu  haben  wir  oben  S.  481  und  S.  487  f.  schon 
kennen  gelernt.  Aus  dem  germanischen  Recht  sei  verzeichnet  Lex 
Burgundionum  lib.  const.  IV,  7^):  si  caballum  alienum  ingenuus, 
non  permittente  domino,  ascendere  praesumpserit,  II  solidos  illi, 
cuius  caballus  est,  pro  unius  diei  itinere  daturum  se  esse  cognos- 
cat;  si  vero  amplius,  ad  legem  illam  teneatur,  quam  de  caballis 
inventiciis  iussimus  observari.  Si  servus  hoc  fecerit,  fustigetur. 
Ferner  Lex  Salica  XXIII  ^),  de  caballo  extra  consilium  Domini 
sui  ascensu:  si  quis  caballum  alienum  extra  consilium  domini 
sui  caballicauerit  MCC  din.  qui  fac.  sol.  XXX  culp.  iud.  Ebenso 
bestimmt  Lex  Ribuaria  XL  ^) :  si  quis  caballum  extra  consilium 
domini  sui  ascenderit,  30  solidos  culpabilis  iudicetur.  Die  Buße 
ist  in  Lex  Salica  bzw.  Ribuaria  weit  höher  als  in  der  ältesten 
Redaktion.  Denn  in  I,  16  ist,  wie  wir  schon  oben  S.  317  ge- 
sehen haben,  der  Ersatz  von  3  Grivna  an  den  Eigentümer  so 
hoch  als  nach  II,  9  der  Wert  des  Pferdes.  In  Lex  Ribuaria 
XXXVI,  11^)  finden  wir  aber  den  Wert  des  Pferdes  nur  auf 
12  solidi  angegeben:    si  quis  weregeldum  solvere  coeperit  .  .  . 


1)  ed.  de  Sahs  S.  45. 

^)  ed.  Hesseis  Sp.  118,  ich  zitiere  ständig  Cod.  1,  da  es  sich  ja  nicht 
um  Textuntersuchung  der  Lex  Salica,  sondern  nur  um  allgemeinen  Ver- 
gleich mit  ihr  handelt. 

3)  ed.  Sohm  S.  233. 

*)  ed.  Sohm  S.  231. 
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equum  videutem  et  sanum  per  duodecim  solidos  tribuat  [Codd. 
B:  pro  7  solidis  tribuat].  Equani  videntem  et  sanam  pro  3  solidis 
tribuat,  die  Buße  beträgt  also  das  Zweieinhalbfache  ^).  Zu  der 
Wiedererlangung  des  abhanden  gekommenen  Eigentumes  kann 
man  anführen  Lex  Alamannorum  LXXXIV  ^) :  si  quis  res  suas 
post  alium  hominem  invenerit,  quidquid  sit,  aut  mancipia  aut 
pecus  aut  aurum  aut  argentum  aut  alia  spolia,  et  ille  reddere 
noluerit  et  contradixerit  et  post  haec  convictus  est  ante  iudicem 
aut  similem  aut  ipsum  reddat  et  cum  12  solidis  componat, 
quare  proprietate  mea  contradixit.  Die  Aehnlichkeit  ist  aber 
nur  eine  so  allgemeine,  daß  nicht  an  Entlehnung  in  der  ältesten 
Redaktion  zu  denken  ist^). 

Die  Stellen  in  der  ältesten  Redaktion  T,  18  und  I,  21, 
die  von  dem  Ermittlungsverfahren  handeln,  habe  ich  oben 
S.  374  ff.  bereits  als  Zusätze,  die  aus  dem  germanischen  Recht 
dem  ursprünglichen  Bestand  der  ältesten  Redaktion  beigefügt 
wurden,  bezeichnet.  Eine  Anführung  der  betreffenden  Stellen 
aus  Lex  Salica  XXXVII  ^),  de  uestigio  minando  hat  keinen 
Zweck,    da   nicht  ihr  Wortlaut   in   die   älteste    Redaktion   des 


^)  Andere  nord germanische  Parallelstellen,  die  ihrer  Niederschrift 
nach  weit  jünger  sind  als  die  älteste  Redaktion,  bei  Wilda,  Strafrecht 
S.  920  f.  Unter  ihnen  befindet  sich  auch  eine  Stelle  aus  dem  jütlän- 
dischen  Recht,  III,  54 :  Reitet  jemand  eines  anderen  Mannes  Pferd  gegen 
dessen  Willen,  so  hat  er  ihm  dafür  3  Mark  zu  zahlen.  Pogodin,  Unter- 
suchungen III,  S.  382,  schloß  aus  dieser  Uebereinstimmung  zwischen  der 
ältesten  Redaktion  und  dem  jüngeren  jütländischen  Gesetz,  die  Grund- 
lage beider  sei  ein  älteres  skandinavisches  oder  deutsches  Recht  gewesen. 

2)  ed.  Lehmann  S.  148. 

^)  Eine  Parallele  zu  I,  17,  Wegnahme  von  Pferd,  Waffe,  Kleid 
bietet  Wilda,  Strafrecht  S.  912,  aus  dem  jütländischen  Recht  II,  45  ff.,  57: 
c.  45.  Das  ist  Hausraub,  wenn  man  in  des  anderen  Mannes  Hof  geht 
und  daselbst  etwas  von  seinem  Vieh,  seinen  Kleidern,  seinen  Waffen  oder 
andere  Sachen  wegnimmt,  welche  V2  Mark  wert  sind.  c.  47  :  Wo  Jemand 
eines  Raubes  durch  die  Neffninger  schuldig  erkannt  wird ,  da  ist  er 
schuldig,  dem  Kläger  die  Sachen,  wegen  welcher  er  verurteilt  ist,  wieder 
zu  erstatten  und  dazu  3  Mark  und  dem  König  3  Mark. 

^)  ed.  Hesseis  Sp.  208. 
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Russischen  Rechtes  ühernommeu,  sondern  nur  das  in  ihr  aus- 
gesprochene Verfahren  auf  die  Wiedererhingung  des  Eigentums 
und  speziell  des  Sklaven  angewendet  ist. 

Daß  ein  Rechtsfall  wie  I,  19 — 20  Einforderung  und  Ein- 
treibung einer  Schuld  in  den  Rechtsbüchern  verschiedener  Völker 
sich  finden  wird,  ist  ganz  natürlich,  unehrliche  Schuldner  wird 
es  eben  immer  und  überall  gegeben  haben.  Aber  man  braucht 
nur  I,  19,  20  etwa  mit  Lex  Salica  LI  ^),  de  rem  prestita  zu 
vergleichen,  um  den  Unterschied  zwischen  dem  einfachen  alt- 
russischen und  dem  weit  ausgebildeteren  germanischen  Verfahren 
klar  vor  Augen  zu  haben. 

Wir  finden  aber  nicht  nur  Aehnlichkeiten  und  Ueberein- 
stimmungen  zwischen  der  ältesten  Redaktion  des  Russischen 
Rechtes  und  germanischen  Volksrechten.  Vorhin  S.  495  habe 
ich  schon  im  allgemeinen  einige  Punkte  aufgezählt,  in  denen 
die  älteste  Redaktion  und  die  germanischen  Volksrechte  ihrer 
ganzen  Anlage  nach  sich  unterscheiden.  Auch  bei  einzelnen  Stellen 
können  wir  nun  solche  Differenzen  zeigen,  die  den  Schluß  be- 
rechtigt erscheinen  lassen,  daß  bei  diesen  Stellen  die  älteste  Re- 
daktion sich  sicher  nicht  einer  germanischen  Vorlage  bedient  hat. 

Charakteristisch  für  die  älteste  Redaktion  des  Russischen 
Rechtes  gegenüber  der  in  den  anderen  Redaktionen  sich  wider- 
spiegelnden Weiterentwicklung  des  altrussischen  Rechtes  ist  es, 
daß  bei  der  Tötung  in  I,  3  —  wenn  schon  mir  diese  Stelle 
selbst,  wie  ich  oben  S.  368  ff.  ausgeführt  habe,  nicht  mehr  zum 
ursprünglichen  Bestand  der  ältesten  Redaktion  zu  gehören 
scheint  —  kein  Unterschied  darin  gemacht  wird,  welchem 
Stand,  welcher  Volksklasse  der  Erschlagene  angehört.  Bei  In- 
ländern wie  Ausländern,  bei  einfachen  Russen  und  fürstlichen 
Gefolgschaftsleuten  wird  ihre  Ermordung  gleichmäßig  mit 
40  Grivna  gesühnt,  während  wir  in  der  zweiten  und  dritten 
Redaktion  die  fürstlichen  Gefolgschaftsleute  und  Beamten  als 
privilegierten  Stand    doppelt   so   hoch   bewertet  finden  als  den 


1)  ed.  Hesseis  Sp.  334. 
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gemeinen  Mann.  Anders  als  die  älteste  Redaktion  des  Russi- 
schen Rechtes  "äußern  sich  hierüber  die  germanischen  Volks- 
rechte ^).  Wir  brauchen  beispielsweise  nur  Lex  Salica  XLI  ^), 
de  homicidiis  a  contubernio  factus  anzuführen.  Da  steht  auf 
Totschlag  eines  „ingenuo  franco,  aut  barbarum,  qui  legem  salega 
uiuit"  200  solidi,  auf  den  eines  „qui  in  truste  dominica  fuit"  oder 
einer  Frau  600  solidi,  auf  den  eines  „romano  homine,  conuiua 
rege"  300  solidi,  dagegen  „si  uero  romano  possessorem  et  conuiua 
regis  non  fuerit"  100  solidi,  und  „si  vero  romanum  tributarium 
occiderit"  63  solidi.  Oder  etwa  die  verschiedenen  Sätze  der  Lex 
Ribuaria  VII  ff.  ^) :  für  den  Totschlag  des  homo  ingenuus 
Ribuarius  200  solidi,  des  regius  homo  100  solidi,  ebensoviel 
beim  homo  ecclesiasticus,  dagegen  600  solidi  für  den  „qui  in 
truste  regia  est".  Diese  Skala  ist  auch  auf  die  sonstigen  Kompo- 
sitionen ausgedehnt,  wie  es  in  XI,  1  von  dem,  qui  in  truste 
regia  est,  weiter  heißt:  et  quidquid  ei  fietur,  similiter  sicut  de 
reliquo  Ribuario  in  triplo  conponatur.  Am  meisten  tritt  viel- 
leicht dieser  Unterschied  zwischen  der  ältesten  Redaktion  des 
Russischen  Rechtes  und  den  germanischen  Volksrechten  in  die 
Erscheinung,  wenn  man  die  älteste  Redaktion  mit  der  ihr  ja 
nach  der  ganzen  Anlage  unter  den  germanischen  Volksrechten 
am  nächsten  stehenden  Lex  Frisionum  vergleicht,  deren  Titel  I  ^) 
die  compositio  de  homicidiis  bis  ins  einzelste  spezialisiert,  je 
nachdem  der  Mord  an  einem  oder  von  einem  homo  nobilis, 
über,  litus  oder  servus  begangen  ist.  Wenn  wir  diese  Diffe- 
renzierung der  Buße  bzw.  Strafe  nach  Ständen  in  der  zweiten 
und  dritten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  dann  finden, 
brauchen  wir  aber  nicht  anzunehmen,  daß  das  unter  dem  Ein- 
fluß des  germanischen  Rechtes,  dessen  Bekanntwerden  in  Ruß- 
land ja  schon  mit  den  Zusätzen  zur  ältesten  Redaktion  einsetzt, 
geschehen    sei.      Sobald    einmal    der   Fürst    seit   Vladimir   die 


')  Siehe  Wilda,  Strafrecht  S.  416  ff. 

2)  ed.  Hesseis  Sp.  244. 

3)  ed.  Sohm  S.  215  f. 

^)  ed.  de  Richthofen  S.  656. 
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Rechtspflege  an  sich  zog,  war  es  ein  ganz  natürlicher  Vorgang, 
daß  er  die  Angehörigen  seiner  Gefolgschaft,  seine  Beamten 
als  die  sozial  höher  und  ihm  näher  Stehenden  mit  besonderem 
Schutze  umgab,  der  sich  eben  in  der  Verdoppelung  der  Strafe 
für  ihre  Ermordung  ausdrückte. 

Auf  das  Abhauen  der  Hand  oder  deren  Vertrocknen  in- 
folge der  Wunde  setzt  die  älteste  Redaktion  I,  9  aus  den  oben 
S.  321  angegebenen  Gründen  40  Grivna  Buße.  Also  die  Buße 
für  die  Tötung  ist  zu  zahlen  sowohl  bei  Verstümmelung  als 
bei  Lähmung  des  Hauptkörperteils,  der  Hand,  der  wir  nach 
der  oben  S.  408  gebotenen  Erklärung  sinngemäß  auch  den  Fuß 
zurechnen  dürfen.  Zu  ihnen  kommen  in  der  Parallelstelle  HI,  29 
weiter  noch  Auge  und  Nase  hinzu.  Der  Hauptunterschied  der 
ältesten  von  der  dritten  Redaktion  in  dieser  Bestimmung  be- 
steht darin,  daß  die  älteste  Redaktion  die  volle  Totschlagsbuße 
für  diese  Verstümmelungen  oder  Lähmungen  verlangt,  die  dritte 
Redaktion  dagegen  nur  „das  halbe  Wergeid,  20  Grivna". 

Die  germanischen  Volksrechte  dagegen,  und  das  ist  für 
ihr  Verhältnis  zu  den  verschiedenen  Redaktionen  des  Russi- 
schen Rechtes  charakteristisch,  stehen,  was  die  Bewertung  der 
Verstümmelung  angeht,  nicht  auf  dem  Standpunkt  der  ältesten 
Redaktion,  sondern  auf  dem  der  dritten  Redaktion.  Wir  haben 
hier  zwei  Punkte  zu  unterscheiden,  einmal  die  Verstümmelung, 
zweitens  die  Lähmung.  Beide  werden  also  nach  I,  9  mit  der 
vollen  Totschlagsbuße  von  40  Grivna  gesühnt.  Was  die  Ver- 
stümmelungen angeht,  so  wird  für  sie  nach  germanischem  Recht 
nur  die  halbe  Totschlagsbuße  bezahlt:  „bei  dem  Verlust  von 
Hand,  Fuß  und  Auge  und  ebenso,  wenn  auch  nicht  so  durch- 
gängig, von  Nase  und  Ohren  war  es  das  halbe  Wergeid,  welches 
erlegt  werden  mußte  ^)."  Dafür  nur  einige  Beispiele.  Aus 
Lex  Salica  habe  ich  vorhin  S.  501  angeführt,  daß  die  einfache 
Tötung  mit  200  solidi  bestraft  wurde;  die  Hälfte  der  Strafe 
aber   nur  steht  auf  Verstümmelung  nach  XXIX  ^):  [1]  si  quis 


')  Wilda,  Strafrecht  S.  76L 
2)  ed.  Hesseis  Sp.  163. 
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alterum  manum  uel  pedem  debilitauerit,  aut  oculum  vel  nasum 
amputauerit ,  IUI  M.  din.  qui  fac.  sol.  C  culp.  iud.  Eben- 
falls 200  solidi  betrug  nach  Lex  Ribuaria  VII  die  Strafe  für 
Tötung,  dagegen  für  Verstümmelung  nach  V,  4  ^)  wieder  nur 
die  Hälfte:  si  manum  excusserit,  100  solidos  culpabilis  iu- 
dicetur  ^).  Nun  unterscheiden  sich  aber  die  germanischen  Volks- 
rechte noch  in  einem  zweiten  Punkt  von  der  ältesten  Redak- 
tion und  hierin  auch  von  der  dritten  Redaktion  des  Russischen 
Rechtes.  Beide,  die  älteste  wie  die  dritte  Redaktion,  bewerten 
die  Verstümmelung  eines  Hauptgliedes  ebenso  hoch  wie  seine 
Lähmung,  also  mit  der  vollen  Totschlagsbuße  nach  der  ersten 
Redaktion,  mit  der  halben  nach  der  dritten.  Nämlich,  „wenn 
eines  der  Hauptglieder"  —  sagt  Wilda^)  von  den  germanischen 
Rechten  —  „nicht  vom  Leibe  getrennt,  aber  durch  die  Ver- 
wundung gänzlich  unbrauchbar  geworden,  so  sollte  nach  einem 
in  vielen  Volksrechten  teils  ausdrücklich  ausgesprochenen,  teils 
zur  Anwendung  gebrachten  Grundsatz  die  Hälfte  der  für  die 
Abtrennung  bestimmten  Buße  gezahlt  werden."  Auch  dafür 
«eien  einige  Beispiele  angeführt.  Nicht  ganz  stimmt  hier  Lex 
Salica,  denn  während  sie  an  der  eben  angeführten  Stelle  die 
Verstümmelung  der  Hand  usw.  mit  100  solidi  bestraft,  sagt 
sie  unmittelbar  danach:  si  cui  uero  manus  ipsa  mancata  ibi 
pependerit  mal.  chaminus,  hoc  est  MMD  din.  qui  fac.  sol. 
LXIII  culp.  iud.  Um  so  bestimmter  finden  wir  dieses  allge- 
meine Prinzip  in  Lex  Ribuaria  durchgeführt.   Zunächst  ergänzt 


^)  ed.  Sohra  S.  214. 

^)  Dazu  Schreuer,  H. :  Die  Behandlung  der  Verbrechenskonkurrenz 
in  den  Volksrechten,  Breslau  1896,  S.  18  ff.,  siehe  Wilda,  Strafrecht 
S.  762  ff.  Letzterer  führt  auch  Belegstellen  aus  nordischen  Rechten  an, 
z.  B.  K.  Hakon  Gulath.  M.  c.  29,  p.  158:  wird  einem  Manne  eine  Hand  oder 
ein  Fuß  abgehauen,  da  soll  der,  welcher  solches  tut,  halbe  Mannsbuße 
dafür  zahlen.  —  Werden  aber  beide  Hände  oder  Füße  abgehauen,  so 
wird  dafür  volle  Mannsbuße  gezahlt,  ebenso,  als  wenn  der  Mann  er- 
schlagen worden  wäre,  er  mag  leben  oder  tot  sein.  Siehe  dazu  seine 
Anmerkung  1. 

3)  Strafrecht  S.  771. 
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sie  die  zuletzt  aus  ihr  angeführte  Stelle  über  Verstümmelung^ 
der  Hand  mit  den  Worten :  si  raanus  ibidem  manca  pependerit^ 
50  solidis  conponatur.  Dann  bestimmt  sie  für  Abhauen  des 
Daumens  50  solidi  Buße ,  für  Lahmwerden  des  Daumens  die 
Hälfte  davon,  25  solidi,  und  fügt  die  allgemeine  Regel  bei: 
sie  in  omni  mancatione,  si  membrus  mancus  pependerit,  medie- 
tate  conponat  quam  conponere  debuerit,  si  ipse  membrus 
abscissus  fuisset.  Gleich  danach  wendet  sie  diesen  allgemeinen 
Grundsatz  auf  den  Fuß  an:  si  quis  ingenuus  ingenuum  pedem 
excusserit  100  solidis  conponatur.  Si  pedes  ibidem  mancus 
pependerit ,  50  solidos  culpabilis  iudicetur.  Dasselbe  finden 
wir  z.  B.  Pactus  Alamannorum  fragmentum  H,  15,  25^)  si 
quis  alterum  brachium  mancat,  solvat  solidos  20,  et  si  ipsum 
pertruncat,  solvat  solidos  40  aut  cum  12  iuret,  und:  si  quis 
alteri  pedem  truncaverit,  solvat  solidos  40;  et  si  mancat,  solvat 
solidos  20.  Die  gleichen  Summen  für  Verstümmelung  bzw. 
Lähmung  von  Auge,  Hand  und  Fuß  setzt  Lex  Baiuwariorum  IV, 
9,  10  an^).  Das  allgemeine  Prinzip  finden  wir  auch  in  Lex 
Frisionum  XXII,  76,  78  2):  si  manus  percussa  manca  pe- 
penderit, dimidio  componatur,  quo  debuit,  si  fuisset  abscissa;. 
pes  similiter;  digitus  similiter,  qualiscunque  fuerit;  digitus 
pedis  similiter  und:  si  bracchium  mancum  pependerit,  medie- 
täte,  si  abscissum  fuisset,  componatur^). 

Wir  können  also  aus  dieser  Vergleichung  der  Bestimmung 
I,  9  der  ältesten  Redaktion  mit  den  germanischen  Volksrechten,, 
wenn  wir  die  Parallelstelle  der  dritten  Redaktion  III,  29  bei- 
ziehen, schließen,  daß  die  älteste  Redaktion  in  diesem  Punkt,. 
der  zu  ihrem  ursprünglichen  Bestand  gehört,  die  germanischen. 


^)  ed.  Lehmann  S.  22. 

2)  Mon.  Germ.  Eist  Legum  Tom  III,  ed.  Merkel  S.  291. 

3)  ed.  de  Richthofen  S.  680  f. 

4)  Nach  Wilda,  Strafrecht  S.  772,  deckt  sich  das  Jüt.  L.  III,  26, 
p.  340  mit  der  ältesten  und  der  dritten  Redaktion,  da  es  allgemein  sagt,, 
wenn  ein  Glied  ganz  tot  und  unbrauchbar  sei,  soll  es  gebüßt  werden, 
als  sei  es  ab. 
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Rechte  noch  nicht  kannte,  während  es  bei  der  in  III,  29  ver- 
änderten, d.  h.  also  auf  die  Hälfte  der  Strafe  geminderten  Buß- 
bestimmung möglich  ist ,  anzunehmen ,  daß  diese  Aenderung 
durch  Bekanntwerden  der  Russen  mit  den  germanischen  Rechten 
erfolgt  sei.  Auch  sonst,  um  das  hier  beizufügen,  finden  wir, 
daß  die  zweite  und  dritte  Redaktion  des  Russischen  Rechtes 
solch  genauere  Bekanntschaft  mit  byzantinischem  wie  germani- 
schem Recht  zeigt,  die  wir  für  den  ursprünglichen  Bestand  der 
ältesten  Redaktion  nicht  nachweisen  können. 

Somit  ergibt  sich  als  Gesamtresultat  der  Vergleichung  der 
ältesten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  mit  den  germani- 
schen Volksrechten,  daß  wir  für  diejenigen  Teile  der  ältesten 
Redaktion,  die  deren  ursprünglichen  Bestand  ausmachen,  eine 
direkte  Entlehnung  aus  germanischem  Rechte  nicht  annehmen 
können,  daß  eine  solche  üebertragung  germanischer  Satzungen 
dagegen  vorliegt  in  denjenigen  Bestimmungen  der  ältesten 
Redaktion,  die  wir  oben  S.  358  ff.  als  Zusätze  zu  ihrem  ur- 
spininglichen  Bestand  erkannt  haben. 

§  19.    Das  Yerhältnis  der  ältesten  Redaktion  zum 
altschwedischen  Recht. 

Für  eine  Vergleichung  der  ältesten  Redaktion  des  Russi- 
schen Rechtes  mit  dem  skandinavischen  Recht  derart,  daß  wir 
eine  wirklich  zuverlässige  Antwort  darauf  geben  könnten,  ob 
eine  Entlehnung  der  Bestimmungen  der  ältesten  Redaktion  aus 
dem  skandinavischen  Recht  vorliegt  oder  nur  allgemeine  Ueber- 
einstimmung  beider  Rechte,  fehlt  uns,  wie  mir  scheint,  sicheres 
Material. 

Ich  habe  ja  selbst  im  vorhergehenden  Paragraphen  manche 
Parallele  zu  Satzungen  der  ältesten  Redaktion  aus  nordischen 
Rechten  nach  deren  Mitteilung  bei  Wilda  angeführt.  Aber 
die  da  erwähnten  nordischen  Rechte  sind  alle  ihrer  Nieder- 
schrift nach  weit  jüngeren  Datums  als  die  älteste  Redaktion, 
fallen  etwa  frühestens  in  die  Zeit  der  dritten  Redaktion.    Ge- 
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wiß,  man  kann  sagen,  die  Bestimmungen  dieser  Rechte  seien 
um  Jahrhunderte  älter  als  ihre  Niederschrift;  aber  mag  diese 
Behauptung  noch  so  wahrscheinlich  sein,  so  ist  sie  doch  keine 
genügend  sichere  Basis,  um  die  Rechtsvergleichung  in  dem 
vorhin  erwähnten  strengen  Sinne  durchzuführen.  Speziell  gilt 
diese  Behauptung  von  dem  altschwedischen  Recht,  von  dem 
westgotländischen  Recht  in  seiner  älteren  Bearbeitung  ^),  Seine 
Niederschrift  stammt  nach  Beauchet^)  aus  dem  Beginn  des 
13.  Jahrhunderts,  also  aus  weit  späterer  Zeit  als  die  älteste 
Redaktion  des  Russischen  Rechtes  zusammengestellt  ist.  Aber 
man  kann  mit  Wilda^)  annehmen,  daß  diese  westgotländische 
Rechtssammlung  „in  vielen  ihrer  Bestimmungen  einen  höchst 
altertümlichen  Charakter  trägt",  daß  sie  nach  Beauchets^)  Urteil 
es  ist,  „qui,  en  raison  de  la  date  de  sa  premi^re  redaction  peut 
donner  l'idee  la  plus  exacte  des  institutions  primitives".  So 
dürfen  wir  sie  also  gewiß  dazu  verwerten,  eine  allgemeine 
Vergleichung  ihres  Inhaltes  mit  dem  der  ältesten  Redaktion 
des  Russischen  Rechtes  anzustellen,  auf  vorhandene  Ueberein- 
stimmungen  beider  Rechte  hinzuweisen,  wenn  schon  wir  die 
Frage  nach  direkter  Entlehnung  im  einen  Recht  aus  dem  an- 
deren offen  lassen  müßten,  falls  wirklich  die  Uebereinstimmung 
in  einer  oder  der  anderen  Bestimmung  für  eine  solche  direkte 
Entlehnung  sprechen  sollte. 

Seiner  ganzen  Anlage  nach  unterscheidet  sich  das  west- 
gotländische Recht  wie  die  germanischen  Volksrechte  dadurch 
von  der  ältesten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes,  daß  es  ein 
wirkliches,    systematisch   ausgebautes  Gesetzbuch   von   großem 


^)  In  Nouvelle  Revue  historique  de  Droit  fran9ais  et  etranger  1887, 
Nr.  2  ff.^  ins  Französische  übersetzt  von  L.  Beauchet.  Vgl.  dazu  Beauchet: 
Etüde  sur  les  sources  du  droit  suedois  jusqu'au  XV  siecle,  ebenfalls  in 
Nouvelle  Revue  historique  de  Droit  fran9ai8  et  etranger ,  Paris  1890, 
Nr.  5,  S.  720—786. 

-)  Nouvelle  Revue  1887,  S.  194. 

3)  Strafrecht  S.  38. 

^)  Nouvelle  Revue  1887,  S.  193. 
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Umfang  ist,  dem  gegenüber  die  älteste  Redaktion  fast  nur  als 
eine  Zusammenstellung  einiger  Notizen  über  Recbtsfälle  er- 
scheint ^).  Auch  darin  ähnelt  es  den  germanischen  Rechten 
in  ihrem  Unterschied  von  der  ältesten  Redaktion,  daß  es  bei 
den  Körperverletzungen  die  genaue  Spezialisierung  der  Wunden 
nach  ihrer  Art,  Schwere,  Dauer,  Folgen  usw.  bietet,  die  wir 
in  der  ältesten  Redaktion  nicht  finden.  So  hat  es  ferner  z.  B. 
eine  Bestimmung,  die  dem  Geiste  der  ältesten  Redaktion  ganz 
fremd  ist,  Buch  IV,  II  ^):  Le  jeune  homme  doit,  pour  une 
blessure  accidentelle,  payer  la  meme  amende  que  le  vieillard. 
On  paie  autant  pour  la  blessure  d'une  femme  que  pour  celle 
d^un  homme.  La  femme  doit  payer  une  amende  egale  ä  celle 
qu'elle  regoit.  Umgekehrt  betont  das  westgotländische  Gesetz, 
Buch  VI,  §  6^),  während  die  Bestimmungen  der  ältesten  Re- 
daktion über  Blutrache  I,  1 — 3  von  der  Frau  überhaupt  gänz- 
lich schweigen:  eile  (la  femme)  a  toujours  droit  ä  la  paix 
lorsqu'elle  va  ä  une  reunion  et  ä  la  messe,  quelque  grande 
que  soit  Tinimitie  entre  les  hommes.  An  den  Bußgeldern  hat 
der  König  seinen  Anteil,  z.  B.  Buch  II,  V,  §  1  *) ,  was  eben- 
falls dem  Bußensystem  der  ältesten  Redaktion  widerspricht. 
Wenn  der  Herr  eines  Sklaven  für  dessen  Vergehen  haftet 
—  Buch  II,  IV  ^)  —  so  stimmt  das  nicht  nur  mit  der  Be- 
stimmung I,  22  der  ältesten  Redaktion,  sondern  auch  mit  den 
Rechten   anderer  Völker,    ist   also   eine   internationale  Rechts- 


^)  In  noch  erhöhtem  Maße  gilt  diese  allgemeine  Bemerkung  von 
dem  ältesten  Rechtsbuch  Islands,  der  am  Anfang  des  12.  Jahrhunderts 
niedergeschriebenen  Grägas.  Man  braucht,  um  diese  Verschiedenheit  von 
Russischem  Recht  und  Grägas  in  aller  Klarheit  vor  sich  zu  sehen,  nur 
z.  B.  in  den  Gragäs,  Codex  Juris  Islandorum  antiquissimus  qui  vocatur 
Grägas,  Hauniae  1829,  II,  1  fF.,  sectio  VIII :  Sectio  iuris  criminalis,  einige 
Titel  über  Arten  der  Angriffe,  Beschreibung  der  Wunden  usw.  durch- 
zulesen. 

2)  Nouvelle  Revue  1887,  338,  siehe  auch  oben  S.  469. 

3)  Nouvelle  Revue  1887,  345. 
4}  Nouvelle  Revue  1887,  218. 
^)  Nouvelle  Revue  1887,  218. 
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anschauung.  Auch  die  Erwähnung  der  an  den  Arzt  für  Heilung 
der  Wunden  zu  zahlenden  Kosten,  z.  B.  Buch  IV,  III  und  V  ^), 
treffen  wir  ebensowohl  in  germanischen  Rechten  als  in  der 
ältesten  Redaktion  I,  6  an. 

Aehnlich  wie  die  älteste  Redaktion  I,  19,  20  Nachweis  des 
Schuldverhältnisses  vor  dem  Gemeindegericht  der  zwölf  Männer 
verlangt,  bestimmt  das  westgotländische  Recht  Buch  IX,  VII  ^) : 
si  quelqu'un  reclame  une  dette  (au  debiteur)  il  doit  convoquer 
les  voisins  pour  qu'ils  soient  presents  et  entendent  qu'il  reclame 
sa  dette.  Die  weiteren  Bestimmungen  in  dieser  Frage  ähneln 
in  ihrer  Ausführlichkeit  mehr  den  oben  S.  500  erwähnten  An- 
ordnungen germanischer  Gesetze  als  denen  der  ältesten  Re- 
daktion. Auch  was  über  Ersatz  getöteten  Viehs  Buch  IX,  VIII 
und  Buch  XII,  P)  bestimmt  ist,  erinnert  an  ähnliche  oben 
S.  482  erwähnte  Festsetzungen  im  byzantinischen  Recht. 

Das  für  die  Zusätze  der  ältesten  Redaktion  I,  18,  21  aus 
dem  germanischen  Recht  übernommene  Dritthandverfahren 
bei  Auffindung  gestohlenen  Eigentums  finden  wir  auch  hier 
Buch  XII,  VIII,  vorher  aber  auch  Buch  XII,  V^)  das  ältere 
Verfahren  der  einfachen  Wegnahme. 

An  das  Verbot  des  unerlaubten  Reitens  auf  fremdem 
Pferd  in  der  ältesten  Redaktion  I,  16  klingt  es  etwa  an,  wenn 
wir  im  westgotländischen  Recht  Buch  XIII,  I^)  lesen:  II  y'a 
plusieurs  actions  relatives  aux  fornaemi,  L'une  d'elles  est 
(intentee)  lorsque  quelqu'un  prend  sans  en  avoir  la  permission 
dans  un  päturage  Tun  des  deux  chevaux  de  l'attelage  d'autrui, 
laboure  ou  chevauche  avec,  il  est  alors  passible  d'une  amende 
de  trois  fois  seize  örtughs. 

Alles  das  sind  aber  nur  solche  allgemeine  Aehnlichkeiten 
und  Uebereinstimmungen  mit  der  ältesten  Redaktion,    die  sich 


')  Nouvelle  Revue  1887,  339. 

2)  Nouvelle  Revue  1887,  375  f. 

3)  Nouvelle  Revue  1887,  378,  727. 
^)  Nouvelle  Revue  1887,  731,  733. 
^)  Nouvelle  Revue  1887,  741. 
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auch  in  anderen,  sei  es  germanischen,  sei  es  byzantinischen 
Rechten  finden.  Sie  gestatten  also  nicht,  an  eine  positive  Ent- 
lehnung einzelner  Bestimmungen  der  ältesten  Redaktion  aus  dem 
westgotländischen  Recht  zu  denken.  Die  Selbständigkeit  und 
Originalität  des  in  der  ersten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes 
niedergelegten  altrussischen  Gewohnheitsrechtes  steht  demnach 
auch  gegenüber  dem  altschwedischen  Recht  außer  allem  Zweifel. 

So  lautet  das  Gesamtresultat,  das  wir  aus  der  Vergleichung 
der  ältesten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  mit  älteren  oder 
etwa  gleichzeitigen  Rechten  anderer  Völker  gewinnen:  eine 
Entlehnung  von  Bestimmungen  der  ältesten  Redaktion  in  deren 
ursprünglichem  Bestand  aus  anderen,  nichtrussischen  Rechten, 
sei  es  germanischen,  sei  es  byzantinischen,  ist  nicht  nach- 
zuweisen. Die  älteste  Redaktion  ist  der  Niederschlag  des  ur- 
alten slavisch-russischen  Gewohnheitsrechtes;  ihre  Selbständig- 
keit als  Ausdruck  der  slavisch-altrussischen  Rechtsanschauungen 
steht  für  uns  durchaus  fest,  es  ist  wirklich  ein  Russisches 
Recht.  Die  Beeinflussung  dieses  nationalen  russischen  Rechtes 
durch  fremde  Rechte  macht  sich  infolge  des  gesteigerten  Ver- 
kehres der  Russen  mit  anderen  Völkern ,  zumal  durch  den 
Handelsverkehr  der  Deutschen  und  Skandinavier,  aber  schon 
in  den  Zusätzen  zur  ältesten  Redaktion  geltend. 


Schluß. 


§  20.     Yersuch  einer  Altersbestimmung  für  die  älteste 

Redaktion. 

Versuchen  wir  nunmehr  noch,  auf  Grund  dieser  Resultate 
unserer  Vergleichung  der  ältesten  Redaktion  mit  anderen 
Rechten  und  unter  Beiziehung  früherer  Ergebnisse  unserer 
Untersuchungen  das  Alter  der  ältesten  Redaktion  in  ihrem 
ursprünglichen  Bestand  ohne  die  späteren  Zusätze  genauer  zu 
bestimmen. 

Fassen  wir  zunächst  die  zwei  Perioden  altrussischer  Kultur- 
und  Rechtsentwicklung  ins  Auge,  die  vorchristliche  und  die 
mit  Vladimir  beginnende  christliche,  so  können  wir  auf  fol- 
gendes hinweisen.  In  der  ältesten  Redaktion  I,  14  ist  ein- 
fach von  Varjag  und  Kolbjag  die  Rede,  ohne  daß  sie  näher 
charakterisiert  werden.  Dagegen  in  der  dritten  Redaktion 
finden  wir  bei  der  Wiederholung  von  1,  14  in  III,  37  bei 
dessen  einen  Fassung  den  Zusatz  zu  Varjag  und  Kolbjag  „der 
die  Taufe  nicht  hat".  Daraus  legt  sich  von  selbst  der  Schluß 
nahe,  daß  die  erste  Redaktion  der  vorchristlichen  Zeit  Ruß- 
lands, die  dritte  dagegen  der  christlichen  angehört. 

In  den  Friedensverträgen  Olegs  (911)  und  Igors  (945)  mit  den 
Griechen  haben  wir  —  siehe  oben  S.  476,  478  —  das  „russische 
Gesetz",  den  „russischen  Brauch"  als  Maßstab  der  Beurteilung 
bzw.  Bestrafung  einzelner  Taten  erwähnt  gefunden.  Wir  haben 
uns  gesagt,  daß  damit  das  in  der  ältesten  Redaktion  nieder- 
gelegte altrussische  Gewohnheitsrecht  gemeint  sein  wird.  Da 
nun  die  Echtheit  des  Inhaltes  dieser  beiden  Urkunden  bei  den 
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russischen  Forschern  anerkannt  wird  ^),  so  wäre  für  die  älteste 
Redaktion  als  Altersgrenze  die  zweite  Hälfte  des  9.  Jahrhun- 
derts gewonnen. 

Auch  die  byzantinischen  Gesetzsammlungen,  Ecloge  und 
Prochiron,  stimmen  nicht  so  überein  mit  der  ältesten  Redaktion, 
daß  wir  Bestimmungen  aus  letzterer  als  dem  byzantinischen 
Recht  entnommen  anzusehen  hätten.  Die  Uebereinstimmung 
des  Schlusses  der  ältesten  Redaktion  I,  24 — 25  mit  dem  Ge- 
richtsgesetz Kaiser  Konstantins  haben  wir  oben  S.  490  durch 
Uebertragung  dieser  Bestimmungen  aus  dem  Gerichtsgesetz  in 
die  schon  fertige  dritte  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  und 
von  ihr  in  die  älteste  Redaktion  erklärt.  Wollen  wir  aus 
diesen  beiden  Resultaten  schließen,  daß  die  älteste  Redaktion 
älter  ist  als  Prochiron  und  Gerichtsgesetz,  oder  etwa  unabhängig 
von  diesen,  gleichzeitig  mit  ihnen  entstanden,  so  weist  uns  das 
wieder  auf  die  zweite  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts. 

Auch  die  germanischen  Volksrechte  finden  wir  im  ur- 
sprünglichen Bestand  der  ältesten  Redaktion  nicht  benutzt, 
dagegen  aber  in  den  Zusätzen  zu  diesen  I,  13,  18,  21.  Mit 
dem  germanischen  Recht  wurden  die  Russen  wohl  seit  der 
Zeit  bekannt,  als  das  germanisch-skandinavische  Element  stär- 
ker nach  Rußland  eindrang.  Als  allgemeinen  Beginn  dieser 
germanischen  Einwanderung  in  Rußland  können  wir  die  Chronik- 
meldung von  der  Berufung  der  Var Jagerfürsten  zur  Herrschaft 
über  Rußland  aus  dem  Jahre  862  ansehen,  man  mag  nun  über 
die  geschichtlichen  Grundlagen  dieser  Chronikmeldung  denken 
wie  man  auch  will. 

Der  Zusatz  I,  14  zum  ursprünglichen  Bestand  der  ältesten 
Redaktion  weist  mit  seiner  Erwähnung  des  Varjag  —  siehe 
oben  S.  365  f.  —  auf  die  Zeit,  als  die  Varjager  schon  eine  ge- 
wöhnliche Erscheinung   in  Rußland   waren,    also   kurz  gesagt. 


^)  Was  den  Wortlaut  der  Urkunde  angeht,  so  zweifle  auch  ich  an 
seiner  vollkommenen  Echtheit,  siehe  darüber  in  meinem  Aufsatz:  „Der 
Titel  Großfürst  in  den  ältesten  russischen  Chroniken",  in  Zeitschrift  für 
osteuropäische  Geschichte  1910,  Heft  1,  S.  24 — 26. 


512  Goetz. 

auf  die  Zeit  nach  862.  Das  Wort  vivd^  Wergeid,  fehlt  ja  in 
der  ältesten  Redaktion;  da  es  mit  dem  germanisch-skandinavi- 
schen Element  wohl  nach  Rußland  kam,  kommen  wir  aus  dieser 
Erwägung  in  die  Zeit  vor  862  als  Abfassungszeit  der  ältesten 
Redaktion.  Die  Herübernahme  des  Dritthand  Verfahrens  nach 
I,  18,  21  aus  dem  germanischen  Recht  ist  gleichfalls  in  die 
Zeit  nach  dem  Vordringen  der  Varjager  in  Rußland  zu  legen. 

Aus  allem  diesem  wäre  nun  der  Schluß  zu  ziehen,  daß  vor 
dieser  Zeit  der  ursprüngliche  Bestand  der  ältesten  Redaktion 
schon  vorlag,  wir  gewännen  also  die  erste  Hälfte  des  9.  Jahr- 
hunderts, wenn  nicht  das  8.  Jahrhundert  als  Zeit  der  Zusammen- 
stellung der  ältesten  Redaktion  in  ihrem  ursprünglichen  Bestand. 

Andere  Anhaltspunkte,  nach  denen  wir,  natürlich  nur  un- 
gefähr, das  Alter  der  ersten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes 
bestimmen  könnten,  bietet  uns  der  Wortlaut  der  ältesten  Re- 
daktion nur  wenige,  es  fehlt  uns  eben,  wie  ich  oben  S.  372 
gesagt  habe,  für  einzelne  Begriffe,  wie  Izgoj,  das  Material,  um 
ihr  Alter  genauer  zu  bestimmen^).  In  der  Bestimmung  I,  17 
finden  wir  den  Bezirk,  innerhalb  dessen  der  Eigentümer  einer 
abhanden  gekommenen  Sache  diese  wieder  nehmen  darf,  wenn 
er  sie  als  sein  Eigentum  erkannt  hat,  mit  dem  Worte  mir 
bezeichnet.  Dieses  Wort  ist  in  der  dritten  Redaktion  III,  40 
ersetzt  durch  goroch  die  Stadt.  Mir  gilt  als  die  älteste  Be- 
zeichnung der  Dorfgemeinde  ^).   Städte  finden  wir  in  der  Chronik 


^)  Man  könnte  auch  auf  folgendes  noch  hinweisen.  Der  Eid  wird 
in  der  ältesten  Redaktion,  wie  überhaupt  im  ganzen  Russischen  Recht, 
mit  poia  bezeichnet.  In  der  christlichen  Zeit  Rußlands  kommt,  da  der 
Eid  unter  küssen  des  Kreuzes  abgelegt  wurde  (siehe  Goetz,  Staat  und 
Kirche  S.  33),  die  Bezeichnung  KpecTHoe  ^iJOBaHie  für  den  Eid  auf.  Freilich 
bleibt  das  alte  poxa  auch  in  der  christlichen  Periode  Rußlands  in  Gebrauch, 
siehe  Belegstellen  bei  Sreznevskij,  Materialien  III,  Sp.  176  f.  Aber  wäre 
die  älteste  Redaktion  nach  Einführung  des  Christentums  erst  entstanden, 
so  läge  es  nahe,  daß  sie  die  christliche  Bezeichnung  für  Eid  enthielte. 
So  aber,  da  sie  vorchristlich  ist,  blieb  eben  das  gewohnte  poia  in  allen 
Redaktionen  stehen. 

^)  Vladimirskij-Budanov,  üebersicht  S.  33. 
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unter  dem  Jahre  907  genannt  in  dem  Bericht  über  einen  Ver- 
trag Olegs  mit  den  Griechen,  der  uns  nicht  im  Wortlaut  seiner 
Bestimmungen  vorliegt,  sondern  nur  in  dem  Chronikbericht  des 

V 

Jahres  907  über  seinen  Inhalt.  Da  sind  Kiev,  Cernigov, 
Perejaslavl',  Polock,  Rostov,  Ljubec  „und  andere  Städte"  auf- 
gezählt^). Stadtgemeinden  gab  es  also  schon  im  9.  und  10.  Jahr- 
hundert ^).  Kljucevskij  ^)  legt  die  Gründung  der  ältesten 
größeren  Städte  Rußlands  als  der  Handelszentren  in  das  8.  Jahr- 
hundert, diese  Städte  werden  später  im  9.  Jahrhundert  zu  po- 
litischen Zentren,  zu  Mittelpunkten  der  Herrschaft  der  Var- 
jagerfürsten,  wie  Hrusevskyj  *)  will  zum  Ausgangspunkt  höherer 
sozialer  Organisation. 

Dieser  Bedeutung  der  altrussischen  Stadt  gegenüber  würde 
also  die  Benennung  mir  in  I,  17  im  Sinne  von  Dorfgemeinde 
uns  auf  eine  ältere  Stufe  des  russischen  Volkslebens  hinweisen, 
die  vor  der  Konzentrierung  des  Handels  und  der  Handels- 
bevölkerung wie  später  der  fürstlichen  Macht  in  befestigten 
Punkten,    Städten,   läge^).     Diese  Dorfgemeinde   „bildete   den 


^)  JI^Ton.  no  JlaBpeHT.  CnucKy   S.  30. 

^)  Vgl.  dazu  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  20,  wo  auch  die 
Literatur  zu  dieser  Frage  angegeben  ist;  ferner  Hkohhhkob'b,  Ontixi,  II, 
S.  171  f. 

3)  Bojarenduma  S.  20  fF. 

")  Geschichte  I,  S.  369. 

^)  Rozkov,  Uebersicht  S.  86,  meint  von  dem  in  der  dritten  Redaktion 
III,  44,  48  erwähnten  politischen  Begriff  seBwa :   „sejua"  najio  AyMaxB,  cootb4ct- 

BOBa^ia  „Mipy     ynoMHHaeMOMy  bi  KpaTKofi  „IIpaB;i,t",  xotä  oighb  bosmosho,  ^to  no^t  „MipoM'B 

pasyMinca  u  ropo^i..  Die  Literatur  der  Kontroverse  über  den  Charakter  der 
Landgemeinde,  die  in  den  fünfziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  unter  den 
russischen  Gelehrten  geführt  wurde,  ist  verzeichnet  u.  a.  bei  SarocKHHx,  H.  n.: 
HayKa  HCTopiH  PyccKaro  lipaBa,  KaaaHB  1891,  S.  354  f.,*  sio  war  mir  nicht  zugäng- 
lich. Ob  die  Behandlung  der  Frage  in  dieser  Literatur  bis  auf  unsere 
älteste  Zeit,  das  siebente  und  die  folgenden  Jahrhunderte,  zurückgeht, 
scheint  mir  indes  zweifelhaft,  da  wir  offenbar  wenig  Material  haben  und 
neuere  russische  rechtshistorische  Werke  sich  auch  kaum  zu  dieser  Frage 
äußern.  —  In  der  zweiten  Redaktion  finden  wir  II,  2  BepBB  =  Gemeinde,  nach 

PoacKOBi.:    H.  A. :    Topo^'B   a   ÄepesHa   Bt    PyccKoft    Hciopia  ^     MocKsa    1904,    S.   12    als 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechfcswissenschaft.    XXIV.  Band.         33 
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Kern  aller  politischen  und  wirtschaftlichen  Organisation  der 
ostslavischen  Stämme.  Es  war  eine  besondere  juridisch  und 
ökonomisch  abgeschlossene  Welt;  die  Gemeinde  die  Eigen- 
tümerin von  Grund  und  Boden,  den  sie  unter  ihre  Glieder,  die 
Vorsteher  der  einzelnen  Familien,  aus  denen  sie  bestand,  ver- 
teilte, die  Versammlung  der  Gemeindeglieder  die  Körperschaft, 
die  alle  Dinge  beurteilte  und  entschied,  welche  die  Gemeinde 
betrafen"  ^).  Darnach  reichte  also  die  Entstehung  der  ältesten 
Redaktion  in  noch  frühere  Zeiten  zurück. 

Bei  dem  Versuch,  das  Alter  der  ältesten  Redaktion  ge- 
nauer zu  bestimmen,  würde  es  uns  von  großem  Nutzen  sein, 
wenn  wir  über  das  Geld-  und  Münzwesen  der  Russen  vor  Vla- 
dimir bestimmte  Nachrichten  hätten.  Aber  wenn  schon  die 
Meinungen  über  die  Münzen  und  ihren  Wert  unter  Vladimirs 
Nachfolgern  stark  auseinandergehen  ^) ,  so  haben  wir  vollends 
keine  Möglichkeit,  für  die  Zeit  vor  Vladimir  genauere  Berech- 
nungen anzustellen,  da  wir  für  die  Zeit  vor  Vladimir  keine 
geprägte  russische  Münze  besitzen  ^).    So  kommen  für  uns  die 


TeppHTopia-iBHyio  e/^^HH^y.  lieber  sepsB  siehe  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen 
1885,  S.  134;   Sergeevic,  Vorlesungen  S.  246,  388,   ferner  iieoHioBnii,  e.  ii.: 

0  SHa^eHiH  BepBii  no  PyccKofi  npaBA't  u  IIo.iui;KOMy  CTaiyiy,  cpaBHuiejibHO  ch  sa^pyroio  wro- 
3ana;tHEix'b  C;iaBaHX  in  5KypHajt   Mhhhct.  Hapo^H.  üpocBimeHia    1867,    Aprillieft,    und 

derselbe  in  derselben  Zeitschrift  1874 :  3aÄpyHCHo  oömHHHHfi  sapaKiept  nojHXH^ecKaro 

ÖHia  ;^peBHeü  Pycu. ;  rpuii,KO ,  H :  y^aciie  oöuihhh  bi  cy^i  no  PyccKofi  npaB^i  im  ApxuBi> 
H.  B.  Ka.ia'iOBa  1860 — 1861;  CoöicTiaHCKifi  ^  A.  H. :  KpyroBaa  nopyKa  y  CiaBaHB  no 
^^peBHiiMi.  nainflTHHKaM'B  iixt  saKOHOflaiejiBCTBa,  Prag   1886- 

')  Schiemann,   Th. :   Kußland,   Polen  und  Livland  bis  ins  17.  Jahr- 
hundert, Berlin  1886,  I,  28. 

2)  Siehe  oben  S.  307  Anmerkung  2. 

^)   Hauptwerk     ist :      Tojictoh  ,    II.    II. :    JI,peBHiHinia    PyccKia    MoHeiH    BeJiHKaro 

KHa»ecTBa  KieBCKaro  (es  19  Ta6;IH^aMu  pHcyHKOB'b),  0116.  1882  Und   desselben  Autors 

Ergänzung  dazu  :  K^ia^'B  Ky({)HHecKHXi.  h  3anaÄHO-eBponeuCKHXi  MOHext,  saKJiiOMaBmiu  bt> 
ce6i  oßjoMOKB  MOHexH  B.ia.uHMipa  Cßaxaro  in  3aiinoKuIlMn.  PyccKaro  Apxeo.ioniqeoKaro  OömecxBa, 

cn6.  1888,  III,  199—202.  Besonders  wichtig  auch  für  die  Zeit  vor  Vladimir 
ist  in  ihren  Resultaten  die  Arbeit  von  ^lepenHUH-B,  A.  H. :  0  KiescKuxi  ÄeneacHMXB 

rpHBEait  in  TpyAH  XIaro  ApxeoJioruHeCKaro  CBia^a  bi  EieBi  1899,  MocKsa  1902,  tom-b  H, 
II  ;^OKJa;^H  HciopH^ecKaro  h  4>HJioJiorHMecKaro  coAepacama  S.  38 — 61.     Siehe  z.  B.  S.  51: 
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über  Grivna  vorgetragenen  Erklärungen  ^)  beim  Mangel  an 
genauerem  Einzelmaterial  nicht  viel  über  Vermutungen  oder 
allgemeine  Angaben,  wie  daß  Grivna  erst  einen  Halsschmuck^), 
Kette  bedeutete,  daß  die  Normannen  in  Rußland  Grivna  schon 
in  der  Bedeutung  einer  Gewichtseinheit  vorfanden  und  der- 
gleichen, hinaus. 


OrcyTCTBie  Ha  PycH  mohcth  coöcTBGHHaro  ^CKana  HH'jeMy  He  Mimajio,  ecjiH  ne  ^peBHe  — rpe^ecKaa 
H  puMCKaa,  TO  apaöcKaa  h,  OTiacxu,  EHsaHTificKaa ,  saiiMi  3ana/i;H0  — eBponeficKaa  cepeöpaHaa 
MOHeia  H  ;i,eHe3KHBie  cjihtkh  cepeöpa  (rpHBHH)  pyccKaro  h  HHOseMHaro  iipoHCxofflÄeHia  Bno.iH'fe 
yÄOB.ieTBOpa.iH  BciMt  noTpeÖHOCTaMi  BHyTpeHHeö  h  BHimHeä  ToproB.iM  Bt  pyccKHXi.  oöjiaciax'B. 
IlHOCTpaHHaa  cepeöpaHaa  Monexa,  öjaro^apa  BHimHeS  xoproB.i'fe,  eaceroÄHO  npiurHBajia  na  PycL; 
ociaBajiocB  to.ibko  npnciioco6nTB  ee  kb  CToaMOCxa  mgjikhxi  MinoBHX'B  uinnocieM^  oöpamaeniHxca 
Ha  PycH  pasie  BBe^eHia  bi  o6ai,ee  ynoxpeÖJieHie  HHOcxpaHHoii  Mexajjm^ecKofi  Monexbi.  Kja^ti 
cb  apaöcKHMu  MonexaMM  y6t3K;i,aH)x't.  Haci ,  hxo  Hama  ox/i,aJieHHHe  npeAKii  xaKt  u  nocxynaJin ; 
OHH  copasMipaau  h  nepeEO^Hja  cbou  rpHBHH,  noraxH,  KyHH,  pisanH,  6ijin  ii  BeKinii,  CHaiaaa 
na  onpej;'fejieHHoe  mücjio  u.'bjiux-h  /^Hp^eMOB'&  hjiu.^  lacxefi  ^iipreMa,  saxiiM-b,  nocjii  yna/iKa 
xoproBHX'B  CHOraeHifl  cb  Bocxomhum-b  Xajiu({taxoM'B ,  Tofl  ace  cacxeMH  ;;epacajHCB  oxHOCuxeJiBHO 
BHaaHxiflcKHxt  H  sana/i.HO-eBponeHCKHX'B  MOHexi).  TaKHMB  oöpaaoMi.,  uH0  3eMHaa 
cepeöpaHaa  MOHeia  cepeöpaHhie  cthtkh  (rpHBHH)  ocxasa^HCB  xo^a^eio 
MOHCTOK)  Ha  PycH,  «0  BBe^eHia  Et  oßpamenie  cepeöpaHHX'B  fl^enetT,  pyccKaro 
geKaHa."  S.  53  Bi>  kohi;^  IX.  cxo:i.  bb  lOffiHBix'B  oöjacxax'B,  Exo^HErnuxB  b'b  cociaB'B 
ÄpesHefi  PycH,  yjKe  oßpamajacB  cepeöpanHa  ;^eHeacHHa  rpHBHbi  pyccKaro  npoHCxoacfleHia. 
Bi  HamHX'B  j'fenonucax'B  äobo.ibho  qacxo  ynosiimaexca  o  rpHBHaxi,  KaKB  ;;eHeatHBixB  ii,i!iHocxax'B, 

MMiBHiHX'B  mapoKoe  pacnpocxpaHeHie  na  Pycu."  Das  Argument  ^on  den  Chroniken 
allein  dürfte  nicht  ausreichen ,  da  diese  später  verfaßt  sind  als  die  ge- 
schilderten Zahlungen  von  Abgaben  von  300  oder  12  Grivna. 

*)  Bei  Mrocek-Drozdovskij ,  Versuch  über  Gelder  des  Russischen 
Rechts  1881,  S.  53  ff. 

^)  Von  diesem  Halsschmuck  der  russischen  Frauen  berichtet  Ibn 
Fadian  Anfang  des  10.  Jahrhunderts,   bei  rapKaßa  S.  93:   na  mei  oat  HM-feiox'B 

sOjiOTHa  H  cepeßpaHBia  uina,  h6o  Korj^a  MyacB  aiaiexi  10  000  ;i,apreMOBB  ji,ijaex'B  owh  ateni 
U'inB;  Kor^a  HM4exB  20  000  ^i.tjiaei'B  ohb  efl  äb'^  i^iria ,  hoji.oöhmm'B  oöpaaoMi,  KaacftHa  pas'B 
Kor^a  y  Hero  npaöaBJiaexca  10  000  AuprcMOBB,  npaöaB.iaexB  owb  /i,pyryio  utat  CBoea  ateni,  xaK-B 
qxo  lacio  o^Ha  hs-b  Haxt    aiuieii    siHoro  uinefi  na  mei.     Was   Ibn   Dasta  Anfang   des 

10.  Jahrhunderts,  bei  PapKaBa  S.  264,  über  den  Ursprung  des  Geldes  bei 
den  (Volga)  Bulgaren  erzählt,  mag  auch  für  die  ja  gleichfalls  Handels- 
verkehr treibenden  Russen  gelten:  Bt-ine,  Kpyrjiue  Ä"preMti  apaxoji.ax'B  k%  hhm^ 

H3B    cxpanx    MycyjiBMaHCKBX'B,    nyxeM-B    M-fcHH  sa    uxb   TOBapbi.     Derselbe   Autor   erzählt, 

rapKaBH  S.  268,    von   den  Russen  —  siehe   dazu   oben  S.  432  — :  n^axy  ace 

nojy^aeMy»  jtcHBraMH  saBasHBaioxi  Ha-KpinKO  b-b  noaca  cboh. 


5 1  (3  Goetz. 

Ebensowenig  können  wir  mit  dem  allgemeinen  Begriff 
skot  =Viiihj  Geld,  pecimla  in  der  ältesten  Redaktion  I,  20, 
21,  24,  25  anfjingen,  es  fehlen  uns,  wenn  wir  auch  annehmen 
müssen,  daß  bei  den  Russen  wie  bei  den  anderen  Völkern  das 
Vieh  vor  Einführung  der  Geldmünzen  das  Tauschmittel  bzw. 
die  Rechnungseinheit  bei  Abschätzung  von  Sachen  war,  die 
Materialien  zu  einer  genaueren  Erläuterung  des  Inhaltes  dieses 
Wortes,   das  später  abkommt  und  durch   hmy  ersetzt  wird  ^). 

Daß  der  Ort  der  Zusammenstellung  der  ältesten  Redaktion 
Kiev  ist,  scheint  mir  nach  der  ganzen  Bedeutung  Kievs  für 
Altrußland  wahrscheinlich^).  Die  Zusätze  germanischen  Ur- 
sprungs zum  ursprünglichen  Bestand  der  ältesten  Redaktion 
werden  ja  entsprechend  dem  allgemeinen  Handelsweg  von 
Deutschland  und  Skandinavien  nach  Rußland  über  Novgorod 
nach  Rußland  eingedrungen  sein. 

So  ist  die  älteste  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  eine 
Aufzeichnung  von  Bestimmungen  des  Gewohnheitsrechtes,  wie 


^)  Vgl.  zur  Anwendung  dieses  Wortes  Mrocek-Drozdovskij,  Versuch 
über  Gelder  1881,  S.  17  ff.;  in  der  dritten  Redaktion  finden  wir  es  noch 
einmal  als  Variante  dem  Worte  Kynt  beigefügt,  hju  cKoia;  siehe  Kalacov, 
Einleitung  S.  223,  §  CXXXVI  g.  Ueber  Vieh-  und  Kuhgeld  in  Deutschland 
siehe  Luschin  vonEbengreuth:  Allgemeine  Münzkunde  und  Geld gesch ich te, 
in  Below- Meinecke,  Handbuch  der  mittelalterlichen  und  neueren  Ge- 
schichte, München,  Berlin  1904,  S.  135. 

^)  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  56,  schließt  auf  Kiev  als  Abfassungsort 
von  der  Bezeichnung  „russisches  Recht":  TaKt  —  pyccKaa-HasHuajiacB  bx 
3T0  Bpenia  KieBCKaa  bo;ioct£.  Diese  Beobachturg  ist  richtig,  aber  darauf,  daß 
die  Ueberschrift  der  ältesten  Redaktion  lautet:  und  das  ist  das  Russische 
Recht  =  a  ce  ecTi,  npaB^a  PycKaa,  möchte  ich  für  Bestimmung  ihres  Ab- 
fassungsortes kein  besonderes  Gewicht  legen.  Denn  die  Ueberschrift 
kann  sehr  wohl  Zusatz  eines  späteren  Abschreibers  und  nicht  zum  ur- 
sprünglichen Bestand  der  ältesten  Redaktion  gehörig  sein.  Was  die  mit 
a  ce  =  „und  das"  anfangenden  Bestimmungen  des  Russischen  Rechtes 
betrifft,  II,  24,  25,  III,  56,  87,  99,  100,  126,  127,  128,  139,  141,  (142  2), 
so  halte  ich  sie  auch  dieser  zwei  Einleitungsworte  wegen  meist  für 
spätere  Zusätze  zum  Text,  zum  Teil  als  Erweiterungen  vorgefundener 
verwandter  Bestimmungen,  wie  III,  100  zu  III,  96,  III  128  zu  III,  117  ff. 
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es  vor  der  von  Vladimir  unter  dem  Einfluß  der  byzantinischen 
Rechtsanschauungen  vollzogenen  Rechtsreform  bei  den  Slaven 
Rußlands  in  Geltung  war,  das  Produkt  slavischer  Rechtsan- 
schauungen, also  kein  aus  der  Fremde  nach  Rußland  über- 
tragenes, sondern  wirklich  ein  Russisches  Recht  ^). 


^)  Kljucevskij ,  Kurs  I,  S.  252ff. ,  betrachtet  das  ganze  Russische 
Recht  als  kirchliches  Werk,  als  Gesetzbuch  für  die  Rechtsprechung,  die 
die  Kirche  in  nichtkirchlichen  Angelegenheiten  über  die  ihrer  Jurisdiktion 
speziell  unterstellten  Leute,  die  sog.  Kirchenleute  —  siehe  dazu  Goetz, 
Kirchenrechtliche  Denkmäler  S.  15,  18,  31,  42,  359  —  ausübte.  Es  sei 
der  Versuch,  die  in  Rußland  geltenden  Rechtsgewohnheiten  den  An- 
schauungen und  Bedürfnissen  der  Kirche  anzupassen ,  S.  258 ,  also  ent- 
standen in  der  Sphäre  der  kirchlichen  Jurisdiktion,  und  schöpfte  seine 
Normen  aus  kirchlichen  wie  nichtkirchlichen  Quellen,  S.  264.  Daß  ich 
diese  Anschauung  nach  meiner  ganzen  Auffassung  für  die  älteste  Re- 
daktion ablehnen  muß ,  bedarf  weiter  keines  Wortes.  Man  hat  auch 
diese  Theorie  speziell  für  die  älteste  Redaktion  genauer  ausgeführt  und 
gesagt,  daß  die  älteste  Redaktion  Ende  des  10.  Jahrhunderts  entstanden 
sei,  gleich  nach  Erlaß  des  kirchlichen  Statuts  Vladimirs  —  über  dieses 
siehe  Goetz,  Kirchenrechtliche  Denkmäler  S.  12  ff.  —  offenbar,  weil  man 
sich  sagen  mußte ,  daß  die  Theorie  zum  Inhalt  der  ältesten  Redaktion 
nicht  paßt.  Den  diesen  Versuch  darbietenden  Aufsatz  von  uiMe.ieBb 
habe  ich  bis  zur  Drucklegung  der  Arbeit  nur  kennen  gelernt  aus  der 
Wiedergabe  seiner  Behauptung  in  rpymeBCBKHß ,  M. :  icxopiÄ  yKpaiHH  PycM  III, 
S.  853S  551. 
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